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Ehwald, Dr., Gerichtsaſſeſſor, Gotha. Zur Lehre vom Mißbrauch der Ge⸗ 
werkſchaftsform, unter beſonderer Berückſichtigung des Coburg⸗Gothaiſchen 
Berggeſetzes vom 23./10. 1899. 161 208. 

Francke, W. Ch., OL GR. a. D., Hannover. Bücherbeſprechungen. 77—80. 
149 — 152. 239. 240. 304—309. 

Helmrich, Kanzleirat, Jena. Anwaltsverzeichnis. 70— 76. Prüfungsſtatiſtik. 
147. 

Körner, Dr., OL GR., Jena. Bücherbeſprechung. 237. 

Lotz, Dr., Landratsamtsaſſeſſor, Gotha. Bemerkungen zu dem Gothaiſchen 
ſogen. Güterzerſchlagungsgeſetz vom 10.j4. 1909. 81—89. 

Ortloff, Dr., LOR a. D., Weimar. Tierhalterhaftung. 90 — 101. 

Sammer, Dr. OL GR., Jena. Bücherbeſprechungen. 152— 160. 237—239. 

Scherer, Dr. RA., Leipzig. Das Rechtsmittel der Reriſion in Zivilſachen 
gemäß der ZPO. in der jetzigen Faſſung. 241 — 266. 

Schmid, Dr. F., AG R., Jena. Ueber die Einleitung des Entmündigungs⸗ 
N beſonders im Falle des $ 649 ZPO. 1—14. Bücherbeſprechung. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Rechtsfällen. 


— 


Ueber die Einleitung des Entmündigungsverfahrens und über 
deren Ablehnung, beſonders im Falle des § 649 ZPO, 


Von Amtsgerichtsrat Dr. F. Schmid, Jena. 


Nach § 649 ZPO. kann das Amtsgericht vor Einleitung des 
Entmündigungs verfahrens die Beibringung eines ärztlichen Zeugniſſes 
. anordnen. Dieſe Beſtimmung erſcheint auf den erſten Blick klar und 
unzweideutig wie wenige. Auch ihr Zweck iſt klar. Er geht, wie 
allgemein anerkannt wird, dahin, daß zweckloſe, den Interdizenden !) 
beunruhigende und ſchädigende Erörterungen abgewehrt werden ſollen 2). 

Es liegt nahe, aus dem Wortlaut und Zweck des Geſetzes zu folgern, 
daß, ſofern das Zeugnis nicht eingeht, ohne Erörterung der Sache 
ſelbſt der Antrag zurückzuweiſen iſt, mit anderen Worten, daß die 
Einleitung des Verfahrens abzulehnen iſt. Dennoch hat die Be⸗ 
ſtimmung in der Praxis zu Zweifeln Anlaß gegeben. 

Ein Grund hierfür liegt u. a. darin, daß die ZPO. in den 
SS 648 bis 650 zwar von einer Einleitung des Entmündigungs⸗ 
verfahrens ſpricht, daß ſie aber keinerlei Anhalt dafür gibt, welchen 
Begriff ſie mit dem Worte verbindet. Sie läßt nicht erkennen, bis 


| 1) Die Zivilprozeßordnung ſpricht von „dem zu Entmündigenden“. Dieſe 
Wortbildung ſtellt ſich als eine hinkende Ueberſetzung, nicht als eine Verdeutſchung 
der lateiniſchen Bezeichnung interdicendus dar. Ihre Anwendung macht den Satz⸗ 
bau derartig ſchwerfällig, daß es wohl gerechtfertigt erſcheint, das Fremdwort bei⸗ 
zubehalten, ſolange nicht ein gutes, den Begriff klar umſchreibendes deutſches Wort 
ſich eingebürgert hat. Allerdings muß zugegeben werden, daß auch das Wort inter- 
dicendus nicht gerade klaſſiſches Latein iſt, doch iſt es auch jedenfalls nicht unlateiniſch. 

2) Das iſt um ſo notwendiger, als die Erfahrung lehrt, daß die Entmündigung 
oft gegen ſolche Perſonen beantragt wird, deren erkranktes Nervenſyſtem großer 
Schonung bedarf, die aber dennoch weitab von einer, die Entmündigung recht⸗ 
fertigenden geiſtigen Erkrankung find. 

Blätter f. Rechtspfl. LIX. N. F. XXXIX. 1 


S 


zu welchem Punkte ſie die, durch den Entmündigungsantrag veran⸗ 
laßte Tätigkeit des Gerichts als Vorbereitung der Einleitung erachtet, 
und von welchem Punkt an das Verfahren als eingeleitet gelten ſoll. 


Bedeutung der Einleitung und deren Ablehnung im allgemeinen. 


Daher iſt zunächſt die Bedeutung der Einleitung des Verfahrens 
und deren Ablehnung im allgemeinen zu erörtern. Dabei iſt voraus⸗ 
zuſchicken, daß die Literatur zur ZPO. wenig Auskunft gibt. Das 
gilt vor allem von den ſyſtematiſchen Darſtellungen. Es mag das 
wohl damit zuſammenhängen, daß das Entmündigungsverfahren mit 
ſeinen den Grundlagen des ordentlichen Zivilprozeſſes vielfach wider⸗ 
ſprechenden Eigentümlichkeiten kein Lieblingsgebiet der Prozeſſualiſten 
iſt. Werden doch z. B. bei Schmidt, Zivilprozeßrecht (2. Aufl. 
S. 270 ff.) dem Entmündigungsverfahren volle 3 Seiten gewidmet ). 
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Bei Eingang eines Entmündigungsantrags hat das Gericht, 
bevor es an die Erörterung der Sache ſelbſt herangeht, zunächſt zu prüfen, 
ob die notwendigen Vorausſetzungen des Verfahrens gegeben find; 
ob ein zuläſſiger Antrag vorliegt (§ 646 ZPO.), und ob die örtliche 
Zuſtändigkeit begründet iſt ($ 648 ZPO.). Erſt wenn dieſe Vorfragen 
erledigt ſind, wird das Gericht an die Sache ſelbſt herangehen. Dieſe 
letztere Tätigkeit wird allgemein als die Einleitung des Verfahrens 
bezeichnet. Es fragt ſich nun, in welcher Form dieſer Uebergang in 
Erſcheinung treten fol. Kleinfeller Zivilprozeß, $ 136 S. 575) 
jagt recht allgemein, die Einleitung ſei eine Handlung des Amtsge⸗ 
richts, ein Beſchluß oder eine ſonſtige Verfügung. Levis (Ent⸗ 
mündigung, S. 190) verlangt, „daß über die Einleitung“ wenigſtens 
ein Aktenvermerk gemacht werde; leider führt er nicht weiter aus, welche 
Stellung dieſer Vermerk im Syſtem des Zivilprozeſſes einnimmt. 


Ganz überwiegend wird die Anſicht vertreten, daß die Einleitung 
des Verfahrens keinen äußerlich hervortretenden Akt darſtellt, daß ſie 
mit dem Eintreten des Gerichts in die ſachlichen Erörterungen ohne 
weiteres gegeben iſt“). Dem iſt zuzuſtimmen. Schon aus dem 


3) Aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes iſt für die Entſcheidung unſerer 
„Frage auch nichts zu entnehmen. Das wird in der Bd. 37 S. 354 der ThürBl. 
wiedergegebenen Entſcheidung des Oberlandesgerichts in Jena dargelegt. 

4) So Struckmann und Koch, Komm. zu 8 646 ZPO., Anm. 4; Gaupp⸗ 
Stein, Komm. zu 8 649, Anm. 1; Friedländer im Archiv für ziviliſtiſche Praxis 
86, 462; Seuffert, Komm. zu $ 646 ZPO. Anm. 1. 
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völligen Schweigen des Geſetzes ift zu entnehmen, daß es einen förm⸗ 
lichen Beſchluß über die Einleitung nicht herbeigeführt wiſſen will; 
anderenfalls hätte es, wie für den die Entmündigung ausſprechenden 
oder ablehnenden Beſchluß, anordnen müſſen, wem er zuzuſtellen iſt 
und ob und wie er anfechtbar iſt. Einzelne Autoren, ſo z. B. Gaupp⸗ 
Stein (Komm. z. § 649 Anm. 1) wollen es in das Ermeſſen des 
Gerichts ſtellen, ob es einen beſonderen Beſchluß über die Einleitung 
erlaſſen will oder nicht ?). Das iſt inſofern eine Halbheit, als auch 
Gaupp⸗Stein die hieraus ſich ergebenden Folgerungen, daß der Ein⸗ 
leitungsbeſchluß zuzuſtellen ſei, und daß die Anfechtung mit Beſchwerde 
in Frage komme, ablehnt. 

Aus der Formloſigkeit der Einleitung ergibt ſich allerdings der 
Uebelſtand, daß Unklarheit darüber beſtehen kann, ob die oder jene 
Erörterung bereits die Einleitung des Verfahrens enthalte, oder ob 
fie nur zu deſſen Vorbereitung diene ). Es kann ſich alſo, beſonders 
bei verwickelten Sachen, empfehlen, in geeigneter Weiſe kenntlich zu 
machen, daß das Gericht in die Erörterung der Sache ſelbſt eintrete. 
So wird es ſich in der Regel empfehlen, die nach S 653 ZPO. zu 
erlaſſende Aufforderung an den Interdizenden mit der Nachricht zu 
verbinden, daß das Verfahren eingeleitet ſei. Auf alle Fälle iſt aber 
feſtzuhalten, daß über die Frage, ob die Einleitung erfolgt ſei oder 
nicht, die Tatſache entſcheidet, nicht das Wort). 

Daß gegen die Einleitung des Verfahrens ein beſonderes 
Rechtsmittel nicht ſtattfindet, wird allgemein anerkannt ). Dieſes Er⸗ 
gebnis iſt ſehr wohl mit der hier vertretenen Anſicht in Einklang zu bringen, 


5) Seuffert, Komm. § 649 Anm. 1 bezeichnet einen Beſchluß mit Recht 
als deplaziert. 

6) Die Frage, ob das Verfahren eingeleitet iſt oder nicht, kann z. B. in dem 
unten weiter zu erörternden beſonderen Fall des $ 649 ZPO. von Bedeutung werden. 

7) Jedenfalls iſt es unzuläſſig, wenn, wie es in der Praxis gelegentlich vor⸗ 
kommt, das Amtsgericht eine gemäß S 650 ausgeſprochene Ueberweiſung mit der 
Begründung zurückweiſt, das Verfahren ſei noch nicht eingeleitet. In der Ueber⸗ 
weiſung liegt unzweideutig eine Auordnung zur Sache ſelbſt, eine Einleitung des 
Verfahrens. Erachtet das um Uebernahme angegangene Gericht die Einleitung für 
unzuläſſig, ſo kann es allerdings unter Hinweis hierauf die Uebernahme ablehnen; 
es kann nicht im Intereſſe des Interdizenden liegen, daß ein in unzuläſſiger Weiſe 
eingeleitetes Verfahren, das ohne Entſcheidung zur Sache eingeſtellt werden muß, 
erſt noch von einem anderen Gerichte übernommen wird. Das Fehlen der Formel, 
daß das Verfahren eingeleitet werde, rechtfertigt dagegen die Verweigerung der Ueber⸗ 
nahme nicht. ö i ae | 

8) So Kleinfeller, Zivilprozeß S. 5755-Gaupp- Stein, 8 649 Anm. 1; 
Struckman nn Koch, $ 648 Anm. 4; RG. ſ. IV. 98 in der JW. 98, 6414. 
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daß die Einleitung des Verfahrens ein tatſächlicher Vorgang, nicht 
eine Entſcheidung iſt. Wäre ſie ein Beſchluß im eigentlichen Sinne, 
ſo würde ſich kaum die Folgerung ablehnen laſſen, daß dem Be⸗ 
teiligten, welcher der Einleitung widerſprochen hat, die Beſchwerde 
gemäß 8 567 ZPO. zuſtehe. Wäre die Einleitung des Verfahrens 
ein äußerlich irgendwie markiertes Moment, ſo hätte es auch nahe⸗ 
gelegen, in 8 1906 BGB. die Anordnung der vorläufigen Vormund⸗ 
ſchaft von dieſem, und nicht nur von der Stellung des Entmündigungs⸗ 
antrags abhängig zu machen. Das iſt aber mit gutem Grunde 
nicht geſchehen. Auch die Motive zu § 1737 des I. Entwurfs 
(BGB. § 1906) reden nur von dem Antrag auf Einleitung des 
Verfahrens. Der Vormundſchaftsrichter kann alſo die vorläufige Vor⸗ 
mundſchaft anordnen, ohne die Einleitung des Verfahrens abzuwarten ). 


II. 

Ergibt die Prüfung des eingegangenen Entmündigungsantrags, 
daß eine der weſentlichen Vorausſetzungen des Verfahrens fehlt, ſo hat 
das Gericht auszuſprechen, daß es nicht in der Lage iſt, der Erörterung der 
Sache näherzutreten, das Verfahren einzuleiten. Darüber, in welcher 
Form das zu geſchehen hat, enthält die ZPO. wiederum keinerlei Vor⸗ 
ſchrift. Es beſteht aber Einhelligkeit darüber, daß die ergehende Ent⸗ 
ſcheidung ein die Inſtanz beendigender Beſchluß iſt. Dieſer darf aber 
nicht mit dem die Entmündigung aus ſachlichen Gründen ablehnenden 
Beſchluß des § 663 ZPO. verwechſelt werden 100. Auf ihn findet 
auch nicht die Vorſchrift des 8 663 ZPO. Anwendung, daß die An⸗ 
fechtung nur mittels der ſofortigen Beſchwerde erfolgen könne. Es 
beruht lediglich auf einer Verwechſelung, wenn einige Autoren auch 
den die Einleitung ablehnenden Beſchluß der Vorſchrift des 8 663 ZPO. 
unterſtellen ). Es iſt vielmehr gemäß § 567 ZPO. die friſtloſe Be⸗ 
ſchwerde gegeben, welche dem abgewieſenen Antragſteller ſowie dem 
Staatsanwalt zuſteht. | 


9) Vgl. hierzu Planck, Kommentar zu § 1906 BGB. Anm. 1a. Mit 
Recht wird hier übrigens darauf hingewieſen, daß der Vormundſchaftsrichter regel⸗ 
mäßig die Einleitung abwarten wird; er kann aber auch ſelbſtändig prüfen, ob die 
Vorausſetzungen der Einleitung für den Prozeßrichter gegeben ſind oder nicht. 

10) So Friedländer, Archiv Prax. 86, S. 462; Levis, Entmündigung 
190; Peterſen⸗Anger, 8 648 Anm. 4, 8 663 Anm. 3; Gau pp⸗Stein, 
8 649 Anm. II. | 

11) So Kleinfeller, Zivilprozeß, S. 575; anſcheinend auch Daude, Ent- 
mündigung S. 37; dagegen OLG. Jena in den Bd. 37, ©. 354 der Thür Bl. wieder⸗ 
gegebenen Entſcheidung. f 
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Die Prüfung, ob die Vorausſetzungen des Verfahrens gegeben 
ſind, erfolgt zweckmäßig vor dem Eintreten in die ſachlichen 
Erörterungen; die Einleitung des Verfahrens wird daher regelmäßig 
abgelehnt werden, bevor ſolche Erörterungen ſtattgefunden haben. 
Es iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß das Gericht auch fpäter 
noch in die. Lage verſetzt wird, den Antrag ohne Entſcheidung 
in der Sache ſelbſt abzulehnen. Daß dem Gericht dieſe Bes 
fugnis zuſteht, liegt für den Fall auf der Hand, daß der Antrag 
auf Entmündigung wieder zurückgezogen wird, und dadurch eine Vor⸗ 
ausſetzung der Einleitung wieder wegfällt (Gaupp⸗Stein, Kommen⸗ 
tar, 8 649 Anm. 2). Das Gleiche muß aber auch dann gelten, 
wenn das Gericht verſpätet erkennt, daß eine jener Vorausſetzungen 
nicht vorhanden war. Es wäre widerſinnig, das Gericht an die ein⸗ 
mal erfolgte Einleitung dergeſtalt zu binden, daß es nunmehr genötigt 
wäre, die ſachlichen Erörterungen weiterzuführen, obwohl es erkannt 
hat, daß ihm die Befugnis zu einer Entſcheidung in der Sache ſelbſt, 
ſei es wegen mangelnder Zuſtändigkeit oder mangels eines wirk⸗ 
ſamen Antrags, abgeht. Auch in dieſem Falle iſt das Verfahren 
durch einen in der Sache ſelbſt nicht entſcheidenden, mit einfacher 
Beſchwerde anfechtbaren Beſchluß zu beenden. Allerdings kann in 
einem ſolchen Fall nicht mehr von der Ablehnung der Einleitung die 
Rede ſein; es wird die Einſtellung des Verfahrens auszuſprechen ſein. 


III. 


Was hier von der Einleitung des Verfahrens geſagt iſt, findet 
entſprechende Anwendung, wenn der Antrag auf Wiederaufhebung 
der Entmündigung in Frage iſt. Auch hier hat das Gericht zunächſt 
zu prüfen, ob die Vorausſetzungen einer ſachlichen Prüfung, in 
erſter Linie ein wirkſamer Antrag und die örtliche Zuſtändigkeit, 
gegeben ſind. Das Gericht iſt auch hier in der Lage, mangels jener 
Vorausſetzungen ohne Entſcheidung zur Sache ſelbſt die Einleitung 
des Aufhebungsverfahrens abzulehnen. Ein ſolcher Beſchluß enthält 
ebenſowenig die Ablehnung der Aufhebung ſelbſt, wie die Ablehnung 
der Einleitung des Entmündigungsverfahrens eine Ablehnung der 
Entmündigung enthält. Es findet daher gegen einen, die Einleitung 
des Aufhebungsverfahrens ausſprechenden Beſchluß gleichfalls die ein⸗ 
fache Beſchwerde ſtatt, der Entmündigte iſt nicht etwa gemäß 
§ 679 EVD. auf den Weg der Klage angewieſen 1). 

12) So Gaupp⸗Stein, Komm. $ 678 Anm. II; OLG. Jena, in den 


ThürBl. 37, 354; anderer Anſicht anſcheinend ON G. Dresden in Sächſ. OLG. 22, 
547; über dieſe Entſcheidung vgl. das weiter unten bei Anm. 23 Geſagte. 
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Die Einleitung des Verfahrens und deren Ablehnung im be- 
fonderen Fall des 8 649 ZpO. 


I. 


Das Gericht iſt befugt, vor Einleitung des Verfahrens dem 
Antragſteller die Einreichung eines ärztlichen Zeugniſſes aufzugeben. 
Das Geſetz hat es unterlaſſen, die Folge anzugeben, welche bei Nicht⸗ 
befolgung dieſer Auflage eintritt. Der Wortlaut und der Zweck des 
Geſetzes drängen aber zu dem Schluß, daß auch in dieſem Falle, 
ebenſo wie beim Mangel eines wirkſamen Antrags oder der Zuſtändig⸗ 
keit, die Einleitung des Verfahrens abzulehnen iſt; es fehlt an einer 
Vorausſetzung für die Einleitung. 

Es darf jedoch nicht überſehen werden, daß der Fall des § 649 
den eben erwähnten anderen Fällen, in denen die Einſtellung auszu⸗ 
ſprechen iſt, nicht in allen Stücken gleich ſteht. Die Einforderung 
des Zeugniſſes iſt in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt; die Ein⸗ 
reichung iſt aber keine geſetzlich notwendige Vorausſetzung des 
Verfahrens, es kann daher jederzeit davon abgeſehen werden. Es 
darf aus § 649 CPO. nicht etwa gefolgert werden, daß das Gericht 
ebenſo wie es nachträglich ſeine Zuſtändigkeit erörtern und bei deren 
Mangel das eingeleitete Verfahren einſtellen darf, auch nach der 
Einleitung des Verfahrens die Einreichung eines ärztlichen Zeugniſſes 
vorſchreiben und aus der Nichtbefolgung dieſer Auflage Folgerungen 
ziehen dürfe. Der Wortlaut des Geſetzes gibt dem Gericht die Befugnis 
zur Einforderung nur vor Einleitung des Verfahrens, und es beſteht 
kein Grund, das Geſetz über ſeinen Wortſinn hinaus auszudehnen. 
Iſt das Verfahren einmal eingeleitet, ſo hat das Gericht ſich ſeiner 
Befugnis begeben 18). 

II. 


Hat das Gericht von der in § 649 ihm erteilten Befugnis 
Gebrauch gemacht, ſo ergibt ſich die weitere Frage, wie lange der 
Antragſteller zur Beibringung des Zeugniſſes Zeit hat. Das Geſetz 
gibt dem Gericht die Befugnis zur Friſtſetzung nicht ausdrücklich, 
doch muß ſie ihm als ſelbſtverſtändlich zugeſtanden werden; würde 


—— — — 


13) So Os G. Dresden, Rechtſpr. d. OLG. 5, S. 449; dasſelbe Sächſ. An⸗ 
nalen 22, S. 547. Der Zweck des Geſetzes fordert es allerdings, die Einſchränkung nicht 
allzu wörtlich zu nehmen. Das Gericht iſt jedenfalls befugt, nach Eingang eines Ent⸗ 
mündigungsantrags Aufklärungen einzuziehen, insbeſondere vom Antragſteller ſelbſt, 
um nach deren Eingang darüber zu entſcheiden, ob das Verfahren ohne ein ärzt⸗ 
liches Zeugnis eingeleitet werden kann oder nicht. 
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doch andernfalls der Antragſteller in der Lage fein, die Entſchließung 
über die Eröffnung des Verfahrens auf unbegrenzte Zeit in der 
Schwebe zu erhalten. 

Die dem Antragſteller geſetzte Friſt iſt eine richterliche, welche 
verlängert werden kann. Ihr Ablauf zieht nach dem entſprechend an⸗ 
zuwendenden $ 230 ZPO. die Verſäumnisfolge nach fi, der 
Ablauf der Friſt rechtfertigt ohne weiteres die Ablehnung der Ein- 
leitung. 
Will das Gericht 8 649 3] O. anwenden, fo wird es ſich 
empfehlen, zwecks Vermeidung von Verſchleppungen die Friſtſetzung 
gleich mit der an den Antragſteller ergehenden Aufforderung zu 
verbinden 1%). 

III. 

Gegen die Bemeſſung der Friſt iſt, wie gegen die Anordnung 
aus § 649 ZPO. überhaupt, die friſtloſe Beſchwerde gegeben, 
Dieſe kann u. a. darauf geſtützt werden, daß die Einforderung des 
Zeugniſſes nach Lage der Sache überflüſſig ſei; daß die geſetzte Friſt 
zu kurz ſei 1). Der Entmündigungsantrag begehrt die Einleitung 
des Verfahrens auf Grund der darin vorgebrachten Tatſachen. 
Macht das Gericht die Einleitung von weiteren Erforderniſſen abhängig, 
z. B. von der Einreichung eines Zeugniſſes, ſo lehnt es damit das 
Geſuch um Einleitung, ein das Verfahren betreffendes Geſuch, ſo 
wie es vorliegt, zurzeit ab ($ 567 ZPO.) Es beſteht kein Anlaß 
die Beſchwerde nur gegen die nach Ablauf der geſetzten Friſt ergehende 
endgültige Ablehnung zuzulaſſen 16), und fo das Verfahren zu ver⸗ 
ſchleppen. 

IV. 

Von dem Inhalt des eingereichten Zeugniſſes hängt es ab, 
ob das Gericht das Verfahren einzuleiten hat oder nicht. Ueber den 
Maßfſtab, welcher bei der hierbei erforderlichen vorläufigen Sad. 
prüfung anzulegen iſt, ſagt das Gericht nichts. Hierzu iſt im ein nen 
folgendes auszuführen. 


14) So auch Friedländer ArchCivPrax. 86. S. 462 f. Bemerkt 
ſei, daß es ſich empfehlen wird, die Friſt nicht zu kurz zu bemeſſen. Es muß 
den Schwierigkeiten Rechnung getragen werden, welche ſich der Beſchaffung des 
Zeugniſſes häufig entgegenſtellen werden. 

15) So LG. Weimar in Sachen W., AG. Jena E. 10/09, Beſchluß vom 
März 10. 

16) So Gaupp⸗Stein 8 649, bei Note 12, O8 G. Dresden in Sächſ. 
Annalen 22, S. 547. 
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A. Hinſichtlich der Perſon, von welcher das Zeugnis audzuſtellen 
iſt, beſteht nur das Erfordernis, daß ſie ein Arzt ſei, ſelbſtverſtändlich 
ein approbierter Arzt. Dem Geſetz iſt alſo Genüge geſchehen, wenn ein 
Spezialiſt für Augen⸗ oder Ohrenleiden das Zeugnis ausſtellt. Das 
Gericht muß ſich mit dem Zeugnis eines jeden Arztes zufriedengeben, 
es hat keinerlei Befugnis, auf die Auswahl des Arztes einzuwirken 17. 

Ein ebenſo bedauerlicher Mangel iſt es, daß in § 654, 655 ZPO. 
lediglich von der Zuziehung von Sachverſtändigen die Rede iſt, ohne daß 
der Kreis der Perſonen, welche das Geſetz als Sachverſtändige aner⸗ 
kennen will, genauer umſchrieben wird. Das Gericht verſtößt daher 
der Form nach nicht gegen die Vorſchrift des $ 655 ZPO., wenn 
es die Entmündigung auf Grund des Gutachtens eines Phrenologen 
oder Exorziſten hin ausſpricht. 

B. Spricht ſich das eingereichte ärztliche Zeugnis für das Vor⸗ 
handenſein einer geiſtigen Störung aus, ſo iſt das Gericht hieran 
in gewiſſem Sinne gebunden 18). Die ZPO. kennt eine materielle 
Vorprüfung des Entmündigungsantrags, die zur Ablehnung der Ein⸗ 
leitung des Verfahrens mangels ſachlicher Begründung führen könnte, 
im allgemeinen nicht. Auf letztere würde es hinauslaufen, wenn das Ge⸗ 
richt befugt wäre, an dem eingereichten ärztlichen Zeugnis Kritik zu üben, 
dem Ausſteller die erforderliche Sachkunde oder die Glaubwürdigkeit 
abzuſprechen, und aus dieſem Grunde die Einleitung abzulehnen. 
Dem Erfordernis des § 649 ZPO. iſt Genüge geleiſtet, wenn das 
eingereichte Zeugnis ſich für die Einleitung ausſpricht. Alsdann muß 
das Gericht das Verfahren ſelbſt dann einleiten, wenn es glaubt, 
dem Zeugnis irgendwelche Beweiskraft nicht beimeſſen zu ſollen. 

17) Auch hier tritt in Erſcheinung, daß die Bedeutung der Piychintrie als 
einer Sonderdiſziplin bis in die neueſte Zeit bedenklich unterſchätzt worden iſt. Daß ein 
Pſychiater nicht berufen tft, über die Notwendigkeit einer Laparotomie zu entſcheiden, 
iſt jedem Laien bekannt. Ebenſo müßte auch anerkannt werden, daß der Chirurg 
keine Autorität auf dem Gebiete der Piychiatrie iſt. Allerdings iſt für die Zukunft 
eine Beſſerung zu erwarten. In neuerer Zeit iſt die Pſychiatrie unter die Fächer 
aufgenommen worden, in denen beim mediziniſchen Staatsexamen geprüft wird; 
es iſt daher zu erwarten, daß in Zukunft ein jeder Arzt wenigſtens mit den Grund⸗ 
lagen der Piydjiatrie vertraut fein wird. 

18) In der Praxis wird es ſich empfehlen, darauf hinzuwirken, daß der Antrag⸗ 
ſteller die vom Arzte zu beantwortende Frage dieſem gegenüber richtig faßt. Das 
Zeugnis hat nicht die Frage zu beantworten, ob eine die Geſchäftsfähigkeit beein⸗ 
fluſſende geiſtige Störung vorliegt oder nicht. Hierüber hat der im Verfahren 
ſelbſt zu vernehmende Sachverſtändige zu entſcheiden. Von dem Zeugnis kann und 
darf nicht mehr verlangt werden, als daß es ſich darüber ausſpricht, ob ein genü⸗ 
gender Anhalt für die Annahme einer ſolchen Störung gegeben iſt oder nicht. 


2:1, 


Dieſes Ergebnis iſt freilich kein zufriedenſtellendes, allein das Geſetz 
bietet dem Richter keinen Anhalt, ſich durch die Ablehnung der Ein⸗ 
leitung über die ärztliche Autorität hinwegzuſetzen 19. 

C. Anders ſteht der Richter der Sachlage gegenüber, wenn das 
ärztliche Zeugnis unentſchieden lautet, oder eine geiſtige Erkrankung 
in Abrede ſtellt. Es liegt auf der Hand, daß es in ſolchem Falle 
die Einleitung ablehnen darf. Es iſt aber nicht gezwungen, dem 
Arzte zu folgen und abzulehnen; es kann, ebenſo wie es von der 
Beiziehung des Zeugniſſes ganz abſehen kann, dieſes auch ſpäter bei⸗ 
ſeite ſetzen, und im Widerſpruch mit ſeinem Inhalt das Verfahren 
einleiten. Das kann um ſo weniger bezweifelt werden, als, wie oben 
dargelegt wurde, die Einleitung des Verfahrens mit einem Rechts⸗ 
mittel nicht anfechtbar iſt. Es kann daher nur die Frage aufgeworfen 
werden, inwieweit es zweckmäßig ſein kann, auch ohne einen feſten 
Anhalt im ärztlichen Zeugnis jenen einſchneidenden, für die Lage 
des Interdizenden vielleicht verhängnisvollen Schritt zu tun. Das 
iſt aber eine Frage, die nur von Fall zu Fall, nicht nach einer all⸗ 
gemeinen Formel entſchieden werden kann. So iſt es bedenklich, wenn 
Levis auf die Analogie des Eröffnungsbeſchluſſes hinweiſt 2“). Er 
meint, es müſſe ein „hinreichend begründeter Verdacht“ für das Vor⸗ 
handenſein einer geiſtigen Störung vorliegen. Nimmt man dieſe 
Worte, wie Levis will, in der ihnen in der Strafprozeßordnung zu⸗ 
kommenden Bedeutung, ſo muß man zu falſchen Ergebniſſen kommen. 
Bei der Entſcheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens liegt 
das Ergebnis des eingeleiteten Vorverfahrens vor, zur Begründung 
des hineichenden Verdachts im Sinne der StPO. muß daher viel 
mehr gefordert werden, als beim Entmündigungsverfahren in dem 
Zeitpunkt vorliegen kann, in welchem ſich der Richter über die Ein⸗ 
leitung ſchlüſſig machen muß. 

Häufig wird das Gericht dem Umſtand Rechnung tragen müſſen, 
daß es bei manchen Formen der geiſtigen Erkrankung außerordentlich 
ſchwer iſt, deren ſichere Anzeichen bei dem ſich frei bewegenden, der 
genauen Beobachtung ſich mißtrauiſch entziehenden Interdizenden . 


19) Es ergibt ſich hieraus der Uebelſtand, daß der Antragſteller es in der 
Hand hat, ſich mit ſeinem Anliegen an eine ganze Reihe von Aerzten nacheinander 
zu wenden, bis es ihm gelingt, ein Zeugnis zu erhalten, das ſeinen Abſichten dien⸗ 
lich iſt. Von den anderen, im entgegengeſetzten Sinne ſich ausſprechenden Zeugniſſen 
erfährt das Gericht leider nichts. 

20) Levis, Entmündigung S. 180. Dagegen mit Recht Gaupp⸗Stein, 
Komm. zu $ 649 Anm. III. a N 
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zuſtellen. Das Gericht wird ſich daher vielfach auch bei noch völlig 
ungeklärter Sachlage zur Einleitung des Verfahrens entſchließen 
müſſen 2). Es darf nicht einſeitig darauf Rückſicht genommen werden. 
daß dem Interdizenden die Aufregung eines ergebnisloſen Entmün⸗ 
digungs verfahrens erſpart werde; es kann ein weit überwiegendes 
Intereſſe daran beſtehen, daß dem im Anfangsſtadium geiſtiger Er⸗ 
krankung ſtehenden Interdizenden der Schutz der Entmündigung recht⸗ 
zeitig zuteil werde. 
V. 

Schon im Eingang wurde geſagt, daß Wortlaut und Zweck des 
§ 649 ZPO. darauf hinweiſen, daß das Gericht, wenn das ärztliche 
Zeugnis nicht eingeht, durch Beſchluß auszuſprechen hat, daß es, ohne in 
die materielle Prüfung der Sache einzugehen, die Einleitung des 
Verfahrens ablehne. Das gleiche muß, nach den unter IV. C ge⸗ 
gebenen Ausführungen, in dem Falle gelten, wenn das ärztliche 
Zeugnis einen genügenden Anhalt nicht bietet. Wie noch weiter an⸗ 
zuführen ſein wird, ſetzt die Entſcheidung in der Sache ſelbſt, und 
zwar auch die die Entmündigung ablehnende, eine von der ZPO. 
bis ins einzelne geordnete Sachprüfung voraus. Da es der Zweck 
des Geſetzes iſt, daß dieſe Prüfung unter gewiſſen Vorausſetzungen 
unterbleibt, ſo ergibt ſich die Folgerung, daß es auch nicht der Wille 
des Geſetzes iſt, daß unter ſolchen Umſtänden eine Entſcheidung in der 
Sache ſelbſt ergeht. | | 

So einleuchtend dieſe Folgerung iſt, und fo befriedigend ihr 
praktiſches Ergebnis iſt, ſo wird ſie doch durchaus nicht allgemein 
gebilligt. Es wurde ſchon darauf hingewieſen, daß eine Reihe von 
Autoren in jeder, dem Entmündigungsantrag nicht entſprechenden 
Entſcheidung eine Ablehnung der Entmündigung ſelbſt erblicken. 
Dieſe müſſen in dem im Falle des § 649 ergehenden ablehnenden 
Beſcheid folgerichtig ebenfalls eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt 
erblicken. Aber auch andere Autoren vertreten dieſe Anſicht für den 
Sonderfall des 8 649 CPO., fo z. B. Gaupp⸗Stein in den 
älteren Auflagen 22). 


21) Jedem in Entmündigungsſachen erfahrenen Richter werden Fälle er- 
innerlich ſein, in denen ein Interdizend, dem von Laien und Aerzten beſtätigt wird, 
daß man an ihm nie Spuren geiſtiger Erkrankung wahrgenommen habe, bei ein⸗ 
gehender Vernehmung die völlige geiſtige Verwirrung offenbart. 

22) Gaupp⸗Stein! 8 649 Anm. II; ferner Landgericht Weimar, Ent⸗ 
ſcheidung in Sachen W. AG. Jena E. 10/09, vom März 1910, unter Berufung 
auf die in den älteren Auflagen von Gau pp⸗Stein vertretene Anſicht. 


9 


Die hier vertretene Anſicht überwiegt jedoch durchaus, und auch 
der Kommentar von Gaupp⸗Stein hat ſich ihr in den neueren 
Auflagen angeſchloſſen 23).. 

Iſt die Ablehnung der Einleitung auch im Falle des § 649 308. 
keine Entſcheidung in der Sache ſelbſt, ſo ergibt ſich weiter, daß auf 
fie, ebenſo wie auf die Ablehnung wegen Unzuſtändigkeit, die 
Vorſchrift des § 663 ZPO. keine Anwendung findet. Die 
Ablehnung iſt alſo mit der einfachen Beſchwerde anfechtbar 2). 


VI. | 

Die Vorſchrift des § 649 ZPO. gehört zu denjenigen, welche 
in dem die Aufhebung der Entmündigung bezweckenden Verfahren 
entſprechend anzuwenden ſind. Daher iſt auch die Entſcheidung, 
welche auf Grund des § 649 die Einleitung des Aufhebungsverfahrens 
wegen Nichteinreichung des ärztlichen Zeugniſſes ablehnt, keine Sach⸗ 
entſcheidung, ſie bedeutet nicht die Ablehnung der Aufhebung. Auch 
fie iſt daher mit der einfachen Beſchwerde anfechtbar 25); die in 
§ 679 3 O. zugelaſſene Anfechtungsklage iſt hier ausgeſchloſſen. 


VII. 


Der gemäß § 649 ergebende Ablehnungsbeſchluß iſt, da er nicht 
verkündet werden kann, zuzuſtellen. Das wird allgemein anerkannt, 
doch gehen die Anſichten hinſichtlich der Frage, wem zuzuſtellen 
ſei, auseinander. Daß die Zuſtellung an den Staatsanwalt 


23) So Seuffert, Komm. § 649, Anm. 2; Struckmann und Koch, 
5 649 Anm. 1; Levis, Entm. S. 186 f; Friedländer, ArchCivPrax. 86, S. 462 f; 
Kleinfeller, Zivilprozeß S. 575 — der aber auffallenderweiſe trotzdem nur die ſofortige 
Beſchwerde zulaſſen will; OLG. Dresden, OL GRſpr. 5, 449; etwas unbeſtimmt — 
wenigſtens in den älteren Auflagen — Peterſen⸗ Anger, 8 649 Anm. 1, 5 663 
nm. 3; ON G. Jena, ThürBl. 37, S. 354; anderer Anſicht Daude, Entmündigung 
S. 37. Ob die Entſcheidung des OLG. Dresden, welche in SächſOL G. 22, S. 547 
wiedergegeben iſt, für die abweichende Anſicht geltend gemacht werden kann, iſt 
zweifelhaft. Sie betrifft einen Fall, in welchem das Amtsgericht nach Erhebung 
von Beweiſen ein ärztliches Zeugnis eingefordert hatte; ſie behandelt die unter 
ſolchen Umſtänden ergehende Ablehnung als eine Entſcheidung der Sache ſelbſt. 
Da ſomit das Verfahren bereits eingeleitet war, iſt es nicht gerechtfertigt, die Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. auf alle Fälle des 8 649 CPO. auszudehnen. 

24) So Gaupp⸗Stein, $ 649 Anm. II; Peterſen⸗Anger, $ 649 
Anm. 1 (nicht ganz unzweideutig), und 8 663 Anm. 3; Friedländer, 
Arch CivPrax. 86, S. 462 f.; Levis, Entmündigung, S. 190; anderer Meinung 
Daude, Entmündigung, S. 37, und Kleinfeller, Zivilprozeß, S. 575, 
welcher unter Berufung auf 8 663 CPO. nur die ſofortige N zulaſſen. 

25) So DRG. Jena, ThürBl. 37, S. 354. 


und an den Antragſteller erfolgen muß, wird allgemein anerkannt. 
Allein es fragt ſich, ob nicht auch dem Interdizenden zuzuſtellen iſt. 
Das iſt nicht ausdrücklich vorgeſchrieben. Auch verſagt hier die 
beim Staatsanwalt und Antragſteller in Betracht kommende Erwägung, 
daß eine Verfügung demjenigen, der zur Anfechtung berechtigt iſt, 
bekannt gegeben werden muß,) denn dem Interdizenden ſteht eine 
Beſchwerde gegen die Ablehnung nicht zu. Die entſprechende An⸗ 
wendung der allgemeinen Vorſchriften der ZPO. auf unferen Sonder- 
fall legt es aber nahe, daß der nicht verkündete Ablehnungsbeſchluß 
auch dem Antragſteller als dem am Verfahren in erſter Linie In⸗ 
tereſſierten zuzuſtellen iſt. Man kann ihn nicht darauf verweiſen, 
durch Geſuche um Akteneinſicht ſich Gewißheit darüber zu verſchaffen, 
ob das gegen ihn beantragte Entmündigungsverfahren einen formellen 
Abſchluß gefunden hat oder nicht, ob er mit der Verhängung der 
vorläufigen Vormundſchaft noch zu rechnen hat oder nicht 20). 


Inm folgenden ſoll verſucht werden, die hier vertretene Anſicht 
in einzelnen Punkten eingehender zu begründen. Dabei iſt voraus⸗ 
zuſchicken, daß die oben angeführten Belege aus Rechtslehre und 
Rechtſprechung eine genauere Begründung faſt durchweg vermiſſen 
laſſen ??). Das gift vor allem von der Anſicht, daß die im Falle 
des § 649 ergehende Entſcheidung eine Ablehnung der Entmündigung 
im Sinne des § 663 ZPO. ſei. Dadurch rechtfertigt ſich die vom 
OL G. Jena ausgeſprochene Vermutung, daß jene Anſicht auf eine 
ungenügende Unterſcheidung zurückzuführen ſei. 

Zunächſt ſei nochmals darauf hingewieſen, daß das Geſetz ſelbſt 
für die hier abgelehnte Auslegung nicht den geringſten Anhalt bietet. 
Wenn das Gericht befugt iſt, vor Einleitung des Verfahrens die 
Einreichung eines Zeugniſſes zu verlangen, ſo iſt es berechtigt, 
das Verfahren ſo lange nicht einzuleiten, als das Zeugnis nicht vor⸗ 
liegt. Steht es für das Verfahren, z. B. durch Friſtablauf, feſt, 
daß das Zeugnis nicht eingeht, ſo hat das Gericht auszuſprechen, 
daß die Einleitung nicht erfolgt, daß ſie abgelehnt wird. Läßt man 
dieſe Folgerung nicht zu, ſo kommt man zu dem unhaltbaren Ergeb⸗ 
nis, daß der Entmündigungsantrag, falls das Zeugnis nicht ein« 


-—— 


26) Das hier Ausgeführte findet auch auf die anderen Fälle Anwendung, in 
denen die Einleitung abgelehnt wird. 

27) Eine Ausnahme macht die mehrfach erwähnte Entſcheidung des Os. 
Jena, Thür Bl. 37, 354. 
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geht, doch auf unbegrenzte Zeit anhängig bleibt, ohne daß der 
Interdizend ſich hiergegen und gegen die daraus für ihn ſich 
ergebenden Rechts nachteile wehren kann. 

Zu der hier vertretenen Anſicht führen aber auch innere Gründe. 
Allerdings finden die Gründe, welche die Ablehnung der Einleitung 
z. B. im Falle der Unzuſtändigkeit gebieten, hier nicht unbeſchränkte 
Anwendung; es iſt zu beachten, daß das Gericht das Zeugnis als 
Vorausſetzung des Verfahrens verlangen kann, nicht aber verlangen 
muß. Dieſem Unterſchied wird aber damit ſchon genügend Rechnung 
getragen, daß man dem Gericht die Befugnis einräumt, die gemäß 
§ 649 gemachte Auflage wieder fallen zu laſſen. Weitere Folgerungen 
dürfen daraus nicht gezogen werden. 

Mit einem Schein von Berechtigung kann allerdings geſagt 
werden, daß derjenige, welcher ein ärztliches Zeugnis überhaupt nicht 
oder nur ein ſolches mit ungenügendem Inhalt beibringt, beweisfällig 
ſei, daß daher ihm gegenüber eine Entſcheidung der Sache ſelbſt ge⸗ 
rechtfertigt ſei. Dieſe Folgerung enthält jedoch eine unzuläſſige Herüber⸗ 
ziehung von Grundſätzen des Parteiprozeſſes, für welche im Entmün⸗ 
digungs verfahren kein Raum iſt. Dieſes Verfahren iſt, ſoweit es 
vor dem Amtsgericht ſtattfindet, durchaus als Offizialverfahren aus⸗ 
gebildet; das Amtsgericht hat die zur Feſtſtellung des Tatbeſtands er⸗ 
forderlichen Ermittelungen von Amts wegen anzuſtellen; es iſt dabei, 
im Gegenſatz zum Parteiprozeß, an die von den Beteiligten aufge⸗ 
ſtellten Behauptungen und beigebrachten Beweismittel nicht gebunden. 
Daher kann das Geſetz nicht, ſeinem Wortlaut zuwider, dahin aus⸗ 
gelegt werden, daß es in § 649 dieſen Grundſatz durchbreche und 
den Richter anweiſe, eine Entſcheidung in der Sache ſelbſt zu geben, 
ohne in deren Prüfung eingetreten zu ſein. Aus einer ſolchen ver⸗ 
fehlten Auslegung würden ſich zudem durchaus zweckwidrige Folgerungen 
ergeben. | 

Wäre die Entſcheidung im Falle des § 649 eine Ablehnung 
der Entmündigung im Sinne des § 663 ZPO., fo würde, ohne 
jede Sacherörterung, eine der Rechtskraft fähige Entſcheidung ergehen. 
Die Feſtſtellung, daß die Vorausſetzungen der Entmündigung zur Zeit der 
Beſchlußfaſſung nicht gegeben ſeien, würde mit Ablauf der Beſchwerde⸗ 
friſt in Rechtskraft übergehen; ſie würde einem weiteren Entmün⸗ 
digungsantrag, der ſich auf die gleichen Tatſachen ſtützt, auch dann 
entgegenſtehen, wenn der Antrag von anderer Seite, z. B. vom 
Staatsanwalt, geſtellt, und das ärztliche Zeugnis nachträglich bei⸗ 
gebracht wird, und wenn zuverläſſige Beweiſe angeboten werden. 
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Dieſe Wirkung würde eintreten, ohne daß irgendwelche Sach⸗ 
prüfung ſtattgefunden hat 29. 

Die abgelehnte Anſicht führt weiter zu einem unlösbaren Wider⸗ 
ſpruch mit anderen, das Entmündigungsverfahren betreffenden Be⸗ 
ſtimmungen. Nach 8 653 ZPO. hat das Gericht von Amts wegen 
Ermittlungen vorzunehmen. Nach § 654 ZPO. iſt der Interdizen d 
perſönlich zu vernehmen. Beiden Vorſchriften muß nach dem klaren 
Wortlaut des Geſetzes genügt ſein, bevor gemäß § 663 eine Ent⸗ 
ſcheidung in der Sache gegeben werden darf; ſie müſſen nicht bloß, 
wie die, die Vernehmung von Sachverſtändigen betreffende Vorſchrift 
des § 655 ZPO. nur dann befolgt werden, wenn die Entſcheidung 
auf Entmündigung ergehen fol). Nun iſt es gerade der allgemein 
anerkannte Zweck des § 649, ſolche Erörterungen in den Fällen, in 
denen ſie vorausſichtlich ergebnislos verlaufen, von vornherein abzu⸗ 
ſchneiden. Daß die Zulaſſung einer Sa chentſcheidung im Falle des 
§ 649 ZPO. eine Durchbrechung der Vorſchriften der § 653, 654 
ZPO. enthalte, konnte der Geſetzgeber weder überſehen noch mit Still- 
ſchweigen übergehen. 

Endlich ſei noch auf eine weiter abliegende, aber immerhin be⸗ 
achtenswerte und vom Geſetzgeber ohne Zweifel nicht gewollte Fol⸗ 
gerung hingewieſen, welche ſich aus der gegneriſchen Anſicht ergeben 
würde. Im Verfahren zwecks Aufhebung der Entmündigung findet 
8 649 ZPO entſprechende Anwendung. Daher wäre auch die, mangels 
Einreichung des Zeugniſſes durch den Interdizenden ergehende Ent⸗ 
ſcheidung eine Entſcheidung der Sache ſelbſt; ſie würde nicht mit der 
einfachen Beſchwerde anfechtbar ſein, ſondern nur mit der in 8 679 
ZPO. zugelaſſenen Klage. 

Der Entmündigte würde auf das für ihn und für die Staats⸗ 
kaſſe koſtſpielige ſtrittige Verfahren verwieſen ſein. Dieſes Verfahren 
würde zudem noch gar nicht am Platze ſein; es iſt dazu beſtimmt, 
das Ergebnis des Offizialverfahrens nachzuprüfen; ein ſolches hat 
aber in dem angeführten Falle noch gar nicht ſtattgefunden. 


28) Wenn das eingereichte Zeugnis nicht den, die Einleitung rechtfertigenden 
Inhalt hat, erfolgt die Ablehnung allerdings ſcheinbar nach einer Sachprüfung. 
Allein die ZPO. mißt dem gemäß § 649 beigebrachten Zeugnis keinerlei entſcheidende 
Bedeutung in der Sache ſelbſt bei. Man kann ſagen, die Bedeutung des $ 649 
gehe dahin, daß die Einleitung von der Tatſache abhängig gemacht werden könne, 
daß ein Arzt ſich dafür ausſpreche. 

29) Kleinfeller, Zivilprozeß S. 576. 
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Abgabe und Uebernahme von Vormundſchaften. 
Eine Mahnung an Vormundſchaftsrichter. 
Von Oberlandesgerichtsrat Richard Deinhardt. 


Wenn ſich Parteien ſtreiten, ſo iſt das für den Richter meiſt kein 
angenehmes Schauſpiel. Der Menſch zeigt ſich da zuweilen nicht 
von der beſſern Seite, die ja ſchließlich jeder hat, ſondern eher von 
den Nachtſeiten des Lebens. Das liebe Ich wird zu ſehr betont. 
Eitelkeit, Selbſtſucht, Eigenſinn, Rechthaberei, Empfindlichkeit, perſön⸗ 
liche Bedürfniſſe machen ſich breit; daß auch der Nächſte und die 
Allgemeinheit Rückſicht verdienen, daß nach kurzer Zeit die eigene 
Ueberſchätzung verflogen iſt, daß man eine Sache auch anders anſehen 
kann, dafür ſind ſo viele oft blind. Und doch beſteht das Dorf weiter, 
wenn auch nicht jeder Stank, jede Zänkerei vors Gericht kommt. 
So die Parteien. 

Streiten ſich nun gar die Behörden untereinander, ſo erhöht 
das keineswegs ihr Anſehn, fördert auch nicht die Staatszwecke. Jede 
Behörde kämpft aber zunächſt einmal um ihre Anerkennung, ihre 
Stellung zu andern, ſo ſcheints die allgemein deutſche und von der 
Univerſität her gepflegte Raufluſt zu fordern. Die Zuſtändigkeits⸗ 
fragen, die Reibereien zwiſchen den Behörden verſchlingen ſchon einen 
großen Teil ihrer Kräfte. Ein herrliches Wort, die Zuſtändigkeit, 
beinahe fo ſchön wie Aktiv- und Paſſivlegitimation, Abweiſung an⸗ 
gebrachtermaßen u. dgl., zum Ergötzen des Aktenmenſchen da, der 
ſich am bloßen Formſpiel freut, keine Lebensſpur in ſich tragend. 

Nach § 46 Abi. 2 JGG. hatte früher das Reichsgericht zu ent⸗ 
ſcheiden, wenn ſich zwei vielbeſchäftigte dörfliche Amtsgerichte an der 
hohen Rhön — hie Oberlandesgerichtsbezirk Kaſſel, dort Jena — 
nicht einigen konnten, wer von ihnen eine Vormundſchaft weiter führe. 
Alſo 7 ergraute, ſtarke deutſche Männer mit tiefem Wiſſen und hohem 
Gehalt waren nötig, um die herzlich gleichgültige Frage zu entſcheiden, 
ob das uneheliche Kind beſſer in den Regiſtern des einen oder andern 
Amtsgerichts aufgehoben ſei. Denn darauf läufts für das Gericht 
doch meiſt hinaus. Um eine Zweckmäßigkeitsfrage, die man bald ſo, 
bald ſo beſſer ordnet, der viele Aufwand! Jetzt haben die Oberlandes⸗ 
gerichte zu entſcheiden, alſo immer noch 5 Räte. 

In der DRZ. 11, 671 macht Joſef darauf aufmerkſam, wie 
unpraktiſch das Geſetz ſei, ſo unnütz die richterliche Arbeitskraft 
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vergeude. Ungefähr 200 Entſcheidungen oberſter Gerichte, beſonders 
des Oberſten Bayeriſchen Landesgerichts ſeien darüber nicht nur 
ergangen, nein, nur allein gedruckt, natürlich hat man auch bei 
einer reinen untergeordneten Zweckmäßigkeitsfrage dem Moloch der 
Präjudizienſammlungen einen Haufen von ſchauerlichen Opfern dar⸗ 
gebracht. Beim Oberlandesgericht Jena ſind im Jahre 1911 25 An⸗ 
träge nach § 46 11 FGG. geſtellt worden, beim Reichsgericht mögen 
es zuletzt bis an die 1000 geweſen ſein. Schneller und zweckmäßiger 
könnte, meint Joſef, der Landgerichtspräſident dem Streit ein Ende 
machen. Indes das Geſetz beſteht. Ein Irrtum aber lehrhafter 
Theoretiker iſt es, dem man gar häufig begegnet, daß ſie meinen, 
das Erſte und Hauptſächlichſte bei unſrer Rechtsordnung wären die 
Geſetze, ſie ſeien daran ſchuld, wenn etwas Unerträgliches herauskomme. 
Das iſt ein ſchwerer Irrtum; die Geſetze ſtehen erſt in zweiter Linie, 
zunächſt kommt es darauf an, wie ſie von den Beamten gehandhabt 
werden. Meiſt macht fie nur die Ausführung unerträglich, mit jedem 
Geſetz kann ein verſtändiger Beamter ſchließlich verſtändig auskommen. 

Zunächſt darf der Vormundſchaftsrichter keine alte Ausgabe des 
FGG. zur Hand nehmen und den falſchen Weg ans Reichsgericht 
gehen. Jeder Vormundſchaftsrichter ſollte doch ſeine Ausgabe des 
FFG. auf dem Laufenden haben. Auffällig iſt, wie wenig Art. VI 
des RG. v. 22. Mai 1910 bekannt iſt und ſcherzhaft ſchon, wenn 
auf den Antrag eines Wiſſenden, die Akten an das zuſtändige Ober⸗ 
landesgericht abzugeben, das andere Amtsgericht herablaſſend belehrt: 
dads zuſtändige gemeinſchaftliche obere Gericht iſt nicht ein Oberlandes⸗ 
gericht, ſondern nach unſerer Anſicht das Reichsgericht. Wie oft muß 
man das aber leſen. | 

Dann darf der Vormundſchaftsrichter nicht überfehn, daß 8A6 FGG 
nur davon handelt, wie Vormundſchaften abgegeben werden können, die 
beſtehn. Welches Gericht die Vormundſchaft einzuleiten hat, darüber ent⸗ 
ſcheidet 8 36 FGG., nicht Zweckmäßigkeit, ſondern Wohnſitz des Mündels 
uſw. Ganz verſtändig iſt das; denn es muß ein beſtimmtes Gericht da 
fein, das die Vormundſchaft einleitet; welches fie weiterführt, kann 
dann dem Ermeſſen überlaſſen werden. So oft wird aber dieſer 
Unterſchied überſehen. Aber auch bei der Einleitung ſollte kein ſo 
heißes Ring en losgehn, wie man oft erlebt. Eine Tochter in G. iſt 
guter Hoffnung, der Vater iſt in Unmut darüber und es kommt zu 
einer heftigen Ausſprache, er ſagt, bei ihm dürfe ſie nicht bleiben, 
ſie geht nach J., lernt als Schreibmaſchinenfräulein und kommt dort 
nieder. Nun Streit der beiden Amtsgerichte in G. und J., welches den 
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Vormund zu beftellen habe, ein Vierteljahr dauert das Ringen, herüber 
und hinüber werden Beſchlüſſe gewechſelt, 20 Seiten faſſen kaum die 
Erörterungen über Zuſtändigkeit. Und Kind und außerehelicher Vater? 
Darum kümmern ſich die beiden Vormundſchaftsrichter nicht. Viel 
wichtiger ſcheint es ihnen zu ſein, wie der Begriff der Zuſtändigkeit 
auszulegen iſt und wer von ihnen beiden nun eigentlich recht habe. 
Keine oder weniger Arbeit — die doch geſcheut wird — machte es, 
wenn einer von beiden den Vormund beſtellte und den außerehelichen 
Vater belangen ließ. Es hatte keine rechtlichen Nachteile, ſelbſt wenn 
das Gericht unzuſtändig war (§S 7 FGG.), es entſprach aber mehr 
den ſachlichen Bedürfniſſen der Beteiligten. 

Ob eine Abgabe nach § 46 gerechtfertigt, alſo zweckmäßig iſt, 
läßt ſich nur auf Grund genauer Sacherörterung entſcheiden. Daran 
fehlt es zu allermeiſt. „Es iſt nicht feſtgeſtellt, daß das Mündel 
dauernd hier bleibt“, heißt es meiſt nach irgendeinem oberflächlichen 
Bericht. Das Vormundſchaftsgericht ſoll dem Mündel natürlich mög⸗ 
lichſt nahe ſein, aber ein zu häufiger Wechſel ſoll auch vermieden 
werden und eine gewiſſe Beſtändigkeit iſt gut im Intereſſe der Vor⸗ 
mundſchaft. Wird ein uneheliches Kind bei Fremden aufgenommen, 
ſo kommt es darauf an, ob ſie es als Pflegekind annehmen, alſo 
auf eine gewiſſe Zeit behalten, oder ob es nur eine Ziehmutter iſt, 
bei der die Kinder oft wechſeln; hat die uneheliche Mutter das Kind 
bei ſich, ſo iſt die Frage, ob ſie als Magd nur ein Jahr oder weniger 
in Stellung bleibt oder ob ſie einem alten Herrn dauernd die Wirt⸗ 
ſchaft führt. Auf all' ſolche einzelnen Umſtände kommt es an und 
das müſſen die Amtsgerichte gründlich erörtern, ehe ſie ſich ſchlüſſig 
werden, ob ſie die Vormundſchaft übernehmen oder ablehnen. Sie 
erleichtern ſich dadurch die Entſchließung und treffen viel eher das 
Richtige, als wenn ſie kampfluſtig gleich den Antrag loslaſſen, daß 
das Oberlandesgericht entſcheide. Er entſpricht gewöhnlich nicht der 
innern Bedeutung der Sache, er zeugt, wie auch Joſef annimmt, oft 
von Eigenſinn, Hartnäckigkeit und Rechthaberei im Kleinlichſten. Meiſt 
liegen doch derartige Vormundſchaften unbeachtet im Fach; ein An⸗ 
trag auf Hypothekenlöſchung oder dergl. bringt ſie auf den Tiſch und 
nun geht der formale Streit los. 

Iſt eine Beſtimmung unpraktiſch, wie § 46 Abſ. 2 FGG., 
ſo ſucht der verſtändige Richter ein verſtändiges Auskommen zu 
finden, ohne daß er eine Entſcheidung brauchte, er verſtändigt ſich 
auf Grund einer genauen Sachermittlung mit dem andern Richter, 
beide beißen nicht zu ſehr das eigne Ich heraus, ſondern kommen 
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einander entgegen, wie es gewandte, erfahrene Geſchäftsleute 
tun. Das Recht iſt nicht dazu da, mit beſondrer Vorliebe ſolche 
formalen Streitigkeiten bis zu Ende durchzufechten. Der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter iſt Verwaltungsbeamter, er hat die Zweckmäßigkeit 
in den Vordergrund zu ſtellen und geſchickt, mit Weltgewandtheit vor⸗ 
zugehen, formale Dinge nicht zu überſpannen, ſondern die Sache zu 
fördern, für die Bevormundung zu ſorgen. Die Vormundſchafts⸗ 
gerichte ſind eins, zuſammen verkörpern ſie die Obervormundſchaft 
des Staats, fie müſſen zuſammenarbeiten, dürfen nicht auseinander- 
arbeiten, müſſen ſich hingeben der Geſamtidee, ſich unterordnen unter 
das Ganze. | 

Auch die kleinſten Dinge kann man unter dem Spiegel größerer 
Gedanken betrachten. Der Vormundſchaftsrichter macht es nicht allein 
ſo; auch anderswo geht der Betrieb ſo vor ſich. Zuviel machen die 
Behörden noch einander Schwierigkeiten, der Reſſortpartikularismus 
ſiegt zu oft über den Staatsgedanken, unbewußt oder auch abſichtlich 
werden Zuſtändigkeitsfragen noch viel zu viel betont. 

Ueberall, alſo auch unter den Beamten, tut ſtaatsbürgerliche Er⸗ 
ziehung und Geſinnung not, muß das ſtaatliche Verantwortlichkeitsgefühl 
geſtärkt werden: die eigene Perſon, das einzelne Amt, der Stand muß 
zurücktreten, und willige Unterordnung unter den höhern e des 
Staatsganzen vorangehen. 


Entſcheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerich te. 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1.8 568 Abſ. 3 ZPO. bezieht ſich auch auf das Ber- 
hältnis des Auftraggebers zum Gerichtsvollzieher. 
Entſcheidungen der Landgerichte in Betreff der Prozeßkoſten 

unterliegen einer weiteren Beſchwerde nur, wenn die Beſchwerde⸗ 
ſumme den Betrag von 50 M. überſteigt ($ 568 Abſatz 3 ZPO.). 
Im vorliegenden Falle erſtrebt die weitere Beſchwerde, daß der Gerichts⸗ 
vollzieher dem Gläubiger 3,50 M. Auslagen erſtattet, die er im Voll⸗ 
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ſtreckungs verfahren für eine Reife nach Apfelſtädt in Anſatz gebracht 
und erhoben hat. Die Reiſe ſoll unnötig geweſen ſein. Auslagen 
eines Gerichtsvollziehers ſind Prozeßkoſten nur inſoweit, als die Er⸗ 
ſtattung im Verhältnis der zahlenden Partei zu dem Gegner (hier: 
dem Schuldner) in Frage kommt. Nicht dagegen inſoweit, als es 
ſich um die Erfüllung des Dienſtvertrages zwiſchen dem Auftrag⸗ 
geber und dem Gerichtsvollzieher handelt. Das Einführungsgeſetz 
für die Novelle zur Zivilprozeßordnung vom 17. Mai 1898 hat in⸗ 
deſſen die Anwendung der Beſtimmung in § 568 Abſ. 3 ZPO. auch 
auf die Beziehungen des Dienſtverhältniſſes zwiſchen Auftraggeber 
und Gerichts vollzieher angeordnet. Und zwar indem es in § 4 GKG. 
die Anwendung des § 568 ZPO. auf das Beſchwerdeverfahren in 
Koſtenſachen vorſchrieb und damit dem 8 22 GWGebdO. einen 
neuen Inhalt gibt. Dieſer beſtimmt: 

Bei Erinnerungen gegen den Anſatz von Gebühren oder Aus⸗— 

lagen des Gerichtsvollziehers findet, ſoweit nicht 8 766 Abſ. 2 ZPO. 

Platz greift, § 4 des Gerichtskoſtengeſetzes entſprechende Anwendung. 

Der § 766 Abſ. 2 behandelt Erinnerungen gegen die von dem 
Gerichtsvollzieher in Anſatz gebrachten Koſten. Das ſind die Koſten 
der Zwangsvollſtreckung, die der Gerichtsvollzieher zugleich mit dem 
Anſpruch im Namen des Gläubigers beitreibt ($ 788 ZPO). Für 
dieſe Koſten gilt §S 568 Abſ. 3 ZPO. ohne weiteres, denn fie find, 
da es ſich hier um die Erſtattung im Verhältnis von Gläubiger 
zum Schuldner und umgekehrt handelt, Prozeßkoſten. 

Ganz allgemein iſt danach die weitere Beſchwerde über Gerichts⸗ 
vollzieherkoſten ausgeſchloſſen, wenn die Beſchwerdeſumme den Betrag 
von 50 M.. nicht überſteigt. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 20. Dezember 1909., W 118/09 
(nach Gotha). | | 


2. Können in Sachſen⸗Weimar Anmeldungen zur 
Eintragung in das Handelsregiſter auch zum Proto⸗ 
kolle des Gerichtsſchreibers eines Amtsgerichts 
erfolgen, das nicht das zuſtändige Regiſter⸗ 
gericht iſt? | 
Das Amtsgericht Eiſenach hatte an das Amtsgericht Ilmenau 

das Erſuchen gerichtet, von der in Ilmenau wohnhaften Witwe L., 

als Inhaberin der im Handelsregiſter des Amtsgerichts Eiſenach 

eingetragenen Firma „Emma Sch.“ in Eiſenach die Anmeldung des 

Erlöſchens dieſer Firma entgegenzunehmen. Das erſuchte Gericht 
2* 
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hat dieſe Erklärung durch ſeine Gerichtsſchreiberei entgegennehmen 
laſſen. Das Amtsgericht Eiſenach ließ die Akten zurückgehen mit 
dem Erſuchen, die Erklärung der Witwe L. zu richterlichem Protokoll 
aufzunehmen. Das Amtsgericht Ilmenau lehnte dies durch Beſchlüſſe 
ab. Das erſuchende Gericht hat darauf die Sache dem Oberlandes⸗ 
gericht zur Entſcheidung vorgelegt, das die Ablehnung des Rechts⸗ 
hilfeerſuchens für ungerechtfertigt erklärte. 

Nach § 128 FGG., der als Sondervorſchrift die Anwendbar⸗ 
keit der allgemeinen Beſtimmung des § 11 FGG. ausſchließt, können 
die Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregiſter zum 
Protokolle des Gerichtsſchreibers des Regiſtergerichts erfolgen. Dieſe Be⸗ 
fugnis iſt demnach, wie das Oberlandesgericht in Uebereinſtimmung 
mit den Anſichten der Kommentare zum FGG. (vgl. z. B. Schneider, 
Anm. 5 zu § 128, Anm. 6 zu § 11) und mit der Denkſchrift zu 
dieſem Geſetze annimmt, den Gerichtsſchreibern bei anderen Amts⸗ 
gerichten nicht beigelegt. Der in der Denkſchrift angegebene Grund 
für dieſe Beſchränkung, daß der Gerichtsſchreiber ſchon bei der Ent⸗ 
gegennahme des Antrags in der Lage fein ſoll, deſſen Zuläſſigkeit 
an der Hand des Handelsregiſters zu prüfen, um Weiterungen zu 
vermeiden, iſt vollkommen ſtichhaltig. An dieſer Geſetzeslage kann 
auch durch die Landesgeſetzgebung nichts geändert werden, weil ihr 
nicht das Recht zuſteht, etwas Abweichendes zu beſtimmen. Vgl. 
die 88 189 ff. FGG., die keinen Vorbehalt in dieſer Richtung ent⸗ 
halten. 

Das erſuchende Gericht iſt ſonach im Rechte, wenn es die Ent⸗ 
gegennahme der Erklärung der Witwe L., die eine Anmeldung zur 
Eintragung in das Handelsregiſter enthält, zu richterlichem Protokoll 
verlangt. 

Wenn ſich das erſuchte Gericht darauf beruft, daß nach § 12 
HGB. die Anmeldungen zur Eintragung in das Handeldregifter auch 
in öffentlich beglaubigter Form eingereicht werden können, ſo geht 
dieſer Einwand fehl, weil das Amtsgericht Eiſenach ſein Erſuchen 
darauf gerichtet hatte, eine von der Witwe L. perſönlich zu bewirkende 
Anmeldung entgegenzunehmen. Ob das Erſuchen zweckmäßig geſtellt 
war, darf das erſuchte Gericht nicht prüfen. 

Demnach iſt die Weigerung des Amtsgerichts Ilmenau für un⸗ 
gerechtfertigt zu erklären. 

Beſchluß des 1. ee vom 29. November 1910 (nach 
Eiſenach). 
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3. Unzuläſſigkeit, die Koſten des Verfahrens nach den 
Koſten der Klage und der Widerklage zu verteilen. 
Unzuläſſigkeit der ſofortigen Beſchwerde nach 
8 99 Abi. 3 ZPD. wenn auch nur über einen Teil 
der Hauptſache durch Urteil entſchieden iſt. 

Die Beklagte iſt verurteilt worden, je 1000 M. an die Kläger 
zu zahlen. Ueber die Widerklage iſt nicht entſchieden, ſie iſt im Lauf 
des Rechtsſtreits gegenſtandslos geworden. Nach dem Urteil haben 
die „Koſten der Klage“ die Kläger zu tragen, „die Koſten der Wider⸗ 
klage“ fallen der Beklagten zur Laſt. Dieſe Entſcheidung entſpricht 
den geſetzlichen Beſtimmungen inſofern nicht, als ſie, anſtatt die Koſten 
des Verfahrens verhältnismäßig zu verteilen, die „Koſten der Klage“ 
und „der Widerklage“ den Parteien auferlegt ($ 92 ZPO., vgl. 
insbeſ. den Beſchluß des Reichsgerichts in Seuff Arch. 47 Nr. 228), 
die Beklagte ficht ſie mit der ſofortigen Beſchwerde an, weil ſie die 
Koſten der Widerklage tragen ſoll, die Kläger müßten ſie tragen. 

Das Rechtsmittel iſt auf §8 99 Abſ. 3 ZP. geſtützt, aber uns 
zuläſſig. Die Beſchwerdeführerin iſt zur Zahlung von zweimal 1000 M. 
verurteilt worden, es iſt alſo eine Entſcheidung in der Hauptſache 
ergangen. Die Anfechtung der Entſcheidung, über den Koſtenpunkt 
würde alſo nach § 99 Abſ. 1 ZPO. nur zugleich mit der Anfechtung 
dieſer Entſcheidung zuläſſig ſein. 

Es wird nun allerdings die Anſicht vertreten (vgl. Seuffert, 
3 O. (11.) Anm. 30 zu § 99): Die Beſchwerde gegen die Koſten⸗ 
entſcheidung nach § 99 Abſ. 3 ZPO. ſei, möge auch über einen 
Teil der Hauptſache durch Urteil entſchieden fein, inſoweit zuläſſig, als 
dieſe Koſten durch den ohne Urteil erledigten Teil der Hauptſache 
verurſacht ſeien, und hiernach wäre auch hier die Beſchwerde gegeben. 
Eine ſolche Trennung des Prozeßſtoffs bezüglich der Anfechtbarkeit 
findet aber im Geſetze keinen Anhalt. Wenn die mitgeteilte Anſicht 
der Abſicht des Geſetzes entſpräche, ſo hätte dies in ihm Ausdruck 
finden müſſen und Ausdruck gefunden. Die Abſicht des Geſetzes auch 
in der Faſſung vom 17. Mai 1898 geht eben vielmehr dahin, an 
dem Grundſatz, Rechtsmittel ausſchließlich gegen die Koſtenentſcheidung 
des Urteils nicht zuzulaſſen, feſtzuhalten und nur in zwei beſonderen 
Fällen, in denen die Unanfechtbarkeit der Koſtenentſcheidung nament⸗ 
lich als Härte empfunden worden war, nämlich in den durch die Ab⸗ 
ſätze 2 und 3 des § 99 feſtgelegten Ausnahmen zuzulaſſen (vgl. 
Mugdan, Materialien zu den Reichsjuſtizgeſetzen, 8, 87, 292; DIZ. 
1900, 388). Es geht alſo nicht an, mit den Vertretern der erwähnten 
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Anſicht die Zuläſſigkeit der Beſchwerde deshalb weiter auszudehnen, 
weil man nur ſo der Abſicht der Novelle, Härten zu vermeiden, genügend 
gerecht würde. Gegen dieſe Anſicht ſpricht ja auch, daß die Trennung 
des Prozeßſtoffes die notwendige Einheitlichkeit der Entſcheidung be⸗ 
ſeitigen würde. Es würde dann ſogar damit zu rechnen ſein, daß 
ſowohl die Berufungs⸗ als die Beſchwerdeinſtanz über die Richtig⸗ 
keit desſelben Urteils zu entſcheiden hätte. Eine derartige Abſonder⸗ 
lichkeit aber kann der Geſetzgeber nicht gewollt haben. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 3. Dezember 1910, W 125/10 
(nach Gotha). 


4. Unanwendbarkeit der Vorſchrift des § 9a des 
Gerichtskoſtengeſetzes in dem Falle, daß der Ehe- 
mann als Mieter wegen ſchuldhafter Verletzung 
ſeiner Ehefrau durch Erfüllungsgehilfen des Ver- 
mieters von dieſem Entrichtung einer Geldrente 
beanſprucht. : 

Der Anſpruch auf Zahlung der Geldrente ift nicht aus einer 
vom Beklagten ſelbſt verſchuldeten Körperverletzung des Klägers im 
Sinne des § 843 BGB., ſondern aus dem zwiſchen den Parteien 
geſchloſſenen Mietvertrag hergeleitet worden in Verbindung mit der 
durch die Reinigung der Grube mit Hilfe der vom Beklagten als 
Erfüllungsgehilfen herangezogenen Leute von dieſen ſchuldhafterweiſe 
verurſachten Körperverletzung der Ehefrau und mit der aus § 278 
BGB. reſultierenden Verpflichtung des Beklagten als Vermieters, 
dem Kläger als Abmieter den durch die Körperverletzung der Ehefrau 
infolge der von jenen Leuten unterlaſſenen Ueberdeckung der Grube 
erwachſenen Vermögensſchaden zu erſetzen. 

Aber auch dann, wenn man des Mangels eines eigenen Ver- 
ſchuldens des Beklagten ungeachtet einen Schadenerſatzanſpruch des 
Klägers aus der Vorſchrift des §S 845 BGB. bejahen wollte, würde 
eine Anwendung der Vorſchrift des 8 9a Abſ. 2 GKG. ausgeſchloſſen 
fein, da dieſer die Anſprüche aus der Vorſchrift des §S 845 BGB. 
nicht unterfallen. 

Der Annahme, es ſei ein der Ehefrau des Klägers auf Grund 
des § 843 BGB. zuſtehender Anſpruch in Frage und mit Rückſicht 
auf die Vorſchrift des § 1360 BGB. auch in Perſon des Klägers 
begründet, ſteht der Umſtand entgegen, daß die Vorſchrift des § 843 
BGB. eine Erwerbsmöglichkeit des Verletzten im einzelnen Falle zur 
Vorausſetzung hat, eine ſolche aber im vorliegenden Falle nicht in 
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Frage ſteht, da nach der Klagdarftellung die Ehefrau des Klägers 
ſich nur im Hausweſen betätigt und nach § 1356 Abſ. 2 BGB. eine 
Vergütung hierfür vom Kläger nicht verlangen kann. 

Eine analoge Anwendung der Vorſchrift des § 9a Abſ. 2 GKG. 
auf die in $ 845 BGB. geordneten und die bei dem Vorhandenſein 
eines Verſchuldens auf Seite der Erfüllungsgehilfen ein 
eigenes Verſchulden des Vertragsſchuldners nicht unbedingt 
vorausſetzenden Fälle einer vertraglichen Schadenerſatzverpflichtung 
zur Zahlung einer Geldrente erſcheint bei dem Ausnahmecharakter der 
zuerſt erwähnten Geſetzesvorſchrift ausgeſchloſſen. 

Mit Rückſicht auf dieſen hat auch das Reichsgericht (Gruch Beitr. 
45, 383) die Anwendbarkeit des $ 9a Abſ. 2 GKG. auf die Regreß⸗ 
anſprüche bezüglich der auf Grund der Unfallverſicherungsgeſetze 
gezahlten und noch zu zahlenden Renten, welche gegen den Haft— 
pflichtigen auf Grund dieſer Geſetze erhoben werden, und auf die 
Anſprüche eines Ortsarmenverbandes aus § 62 des Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzgeſetzes verneint. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 4. November 1910, W 180/10 
(nach Weimar). 


5. Die Koſtenerſtattung erſtreckt ſich auf die Arrefte 
koſten nur dann, wenn der zur Zwangs vollſtreckung 
geeignete Titel erkennbar auch dieſe Koften mit- 
umfaßt. 

Die Koſten eines Arreſtverfahrens, das mit dem Hauptprozeſſe 
nicht verbunden geweſen iſt, können, ſoweit ſie nicht ausdrücklich 
mit zum Gegenſtand der Verhandlung und Entſcheidung im Haupt⸗ 
prozeß gemacht worden ſind, nicht auf Grund des Urteils im Haupt⸗ 
prozeß mit feſtgeſetzt werden. 

Es muß dieſer vom Reichsgericht ſogar für den Fall der Ver⸗ 
bindung des Arreſtverfahrens ausgeſprochene Grundſatz (JW. 98, 
288 und 638; 99, 695) hier um ſo mehr gelten, als nicht ein auf die 
unmittelbare Befriedigung gerichteter Anſpruch auf Leiſtung, ſondern 
eine die Befriedigung nur vorbereiten de Feſtſtellungsklage in Frage 
ſteht. Dem Kläger, der es verſäumt hat, die Koſten des Arreſt⸗ 
verfahrens mit zum Gegenſtand des Hauptprozeſſes zu machen, muß 
es überlaſſen bleiben, die Verpflichtung des Beklagten zur Tragung 
der Koſten des die einſtweilige Verfügung betreffenden Verfahrens 
im Wege einer beſonderen Klage feſtſtellen zu laſſen. (Vgl. KGJ. 
99, 53). 
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Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 4. November 1910, W 181/10 
(nach Weimar). 


6. Klagen gegen den Mann auf Duldung der Zwangs- 
vollſtreckung ins eingebrachte Gut können in dem 
Gerichtsſtand erhoben werden, der für die Klage 
gegen die Frau gegeben iſt. 

Die Kläger hatten die Frau des Beklagten in einem Prozeß vor 
dem Landgericht in Altenburg vertreten und von ihr die Gebühren 
und Auslagen zu fordern. Sie verklagten den Mann, der in Leipzig 
wohnt, die Zwangszͤvollſtreckung ins eingebrachte Gut wegen ihrer 
Forderung zu dulden, und zwar nach § 34 ZPO. beim Landgericht in 
Altenburg, das vorher ſchon über ihren Anſpruch gegen die Frau er— 
kannt hatte. Das Landgericht hielt ſich für unzuſtändig. Das Urteil 
wurde aufgehoben, dabei wurde ausgeführt: | 

Der Anſpruch gegen den Mann auf Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung iſt nur ein Nebenanſpruch, der den Hauptanſpruch gegen die 
Frau begleitet, ſich nach ihm richtet und daher in demſelben Gerichts⸗ 
ſtand wie der Hauptanſpruch geltend gemacht werden kann. Er iſt 
mit dem Hauptanſpruch ſo verknüpft, daß er ſogar deſſen Charakter 
teilt (orgl. RG. 50 S. 52—54; OL GRſpr. 5, 129; vrgl. auch 
Gaupp⸗Stein, ZPO. (10) Anm. V, B 1 zu § 52 — bei 
Note 48 — Anm. III 1, 2 vor $ 59, aber auch un III 2b zu 
8 24). 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 3. Mai 1911, U 47/11 N 
Altenburg). 


7. Im Enteignung verfahren nach Weimariſchem Recht 
iſt eine dritte Inſtanz nicht gegeben. 

Die Stadtgemeinde Eiſenach hatte auf Grund des § 5 des Orts- 
ſtatuts vom 3. Mai 1900 betreffend die Herſtellung und Bebauung 
der Straßen, Wege und Plätze in der Reſidenzſtadt Eiſenach für den 
bauplanmäßigen Ausbau der Oſtendſtraße gegen eine Anzahl von 
Grundſtückseigentümern die zwangsweiſe Enteignung beantragt. 

Gegen den Beſcheid des Amtsgerichts zu Eiſenach legten mehrere 
Beteiligte Berufung ein. Ein Beteiligter will die landgerichtliche 
Entſcheidung anfechten, indem er „Reviſion reſp. nur Berufung“ einlegt. 

Der I. Zivilſenat hat das Rechtsmittel als unzuläſſig verworfen 
mit folgender Begründung: 

Das Verfahren in Enteignungsſachen iſt weder ein bürgerlicher 
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Rechtsſtreit im Sinne von $ 13 GVG. noch ein Akt der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit im Sinne der Art. 1, 2 des Weimariſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes zum FGG. vom 12. April 1899, ſondern ein verwaltungs⸗ 
rechtliches Streitverfahren, bei dem allerdings eine Mitwirkung der 
Gerichte in gewiſſen Grenzen landesgeſetzlich vorgeſehen iſt. Demnach 
kann ſich auch die Zuläſſigkeit von Rechtsmitteln im Enteignungs⸗ 
verfahren nicht nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung oder 
der Geſetze über die freiwillige Gerichtsbarkeit, ſondern nur nach den 
erlaſſenen Sondervorſchriften beſtimmen. Maßgebend iſt hierfür das 
im 8 5 Abſ. 1 des Eiſenacher Ortsſtatuts angezogene Landesgeſetz, 
die Feſtſtellung der Entſchädigung in Enteignungsfällen betreffend, 
vom 10. Dezember 1884, das die älteren Beſtimmungen beſeitigt hat. 
Danach findet gegen die Entſcheidung des Amtsgerichts oder des Ent⸗ 
eignungskommiſſars in allen Fällen Berufung im geſetzlichen Inſtanzen⸗ 
zuge (vom Amtsgericht an das Landgericht, vom Kommiſſar an das 
Staatsminiſterium) binnen zehntägiger Notfriſt ſtatt. Weiter findet 
ſich in dem Geſetze die Beſtimmung, daß „die in erſter oder zweiter 
Inſtanz entſcheidende Behörde“ Erörterungen vornehmen und Sach⸗ 
verſtändige hören kann. Von einem weiteren Rechtsmittel und einer 
dritten Inſtanz iſt keine Rede. Offenbar hat der Geſetzgeber, obwohl 
damals die gegenwärtige Gerichtsverfaſſung ſchon eingeführt war, 
nicht beabſichtigt, eine Anrufung des Oberlandesgerichts zuzulaſſen. 
Anderenfalls hätte es einer beſonderen Beſtimmung hierüber bedurft, 
ſchon mit Rückſicht darauf, daß die Berufung in einer den Juſtiz⸗ 
geſetzen fremden Art geordnet wurde. Auch die Gegenüberſtellung 
des Landgerichts und des Staatsminiſteriums als der zweiten Inſtanzen 
läßt erkennen, daß das Landgericht ebenſo letzte Inſtanz ſein ſollte, 
wie es das Staatsminiſterium ſelbſtverſtändlich iſt. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 11. April 1911, Y 9/11 (nach 
Eiſenach). 


8. Die Korreſpondenzgebühr des Anwalts der erſten 
Inſtanz iſt nicht ſchon deshalb erſtattungs fähig, 
weil er die Unterweiſung auf Grund ſeiner eigenen 
Bitte vermittelt hat. 

Die Beklagte beſchwert ſich darüber, daß von den Koſten des 
zweiten Rechtsgangs, die ſie berechnet hatte, 32 M. Gebühr nach 
§ 44 Go. und 6,70 M. Pauſchſatz für ihren Anwalt vor dem Land⸗ 
gericht geſtrichen worden ſind. 

Die Erſtattungspflicht richtet ſich nach § 91 Abſ. 2 350 
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Der Kläger hat die Koſten des Berufungsanwalts der Beklagten, 
da dieſer Prozeßbevollmächtigter iſt, zu erſtatten, die eines zweiten 
Anwalts nur, wenn deſſen Zuziehung notwendig war. Eines zweiten, 
der den Briefwechſel vermittelt, ſich zu bedienen, kann allerdings 
notwendig ſein, wenn in Tatfragen beſondere Schwierigkeiten ſind, 
die nur durch Vermittelung des Voranwalts bewältigt werden können. 
Weniger wird es ſchon bei Schwierigkeit von Rechtsfragen der Fall 
ſein, ſo bekommt denn auch der Berufungsanwalt für die rechtliche 
Unterweiſung des Reviſionsanwalts nie Vermittelungsgebühr. Für 
die Beklagte lag indes die Sache nicht ſo, daß ſie ihren Anwalt in 
Altenburg gebraucht hätte, um ſich mit ihrem Anwalt vor dem Ober⸗ 
landesgericht zu verſtändigen. 

Sie hatte vor dem Landgericht geſiegt. Dieſes hatte auf Grund 
des vorgelegten Briefwechſels angenommen, der Kläger habe auf die 
Vertragsſtrafe, die er eingeklagt hatte, verzichtet. Das ganze Streit⸗ 
verhältnis zwiſchen den Parteien ergab ſich aus dem Briefwechſel, 
mündliche Verhandlungen kamen nicht in Frage, es waren auch nicht 
Punkte techniſcher Art aufzuklären, was etwa nur die Partei ſelbſt hätte 
tun können. 

Der Kläger legte Berufung ein und ſein Anwalt ſtützte die Be⸗ 

rufung darauf, daß das Landgericht den Brief, in dem es den Ver⸗ 
zicht fand, falſch ausgelegt habe, und daß auch ſonſt das Material, 
das der Briefwechſel enthalte, nach abweichenden Geſichtspunkten be⸗ 
urteilt werden müſſe. Nur in nebenſächlichen Dingen brachte er 
einige Ergänzungen. Dieſe betrafen aber nur den Kläger perſönlich 
und darüber hätte die Beklagte keine Auskunft geben können. Wenn 
der Anwalt der Beklagten jetzt darauf hinweiſt, daß der Berufungs⸗ 
anwalt des Klägers drei Schriftſätze gebracht habe, ſo will das nichts 
Beſonderes ſagen. Sie brachten im weſentlichen dasſelbe mit denſelben 
oder auch etwas anderen Worten. Das Maß des Geſchriebenen 
allein gibt keinen Grund, daß eine beſonders eingehende Gegenerklärung 
notwendig geweſen wäre. 
5 Auch daß hervorgehoben wird, der Anwalt vor dem Oberlandes⸗ 
gericht habe die drei Schriftſätze dem Anwalt erſter Inſtanz zugeſchickt, 
damit er Unterweiſung erteile, und dieſer habe nach Rückſprache eine 
geſichtete Unterweiſung gegeben, wie die Partei ſelbſt ſie nicht habe 
übermitteln können, rechtfertigt noch nicht die e ihn 
zuzuziehen. 

Der Berufungsanwalt erhält ſeine Prozeßgebühr, die noch dazu 
höher iſt, als die des Anwalts in der erſten Inſtanz. Dafür muß 
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er die Rechtsfrage ſelbſtändig durcharbeiten, den Prozeß im Verkehr 
mit der Partei behandeln und ſoweit fördern, daß geſichtete Schrift⸗ 
ſätze eingereicht werden können. Der Berufungdanwalt iſt wirklicher 
Prozeßbevollmächtigter und hat als ſolcher eine ſelbſtändige Stellung 
mit den Rechten und Pflichten eines ſolchen. Der Berufungsanwalt 
der Beklagten hat nur deshalb die Schriftſätze des Gegners an den 
Voranwalt geſchickt, weil dieſer gebeten hatte, „mit ihm zu korre⸗ 
ſpondieren“. Damit iſt noch nicht bewieſen, das dies zweckentſprechend 
und notwendig war. Daß die Partei in gewohnter Weiſe nur durch 
ihren erſten Anwalt mit dem zweiten verkehre und den erſten nicht 
ausſchalte, läßt ſich aus dem Geſetz nicht ableiten; in allen Fällen 
die Vermittelungsgebühr zuzulaſſen und dadurch die Gewohnheit zu 
billigen, hieße, die ſelbſtändige geſetzliche Stellung der einzelnen Inſtanz⸗ 
bevollmächtigten verkennen und die geſetzlichen Schutzrechte des Gegners 
außer acht laſſen. Denn dieſer ſoll in der Regel nur die Koſten 
eines Anwalts zu erſtatten haben. 

Wenn der erſte Anwalt ſich gleichwohl den Einfluß im zweiten 
Rechtsgang vorbehalten will, ſo geſchieht das nur auf Koſten der 
eigenen Partei. Er iſt nicht der Hauptvertreter und der zweite An⸗ 
walt iſt nicht, wie ſchon ThürBl. 57, 157 hervorgehoben worden iſt, 
ſein Unteranwalt. 

Daß, wenn dieſer Standpunkt zur Geltung gebracht werde, die 
Intereſſen der Gerichte litten, kann nicht zugegeben werden. Deren 
Intereſſe, das nur das der Rechtspflege iſt, erfordert, daß nicht un⸗ 
geordnetes Material unterbreitet wird. Dieſen Zweck hat man mit 
der Einführung des Anwaltszwanges erreichen wollen. Durch die 
Zulaſſung bei der Inſtanz ſind die einzelnen Bevollmächtigten aber 
ſelbſtändig geſtellt worden. Das hat ſeine gute Bedeutung. Es iſt 
von Vorteil für die Behandlung der Sachen, wenn jeder von ſeinem 
Standpunkt aus neu prüft und forſcht. Die Ermittelung der Tat⸗ 
ſachen geſchieht aber um fo beſſer, je weniger Mittelsperſonen da⸗ 
zwiſchen ſtehen. Ein Hauptgrundſatz der Prozeßordnung iſt deshalb 
die Unmittelbarkeit. Sie kann durch den Anwaltszwang nur ſoweit 
eingefchränft werden, als es das Geſetz zuläßt. Ein Bedürfnis, 
die Mittelbarkeit durch Zulaſſung zweier Anwälte noch auszudehnen, 
beſteht nicht. | | 

Wie der Berufungdanmwalt das Recht hat, ſich mit der Partei 
ſelbſt in Verbindung zu ſetzen, ſo hat er auch die Pflicht, es zu tun 
und es zweckentſprechend zu tun. Geſchieht dies, ſo kann das Intereſſe 
der Partei dadurch, daß der erſte Anwalt ausgeſchaltet wird, nicht 
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leiden. Der Berufungsanwalt muß fich der Mühe unterziehen, richtige 
Unterweiſung zu bekommen und dürfte ſich auch nicht auf ſeinen 
Voranwalt verlaſſen. 

Nachdem ſchon durch die Ausführungen des Landgerichts die 
entſcheidenden Geſichtspunkte, und zwar, wie das Ende ergeben hat, 
richtig hervorgehoben worden waren, wäre es dem Berufungsanwalt 
ohne Schwierigkeiten möglich geweſen, durch ſchriftlichen Verkehr mit 
der Partei etwa notwendige Unterweiſungen zu erhalten. Hätten 
ſich aber Schwierigkeiten ergeben, fo wäre es Sache des Berufungs- 
anwalts geweſen, ſich nicht darauf zu beſchränken, ſeiner Partei die 
Schriftſätze des Gegenanwalts zu überſenden, ſondern ihr an die 
Hand zu gehen und hervorzuheben, worauf es ankomme und worauf 
überhaupt Erklärung notwendig ſei. 

Der Abſtrich iſt alſo gerechtfertigt. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 24. Dezember 1910, W . 
(nach Altenburg). 


9. ZPO. § 853. Wenn den erſten Pfänd ungsbeſchluß 
nicht ein Amtsgericht, ſondern ein höheres Gericht 
als Arreſtgericht erlaſſen hat, iſt die Anzeige des 
Drittſchuldners an dieſes Gericht zu richten; dieſes 
überweiſt dann die Sache dem Amtsgericht zur 
weiteren Erledigung. 

Das Oberlandesgericht in Jena hat als Berufungsgericht der 
Hauptſache den dinglichen Arreſt in das Vermögen des Schuldners 
angeordnet und zur Vollziehung dieſes Arreſtbefehls die angebliche 
Forderung des Schuldners an die Verſicherungsgeſellſchaft Th. zu 
E. gepfändet. Dieſer Beſchluß iſt der Verſicherungsgeſellſchaft am 
12. Oktober 1910 im Auftrage des Gläubigers zugeſtellt worden. 

Nach jenem Beſchluſſe, am 21. Oktober 1910 und 2. Februar 
1911, wurden ihr Beſchlüſſe des Amtsgerichts in R. (S⸗A.) zugeſtellt, 
wonach dieſelbe Forderung des Schuldners aus noch für zwei andere 
Gläubiger gepfändet wurde. 
| Die Verſicherungsgeſellſchaft hat nun dem Amtsgericht in R., 
bei dem auch eine Hinterlegungsſtelle beſteht, als Betrag ihrer Schuld 
7158,29 M. nebſt doppelter Hinterlegungderflärung überſandt, um 
das Geld zu hinterlegen, und dabei nach $ 853 ZPO. die Sachlage 
angezeigt und die ihr zugeſtellten Beſchlüſſe nebſt Zuſtellungsurkunden 
beigefügt. Das Amtsgericht hat aber den hinterlegungshalber ein⸗ 
geſandten Geldbetrag zurückgeſandt und die Entgegennahme der Anzeige 
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abgelehnt, weil hierfür das Oberlandesgericht in Jena zuſtändig ſei, 
deſſen Pfändungsbeſchluß der Drittſchuldnerin (Verſicherungsgeſellſchaft) 
zuerſt zugeſtellt ſei. 

Die Verſicherungsanſtalt hat ſich nunmehr mit ihrer Anzeige an 
das Oberlandesgericht gewendet. 

Der richtige Adreſſat für dieſe Anzeige iſt im vorliegenden Falle 
in der Tat das Oberlandesgericht. Allerdings redet der § 853 nur 
von dem Amtsgericht. Er berückſichtigt alſo nicht den im Arreſt⸗ 
verfahren (zufolge 88 930, 919, 943 ZPO.) möglichen und hier ein⸗ 
getretenen Fall, daß ein Pfändungsbeſchluß von einem anderen Ge- 
richte als einem Amtsgericht erlaſſen worden iſt. Es kann daher 
zweifelhaft fein, an welches Gericht die Anzeige zu erſtatten iſt, 
wenn der zuerſt zugeſtellte Beſchluß ein ſolcher eines höheren Gerichtes 
iſt. Der Geſetzeswortlaut bedarf hier der ergänzenden Auslegung nach 
den Zwecken der dabei in Frage kommenden Beſtimmungen. Dem 
Zwecke des § 853 würde es nicht entſprechen, wenn man als zu⸗ 
ſtändiges Gericht das erſte Amts gericht anſehen wollte, deſſen Bes 
ſchluß nach dem des höheren Gerichts dem Drittſchuldner zugeſtellt 
wird; denn dann würde es an einem zuſtändigen Gerichte fehlen, 
wenn überhaupt keiner der mehreren Pfändungsbeſchlüſſe von einem 
Amtsgericht erlaſſen ft (Falkmann, Zw. (1) 267). Man erkennt 
daher allgemein an, daß ſich das zuſtändige Gericht nach dem zuerſt 
zugeſtellten Beſchuſſe auch dann beſtimmt, wenn dieſer von einem 
höheren Gerichte erlaſſen worden iſt. Andererſeits herrſcht aber auch 
darüber nur eine Meinung, daß es nicht der Sinn des Geſetzes ſein kann, 
daß in ſolchen Fällen das höhere Gericht dazu berufen ſein ſollte, das 
an die Anzeige möglicherweiſe (ſ. § 872 ZPO.) ſich anſchließende 
Verteilungsverfahren durchzuführen. Denn dazu beruft das Geſetz 
die Amtsgerichte (§§ 873, 764. 802 ZPO.); und die für die Voll⸗ 
ziehung von Arreſten aus Gründen der Beſchleunigung und Verein⸗ 
fachung des Verfahrens vorgeſehenen Ausnahmen von dieſem Grund⸗ 
ſatze ſind nicht weiter auszudehnen, als ihr Grund dazu Anlaß gibt. — 
Verſchiedene Beantwortung haben jedoch die daran weiter ſich an⸗ 
ſchließenden Fragen gefunden: welches Amtsgericht denn dann zu⸗ 
ſtändig iſt, und ob dieſe Zuſtändigkeit von vornherein, auch ſchon für 
die Adreſſierung der Anzeige beſteht, für dieſe alſo die Zuſtändigkeit 
des höheren (Arreſt⸗) Gerichts gänzlich ausgeſchloſſen it. Mehrfach 
wird angenommen, zuſtändig ſei das Amtsgericht, in deſſen Bezirk 
das höhere (Arreſt⸗) Gericht feinen Sitz habe. 

Danach würde hier das Amtsgericht zu Jena (S.⸗W.) zuſtändig 
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ſein; wenn aber der Arreſtpfändungsbeſchluß bereits vom Landgericht 
angeordnet wäre, das Amtsgericht zu Altenburg (S.⸗A.). Dieſe An⸗ 
ſicht hat etwas Willkürliches. Schönfeld, der ſie zuerſt vertreten 
hat, führt dafür keinen Grund an. Falkmann führt als Grund 
an, das Amtsgericht am Sitze des kollegialen Arreſtgerichts „korreſpon⸗ 
diere dieſem in örtlicher Beziehung“; und das Landgericht I Berlin (KG. 
Bl. 16, 28) ſtützt ſich darauf, daß das Arreſtgericht die Stelle des gewöhn⸗ 
lichen Vollſtreckungsgerichts vertreten habe und deshalb für das Ver⸗ 
teilungsverfahren dieſes gewöhnliche Vollſtreckungsgericht wiederum an die 
Stelle des Arreſtgerichts zu treten habe. Beide Geſichtspunkte zwingen 
indes nicht zu der daraus gefolgerten Zuſtändigkeit des für den Sitz 
des Kollegialgerichts beſtehenden Amtsgerichts. In § 930 iſt aller⸗ 
dings das Arreſtgericht an die Stelle des ſonſt nach § 828 zuſtändigen 
Amtsgerichts geſetzt; ſobald man aber auf das ſonſt zuſtändige Voll⸗ 
ſtreckungsgericht zurückgreift, beſtimmt ſich auch deſſen örtliche Zuſtän⸗ 
digkeit nicht nach den hierüber für das Arreſtgericht beſtehenden be⸗ 
ſonderen Vorſchriften, ſondern eben nach der allgemeinen Vorſchrift 
des § 828; danach wäre aber als Vollſtreckungsgericht meiſt ein ans 
derer Ort zuſtändig, als der des Arreſtgerichts; Arreſtgericht war hier 
das Oberlandesgericht in Jena, es vertrat aber nicht das Amtsgericht 
für den Ort Jena; ſondern das ſonſt nach § 828 zuſtändige Voll⸗ 
ſtreckungsgericht wäre das für den Wohnſitz des Schuldners alſo 
für M... dorf zuſtändige Amtsgericht zu R. (S.⸗A.) geweſen. — 
Ebenſo iſt es aber auch eine zu äußerliche Auffaſſung, daß das Amts⸗ 
gericht am Sitze des höheren Gerichts dieſem örtlich korreſpondiere. 
Begründeter iſt vielmehr die Auffaſſung, daß dem Landgerichte oder 
Oberlandesgerichte örtlich dasjenige Amtsgericht entſpricht, das, wenn 
es die höhere ſachliche Zuſtändigkeit dieſer Gerichte beſäße, an deren 
Stelle als „Arreſtgericht“ („Gericht der Hauptſache“) örtlich zuſtändig 
geweſen wäre (Jaſtrow in 33Pr. 10, 278; OLG. Colmar in 
ElſvothrZ. 25, 42, 1900). Das iſt ein Grundſatz, den das Geſetz 
in einer ähnlichen Lage ſelbſt ausdrücklich aufſtellt (ZPO. § 689 
Abſ. 2). So wird auch die innerlich nicht gerechtfertigte Verſchie⸗ 
denheit der örtlichen Amtsgerichtszuſtändigkeit vermieden, die ſich 
bei der anderen Auffaſſung ergibt, je nachdem in einer Sache das 
Gericht erſter oder das zweiter Inſtanz als Arreſtgericht den Pfändungs⸗ 
beſchluß erlaſſen hat. Und es wird vermieden, daß ein Amtsgericht 
für zuſtändig erklärt wird, zu deſſen Bezirke die Angelegenheit gar 
keine örtliche Beziehung aufweiſt, und in Fällen, in denen das Land⸗ 
gericht oder Oberlandesgericht gar nicht als das für den Ort ſeines 
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Sitzes zuſtändige tätig geweſen iſt, ſondern das Gericht eines anderen 
Ortes (hier M. .. dorf). Dieſer Anſicht iſt daher beizutreten. 

Ihre Vertreter wollen ſie nun auch ſoweit durchführen, daß ſie 
nicht, wie die Vertreter der anderen Anſicht, die Anzeige an das 
höhere Arreſtgericht und eine Ueberweiſung von dieſem an das 
zuſtändige Amtsgericht zulaſſen wollen, ſondern von vornherein nur 
das Amtsgericht, auch ſchon für die Anzeige nach § 853 
3PO., für zuſtändig erklären, eine Zuſtändigkeit des Land⸗ oder Ober⸗ 
landesgerichts alſo überhaupt verneinen (ſo beſonders Colmar S. 41). 
Darin gehen ſie indes zu weit. Es wird hierfür nur geltend gemacht, 
es fehle an einer „allgemeinen Zuſtändigkeit des höheren Gerichts 
für das betreffende Verfahren“ und an einer „beſonderen geſetzlichen 
Vorſchrift“, nach der das höhere Gericht die Sache dem Amtsgericht 
„überweiſen“ könne. Dieſer Gedankengang wäre indes nur zwingend, 
wenn der Geſetzgeber bei der Regelung des in § 853 vorgeſehenen 
Falles überhaupt der Möglichkeit Rechnung getragen hätte, daß der 
zuerſt zugeſtellte Beſchluß auch von einem höheren Gerichte erlaſſen 
ſein kann. Daran iſt nicht gedacht worden, man empfand deshalb 
auch keinen Anlaß zu einer beſonderen Vorſchrift, und die Lücke iſt 
nun zweckentſprechend auszufüllen. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß 
die Vorſchrift in erſter Linie der Bequemlichkeit des durch die 
mehreren Pfändungen betroffenen Drittſchuldners dienen ſoll. 
Für dieſen muß alſo auch das Verfahren, insbeſondere die Zuſtändig⸗ 
keit, ſich nach möglichſt einfachen und klaren Regeln richten. Für ihn 
iſt es das einfachſte, wenn er ſich mit ſeiner Anzeige an das Gericht 
wenden kann, von dem nun einmal der zuerſt zugeſtellte Beſchluß 
erlaſſen iſt. Er kann auch gar nicht wiſſen, welches Amtsgericht 
als „Gericht der Hauptſache“ nach §§ 930, 919, 943 örtlich zu⸗ 
ſtändig ſein würde, wenn die Amtsgerichte ſachlich unbeſchränkt zu⸗ 
ſtändig wären; er erſieht ja aus dem Pfändungsbeſchluſſe weder, 
worum ſich in dem Hauptprozeſſe (der „Hauptſache“) der Streit dreht, 
noch — beim Berufungdgerihte — auch nur, aus welchem Land- 
gerichts bezirk oder Amtsgerichtsbezirke die Sache ans Oberlandesge— 
richt oder Landgericht gelangt iſt, geſchweige denn, welcher Ort und 
welche Beziehung zu dieſem Orte für die Zuſtändigkeit des Prozeß⸗ 
gerichts maßgebend geweſen ſein mag. Er müßte alſo erſt die Akten 
des Hauptprozeſſes einſehen und dazu wiederum erſt die Erlaubnis 
des Oberlandesgerichtspräſidenten erbitten (ZPO. § 299 Abſ. 2). 
Er müßte ferner dem von ihm angerufenen Amtsgerichte, wenn dieſes 
ihn nicht wegen Unzuſtändigkeit abweiſen ſoll, nachweiſen, daß von 


den vielen Amtsgerichten im Oberlandesgerichtsbezirke gerade dieſes 
eine im Sinne des § 853 dem Oberlandesgerichte „entſpricht“; denn 
auch das Amtsgericht könnte aus dem oberlandesgerichtlichen Beſchluſſe 
ſeine Zuſtändigkeit nicht entnehmen. Es iſt daher nur billig und 
entſpricht dem Zwecke des § 853, dem Drittſchuldner dieſe Prüfung 
und Beweislaſt abzunehmen; man kann annehmen, daß auch der 
Geſetzgeber, da er durch § 930 Abſ. 1 Satz 3 dieſe Schwierigkeit 
für den Drittſchuldner geſchaffen hat, die Frage in dieſer entgegen⸗ 
kommenden Weiſe geregelt hätte, wenn er an ſie gedacht hätte (vergl. 
z. B. 87 EJPD). Danach hat alſo das Arreſtgericht die An⸗ 
zeige entgegenzunehmen und ſelbſt zu ermitteln, an welches Amts⸗ 
gericht ſie zur weiteren Behandlung abzugeben iſt. Das iſt hier, da 
es ſich bei der „Hauptſache“ um die Ausklagung eines Darlehns 
handelte, deſſen Schuldner in M. . dorf im Amtsgerichtsbezirke R. 
ſeinen Wohnſitz hatte, dieſes Amtsgericht. 

Wenn aber hiernach das Oberlandesgericht zur Entgegennahme 
der Anzeige zuſtändig iſt, ſo fragt es ſich weiter, ob hier eine Ueber⸗ 
weiſung an das Amtsgericht überhaupt am Platze iſt. Nach 8 872 
ſoll allerdings ein Verteilungsverfahren nur dann eintreten, wenn 
der hinterlegte Geldbetrag zur Befriedigung der beteiligten Gläubiger 
nicht ausreicht. Das träfe hier höchſtwahrſcheinlich nicht zu, wenn 
gegenüber beizutreibenden Forderungen an 900 M. ＋ 329,50 M. 
＋ 221,60 M. und deren Nebenforderungen der Betrag von 7158,28 M. 
von der Drittſchuldnerin hinterlegt wird. Indes, wenn auch in ſolchen 
Fällen kein förmliches Verteilungsverfahren einzutreten hat, ſo iſt doch 
immerhin eine Prüfung der Wirkſamkeit der einzelnen Pfändungen 
und der Beträge der einzelnen Forderungen, insbeſondere der Neben⸗ 
forderungen, und eine Feſtſtellung des dem Schuldner — dem Gläu— 
biger des Drittſchuldners — zukommenden Ueberſchuſſes notwendig, 
alſo eine gerichtliche Tätigkeit, die dem Verteilungs verfahren ſehr nahe 
kommt und deshalb nach gleichen Zuſtändigkeitsgrundſätzen zu be⸗ 
handeln iſt, wie dieſes. 

Vorausſetzung dieſes Verfahrens oder des förmlichen Verteilungs⸗ 
verfahrens iſt allerdings, daß die zu verteilende Maſſe tatſächlich zur 
Verfügung ſteht, daß alſo die Hinterlegung erfolgt iſt. Wird 
dieſe nicht nachgewieſen, ſo iſt die Einleitung des Verfahrens nach 
§ 853 ZPO. allerdings abzulehnen. Es iſt jedoch nicht notwendig, 
daß das Oberlandesgericht ſelbſt das Vorhandenſein dieſer Voraus⸗ 
ſetzung ſich nachweiſen läßt; dies kann vielmehr auch das für die 
Erledigung des Verfahrens zuſtändige Amtsgerichts nachprüfen; die 
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Mitwirkung des Oberlandesgerichts iſt nur wegen der Beſtimmung 
des örtlich zuſtändigen Amtsgerichts erforderlich. Es liegt hier auch 
kein Anlaß vor, daran zu zweifeln, daß die Drittſchuldnerin die 
Hinterlegung und deren Nachweis noch nachholen wird. Die bisherige 
Weigerung der Hinterlegungsſtelle zu R., das Geld anzunehmen, hindert 
fie daran auch nicht; die ZPO. (vergl. Art. 144 EGBGB.) ſchreibt 
ja nicht vor, daß die Hinterlegung bei der Hinterlegungsſtelle er⸗ 
folgen müſſe, die für den Bezirk des nach § 853 für das gerichtliche 
Verfahren zuſtändigen Amtsgerichts beſteht; aus § 374 BGB. iſt 
vielmehr zu entnehmen, daß eine Hinterlegung bei jeder deutſchen 
Hinterlegungsſtelle wirkſam erfolgen kann, und die amtsgerichtliche 
Entſcheidung über die Zuteilung hinterlegter Beträge iſt auch möglich, 
wenn — wie es in Preußen z. B. regelmäßig der Fall iſt, da dort 
die Bezirksregierung Hinterlegungsſtelle iſt — das Geld nicht bei 
dem Gerichte liegt. 

Die Angelegenheit kann daher ſchon unerwartet dieſes Nachweiſes 
dem zuſtändigen Amtsgericht zur weiteren Behandlung überwieſen 
werden. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats v. 8. April 1911, U 178/10 (nach 
Roda). | 


10. Erſitzung einer Fiſchereigerechtigkeit nach Meinin- 
giſchem Landesrecht. (Geſetz vom 1. Mai 1888, Henneb. 

LV. B 2 Tl. 5 K. 15 8 5). 

Die Klägerin iſt die jetzige Eigentümerin der ſog. Mittelmühle 
in Jüchſen, die ſchon ſeit langer Zeit der Familie O. (den Vorfahren 
ihres Mannes) gehörte. Sie nimmt das Recht zum Fiſchen in ihrem 
Mühlgraben und in dem zwiſchen ihrem und dem K.ſchen Mühlgraben 
liegenden Teil des Jüchſebachs auf Grund von Erſitzung für ſich in 
Anſpruch. Sie behauptet dazu: die Familie O. habe von jeher, ſo⸗ 
lange ſie Eigentümerin der Mittelmühle in Jüchſen ſei, in jenen Ge⸗ 
wäſſern die Fiſcherei ausgeübt. Dies ſei mindeſtens ſchon in den 
Jahren 1840 und 1850 geſchehen. Andere Angehörige der Gemeinde 
Jüchſen hätten dort niemals gefiſcht oder das Recht zum Fiſchen 
beanſprucht. Die Mitglieder der Familie O. hätten bei der Ausübung 
der Fiſcherei ſtets die Ueberzeugung gehabt und auch geäußert, daß 
ſie als Beſitzer der Mittelmühle das Recht hätten, in ihrem ganzen 
Mühlgraben und in dem Jüchſebach von da bis zum K.ſchen Mühl⸗ 


graben zu fiſchen. 
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Die Gemeinde Jüchſen beſtritt indes das Fiſchereirecht und nahm 
es für ſich in Anſpruch. Die Klägerin klagte daher auf Anerkennung 
ihres ausſchließlichen Fiſchereirechts und Unterlaſſung von Eingriffen. 

Das Landgericht und das Oberlandesgericht wieſen die Klage ab. 

Aus den Gründen des oberlandesgerichtlichen Urteils: 

Nach Art. 3 des Geſetzes vom 1. Mai 1888 iſt die Befugnis 
zur Fiſcherei in fließenden Gewäſſern ſeit dem 1. Januar 1873 auf 
die Gemeinden übergegangen, ſoweit fie den Einwohnern oder An« 
gehörigen der betreffenden Gemeinden als gemeine Befugnis zuſtand 
und nicht ein wohlerworbenes, insbeſondere auf einem Privatrechts⸗ 
titel (Kauf, Erſitzung uſw.) beruhendes Recht vorliegt (ſiehe auch Art. 1 
des Geſetzes vom 1. Oktober 1872). Nach Art. 4 daſelbſt darf die 
Fiſchereibefugnis der Gemeinden nur durch Verpachtung oder durch 
Anſtellung eines Gemeindefiſchers ausgeübt werden. Aus dem Zu⸗ 
ſammenhang dieſer Beſtimmungen ergibt ſich, daß die Fiſcherei mit 
dem 1. Januar 1873 dem Privatrechtsverkehr hat entzogen werden 
ſollen (vgl. auch Unger, Handbuch des Privatrechts, I, 8 48 
S. 195). Dafür ſpricht auch der Zweck des Geſetzes, das die He— 
bung der Fiſchzucht erſtrebte und daher dem unwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe einzelner ein Ende machen follte (vgl. die Meininger Landtags⸗ 
verhandlungen 1869/70, Beilage 11 S. 66, 1888, Beilage 33 S. 40 ff., 
beſ. S. 46). Danach iſt ſeit dem 1. Januar 1873 der Erwerb des 
Fiſchereirechts durch Erſitzung ausgeſchloſſen. Dem ſteht Art. 3 Abſ. 2, 
der nur den Wiedererwerb der gemeinen Befugnis zum Fiſchen ver⸗ 
bietet, nicht entgegen. Das Geſetz hebt dieſen Folgeſatz noch aus- 
drücklich hervor, um jeden Zweifel daran auszuſchließen, daß das 
Fiſchereirecht vom 1. Januar 1873 nur den Gemeinden, nicht deren 
einzelnen Angehörigen zuſteht. Damit hat nicht geſagt ſein ſollen, 
daß auch nach dem 1. Januar 1873 ein ausſchließliches Privatrecht 
einzelner zum Fiſchen begründet werden könne. Das Geſetz geht offen⸗ 
bar davon aus, daß ſchon in Art. 3 Abſ. 1 durch die Negative: 
„und nicht uſw.“ mit genügender Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht 
ſei, daß der Erwerb eines Fiſchereirechts durch Privatrechtstitel bis 
zum 1. Januar 1873 vollendet ſein müſſe, um den Uebergang 
der Fiſchereibefugnis auf die Gemeinde auszuſchließen. Danach muß 
die Klägerin beweiſen, daß ihre Rechtsvorgänger das Recht, in ihrem 
Mühlgraben und den ſich anſchließenden Teil des Jüchſebachs zu 
fiſchen, bis zum 1. Januar 1873 erſeſſen haben. Da es ſich um 
eine unſtändige Dienſtbarkeit handelt und der Klägerin ein recht⸗ 
mäßiger Titel (justus titulus) nicht zur Seite ſteht, fo iſt zur Erſitzung 
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erforderlich, daß die Fiſcherei von den Eigentümern der Mittelmühle 
fünfzig Jahre hindurch (vor dem 1. Januar 1873) als Recht 
ausgeübt worden iſt. Denn die Henneberger Landesordnung, die für die 
Beurteilung des Rechtsverhältniſſes maßgebend iſt, ſchreibt in B. 2 
Tl. 5 K. 15 85 vor, daß „Fiſchereyen mit gutem Glauben allein 
ohn einigen Titel, Wiſſen und Gedulten des andern Theils in funffzig 
Jahren oder mit rechtmäßigem Titel, guten Glauben, Wiſſen und 
Willen des Gegentheils in zehen Jahren erſeſſen werden“. Dieſe 
Beſtimmung iſt nicht, wie Unger anzunehmen ſcheint (a. a. O. II, 
8 78 S. 175) dahin auszulegen, daß auch bei wiſſentlichem Dulden 
des Gegenteils eine zehnjährige Ausübungszeit zur Erſitzung genüge. Denn 
zur Erſitzung binnen 10 Jahren wird ausdrücklich rechtmäßiger Titel 
und Wiſſen und Willen des andern Teils erfordert, die wiſſentliche 
Duldung kann alſo den rechtmäßigen Titel nicht erſetzen. Die Worte 
„mit Wiſſen und Willen“ ſtellen überhaupt kein ſelbſtändiges Er⸗ 
fordernis der Erſitzung auf, die drücken nur aus, daß die Ausübung 
nicht heimlich (elam) erfolgt fein dürfe (ſiehe darüber Thür Bl. 11, 
292, 33, 45! 66 10 und 11; Heimbach, Partikul. Privatrecht, Nach⸗ 
träge zu § 191 No. 3 S. 180; Stobbe, Deutſches Privatrecht, 
II 8 97 S. 221 No. 36; vgl. Sachſe, Weimar. Privatrecht, 
§ 389 No. 1 S. 269). | 

Den ihr hiernach obliegenden Beweis, daß die Fiſcherei fünfzig 
Jahre lang, vom 1. Januar 1873 zurückgerechnet, ausgeübt worden 
ſei, hat ſie nicht geliefert. (Wird näher ausgeführt.) 

Außerdem hat ſie nicht dargetan, daß die Fiſcherei von den An⸗ 
gehörigen der Familie O. (ihren Rechtsvorgängern) als Recht aus⸗ 
geübt worden iſt. Aus den Ausſagen der Zeugen E. u. S. O. 
ergibt ſich, daß ein regelrechter Fiſchfang mit den gebräuchlichen 
Fangwerkzeugen nicht ſtattgefunden hat. Der Betrieb der Fiſcherei 
beſchränkte ſich vielmehr im weſentlichen darauf, daß die Kinder der 
Familie O. nebenbei, bei Gelegenheit der Reinigung des Mühlgrabens, 
die vorkommenden kleinen und geringwertigen Fiſche ſich aneigneten, 
für die ſonſt niemand Intereſſe zeigte. Der Mühlgraben und der 
anſtoßende Teil des Jüchſebachs war damals überhaupt kein eigent⸗ 
liches Fiſchwaſſer, er enthielt nur minderwertige, wenig nutzbare Fiſche 
(hauptſächlich Weißfiſche). Erſt neuerdings iſt durch die Einſetzung 
von Brut ein Beſtand an nutzbaren Fiſchen geſchaffen worden. Unter 
dieſen Umſtänden kann dem ſpieleriſchen Fangen der Fiſche durch die 
O.ſchen Kinder überhaupt keine wirtſchaftliche oder gar rechtliche Be⸗ 
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deutung beigelegt und keine Ausübung eines Fiſchereirechts darin 
erblickt werden. 

Wollte man aber auch in dem gelegentlichen Fiſchfang Rechts⸗ 
ausübungsakte ſehen, fo fehlt doch dieſen der Charakter der Aus⸗ 
ſchließlichkeit. An ſich ſtand der Fiſchfang den Gemeindeangehörigen 
als gemeine Befugnis zu (vgl. Unger, a. a. O. I § 48 S. 194). 
Um ſie von der Mitberechtigung auszuſchließen, dazu gehörte mehr, 
als die Benutzung des tatſächlichen Vorteils, den die Eigentümer der 
Mittelmühle aus ihrer bevorzugten Lage als Bachanlieger und Ufer⸗ 
eigentümer zogen. Dazu war erforderlich, daß ſie die Befugnis der 
andern Gemeindeangehörigen durch ausſchließliche, gegen ſie gerichtete 
Ausübungsakte überwanden (etwa durch ein Verbot an fie, dem 
fie ſich fügten: vgl. dazu RGZ. 17, 123). Daß fie dies getan hätten, 
iſt aber in keiner Weiſe dargelegt. 

Urteil des zweiten Zivilſenats vom 22. Mai 1911 in der Streitſ. 
O. gegen Gemeinde J.; 2 U 24/11 (nach Meiningen). 


11. Pauſchſatz bei notarieller Beglaubigung und in 
Fällen, wo Schreibwerk nicht vorkommt. 


Nach dem Grundgedanken der neuen Geſetze, die ohne Rückſicht 
auf das Maß der im Einzelfall erforderlichen Aufwendungen für 
Schreibwerk, Poſtbenutzung ꝛc. den gleichen prozentualen Pauſchſatz 
beſtimmen, iſt der Pauſchſatz auch dann anzuſetzen, wenn ausnahms⸗ 
weiſe bei einem Geſchäft kein nach den bisherigen Vorſchriften zu ver⸗ 
gütendes Schreibwerk geleiſtet, die Poſt nicht in Anſpruch genommen 
wird. S. auch Verfügung des preuß. Juſtizminiſters vom 20. Feb⸗ 
war 1911 (JMBl. 11, 115). Nur ſcheinbar iſt dieſer Erwerb ein 
unberechtigter. Die Schreibſtube muß für alle Fälle bereit geſtellt 
ſein, ihre Koſten ſollen durch Pauſchſätze gedeckt werden. Den ſelte⸗ 
nen Fällen, wo Schreibwerk nicht vorkommt, Poſtgebühren nicht er⸗ 
wachſen, ſtehen andere gegenüber, in denen der Pauſchſatz die nach 
den bisherigen Geſetzen zu vergütenden Auslagen nicht deckt. Es 
findet alſo eine Ausgleichung ſtatt. Im vorliegenden Falle kommt 
hinzu, daß mit jeder Unterſchriftsbeglaubigung Schreibwerk des Notars 
verbunden iſt. Er braucht doch Feder und Tinte. Möglicherweiſe 
liegt auch innerhalb des Rahmens dieſer notariellen Tätigkeit ein 
Geſpräch mit dem Fernſprecher im Ortsverkehr. Wenn der Auftrag- 
geber dem Notar Feder und Tinte zur Verfügung ſtellt, den Beglau⸗ 
bigungsvermerk bis auf die Unterſchrift im voraus niederſchreibt, ſo 


ja BT 


iſt das feine Sache. Es ift die Pflicht des Notars, für alles das zu 
forgen, und dafür erhält er den Pauſchſatz. Nur bei dieſer grundſätz⸗ 
lichen Auffaſſung wird das Ziel, das den neuen Geſetzen vorſchwebt, 
auch ganz erreicht. Denn nur ſo wird jede Erörterung, ob etwa 
ein Geſpräch mit dem Fernſprecher im Ortsverkehr ſtattgefunden hat, 
ob es notwendig war oder nicht, abgeſchnitten. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 20. Mai 1911, 1 3/11 (nach 
Gotha) 


12. Das Beſchwerdegericht darf eine Koſtenentſchei⸗ 
dung nicht von Amts wegen zum Nachteil des Be— 
ſchwerdeführers abändern. Wie ſind die Gebühren 
für den Eintrag des Eigentumswechſels in das 
Grundbuch zu berechnen, wenn zwei Rechtsſub⸗ 
jekte des öffentlichen Rechts (Kirchengemeinden) 
ſich verſchmelzen und deren Grundſtücke auf das 
neugebildete Rechtsſubjekt umgeſchrieben werden? 
Meiningiſches GG. vom 16. Februar 1905, §§ 3, 87, 101, 
103. 

Durch ein vom Oberkirchenrat genehmigtes Ortsgeſetz vom 
20. Juni 1909 wurden die Stadtkirchengemeinde und die Neuſtädter 
(unierte) Kirchengemeinde in Hildburghauſen zu einer einzigen Kirchen⸗ 
gemeinde, der Kirchengemeinde Hildburghauſen, vereinigt. Beide bis 
dahin ſelbſtändigen Kirchengemeinden waren im Grundbuch als Eigen⸗ 
tümerinnen von Grundſtücken eingetragen. Nach ihrer Vereinigung 
beantragte der Kirchengemeindevorſtand die Umſchreibung der Grund⸗ 
ſtücke auf den Namen der Kirchengemeinde Hildburghauſen im Wege 
der Grundbuchberichtigung. Dem entſprach das Grunduchamt. Als 
Gebühren brachte es dafür 190 M. in Anſatz, und zwar nach § 101 
des Meiningiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 16. Februar 1905. Hier 
iſt beſtimmt, daß für alle ſonſtigen endgültigen Eintragungen im Grund⸗ 
buch, die nicht Gebührenfreiheit genießen, oder unter einen beſonderen 
Gebührenanſatz fallen, ½¼0 des in § 99 beſtimmten Gebührenſatzes, 
mindeſtens aber 60 Pfg., zu erheben ſind. 

Die Beſchwerde des Kirchengemeindevorſtands gegen dieſen Ge⸗ 
bührenanſatz blieb erfolglos. Das Landgericht nahm in ſeinem Be⸗ 
ſchluſſe vom 13./29. März 1911 an, daß die Gebühren für die Um⸗ 
ſchreibung nicht nach $ 101 GKG., ſondern nach dem weſentlich 
höheren Tarif des 8 87 GKG. zu berechnen ſeien, der „für die 
Eintragung des neuen Eigentümers eines Grundſtücks im Grund⸗ 
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buch“ eine nach dem Werte abgeſtufte Gebühr (von 1,5 und 10% 
vorſieht. Deshalb ordnete es in Ziffer 2 ſeines Beſchluſſes die Nach⸗ 
berechnung der zu wenig angeſetzten Gebühren von Amts wegen an. 
Hiergegen wendet ſich der Kirchengemeindevorſtand mit ſeiner weiteren 
Beſchwerde. Sie rügt Verletzung des Geſetzes und führt aus: die neu 
gebildete Kirchengemeinde ſei im Wege der Geſamtrechtsnachfolge an 
die Stelle der bisherigen Kirchengemeinden getreten. Der Rechtsvor⸗ 
gang ſei derſelbe, wie bei der Erbfolge oder der Fuſion; zweier 
Aktiengeſellſchaften. Dann finde aber keine Auflaſſung der Grund⸗ 
ſtücke an die Erben oder die Aktiengeſellſchaft ſtatt, ſondern nur die 
Berichtigung des Grundbuchs. Die Gebühr für die Umſchreibung ſei 
mithin nach § 103 GKG. zu berechnen, der „für die Eintragung 
ſonſtiger Veränderungen aller Art, namentlich der Aenderung des 
Inhalts oder Ranges eingetragener Rechte“ uſw., eine Gebühr von 
4/0 des in 8 99 beſtimmten Satzes vorſchreibe. 

Die weitere Beſchwerde iſt nach S 4 GKG. vbd. mit Art. 15 
des Landesgeſetzes vom 15. Auguſt 1899 und § 29 FGG. zuläſſig, 
aber nur inſoweit begründet, als das Landgericht in Ziffer 2 ſeines 
Beſchluſſes die Nachforderung höherer Gebühren von Amts wegen 
anordnet. Dieſe Anordnung verletzt das Geſetz. Allerdings ſchreibt 
§ 3 Satz 2 GKG. vor, daß die Entſcheidung über den Koſtenanſatz 
von dem Gericht, das ſie getroffen hat, oder von dem Gericht der 
höheren Inſtanz von Amts wegen geändert werden kann. Da⸗ 
mit iſt jedoch nicht geſagt, daß das höhere Gericht, an das die Sache 
durch eine Koſtenbeſchwerde gelangt, beliebig den Koſtenanſatz der 
unteren Inſtanz abändern dürfe. Denn es wird nur im Rahmen 
der Beſchwerdeanträge mit der Sache befaßt und darf entſprechend 
dieſer Beſchränkung des Devolutiveffektes auch nur innerhalb der 
Grenzen der Anträge entſcheiden, alſo nicht zum Nachteil des Be⸗ 
ſchwerdeführers, der Herabſetzung der Gebühren erſtrebt, die Gebühren 
erhöhen. In dieſem das Beſchwerdeverfahren beherrſchenden oberſten 
Grundſatz findet die Abänderungsbefugnis aus 8 3 GKG. ihre 
Schranke (vgl. dazu Pfafferoth, Deutſches Gerichtskoſtenweſen, 
Anm. 12 zu § 4, S. 15; RG. 14, 352 fg.). Anders liegt es, 
wenn die höhere Inſtanz im Laufe des Verfahrens in ſonſtiger 
Weiſe — nicht durch eine auf Herabſetzung der Gebühren gerichtete 
Koſtenbeſchwerde — mit der Sache befaßt wird. Dann hat ſie freien 
Spielraum zur Abänderung des Koſtenanſatzes. Denſelben Stand- 
punkt hat der Senat bereits in einem Beſchluß vom 9. März 
1910 (2 Y 4/10) eingenommen. Danach war der angefochtene Be⸗ 
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ſchluß in Ziffer 2 aufzuheben. Dabei iſt übrigens zu bemerken, daß 
§ 5 GKG. den Weg angibt, auf dem die Nachforderung der 
zu wenig berechneten Koſten zu geſchehen hat. 

Rechtsirrig ſind dagegen die Ausführungen, mit denen die Be⸗ 
ſchwerdeführerin zu beweiſen verſucht, daß die niedrigere Gebühr des 
8 103 GKG. (½ ) in Anſatz kommen müſſe. 

Die beiden bisher ſelbſtändigen Kirchengemeinden ſind durch 
kirchliches Ortsgeſetz, alſo durch einen öffentlich⸗ rechtlichen Akt, zu einer 
vereinigt worden. Die Grundlage für dieſe Verſchmelzung bot der 
8 1 des Kirchengeſetzes vom 29. Oktober 1906 (GSlg. 24, 437). 
Die vermögensrechtliche Seite der Vereinigung iſt in $ 2 des Orts⸗ 
geſetzes ausdrücklich dahin geregelt, daß das Vermögen der beiden 
bisherigen Kirchengemeinden fortan „das Vermögen der neugebildeten, 
einheitlichen Kirchengemeinde bilde“. Danach iſt das Vermögen der 
bisher ſelbſtändigen Kirchengemeinden kraft Geſetzes als Ganzes, als 
Inbegriff der Rechte und Verbindlichkeiten, auf die neue Kirchenge⸗ 
meinde Hildburghauſen übergegangen, dieſe iſt durch Geſamtrechts⸗ 
nachfolge an die Stelle der Einzelkirchengemeinden getreten. Einer 
Uebertragung der einzelnen Vermögensſtücke auf die neue Kirchenge⸗ 
meinde bedarf es daher nicht. Insbeſondere find die bisher auf den 
Namen der Einzelkirchengemeinden eingetragenen Grundſtücke durch 
einen außerhalb des Grundbuchs liegenden Rechtsvorgang, kraft Ge⸗ 
ſetzes Eigentum der Kirchengemeinde Hildburghauſen geworden. Sie 
brauchen alſo nicht an dieſe aufgelaſſen zu werden, ihre Umſchreibung 
hat nach den Regeln über Grundbuchsberichtigung (§S 22 GBO.) 
zu erfolgen. Inſofern iſt der Vorgang derſelbe, wie bei der Erbfolge. 
Die in der Kirchengemeinde Hildburghauſen aufgegangenen Einzel⸗ 
kirchengemeinden ſind Rechtsſubjekten, die verſtorben ſind und beerbt 
werden, rechtlich gleichzuſtellen. Auch der Fall der Fuſion zweier 
Aktiengeſellſchaften (§ 306 HGB.) iſt durchaus rechtsähnlich. In 
beiden Fällen iſt anerkannt, daß der Rechtsübergang ſich kraft Ge⸗ 
ſetzes vollzieht und die Eintragung des Eigentumswechſels im Grund» 
buch im Wege der Berichtigung erfolgt (ſ. dazu Joh ows Jahrb. 11, 
129; Holdheims MSchr. 9, 226 ff., 14, 134 ff.). 

Von dieſem an ſich richtigen Ausgangspunkt aus gelangt aber 
die Beſchwerdeführerin zu falſchen Schlüſſen. § 87 GKG. beſteuert 
mit einer nach dem Wert geſtaffelten Gebühr „die Eintragung des 
neuen Eigentümers eines Grundſtücks im Grundbuch“. Eine ſolche 
Eintragung hat hier ſtattgefunden. Durch die Vereinigung ſind die 
bisherigen Kirchengemeinden untergegangen, an ihre Stelle iſt die 
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Geſamtkirchengemeinde, alſo eine neue Rechtsperſönlichkeit, getreten. 
Der Grundbeſitz der bisherigen Kirchengemeinden hat alſo den Eigen⸗ 
tümer gewechſelt. Daß dieſer Eigentumswechſel nicht durch Auflaſſung 
vermittelt worden iſt, iſt unerheblich. 8 81 GKG. umfaßt, wie ſchon 
ſeine allgemeine Faſſung ergibt, alle Fälle der Eintragung eines neuen 
Eigentümers, gleichviel ob ſie konſtitutiv oder deklaratoriſch iſt, ob ſie 
auf Grund einer Uebertragung (Auflaſſung) oder zum Zwecke der Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs erfolgt. Es begründet auch für die An⸗ 
wendung des § 87 GKG. keinen Unterſchied, ob der Eigentums⸗ 
übergang auf öffentlich rechtlichem oder privatrechtlichem Titel beruht 
(ſ. dar. Mügel, Preuß. Koſtengeſetze, Anm. 1 und 7 zu § 58, S. 217, 
220). Insbeſondere ſind auch die Fälle von § 87 nicht ausgenommen, 
in denen der Eigentumswechſel auf Geſamtrechtsnachfolge beruht. 
Das ergibt ſich deutlich aus § 90 Ziff. 1 GKG., der die Eintragung 
von Erben als Eigentümern der — auf 3/;, ermäßigten — Gebühr 
des § 87 unterwirft. Aehnliches ſchreiben die §8§ 89 uud 90 Ziff. 2 
beim Eintritt der Gütergemeinſchaft und der fortgeſetzten Güterge— 
meinſchaft vor. Für andere Fälle der Geſamtrechtsnachfolge ſind 
dagegen keine Begünſtigungen vorgeſehen. Sie unterliegen alſo der 
Grundgebühr des §8 87 GKG. Noch klarer kommt der enge Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen den Fällen der Sonderrechtsnachfolge und Ge⸗ 
ſamtrechtsnachfolge in dem vorbildlichen Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetz zum Ausdruck. Hier werden fie in § 58 in zwei aufeinander⸗ 
folgenden Abſätzen zuſammengefaßt. 

Danach findet auf die Eintragung der Kirchengemeinde Hildburg⸗ 
haufen $ 87 GKG. Anwendung, nicht § 103 daſ. Dieſe letztere 
Vorſchrift bezieht ſich nicht auf den Eintrag von Eigentumsänderungen, 
ſondern auf den von ſonſtigen Veränderungen (im Inhalt oder Rang 
der Rechte uſw.). Sie würde alſo dann anwendbar ſein, wenn 
durch die Vereinigung die Identität des eigentumsberechtigten Sub» 
jekts nicht berührt worden wäre und mithin kein Eigentumswechſel 
ſtattgefunden hätte (vgl. dazu Mügel a. a. O., Anm. 3 zu § 58, 
S. 218 f., ſ. auch § 62 Preuß. GKG.). Davon kann jedoch keine 
Rede ſein. Es läßt ſich unmöglich behaupten, daß die Kirchengemeinde 
Hildburghauſen dasſelbe Rechtsſubjekt wäre, wie die beiden Einzel⸗ 
kirchengemeinden, aus denen ſie hervorgegangen iſt. Die letzteren ſind 
vielmehr unter und in ihr als einheitlicher neuer Rechtsperſönlichkeit 
aufgegangen. 

Beſchluß des zweiten Zivilſenats vom 29. Mai 1911, 2 Y 5/11 
(nach Meiningen). 


Strafrecht und Strafverfahren. 


1. Muß die Dringlichkeit bei Polizeiverordnungen 
des Bürgermeiſters im Herzogtum Gotha erkenn- 
bar ſein? 

Eine Polizeiverordnung des Stadtrats von Friedrichroda vom 
31. Mai 1905 verbietet das Muſizieren in Häuſern bei offenen 
Fenſtern in der Zeit vom 1. Mai bis zum 30. September jedes 
Jahres an gewiſſen Tageszeiten und droht für den Zuwiderhandlungs⸗ 
fall eine Geldſtrafe bis zu 9 M. an. Der Angeklagte hat das Ver⸗ 
bot am 31. Juli 1910 übertreten. Die Vorinſtanzen haben ihn 
aber freigeſprochen, weil die Polizeiverordnung ungültig ſei. 

Das Landgericht folgert die Ungültigkeit aus einer Beſtimmung 
des Gothaer Verwaltungsrechts. Nach § 8 des Geſetzes über die 
Organiſation der Verwaltungsbehörden im Herzogtum Gotha vom 
11. Juni 1858 iſt in den unter der Aufſicht der Landratsämter ſtehenden 
Städten der Bürgermeiſter innerhalb des Gemeindebezirks bei dring⸗ 
lichen Fällen befugt, allgemeine polizeiliche Gebote oder Verbote mit 
Strafbeſtimmungen bis zu IM. durch ortsübliche öffentliche Bekannt⸗ 
machung einſeitig zu erlaſſen. Solche Erlaſſe müſſen jedoch ſobald 
als möglich dem Landratsamt zur nachträglichen Genehmigung vor⸗ 
gelegt werden. (Das Polizeiverordnungsrecht ſteht im übrigen in 
dringlichen und nicht dringlichen Fällen dem Landratsamt und dem 
Staatsminiſterium zu.) Das Landgericht verneint die Zuſtändigkeit 
des Bürgermeiſters zum Erlaß der Verordnung, weil die Voraus⸗ 
ſetzung der Dringlichkeit nicht gegeben ſei. Es meint, die Frage der 
Dringlichkeit ſei zwar Ermeſſensſache des Bürgermeiſters, immerhin 
müſſe ſich aus den Umſtänden des Falles ergeben, daß der Bürger⸗ 
meiſter dieſen als dringlichen angeſehen habe. Hier habe nicht Dring⸗ 
lichkeit vorgelegen und ſei nicht Dringlichkeit angenommen worden. 
Denn es ſei doch zur Zeit des Erlaſſes gleichgültig geweſen, ob das 
Verbot acht Tage früher oder ſpäter erlaſſen werde. Dieſe Beweis⸗ 
führung leidet an einem inneren Widerſpruche. Sie geht durchaus 
zutreffend davon aus, daß es auf den objektiven Standpunkt, ob 
ein Fall der Dringlichkeit vorliege, nicht ankommt. Und doch gelangt 
ſie zu ihrem Ergebnis einzig mit der Motivierung, daß der Fall ein 
dringlicher nicht geweſen fe. Er mag nicht dringlich geweſen fein, 
deshalb kann ihn der Stadtrat doch als einen dringlichen angeſehen 
haben; er kann ſich in einem Irrtum befunden haben. Es genügt, 
daß der Bürgermeiſter nach ſeinem pflichtmäßigem Ermeſſen die Ueber⸗ 
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zeugung gewonnen hat, daß ein ſofortiges Einſchreiten nötig ſei. Die 
Frage iſt nur, ob er nicht wenigſtens bei der Bekanntmachung der Ver⸗ 
ordnung zu erklären hat, daß er in dieſem Falle wegen der Dringlichkeit 
die Sanktion erteile. Oder ob er nicht wenigſtens auf den § 8 Verw.⸗ 
OrgG. Bezug zu nehmen hat, womit indirekt geſagt wäre, daß er den 
Fall für einen dringlichen halte. So zweckmäßig ein ſolches Verfahren iſt, 
die Rechtsgültigkeit der Verordnung hängt von deſſen Einhaltung nicht 
ab. Die Organiſationsgeſetze ſtellen ein derartiges Erfordernis nicht 
auf, aber auch innere Gründe drängen nicht dazu. Gewiß muß das 
Publikum in die Lage verſetzt werden, zu prüfen, ob eine veröffentlichte 
Rechtsnorm auch gültig iſt. Deshalb müſſen Vorgänge bekannt ge⸗ 
geben werden, von denen die Rechtsgültigkeit einer Sanktion abhängig 
iſt, wie beim Ortsſtatut die Genehmigung der Stadtverordneten. 
Um ſolche äußeren Vorgänge handelt es ſich hier nicht. Daß der 
Bürgermeiſter feine Zuſtändigkeit auf $ 8 VerwOrgG. zurückführt, 
iſt aus der Tatſache des Erlaſſes einer Polizeiverordnung ohne weiteres 
zu folgern. Erklärt er durch die Tatſache des Erlaſſes einen Fall 
für dringlich, ohne daß Dringlichkeit vorliegt, jo iſt das Landratsamt 
zur Abhilfe berufen. Dieſem iſt die Polizeiverordnung zur nachträglichen 
Genehmigung vorzulegen. Erkennt es die Dringlichkeit nicht an, ſo 
darf es die Verordnung außer Kraft ſetzen oder die Außerkraftſetzung 
durch den Bürgermeiſter anordnen. Es iſt alſo Fürſorge getroffen, 
etwaigen Mißbräuchen zu ſteuern. (Vgl. Roſin, Polizeiverordnungs⸗ 
recht 250 fg., 259 unter III fg., 270 f.; Laband, Staatsrecht 2, 
89 Anm. 1. 

Die Verordnung des Stadtrats von Friedrichroda iſt aber un⸗ 
gültig aus dem Grunde, weil dem Stadtrat ein Polizeiverordnungs⸗ 
recht überhaupt nicht zukommt. Der Stadrat iſt ein kommunales Kollegium, 
das aus dem Bürgermeiſter und Senatoren beſteht, ſeinen Willen nach 
den Grundſätzen des Kollegialſyſtems bildet (Goth. Gemeindegeſetz 
vom 11. Juni 1858 $ 101). Das Polizeiverordnungsrecht in Fällen 
der Dringlichkeit hat der Bürgermeiſter, der inſoweit mittelbarer 
Staatsbeamter iſt (vgl. Roſin, a. a. O. 233). Freilich hat der 
Bürgermeiſter K. als Vorſitzender des Stadtrats deſſen Befehl ver⸗ 
öffentlicht, daraus läßt ſich aber nicht mit Sicherheit die Folgerung 
ziehen, daß der Befehl ſeinem Willen entſpricht. Aber auch abgeſehen 
davon iſt zu verlangen, daß die Sanktion des Befehls und deſſen 
Veröffentlichung vom Bürgermeiſter, von ihm allein, ausgehen. Polizei⸗ 
verordnungen des Stadtrats von Friedrichroda braucht niemand zu 
befolgen. 
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Urteil des 1. Strafſenats vom 13. Mai 1911, S 39/11 (nach 
Gotha). 


2. Kann ruheſtörender Lärm, der durcheinenordnungs⸗ 
mäßigen Gewerbebetrieb ſentſteht, ungebührlicher— 
weiſe erregt ſein? 

Die Angeklagten benutzen für die Zwecke ihres Zimmergeſchäfts 
in Waltershauſen zwei Kreisſägen. Eine davon ſteht in einem 
Schuppen in der Nähe bewohnter Häuſer. Die Giebelwand des 
Schuppens, die früher offen war, iſt ſeit einigen Jahren mit einer 
Backſteinwand geſchloſſen worden, um das Geräuſch der Säge nur 
abgeſchwächt herausdringen zu laſſen. Gleichwohl verurſachen die 
Sägen, wenn ſie im Betrieb ſind, erhebliches Geräuſch und ſtören 
dadurch die Ruhe des Publikums. Ohne Rechtsirrtum ſieht das 
Landgericht hierin die Erregung ruheſtörenden Lärms im Sinne des 
8 360 Ziffer 11 StGB. Die Streitfrage iſt, ob der Lärm unge⸗ 
bührlicherweiſe erregt iſt. Das Landgericht verneint ſie aus folgender 
Erwägung: Der Gedanke, daß die Angeklagten ſchikanös vorgingen, 
ſei ausgeſchloſſen. Sie hielten ſich vielmehr innerhalb der Grenzen 
eines ordnungsmäßigen Betriebs. Infolgedeſſen könne man ihnen 
auch nicht verbieten, das mit dem Betriebe notwendig verbundene 
Geräuſch zu verurſachen. Ein im ordnungsmäßigen Gewerbebetriebe 
erregter Lärm ſei nicht ungebührlich. Es komme deshalb auch nichts 
darauf an, ob behördliche Anordnungen ergangen und unbeachtet ges 
blieben ſeien, die eine Abſchwächung des Geräuſches zum Ziele hätten. 

Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig, weil die Frage der Ungebührlich⸗ 
keit nicht ausſchließlich aus allgemeinen Rechtserwägungen heraus 
gelöſt werden kann, ſondern weſentlich mit auf Grund der Umſtände 
des einzelnen Falles. Ein im ordnungsmäßigen Betriebe erregter 
ruheſtörender Lärm kann ſehr wohl ungebührlich ſein. Auszugehen 
iſt davon, daß auch dem Gewerbetreibenden nicht geſtattet iſt, die 
Pflicht zur gegenſeitigen Rückſichtnahme außer acht zu laſſen, die das 
notwendige Zuſammenleben der Menſchen fordert. Der von einem 
Betriebe ausgehende Lärm darf deshalb das Maß deſſen nicht über⸗ 
ſchreiten, was die Allgemeinheit billigerweiſe hinnehmen muß. Die 
Grenze zwiſchen Gebühr und Ungebühr iſt allgemein nicht zu be⸗ 
ſtimmen. Es kommt auf den einzelnen Fall an. Zu fragen iſt, 
ob es möglich iſt, das Geräuſch zu vermindern oder abzufangen. 
Bei der Beantwortung der Frage iſt der Stand der Technik in Rück⸗ 
ſicht zu ziehen, während die finanzielle Kraft des Gewerbetreibenden 
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zur Herſtellung der Schutzvorrichtungen uſw. außer Betracht bleiben 
muß. In dieſem Zuſammenhang wird allerdings die Tatſache erheb⸗ 
lich, ob die Polizeiverwaltung Anordnungen getroffen hat, die geeignet 
ſind, den Lärm herabzuſetzen und ob die Angeklagten ſie nicht befolgt 
haben, was objektiv ungebührlich wäre. (Vergl. OLG. München 
St. 2, 338, ThürBl. 36, 180.) 

Das Landgericht hat die beſondere Lage des Falles nicht ge⸗ 
prüft. Es hat ſich mit der Bemerkung begnügt, daß die Wand des 
Schuppens, in dem die eine Säge arbeitet, zugemauert worden iſt. 
Damit iſt es auf halbem Wege ſtehen geblieben. Es wird zu prüfen 
haben, ob die Angeklagten Schutzmaßregeln, die ſich weiter als not⸗ 
wendig herausgeſtellt haben, verſäumt haben. 

Urteil des erſten Strafſenats vom 20. Mai 1911, 8 43/11 
(nach Gotha). 


3. Vereinsgeſetz vom 19. April 1908. — Von einem 
Gewerkſchaftskartell veranſtaltete Jugendabende 
ſind Verſammlungen, die Teilnehmer bilden keinen 
eigenen Verein. — Veranſtaltung von öffentlichen 
Verſammlungen zur Erörterung politiſcher Ange⸗ 
legenheiten. — In dem bloßen Zugänglichmachen 
einer Zeitſchrift mit politiſchen Artikeln liegt keine 
Erörterung politiſcher Angelegenheiten. 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Uebertretung der 
88 5, 18 Ziffer 2 des Vereinsgeſetzes verurteilt, weil er am 27. Okto⸗ 
ber 1910 in E. eine öffentliche Verſammlung zur Erörterung politiſcher 
Angelegenheiten, nämlich einen „Jugendabend“ für junge Arbeiter 
veranſtaltet und der Polizeibehörde keine Anzeige davon erſtattet habe. 
Die Staatsanwaltſchaft ſieht in den Jugendabenden eine Vereins⸗ 
tätigkeit der beteiligten jungen Arbeiter und meint in ihrer Reviſions⸗ 
begründung, der Angeklagte müſſe als Vorſtand des Vereins beſtraft 
werden, weil er der Polizeibehörde die Satzung des Vereins und das 
Verzeichnis der Mitglieder des Vorſtands nicht eingereicht und Perſonen 
unter 18 Jahren im Verein geduldet habe (88 3, 17, 18 Ziffer 1 
und 5 des Vereindgeſetzes). Der Angeklagte dagegen fühlt ſich da⸗ 
durch beſchwert, daß das Landgericht, den „Jugendabend“ als eine Ver⸗ 
ſammlung zur Erörterung politiſcher Angelegenheiten betrachtet hat. 

Nach den Feſtſtellungen des Landgerichts handelt es ſich um 
folgendes: 

Das Gewerkſchaftskartell in 1 E. hat einen Arbeiterbildungsaus⸗ 


ſchuß eingeſetzt, deſſen Vorſitzender der Angeklagte bis Ende Dezember 
1910 war. Seit etwa einem Jahre hat der Arbeiterbildungsaus⸗ 
ſchuß ſogenannte Jugendabende eingerichtet, die regelmäßig Freitag 
Abend in einem dazu vom Arbeiterbildungsausſchuß gemieteten 
Zimmer einer Reſtauration abgehalten werden. An den Jugend⸗ 
abenden können junge Arbeiter und Arbeiterinnen ohne Einſchränkung 
teilnehmen, auch erwachſenen Arbeitern und Arbeiterinnen ſteht die 
Teilnahme unbeſchränkt frei. Der Angeklagte hat in den Zuſammen⸗ 
künften meiſt die Aufſicht geführt. Es wurde nicht beſonders einge⸗ 
laden, die Einrichtung der Jugendabende war allgemein bekannt. 
Nur für Donnerstag, den 27. Oktober 1910 hatte der Angeklagte 
zum Jugendabend im Nachrichtenblatte von E. durch die Annonce 
eingeladen: „Arbeiter⸗Jugend, Morgen Donnerstag, 8 Uhr: Kurze 
Beſprechung.“ Am Freitag, dem 28. Oktober ſollte nämlich ein 
Volkskonzert ſtattfinden und deſſen Beſuch wollte der Angeklagte den 
jungen Arbeitern empfehlen. Die Jugendabende ſollen der Bildung 
der jungen Leute im allgemeinen dienen, die erwachſenen Perſonen, 
die an ihnen teilnehmen, leſen das und jenes vor, z. B. Reiſebe⸗ 
ſchreibungen, wiſſenſchaftliche Abhandlungen, oder es berichtet einer 
über eine Reiſe, die er gemacht hat. Es werden Ausflüge beſprochen 
und Unterhaltungsſpiele geſpielt. An den Jugendabenden liegt auch 
die Zeitſchrift „Arbeiterjugend“ aus, die von der Vorwärts⸗Buch⸗ 
druckerei und Verlagsanſtalt gedruckt und ausgegeben wird. Der An⸗ 
geklagte hat auf 50 Exemplare dieſer Zeitſchrift abonniert und legt ſie aus, 
damit die Teilnehmer die darin enthaltenen Artikel, beſonders auch die politi⸗ 
ſchen Artikel (ſozialdemokratiſcher Tendenz), leſen. Die Teilnehmer können 
ſich die Zeitſchrift mit nach Hauſe nehmen, wenn ſie dafür den vom An⸗ 
geklagten verlegten Abonnementspreis bezahlen; davon machen die 
meiſten Gebrauch. Weiter befindet ſich im Verſammlungsraum ein 
Fragekaſten. Die geſtellten Fragen werden von dem beantwortet, der 
gerade in dem Punkte Beſcheid weiß, die jungen Leute ſollen ſich da= 
durch ſelbſt unterrichten und aufklären. Bei der Zuſammenkunft vom 
27. Oktober 1910 lag die Nr. 22 der Arbeiterjugend aus, in der, wie 
der Angeklagte wußte, Artikel mit ſozialdemokratiſcher Tendenz enthalten 
waren. Daß am 27. Oktober 1910 oder bei den früheren Zuſammen⸗ 
künften irgendwelche Vorträge oder Beſprechungen politiſchen Inhalts 
ſtattgefunden hätten, hat das Landgericht nicht feſtſtellen können. 
Die Ausführungen des Landgerichts, daß es ſich bei den Jugend⸗ 
abenden nicht um Verſammlungen eines Vereins, den die beteiligten 
jungen Arbeiter bildeten, handelt, ſind nicht zu beanſtanden. Das 
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Gewerkſchaftskartell betreibt die Bildung der jungen Leute in den 
Jugendabenden, dieſe ſelbſt dagegen haben ſich nicht zuſammenge⸗ 
ſchloſſen, um von ſich aus ihre Bildung zu fördern. Sie bilden für 
ſich keine Vereinigung, die ſelbſt einen Zweck verfolgte ($ 1 des 
Vereinsgeſetzes), ſind vielmehr nur die Objekte der Tätigkeit des 
Gewerkſchaftskartells. Es fehlt ihnen an jeder eigenen Organiſation, 
jeder rechtlichen Verbindung, die ſie nach außen als beſondere Ein⸗ 
heit kennzeichnen könnte. Sie finden ſich in den Jugendabenden 
nur tatſächlich zuſammen, ein rechtliches Band verknüpft ſie nicht, ſie 
ſchließen ſich nicht zu einem über ihnen ſtehenden beſonderen Ganzen 
zuſammen. Daß die jungen Leute aber tatſächlich ein gemeinſamer 
Zweck zuſammen führt, ein gemeinſames Ziel lockt, das macht die 
Jugendabende, wie das Landgericht zutreffend ausgeführt hat, zu 
Verſammlungen, und zwar zu öffentlichen Verſammlungen. 
Die Teilnahme ſoll ſich zwar in der Hauptſache auf junge und 
erwachſene Arbeiter beſchränken, aber nicht nur auf einen beſtimmt 
abgeſchloſſenen Kreis von Arbeitern, es ſoll vielmehr jeder Arbeiter 
Zutritt haben. Auch eine Verſammlung, zu der zwar nur Angehörige 
beſonderer Klaſſen oder Berufe, dieſe aber ohne Beſchränkung auf 
beſtimmte Perſonen Zutritt haben, iſt öffentlich. 

Ohne Rechtsirrtum hat auch das Landgericht den Angeklagten 
als Veranſtalter der öffentlichen Verſammlung vom 27. Oktober 1910 
betrachtet, weil er ſie einberufen hat. Die Veranſtaltung der Verſammlung, 
die § 18 Ziffer 2 des Vereinsgeſetzes erfordert, iſt vollendet, wenn 
ſich die Perſonenmenge zu dem beſtimmten Zwecke an dem beſtimmten 
Ort eingefunden hat. Es genügt alſo zu einer Uebertretung der 
88 5, 18 Ziffer 2 des Vereinsgeſetzes noch nicht das Einberufen, es 
muß ſich daraufhin auch eine Perſonenmenge zuſammengefunden haben. 
Das iſt aber hier nach den Feſtſtellungen des Landgerichts geſchehen. 

Ob der Angeklagte mit Recht verurteilt worden iſt, hängt dem⸗ 
nach nur noch davon ab, ob das Landgericht auch die Feſtſtellung, 
daß die Jugendabende politiſche Verſammlungen ſeien und daß der 
Angeklagte auch die Verſammlung vom 27. Oktober 1910 zur Er⸗ 
örterung politiſcher Angelegenheiten veranſtaltet habe, 
frei von Rechtsirrtum getroffen hat. Es kommt nach § 5 des Vereins- 
geſetzes nicht darauf an, ob in der Verſammlung wirklich politiſche 
Angelegenheiten erörtert worden ſind; weſentlich iſt allein, ob ſie zu 
dem Zwecke, politiſche Angelegenheiten zu erörtern, veranſtaltet worden 
iſt. Nun iſt damit, daß nach den Feſtſtellungen des Landgerichts 


die Jugendabende zur Förderung der ſozialdemokratiſchen Tendenzen, 


zur Verbreitung ſozialdemokratiſcher Denkweiſe dienen follten und 
daß der Angeklagte inſofern mit ihnen einen politiſchen Zweck verfolgte, 
noch nicht geſagt, daß ſie zur Erörterung politiſcher Angelegenheiten 
beſtimmt waren. Förderung politiſcher Angelegenheiten und ihre Er⸗ 
örterung fallen nicht zuſammen, man kann ſie fördern, auch ohne daß 
man fie erörtert (vgl. preuß. OVG. 56, 304 ff.; DIzZ. 1910, 
544). 

Das Landgericht meint, der Angeklagte habe politiſche Ange⸗ 
legenheiten dadurch erörtert, daß er den jungen Leuten in den 
Jugendabenden die Zeitſchrift „Arbeiterjugend“ mit ihren politiſchen 
Artikeln ſozialdemokratiſcher Tendenz zugänglich gemacht habe, und 
zwar am 27. Oktober 1910 die Nummer 22, die politiſche Artikel 
enthielt. Die Verſammlung vom 27. Oktober 1910 war nach den 
Feſtſtellungen des Landgerichts dazu beſtimmt, den jungen Leuten 
den Beſuch des Volkskonzertes zu empfehlen, ſie ſollte daneben noch 
den gewöhnlichen Zwecken der Jugendabende dienen. Nun iſt nicht 
ganz deutlich, was das Landgericht unter dem Zugänglichmachen der 
Zeitſchrift verſteht. Sollten die jungen Leute nach der Abſicht des 
Angeklagten die Zeitſchrift während der Verſammlung leſen oder 
hielt er ſie bloß zum Mitnehmen bereit? Die Feſtſtellungen ſind 
wohl in dem erſten Sinne zu verſtehen. Aber auch ſo verſtanden, 
reichen ſie nicht aus, um eine Erörterung politiſcher Angelegen⸗ 
heiten als beabſichtigt annehmen zu können. Das Landgericht ſagt 
zunächſt ganz richtig, daß „erörtern“ heißt: eine Sache nach Grund 
und Weſen unterſuchen oder auseinanderſetzen, und daß auch eine 
einſeitige Beleuchtung und Betrachtung genügt. Aber die Erörterung 
muß vor oder gegenüber der Verſammlung erfolgen, der Erörternde 
muß auf das Verſtändnis der Teilnehmer an der Verſammlung ein⸗ 
wirken, die behandelte politiſche Angelegenheit durch Darlegungen 
die ſich an die Verſammlung richten, klären wollen. Welcher Mittel 
er ſich dazu bedient, iſt gleichgültig, er kann die Angelegenheit durch Vor⸗ 
tragen, Vorleſen, Anſchreiben oder Anzeichnen oder durch ſzeniſche 
Vorführungen dem Verſtändnis der Verſammlung näherbringen wollen. 
Das bloße Zugänglichmachen einer Zeitſchrift reicht aber nicht aus. 
ein Erörtern det darin behandelten Angelegenheiten vor oder gegen⸗ 
über der Verſammlung anzunehmen. Es ſtebt zunächſt jedem Teil⸗ 
nehmer frei, ob er etwas aus der Zeitſchrift leſen will und was er 
daraus leſen will. Und der Angeklagte hat mit dem Zugänglichmachen 
der Zeitſchrift deshalb zunächſt nur zum Ausdruck gebracht, daß ſich 
jeder, der Luſt hat, ſelbſt unterrichten und belehren kann. Wenn das 
dann mehrere nebeneinander auch wirklich getan haben, ſo hat der 
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Angeklagte damit den Leſeſtoff noch nicht mit ihnen oder ihnen gegen- 
über erörtert. Und ſelbſt wenn die Abſicht des Angeklagten gerade 
darauf gegangen wäre, daß die Teilnehmer in erſter Linie die poli⸗ 
tiſchen Artikel leſen ſollten, und er ihnen das auch nahe gelegt hätte, 
fo könnte man immer noch nicht von einem Erörtern der darin be 
handelten Angelegenheiten in der Verſammlung reden, ſolange nicht 
geplant war, Unklarheiten, die den Leſern geblieben waren, durch all 
gemeine Beſprechungen (oder ſonſtige Verſtändigungsmittel) vor der 
Verſammlung zu beleuchten. Daß aber ſolche Beſprechungen ge 
plant geweſen feien, hat das Landgericht nicht feſtſtellen können. Ez 
ſagt, es habe ſich nicht feſtſtellen laſſen, daß in den Verſammlungen 
irgendwelche Vorträge oder Beſprechungen politiſchen Inhalts ſtatt⸗ 
gefunden hätten. 

Eins hat es aber dabei nicht beachtet, wie es nämlich mit 
dem Fragekaſten gehalten worden iſt; und es bleibt die Möglichkeit, 
daß es im Anſchluß an die im Fragekaſten geſtellten Fragen doch 
zu Erörterungen politiſcher Angelegenheiten gekommen iſt oder hätte 
kommen können und daß deshalb auch die Verſammlung vom 
27. Oktober 1910 mit zur Erörterung ſolcher Angelegenheiten 
veranſtaltet ſein kann. Die Fragen, die im Fragekaſten geſtellt werden 
konnten, waren nicht beſchränkt, ſie konnten alſo auch politiſche An⸗ 
gelegenheiten betreffen. Wenn nun die geſtellten Fragen öffentlich 
vor der Verſammlung beantwortet ſind und für jeden Jugendabend 
damit zu rechnen war, daß auch Fragen über politiſche Angelegen⸗ 
heiten geſtellt ſein könnten und erörtert werden würden, ſo wurden 
die Jugendabende auch mit zur Erörterung politiſcher Angelegenheiten 
veranſtaltet. Das galt dann auch für den Jugendabend vom 
27. Oktober 1910, und der Angeklagte hätte ihn der Polizeibehörde 
anzeigen müſſen. Daß es am 27. Oktober 1910 nicht zur Erörterung 
politiſcher Angelegenheiten gekommen iſt, das iſt ja, wie ſchon hervor⸗ 
gehoben, gleichgültig. 
| Da hiernach noch Feſtſtellungen darüber nötig find, wie es mit 
dem Fragekaſten gehalten worden iſt, iſt die Sache zur neuen 
Verhandlung an das Berufungsgericht zurückverwieſen worden. 

Die Ausführungen des Landgerichts, daß die Annonce des An- 
geklagten im Eiſenberger Nachrichtsblatte den Vorſchriften des 8 6 
des Vereinsgeſetzes und der Miniſterialverordnung vom 12. Mai 1908 
nicht genügt, ſind frei von Rechtsirrtum. 

Urteil des 1. Straſſenats vom 13. Mai 1911, 8 40/11 (aach 
Altenburg). 
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4. Bedeutung des 8 22 des Fiſchereigeſetzes für Reuß 
j. L. vom 15. Juli 1870. Eine ſtrafbare Handlung 
iſt auch da begangen, wo ſie wirkt, ſoweit die Wir- 
kung unter Strafe geſtellt iſt. 

Das Landgericht meint, die Handlung, wie fie in § 22 des 
Reußiſchen Geſetzes beſtimmt werde, ſei vom Angeklagten nicht nur 
in Sachſen⸗Weimar, wo er ſchädliche Abwäſſer ſeiner Fabrik in den 
Görlitzbach einleite, ſondern auch in Reuß begangen worden, da der 
verunreinigte Bach nach 4 Kilometern auf Reußiſches Gebiet übertrete. 
Es nimmt deshalb an, die Handlung des Angeklagten unterfalle der 
Strafe des Reußiſchen Geſetzes. Das iſt unrichtig, beruht auf einer 
Verkennung deſſen, was § 22 unter Strafe ſtellt (nicht auf einer 
Verkennung der Frage, wo eine Handlung begangen iſt, § 3 StGB.). 

Beſtrafte das Landgericht das Töten der Fiſche in dem Gebiete 
des Fürſtentums Reuß, indem es Sachbeſchädigung annähme, ſo 
träte ein Zweifel, wo Begehungsort ſei, gar nicht auf; denn ſowohl 
der Ort der Tätigkeit als auch der Ort der Wirkung liegen im Geltungs— 
bereich des Reichsſtrafgeſetzbuchs. 

Das Landgericht ſtraft aber auf Grund des Reußiſchen Geſetzes. 
Zweifel über den Begehungsort können hier nur eintreten, wenn der 
Ort der Tätigkeit und deren Wirkung, wie ſie das Geſetz beſtimmt, 
in verſchiedenen Gebieten liegen. 

Die Geſetzgebung eines Staates dient dem Schutz feiner Rechts⸗ 
güter. Beſtraft er die Schädigung von Rechtsgütern, die ſeinem 
Gebiet angehören, gehört alſo die Schädigung mit zu dem Tatbeſtand, 
der beſtraft wird, ſo iſt mit dem Reichsgericht anzunehmen, daß ſich 
ſeine Strafgewalt auch auf die Täter erſtreckt, die von außen her die 
Wirkung in ſeinem Gebiet verurſachen. Das Landgericht ſtellt feſt, 
daß der Angeklagte durch das Einleiten ſeiner Abwäſſer in die Görlitz 
im Großherzogtum Sachſen die Fiſche unterhalb im Fürſtentum Reuß 
beſchädigt und getötet habe. Kraft feiner Gebietshoheit hätte das 
Fürſtentum Reuß das unter Strafe ſtellen können, käme nicht reichs⸗ 
rechtliche Sachbeſchädigung in Frage. § 22 tut das aber nicht, das 
Töten oder Beſchädigen der Fiſche wird nicht unter Strafe geſtellt. 

Das Landgericht ſtellt weiter feſt, daß in das Gebiet des Fürſten⸗ 
tums Reuß den Fiſchen ſchädliches Waſſer zugefloſſen ſei, das der 
Angeklagte durch Zuleitung ſeiner Fabrikabwäſſer weiter oben im 
Großherzogtum Sachſen verdorben habe. § 22 beſtraft aber nicht 
den, der Fiſchwaſſer ſchlechthin, auf welchem Wege es auch ſei, ver⸗ 
unreinigt. Es wird nicht die Verunreinigung als un getroffen. 

Blätter für Rechtspflege LIX. N. F. XXXIX. 
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Beſtraft wird aber nicht die Schädigung, die an den verſchiedenſten 
Orten eintritt, die der Bach durchläuft. Beſtraft wird vielmehr nur 
das Einwerfen, das Einleiten oder Einfließenlaſſen von Fabrikabgängen 
in Fiſchwaſſer in ſolcher Art und Menge, daß dadurch Fiſche be⸗ 
ſchädigt werden können. Der Tatbeſtand erſchöpft ſich alſo darin, 
daß ſich die ſchädlichen Fabrikabgänge mit dem Lauf des gewöhnlichen 
Waſſers verbinden. Damit iſt die ſtrafbare Handlung vollendet. Nicht 
das Weiterlaufen im Bachlauf, nur das Zufließen, die Verbindung 
mit deſſen Waſſer wird getroffen. Der Erfolg der Handlung, die 
unter Strafe geſtellt iſt, beſteht nur in der Vermiſchung mit dem 
Bachwaſſer. Nur an der Vereinigung mit dem Bachwaſſer oder 
vorher können auch die geeigneten Maßregeln getroffen werden, die 
der Abſatz 2 zur Verhütung der Schädigung im Auge hat. Das 
Reußiſche Landratsamt kann nur in ſeinem Gebiet die Werte der 
Fiſchzucht und ſeiner Landwirtſchaft oder Induſtrie abſchätzen und 
Maßregeln treffen, daß das Einfließen der Abwäſſer in die Bäche 
den Fiſchen möglichſt wenig ſchaden kann, alſo Kläranlagen und der⸗ 
gleichen anordnen, die Fabrikabgänge haben ſich aber außerhalb von 
Reuß mit dem Bachwaſſer vermiſcht, das Reußiſche Landratsamt konnte 
im Großherzogtum Sachſen nichts anordnen, die ganze Handlung von 
Anfang bis zu Ende liegt außerhalb der Reußiſchen Strafgewalt. 
Weder die Tätigkeit des Angeklagten, noch ihre Wirkung, ſoweit ſie 
Tatbeſtandsmerkmal iſt, treten in Reuß in Erſcheinung, für Anwendung 
des 83 StGB. iſt gar kein Raum. Er könnte nur zur Anwendung 
kommen, wenn jemand aus dem Gebiet des Großherzogtums Sachſen 
ſchädliche Stoffe unmittelbar in die Görlitz im Reußiſchen Gebiet 
würfe. Die Erwägungen des Landgerichts, die im Anſchluß an Rechts⸗ 
ſätze des Reichsgericht die Tat des Angeklagten als auch im Fürſtentum 
Reuß begangen anſehen, verkennen, was das Geſetz unter Einwerfen, 
Einleiten, Einfließenlaſſen verſteht, ſie ſehen es fälſchlich ſo an, als 
ob das Beſchädigen der Fiſche oder das Verunreinigen des Waſſers 
ſchlechthin unter Strafe geſtellt wäre. 

Nach § 22 kann der Angeklagte alſo nicht beſtraft werden, ma⸗ 
terielles Recht iſt durch feine Anwendung verletzt, wegen Sachbeſchä⸗ 
digung an fremden (S nicht eigenen) Sachen, die nur vorläge, wenn 
neben Vorſatz objektiv und ſubjektiv Rechtswidrigkeit gegeben wäre, 
iſt kein Strafantrag geſtellt und nicht geklagt, auch eine andere Straf⸗ 
beſtimmung trifft auf ſein Verhalten nicht zu, es iſt alſo auf Frei⸗ 
ſprechung zu erkennen. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 17. Juni 1911 8 52/11 (nach Gera). 
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5. Abgrenzung zwiſchen dem Betrieb einer Gaſtwirt— 
ſchaft (8 33 GewO.) und Zimmervermieten nach 
der Verkehrsanſchauung. 

Der Angeklagte, Holzhauer und Hausbeſitzer in der Sommer⸗ 
friſche Oberhof, ſoll ohne Erlaubnis, wie fie nach $ 33 Gewd. er⸗ 
forderlich iſt, Gaſtwirtſchaft betrieben haben. Das ſoll darin liegen, 
daß er ein Schild an ſeinem Haus angebracht hat mit der Aufſchrift: 
Logis zu vermieten auf eine Nacht und längere Zeit. Schöffengericht 
und Landgericht haben ihn freigeſprochen. Sie ſind dabei von zu⸗ 
treffenden rechtlichen Erwägungen ausgegangen, die Reviſion iſt da⸗ 
her ohne Grundlage. Ihre Begründung kann die Erwägungen des 
Landgerichts in rechtlicher Beziehung nicht umſtoßen. Mit der all⸗ 
gemeinen Begriffsbeſtimmung, daß Räume vorhanden ſeien, die für 
jedermann erkennbar vorüberkommenden Fremden für eine Nacht 
Schlafgelegenheit darböten, daß dies und damit das Begriffsnot⸗ 
wendige nachgewieſen ſei, iſt es nicht getan. Mit Unrecht vertritt die 
Reviſion den Standpunkt, daß es genüge. Die Geſamtheit der 
Umſtände muß gewürdigt werden, es genügt nicht, etwa einzelnes 
herauszunehmen. 

Im allgemeinen bezeichnet und unterſcheidet der Name auch die 
Sache. Nicht ohne Grund entſtehen neue Namen, ſie entſprechen 
einem neuen wirtſchaftlichen Bedürfnis, neuen Einrichtungen. Sie 
brauchen nicht immer unter eine alte Bezeichnung, einen alten Be⸗ 
griff zu fallen. Gaſtwirtſchaft, Gaſthaus, Gaſthof, Hotel ſind im 
allgemeinen gleichbedeutend, unter ſie fallen auch „Hotel und Penſion“, 
„Familien⸗ und Touriſtenhaus“. Aber von den Luxushotels der 
Weltſtädte, den Hotels erſten, zweiten, dritten Ranges der Großſtädte 
bis zu der Herberge des Dorfwirts welcher Unterſchied! Die man⸗ 
nigfachſten Unternehmungen mit den ſtärkſten wirtſchaftlichen Beſonder⸗ 
heiten. Nicht einzelne für ſich herausgenommene Züge machen die 
beſondere Art aus, ſondern ihre Geſamtheit, ihre Zuſammenhänge. 
Will man das Gemeinſame aus den Arten herausnehmen, ſo bleibt 
an den Grenzen nur wenig, was ſich deckt, es ſchwindet ſchließlich auf 
geringe Reſte zuſammen. 

Das geringſte iſt das Darbieten eines Bettes und Raumes. 
Das iſt nun aber nicht immer Zeichen für eine Gaſtwirtſchaft, reicht 
dazu nicht aus. Die wirtſchaftlichen Erſcheinungen, die Gewerbe⸗ 
betriebe haben Uebergänge, eins nähert ſich dem andern an, geht 
ins andre über. Wirtſchaftlich nahe ſteht dem Gaſtwirt der Zimmer⸗ 
vermieter. In gewiſſen Regelfällen beſteht wohl eine Scheidung, 
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ſie iſt aber, wie das Landgericht mit Recht ſagt, flüſſig, über einen 
gewiſſen Kernpunkt hinaus verſchwimmen die Linien, einzelne rein 
logiſche Grenzen laſſen ſich nicht ziehen. Nur aus der Anſchauung 
des geſamten Verhältniſſes, aus der Anſchauung des Verkehrs her⸗ 
aus, wie das Landgericht betont, kann die richtige Unterordnung 
unter den einen oder anderen Begriff gefunden wurden. Wo ſtarker 
Fremdenverkehr herrſcht, in Großſtädten, in Badeorten, Sommer⸗ 
friſchen, bei Ausſtellungen hat das Bedürfnis der Fremden und 
Einwohner neben den Hotels, Gaſthöfen und Gaſtwirtſchaften die 
verſchiedenſten Unternehmungsformen für Wohnungsgelegenheiten 
hervorgebracht: Hotel garni, Privathotel, Fremdenpenſion, Privat⸗ 
penſion, Fremdenlogis auf Monate, Wochen, Tage, ſind derartige 
Abſtufungen. Für den Reiſeverkehr ohne Aufenthalt am Ort beſtehen 
die Schlafwagen der Eiſenbahnen. Alles das ſind nicht nur Namen, 
ſondern ihnen entſprechen Dinge der Wirklichkeit. 

Die Zeit des Wohnens iſt nicht durchaus entſcheidend, ob jemand 
zu Gaſt oder als Mieter iſt. Der längere Aufenthalt macht den ab⸗ 
ſteigenden oder einkehrenden Hotelgaſt noch nicht zum Zimmermieter. 
Er iſt Hotelgaſt, auch wenn er eine Woche und länger bleibt. Um⸗ 
gekehrt kann jemand kürzer als eine Woche vermieten und er wird 
dadurch allein noch nicht Gaſtwirt, Beherberger, er bleibt gewerbs— 
mäßiger Zimmervermieter. Es iſt abzuwägen und zu werten, was 
überwiegt, ob die Einrichtungen für allnächtlichen Wechſel oder mehr 
für längeren Aufenthalt getroffen ſind. Das Landgericht geht bei 
der Beurteilung von dieſem Geſichtspunkte aus, indem es feſtſtellt, 
daß der Angeklagte regelmäßig auf längere Zeit und nur ausnahms⸗ 
weiſe auf Tage oder einen Tag vermietet habe. 

So iſt auch bei den Eiſenbahnſchlafwagen in andrer Beziehung 
zu werten; gilt er als Hotel, das fährt, oder bleibt er ein fahrender 
Wagen, Beförderungsmittel, in dem man allerdings in bequemerer 
Weiſe als auf Holz oder Polſter das Schlafbedürfnis befriedigt? 

Wenn die Verkehrsanſchauung zur Gaſtwirtſchaft offene Räum⸗ 
lichkeiten fordert, ſo hat das Landgericht auch das zutreffend geprüft. 
Bei einer Gaſtwirtſchaft ſteht „das Lokal“ (GO. § 33), ſoweit es 
nicht beſonderen Bedürfniſſen des Wirts dient, ſtets der Geſamtheit 
der Gäſte in gewiſſer Weiſe zur Verfügung. Ein Hausdiener, eine 
Nachtglocke regeln den Verkehr für jeden Beliebigen in der Nacht. 
Bekommt der einzelne einen Hausſchlüſſel, ſo wird er ſchon eher Mie⸗ 
ter mit individuellen Rechten und Pflichten eines ſolchen, er geht 
nicht auf in der Schar der Gäſte. Auch ſonſt muß bei einer Gaſt⸗ 


wirtſchaft wenigſtens ein Anfang zu einer Oeffentlichkeit fein, Ein⸗ 
richtungen für die Geſamtheit der Gäſte. Bleibt der einzelne ganz 
für ſich auf das Zimmer beſchränkt, ſo iſt noch keine offene Wirt⸗ 
ſchaft vorhanden, es bildet ſich noch keine Geſamtheit von Gäſten, 
die in Berührung treten. Das Landgericht wird dem gerecht, in⸗ 
dem es ſagt, der Angeklagte habe jedem Vermieter weiter nichts als 
ſein Zimmer zur Verfügung geſtellt. 

Die Verkehrsanſchauung gibt allgemeine Richtlinien für die 
Beurteilung, richtet ſich aber nicht ſtreng danach, ſondern wird auch 
von allgemeinen Umſtänden beeinflußt, die nicht feſt abzugrenzen 
ſind. Der Verkehr unterſcheidet zwiſchen Gaſthofslogis und Privat⸗ 
logis. Die Anſprüche, die bei dem einen oder andern erhoben wer⸗ 
den, ſind verſchieden, unter den verſchiedenen Namen verſteht man 
auch verſchiedene Dinge. Wenn das Landgericht fo nach den beſon⸗ 
deren Richtlinien und der Verkehrsanſchauung im allgemeinen den 
Wirtſchaftsbetrieb des Angeklagten als Ganzes geprüft und keinen Gaſt⸗ 
wirtſchaftsbetrieb angenommen hat, ſo liegt darin kein Rechtsverſtoß. 

Das Wohnungsweſen überhaupt zu regeln, beſonders die Be⸗ 
ſchaffenheit der Mietwohnungen und Schlafftellen, iſt Aufgabe zu⸗ 
künftiger Geſetzgebung. § 33 GO. hat nicht dieſen Zweck, er be: 
ſchränkt ſich — von der Perſonenfrage und Bedürfnisfrage abgeſehen 
— auf die Prüfung „des Lokals“ bei Gaſtwirtſchaften, in 
den Bereich gewöhnlicher Zimmervermieter wollte er nicht eingreifen. 

Einer Umgehung des Geſetzes hat ſich der Angeklagte nicht 
ſchuldig gemacht. Sein Betrieb hat die Grenze, wo das Zimmer- 
vermieten zur Gaſtwirtſchaft wird, nicht erreicht. 

Urteil des erſten Straflenat? vom 3. Juni 1911, S 56/11 (nach 
Gotha). 


6. Verkauf von Milch, die nicht den vorgeſchriebenen 

Fettgehalthat, als Vollmilch. Fahrläſſigkeit dabei. 

In der Stadt Saalfeld muß Milch, die unter der Bezeichnung Voll⸗ 
milch vertrieben wird, einen Fettgehalt von 2,8 v. H. haben. Milch 
mit geringerem Fettgehalt muß als Magermilch bezeichnet werden. 
§ 2 Abſ. 1 und 3 des Ortsgeſetzes vom 2. Juni 1909. 

Für die Einhaltung dieſer Vorſchrift ſind verantwortlich, wer 
gewerbsmäßig Kuhmilch verkauft, und auch die Angehörigen, die von 
ihm mit der Ausübung des Gewerbebetriebes betraut find. 88 8 
und 1 des Ortsgeſetzes. 


as hd; 

Die Frau des angeklagten Landwirts in W. hat am 20. De⸗ 
zember 1910 der Milchhändlerin R. in Saalfeld eine Kanne Milch 
mit der Aufſchrift Vollmilch verkauft. Die Milch hatte aber nur 
2,25 v. H. Fettgehalt. | 

Das Landgericht beftraft den Angeklagten, weil auch ihm dabei 
Fahrläſſigkeit zur Laſt falle. 

Seine Reviſion iſt unbegründet. 

Er hatte Viehwirtſchaft und vertrieb die Milch gewerbsmäßig. 
Er lieferte regelmäßig an die R. Vor dem 20. Dezember war die 
Milch von einer Kuh verdächtig. Die R. machte den Angeklagten 
am 19. Dezember darauf aufmerkſam und dieſer ſchrieb ſeiner Frau 
einen Zettel, ſie ſolle am andern Tag die Milch von der verdächtigen 
Kuh nicht an die R. liefern. Auf eine Aufforderung der R. tat ſie 
es aber gleichwohl. 

Das Landgericht nimmt zutreffend an, daß der Angeklagte nur 
beſtraft werden könne, wenn er fahrläſſig gehandelt habe. Die Fahr⸗ 
läſſigkeit hat es ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt. Es prüft, ob es dem 
Angeklagten nach den obwaltenden Verhältniſſen möglich geweſen ſei, 
zu verhüten, daß die Milch, deren Abgabe er verboten hatte, verkauft 
werde. Nach ſeinen Beſitzverhältniſſen habe er für das Milchgeſchäft 
einzuſtehen gehabt, er habe die Verantwortung nicht ſeiner Frau 
allein überlaſſen dürfen. Es ſei ihm möglich geweſen, die Abgabe 
zu überwachen, Gründe, die das ausſchlöſſen, ſeien nicht geltend ge⸗ 
macht und lägen, ſo iſt der Gedankengang zu verſtehen, auch nicht 
vor, da ſie der Angeklagte ſonſt geltend gemacht haben würde. Was 
der Angeklagte jetzt dagegen anführt, iſt tatſächlicher Natur, kann des⸗ 
halb in der Reviſionsinſtanz nicht berückſichtigt werden. 

Daß die Käuferin gebeten hat, ſie möchte auch die Milch von 
der verdächtigen Kuh haben, befreite den Angeklagten nicht von der 
Pflicht, die Bezeichnung als Vollmilch zu unterlaſſen. Die Vorſchrift 
des Ortsgeſetzes iſt im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs getroffen, 
und ein einzelner Käufer kann für ſich nicht davon entbinden. 

Urteil des 1. Strafſ. vom 27. Mai 1911, 847/11 (nach Rudolftadt). 


7. Bedeutung des Art. 27 des Meiningiſchen Kompetenz- 
edikts vom 16. Juni 1829, Entſtehung öffentlicher 
Wege. Die Uebertretung des 8368 Ziff. 9 StGB. 
jest Vorſatz voraus. Rechtsirrtum über den Be⸗ 
griff „Privatweg“. | 
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Der Angeklagte iſt wegen Uebertretung des § 368 Ziff. 9 StGB. 
beſtraft worden, weil er auf einem Wege in der Flur der Wuſtungs⸗ 
gemeinde Berkes geritten iſt, obwohl deren Vorſtand das Reiten darauf 
durch eine Warnungstafel verboten hatte. Er rügt mit der Reviſion, 
der Weg ſei zu Unrecht als ein Privatweg angeſehen worden, er ſei 
ein öffentlicher Weg, auch könne ihn nach der Eingemeindung der 
Flur Berkes in das Stadtgebiet von Meiningen wohl höchſtens der 
Gemeindevorſtand von Meiningen verbieten. 

Der Weg, den der Angeklagte geritten iſt, iſt nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Landgerichts bei der Grundſtückszuſammenlegung der 
Flur Berkes Ende der 1860er Jahre der Gütergemeinde Berkes zu⸗ 
geteilt, worden, ſie iſt als Eigentümerin des Wegs im Grundbuch 
eingetragen worden. Die Reviſion geht von falſchen tatſächlichen 
Vorausſetzungen aus, wenn ſie meint, durch die Eingemeindung der 
Flur Berkes ſei die Stadtgemeinde Meiningen Eigentümerin des Wegs 
geworden und die Gütergemeinde Berkes daher nicht mehr berechtigt, 
den Weg zu verbieten. Denn die Flur Berkes iſt, wie die Feſt⸗ 
ſtellungen im angefochtenen Urteil ergeben, nicht erſt nach der Grund⸗ 
ſtückszuſammenlegung zur Stadtflur Meiningen gekommen, ſondern 
ſchon vorher. Die Gütergemeinde Berkes hatte alſo, wie das Land- 
gericht ohne Rechtsirrtum angenommen hat, ſchon bei der Grundſtücks⸗ 
zuſammenlegung nur noch privatrechtlichen Charakter, mag ſie auch 
früher eine politiſche Gemeinde (Gemarkung) geweſen ſein. Da ihr 
der Weg erſt nach der Eingemeindung zugeteilt iſt, kann ſie das 
Eigentum an dem Wege durch die Eingemeindung nicht verloren 
haben. Als Eigentümerin des Weges war ſie aber befugt, ihn zu 
verbieten (vgl. ThürBl. 44, 269 ff.) 

Ohne Rechtsirrtum hat auch das Landgericht den Weg als 
Privatweg angeſehen. Der Angeklagte beruft ſich für ſeine Anſicht, 
daß der Weg ein öffentlicher ſei, auf Art. 27 des Kompetenzedikts 
vom 16. Juni 1829. Er meint, durch dieſe Beſtimmung und durch 
den Art. 10 Ziffer 6 des Geſetzes vom 15. März 1897 über das 
Verwaltungsſtreitverfahren würden Gemeindewege und Vizinalwege 
und überhaupt alle Wege, die öffentlichen Zwecken dienten, dem öffent⸗ 
lichen Recht unterſtellt und damit als öffentliche Wege anerkannt. 
Der Art. 27 des Kompetenzedikts ſagt aber nur, daß es öffentliche 
Wege gibt für das größere Publikum und öffentliche Wege für das 
Gemeindepublikum, und daß darüber, ob ein Weg dem größeren Pu⸗ 
blikum oder der Gemeinde notwendig fei, die Verwaltungs behörden 
entſcheiden ſollen. Daß dieſe Entſcheidung zur Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
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waltungsbehörden gehört, ift fo ſelbſtverſtändlich, daß man heute 
einer ausdrücklichen Beſtimmung darüber gar nicht mehr bedürſte. 
Denn es handelt ſich dabei ja um reine Zweckmäßigkeitsfragen, die 
nicht nach rechtlichen, ſondern nach verwaltungspolitiſchen Geſichts⸗ 
punkten zu entſcheiden ſind. Aber das alles ſchlägt hier gar nicht 
ein. Hier will ein einzelner Privatmann einen Weg als öffentlichen 
in Anſpruch nehmen, es ſtreitet nicht eine öffentliche Behörde als 
Vertreterin der Intereſſen des Publikums mit dem Eigentümer des 
Wegs über deſſen Notwendigkeit für das Publikum, ſo daß für eine 
Entſcheidung der Verwaltungsbehörden gar kein Raum iſt (vgl. hierzu 
auch Germershauſen, Wegerecht (3) 1, 696 ff. 

Hier hat lediglich der mit der Uebertretung befaßte Strafrichter 
zu entſcheiden, ob der Weg ein öffentlicher oder ein Privatweg iſt 
(vgl. RGSt. 18, 436). Und dabei ſchränkt ihn der Art. 27 des 
Kompetenzedikts in keiner Weiſe ein. Denn er ſagt gar nichts 
darüber, unter welchen Vorausſetzungen ein öffentlicher Weg entſteht, 
und jedenfalls nichts darüber, ob ein Weg, über deſſen Notwendigkeit 
für das Publikum die Verwaltungsbehörde gar nicht geſprochen hat, 
als ein öffentlicher Weg oder als ein Privatweg anzuſehen iſt. Es 
iſt aus ihm nicht zu folgern, wie das der Angeklagte tut, daß alle 
Wege im Gemeindegebiete öffentliche ſeien, die mindeſtens der Be⸗ 
nutzung der Gemeindemitglieder (im Gegenſatz zum größeren Publikum) 
offenſtänden. Nach den Grundſätzen des öffentlichen Rechts entſteht 
ein öffentlicher Weg dann, wenn alle Beteiligten — der Eigen⸗ 
tümer, der Wegebaupflichtige und die Wegepolizeibehörde — ihn aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend für den öffentlichen Verkehr beſtimmen 
(vgl. RGZ. 48, 299, Thür Bl. 56, 287 ff.; 58, 220; Germershauſen 
Wegerecht 1, 4). Dieſe Vorausſetzungen treffen nach den Feſtſtellungen 
des Landgerichts auf den Weg, den der Angeklagte geritten iſt, nicht zu. 
Die Eigentümerin (zugleich Wegebaupflichtige), die Gütergemeinde Ber⸗ 
kes, hat vielmehr von vornherein und ſtändig, erſt durch Errichtung 
von Schlagbäumen und dann durch die Warnungstafel, zum Ausdruck 
gebracht, daß ſie einen öffentlichen Verkehr auf dem Wege nicht wolle. 
Damit ergibt ſich einwandfrei der Charakter des Wegs als eines 
Privatwegs. 

Nun ſind freilich die Ausführungen des Landgerichts über die 
Schuld des Angeklagten, wie die Reviſion mit Recht rügt, nicht frei 
von Rechtsirrtum. Die Uebertretung des § 368 Ziffer 9 StGB. 
kann, dies iſt in Rechtſprechung und Schrifttum anerkannt, nur vor⸗ 
ſätzlich begangen werden. Und das Landgericht ſagt nur: „Das 
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Handeln des Angeklagten war mindeſtens fahrläſſig.“ Doch führt 
das nicht zur Aufhebung des Urteils. Das Landgericht ſtellt feſt, 
daß der Angeklagte die Warnungstafel geleſen hat und trotzdem den 
verbotenen Weg geritten iſt. Nach dieſer Feſtſtellung, die auf Vorſatz 
hinweiſt, kann eine Fahrläſſigkeit des Angeklagten nur inſoweit in 
Betracht kommen, als ihm ein Irrtum untergelaufen ſein könnte. Die 
weiteren Feſtſtellungen des Landgerichts ergeben aber, daß ihm nur 
rechtliche Zweifel daran gekommen ſind, ob der Weg ein Privatweg 
ſei. Er hat ſich nach den Feſtſtellungen des Landgerichts damit ver⸗ 
teidigt, der Weg ſei die alte Straße nach Sülzfeld, er ſei nach An⸗ 
legung der neuen Straße nicht eingezogen worden, weiter ſei der Teil 
des Wegs, der von Meiningen aus an der Werra und am Mühl⸗ 
graben entlang führe, jedenfalls öffentlich, es müſſe deshalb auch die 
Fortſetzung des Wegs öffentlich ſein, durch die Separation könne am 
Charakter des Wegs nichts geändert ſein, da er ſeine frühere Lage 
behalten habe. Wenn er danach angenommen hat, der Weg ſei 
wahrſcheinlich öffentlich, ſo gründete ſich das nicht auf einen tatſäch⸗ 
lichen Irrtum, ſondern nur auf einen Zweifel, beſtenfalls auf einen 
Irrtum über die Bedeutung des Begriffs Privatweg, alſo auf einen 
Irrtum über einen Begriff des Strafrechtsſatzes des § 368 Ziffer 9 
StGB. Die tatſächlichen Verhältniſſe kannte er und irrte nur darüber, 
ob ſie ausreichten, den Weg zu einem Privatweg zu machen. Das 
kann ihn nach § 59 StSB. nicht entlaſten; der Umſtand, daß der 
Weg ein Privatweg war, iſt ihm zuzurechnen, und damit hat er, wie 
ſich hiernach aus den Feſtſtellungen des Landgerichts entnehmen läßt, 
vorſätzlich gehandelt. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 20. Mai 1911, S 44/11 (nach 
Meiningen). 


8. §S 3 der Weimariſchen Miniſterialverordnung vom 

30. November 1898 iſt gültig. 

Die Weimariſche Miniſterialverordnung vom 30. November 1898, 
die Bekämpfung der Viehſeuchen betreffend, ordnet im § 3 an, daß 
die Viehhändler ein Viehkontrollbuch führen, worin Ab- und Zugang 
von Tieren eingetragen wird. 

Das Landgericht ſtellt ohne Rechtsirrtum feſt, daß der Ange⸗ 
klagte dem zuwidergehandelt hat, indem er am 14. Oktober 1910 
fahrläſſig einige Stücke nicht eingetragen gehabt hat. | 

Es wendet ohne Rechtsirrtum den § 3 der Miniſterialverordnung 
an. Dieſer iſt gültig. Die Zentralbehörde darf nach den 88 38 


— 58 — 


Abſ. A, 35 Abſ. 3 GewO. den Viehhändlern vorſchreiben, in welcher 
Weiſe ſie ihre Bücher zu führen und welcher polizeilichen Kontrolle ſie 
ſich über Art und Umfang ihres Geſchäftsbetriebs zu unterwerfen haben. 
Sie kann deshalb aufgeben, daß Bücher geführt werden. Die Buch⸗ 
führung ſoll der polizeilichen Kontrolle dienen, und dieſe beſchränkt 
ſich nicht auf beſtimmte Teile oder Seiten des Geſchäftsbetriebs, ſon⸗ 
dern darf ſich auf den ganzen Umfang erſtrecken. Daher kann die 
Zentralbehörde, wie ſie es zur Kontrolle für zweckmäßig hält, beſtimmen, 
worüber aus ihrem Geſchäftsbetrieb die Viehhändler Buch führen 
ſollen. Die Miniſterialverordnung bezweckt nach der Ueberſchrift zwar 
die Bekämpfung der Viehſeuchen. Sie ſtützt ſich aber nicht nur auf 
das Viehſeuchengeſetz, ſondern gründet ſich im Eingang auch beſon⸗ 
ders auf die 8$ 35, 38 GewO. und bezieht ſich im § 3 noch aus⸗ 
drücklich darauf. § 9 der Miniſterialverordnung, auf den das Land⸗ 
gericht die Strafe ſtützt, gilt zwar nicht mehr. An ſeine Stelle iſt 
§ 148 Ziffer da GewO. getreten. Die in § 9 und § 148 ange⸗ 
drohten Geldſtrafen ſind gleich hoch. Auf Geldſtrafe iſt hier erkannt. 
Nun droht die Miniſterialverordnung neben der Geldſtrafe 
wahlweiſe 6 Wochen Haft an, die GewO. nur 4 Wochen Haft 
und zwar im Unvermögensfalle. Daß die Strafe aus der Miniſterial⸗ 
verordnung beſtimmt worden iſt, hat aber keinen Einfluß zuungunſten 
des Angeklagten gehabt. Denn nach der Begründung, die das Land- 
gericht für die Strafbemeſſung gibt, iſt anzunehmen, daß es auch bei 
Ausmeſſung der Strafe nach dem § 148 Ziffer da GewO. zu keiner 
geringern Strafe gekommen ſein würde. Das Urteil muß deshalb 
beſtehen bleiben. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 24. Juni 1911, 8 60/11 (nach 
Eiſenach). 


9. Verkauf künſtlicher Brauſelimonade ſtrafbar? 

Die Angeklagten ſtellen in ihrer Brauerei unter Benutzung von 
Eſſenzen und Farbſtoffen ein Genußmittel her, das ſie nach ihrer Angabe 
als „Brauſelimonade“, nach der Behauptung der Anklage je nach dem 
Aroma der Eſſenz und der Farbe als „Himbeer⸗Brauſelimonade“ 
oder „Zitronen⸗Brauſelimonade“ verkaufen. Die Anklage wirft ihnen 
eine Uebertretung des § 10 des Nahrungsmittelgeſetzes vom 14. Mai 
1879 vor, wonach beſtraft wird: 

1) wer zum Zwecke der Täuſchung im Handel und Verkehr .. 

Genußmittel nachmacht, 
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2) wer wiſſentlich ... Genußmittel, welche nachgemacht . .. find, 

unter Verſchweigung dieſes Umſtandes verkauft ... 

Die Anklage ſteht auf dem vom Oberlandesgericht bereits als 
rechtlich einwandfrei gebilligten Standpunkt, echte Limonade ſei ein 
mit Waſſer verdünntes Getränk aus Fruchtſaft, dem etwa noch 
Zucker zugeſetzt werde (ſiehe Bericht des Jenaer Nahrungsmittel⸗Unter⸗ 
ſuchungsamtes für 1910 S. 40), daß aber das Produkt der Ange⸗ 
klagten keinen Fruchtſaft enthalte, mag die Eſſenz, die der ſog. Li⸗ 
monade den Geruch und den Geſchmack von Fruchtzuſatz verleiht, 
aus den Rückſtänden beim Preſſen natürlicher Früchte oder auf rein 
chemiſchem Wege gewonnen ſein. 

Das Berufungsgericht hat freigeſprochen. Es läßt die Frage offen, 
ob hier ein echtes Genußmittel nachgemacht oder auf eigenartigem 
Wege ein ſelbſtändiges Erzeugnis geſchaffen worden ſei. Es begründet 
für den Fall, daß eine Nachmachung vorliege, die Freiſprechung damit, 
daß nicht feſtzuſtellen ſei, die Angeklagten hätten zum Zwecke der 
Täuſchung Genußmittel nachgemacht und beim Verkauf den Umſtand, 
daß das Genußmittel nachgemacht ſei, verſchwiegen. 

Dem liegt eine zutreffende Auffaſſung über das Verhältnis der 
Normen in Ziffer 1 und Ziffer 2 zueinander zugrunde. Wer, wie 
die Angeklagten, Genußmittel ſowohl herſtellt, als auch verkauft, be⸗ 
geht eine einheitliche Tat. Hat er ohne Täuſchungsabſicht nachgemacht, 
ſo kommt als ſelbſtändiges Delikt in Frage, ob er unter Verſchweigung 
des Mangels verkauft hat. Die Freiſprechung aus ſubjektiven Gründen 
ſetzt voraus, daß hier wie dort der Dolus mangelt. 
| Wäre die tatſächliche Feſtſtellung über den Dolus der Angeklagten 
rechtlich einwandfrei, ſo wäre die Freiſprechung von der Verfehlung 
gegen § 10 Nahrungsmittelgeſetz geboten. Alsdann aber wäre zu 
unterſuchen geweſen, ob die Angeklagten fahrläſſig nachgemachte 
Genußmittel unter Verſchweigung dieſes Umſtandes verkauft haben 
(Uebertretung nach § 12 NahrMittel⸗Geſ.). Das Landgericht hat dies 
überſehen. Schon aus dieſem Grunde mußte das Urteil aufgehoben 
werden. | 

Aber auch die negative Feſtſtellung zur Dolusfrage beruht auf 
einem Rechtsirrtum. Das Landgericht meint, das Durchſchnittspu⸗ 
blikum erwarte, ſelbſt wenn es „Himbeer brauſelimonade“ beſtelle, 
nicht verdünnten Fruchtſaft, ſondern ein unter Benutzung von Eſſenz 
hergeſtelltes Produkt. Es ſtelle keine höheren Anforderungen an das 
verlangte Genußmittel, um es als normal zu betrachten. Den An⸗ 
geklagten ſei dies bekannt, und ſo laſſe ſich nicht feſtſtellen, daß ſie 
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Täuſchungszwecke verfolgt oder die künſtliche Herſtellung verſchwiegen 
hätten. 

Die berechtigten Erwartungen des Publikums ſind für die An⸗ 
wendung des 8 10 allerdings unter Umſtänden erheblich. Genuß⸗ 
mittel, die nicht nachgemacht ſind, denkt ſich das Geſetz als in ihrem 
normalen, ihrem Zweck angepaßten Zuſtande, alſo echt. Dieſe Echt⸗ 
heit ſoll ihnen geſichert werden. Es kann ſein, daß ein Geſetz, daß 
eine Verordnung die Echtheitsbedingungen aufſtellt. Wo dies nicht 
der Fall iſt, wird die berechtigte Erwartung des Publikums für die 
Feſtſtellung des Normalzuſtandes entſcheidend ſein. Im vorliegenden 
Fall ſchweigen Geſetz und Verordnung. Die Weimariſche Miniſterial⸗ 
verordnung über die Herſtellung kohlenſaurer Getränke vom 7. De⸗ 
zember 1911, die in § 3 eine einſchlagende Beſtimmung enthält, 
kommt für die Beurteilung des vorliegenden Falles noch nicht in Be⸗ 
tracht. Auf weſſen berechtigte Erwartungen kommt es nun an? Das 
Landgericht meint: auf die des Durchſchnittspublikums, alſo etwa 
jeder zweiten als Händler und Konſument in Betracht kommenden 
Perſon. Das iſt nicht der Standpunkt des Geſetzes, das gerade den 
Zweck verfolgt, auch den in der Nahrungsmitteltechnik Unerfahrenen 
zu ſchützen. Das Geſetz ſpricht von Täuſchung im Handel und Ver⸗ 
kehr. Die Geſamtheit der Teilnehmer daran ſoll davor bewahrt werden, 
daß ihnen durch Täuſchung ein unechtes Nahrungsmittel als echt auf⸗ 
gedrängt wird. Der ganze Kreis der Händler und Verbraucher kommt 
in Betracht, nicht nur ein Ausſchnitt von ihnen, der ſich vielleicht an 
beſtimmten Unechtheiten nicht ſtößt, dieſe billigt. Bei einer herkömm⸗ 
lichen Billigung von Unechtheiten iſt überdies Gewicht darauf zu legen, 
daß das Herkommen nicht mit gewohnheitsmäßiger Täuſchung des 
vielleicht minder empfindlich gewordenen Publikums verwechſelt wird. 
Entſcheidend für den Täuſchungszweck, den etwa die Angeklagten ver⸗ 
folgten, iſt alſo, ob ſie wußten oder der Meinung waren, daß das 
Fabrikat vom Verkehr allgemein als Kunſtprodukt (alſo unter Aus⸗ 
ſcheidung jeglichen Fruchtſaftes) angeſehen werde. 

Die Erörterungen über die berechtigten Erwartungen von Handel 
und Verkehr zeigen deutlich, wie unzweckmäßig es iſt, im vorliegenden 
Falle die Fragen offen zu laſſen, als was das Kunſtprodukt der An⸗ 
geklagten ausgegeben iſt und ob eine Nachahmung vorliegt. Erſt 
wenn feſtſteht, daß das Produkt den Schein eines gewiſſen Genuß⸗ 
mittels hervorruft, während es in Wirklichkeit kein ſolches iſt, wenn 
alſo feſtſteht, durch welche der Art nach ganz andere Subſtanz dieſer 
Anſchein erweckt worden iſt, läßt ſich tatſächlich beurteilen, welche Er⸗ 
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wartungen das Publikum gerade in dieſe Subſtanz ſtellt. Das Land⸗ 
gericht ſpricht in dieſem Zuſammenhang von Eſſenz, mit der das 
Durchſchnittspublikum rechne. „Eſſenz“, „Extrakt“ ſind keine feſt⸗ 
ſtehenden Begriffe. Sie umfaſſen ſowohl das aus einem Gegenſtand ge⸗ 
wonnene Produkt als auch dasjenige, was zur Bereitung des Gegen- 
ſtandes gebraucht wird. Das Urteil läßt — zumal nachdem von 
reiner Fruchtlimonade die Rede geweſen iſt, die nicht erwartet werde 
— im unklaren, ob das Landgericht wirklich der Meinung iſt, das 
Durchſchnittspublikum erwarte bei feiner Beſtellung, nicht Frucht⸗ 
ſaft (reinen oder gemiſchten), ſondern ein Kunſtprodukt, deſſen Aroma 
aus Preßrückſtänden oder aus Chemikalien gewonnen ſei. 

Wenn das Landgericht ſagt, Limonade brauſe nicht, d. h. im 
Zuſammenhang: ſie könne durch Zuſatz von Kohlenſäure oder der⸗ 
gleichen nicht zn Brauſelimonade verarbeitet werden, jo iſt das irrig. 
Wie aus der Nahrungsmittelliteratur hervorgeht, die auch vom Re⸗ 
viſionsgericht ohne beſondere Feſtſtellungen zu berückſichtigen iſt, war 
früher die Brauſelimonade im Handel nicht üblich, weil die Kohlen⸗ 
ſäure die Fruchtfarbe unanſehnlich machte, das Produkt ſich auch nicht 
lange hielt. Seit dem Jahre 1905 werden aber Brauſelimonaden aus 
Fruchſäften nach dem Dr. Volzſchen Verfahen — Patent Nr. 184 760 
— hergeſtellt, die dieſe Mängel nicht haben. Ob ſich damit ein Wandel 
im Handel vollzogen hat, wird, wenn es weiter hierauf ankommt 
— nötigenfalls unter Zuziehung eines Sachverſtändigen zu erörtern 
ſein. Gegen die Auffaſſung des Landgerichts ſpricht auch die Miniſterial⸗ 
verordnung vom 7. Dezember 1911. Dieſe ſchreibt für Brauſelimonade 
vor, daß ſie außer Waſſer, Kohlenſäure und Zucker nur natürliche 
Fruchtſäfte oder Zubereitungen aus ſolchen enthalten dürfe. Produkte 
aus anderen Stoffen müſſen als Kunſterzeugniſſe gekennzeichnet werden. 
Der Einwand, daß damit in der Sache ſelbſt neues Recht geſchaffen 
werde, iſt nur inſoweit richtig, als die Anforderungen des Verkehrs 
früher einmal geringer geweſen fein mögen. Daß es ſich in der Ver⸗ 
ordnung nicht um Neuerungen überhaupt handelt, beweiſt, daß im 
Herzogtum Meiningen — ob auch in den übrigen thüringiſchen 
Staaten, iſt dem Senat unbekannt — an die Verwaltungsbehörden 
eine Inſtruktion des Herzoglichen Staatsminiſteriums vom 15. No⸗ 
vember 1904 ergangen iſt, die die gleichen Anforderungen an Brauſe⸗ 
limonaden bei der Verwaltungskontrolle geſtellt ſehen will. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 17. Januar 1912, 8 1/12 (nach 
Weimar). 
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10. Der Gewerbebetrieb nach 859 GewO. gehört nicht 
zum Gewerbebetrieb im Umherziehen, ſondern iſt 
Ausfluß des ſtehenden Gewerbes. — Begriff der 
„Nichtangehörigen des Herzogtums“ im §2 Abſ. 2 
des Altenburgiſchen Geſetzes über die Beſteuerung 
des Gewerbebetriebs im Umherziehen vom 13. März 
1878 (13. März 1902). 

Der Angeklagte iſt Ende Auguſt 1910 in Heukewalde in Sachſen⸗ 
Altenburg ſeinem Beruf als Klempner dadurch nachgegangen, daß er 
ſich, ohne dazu beſtellt worden zu ſein, in verſchiedenen Häuſern zur 
Ausbeſſerung von Blechſachen anbot. Er wohnte damals in Drags⸗ 
dorf im Königreich Preußen (Kreis Zeitz) und hatte in Heukewalde 
keine gewerbliche Niederlaſſung. Er wurde wegen Hinterziehung der 
Wandergewerbeſteuer beſtraft. Seinen Einwand, die Ausübung 
ſeines Gewerbes in Heukewalde ſei nach § 59 Ziffer 2 GewO. als 
ein Ausfluß ſeines ſtehenden Gewerbebetriebs zu betrachten, wies das 
Landgericht mit der Begründung zurück, auch ein Gewerbebetrieb nach 
8 59 GewO. ſei Wandergewerbebetrieb, wenn auch dazu ein Wander⸗ 
gewerbeſchein nicht erforderlich ſei, und das Recht der Einzelſtaaten, 
den Gewerbebetrieb im Umherziehen zu beſteuern, ſei unabhängig 
davon, ob das Wandergewerbe nur mit, oder auch ohne Wan⸗ 
dergewerbeſchein ausgeübt werden dürfe (88 5, 7 Ziffer 6 GewO .). 

Der Senat iſt im Gegenſatz zum Landgericht der Anſicht, daß 
die im § 59 GewdO. aufgezählten gewerblichen Tätigkeiten nicht dem 
Gewerbebetrieb im Umherziehen, ſondern dem ſtehenden Gewerbebetrieb 
zugehören. Die Frage iſt ſtreitig. Zum Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen zählt ſie vor allem das Reichsgericht, als Teile des ſtehenden 
Gewerbebetriebs betrachtet ſie in ſtändiger Rechtſprechung das Kammer⸗ 
gericht (vgl. deſſen Urteil vom 25. Juni 1903 bei Reger, Entſch 
24, 266 und die darin enthaltene Zuſammenſtellung der einſchlagenden 
Literatur und Rechtſprechung). Die Auffaſſung, daß ſie zum ſtehenden 
Gewerbebetrieb gehören, iſt die natürlichere, von ihr geht namentlich 
auch die preußiſche Steuergeſetzgebung aus (vgl. Fuiſting: Die 
Preußiſchen direkten Steuern (2) 421 Anm. 1 zu § 3 des Hauſier⸗ 
ſteuergeſetzes). Zwar ſteht der §S 59 GewO. in dem Abſchnitt über 
den Gewerbebetrieb im Umherziehen und beſtimmt auch nur, daß zu 
den gewerblichen Tätigkeiten, die er aufzählt, kein Wandergewerbe⸗ 
ſchein erforderlich ſei. Dieſe äußere Stellung und Faſſung der Be⸗ 
ſtimmung kann freilich dafür verwertet werden, daß der darin auf⸗ 
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geführte Gewerbebetrieb Wandergewerbe ſei. Aber man legt damit 
zuviel Gewicht auf Aeußerlichkeiten. § 42 GewO. beſtimmt: „Wer 
zum ſelbſtändigen Betriebe eines ſtehenden Gewerbes befugt iſt, darf 
es innerhalb und unbeſchadet der Beſtimmungen des dritten Titels 
auch außerhalb des Gemeindebezirks feiner gewerblichen Nieder⸗ 
laſſung ausüben“. Für die Regel gehören alſo die gewerblichen 
Tätigkeiten deſſen, der ein ſtehendes Gewerbe betreibt, zum ſtehenden 
Gewerbebetrieb, auch wenn ſie außerhalb des Orts der gewerblichen 
Niederlaſſung vorgenommen werden. Und nur ſoweit der dritte Titel 
„über den Gewerbebetrieb im Umherziehen“ etwas anderes beſtimmt, 
find fie nicht dazu zu zählen. Für die im § 59 GewO. geregelten 
gewerblichen Tätigkeiten ſind von vornherein nun tatſächlich keine Be⸗ 
ſchränkungen aufgeſtellt, indem für ſie ein Wandergewerbeſchein nicht 
erfordert wird, ſie ſind demnach der Regel gemäß zum ſtehenden Ge⸗ 
werbebetrieb zu rechnen. (Die Beſchränkungsmöglichkeit nach § 59a 
kommt nicht weiter in Betracht, ſie iſt auch ſonſt beim ſtehenden 
Gewerbebetrieb iſt ähnlicher Weiſe gegeben — § 42b.) — In der 
alten Faſſung des §S 42 GewO. (vom 21. Juni 1869) kam das noch 
deutlicher zum Ausdruck, wenn es dort hieß: „Wer zum ſelbſtändigen 
Betrieb eines ſtehenden Gewerbes befugt iſt, darf dasſelbe vorbehalt⸗ 
lich der Beſtimmungen des § 59 — das iſt der jetzige § 60a, ſiehe 
auch 8 33b — am Orte ſeiner gewerblichen Niederlaſſung und, ſoweit 
nicht die Vorſchriften des dritten Titels einen Legitimations⸗ 
ſchein erfordern, auch außerhalb dieſes Ortes ausüben. Und § 55 
Abſ. 2 alter Faſſung beſtimmte, daß ein Legitimationsſchein nicht er⸗ 
forderlich ſei zum Verkauf oder Ankauf roher Erzeugniſſe der Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft, des Garten⸗ und Obſtbaues. Bei Abänderung der 
GewO. im Jahre 1883 iſt der Legitimationsſchein „Wandergewerbe⸗ 
ſchein“ genannt (hauptſächlich wegen § 43, der von einem Legiti⸗ 
mationsſchein bei Ausübung eines ſtehenden Gewerbes ſpricht) und der 
Kreis der gewerblichen Tätigkeiten, für die kein Wandergewerbeſchein 
erforderlich iſt, in § 59 erweitert worden (vgl. § 58 alter Faſſung). 

Das Landgericht hat nun nicht feſtgeſtellt, ob der Angeklagte 
in Dragsdorf eine Betriebsſtätte zur Ausübung des ſtehenden Ge⸗ 
werbes gehabt hat. Darauf kommt es aber an. Denn hat er eine 
ſolche in Dragsdorf gehabt und treffen auf ſeine Gewerbeausübung 
in Heukewalde die Vorausſetzungen des § 59 Ziffer 2 GewO. zu 
— daß nämlich Heukewalde nicht mehr als 15 km von Drags⸗ 
dorf entfernt liegt und daß die angebotenen gewerblichen Leiſtungen 
zu denen gehören, die landesgebräuchlich außerhalb des Wohnorts an⸗ 
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geboten werden — jo kann in Sachfen- Altenburg keine Steuer davon 
erhoben werden. § 3 des Doppelſteuergeſetzes vom 22. März 1909 
beſtimmt nämlich, daß der Betrieb eines ſtehenden Gewerbes nur 
in dem Bundesſtaat befteuert werden darf, in dem die Betriebsſtätte 
zur Ausübung des ſtehenden Gewerbes unterhalten wird. Der An⸗ 
geklagte würde dann Wandergewerbeſteuer nicht hinterzogen haben. 

Hat er in Dragsdorf keine Betriebsſtätte gehabt oder fehlt es 
an einer der Vorausſetzungen des § 59 Ziffer 2 GewO. — auch 
hierüber hat das Landgericht keine Feſtſtellungen getroffen, — ſo iſt 
das Altenburgiſche Geſetz über die Beſteuerung des Gewerbebetriebs 
im Umherziehen vom 13. März 1878 (in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 13. März 1902 und des Geſetzes vom 18. Dezember 
1909) anzuwenden (vgl. auch 8 3 Abſ. 4 des Doppelſteuergeſetzes). 
Dabei entſteht wieder die Frage, ob der Regelfall des § 1 oder eine 
Ausnahme nach § 2 dieſes Geſetzes vorliegt. Die Frage hat aller⸗ 
dings im gegebenen Falle keine Bedeutung, weil nach § 2 Abſ. 2 
„Nichtangehörige“ des Herzogtums auch in den Ausnahmefällen 
des § 2 der Wandergewerbeſteuer unterliegen. Und der Angeklagte 
iſt „Nichtangehöriger“ des Herzogtums. Das Landgericht ſtellt dies 
wohl in dem Sinne feſt, daß er kein Staatsangehöriger des Herzog⸗ 
tums Sachſen⸗Altenburg iſt. Auf die Staatsangehörigkeit zielt aber 
der § 2 Abſ. 2, wenn er von „Nichtangehörigen“ des Herzogtums 
redet, nicht ab. Würde er ſo zu verſtehen ſein, ſo wäre er nach 
Art. 3 der Reichsverfaſſung ungültig, ſoweit Angehörige eines an⸗ 
deren Bundesſtaates in Betracht kämen. Denn für ſie darf die Zu⸗ 
laſſung zum Gewerbebetrieb den eigenen Staatsangehörigen gegen- 
über nicht erſchwert werden. Das würde aber tatſächlich der Fall 
ſein. Die Staatsangehörigen des Herzogtums, die im Herzogtum 
wohnen, werden zwar wegen des Gewerbebetriebs nach § 2 auch 
zur Steuer herangezogen, nämlich zur Einkommen⸗ und Gewerbeſteuer 
(Geſetze vom 24. April 1896 — Faſſung vom 4. Januar 1910 — 
§ 1 Ziffer 1 und vom 20. Juni 1902 § 3). Aber die Staatsan⸗ 
gehörigen des Herzogtums, die nicht im Herzogtum wohnen, würden 
von jeder Steuer wegen des Gewerbebetriebs nach § 2 im Herzog⸗ 
tum befreit ſein, alſo beſſer geſtellt ſein als die Angehörigen anderer 
Bundesſtaaten, die nicht im Herzogtum wohnen. Würde der § 2 
Abſ. 2 danach ungültig ſein, ſo könnte der Angeklagte zur Wander⸗ 
gewerbeſteuer nur herangezogen werden, wenn die gewerblichen 
Leiſtungen, die er angeboten hat, nicht landesgebräuchlich geweſen 
wären ($ 2 Ziffer 3). Denn die Vorausſetzungen der Steuer⸗ 
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befreiung nach § 2 Ziffer 3 ſind inſofern weiter wie die des § 59 
Ziffer 2 Gew., als die räumliche Grenze von 15 km fallen 
gelaſſen iſt; und auch darauf, ob der betreffende Gewerbetreibende 
eine gewerbliche Niederlaſſung hat, kommt dabei nichts an. 

Unter „Nichtangehörigen“ des Herzogtums nach §S 2 Abſ. 2 
ſind aber ſolche Gewerbetreibende zu verſtehen, die nicht im Herzogtum 
wohnen, oder noch richtiger geſagt, die nicht der Einkommenſteuer 
vom ſtehenden Gewerbe (und der Gewerbeſteuer) im Herzogtum unter⸗ 
liegen. Der § 2 Abſ. 2 in ſeiner urſprünglichen Faſſung vom 
13. März 1878 ergibt deutlich, daß man auf eine gleichmäßige Be⸗ 
handlung der „Nichtangehörigen“ des Herzogtums mit den „hier⸗ 
ländiſchen“ Gewerbetreibenden ausging. Es wäre nach dem Auf— 
bau der Steuergeſetzgebung gar nicht zu verſtehen, wenn die nicht 
in Altenburg wohnenden altenburgiſchen Staatsangehörigen von der 
dort beſtimmten Steuer hätten befreit ſein ſollen, die Staatsange⸗ 
hörigkeit hatte ja ſchon damals für die Beſteuerung die Bedeutung 
verloren (vgl. das alte Einkommenſteuergeſetz vom 17. März 1868 
§ 6 Ziffer 12 — und das alte Doppelſteuergeſetz vom 13. Mai 1870). 
Die Begründung zu dem Geſetz vom 13. März 1878 (Altenburger 
Landtagsblätter 1877/79, 2. Abt. S. 67—70) und vor allem auch fein 
8 8 laſſen denn auch erkennen, daß den Gegenſatz zu den „hierländiſchen“ 
Gewerbetreibenden die „nicht im Herzogtum wohnenden“ Gewerbe— 
treibenden bilden ſollten. An dieſer Bedeutung der Bezeichnung „Nicht⸗ 
angehörige“ des Herzogtums iſt durch die ſpätere Aenderung des 8 2 
Abſ. 2 nicht gerührt worden (vgl. über die Wandlungen des § 2 
Abſ. 2 Thür Bl. 49, 182 ff.; Altenb. Landtagsblätter 1901/03, 2. Abt. 
S. 177). Danach iſt die Beſtimmung in § 2 Abſ. 2 gültig. 

Es muß alſo noch feſtgeſtellt werden, ob der Angeklagte in 
Dragsdorf eine Betriebsſtätte hatte, ob Heukewalde nicht mehr als 
15 km von Drags dorf entfernt iſt und ob die angebotenen Leiſtungen 
landesgebräuchlich waren. Werden alle drei Erforderniſſe bejaht, ſo 
hatte der Angeklagte keine Wandergewerbeſteuer zu zahlen, fehlt es 
auch nur an einem der drei Erforderniſſe, ſo war er verpflichtet, die 
Wandergewerbeſteuer zu entrichten. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 17. Juni 1911, S 56/11 (nach 
Altenburg). 
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Sprachecke. 


1. Tatbeſtand. 
Mit dem Antrage, 

1) die Beklagten koſtenpflichtig zu 
verurteilen, an Kläger als Geſamt⸗ 
ſchuldner 1193,23 M. nebſt 4% 
Zinſen ſeit dem Tage der Klagezu⸗ 
ſtellung zu zahlen, 

2) das Urteil für vorläufig voll⸗ 
jtredbar zu erklären, 
hat der Kläger, der ein Zimmerer⸗ 
und Bautiſchlergeſchäft betreibt, 
gegen die Beklagten, die ebenfalls 
gemeinſchaſtlich ein Baugeſchäft be⸗ 
treiben, Klage erhoben und dieſe, 
wie folgt begründet: 

Die Beklagten haben von mir die 
in der meiner Klage anliegenden 
Rechnung und Buchauszuge — auf 
deren Abſchrift Bl. 3 ff. d. A. man 
Bezug nimmt —, verzeichneten 
Waren und Arbeiten zu den da ſel bſt 
angegebenen Zeiten und den an: 
geſetzten, vereinbarten auch 
angemeſſenen Preiſen im Geſamt⸗ 
betrage von nach Abzug der nach 
dem Buchauszug erſichtlichen Abſchlags⸗ 
zahlungen noch 1491,28 M. gemein- 
fchaftlich käuflich geleiſtet erhalten und 


zwar nach vorgängiger Beſtellung. Sie 


haben Waren und Arbeitsleiſtung ſo⸗ 
wie eine ihnen zugeſtellte mit der 
Klagrechnung übereinſtimmende Rech⸗ 
nung ohne begründete Einwendungen 
zu erheben angenommen und damit 


Preis und Beſchaffenheit der gelieferten 


Waren und Arbeitsleiſtungen tatſächlich 
genehmigt. Die Beklagten haben gegen 
mich eine Gegenforderung, die ſie trotz 
mehrmaliger Aufforderung nicht an⸗ 
gegeben haben. Ich bin bereit, ſie 
ſofort in Abzug zu bringen, und 
bringe vorläufig 300 M. in Abzug. 
Der Reſt iſt vom Tage der Klagzu⸗ 
ſtellung ab mit 4 % zu verzinſen. 
Eventuell mache ich noch geltend, daß 


Der Kläger hat den Beklagten für 
2480,26 M. Tiſchlerarbeiten zu einem 
Neubau geliefert, ſie haben im ganzen 
627 M. ratenweiſe bezahlt. Er kürzt von 
2480,26 M. 15 v. H., alſo 372,03 M. 
— ſo war es vereinbart, damit er 
eine Forderung der Beklagten an 
ſeinen Vater allmählich tilge —, da⸗ 
nach bleibt eine Reſtforderung von 
1493,23 M. Davon läßt er ſich 
noch abziehen, was die Beklagten mehr 
auszugeben haben, weil er eine Ar⸗ 
beit an einem anderen Neubau nicht 
hat zu Ende führen können. Er ver⸗ 
anſchlagt es mit 300 M. und erbietet 
ſich, auch noch mehr zu kürzen, wenn 
es mehr ſein ſollte. Er fordert alſo 
noch 1193,23 M. und beantragt, 

die Beklagten zu verurteilen, als 
Geſamtſchuldner ihm dieſe Summe 
mit 4 v. H. Zinſen ſeit dem 29. Sep⸗ 
tember 1910 (Tag der Klagzu⸗ 
ſtellung) zu zahlen, und das Urteil 
für vorläufig vollſtreckbar zu er⸗ 
klären. 
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die Beklagten die Waren ganz ober 
teilweiſe verbraucht oder verkauft und 
damit nützlich verwendet haben. 
Die Beklagten beantragen, 
die Klage koſtenpflichtig abzuweiſen. 
Sie beſtreiten im allgemeinen nicht, 
daß ihnen der Kläger Waren der 
fr. Art geliefert und Arbeiten geleiſtet Die Beklagten machen folgende Auf⸗ 
hat, ohne ſich zunächſt im einzelnen rechnungseinrede 1) geltend: 
einzulaſſen, machen aber folgende Auf: 
rechnungseinreden geltend: 
Der Vater des Klägers uſw. 
(Auf die Klage kommt der Ver⸗ 
faſſer weder im Tatbeſtand noch in 
den Gründen zurück.) 
Urteil des LG. in G. vom 28. April 
1911. 

Den Buchſtabenglauben gibts ja gar nicht mehr unter den 
Richtern, wer davon ſpricht, ſieht Geſpenſter, redet von Zeiten, die 
vergangen ſind — — ſo muß ſich zurecht weiſen laſſen, wer nicht 
ganz zufrieden iſt und ſich unter einem Richter etwas anders vorſtellt, 
als er oft ſieht. Ach! es iſt ja noch ſchlimmer als ſchlimm! Wort⸗ 
krämerei und Unſelbſtändigkeit wirken geradezu verheerend. Wer ſich 
davon überzeugen, wer vom Ausdruck zu den waltenden Kräften 
hinunterſteigen, aus dem Schein das Sein erkennen will, ſehe ſich 
den Juriſten an, da wo er zu finden iſt, bei einer beſondern juriſtiſchen 
we die er ſich zurecht gemacht hat, da, wo er Tatbeſtände 
liefert. 

Wer ſich an den Buchſtaben des Geſetzes klammert, mag immer 

noch das erhebende Gefühl haben, von Volkes und Fürſten Willen 
ſei 955 Geſetz gerade ſo geſchrieben, vom Buchſtaben dürfe er kein Jota 
rauben. 
Aber was erlebt man bei den Tatbeſtänden? Wenn recht win⸗ 
dige Schriftſätze aus der Feder von Anwaltsſchreibern, irgendwelche 
unſinnigen Formulare auch ſo abgeſchrieben werden, als ob ſie der 
Heilige Geiſt ſelbſt diktiert hätte, was ſoll man dazu ſagen? Für die 
verheerendſte Juriſtenſeuche halten manche die Aengſtlichkeit, Unſelb⸗ 
ſtändigkeit, Kleinlichkeit, den Mangel an Verantwortlichkeitsgefühl, 
die grimmig ihre Opfer fordern. Sie haben nur allzu recht. 

Dem Richter gehts, wie einem, der gewohnt iſt, auf Krücken 
zu gehen; der kann ſich nicht mehr frei bewegen, greift immer wieder 
zur Krücke und grollt noch dem Arzte, der ihn geſund ſchreibt. So 
auch breiten bei Richter Bequemlichkeit und Schwerfälligkeit ihre 
dunkel nachtenden Schwingen. Nur ja nicht denken 


1) Nicht Aufrechnungseinreden, die eine iſt vom Kläger ſchon ſelbſt durch den 
Abzug der 300 M. a die Beklagten brauchen ſich alſo nur über die Höhe 
der Forderungen auszulaſſen, die andere bezieht ſich auf das Abkommen über die 
Schuld des Vaters des Klägers, das auch ſchon angedeutet iſt. 
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Der Verfaſſer hat fih an die Mahnuug gehalten, die indirekte 
Rede nicht überwuchern zu laſſen. Das iſt aber auch alles, leider 
alles. Und was iſt unter feinen Händen daraus geworden. Cs 
wirkt geradezu grotesk, alle Stufen der Komik ſchließt es in ſich. Der 
Stoff wird nicht verarbeitet, nicht in den Mittelpunkt geſtellt, worauf 
es ankommt, es fehlt der Blick für das Ganze, das verwirrende 
Beiwerk wird nicht weggehauen. Der Richter, der fo die Schrift 
ſatzſammelſucht hat, iſt Schreibſklave, verantwortliche geiſtige Täͤtig⸗ 
keit iſt das nicht mehr. Er ſchreibt nur ab. Die Klage wird nicht 
beſtritten, alles was der Anwalt des Klägers fürſorglich vorbringt, 
fällt weg, trotzdem gibt es der Verfaſſer wortwörtlich wieder und er⸗ 
weckt den falſchen Anſchein, in der Klage ſtecken viele Feinheiten ver⸗ 
borgen. Ja, er ſucht es noch zu verſchnörkeln und grotesk zu geſtalten. 
Auf die plumpſten, windigſten Mätzchen eines formularmäßig ausge⸗ 
klügelten Klagentwurfs geht er mit gleicher Inbrunſt ein, wie auf 
die ganz nebenſächlichen Klaganlagen uſw. Das iſt nicht mehr Bor: 
ſicht, entſchuldbare Uebervorſicht, ſondern Aengſtlichkeit, Bequemlichkeit, 
willenloſe Sklaverei. 

Man mag über die Einrichtung des Tatbeſtands denken, wie 
man will, etwas Schlechteres ſoll nicht daraus werden als das 
Geſetz anordnet. Das will doch kein Schriftſatzſammelſurium. 

Allen, die ſchaffend tätig ſind, wird jetzt immer wieder ins 
Gewiſſen geredet, ſie ſollen keinen Plunder, Schund, Kitſch liefern, 
nur durch Oualitätsarbeit könne der Deutſche hochkommen. Das 
ſollte auch den Juriſten immer wieder in die Ohren ſchallen, es gilt 
auch für ſie. Güte des Inhalts und Klarheit der Form müſſen 
zuſammentreffen, ſeeliſche Arbeit muß auch bei Urteilen hineingetan 
werden, durch Plunder verdirbt man ſich die Liebe zu den Dingen, 
Maſſe ohne Oualitätsſteigerung wird zur Laſt. Nur Unwerte ent⸗ 
ſtehen bei derartiger Schreiberei, nicht wirkliche Werte. 

Man kann bei dem Beiſpiel gar nicht alles einzelne Fehlerhafte, 
Tragiſch⸗Komiſche aufzählen. Wie iſt alles zuſammengeſtopft und 
gepfropft! Gar keine Gliederung, Anordnung iſt in den Sätzen — 
meiner Klage anliegende Rechnung —, auf die man bezug nimmt, 
— im Geſamtbetrage von nach Abzug der Abſchlagszahlungen noch 
. . Der Menſch verſuche die Götter nicht und begehre es nicht noch 
einmal zu ſchauen. 

Uebrigens iſt es ein alter Ladenhüter, der bei den Urteilen immet 
wieder benutzt wird. Es hat ihm nichts geſchadet, daß er ſchon einmal 
ausgeſtellt worden iſt (Thür Bl. 57, 83). 

2. Beklagter hat folgenden Eid zu 
leiſten: Ich ſchwöre bei Gott dem 
Allmächtigen und Allwiſſenden 

So wahr mir Gott helfe! 

So ſteht noch in einem Urteil des LG. in G. vom 3. Mätz 
1911. Daß es ſich nicht mit der jetzigen Faſſung der Zivilprozeß⸗ 
ordnung verträgt, iſt ſchon in Bd. 57 S. 289 der ThürBl. hervor⸗ 
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gehoben worden. Der Urteilsverfaſſer hat ſich alſo auch bis dahin 
keine Zeit genommen, den Nachtrag zu ZPO. vom 1. Juni 1909 zu 
leſen. Ob es die übrigen Richter getan haben, die mitgewirkt haben, 
die das Urteil ſo unterſchrieben haben, iſt ein Beitrag zu der 
Frage, welchen Wert es hat, daß Urteile von ſämtlichen Richtern 
unterſchrieben werden müſſen, die der Verhandlung beigewohnt haben. 
So oft iſts nur eine zeitraubende Förmlichkeit! Und ſchlimmer: es 


ſtumpft das Verantwortlichkeitsgefühl ab. | 


3. Der bei der Pfändung zugegene Bei der Pfändung erklärte der 
Angeklagte erklärte, daß die gepfän⸗ Angeklagte, alle Sachen in ſeiner 
deten und alle in ſeiner Wohnung Wohnung gehörten ſeiner Frau. 
vorhandenen Gegenſtände ſeiner Ehe⸗ 
frau gehörten. 

Urteil des LG. in R. v. 13. Juni 
1911. | | 
Eine ſchlechte Umgangsſprache, die ſich in Hemdsärmeln bewegt, 
bringt es fertig, Präpoſitionen und Umſtandswörter als Adjektive zu 
beugen. Zue Droſchken, aufe Fenſter, durcher Käſe. Aber derartige 
liederliche Redeweiſe wollen wir doch nicht in unſere Schriftſprache 
übernehmen. Wenn der Angeklagte bei der Pfändung erklärt, muß er wohl 
zugegen geweſen ſein. Aber der Leſer iſt ja ſo dumm, daß ihm das noch 
beſonders geſagt werden muß, und dieſer Genauigkeitsdünkel gebiert 
den zugegenen Angeklagten. Ob wohl der Angeklagte geſagt hat, 
meine Ehe frau? Selbſt der Kaiſer redet oft auch in Staatsreden ein 
fach und natürlich von ſeiner Frau! | 

4. Daneben noch aus Anlaß der 
geſtellten Anträge eine Verfügung an 
den Eigentümer K. zu erlaſſen, fällt 
dagegen bedenklich. 

Oberlandesgericht Dresden in Seuf⸗ 
ferts Archiv 61, 423. 


„Iſt“ bedenklich, kann der gelehrte Juriſt nicht ſagen. Das 


Zeitwort ſein iſt zu alltäglich. Darum nicht: iſt in Ordnung, ſondern 
geht in Ordnung. Daneben müſſen die andern Zeitwörter der Be⸗ 


wegung herhalten. Schreiten, bewegen, natürlich auch fallen. Viel⸗ 
leicht liegt auch eine Sprachmengerei zugrunde. An: es fällt ſchwer, 
kann ja gedacht ſein. 

5. Denn die Abſicht der Beleidigung 
kann man ihm nicht nachweiſen, wenn 
er ſie verabredet. DRZ. 10, 478. beſtreitet 

Eine Zuſammenkunft, eine Vertragsbeſtimmung wird verabredet. 
Damit ſagt unſere Sprache, zwei oder mehrere ſind einverſtanden. 
Der Verfaſſer braucht verabreden aber gerade im entgegengeſetzten 
Sinn. Ausnahmsweiſe wandelt ihn einmal die Sucht an, kurz zu 
ſein, aus in Abrede ſtellen, ſchuſtert er zurecht verabreden, was eine 
ganz andre Bedeutung hat. Leugnen, beſtreiten, hat ihm zu fern oder 
zu nahe gelegen, es mußte eine Aefferei herauskommen. 
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6. . . und ſind deshalb nicht | 
gewollte Folgen gedenkbar. denkbar 


Gedenken gibts, aber nur in dem Sinne an etwas denken, ſich 
erinnern, im Sinne von vorſtellen wird nur gebraucht denken, denk⸗ 
bar. Aber das muß „verzierlicht und verkritzelt“ werden, ſonſt wäre 
der Ausdruck zu ſchlicht! 

7. Die Ausſagen befinden ſich Die Ausſagen, Bl. 44, der Brief: 
Bl. 44. Sie ſind vorgetragen und wechſel der Parteien, die beiden Blei⸗ 
werden einbezogen. Die von den ſtiftszettel (vor Bl. 1) ſind vorgetra⸗ 
Parteien übergebene Korreſpondenz, gen worden. 
ſowie die von dem Kläger überreichten f 
zwei Bleiſtiftzettel befinden ſich in 
fr. act. Die ſämtlichen Urkunden 
ſind vorgetragen und anerkannt. Es 
wird auf ſie Bezug genommen. 

Selbſt bei ſo äußerlichen Dingen gibt man ſich nicht die Mühe, 
überſichtlich und geordnet zu ſchreiben. Schlampig werden die ein⸗ 
zelnen Dinge hingeworfen. Des Schreibens iſt dabei natürlich kein 
Ende. Nebenſachen werden zu Hauptſachen. Wo ſich die Zettel be⸗ 
finden, wird zum Weſentlichen, es braucht aber doch höchſtens im 
Vorbeigehen angedeutet zu werden! Ohne Bezug nehmen, einbeziehen 
und verweiſen gehts nicht! Dieſer Krimskrams fordert immerfort 
Opfer! Kann man denn den Mund- und Wortglauben nicht fahren 
laſſen? Die Urkunden, oder: ſie ſind vorgetragen worden, ſcheint nicht 
zu genügen, ſämtliche muß dazu, damit es aufgedunſen wird. Die 
0 Zeichen in fr. act. ſind ein Hochgenuß für jeden Kanzlei⸗ 
menſchen. 


Verzeichnis 
der im Oberlandesgerichtsbezirk Jena zugelaſſenen Rechtsanwälte, 
mit Angabe des Tages der Eintragung in die Anwaltsliſten und des 
Tages der Gerichts⸗Aſſeſſor⸗Prüfung uſw. vom 1. Oktober 1879 ab. 

Zuſammengeſtellt von Gerichtsſekretär Helmrich. 
(Die mit * bezeichneten find zugleich Notare.) 
AG. - Amtsgericht, IR. - Juſtizrat, LG. = Landgericht, 
OLG. = Oberlandesgericht. 

(Das erſte Datum ohne Buchſtaben in () iſt das der Gerichts⸗Aſſeſſor⸗Prüfung.) 
Andrä, Dr. jur., LG. Weimar 3./10.| Bachmann, LG. Weimar 14./4 10. 
02. (66. 02.) (22.6. 06. — LG. Eiſenach 28.6. 

Appelius, IR. Dr. jur., LGG. Eiſenachh 06.) 


1.6. 94. (4/6. 86 — Amtsrichter Baer, Dr. jur., AG. u. Kammer für 
in Eiſenach 1./7. 90.) Handelsſachen in Coburg 28./12. 
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- 03; a. b. LG. Meiningen 14.9. Dietrich, Dr. jur., AG. Weida 25./10. 


09. (27.)2. 03.) 


Bangert, Dr. jur. LG., Rudolſtadt; 


(18/11. 09.) 


Barthel, IR., LG. Gera 29.3. 87. 


(4.02. 87.) 

Bartenftein*, IR. Dr. jur., LG. 
Meiningen 25.5. 85. (31.3. 
85.) 


Bauch, Dr. jur., LG. Gera 5.09. 10. 
(4./3. 10. — LG. Weimar 22.]4. 
10.) 

Behr“, AG. Zeulenroda 28/1. 95. 
(11/12. 93.) 
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94; a. b. LG. Meiningen. 12.j11. 
08.) 
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Böckel, Dr. jur., OLG. Jena 17.]2. 
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(25.1. 06.) 

Braaſch, OLG. Jena 11./10. 06. 
(21./12. 05. — AG. Vacha 27.2. 
06; a. b. 26. Eiſenach 3./3. 06.) 

Bretzfeld, IR Dr. jur., LG. Gotha 
6.04. 93. (14.12. 88.) 


Bretzfeld, Dr. jur., AG. Coburg. 


1.112. 96 und Kammer für Han⸗ 
delsſachen in Coburg 6./4. 79. 


00. (30/9. 98 — Anw. in 
Neuſtadt a. O. 1/12. 98.) 

Dittmar, Dr. jur., AG. Sonneberg 
15.10. 04; a. b. LG. Meiningen 


28.1. 09. (12./7. 04.) 

Döbner *, AG. Sonneberg 10./2. 09. 
(23.012. 08.) 

Dreyßigacker, Dr. jur., LG. Meiningen 
14/1. 10. (18.011. 09.) 
Dreßel “, AG. Pößneck 15.7. 11. 
(13./3. 08.) | 
Eckardt, AG. Salzungen 18./1. 08. 
(8.11. 07.) 

Ehrlicher, AG. u. Kammer für Handels⸗ 
ſachen in Coburg 17.8. 05. (26.2. 
04 ; 


Emmrich , M., Ach. Suhl 19.5. 

80; a. b. LG. in Meiningen 6./8. 
rhartt, EG. Weimar 14.9. 95. (3.3. 
Ent, O50. Jena 17./7. 11. (26./10. 
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Fambach, LG. Rudolſtadt 29./9. 06. 
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(31./8. 85.) 

Feuſtel, Dr. jur., LG. Rudolſtadt. 
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a. b. LG. in Meiningen 27./12. 01. Fiſcher, Dr. jur., OLG. Jena 259. 


(10.7. 96.) 
Bröſel , IR. Dr. Jur., LG. Greiz 
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00. (20./8. 96 — LR. in Eiſe⸗ 
nach 1.10. 98 — in Gera 1./1. 
00 | 


Bulling, AG. Buttſtädt 12.7. 11. Fiſcher , LO. Gotha 12./5.98.(18.]3. 


(4.03. 10.) wieder gelöſcht 4./3. 12. 


98.) 


Buſch , IR. Dr. jur., L2G. Gera Flintzer, JR. Dr. jur., LG. Wei⸗ 


31.½. 81. (AR. in Gera 1./10. 
79.) 

Buſch, AG. Ohrdruf 3.) 1. 06. (26.2. 
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Ehrift *, Dr. jur., LG. Gotha 25.]2. 
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 Sreyjoldt *, IR., AG. Saalfeld 1./10. Hammer, LG. Altenburg 18./1. 10, 
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u. b. LG. Altenburg 1.3. 94. (20./3. 96 — YAnw. b. AG. 
(13./7. 88 — MAnw. in Vacha in Altenburg 13.05. 97.) 


16./8. 89.) Hartwig, Dr. jur., LG. Rudolſtadt 
Gabler, LG. Altenburg 13.1. 11. 9./9. 05. (29./6. 05.) 
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amt daſ. (Auditor 3./8. 55.) (23.12. 87.) 

Geilert. AG. Zeulenroda 19./6. 03. Heinecke, LG. Weimar 13/7. 05. 
(25.10. 95.) (27.9. 00.) 

Geyer *, LG. Altenburg 2./4. 94. Heller, Dr. jur., LG. Eiſenach 27.]2. 
(29.9. 98.) 04. (24./4. 03.) 

Goldſchmidt, LG. Gera 21.9. 04. Herold auf Heroldshof, AG. Ranis 
(12/7. 04.) 10.8. 97; a. b. LG. Rudolſtadt 

Gottbehüt, Dr. Jur., AG. Weida 27.5. 98 (L GR. a. D.) 
8./11. 06. (20/7. 06.) Heß, Dr. jur., AG. Sonneberg 10.1. 

Grötzner, LG. Meiningen 19./9. 99. 09; a. b. LG. Meiningen 18.8. 
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Groß, LG. in Gotha 27,7. 10.1Hirih*, AG. u. Kammer für Handels: 
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Gutmann“, Dr. jur, LG. Gotha 01; a. b. LG. in Weimar 8.2. 
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Haenſell, Dr. jur., OL G. Jena 21.3. in Weimar 20./9. 90.) 
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Kaiſer, AG. Schmölln 7./10. 03. 
(27.9. 00.) 
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Weimar. 5./ 10. 86.) 

Kertſcher, Dr. jur., LG. Altenburg 
22./1. 02. (5.7. 01.) 

Kieſling, Dr. jur., LG. Greiz 5./6. 
05. (18.5. 05.) 
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(24.2. 88.) 

Klinghammer, AG. Rudolſtadt 5.4. 
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a. b. LG. Meiningen 20./12. 06. 
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Körner, IR. Dr. jur., LG. Eiſenach 
6.9. 97. (22/11. 89 — NAnw. 
b. LG. Weimar 7.1. 90.) 

Kohlſtock! IR. Dr. Jur., LG. Gotha 
2.16. 86. (7.5. 86.) 

Kormann, LG. Gera 12./4. 10. 

( 24./4. 09 — NAnw. b. LG. Eiſe⸗ 
nach 3./1. 10.) 

Krehan, Dr. jur., LG. Weimar 26.10. 
00. (23./6. 99.) 

Kronfeld, IR. Dr. jur., LG. Wei⸗ 
mar 9.12. 86. (8.|10. 86.) 
Krug, Dr. Jur., AG. Coburg 3 1./5. 11. 

(19./4. 07.) 


Kuehne, LG. Altenburg 6./9. 95. 


(12.]7. 95.) 

Kuhfuß, Dr. jur., LG. Altenburg 
13./6. 98. (22.4. 98.) 

Kuhlenbeck, Prof. Dr. jur., OLG. 
Jena, 14.7. 09 (RAnw. b. OLG. 
Jena 22.10. 90 — Prof. in Lau⸗ 
ſanne 1903.) 

Kunreuther *, Geh. Hofrat, I. 
Dr. jur., LG. Gotha 15.11. 93. 
(15/7. 98.) 

Lanb , LG. Meiningen 1./3. 00. 
(23.12. 89 — NAnw. in Hildburg⸗ 
hauſen 1.3. 90.) 


Löber, AG. Kahla 9.9. 92. (17.4. 
90.) | 
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Lommer, Dr. jur., AG. Roda 1.10. 
90 (5.011. 83.) 

Lots “, LG. Altenburg 20./9. 90 (4./8. 
90.) 

Lotze, Dr. jur., OLG. Jena 5./12. 
02. (29.9. 96.) 

Ludewig“, AG. Eifenberg 12.12. 
84. (15./3. 79, — NAnw. in 
Altenburg 15./10. 80.) | 

Maaſer, Dr. jur., OLG. Jena 2.011. 
05. (11.10. 05.) 

Marderſteig I, IR. LG. Weimar 14.10. 
79 (2./12. 78.) 

Marderſteig II, LG. Weimar 3.9. 92. 
(8./7. 92.) 

Mehlhorn, JR. AG. in Kahla 8. /. 
89. (22.2. 89.) 

Mehnert, LG. Altenburg 7.]1. 99.) 
(30./9. 98.) 

Meng, Dr. jur., LG. Meiningen 
15.2. 02. (11./10. 01.) 

Mengel *, Dr. Jur., in Untermhaus, 
LG. Gera 8.2. 98. (12./11. 
97.) 

Mens, AG. Neuſtadt a/ O. 14.6. 06. 
(27.4. 06.) 

Metz, LG. Gera 30./1. 09. (27./1 1. 
08.) 

Michaelis *, IR. Dr. jur., AG. Hild⸗ 
burghauſen 6./3. 83; a. b. LG. 
Meiningen 10./3. 84. (1./10. 79.) 

Mittelödorf*, Dr. jur., LG. Gotha 
16.9. 98. (30./7. 97.) 

Neumeiſter“, IR. AG. Salzungen 
20.7. 81; a. b. LG. Meiningen 
19.10. 87. beim LG. gelöſcht 28.|2. 
12. (GAſſ. 1879 — Gerichtsſchrei⸗ 
ber b. AG. Camburg 1./10. 79.) 

Neumeiſter “, Dr. jur., AG. Lo⸗ 
benſtein 20.8. 07. (26./10. 06.) 

Nicolai, AG. Königſee 21.9. 05; 
a. b. LG. Nudolftadt 30.6. 10. 

 (Rinw. in Treuenpritzen JMBl. 
1902. S. 82.) 

Nitzſche n, AG. Schmölln 3./1. 08. 
(3.10. 02.) 

Nitzſche, LG. Gera 8.06. 04. (25.]8. 
04.) 


— 


Oberländer“, LG. Greiz 28./4. 97. 
(18./3. 97.) 

Oberländer, AG. Zeulenroda! 7. 8. 06. 
(25.05. 06.) 

Oertel“, JR. AG. Eiſenberg 22.12. 
75; a. b. LG. Altenburg 1./10. 
79. 

Ogilvie“, IR., AG. Schleufingen 
11.8. 85; a. b. LG. Mei⸗ 
ningen 15.8. 85. (GAſſ. JM Bl. 
1885 S. 46.) 

Oppenheim, Dr. jur., LG. Gotha 
30./4. 04. (26.2. 04.) 

Ortweiler, Dr. jur., LG. Meiningen 
28.4. 91. (13./3. 91.) 

Partzſch, L. Weimar 4.7. 06. 
(25./5. 06.) 

Patuſchka “, Dr. jur., AG. Schmölln 
14./. 08. (21.6. 07.) 

Pfannſtiel *, AG. Steinbach⸗Hallenberg 
4.7. 10. (RAnw. in Melſungen, 
JMBl. 1910 S. 272.) 

Pfeiffer, 2G. Eiſenach 9./1. 
(1.10. 91.) 

Peipelmann “, Dr. jur. M., AG. 
Eiſenberg 21.11. 98. (30./9. 98.) 

Peipelmann, Dr. jur. G., LG. 
Altenburg 15./1 1. 11. (27/10. 11.) 

Porzig, AG. Eiſenberg 5.6. 05. 
(21.10. 04.) 

sn LG. Eiſenach 2.|4. 10. (26.]2. 

— Anw. in Neuſtadt a./O. 
5 ne 09.) 

Pühn, Dr. jur., LG. Greiz 23.]3. 
01. (15.½. 01.) 

Raſch *, LG. Gotha 29.6. 07. (16.]3. 
00. — Gerichtsſchreiber b. OLG. 
Jena 1. 10. 00. — Amtsrichter 
in Waltershauſen 1.7. 03.) 

Ratenbacher, Dr. jur., AG. ah 
aD. 25.10. 10. (16./7. 10.) 

Reichert, AG. Ziegenrück 23.|5. 10. 
(SAT. IM Bl. 1908. S. 178.) 

Reuter, LG. Altenburg 3./10. 07. 
(12.4. 89. — RAnw. in Schmölln 
7.6. 89.) 

Richter, Dr. jur., LG. Rudolſtadt 
18.1. 06. (28./9. 05.) | 


92. 


74 


Ritter, AG. Schleiz 9./7. 07; a. b. 
LG. Gera 9.7. 07. (17.15. 07.) 

Rodigaſt, Dr. jur., OL G. Jena 14.6. 
09. (28./12. 08.) 

Rolle, Dr. jur., LG. Gera 26.10. 
08. (24/4. 03.) 

Roſeuberg, Dr. jur., AG. Altenburg 
28.7. 11. (22. 2. 89. — Anw. 
in Eiſenberg 1./. 98.) 

Rofßtentſcher, Dr. jur, AG, und 
Kammer f. Handelsſachen in Coburg 
5.2. 05. (20.5. 04.) 

Rothe“, GR. LG. Altenburg 1.[10. 
15 (Notar in Altenburg 11.8. 
75 

Rothe, K., LG. Altenburg 1./9. 06. 
(21.]12. 05.) 

Rothſchild, Dr. jur., AG. Ilmenau, 
u. b. LG. Eiſenach 3./9. 98. (1.7. 
98.) 

N Jena 28.1. 04. (1 2.12. 


5 IN. AG. u. Kammer 
f. Handelsſachen Coburg 2.[7. 
86; a. b. LG. Meiningen 20.6. 
98. (16.04. 86.) 

Salzmann, IR. AG. Apolda 20.4. 
88; a. b. LG. Weimar 2.8. 91. 
(9.]3. 88.) 

Schäfer, LG. Weimar 19.3. 07. 
(20./7. 06.) 

Schack, Dr. jur., LG. Gotha 8.08. 07. 
(1½. 07. 

Scheller, Dr. jur., AG. Steinach 5.]9. 
11. (22.3. 06.) 

Schenk, JR. AG. Ilmenau 4./6. 90; 
a. b. LG. Eiſenach 8.01 2. 94. (14.08. 
90.) 

Schilling, Dr. jur., LG. Altenburg 
20.7. 09. (26.5. 09.) 

Schlotter“, JR. Dr. jur., LG. Gera 
8.7. 85. (31.5. 85.) 

Schlotter, Dr. jur., LG. Gera 17./6. 
02. (7.½. 02.) 

Schmidt*, IR. Dr. jur. LG. Gera 
1.]10 79. (15.6. 72.) 

Schnell, AG. Schmalkalden 28./10. 
09. (RAnw. in Bleicherode, IM Bl. 


06 S. 570 — in Nordhauſen, 
JMBl. 07 S. 22.) 

Schulze, AG. Eiſenberg 26./1. 08. 
(18./5. 05. — RAnw. in Ronne⸗ 
burg 5.[7. 07.) 

Schumann“, Dr. Jur., AG. Hildburg⸗ 
hauſen 23./8. 01; a. b. LG. Mei⸗ 
ningen 16.12. 02. (5.7. 01.) 

Sebaldt , Dr. jur., AG. Eisfeld 2.5. 
02; a. b. LG. Meiningen 19./5. 
05. (20.12. 95. — Anw. in 
Meiningen 27. 3. 96.) 

Sedlaceck, AG. Apolda 1./7. 08. 
(21.16.07) 

Seyfart, Dr. jur., LG. Greiz 30.5. 
08. (17.5. 07.) 

Seyfarth, LG. Weimar 15.2. 10. 
(21.[12. 06.) 

Simon, Dr. jur., LG. Meiningen 
1/4 92. (18.12. 91.) 

Sölle, LG. Gera. 29.6. 06. (27.4. 
06 


Sommer, JR. LG. Rudolſtadt 22./11. 
86. (9./7. 86.) 

Sommer, IR. LG. Weimar 23.3. 
91. (15/10. 88. — NAnw. in 
Neuſtadt a.) O. 6./1 2. 88.) 

Sommerfeld, Dr. jur., LG. Eiſenach 
8./2. 99. (16./12. 98.) 

Sorger „LG. Gera 25.1. 93. (14.12. 
88 


Specht, OLG. Jena 19.12. 04. 
(17./11. 04.) | 
Speyer, LG. Eiſenach 14./5. 98. 

(18./. 98.) 

Stapff, IR. LG. Weimar 1.10. 79 
— bisher b. Kreisgericht in Weimar 
(II. Prf. 5.7. 54. — Auditor 
2.6. 56. — R Anw. in Vieſelbach 
20.6. 64.) | 

Stapff, IR. OLG. Jena 9.2. 85. 
(2.12. 84.) 

Stern, Dr., LG. Eiſenach 22.12. 11. 
(24.11. 11.) 

Stockmar, Dr. jur. AG. Vacha u. 
LG. Eisenach 10./4. 07. (21/12. 
06.) 
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Stolze, LG. Altenburg 13.8. 05. 
(6/11. 03. —- NAnw. in Kahla 
1./8. 04.) 

Strupp *, IR. Dr. jur., LG. Meinin⸗ 
gen 12.12. 84. (7.10. 84.) 
Sturm *, IR. Dr. jur., in Naum⸗ 
burg, JMBl. 1889. S. 85; a. 

b. LG. Rudolſtadt 31.12. 89. 

Tegetmeyer, Dr. jur., LG. Weimar 
11.6. 04. (20.3. 08. — RAnw. 
in Vacha, u. b. LG. Eiſenach 2.|5. 03.) 

Theil“, AG. Meuſelwitz 5./ 1. 06. 
(7/2. 02. — Anw. in Alten⸗ 
burg 1./5. 02.) 

Thurm, AG. Meuſelwitz 17.2. 10. 
(26./2. 04.) 

Trump“, AG. Tenneberg 13./4. 08. 
(16.12. 98.) 

Tunze, OLG. Jena 30.6. 08. (22./6. 
06.) 


Ulrich“, JR., AG. Ronneburg 19.3. 
86. (19./2. 86.) 

Vater, AR. Großrudeſtedt 19./7. 11. 
(27.11. 08.) 

Voigt, Dr. jur., LG. Weimar 7.2. 
05. (22.j12. 04.) 

Voigt“, LG. Gotha 24./9. 00. (3.[2. 
99.) 

Wachtel, Dr. jur., LG. Gotha 15.6. 
08. (8./5. 08.) 

Wagner, AG. Schmalkalden 20.10. 
06; a. b. LG. Meiningen 23.11. 
96. (GAſſ. IM Bl. 87 S. 156. — 
RAnw. in Suhl 28./10. 95.) 

Wedekind, Dr. jur., LG. Gera 1./. 
95. (1.12. 94.) 

Wedel, LG. Rudolſtadt 21.4. 91. 
(17./10. 90.) | 
Wedemann, LG. Eiſenach 13.|6. 03. 

(10.010. 02.) 

Weiſe n, IR., AG. Ronneburg 30./12. 
86. (23.12. 86.) 

Welker“, Dr., jur. AG. Ohrdruf 
27.3. 01. (15/2. 01.) 

Werges, LG. Weimar 29.11. 01. 
11.10. 01.) 

Wernick, IR. Dr. jur., LG. Eiſenach 
1.10. 79. (9.012. 74. — bisher 


NRänw. b. Appellationsgericht in Wunderlich, Dr. Jur., LG. Altenburg 


Eiſenach.) 29.8. 08. (18/3. 08.) 
Wernick, Dr. Jur., OLG. Jena. 17./3. Zeiß, IR. Dr. jur, OLG. Jena 
03. (27.2. 03.) u. b. LG. Weimar 1./10. 79. 


Witthaner*, Dr. jur., AG. Neuſtadt (30./1. 74. — R Anw. b. Juſtiz⸗ 
(Cob.) 14./9 .10; a. b. LG. Mei⸗ amt Jena u. Kreisgericht Weimar.) 
ningen 9./7. 11. (Rechtspaktikant Zerſch, Dr. Jur., AG. Ilmenau 3.3. 
in München u. RAnw. beim LG. 06; a. b. LG. Eiſenach 13.|1. 08. 
daſelbſt v. 10./6. bis 1.9. 10.) . (21/12. 05.) 

Witzmann, OLG. Jena 31.03. 06. Zetzſche, Dr. jur., AG. Saalfeld 13.4. 
(20.12. 95. — Anw. in Ru:| 09. (30./10. 08.) 
dolſtadt 30.3. 96.) Zimmer⸗Vorhaus, Dr. Jur., AG. 

Wolſchner, OLG. Jena 5.3. 01. (15/ÿ2. Suhl IJMBl. 1912 S. 66. 
01.) (SAT. IM Bl. 1911. S. 420.) 


Druckfeblerberichtigung zu dem Perſonalverzeichnis und der Dienſt⸗ 
laufbahn in Bd. 58 der Blätter für Rechtspflege. 


S. 281 Amtsgericht Eiſenach iſt AR. Rauck zu ſtreichen. 

„ 290 N Pößneck iſt bei Dreßel ein “ beizufügen. 

„ 291 = Weimar iſt AR. Rauck nachzutragen. 

298 Rauck, AR. in Weimar 1./1. 12. ſtatt in Eiſenach. 

304 Fritſch, AR. in Neuſtadt 1./7. 11. ftatt 1./7. 09. 

305 v. Kalckreuth, AGR. in Gotha 19./7. 03. ſtatt 18./7. 90. 
306 Rudolph, AR. in Zella 1.7. 11. ſtatt 1.7. 09. 


Bücherbeſprechungen. 


1. Unterſuchungen zur deutſchen Staats- und Rechts⸗ 
geſchichte, herausgegeben von Gierke. 109. Heft. Die Grundſtücks⸗ 
übereignung in Sachſen⸗-Weimar⸗Eiſenach, von Dr. Fritz Böckel. 

Das Heft enthält Rechts geſchichte. Den breiteſten Raum nehmen die ein⸗ 
ſchlagenden Zitate aus dem Sachſenſpiegel und aus den Stadtrechten, ſowie Texte 
von landesherrlichen Verordnungen und von Landesgeſetzen über den Gegenſtand 
ein. Der Verfaſſer berückſichtigt dabei auch Rechtsquellen, die ſich auf Gebiete be⸗ 
ziehen, die heute nicht mehr zum Großherzogtum gehören, ſowie ſolche, die in ſpäter 
hinzu gekommenen Gebietsteilen in Geltung geblieben ſind. Die Grenze war hier 
ſchwer zu ziehen. Der Verfaſſer handelt nach dem Grundſatz: Wer vieles bringt, 
wird manchem etwas bringen. Mit Recht, denn die Zuſammenſtellung des Quellen⸗ 
materials in möglichſt urſprünglichem Text wird manchem willkommen ſein; ebenſo 
die Wiedergabe von wichtigen und dabei wenig bekannten Entſcheidungen (vgl. 
S. 386 ff.). Ueberflüſſig iſt die Wiedergabe des preuß. Geſetzes über den Eigentums⸗ 
erwerb von 1872 (S. 32) und der neueren Gothaiſchen Geſetzgebung; beide ſtehen 
außer jedem Zuſammenhang mit dem Rechte des Großherzogtums. Eher war 
das preußiſche Recht in der Geſtalt heranzuziehen, in der es in den Orten Schloß⸗ 
vippach, Hottenheim ꝛc. in Geltung geblieben iſt. 


0 


Die, hinter den Texten räumlich etwas zurücktretenden, eigenen Ausführungen 
des Verfaſſers find mit Erfolg beſtrebt, in der Entwicklung des Rechtes leitende 
Gedanken herauszuheben. Den Eingang bildet eine, an Hübner, Heusler und 
Gierke ſich anlehnende geſchichtliche Ueberſicht. Dann wird dargetan, wie ſich 
im ſächſiſchen Recht das Erfordernis der Publizität bei der Eigentumsübertragung er⸗ 
halten hat (S. 53 fl.) und ſich auch dem eindringenden römiſchen Recht gegenüber 
behauptet hat, im Kampfe zwiſchen Wittenberg (Frantzke) und Leipzig (Car pzo w) 
vgl. S. 76 ff.; wie endlich das ſächſiſche Recht das durch formloſe Uebertragung er⸗ 
worbene natürliche Eigentum, eine zweifelhafte Errungenſchaft der Rezeption, zwar 
nie ganz zu verdrängen vermochte, wohl aber eingedämmt hat, S. 262 ff. 

Die Darſtellung des geltenden Rechts iſt kurz. Hier wird der Praktiker 
manches vermiſſen, z. B. die Behandlung der Rechtslage deſſen, der den Zuſchlag 
in der Zwangsverſteigerung erhalten hat, und das Eingehen auf 8 53 des Geſetzes 
über die Zuſammenlegungen (Eigentumserwerb durch Beſtätigung des Rezeſſes). 
Der une verſpricht, weiteres hierüber in einem 1912 zu vollendenden Werk 
zu geben. 

Wegbleiben konnten einige abſprechende Aeußerungen über die Entwicklung 
der erneſtiniſchen Lande und über deren Fürſten zu Ende des 16. Jahrhunderts 
(S. 41, 92), wenngleich fie auf Treit ſchke fußen: Tr. iſt kein klaſſiſcher Zeuge 
gegen nicht⸗hohenzollernſche Fürſten. 

Nicht glücklich iſt der „Ausklang“ (S 298 ff.). Die darin ausgeſprochenen 
Forderungen: Beſchleunigung der Grundbuchanlegung und Einführung des No⸗ 
tariats im Großherzogtum, ſind berechtigt; ihre Erfüllung wird aber nicht näher 
gerückt durch die Bezeichnung des Grundbuchrechts als „ein Land der Sehnſucht, 
das die Seele träumend ſucht,“ auch nicht durch die breite Darſtellung der Leiden 
des Publikums, das beim Amtsgericht Jena infolge der für die Untergerichte be⸗ 
zeichnenden „autokratiſchen Betonung des eigenen Intereſſes“ — warten muß. 


Die Annahme des Verfaſſers, in einigen Orten des Großherzogtums ſei bereits 


das Grundbuch für angelegt erklärt worden (S. 299), iſt ein recht bedauerlicher 
Irrtum. F. Schmid. 


2. Hoeninger, Dr. Heinrich (Privatdozent an der Univerſität Frei⸗ 
burg i. B.), Die Sicherungs⸗Uebereignung von Warenlagern. 
Mannheim und Leipzig (J. Bensheimer) 1911. 53 S. 2 M. 

Die in jeder Hinſicht ausgezeichnete Schrift führt folgendes aus: Auch die 
Sicherungsübereignung einzelner Sachen entſpricht keineswegs dem BGB., iſt aber 
durch allgemeinen Gerichtsgebrauch Rechtens geworden (S. 3—9). Die Sicherungs⸗ 
übereignung eines Warenlagers unter Vorbehalt voller Verfügungsbefugnis für 
den Uebereignenden, wie fie jetzt ſehr häufig vorgenommen wird, iſt noch nicht 
Rechtens geworden und zurzeit auch noch durch keinerlei Abmachungen, insbe⸗ 
ſondere auch nicht durch die beliebte Kommiſſionsklauſel rechtlich möglich zu machen 
(S. 9—37); fie würde, wenn gültig, oder als gültig betrachtet, auch nur höchſt 
Unerwünſchtes wirken bei der Feuerverſicherung (S. 37— 40), bei Buchführung 
und Bilanz (S. 40 — 43), bei Firmierung und ſonſtiger Geſchäftsbezeichnung 
(S. 44—45) ferner indem fie für den Uebereignenden Vermögensverſchlechterung 
nach BGB. SS 321 und 610 darlegen (S. 45—46) und für den Eigentümer 
Uebernahme eines Vermögens darſtellen, alſo Haftung für die Schulden des Ueber⸗ 
eignenden nach BGB. § 419 herbeiführen (S. 46— 48), auch durch Eigentums⸗ 
vorbehalt der Lieferanten des Uebereignenden unwirkſam werden kann (S. 48 — 49). 

Trefflich insbeſondere wird ausgeführt, wie Sicherungsübereignung eines 
Warenlagers mit Vorbehalt voller Verfügungsmacht das gerade Gegenteil von 
Kommiſſion iſt und wie daher Verheimlichung ſolcher Uebereignung oftmals einen 
Betrug enthält. 

Auch nur gebilligt werden kann die der Abhandlung angeſügte Mahnung 
(S. 49—53), Kontrakten nicht den Namen eines benannten Vertrages zu geben, 
wenn man von deſſen mancherlei Wirkungen nur eine erzielt, die übrigen aber 
nicht will oder ſich nicht überlegt. 


3. Zaeſchmar, Dr. j. Herbert (Referendar), Zur Lehre von der 
Quittung. Eine Studie. Leipzig (Lorentz) 1911. 67. S. 1 M. 


Der Verf. unterſcheidet zwar genau zwiſchen einem Anerkenntnis, empfangen 
zu haben, was man zu fordern hatte, und einer Erklärung, die Forderung aufs 
zugeben, rechnet aber als Quittung ſchriftliches Anerkenntnis und ſchriftliche Ex⸗ 
klärung ſolchen Inhalts ſowie alle Schriftſtücke, in welchen beides enthalten iſt 
oder als enthalten geſagt werden kann, und kommt auf Grund einer mit vielem 
Fleiß aus den beſten Schriftſtellern geſchöpften Geſchichte der „Quittung“ ſeit alt⸗ 
griechiſcher Zeit und einer eingehenden Kritik der bezüglichen neueren deutſchen 
Theorien zu dem Ergebnis (S. 53), in der Quittungsübergabe folgenden Vertrag 
zu ſehen: „Der Gläubiger verpflichtet ſich, die Forderung nicht geltend zu machen, 
falls er nicht beweiſt, daß er nicht befriedigt iſt; der Gläubiger verpflichtet ſich hier⸗ 
zu auch für den Fall des Gelingens jenes Beweiſes, wenn der Schuldner be⸗ 
weiſt, daß der Gläubiger gewußt habe, daß er nicht befriedigt ſei und daß er auch 
nicht in der Erwartung dieſes Verſprechen abgegeben habe, er werde befriedigt 
werden.“ 

Richtiger iſt das letzte dritte Kapitel der Schrift (S. 59— 67), welches den 
„Anſpruch auf Quittung“ behandelt; hier dürfte allein nicht zu billigen ſein, daß 
(S. 61) Empfangnahme einer Leiſtung und Anerkennung, daß ſolche Empfangnahme 
ſtattgefunden, gegenüber 88 812, 813 BGB. gleichgeſtellt wird. 


4. Strathmann, Dr. j. Hans, Der Unterſchied in der Rechts⸗ 
lage von Männern und Frauen nach dem BGB., unter Be⸗ 
rückſichtigung der geſchichtlichen Entwicklung. Berlin und Leipzig (Kurt Wigand) 
1911. 45 S. 2,50 M. f 

Eine ganz treffliche Schrift, obwohl jugendliche Doktordiſſertation. 


5. Oſer, Dr. H. (Prof. an der Univerſität Freiburg), Schwei ze⸗ 
riſches Obligationenrecht. Taſchenausgabe mit Anmerkungen und 
Sachregiſter. Zürich (Schultheß & Co.) 1911. 380 S. 3 M. 

Ein ganz vortrefflich eingerichtetes Buch ſehr guter Ausſtattung. Die An⸗ 
merkungen beſtehen allerdings nur in Verweiſungen; aber dieſe beziehen ſich auf 
die drei Entwürfe, das Obligationenrecht vom 14. 6. 81 und andere Schweizer 
Geſetze, das BGB., das HGB., das DHGB., die WO., das Gen®. das Verl., 
das ScheckG. u. dgl. m., das Oeſterreich. ABB., den C. c., das Haager Abkommen 
er Haager Konvention von 1910, und fie find, wie es ſcheint, vollftändig und 
vollkommen. 


6. Schwartze, Erich (AG Rat in Greifswald), Der Inhalt des 
Erbſcheins nach dem BGB. Berlin (F. Vahlen) 1911. IX und 
204 S. 4 M. 

Klarheit der Gedanken und der Sprache, Wiſſenſchaftlichkeit, Kunde von 
Rechtſprechung und Schrifttum, reiche geſchäftliche Erfahrung haben hier ein kleines 
Werk geſchaffen, das nicht genug empfohlen werden kann. 


7. Das Recht der Handlungsgehilfen, mit Erläuterungen 
und Sachregiſter. Bd. 4 der Schriften des deutſchen Handlungsge⸗ 
hilfenP⸗ Verbandes. Hamburg (Verlag des Verbandes). 122 S. 0,50 M. 

Unrichtig beurteilt dürften ſein: die Kaſſiererin eines Kafetiers (S. 10), 
Apothekergehilfen (S. 11), Koſten perſönlicher Vorſtellung (S. 12), Gratifikationen 
(S. 21), 8 1822 Nr. 6 und $ 1643 Abi. 1 BGB. (S. 53), RG. v. 1. 6. 09, 
J, 2 (S. 82), Uebrigens kann das Buch für praktiſchen Gebrauch empfohlen werden. 


8. v. Kirchenheim, Arthur, Prof. d. R., Lehrfreiheit und Be⸗ 
kenntnisgebundenheit des evangeliſchen Geiſtlichen; ein 


Wort zur kirchenpolitiſchen Lage. Leipzig (J. C. Hinrichs), 1911. 
16 S. 0,50 M. 

Der Heidelberger Kirchenrechtslehrer rechtfertigt hier Gebundenheit, indem er 
unter Bekenntnis nur die Grundlagen der Bekenntnisſchriften und dieſe Grund⸗ 
lagen dahin (S. 13) verſteht: „Ein Gott, der durch alle Geſetze des Weltalls hin⸗ 
durch wirkt; Jeſus Chriſtus, unſer Herr, der lebendige Erlöſer von Sünde und 
Schuld, der göttliche Vermittler zu Heil und Leben; ein heiliger Geiſt, der uns im 
Beſitze dieſer Güter erhellt.“ 


9. Schwering, Juſtizrat Dr. (RAnwalt beim OLG. Hamm), Das 
Grundproblem der Rechtsreform. Berlin und Leipzig (Rothſchild) 
1911. 23 S. 1 M. 

„Dieſer höchſt interefjante, zunächſt für die Mitglieder der internationalen 
Vereinigung für Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie geſchriebene Aufſatz will der 
Geſetzgebung viel weniger, dem Gewohnheitsrecht und Rechtsgebrauch viel mehr 
Raum als jetzt belaſſen wiſſen und dadurch dem Richter ſchöpferiſche Mitwirkung 
an der Fortbildung des Rechts ermöglichen. 


10. Hedemann, Juſtus Wilhelm, Bereicherung durch Strob: 
männer. Jena (G. Fiſcher). Abdruck aus der Feſtſchrift für A. Thon. 
1911. 36 S. 1 M. 

H. erachtet es für untunlich, den „dunklen Hintermann“ einem „Entreicherten“ 
„im Gleiſe der Stellvertretung“, „in der Bahn der Deliktshaftung“ oder nach dem 
Wortlaut des $ 832 BGB. haftbar zu machen, ſucht dies aber mit großem Scharf⸗ 
ſinn und großer Gelehrſamkeit als nach den Grundgedanken der Vorſchriften des 
BGB. über ungerechtfertigte Bereicherung einſchließlich des § 832 als tunlich dar⸗ 
zulegen; er läßt den Hintermann aber ſtets nur in zweiter Linie haften. 


11. Phillippi, Fritz, Strafverfolgung und Verbrechen, 
Nr. 25 der Lebensfragen. Herausgeber H. Weinel. (J. C. B. Mohr) 
1911. 84 S. 8 M. 

F. Ph., laut S. 84 Verfaſſer zweier Strafvollzugsromane und mehrer Zuchthaus⸗ 
geſchichten und, nach verſchiedenen ſeiner Angaben zu ſchließen, früher preußiſcher 
Gefängnisgeiſtlicher, ſchildert hier in Liebe zu den Verbrechern und Hochachtung 
vor der Verbrecherpſyche den Strafvollzug als Barbarei und Verderbnis der Ver⸗ 
brecher, fordert de Vermehrung und Verſtärkung der privaten und ſtaat⸗ 
lichen Fürſorge für die Entlaſſenen und ſchimpft dabei gründlich auf Strafrecht 
Strafverfahren, Strafrichter, Strafvollzugsbehörde, Vereine u. dgl. m. 


12. Heyer, Dr. Karl, Der Gefahrübergang beim Kauf 
mit Eigentums vorbehalt (8 455 BGB.). Berlin (Ebering) 1911. 
36 S. IM. 

Der anſcheinend noch jugendliche Verfaſſer legt in klarer, einfacher Weiſe, ab 
und an etwas breit, die Richtigkeit der herrſchenden Auſicht dar, daß Uebergabe des 
§ 446 BGB. nicht Uebereignung, ſondern Beſitzesübertragung iſt, und daß dies auch 
für Fälle des § 455 gilt. 


13. Meyer, Dr. Herbert, Vom Rechtsſchein des Todes; ein 
Beitrag zur Dogmatik der Todeserklärung. Leipzig (Deichert) 
1912. 62 S. 

Der Germaniſt der Breslauer Univerſität hat 1909 in ſeiner Schrift, das 
Publizitätsprinzip im deutſchen bürgerlichen Recht u. a. als auf einen Grundſatz 
für einheitliche Erfaſſung und weiteren Ausbau dieſes Rechts auf rechtliche Bedeu⸗ 
tung des Rechtsſcheins und die Veranlaſſung eines Rechtsſcheines hingewieſen und 
wendet ſeine Lehre nunmehr auf die Todeserklärung des BGB. an, ſowohl zur Aus⸗ 
legung wie zur Kritik. Wenn auch nicht alle, ſo werden doch die meiſten dieſer 
ſeiner gelehrten und ſcharfſinnigen Ausführungen Beifall finden. 
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14. Lobedank, Dr. Emil (Stabsarzt in Hannöv.⸗Münden), Das 
Problem der Seele und der Willensfreiheit in Theorie und 
Praxis; Beitrag zum Ende eines alten Streits. Berlin (Gutten⸗ 
tag) 1911. 

L. bezeichnet nach Beiprechung der dualiſtiſchen, moniſtiſchen und materialiſtiſchen 
Anſichten die Seele als einen Beziehungskomplex von Weltbeſtandteilen, deſſen 
Ordnung ſich im Gehirn vollzieht und der nach Art und Umfang von dieſem ab⸗ 
hängig iſt; er kennt daher keinen „weſentlichen Willen“ im Menſchen, hält den Streit 
über Freiheit und Unfreiheit des menſchlichen Willens für überflüſſig, und iſt Deter⸗ 
miniſt. L. will gleichwohl zu ſozialen Zweck erzieheriſche Strafen, nötigenfalls Ver⸗ 
wahrung auf Lebenszeit, ja ſelbſt Todesſtrafe. Die Schrift ſchließt mit einer Pole⸗ 
mik gegen Kahls kriminaliſtiſche Aeußerungen vom 22. 1. 10. 


15. v. Stengel, Freiherr Dr. Karl (Geh. Rat u. Prof. d. Staats⸗ 
u. Kirchenrechts an der Univ. München), Rechtsgutachten zur Mecklen⸗ 
burgiſchen Verfaſſungsfrage. Schwerin (Hofbuchdruckerei) 1911. 
30 S. 1 M. 

Das Gutachten iſt erſtattet auf Erſuchen der „Landräte und Deputierten der 
Ritterſchaft zum Engeren Ausſchuß“, und führt aus, die weſentlich im landesgeſetzlichen 
Erbvergleich vom 18. April 1855 feſtgeſtellte landſtändige Verfaſſung könne nur 
mit Zuſtimmung von Ritterſchaft und Landſchaft abgeändert und etwaige einſeitige 
Abänderung durch die in der Verordnung vom 28. Nov. 1817 vorgeſehene Kompro⸗ 
mißinſtanz wieder aufgehoben werden; wenn aber die Großherzöge eintretenden Falls 
den Kompromißweg nicht beſchreiten wollten, ſei Ritterſchaft wie Landſchaft auf 
Grund des Art. 76° RV. befugt, die Hilfe des Bundesrates anzurufen. 


16. Margraf, Albrecht (RAnw. in Sulzbach a. d. Saar), Der 
Begriff der Erfüllung nach deutſchem bürgerlichen Recht, 
eine privatrechtliche Abhandlung. Bonn (Georgi) 1911. 74 S. 
1,20 M. 

M. erläutert auf Grund von § 362 Ab. 1. BGB. Erfüllung als erkennbar 
gewollte und freiwillige Herbeiführung des mit dem Schuldverhältnis bezweckten Er⸗ 
folges durch den Schuldner oder einen Dritten; insbeſondere lehnt er die Notwendig⸗ 
keit einer an den Gläubiger gerichteten Erklärung des Tilgungswillens oder eines 
Erfüllungsvertrages ab. Unter dem beſprochenen Schuldverhältnis verſteht M. aber 
nur ein „Schuldverhältnis im engeren Sinn“, nicht ein ſolches „im weiteren Sinn“, 
nur ein einzelues Schuldverhältnis, nicht ein allgemeines zuſammengeſetztes wie das 
aus Miete oder Dienſtvertrag. 

Für die Praxis dürfte die Abhandlung ohne alle Bedeutung ſein. 

Hannover. W. Ch. Francke. 


17. Stier⸗Somlo, Dr. (Profeſſor in Bonn), Jahrbuch des 
Verwaltungsrechts. Unter Einſchluß des Staatsverfaſſungs⸗, Staatskirchen⸗ 
und Völkerrechts. 6. Jahrgang, 2. Hälfte. Berlin (Franz Vahlen) 1911. 527 S. 

Die ſoeben erſchienene zweite Hälfte des 6. Jahrganges enthält den Bericht über 
die Rechtſprechung und Geſetzgebung des Jahres 1910. Den breiteſten Raum nehmen 
darin natürlich wieder die Entſcheidungen des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 
(S. 63—178) und des Kammergerichts (S. 179—218) ein. Für die Thüringiſchen 
Staaten ſind Berichte über die Geſetzgebung aus dem Großherzogtum Sachſen 
(Regierungsrat Dr. Wuttig), Sachfen⸗Meiningen (Amtsrichter Goeckel), Altenburg 
(Regierungsrat Ditel), Schwarzburg⸗Rudolſtadt (Geh. Regierungsrat Schwartz) und 
Schwarzburg⸗Sondershauſen (Geh. Regierungsrat Dr. Langbein) enthalten. Für 
Anhalt berichtet über Rechtſprechung und Geſetzgebung wieder Geheimrat Sanftenberg. 

Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Abhandlungen, Befprechungen von Rechtsfällen. 


Bemerkungen zu dem Gothaiſchen ſogenannten Güter⸗ 
zerſchlagungsgeſetz vom 10. April 1909. 
Von Landratsamtsaſſeſſor Dr. Lotz in Gotha. 


Die Frage, in welcher Weiſe der in letzter Zeit ſich mehr und 
mehr bemerkbar machenden Güterzertrümmerung, ſoweit ſie in den 
Händen der gewerbsmäßigen Güterſchlächter liegt, am zweckmäßigſten 
entgegengetreten werden kann, iſt nicht neu. Man hat ihr in einzelnen 
deutſchen Bundesſtaaten wie auch außerhalb des Deutſchen Reichs, 
z. B. in Oeſterreich⸗Ungarn und der Schweiz, in mannigfacher Weiſe 
beizukommen verſucht. Mehrfach iſt der Wiederverkauf von Grund⸗ 
ſtücken von gewiſſer Größe, von Ausnahmefällen abgeſehen, an eine 
Wartefriſt von einigen Jahren geknüpft worden. Anderwärts glaubte 
man dem vom volkswirtſchaftlichen Standpunkte aus als ſchädlich 
angeſehenen Betriebe der Güterſchlächter durch andere Maßnahmen 
einen Riegel vorſchieben zu können. Am häufigſten begegnet man 
zur Erreichung dieſes Zweckes Verordnungen ähnlich der Coburg⸗ 
Gothaiſchen vom 18. April 1909, betr. den gewerbsmäßigen Betrieb 
des Handels mit ländlichen Grundſtücken, in denen den gewerbsmäßigen 
Güterhändlern die Führung eines beſonders vorgeſchriebenen Geſchäfts⸗ 
buches und die Anzeige aller von ihnen in Ausſicht genommenen 
Güterzerſchlagungen aufgegeben wird. 

Iſt ſo in einigen Staaten eine in vielen Fällen heilſame Kontrolle 
gegeben, ſo liegt es doch auf der Hand, daß dadurch der Güter⸗ 
ſchlächterei höchſtens eine Erſchwerung bereitet, niemals aber tatſächlich 
der Grund und Boden entzogen werden kann. Um dies zu erreichen, 


erſchien es geboten, außerdem einen andern Weg zu N 
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nämlich den der Auferlegung einer namhaften Abgabe auf den Betreb 
der Güterſchlächterei. 

Im Herzogtum Coburg geſchah dies durch ein Geſet vom 17. 
Dezember 1908, das den Geſchäftsbetrieb der Güterſchlächter, welche 
ſich mit dem Handel oder der Zerſchlagung inländiſcher land⸗ oder 
forſtwirtſchaftlich genutzter Grundſtücke als Erwerbsquelle befaſſen, 
einer zur Staatskaſſe fließenden Abgabe unterwarf. 


Die Faſſung dieſes Geſetzes über „die Beſteuerung des Güter- 
handels“ ließ die Abgabe einfach als eine direkte Gewerbeſteuer er⸗ 
ſcheinen. Im Hinblick auf das Reichs⸗Doppelſteuergeſetz vom 22. 
März 1909 würde indeſſen eine Heranziehung der Güterſchlächter zu 
einer derartigen, im Herzogtum Coburg zu entrichtenden Gewerbeſteuer 
ſo gut wie ausgeſchloſſen geweſen ſein. Denn die Mehrzahl der 
gewerbsmäßigen Güterhändler, die ihre Tätigkeit innerhalb des Herzog⸗ 
tums ausüben, ſind in anderen Bundesſtaaten anſäſſig und haben im 
Herzogtum keine feſte Niederlaſſung. Dies wäre aber nach dem Doppel⸗ 
ſteuergeſetz Vorausſetzung für ihre Beſteuerung. 

Deshalb ging man in Gotha, wo die Verhältniſſe nicht anders 
als in Coburg liegen, zur Erreichung des gleichen Zwecks anders 
vor. Der dabei eingeſchlagene Weg fand dann übrigens auch im 
Herzogtum Coburg Nachahmung, da dort faſt unmittelbar nach Er⸗ 
laß des Gothaiſchen Geſetzes eine Abänderung des Coburgiſchen im 
Sinne des Gothaiſchen vom 10. April 1909 erſolgte. 

Da dieſes Gothaiſche Geſetz wohl das erſte ſeiner Art ſein 
dürfte, iſt es doppelt intereſſant, die weſentlichen Beſtimmungen desſel⸗ 
ben einer näheren Beſprechung zu unterziehen und zu prüfen, wie ſie 
ſich bei der Durchführung bewährt haben, ſowie welchen Erfolg das 
Geſetz bisher überhaupt gehabt hat. 


Der grundlegende Unterſchied zwiſchen dem zur Beſprechung ge⸗ 
langenden Gothaiſchen Geſetz vom 10. April 1909 und dem früheren 
Coburgiſchen vom 17. Dezember 1908 beruht, wie ſchon angedeutet, 
darin, daß nach letzterem der Geſchäfts betrieb der Güterzerſchlagung 
für abgabepflichtig erklärt worden war, während das Gothaiſche Geſetz 
davon abweichend nicht den Betrieb mit einer Abgabe belegt, ſondern 
einfach beſtimmt, daß unabhängig hiervon jede Güterzerſchlagung als 
ſolche bereits einer in die Staatskaſſe fließenden Abgabe unterliegt. 
An die Stelle einer einfachen Gewerbeſteuer ift alſo eine Art Beſitz⸗ 
wechſelabgabe (Wertumſatzſteuer) getreten. 
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Das Geſetz ſpricht übrigens nicht direkt von Güter zerſchlagung, 
ſondern bedient ſich der Ausdrucksweiſe: „Zerſchlagung inländiſcher 
land⸗ oder forſtwirtſchaftlich genutzter Grundſtücke“. Dies könnte 
inſofern vielleicht zu Irrtümern Veranlaſſung geben, als bei Abfaſſung 
des Geſetzes wohl weniger an die parzellenweiſe Veräußerung von 
Grundſtücken als daran gedacht iſt, daß ein aus mehreren Grundſtücken 
beſtehender, bisher in einer Hand vereinigt geweſener und einheitlich 
bewirtſchafteter größerer Grund beſitz nunmehr ſtückweiſe veräußert 
wird. Es würde daher vielleicht überall im Geſetze an Stelle des 
Wortes: „Grundſtücke“ das Wort „Grundbeſitz“ den Vorzug 
verdient haben. 

Ohne eine Begriffsbeſtimmung des Wortes „Zerſchlagung“ zu geben, 
führt das Geſetz in § 1 die hauptſächlichſten Einzelfälle an, in denen 
eine Zerſchlagung nicht vorliegt. | 

Hiernach fällt eine Grundſtücks⸗ (beſſer Beſitz)zerteilung nicht 
unter den Begriff: „Zerſchlagung“ 

1) wenn Grundſtücke offenbar nur aus allgemein volkswirtſchaftlichen 
Gründen (Verkauf durch ländliche Genoſſenſchaften uſw.) ſtück⸗ 
weiſe veräußert werden; | | 

2) bei ſtückweiſer Veräußerung von Nachlaßgrundſtücken durch einen 
Erben, ſowie Abtretung von Grundſtücken von Eltern oder Vor⸗ 
eltern an ihre Abkömmlinge; 

3) bei ſtückweiſer Veräußerung von Grundſtücken von insgeſamt 
nicht mehr als 5 ha, ſofern die Veräußerung durch den Eigen⸗ 
tümer ſelbſt ohne Vermittlung eines Güterſchlächters erfolgt; 

4) bei ſtückweiſer Wiederveräußerung von Grundſtücken, die bei 
Gelegenheit eines Zwangs verſteigerungs verfahrens oder während 
eines Konkurſes in die Hände eines Gläubigers oder deſſen 
Bürgen gelangen; 

5) bei ſtückweiſer Veräußerung von Grundſtücken im Konkurſe des 
Eigentümers oder im Wege der Zwangsverſteigerung. 

Weiter iſt — wie oben in anderem Zuſammenhang bereits berührt 
worden — von vornherein beſtimmt, daß nur die Zerſchlagung 
inländiſcher „land⸗ oder forſtwirtſchaftlich“ genutzter Grundſtücke einer 
Abgabe unterliegt, alſo die Zerteilung anderweit genutzter Grund⸗ 
ſtücke (Parks, Steinbrüche ꝛc.) nicht dem Geſetz unterfällt. 

Im übrigen aber überläßt das Geſetz die Auslegung des Be⸗ 
griffs „Zerſchlagung“ der Praxis. 

Danach gilt als Zerſchlagung der Akt der Aufteilung von Grund⸗ 
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beſitz. Dieſer Akt beginnt mit dem Augenblick, in dem, wie es in 
einem Miniſterialdekret heißt, ſeitens des Eigentümers oder einer anderen 
Perſon (§ 2 des Geſ.) Schritte — nicht erſt vorbereitende Hand⸗ 
lungen — zur Veräußerung der Grundſtücke im einzelnen unternommen 
werden und endet in der Regel mit der een des letzten der 
Einzelgrundſtücke im Grundbuch. 

Unter Umſtänden iſt indeſſen die Serien bereits früher 
beendet, beiſpielsweiſe dann, wenn von dem zu zerſchlagenden Grund⸗ 
beſitz nur noch ein weiter nicht mehr aufteilbarer Reſt (etwa ein 
Hausgrundſtück) verblieben iſt. 

Man könnte geneigt jein, der Frage. wann die Zerſchlagung 
beendet iſt, bei Beantwortung der anderen Frage, wann die in § 3 
beſtimmte Abgabe zu erheben iſt, beſondere Bedeutung beizumeſſen. 
Es wird jedoch geſagt werden müſſen, daß der Zeitpunkt der Ab⸗ 
gabenerhebung ſich weder nach der Ueberſchreibung aller Einzelgrund⸗ 
ſtücke noch der tatſächlichen Zerſchlagung richtet, ſondern lediglich da⸗ 
nach, wann ſich der aus der ganzen Aufteilung gezogene Gewinn im 
weſentlichen berechnen läßt. Dieſer Zeitpunkt aber braucht keineswegs 
immer mit einem der vorbezeichneten zuſammenzufallen. 

Durch Erhebung des weiter unten erwähnten Vorſchuſſes wird 
dem Verſuch vorgebeugt, etwa durch Hinausziehen der völligen Zer⸗ 
ſchlagung die Entrichtung der Abgabe zu verzögern. Im übrigen 
kann der Vorſchuß auch nachträglich erhöht werden. 

Als den zur Zahlung der Abgabe Verpflichteten bezeichnet § 2 
denjenigen, welcher die Zerſchlagung im eigenen Namen oder im fremden 
Auftrage vornimmt oder durch Vermittlung zwiſchen dem bisherigen 
Eigentümer und Dritten zuſtandebringt oder zwar auf den Namen 
des bisherigen Eigentümers oder eines Dritten, aber auf ſeine eigene 
Rechnung vornehmen läßt. 

Steht ſonach feſt, wann und von wem die Abgabe zu erheben 
iſt, ſo taucht bei der Feſtſetzung ſelbſt alsbald die Frage auf, wonach 
ſich die Höhe der Abgabe zu richten hat. Abſ. 1 des § 3 beſtimmt 
hierüber, „daß die Abgabe nach dem Werte der zerſchlagenen Grund⸗ 
ſtücke und nach dem mutmaßlichen aus der Zerſchlagung gezogenen 
Gewinn veranlagt wird“. 

Da der zur Zahlung der Abgabe Verpflichtete nach Abſ. 2 des 84 
gehalten iſt, über die zur Feſtſetzung der Abgabe dienlichen Tatſachen und 
Verhältniſſe, erforderlichenfalls durch Vorlage der auf die Zerſchlagung 
bezüglichen Urkunden, den Bezirksverwaltungsbehörden Auskunft zu 
erteilen, dieſe alſo in der Lage find, den zahlenmäßigen Gewinn des 


— 85 — 


Abgabepflichtigen ziemlich genau feſtzuſtellen, ſo erſcheint es zunächſt 
vielleicht nicht unbedingt erforderlich, den „mutmaßlichen“ Gewinn zur 
Grundlage für die Veranlagung zu machen. Es ergibt ſich indeſſen 
die Notwendigkeit dieſer Einſchränkung aus der Tatſache, daß auch 
bei genauer Angabe des zahlenmäßigen Gewinns der tatſächliche Ge⸗ 
winn keineswegs immer feſtſteht. Zu berückſichtigen iſt beiſpielsweiſe, 
daß der Zwiſchenhändler von den endgültigen Käufern nur ſelten 
alsbaldige Zahlung erlangt und mitunter bei ſpäterem Vermögens⸗ 
verfall des Käufers keine volle Befriedigung erhält. Andererſeits laſſen 
ſich Fälle denken, in denen durch Nebenverabredungen für.den Zwiſchen⸗ 
händler abgeſehen von dem zahlenmäßigen Gewinn noch ſonſtige nicht 
vorher feſtzuſtellende Vorteile herausſpringen. Endlich ſei auf folgendes 
Beiſpiel hingewieſen: | 

Der Güterſchlächter kauft den Grundbeſitz nicht, ſondern veräußert 
ihn nur gegen gewiſſe ihm von dem Eigentümer zugeſicherte Prozente, 
ein Fall, in dem nach § 2 des Geſetzes gleichfalls eine Abgabe zu 
erheben iſt. 

Der von dem abgabepflichtigen Vermittler in ſolchem Falle aus 
der Zerſchlagung gezogene Gewinn läßt ſich dann nicht ohne weiteres 
feſtſtellen. | | 
Da die gewährten Prozente nicht als „aus der Zerſchlagung 
gezogener Gewinn“ angeſehen werden können, ein unmittelbar vor 
der Zerſchlagung erfolgter Verkauf, der eine Gewinnabrechnung leicht 
ermöglichte, aber nicht vorliegt, ſo iſt hier der einzige Ausweg der, 
tunlichſt vor der Zerſchlagung eine amtliche Schätzung des Grund— 
beſitzes vornehmen zu laſſen und als Gewinn den Mehrerlös gegen⸗ 
über dem Schätzungswert anzuſehen. 

An derartige Möglichkeiten iſt wohl bei der Aufnahme des 
Wortes „mutmaßlich“ in Abſ. 1 des § 3 gedacht. 

Die Dehnbarkeit der Abgabe ſelbſt (20 M. — 10 000 M.) 
iſt in den Landtagsverhandlungen Gegenſtand eingehender Erörterungen 
geweſen. Wenn die dagegen geäußerten Bedenken, es ſei dadurch 
einer willkürlichen Handhabung des Geſetzes Tür und Tor geöffnet, 
bei der Mehrheit nicht ausſchlaggebend geweſen ſind, ſo war dies 
auf die Erwägung zurückzuführen, daß bei der Verſchiedenartigkeit der 
vorkommenden Fälle eine feſte Skala zu Unzuträglichkeiten führen 
könne und eine dem Sinn und Geiſt des Geſetzes entſprechende 
Feſtſetzung der Abgabe im Einzelfall von den Behörden wohl erwartet 
werden dürfe. | 
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In Betracht kommt als ſolche nach Abſ. 2 des § 3 in erſter 
Linie die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Bezirk der größere Teil 
der zerſchlagenen Grundſtücke liegt. | 

Gegen die Veranlagung ift binnen zwei Wochen vom Tage der 
Eröffnung an die Beſchwerde an das Staatsminiſterium zuläſſig. 

Sogleich nach der alsbald zu erſtattenden Anzeige über die beab⸗ 
ſichtigte Einleitung des Zerſchlagungsgeſchäfts hat nach § 4 Abſ. 1 die 
Bezirksverwaltungsbehörde, wie oben bereits angedeutet, die ſofortige 
Hinterlegung eines Vorſchuſſes zu veranlaſſen, deſſen Höhe feſtzuſetzen 
ihr obliegt. Praktiſch wird dies in der Regel erſt erfolgen, nachdem ſich 
die Bezirksverwaltungsbehörde die zur Bemeſſung des Vorſchuſſes 
erforderlichen Unterlagen beſchafft hat. 

Wohl um gegebenenfalls im Intereſſe der beteiligten Verkäufer 
und Käufer möglichſt noch die Zerſchlagung durch einen gewerbsmäßigen 
Güterſchlächter zu verhindern, beſtimmt § 4 Abſ. 1 S. 2, daß Zeit 
und Ort eines öffentlichen Verkaufs mindeſtens 10 Tage vorher der 
Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen ſind. 


§ 5 ermächtigt die Gemeinden, auf Grund der ſtaatlichen Feſt⸗ 
ſetzung Zuſchläge zu der ſtaatlichen Abgabe bis zu 50% zu erheben, 
in welchem Falle jedoch die in der Gemeinde etwa eingeführte allge- 
gemeine Grundſtücksumſatzſteuer bis zur Höhe dieſer Zuſchläge außer 
Anſatz bleibt. 

Mit empfindlichen Strafen werden die Fälle geahndet, in denen 
der Abgabepflichtige wiſſentlich die oben erwähnte, im § 4 vorge⸗ 
ſehene Anzeige unterläßt oder der dort bezeichneten Auskunfts- und 
Vorlagepflicht entweder gar nicht oder nur ungenügend nachkommt. 

§ 6 bedroht fie mit einer Strafe in Höhe des 4—10fachen 
Betrags der Abgabe und, wenn nur deren Verkürzung ſtattgefunden 
hat, mit dem 4—10fachen Betrag dieſer Verkürzung. Dieſer Straf⸗ 
bemeſſung hat offenſichtlich das Gothaiſche Einkommenſteuergeſetz vom 
31. Dezember 1908 (Art. 54) zugrunde gelegen. Während dort 
jedoch angeſichts der geſetzlich genau feſtgelegten Steuer das Mini⸗ 
mum und Maximum der in einem Vielfachen der hinterzogenen Steuer 
beſtehenden Strafe feſtſteht, richtet ſich beides im vorliegenden Geſetz 
ganz nach der Höhe der von der Bezirksverwaltungsbehörde im 
einzelnen Fall nach eigenem Ermeſſen feſtzuſetzenden Abgabe. Es 
fällt alſo der Verwaltungsbehörde nicht nur die Feſtſetzung der Abgabe 
zu, ſondern nach dem eben Geſagten gegebenenfalls auch die Beſtim⸗ 
mung des Strafminimums und ⸗-maximums. Da im übrigen nach 


a 


§ 7 auch die vorläufige Feſtſetzung der Strafe ſelbſt durch die Bezirks⸗ 
verwaltungsbehörde erfolgt, iſt dieſer eine Strafbefugnis bis zu der 
im Hinblick auf das Verſchulden immerhin nicht unbeträchtlichen Höhe 
von 100000 M. gegeben. 

Gegen dieſe vorläufige Straffeſtſetzung ſteht dem Beſchuldigten 
frei, die Entſcheidung der Gerichte (Strafkammern) anzurufen. Daß 
dieſe an die Feſtſetzung der Abgabe und daher, ſofern ſie überhaupt 
zu einer Beſtrafung gelangen, an das danach zu berechnende Straf⸗ 
minimum und ⸗maximum gebunden find, geht aus dem oben Geſagten 
hervor. 

Sofern anzunehmen iſt, daß die Unterlaſſung nicht in der Abſicht 
der Abgabenhinterziehung erfolgt iſt, tritt nach Abſ. 2 des § 6 an die 
Stelle der andernfalls angedrohten Geldſtrafe eine ſolche bis zu 150 M. 
Die Einziehung der Abgabe erfolgt neben d. h. unabhängig von 
der Strafe. 

Bezüglich der Verjährung der hinterzogenen Abgabe ſowie bezüg⸗ 
lich der Umwandlung der „in § 6 Abſ. 2 genannten Geldſtrafe“ bis zu 
150 M. in Haft iſt auf die entſprechenden Beſtimmungen im Gothaiſchen 
Einkommenſteuergeſetz verwieſen. 

Aus dem Umſtand, daß bloß die Umwandlung der im § 6 
A bſ. 2 genannten Geldſtrafe in Haft vorgeſehen iſt, muß gefolgert 
werden, daß eine Umwandlung der wegen wiſſentlicher Zuwider⸗ 
handlung gegen die Beſtimmungen des Geſetzes verhängten Geldſtrafen 
in eine Freiheitsſtrafe nicht zuläffig iſt, was einigermaßen befremdet. 

§ 8 endlich gibt dem Staatsminiſterium die Befugnis, in beſon⸗ 
deren Fällen ganze oder teilweiſe Befreiung von der Abgabepflicht 
zu gewähren. 


Fragen wir uns nun nach Beſprechung des Geſetzestextes, wie 
ſich die Beſtimmungen in der Praxis bewährt haben, ſo kann wohl, 
ſoweit ſich dies jetzt ſchon beurteilen läßt, geſagt werden, daß der 
gewünſchte Erfolg, nämlich die tunlichſte Ausſchaltung der gewerbs⸗ 
mäßigen Güterſchlächter bei der Zerſchlagung von Grundbeſitz, ziem⸗ 
lich erreicht wird. Die Praxis hat gezeigt, daß die mit dieſem Geſchäft 
ſich befaſſenden Firmen durch die genaue Ueberwachung ihres Geſchäfts⸗ 
gebahrens und die ihnen auferlegten Abgaben doch einigermaßen da⸗ 
von abgehalten werden, Geſchäfte dieſer Art im Herzogtum zu machen. 
Vorausſetzung iſt hierbei naturgemäß, daß die Abgaben, wenn ſie in 
dieſem Sinne wirken ſollen, nicht zu niedrig bemeſſen werden. 

Im übrigen kann der gewünſchte Erfolg nur bei ſcharfer Kontrolle 
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durch die Bezirksverwaltungsbehörden erzielt werden, da gerade von 
ſeiten der in Betracht kommenden Firmen oder Perſonen nach Mög⸗ 
lichkeit verſucht wird, um die Abgabe herumzukommen oder wenig⸗ 
ſtens eine möglichſt niedrige Veranlagung zu erreichen. 

Es ſei hier auf ein bereits beobachtetes Manöver hingewieſen, 
das einen intereſſanten Einblick in das Geſchäftsgebahren dieſer ge⸗ 
werbsmäßigen Güterſchlächter gewährt. A verkauft feinen Grund⸗ 
beſitz nebſt Inventar an den Güterſchlächter B zum Geſamtpreis 
von 34000 M. Der Wert des Grundbeſitzes iſt etwa 29000 M., 
der des Inventars demnach 5000 M. In dem notariell abgeſchloſſenen 
Kaufvertrag wird dagegen beurkundet, daß bei der Berechnung des 
Geſamtpreiſes von 34000 M. für den Grundbeſitz der Betrag von 
32000 M., für das Inventar der Reſt von 2000 M. zugrunde 
gelegt werden ſoll. Dem Verkäufer A, dem es nur auf Bezahlung 
des Geſamtpreiſes von 34000 M. ankommt, kann die Art der Ver⸗ 
rechnung völlig gleichgültig ſein; im übrigen wird er in ſolchem Falle 
von dem Güterſchlächter kaum über Zweck und Bedeutung dieſer 
Maßnahmen belehrt werden. Was beabſichtigt Güterſchlächter B mit 
dieſen Schiebungen? Verkauft er den Grundbeſitz in einzelnen 
Teilen beiſpielsweiſe für insgeſamt 35000 M., ſo beträgt ſein 
Gewinn nach der von ihm aufgeſtellten, ſich auf die in dem no« 
tariellen Vertrag befindliche Bemerkung ſtützenden Berechnung nur 
35000 — 32000 = 3000 M. Bei der Feſtſetzung der Abgabe 
wird dann natürlich auch dieſer Betrag zu Grunde gelegt werden, 
während der Gewinn tatſächlich 35000 — 29000 = 6000 M. be⸗ 
trug, die Abgabe demzufolge alſo mindeſtens doppelt ſo hoch hätte 
ſein müſſen. Empfindliche Strafen, zu deren Verhängung ja § 6 des 
Geſetzes berechtigt, werden derartige Machenſchaften künftig wohl 
verhüten. 

Eine andere Frage iſt die, ob überhaupt die Verhinderung oder 
wenigſtens Erſchwerung der Güterzerſchlagung durch gewerbsmäßige 
Güterſchlächter — und das iſt ja in erſter Linie der Zweck des 
Geſetzes — eine volkswirtſchaftlich zweckmäßige Maßnahme iſt oder 
nicht. | 

Tatſache ift, daß der Verkäufer ſich vielfach beſſer ſteht, wenn 
er ſich des gewerbsmäßigen Güterhändlers bedient, als wenn er 
den Verkauf im ganzen oder ſtückweiſe auf eigene Hand oder durch 
Vermittlung anderer Perſonen oder Inſtitute betreibt, die nicht oder 
kaum mit eigenem Gewinn arbeiten (Gemeindevorſtände, Raiffeiſen⸗ 
vereine ꝛc.). Denn in dieſen Fällen wird er 1) in der Regel einen 
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niedrigeren Kaufpreis erzielen, 2) auch nicht — wie von den gewerbs⸗ 
mäßigen Güterhändlern faſt ſtets — den Kaufpreis alsbald ausge⸗ 
zahlt erhalten. 

Umſo ſchlechter fahren aber, wie die Praxis gezeigt hat, in der 
Regel diejenigen, die von dem Güterſchlächter kaufen. Sie bekommen 
von den meiſt ſehr redegewandten Händlern die Grundſtücke oft 
genug zu einem zu hohen Preiſe aufgenötigt und geraten — zumal, 
wenn ihnen der Kaufpreis zunächſt geſtundet wird — vielfach mit 
der Zeit ganz in die Hände des Händlers, der dann aus der finan- 
ziellen Bedrängnis des Käufers auf deſſen Koſten neuen Vorteil zieht. 


Andererſeits ſind aber auch die Fälle nicht vereinzelt, in denen 
die Käufer keinen übermäßig hohen Preis zahlen und der Gewinn 
des Zwiſchenhändlers demzufolge faſt ausſchließlich auf Koſten des 
Verkäufers erzielt wird, der, vielleicht ſchon vorher von dem Händler 
finanziell abhängig, dieſem ſein Beſitztum zu einem offenſichtlich zu 
niedrigen Preis überlaſſen hat. 

Solche häufig zutage getretenen Erſcheinungen laſſen die durch 
das Geſetz bezweckte Unterbindung des Betriebs der gewerbsmäßigen 
Güterſchlächterei, ſoweit ſie eine übermäßige Ausbeutung der Käufer 
oder Verkäufer zur Folge hat, für durchaus angezeigt erſcheinen. 

Denn die Bereicherung einzelner auf Koſten übervorteilter anderer, 
zumal meiſtens finanziell Schwächerer, kann volkswirtſchaftlich nicht 
als wünſchenswert bezeichnet werden. 


Aehnliche Motive haben ja auch bereits den Erlaß anderer Ge⸗ 
ſetze (3. B. des Reichsgeſetzes betr. die Abzahlungsgeſchäfte vom 16. Mai 
1894 u. a.) zur Folge gehabt. 

Im übrigen wird dort, wo die Zerteilung eines Grundbeſtitzes, 
wenn auch durch einen gewerbsmäßigen Güterſchlächter, erfolgt, ohne 
daß irgendwelche Uebervorteilung der Beteiligten ſtattfindet, auch der 
Gewinn des Zwiſchenhändlers meiſt unbedeutend und demgemäß 
auch die in ſolchem Falle auf den Zerſchlagungsakt gelegte Abgabe 
nicht nennenswert ſein. 


Anm. Seit Erlaß des Geſetzes bis Mitte Mai 1912 iſt im Herzogtum Gotha 
von Güterſchlächtern in 9 Fällen Grundbeſitz in Größe von zuſammen gund 
25500 Ar zerſchlagen worden. Die Geſamtabgabe betrug 9480 M. 


Tierhalterhaftung. 
Von Landgerichtsrat a. D. Dr. H. Ortloff in Weimar. 


Zahlreiche ſelbſtändige Einzelſchriften und Abhandlungen in Zeit⸗ 
ſchriften über die Haftung für Tierſchäden ſeitens der Tierhalter und 
ihnen gleichgeſtellter Perſonen und noch viel zahlreichere veröffentlichte 
Gerichtsausſprüche nach Maßgabe des bürgerlichen Reichsrechts zeigen, 
welche Fülle von zweifelhaften Rechtsfragen und Streitigkeiten auf 
dieſem Gebiete des Verkehrslebens doch trotz der Begrenzung des 
Begriffes der Schadenerſatzpflicht der Tierhalter im Geſetz und in der 
Spruchpraxis verblieben iſt. Wer zum Schadenerſatz verpflichtet ſei, 
iſt meiſtens Tatfrage, wie ſchon der römiſche Juriſt Alfenus aus 
der Zeit vor Kaiſer Juſtinian berichtete: Zwei mit Maultieren be⸗ 
ſpannte beladene Laſtwagen fuhren hintereinander zum Kapitol in 
Rom hinauf. Die Leute des erſten Wagens ſtemmten ſich hinter 
dieſen zur Unterſtützung ihrer Maultiere; währenddem begann dieſer 
Wagen zurückzugehen; eingeengt zwiſchen den beiden Geſpannen wichen 
die Leute des erſteren zur Seite; das zweite Geſpann wurde nun 
vom erſteren gedrängt, ging auch zurück und überfuhr einen jungen 
Sklaven. Deſſen Herr befragte mich, wen er in Anſpruch zu nehmen 
habe? Ich antwortete ihm: „Das ſei Tatfrage.“ Wenn die Leute, 
welche den erſten Wagen geſtützt, aus freien Stücken ihren Platz ver⸗ 
laſſen und dadurch bewirkt hätten, daß die Maultiere den Wagen 
nicht halten konnten und durch deſſen Gewicht zurückgezogen werden 
mußten, ſo haftete der Herr der Maultiere nicht, wohl aber dieſe 
Leute aus ihrem Verſchulden; denn es ſei auch ſchadenerſatzpflichtig, 
wer einen Gegenſtand, den er hält, losläßt, fo daß er jemand trifft, 
z. B. wer ſeinen wild werdenden Eſel nicht feſthält oder wer einen 
Dolch oder dergleichen aus der Hand fallen läßt. Wenn aber die 
Maultiere, weil fie ſcheuten, zurückgewichen wären und die Leute des⸗ 
halb aus Furcht, unter die Räder zu geraten, vom Wagen weg⸗ 
getreten wären, ſo könnten nicht dieſe, ſondern nur der Herr der Maul⸗ 
tiere in Anſpruch genommen werden. Wenn weder die Maultiere 
noch die Leute in Betracht zu ziehen ſeien, wenn vielmehr die Maul⸗ 
tiere ihre Laſt nicht hätten halten können oder bei ihren Gegen⸗ 
anſtrengungen zuſammengebrochen ſein ſollten, und deshalb der Wagen 
zurückging und die Leute nunmehr die auf ſie drängende Laſt nicht 
aufhalten konnten, ſo ſeien weder der Herr der Maultiere noch die 


Leute in Anſpruch zu nehmen. — Wie aber auch die Sache ſich ver⸗ 
halten haben möge, auf keinen Fall hafte der Herr der Maultiere 
des zweiten Geſpannes, weil dieſe Tiere entſchieden nicht aus freien 
Stücken, ſondern weil gedrängt zurückgegangen ſeien. Es blieben noch 
2 Fragen offen: 1) war die Ueberladung des vorderen Wagens an⸗ 
geſichts der Steilheit des Weges, ſo daß die begleitenden Leute den 
Wagen zu ſtützen ſich veranlaßt ſahen, nicht die Urſache des Zurückgehens 
des Wagens? 2) Hätte nicht der Führer des hinterher fahrenden 
Wagens bei der bedenklichen Sachlage dieſes in größerer Entfernung 
von dem Vorderwagen halten müſſen? 

Ein anderer römiſcher Juriſt aus der römiſchen Kaiſerzeit, 
Servius, hielt den Anſpruch wegen Tierſchadens für begründet, 
wenn die Tiernatur Grund des ſchädigenden Vorganges war, wenn 
das Tier ohne Antrieb von außen Schaden tat. Wenn alſo ein 
Pferd aus Schmerz ausſchlug, ſo finde ein Schadenanſpruch nicht 
ſtatt, wohl aber gegen denjenigen, welcher das Pferd ſchlug oder 
verwundete. Wenn aber ein Pferd, das von einem Menſchen ſanft 
berührt, z. B. geſtreichelt wird, ausſchlägt und dem Menſchen ein 
Glied zerbricht, ſo findet der Anſpruch ſtatt. Auch wenn ein Tier 
ein anderes ſo reizt, daß dieſes Schaden anrichtet, kann der Herr 
des erſteren Tieres in Anſpruch genommen werden. — Nach der Auf⸗ 
faſſung jener Jurisprudenz war der Anſpruch wegen Tierſchadens 
begründet, wenn die Natur des Tieres Grund des ſchädigenden 
Vorganges war, wenn z. B. ein Strangſchläger ausſchlug oder ein 
ſtößiger Ochſe ſtieß. 

An dieſen Tatbeſtand knüpfte die deutſche Reichsgeſetzgebung an, 
nach Vorgang einiger landesgeſetzlichen Beſtimmungen über die Haf⸗ 
tung der Tierhalter ohne Verſchuldung dieſer an dem ſchädigenden 
Tatbeſtande, der beſonders kaſuiſtiſch in den SS 70—74 des All⸗ 
gemeinen Preußiſchen Landrechts, I. 6, der Kaſuiſtik in Ulpians 
18. Buche zum prätoriſchen Edikt folgend, zerlegt wird. Die Motive 
zu den Entwürfen eines Bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutſche 
Reich (BGB.), von 1888 und 1895 erachteten Sonderbeſtim⸗ 
mungen über Haftung für Tierſchäden, abſehend von den allgemeinen 
Sätzen über die Folgen der Nichterfüllung rechtlicher Verbindlichkeiten 
aus der Uebernahme der Aufſicht über ein Tier, ſowie von böswilliger 
oder fahrläſſiger Einwirkung auf das Verhalten eines Tieres (§ 823 
BGB.) für unentbehrlich, weil bei dem Mangel derſelben 
nach den allgemeinen Grundſätzen der Beſchädigte in vielen Fällen 
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auf Schadenerſatz keinen Anſpruch haben würde, obſchon das prof- 
tiſche Bedürfnis ein anderes erfordere. Hiergegen, daß in das 
Rechtsſyſtem eine bedenkliche Rechtsverpflichtung eingeführt werde für 
Tierhalter, die ohne Verſchulden verantwortlich gemacht würden, wurde 
in der Reichstagskommiſſion von 1895 geltend gemacht, daß dadurch 
alle diejenigen, welche vermöge ihres Berufes Haustiere zu halten 
benötigt ſeien, in unbilliger Weiſe bei deren Schadenſtiftung ohne 
eigene Verſchuldung belaſtet würden. Demgegenüber machte die 
Denkſchrift von 1896 geltend, zum Schutze gegen die mit dem 
durch die Bedürfniſſe des Verkehrs gebotenen Halten von 
Haustieren verknüpften Gefahren genüge eine dem Verkehr ent⸗ 
ſprechende Sorgfalt in der Tierbeaufſichtigung; eine ſorgfältige Beauf⸗ 
ſichtigung ſchütze freilich nicht immer gegen die Gefahren beim Halten 
anderer Tiere, für deren Schadenſtiftung der Tierhalter ſchlechthin 
einzuſtehen habe, auch wenn ihm kein Verſchulden zur Laſt falle. 

Das BGB. ordnete im §§ 833 bzw. 834 eine beſondere 
Sriagpflicht, die jemanden bloß deshalb trifft, weil er das ſchädigende 
Tier hält oder weil er deſſen Beaufſichtigung für den Halter durch 
Vertrag übernahm. Das entſprach dem Billigkeits- und Rechtsgefühl 
im Volke, wie unten auszuführen iſt. 

§ 833: „Wird durch ein Tier ein Menſch getötet oder der Körper 
oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt, 
ſo iſt derjenige, welcher das Tier hält, verpflichtet, dem Verletzten den 
entſtehenden Schaden zu erſetzen.“ 

8 834: „Wer für denjenigen, welcher ein Tier hält, die Führung 
der Aufſicht über das Tier durch Vertrag übernimmt, iſt für den 
Schaden verantwortlich, den das Tier in der im § 833 bezeichneten 
Weiſe zufügt. Die Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er bei der 
Führung der Aufſicht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
oder wenn der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt ent⸗ 
ſtanden ſein würde.“ 

Im zweiten Entwurf von 1895 fand ſich die den Inhalt einer 
Einrede gegen eine Schadenerſatzklage bildende Beſtimmung: „Die 
Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch ein Haustier 
entſtanden iſt und derjenige, welcher das Tier hält, bei deſſen Beauf⸗ 
ſichtigung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder der 
Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde.“ 

In der Praxis der Obergerichte und der einzelnen Senate des 
Reichsgerichts, ſowie bei einer Reihe angeſehener Theoretiker und 


Praktiker hatte ſich bald nach Einführung des BGB. eine Miß⸗ 
ſtimmung gegen die nicht ausreichende Begrenzung des § 833 be⸗ 
merkbar gemacht, die ſich in einer zahlreichen Veröffentlichung von 
Einzelſchriften und Abhandlungen in Zeitſchriften und auch im Deutſchen 
Juriſtentag 1906 Luft machte. Vom Deutſchen Landwirtsſchaftrat 
veranlaßt, brachte der Reichtagsabgeordnete Treuenfels nebſt Ge⸗ 
noſſen im Entwurf von 1903 bez. 1905, anknüpfend an die erwähnte 
Geltendmachung in der Reichstagskommiſſion von 1895 und in der 
Denkſchrift von 1896 den Zuſatz zu § 833 dahin lautend ein: „Die 
Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch ein Haustier 
verurſacht wird, das dem Tierhalter zur Ausübung ſeines Berufs 
oder ſeiner Erwerbstätigkeit dient oder ſeinem Unterhalte zu dienen 
beſtimmt iſt, und entweder der Tierhalter bei der Beaufſichtigung des 
Tieres die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet oder der 
Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt eingetreten ſein würde.“ 
Ungeachtet deſſen, daß der Deutſche Juriſtentag von 1906 an 
erſter Stelle vorgeſchlagen hatte, es bei dem § 833 bewenden zu 
laſſen und von Einzeländerungen abzuſehen in der Erwartung, daß 
die Rechtſprechung zu einer freieren Auslegung jener Vorſchrift gelangen 
werde, die den Haftungsgrund und die daraus ſich ergebenden Be- 
ſchränkungen der Anwendbarkeit berückſichtigt, war dieſer Auffaſſung 
jedoch die Begründung des Regierung entwurfs für einen 
Zuſatz zu § 833 von 1907 nicht, indem darin namentlich folgendes 
hervorgehoben wurde: Die Härten, welche mit der von einem Ver⸗ 
ſchulden unabhängigen Verantwortlichkeit des Tierhalters für den aus 
der Tiergefahr entſtehenden Schaden ſchon an ſich verbunden ſeien, 
könnten durch die Rechtſprechung nicht beſeitigt werden, namentlich in 
den zahlreichen Fällen, in denen der Unfall dadurch herbeigeführt 
wird, daß ein von außen kommendes Ereignis in unerwarteter Weiſe 
auf ein Tier einwirkt. Wenn ſolchen Härten gegenüber auf das 
Schutzmittel der Verſicherung des Tierhalters gegen Schaden hin- 
gewieſen werde (der Deutſche Juriſtentag hatte Ausdehnung des Un⸗ 
fallverſicherungsgeſetzes auf das bis dahin nicht verſicherungspflichtige 
Fahr⸗ und Stallperſonal bei Pferde⸗ und Viehhaltung empfohlen), 
ſo könne auf dieſen Einwand ein entſcheidendes Gewicht nicht gelegt 
werden, da von jener Möglichkeit erfahrungsmäßig die kleinen Unter⸗ 
nehmer nur ſelten Gebrauch machen würden und eine Ausdehnung 
der Unfallverſicherung auf das Viehwarteperſonal eine ausreichende 
Erleichterung der Haftung auch nicht bringen werde. So kam es, 
daß der Entwurf von Treuenfels und Genoſſen faſt wörtlich 
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(ftatt: „ſeinem Unterhalte“ die Worte: „dem Unterhalte des Tier⸗ 
halters zu dienen beſtimmt iſt“) zum Regierungsentwurf als Abſ. 2 
des § 833 erhoben wurde und im Reichstag 1908 Annahme fand, 
worauf er Geſetzeskraft erhielt. Oh ne dieſen Zuſatz blieb das Inter⸗ 
eſſe des Publikums, des öffentlichen und privatwirtſchaftlichen Ver⸗ 
kehrs unbedingt gegen ein Schädigungsertragen geſchützt, weil 
aus höheren Billigkeitsrückſichten der Tierhalter, der ein vor⸗ 
wiegendes Intereſſe an der Tierhaltung hat, die daraus entſtehenden 
Nachteile mit „in Kauf nehmen muß,” vernünftigerweiſe nicht ver⸗ 
langen kann, daß eine daraus entſtandene Schädigung anderer an 
Leib und Gut ungeſühnt von dieſem zu ertragen ſei! Im Inter⸗ 
eſſe der Allgemeinheit lag es, offenbar nach der früheren herrſchenden 
Auffaſſung, daß unter allen Umſtänden der Tierhalter auch 
mangels eines Nachweiſes der eigenen Verſchuldung an der 
Beſchädigung ſeitens des Geſchädigten verantwortlich und haft⸗ 
pflichtig ſein müßte, dieſer aber billigerweiſe dem Intereſſe des 
Tierhalters wie jeder andere Menſch Opfer zu bringen nicht genötigt 
werden dürfe, worin eine weit größere, im Einzelfall das Rechts⸗ 
empfinden weiterer Kreiſe verletzende „Härte“ zu finden wäre. Die 
Wandlung in der Reichsgeſetzgebung, auch mit Anfügung der mit 
dem Schlußſatz des § 834 begrenzten Privilegierung des „dem Berufe, 
der Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalt des Tierhalters zu dienen“ 
beſtimmten Haustierbeſitzes, wird hie und da einer Agitation der 
Agrarier und deren ſtädtiſcher Bündler auf dieſem Gebiete zugeſchrieben, 
was ſich aus der oben angeführten Anregung des Landwirtſchafts⸗ 
rats leicht erklären ließe. Bei der größeren Allgemeinheit aber herrſcht 
die Auffaſſung von der Geneigtheit der Tierhalter, ſich gegen eine 
Haftpflicht hinter die unbezwingbare Natur der Tiere und deren Un⸗ 
entbehrlichkeit für den beſonders wirtſchaftlichen weiteren Lebensver⸗ 
kehr, und hinter den unabwendbaren Zufall zu verſchanzen, wie die 
Beſitzer der modernen Fuhrwerke hinter deren natur- und ſachgemäß⸗ 
Raſanz, deren Beherrſchung verloren ging, ſich retirieren; deren ſchä⸗ 
digende Wirkung geduldig zu ertragen, kann aber dem davon Be⸗ 
troffenen nicht zugemutet werden, ohne das allgemeine Rechtsgefühl 
zu verletzen, was doch für die Geſetzgeber die Richtſchnur ſein ſoll. 
Den Nutz tierhaltern vor den Luxustierhaltern ein Vorzugsrecht 
zu geben, war erkennbar genug, nicht aber gerechtfertigt in Anbetracht 
einer abſoluten Gleichmäßigkeit der Wirkung eines Tierexzeſſes für die 
Haftpflichtbeſtimmung, die von jedem Intereſſe des Tierhalters 
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an der Tierhaltung als untrennbar erſcheinen müßte und fo im natür- 
lichen Rechtsbewußtſein nicht nur der einer ö einer Schädigung 
ſich ausgeſetzt Sehenden erſcheint. 

Wer ein Vorrecht beanſprucht, hat im Zweifelsfall es zu beweiſen. 
In der Rechtspraxis liegt infolge des dem § 833 als Abſatz 2 bei⸗ 
gefügten Zuſatzes dem mit einer Schadenerſatzklage verfolgten Tier⸗ 
halter, um nicht haftpflichtig zu werden, der Beweis der dagegen 
vorzuſchützenden Einrede im Zweifelsfall ob, daß das ſchädigende 
Tier wenigſtens vorwiegend ein Haustier ſei, z. B. wenn eine Kon⸗ 
kurrenz von wirtſchaftlicher Nutzung und Luxus vorliegt oder ſonſt die 
Art des Tieres beſtritten iſt als „Haustier“, z. B. wie die Biene, 
wenn der von einem Bienenſchwarm überfallene Beſchädigte Klage 
erhoben hat u. dgl. In gleicher Weiſe liegt dem verklagten Tier⸗ 
halter, wenn die Haustiereigenſchaft feſtſteht, zur Abwehr der Haft⸗ 
pflicht der Nachweis ob, daß er bei Beaufſichtigung des Tieres die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe oder der Schaden 
auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden fein würde. Dem 
Gegner würde der Gegenbeweis über beide Beweisfragen offen bleiben. 
Auf dieſe Weiſe hat der Tierhalter ſein ihm durch den Zuſatz erlangtes 
Vorrecht wenigſtens noch zu erkämpfen, während ohne dieſen der 
klagende Geſchädigte beweiſen mußte, daß das Tun oder Verhalten des 
fraglichen Tieres die entſcheidende Urſache der Schadenſtiftung war, dem 
Tierhalter aber, der Gegenbeweis vorbehalten, mangels eines ſolchen 
ſchlecht weg die Haftpflicht nach Feſtſtellung der Urſache der Be⸗ 
ſchädigung aus § 833 (ohne den Zuſatz) zufiel. Zur Begründung 
ſeines Erſatzanſpruchs braucht der Kläger nicht den Inhalt eines 
etwaigen Gegenbeweiſes anzuführen, eventuell zu beweiſen, in letzterer 
Beziehung etwa, der Halter des Haustieres (im § 834 der ver 
tragsmäßige Tieraufſichtspflichtige für dieſes und jedes andere Tier) 
habe es an der im Verkehr erforderlichen Beaufſichtigung fehlen laſſen. 

Zu 8 834 iſt zu bemerken, daß der Geſetzgeber des BGB. nicht 
mehr, wie in deſſen Vorbereitung aus der Verſchuldung jedermann 
und auch dem geſetzlichen Vertreter (Vormund) eine Verpflichtung 
auferlegt ſein ſollte, ſoweit gehen wollte, ſondern eine ſonderrecht⸗ 
liche Beſchränkung dahin vorzog, daß nur derjenige Aufſichtspflichtige, 
welcher durch Vertrag für den Tierhalter Beaufſichtigung des fraglichen 
Tieres übernommen habe, mangels der Anwendung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt, haftpflichtig für den von dem Tiere ange⸗ 
richteten Schaden ſein ſolle, ſo daß der Haftgrund die Vertragsver⸗ 
letzung, die Nichterfüllung des ausdrücklichen oder ſtillſchweigend in 
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einem geſchloſſenen Hauptvertrag liegenden Abkommens (Leihe, Miete, 
Dienſtvertrag), nicht die Stellvertretung mit Regreßanſpruch auf 
Schadloshaltung durch den Tierhalter iſt; ein ſolcher Anſpruch würde, 
wenn er im Vertrage nicht vorbehalten war, immerhin aus der Ver⸗ 
tretung des Tierhalters dem Aufſichtspflichtigen zuſtehen, wenn er be⸗ 
weiſt, daß ihm ein Verſchulden an der Beſchädigung durch das Tier 
zur Laſt falle, falls er etwa von dem Beſchädigten verklagt mit der 
Einrede aus § 834 nicht durchgedrungen und zum Schadenerſatz 
verurteilt worden wäre oder dieſen freiwillig geleiſtet hätte. 
Abgeſehen von dieſer Kritik, iſt das Vorausgehende als Skizze 
aus einer ſehr beachtenswerten Schrift des Oberlandesgerichtsrates 
a. D. W. Chr. Francke in Hannover, ehemaligen hannöveriſchen 
Amtsrichters, dann Mitglied des Oberlandesgerichts zu Breslau, zu⸗ 
letzt des zu Hamburg, entlehnt, die unter dem Titel: „Tier⸗ 
halterhaftung. Die beſondere Haftung des Tierhalters und des 
Tieraufſichtspflichtigen nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch dargeſtellt für 
Juriſten und Nichtjuriſten.“ Hannover 1911, Helwingſche Verlags⸗ 
buchhandlung. gr. 8. 90 S. Die Schrift iſt dem Senat der Freien 
und Hanſeſtadt Hamburg gewidmet und zerfällt in VI Abteilungen. 
I. Einleitendes: 8 1. Die befonderen Vorſchriften. § 2. Er⸗ 
kenntniſſe (des Reichsgerichts und einer Anzahl von Oberlandesgerichten 
über Tierſchäden ſeit 1900 auf S. 3— 7). 8 3. Schriften (Zitate 
ſelbſtändiger, ſog. Monographien, und zahlreicher Abhandlungen in Zeit⸗ 
ſchriften ſeit dem BGB., worunter auch die im Archiv für Ziviliſtiſche 
Praxis von 1904 S. 144 — 162 von demſelben Verf. veröffent⸗ 
lichte: „Die Haftung des Tierhalters nach 8 833 BGB.“ enthalten 
iſt, auf S. 8— 11. 8 4. Andere Tierſchadengeſetze. (Aus älterer 
und neuerer Zeit ſkizziert S. 12— 14.) 8 5. Die Entwürfe. (Zum 
BGB. 88 833, 834 und zum Zuſatz zu § 833 als Abſatz 2 im Reichs⸗ 
geſetz vom 30. Mai 1908 mit Anſchließung der Vorſchläge des Juriſten⸗ 
tags von 1906 S. 14— 16). 8 6. Geſetzesgründe. (In den „Motiven“ 
II S. 811, in dem Bericht der Reichstagskommiſſion von 1895, I 
S. 109, im amtlichen Entwurf von 1907 mit Hervorhebung der 
namhafteſten Befürworter des Zuſatzes zu § 833 behufs Milderung 
der den Tierhalter ohne dieſen treffenden Härten, wozu Francke 
bemerkt, daß die Umſtimmung des Reichstags namentlich vermöge 
einer vom Bunde der Landwirte unterſtützten Agitation mit Hilfe der 
Konſervativen erfolgt zu fein ſcheine. Möge nun § 833 ohne oder mit 
Satz 2 das Richtige bezw. Zweckmäßige ſein, jedenfalls beruhte eine 
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ſolche Vorſchrift auf Abwägen der Intereſſen der Tierhalter und der 
des durch die Tiere gefährdeten Publikums. „Solche Intereſſen⸗ 
abwägung kann wohl dazu führen, eine Haftung des Tierhalters für 
ſein Tier auch ohne eigenes Verſchulden wenigſtens unter Umſtänden 
aufzuſtellen, wie denn ja die Bedürniſſe des Verkehrs auch ſonſt außer⸗ 
halb eines jeden vertraglichen Verhältniſſes wenigſtens bei nicht nach⸗ 
weislicher Sorgfalt zu Haftung ohne Verſchulden geführt haben, wie 
z. B. in den Fällen der 88 831, 832, 836—838 BGB.“ Urſprünglich 
möchte freilich bei den Deutſchen ſowohl wie bei anderen Kulturvölkern 
Europas nicht ſolche Intereſſenabwägung, ſondern Racherecht der Grund 
für die auch in Zeiten eines Kulturanfanges beſtandene Haftung 
ſchuldloſer Tierhalter geweſen ſein, wo das Tier als Sühneſchuldner 
des ſchädigenden Erfolges, den ſein Herr natürlich zu vertreten habe 
mit Hingabe des Tierleibes zur Sühne, gegolten habe. S. 16— 20.) 

II. Tiere und Tierhalter. 87 Tier. (Solches, das Schaden 
anrichten kann, iſt nur eins im Sinne des Verkehrs, nicht wie Ro⸗ 
ſcher annimmt, der Naturwiſſenſchaft. S. 20 — 21.) § 8. Haustier. 
(Im Sinne des § 833 iſt nicht das Sonderweſen, ſondern die Gattung 
maßgebend. Verſchiedene Erweiterungen bei Roſcher, Staudinger, 
v. Lippmann. Tier von einer Art, welche durch Zähmung und 
Züchtung dem menſchlichen bezw. deutſchen Haushalt einverleibt iſt. 
Der Biene beſtreitet Francke gegen einige Autoren die Eigenſchaft 
eined Haustiere8s aus mehreren Gründen. S. 22— 25.) § 9. Tier, 
beſtimmt, dem Berufe, der Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalte des 
Halters zu dienen. (Unter Ziffer 1—8 werden hier unter Heranziehung 
reichlicher Kaſuiſtik aus dem Wirtſchaftsleben verſchiedene Streitfragen 
erörtert, unter Berückſichtigung auch, „daß anerkanntermaßen die Ge⸗ 
ſetzgeber des § 833 Satz 2 weſentlich Nutztiere und Luxustiere haben 
unterſchieden wiſſen wollen.“ S. 25— 32.) 

III. Tierhalter und Tieraufſichtspflichtiger. 8 10. 
Tierhalter. (Mangels einer Umſchreibung des Tierhalters im BGB. 
und in deſſen ſog. Materialien iſt auf drei im BGB. erkennbare 
Verhältniſſe des Menſchen zu anderen unabhängigen Verhältniſſen zu 
einer Sache zurückzugreifen, 1) als Eigentümer in § 903 ff.; 2) als 
Eigenbeſitzer, d. h. als Beſitzer, welcher die Sache als ihm ge⸗ 
hörend beſitzt, in § 873, 3) als Beſitzer, d. h. als denjenigen, welcher die 
Sache ohne dauernde Verhinderung in ſeiner tatſächlichen Gewalt 
hat, in § 854 und 856. Im Sinne des BGB. ſei Tierhalter, wer 
ein Tier zu eigen beſitzt, und ſonſt, wer es auf Dauer zu eigener 
Benutzung beſitzt, nicht aber ein ſogen. Beſitzdiener aus nn einer 
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der für einen anderen in deſſen Haushalt oder Erwerbsgeſchäft 
oder in einem ähnlichen Verhältnis den Beſitz ausübt, vermöge deſſen 
er den ſich auf die Sache beziehenden Weiſungen des anderen 
Folge zu leiſten hat, was ſich aus § 834 ergebe. Daß auch der 
Eigentümer als ſolcher nicht als Tierhalter gedacht ſein könne und 
nur der Eigenbeſitzer und der bloße Beſitzer als Tierhalter, ſucht Fr. 
unter 1: des § 10 nachzuweiſen. Unter den übrigen 13 Nummern 
find viele, teils beſtrittene Fragen und Beiſpiele aufgeführt S. 33—42). 
§ 11. Der Tieraufſichtspflichtige. (Der Rechtsgrund für die Haftung 
dieſes nach dem Sonderrecht des § 834, der nicht Halter des Tieres 
oder deſſen Vertreter iſt, liegt in der Verletzung des über die Tier⸗ 
beaufſichtigung mit dem Tierhalter beſtehenden Vertrages. Daraus 
die Rechtsfolgen S. 43—45.) | 

IV. Geſchehen durch ein Tier. § 12. Tieres Tun als 
Urſache. (Die eine Erſatzpflicht aus 88 833 und 834 begründende 
Beſchädigung muß „durch ein Tier“ erfolgt ſein; für die Rechtsfrage 
kommt neben der unendlichen Reihe von Urſachen nicht in Betracht 
eine ſolche, „welche von ihrer Urſache mit unwiderſtehlicher 
Gewalt ſo und nicht anders zu wirken veranlaßt ward, als ſie wirkte“. 
S. 46— 77.) Was de lege ferenda dem verbreiteteren Volksrechts⸗ 
bewußtſein in dieſer Beziehung entſprechen dürfte, iſt oben angeführt 
worden. „Durch das Tier“ läßt die Annahme eines unbegrenzten 
Tuns mit Schädigungserfolg zu — ohne Berückſichtigung der Urſache 
davon, ſelbſtverſtändlich außer der Verurſachung durch den Beſchädigten, 
der er ohne das gehaltene Tier nicht geworden wäre, das der 
Tierhalter für ſich, in feinem Intereſſe auf die Ge fahr eines ſchäd⸗ 
lichen, irgendwie verurſachten, auch ihn treffenden, Tuns oder Ver⸗ 
haltens hin pflegt und verwendet. Aber auch nach der unbegrenzten 
Faſſung des § 833 ſollte es ausgeſchloſſen ſein, den Tierhalter von 
der Haftung zu befreien und die vom gehaltenen Tier angerichtete 
Beſchädigung auf den davon Betroffenen überzuladen, wenn ein un⸗ 
widerſtehlicher Einfluß außergewöhnlicher Art das willkürliche, der 
allgemeinen Natur ſeiner Gattung widerſprechende Tun eines Tieres 
ausſchließt, als habe § 833 nur gegen einen ſelbſtändigen Ausbruch 
der tieriſchen Natur einen Schutz gewähren ſollen. Dieſe beſchränkende 
Auslegung mag im wirtſchaftlichen Intereſſe zur Förderung der Tier⸗ 
haltung liegen, aber ſie nähert ſich dem Bereich des Unfalles, des 
Zufalles als Schadenſtiftung, wovon ein anderer betroffen worden — 
unmittelbar! und doch nur verurſacht durch das Halten des ſchädigen⸗ 
den Tieres ſeitens des Tierhalters, der nach alter Rechtsauffaſſung: 
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casum sentit dominus, mittelbar als von dem zufälligen Tier⸗ 
erzeß betroffener Verurſacher den Schaden des Zufalles zu empfinden 
hat: durch Schadenerſatz da, wo es ſich um die Haftpflicht handelt. 
Wenn von einem herrenloſen oder ungehegten Tiere in der Wildnis 
ein im § 833 beſchriebener Schade angerichtet wird, dann iſt ein 
casus, ein Unfall für den Geſchädigten eingetreten, den er zu ertragen 
hat — und dieſelbe Ertragungspflicht ſoll ihm zur Laſt fallen, wenn 
ein gehegtes und gepflegtes Nutz⸗ oder Lurudtier von einem außer⸗ 
gewöhnlichen Ereignis gedrängt, unter einem unwiderſtehlichen Zwange 
zu einem von ſeinem normalen Verhalten abweichenden (contra 
naturam suam) Ausbruch ſeiner Bewegungen getrieben erſcheint, 
einen Schaden anrichtet? der, wie die faſt tägliche Erfahrung lehrt, 
ſo häufig eintritt, daß jeder Tierhalter mit der Möglichkeit eines ſolchen 
Eintritts auch bei ſeiner Tierverwendung rechnen, ſie riskieren und 
eventuell als Beſitzer für den auch außergewöhnlich entſtandenen 
Schaden aufkommen muß. So weit zu gehen in der Beurteilung 


der naturrechtlichen Schadensverurſachung wagten ſchon die römiſchen 


Juriſten nicht und ihnen folgend auch die deutſchen nicht. § 13 Fort⸗ 
ſetzung: Reichsgerichtliche Entſcheidungen. (In der Begründung der 
Novelle zu § 833 wurde auf die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
Bezug genommen, wonach ein Schaden als durch ein Tier verurſacht 
nur anzuſehen fei, wenn eine willkürliche, den ſchädigenden Erfolg 
herbeiführende Tätigkeit des Tieres vorliege, alſo eine Haftung aus 
§ 833 dann entfalle, wenn das Tier nur ein Werkzeug in der Hand 
ſeines Leiters ſei. Dazu ſind eine Reihe von Entſcheidungen des 
Reichsgerichts von 1902 an in den durchgreifendſten Sätzen angeführt 
S. 47—54). § 14 Fortſetzung. Römiſche Entſcheidungen. (Die Aus⸗ 
legung des von Ulpian wie von Alfenus in dem römiſchen Recht 
der Kaiſerzeit angeführten Tatbeſtandes könne auch, abgeſehen von 
der Beſchränkung auf die Verletzung eines Körpers, auf den im 


$ 833 enthaltenen Tatbeſtand angewendet. werden S. 54 —56.) 


§ 15 Tieres Tun als eine von mehreren rechtserheblichen Urſachen. 
(Unter Anführung von einſchlagenden Sätzen der amtlichen Begründung 
und der Praxis wird auf § 846 mit 8 254 BGB. verwieſen, wo⸗ 
nach bei einer Mitwirkung eines Verſchuldens des Beſchädigten bei 
der Entſtehung des Schadens die Frage der Erſatzpflicht insbeſondere 
davon abhänge, „inwieweit der Schaden vorwiegend von dem 
einen oder anderen Teile verurſacht worden iſt“ S. 57—60.) 
§ 16 Anſchauungen anderer. (Theorie der adäquaten Kauſalität, wo⸗ 
nach für die Entſtehung eines beſtimmten Vorganges diejenige von 
7* 
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der Mehrheit der Bedingungen als Urſache anzuſehen ſei, welche dieſen 
Vorgang mit Wahrſcheinlichkeit vorausſehen ließ — v. Kries, 
Max Rümelin; die Bedingung eines Vorganges als Urſache 
müſſe generell den Eintritt des Vorganges ſolcher Art in nicht un⸗ 
erheblicher Weiſe zu begünſtigen geeignet fein — Träger, v. Marwitz. 
Die Theorie der qualitativen Verurſachung vertreten von Joſef 
Kohler; und endlich will Roſcher von den möglicherweiſe als 
Urſache zu denkenden Bedingungen für die ien eines Vorganges 
gewiſſe ausſcheiden S. 60 —61.) 

V. Beſondere Einreden des Tierhalters und des 
Tieraufſichtspflichtigen. § 17 Die Einreden aus § 834 Satz 2 
und § 833 Abſ. 2, S. 63—64. 8 18 Einrede eigenen Verſchuldens 
S. 64 — 68. 819 Einrede aus beſtehendem Verhältnis gegenteiligen 
Rechtsinhaltes S. 68—78. 

VI. Schaden und Erſatz. 8 20 Schaden. (Der durch ein 
Tier verurſachte Schaden iſt nach 88 832 und 834 der mittels Ver⸗ 
letzung eines Körpers, aber auch eine infolge von Verletzung von Leib, 
Leben und Geſundheit oder von Sachbeſchädigung entſtandene. Ein 
„ſeltſamer Widerſpruch“ im Verlangen des Schadenerſatzes — und wie 
er mit dem erſteren Entwurfe hätte vermieden werden können! Die 
zu erſetzenden Schäden unterſtehen den allgemeinen Vorſchriften in 
88 252 und 254 über Umfang des zu erſetzenden Schadens und der 
Art und Weiſe des Erſatzes. Es kommen aber auch die übrigen 
in Buch II Abſchn. 25 BGB., 88 842, 844, 845, 846, 847 Satz 1 
und § 287 ZPO. in Frage. Fallen Zerſtörung und Entziehung 
einer Sache unter 88 833 bzw. 834 [„Beſchädigung“]? S. 79 — 834.) 
8 21 Erſatz. (Die Art und Weiſe der in §§ 833 und 834 erwähnten 
Erſatzpflicht unterfällt den Beſtimmungen der 88 249, 250, 251, 255, 
843— 845, 849 BGB., die Dauer derſelben dem des $ 852 BGB., die 
Verjährung den Vorſchriften des BGB. darüber. Verfolgbar iſt ein 
Anſpruch des Verletzten und des Eigentümers der beſchädigten Sache 
und an Stelle dieſer berechtigten Intereſſenten, weil des Tieres Tun 
als unerlaubte Handlung gilt, nach § 32 3] O. auch bei dem 
Gericht, in deſſen Bezirk jenes Tun ſtattfand. Erſatzberechtigt 
kann nur derjenige fein, welcher ein zur Zeit des eintretenden Tierſchadens 
gegenwärtiges Recht hat, nicht auch, wer ein Recht erlangen würde, 
wenn eine Bedingung einträte, die durch den Tierſchaden unmöglich 
ward. S. 84—87.) § 22. Mehrheit Erſatzpflichtiger. (Da die Vor⸗ 
ſchriften über Verhaftung für aus „unerlaubten Handlungen“ in § 840 
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BGB. entſtehenden Schaden auch für die Tierhalterhaftung gelten, 
haben mehrere ein Tier zuſammen Haltenden, ein jeder für den ganzen 
durch das Tier verurſachten Schaden, zu haften, als Geſamtſchuldner, 
weil jeder Mitbeſitzer des Tieres iſt, deſſen rechtsverletzendes Tun oder 
Verhalten ihn verpflichtet zum Erſatz des ganzen daraus entſtandenen 
Schadens gegenüber dem Beſchädigten. Dasſelbe gilt für die Aufſichts⸗ 
pflicht. Verteilung der Erſatzpflicht der Geſellſchafter nach ihren Ge⸗ 
ſellſchaftsanteilen kraft §§S 722 und 748 BGB., ſonſt nach Kopfzahl 
kraft § 426 daſ. Haftung des Tierhalters und Aufſichtspflichtigen wegen 
desſelben Tierſchadens nebeneinander als Geſamtſchuldner. Haftung 
mehrerer Herren aus tiergemeinſchaftlich angerichteten Schaden als 
Geſamtſchuldner. Verantwortlichkeit eines Dritten neben dem nach 
§S 833 bis 838 zum Erſatz des Schadens Verpflichteten — § 840 
Abſ. 3. Eine im Abſ. 3 des § 840 enthaltene Unbilligkeit gegen 
andere, auch nur wegen Gefahren, die ihr Betrieb, z. B. von Eiſen⸗ 
bahnen oder Automobilen, mit ſich bringt, für Schäden ohne ihr 
Verſchulden zu haften? Der Verf. Fr. möchte mangels irgendwelchen 
geſetzlichen Anhaltepunktes durch bloße Billigkeit eine Abweichung 
von dem klaren Wortlaut des § 840 Abſ. 3 nicht für gerechtfertigt 
halten. Die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung, auch wenn einer von 
den Tierhaltern für den ihnen zur Laſt fallenden Schaden aus einem 
anderen Grund als Tierhaltereigenſchaft, insbeſondere aus eigenem Ver⸗ 
ſchulden, haftet, alſo Dritter iſt, nahm ein im „Recht“ 1910 S. 980 
mitgeteiltes Erkenntnis des OLG. zu Stuttgart vom 17./12. 1909 
an, ſo daß von dem wegen ſeines Verſchuldens als „Dritten“ auf 
ihn entfallenden Teil des Schadenerſatzes er dem anderen Tierhalter 
nichts in Rechnung ſtellen könne. S. 87—90.) Hiermit ſchließt 
dieſe Schrift ab, zu der auf S. 91 unter „Nachträge“ zu §8 10 und 
18 noch 3 Entſcheidungen des Reichsgericht IV in Kürze aus dem 
„Recht“ vom 10.8. 10 mitgeteilt werden. | 

Francke hat den 10 von ihm in § 3 aufgeführten ſelbſtändigen 
Schriften über Tierſchäden nach dem BGB. die vorſtehend ſkizzierte 
„für Juriſten und Nichtjuriſten“ hinzugefügt und damit die anſehnliche 
Zahl ſeiner wertvollen ziviliſtiſchen und prozeſſualen Arbeiten um eine 
auch für die Praxis recht brauchbare Schrift vermehrt. 
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Entſcheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


13. Kann der über Eigenſchaften der Kaufſache arg- 
liſtig getäuſchte Käufer das poſitive Vertrags⸗ 
intereſſe vom Verkäufer verlangen? Inwieweit iſt 
der Einwand zuläſſig, daß der Käufer auch bei 
Kenntnis des wahren Sachverhalts zu demſelben 
Preis gekauft hätte? 

Braucht ſich der Käufer auf die Abſchreibung 
eines entſprechenden Teiles der Kaufgelderhypothek 
verweiſen zu laſſen? BGB. 88 463, 249. 

Der Beklagte verkaufte durch notariellen Vertrag vom 15. März 
1909 ſeine Reſtauration Bellevue in C. für 150 000 M. an den 
Kläger und deſſen Ehefrau. Am 1. Juli 1909 fand die Auflaſſung 
ſtatt. Auf Anordnung des Magiſtrats mußte nun der Kläger die 
Kanaliſationsanlage in dem Grundſtück und den Anſchluß an den 
Straßenkanal entſprechend den Vorſchriften des Ortsſtatuts vom 
27. Juli 1906/23. April 1909 herſtellen laſſen. Dadurch entſtand 
ihm ein Koſtenaufwand von 2918,20 M. Dieſen Betrag nebſt 40% 
Zinſen ſeit Klagzuſtellung (24. Mai 1910) verlangte er von dem 
Beklagten erſetzt. Er behauptete, dieſer habe ihm bei den Kaufver⸗ 
handlungen und noch am Tage der Auflaſſung der Wahrheit zuwider 
ausdrücklich verſichert, die Kanaliſationsanlage im Innern des Hauſes 
ſei vollſtändig hergeſtellt, es bedürfe nur noch des Anſchluſſes an 
den Straßenkanal; er hafte daher wegen des Fehlens einer zuge⸗ 
ſicherten Eigenſchaft und wegen argliſtiger Täuſchung auf Schadenserſatz. 

Das Landgericht entſprach dem Klagantrage, es nahm an, daß 
der Beklagte dem Kläger eine zugeſicherte Eigenſchaft (die fertige 
Kanalifationdanlage) nicht gewährt und ihn darüber argliftig getäuſcht 
habe. 


Das Oberlandesgericht ſtimmte dem zweiten Grunde bei und 
wies die Berufung zurück. Aus den Gründen ſeines Urteils: 
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ehe Danach beſteht kein Zweifel, daß der Beklagte den 
wahren Sachverhalt kannte (nicht nur vermutete) und trotzdem verſchwieg. 
Aus den Fragen des Klägers hatte er erſehen, daß dieſer auf das 
Vorhandenſein einer dem Ortsſtatut entſprechenden fertigen Kanaliſations⸗ 
anlage Wert legte. Er handelte alſo argliſtig, wenn er die behörd⸗ 
lichen Auflagen und deren Nichterfüllung verſchwieg (vergl. RGZ. 62, 
149 ff.). | 

Der Kläger hat deshalb gegen ihn den Anſpruch auf das po- 
ſitive Vertrags⸗(Erfüllungs⸗) Intereſſe (RG. 59, 155 ff., 66, 335 ff.). 
Und zwar kann er, da inzwiſchen die Kanaliſationsanlage ausgeführt, 
die Naturalherſtellung (§S 249 BGB.) alſo nicht mehr möglich iſt, 
eine Geldentſchädigung verlangen ($ 251 BGB.). Auf die Abſchreibung 
eines entſprechenden Teils der Kaufgelderhypothek braucht er ſich nicht 
verweiſen zu laſſen. Er hatte einen mit dem Abſchluß des Ver⸗ 
trags fälligen Anſpruch auf das Vorhandenſein einer fertigen Kana⸗ 
liſationsanlage; der Hypothekenanſpruch iſt dagegen jetzt noch nicht 
einmal fällig (vergl. RGZ. 66, 339f.). 

Mit dem Einwand, der Kläger würde das Grundſtück auch bei 
Kenntnis des Mangels zu demſelben Preis gekauft haben, kann der 
Beklagte nicht gehört werden. Das Geſetz enthält keine ausdrückliche 
Regel darüber, auf welcher Grundlage ſich der Schadenderſatzanſpruch 
des Käufers bei argliſtigem Verſchweigen eines Mangels (§ 463 
BGB.) aufbauen ſoll. Wegen der Gleichheit des Rechtsgrundes iſt 
aber anzunehmen, daß er analog behandelt werden ſoll, wie die Art 
und der Umfang der Schadenshaftung bei Zuſicherung einer Eigen⸗ 
ſchaft. Der betrogene Käufer ſoll nach dem Willen des Geſetzes den 
Verkäufer an feinen falſchen Vorſpiegelungen über die Eigenfchaften 
der Kaufſache feſthalten können. Er ſoll alſo berechtigt ſein, den 
Verkäufer auf Schadenserſatz fo in Anſpruch zu nehmen, wie wenn 
dieſer ihm die Eigenſchaften vertragsmäßig zugeſichert, dann aber nicht 
gewährt hätte (RG. 66, 338). Ebenſowenig wie bei der Zuſicherung 
ſcheint daher bei der Vorſpiegelung einer Eigenſchaft für den Einwand 
Raum zu ſein, der Käufer ſei gar nicht geſchädigt, da er auch bei 
Kenntnis der wirklichen Sachlage zu demſelben Preis gekauft hätte. 
Gegen die Zulaſſung dieſes Einwands könnte auch angeführt werden, 
daß ſonſt der Betrüger beſſer geſtellt ſein würde, als der redliche 
Verkäufer, der ſich nach § 462 BGB. die Preisminderung gefallen 
laſſen muß und ſich nicht damit verteidigen kann, daß er bei Kenntnis 
des Mangels nicht billiger verkauft hätte (RGZ. 59, 158 Anm. 1). 
Es läßt ſich indes dagegen einwenden, daß dann, wenn der Käufer 
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auch bei Kenntnis des Mangels zu demſelben Preis gekauft hätte, 
zwiſchen der Vorſpiegelung und dem Eintritt des Schadens kein 
Kauſalzuſammenhang beſtehe. Bei der Zuſicherung freilich greift die 
Schadenshaftung Platz, ohne daß ein ſolcher konkreter Kauſalzuſammen⸗ 
hang nachgewieſen zu werden braucht. Das hängt aber mit dem 
Weſen der Zuſicherung zuſammen; ihre Erheblichkeit ergibt ſich daraus, 
daß ſie zum Vertragsbeſtandteil gemacht worden iſt; wird ſie nicht 
erfüllt, ſo entſteht dadurch ohne weiteres dem Käufer ein Schaden 
(abſtrakte Kauſalität). Anders liegt aber die Sache doch wohl, wenn 
es ſich um die Vorſpiegelung einer Eigenſchaft handelt. Sie begründet 
nur dann eine Haftung, wenn fie für den Vertragsabſchluß 
mitbeſtimmend war und der Schaden durch ſie eingetreten iſt. 
Beide Elemente des urſächlichen Zuſammenhangs laſſen ſich nicht 
trennen. Es muß alſo ein konkreter Kauſalzuſammenhang zwiſchen 
der Vorſpiegelung und dem Eintritt des Schadens beſtehen. 

Das war hier der Fall. (Wird näher ausgeführt.) 

Urteil des zweiten Zivilſenats vom 12. Juni 1911, 2 U 72/11 
(nach Meiningen). 


14. Der Grundbuchbeamte muß ſich beim Proto⸗ 
kollieren vergewiſſern, ob die von den Beteiligten 
gebrauchten grundbuchtechniſchen Ausdrücke ihrem 
wahren Willen entſprechen, wenn er nach Perſonen 
und Umſtänden Anlaß zu Zweifeln darüber haben 
muß; ſonſt verletzt er ſchuldhaft eine ihm den Be— 
teiligten gegenüber obliegende Amtöpflidht. § 839 
BGB., §§ 12, 29 GBO., § 27 altenb. AVzGBO. 

Das Gehöfte des Ehemannes des Klägerin war mit Hypotheken 
in folgender Rangordnung belaſtet: 
I. 5000 M. 
II. 2000 M. (Bankverein S.) 
III. 2000 M. 
IV. 2154 M. N 
Die durch die zweite Hypothek — eine Höchſtbetrags⸗Sicherungs⸗ 
hypothek — geſicherte Forderung wurde am 2. April 1908 durch 
Zahlung getilgt. Die Klägerin und ihr Ehemann — ein kleiner 
Zimmerer vom Dorfe — brachten beim Grundbuchamte an, daß 
dieſe Hypothek bezahlt ſei oder werde und „gelöſcht“ werden ſolle, 
und daß gleichzeitig eine Hypothek von ebenfalls 2000 M. zur Sicher⸗ 
ſtellung von Forderungen der Frau eingetragen werden ſolle. Ob 
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ſie dabei geäußert haben, die Hypothek ſolle mit dem Range der 
zur Erledigung kommenden II. Hypothek eingetragen werden, die 
Frau ſolle in dieſelbe Stelle, wie der Bankverein, eingetragen werden 
oder ähnliches, iſt ſtreitig. Der Grundbuchbeamte ließ ein Protokoll 
anfertigen, in dem der Chemann die Eintragung einer neuen Hypothek 
für die Klägerin bewilligte, die Vertreter des Bankvereins die Löſchung 
von deſſen Hypothek bewilligten und der Ehemann dieſe Löſchung 
beantragte. Das Protokoll wurde von allen Beteiligten genehmigt 
und unterſchrieben. Vor, bei und nach der Protokollierung iſt 
— wenigſtens nach der Darſtellung des Beklagten — über eine 
etwaige Verwertung der freiwerdenden II. Rangſtelle nichts verhandelt 
worden. Gemäß dem Protokolle wurde die II. Hypothek im Grund⸗ 
buche völlig gelöſcht, die bisher III. und IV. Hypothek rückten auf, 
und die Hypothek für die Klägerin wurde an letzter Stelle neu ein⸗ 
getragen. Nach etwa / Jahr kam das Grundſtück zur Zwangs⸗ 
verſteigerung, und die Klägerin fiel mit ihrer (IV.) Hypothek völlig 
aus. Die ihr vorgehende Hypothek wurde noch teilweiſe (mit etwa 
1200 M.) befriedigt. 

Die Klägerin fordert nun Erſatz des durch den Ausfall erlittenen 
Schadens von 2000 M. vom Staatsfiskus, da der Grundbuchbeamte 
den Schaden durch eine fahrläſſige Verletzung feiner Amtspflicht ver⸗ 
ſchuldet habe. Sie habe das Geld zur Abſtoßung der II. Hypothek 
hergegeben und verabredetermaßen dafür Sicherſtellung durch Hypothek 
an derſelben Rangſtelle erhalten ſollen. Das ſei auch dem Grund⸗ 
buchbeamten mitgeteilt worden. Dies beſtreitet jedoch der Beklagte. 

Das Landgericht hat kein Verſchulden des Grundbuchbeamten 
für nachgewieſen angeſehen und deshalb die Klage abgewieſen. 

Hiergegen hat die Klägerin Berufung eingelegt. 

Das Oberlandesgericht hat der Berufung teilweiſe ſtattgegeben, 
indem es den Schadenerſatzanſpruch zur Hälfte dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt hat. 

Schon der Sachverhalt, der ſich aus der Darſtellung des Be⸗ 
klagten und der Zeugen X und Y (Grundbuchrichter und Gerichts⸗ 
ſchreiber) ergibt, reicht aus, um ein fahrläffige Amtspflichtverletzung 
des Grundbuchbeamten feſtzuſtellen. 

Bei der Prüfung der Frage, ob dem Grundbuchbeamten eine 
ſolche Pflichtverletzung zur Laſt fällt, hat außer Betracht zu bleiben, 
welche Pflichten dem Amtsrichter im allgemenen bei der Beurkundung 
eines Rechtsgeſchäfts (nach FGG. 88 167ff., Altbg. AGzF GG. 88 4, 
34 ff.) oder ſonſtwie als Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit ob⸗ 
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liegen. Denn nach ſachſen⸗altenburgiſchem Rechte haftet der Staat 
nicht für den von einem Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ins⸗ 
beſondere einem Beurkundungsrichter, verſchuldeten Schaden. Der 
Staat haftet vielmehr nur in dem in $ 12 GBO. vorgefehenen 
Umfange, alſo nur für den Schaden, den ein Amtsrichter in ſeiner 
Eigenſchaft als Grundbuchbeamter durch fahrläſſige Amtspflichtverletzung 
verurſacht hat. Nun iſt aber allerdings der Pflichtenkreis des Grund⸗ 
buchbeamten enger als der des Urkundsbeamten (Notars, Beurkundungs⸗ 
richters). Bei der Beurteilung von Erklärungen, die einer Eintragung 
im Grundbuche als Unterlage dienen ſollen, hat er allerdings nicht 
auf das dieſen Erklärungen zugrunde liegende ſchuldrechtliche Ver⸗ 
hältnis (Kauſalgeſchäft) zurückzugehen und dieſes und den Zuſammen⸗ 
hang der dinglichen Willenserklärungen mit ihm zu prüfen. Das 
ergibt ſich aus der ganzen geſetzgeberiſchen Behandlung des Grund⸗ 
buchweſens. Schon im bürgerlichen (materiellen) Recht iſt der ſelb⸗ 
ſtändig das dingliche Recht begründende Vertrag vom Kauſalgeſchäft 
abgeſondert und zu einem abſtrakten Rechtsgeſchäft gemacht. Noch 
mehr aber iſt dieſer Gedanke im formellen Grundbuchrechte durch⸗ 
geführt; es ſteht völlig im Belieben der Beteiligten, ob ſie den Grund⸗ 
buchbeamten überhaupt in die ihren Bewilligungen und Anträgen 
zugrunde liegenden ſchuldrechtlichen Rechtsbeziehungen Einblick gewähren 
wollen, und wenn ſie es tun, ſo hat er kein Recht, aus dieſen Grund⸗ 
geſchäften irgendwelchen Anlaß zur Beanſtandung der begehrten Ein⸗ 
tragung zu entnehmen (vgl. §§ 12, 86 Altbg. AVzGBoO.). Seine 
Aufgabe beſchränkt ſich demgemäß auch bei der Protokollierung der 
Erklärungen auf das, was für das dingliche Recht von Bedeutung 
ift, die obligationenrechtlichen Grundgeſchäfte bleiben beiſeite — for 
weit dies die Art des dinglichen Rechtes, z. B. die Akzeſſorietät der 
Hypothek, überhaupt geſtattet. Auch die rein wirtſchaftliche Zweck⸗ 
mäßigkeit iſt natürlich nicht vom Grundbuchbeamten zu berückſichtigen. 

Immerhin aber hat der Grundbuchbeamte die Verpflichtung, die 
hiernach für das Grundbuchamt in Betracht kommenden Willens⸗ 
erklärungen der Beteiligten zu protokollieren (8 29 GBO.) 
Das ſchließt aber die Verpflichtung in ſich ein, daß er ſich die Ueber⸗ 
zeugung davon verſchafft, daß das, was die Parteien erklären, auch 
wirklich das iſt, was ſie erklären wollen, daß ſie eine Erklärung 
dieſes Inhalts überhaupt abgeben wollen. Er kann ſich nicht darauf 
beſchränken, nur mechaniſch das zu Papier zu bringen, was ihm die 
Partei vorſagt. 

Dieſe ſchon aus $ 29 GBO. herzuleitende Verpflichtung will 
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der § 27 der altenburgiſchen Ausführungs verordnung zur Grundbuch⸗ 
ordnung (1899 S. 146) nur hervorheben und erläutern. Dieſe 
Stelle der Verordnung will nicht ſelbſtändig eine beſondere landes⸗ 
geſetzliche Vorſchrift für die Amtstätigkeit des Grundbuchbeamten 
ſchaffen. Das darf man ſchon aus ihrer Entſtehung entnehmen. 
Wie in der Zeit vor dem deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuche, ſo 
ſchließt ſich auch bei deſſen Ausführung die Grundbuchgeſetzgebung 
in Sachſen⸗Altenburg gleich der in den beiden Fürſtentümern Reuß 
aufs engſte an die Geſetzgebung des Königreichs Sachſen an. Ins⸗ 
beſondere gilt dies auch von der Ausführung verordnung zur Grund⸗ 
buchordnung. Das ſächſiſche Vorbild hat nun — wohl im Anſchluß 
an die frühere Geſetzgebung (ſächſ. Gef. v. 1843 §§ 20, 140, ſpäter 
ſächſ. Gerichtsordnung §§ 89, 922, 93, Altenb. Geſ. v. 1852 88 19, 
143) — in $ 103 Abf. 2 beſtimmt, daß „das Grundbuchamt dem 
Antragſteller bei der Hebung eines Hinderniſſes behilflich“ ſein ſoll, 
das im Sinne des 18 GBO. der Eintragung entgegenſteht. Dieſe 
Beſtimmung, die auch in die Verordnung von Reuß ä. L. (1899 
S. 201, § 88 Abſ. 2) übergegangen iſt, war auch in den „vor⸗ 
läufigen Entwurf“ der altenburgiſchen Verordnung übernommen worden 
G 92 Abſ. 2). Die zu dieſem Vorentwurf ausgegebene Begründung 
bemerkte dabei: „Selbſtverſtändlich hat das Grundbuchamt den 
Beteiligten bei Erledigung von Grundbuchſachen auch ſonſt an die 
Hand zu gehen.“ Dieſer Satz der Begründung bildet zuſammen mit 
jenem Abſ. 2 (Behilflichſein bei Hebung von Hinderniſſen) offenbar 
die Quelle des § 27 der ſchließlich erlaſſenen Verordnung, der von dieſen 
beiden Gegenſtänden (Behilflichſein bei der Abfaſſung der Eintragungs⸗ 
unterlagen und Behilflichſein bei der Hebung von Hinderniſſen) handelt. 
Dieſer 8 27 war im Vorentwurfe noch nicht vorgeſehen, dagegen 
fehlt in der endgültigen Verordnung in § 89, der dem § 92 des Vor⸗ 
entwurfs entſpricht, der erwähnte Abſ. 2. Es iſt nun ſchon kaum 
anzunehmen, daß man im Wege bloßer Verordnung einen beſonderen 
altenburgiſchen, im Reichsrecht nicht ſchon begründeten Rechtsſatz habe 
ſchaffen wollen. Die altenburgiſche Geſetzgebung kennt ſonſt — von der 
Haftung für Hinterlegungsbeamte (§ 28 Altenb. AGz BGB.) ab⸗ 
geſehen — grundſätzlich keine Haftung des Staates für ſeine Beamten, 
und es iſt nicht anzunehmen, daß ſie in weiterem Maße, als das 
Reichsrecht verlangt, eine ſolche Haftung dem Staate auferlegen wollte, 
zumal da bisher (§ 143 des Grundbüchergeſetzes von 1852) das 
Gegenteil gegolten hatte. Sie hätte dies noch dazu in Abweichung 
von der Geſetzgebung der auf dieſem Gebiete rechtsverwandten Staaten 
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(Sachſen, beider Reuß) und der vieler anderer deutſcher Staaten getan. 
Vor allem aber ſpricht die mit „ſelbſtverſtändlich“ eingeleitete Faſſung 
der Begründung zum Vorentwurfe dafür, daß man bei dieſem ſchließlich 
in die Verordnung ſelbſt aufgenommenen Satze nur an eine aus- 
drückliche Folgerung und Hervorhebung einer ohnedies ſchon 
durch die Aufgabe und Stellung des Grundbuchbeamten begründeten 
Amtspflicht gedacht hat. Dieſe Pflicht iſt aber, wie ſchon ausgeführt, 
ſchon aus § 29 der Reich s grundbuchordnung zu entnehmen. 

Daß es ſich bei der in 8 29 GBO. vorgeſehenen Protokollierung 
nicht um eine nur mechaniſche Niederſchrift des Anbringens ſo, wie 
es lautet, handeln ſoll, erkennen auch die meiſten Ausführungsgeſetze 
zur GBO. (3. B. Preußen Art. 5; Sachſen Gef. vom 15. Juni 1900, 
S. 269, § 26 mit § 241; Altenburg $ 5) dadurch an, daß fie die 
Aufnahme des Protokolls durch den Richter (nicht auch Gerichts⸗ 
ſchreiber) anordnen. 

Iſt es aber richtig, daß der Grundbuchbeamte beim Protokollieren 
nach 8 29 GBO. für die Beurkundung des wirklichen Willens des 
Erklärenden zu ſorgen hat, ſo kann er ſich nicht immer damit be⸗ 
gnügen, den von den Beteiligten bei ihrem Anbringen gebrauchten, 
wenn auch an ſich juriſtiſch⸗techniſch ſcharf klingenden Ausdruck in 
deſſen buchſtäblichem oder techniſchem Sinne als die Wiedergabe ihres 
wahren Willens ohne weiteres hinzunehmen. Das Publikum, nament⸗ 
lich die kleinen Leute aus ländlichen Ortſchaften, verwendet die juriſtiſchen 
Fachausdrücke oft in einem Sinne, der nicht paßt und der verrät, 
daß der ſie Anwendende ſich über die in Frage kommenden Rechts⸗ 
begriffe überhaupt nicht klar iſt. Dem Richter der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit wird es z. B. häufig vorkommen, daß die Bauern von 
einem „Teſtament“ ſprechen, wo ſie einen Gutsüberlaſſungsvertrag unter 
Lebenden mit Ueberweiſungen auf den künftigen Erbteil meinen. Aehnliche 
falſche Bezeichnungen kommen vielfach auch im Grundbuchverkehr vor. 
Einen Antrag, für ein Wegerecht, für ein Herbergsrecht, für eine Ali⸗ 
mentation eines Auszüglers eine „Hypothek“ einzutragen, wird der 
Grundbuchbeamte nicht ſo protokollieren dürfen. Aber auch, wo der 
Mißgriff im Ausdrucke nicht ſo augenfällig iſt, der gebrauchte Aus⸗ 
druck vielmehr an ſich geeignet iſt, ſo, wie er wörtlich lautet, zur 
Ausführung gebracht zu werden, wird der Grundbuchbeamte bei der 
Protokollierung dennoch oft Anlaß haben, ſich zu vergewiſſern, ob 
der Ausdruck dem wirklich Gemeinten entſpricht. So ſteht es auch 
mit dem Ausdruck „Löſchung“. Der Laie im Grundbuchweſen, 
namentlich der kleine Landbewohner, hat in der Regel keine Ahnung 
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von der „Eigentümerhypothek“; weder die geſetzgeberiſche — wenig 
überſichtliche — Formulierung noch überhaupt die Materie ſelbſt iſt 
ihm leicht verſtändlich; daß er ein völlig klares Bild habe, kann man 
bei ihm nicht unterſtellen. Er denkt nicht an eine Scheidung zwiſchen 
Hypothekforderung und Hypothek. Wenn er alſo von Löſchen ſpricht, 
ſo kann man in der Regel nicht annehmen, daß der zwiſchen Erlöſchen 
der Hypothekenforderung und Aufhebung der Hypothek klar unter⸗ 
ſcheiden will. Er kann unter Löſchung der Hypothek ebenſogut eine 
Eintragung über das Erlöſchen der Hypothekforderung meinen. Er 
denkt, wenn er bezahlt hat, naturgemäß eher daran, daß dieſe 
Forderung nicht mehr für dieſen Gläubiger eingetragen ſtehen 
bleiben ſoll; ein Intereſſe daran, daß das gonze dingliche Recht, 
auch ſoweit es durch die Zahlung auf ihn ſelbſt übergeht, völlig aus 
dem Grundbuche verſchwinden ſolle, wird er kaum haben und daher 
auch nicht verfolgen wollen, wenn er nun ſagt: Der Gläubiger iſt 
bezahlt, es ſoll gelöſcht werden. Er meint eine Eintragung, die dieſen 
Gläubiger verhindert, ſich in Zukunft zur weiteren Geltendmachung 
ſeiner Forderung noch auf das Grundbuch berufen zu können. Man 
kann daher in der Regel nicht unterſtellen (was das Landgericht 
tut), daß der einfache Mann vom Lande, wenn er beim Grundbuch- 
richter lediglich anbringt: „Dieſe Hypothek iſt bezahlt und ſoll „gelöſcht“ 
werden“, mit dem „wohlüberlegten Entſchluſſe“ kommt, wirklich eine 
völlige Löſchung der Hypothek und ein Aufrücken der Nach⸗ 
hypotheken eintreten zu laſſen und alſo von der durch die Bezahlung 
etwa erlangten Eigentümerhypothek keinen Gebrauch zu 
machen. Wo aber nach der Perſönlichkeit des Erklärenden und dem 
Gegenſtande des Anbringens ſich für den Grundbuchbeamten Anlaß 
ergibt, zu zweifeln, ob der gewählte Ausdruck, insbeſondere nur in 
wortkargſter Rede angewendet, auch wirklich im techniſchen Sinne 
gemeint iſt, da iſt es ſeine Pflicht, ſich bei der Protokollierung durch 
geeignete Fragen — etwa unter Vorbehalt der verſchiedenen Be⸗ 
friedigungsrang⸗Folgen — zu vergewiſſern, den Zweifel zu beſeitigen, 
indem er den Anbringenden zu einer klaren Aeußerung und nötigen⸗ 
falls erſt noch zu einer klaren Entſchließung veranlaßt. Ob dieſe Ent⸗ 
ſchließung auch zweckmäßig ausfällt, mag nicht ſeine Sorge ſein. 
Er hat aber zu klären, welche Art der Eintragung der Anbringende 
wirklich meint. | 

Dieſe Pflicht hat nun im vorliegenden Falle der Grundbuch 
beamte bei der Protokollierung des Anbringens der Klägerin und 
ihres Ehemannes fahrläſſig außer acht gelaſſen. Daß auch für ihn 
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Zweifel der erörterten Art über die Zuverläſſigkeit der Ausdrucksweiſe 
der Beteiligten auf Grund ſeiner Erfahrungen auftauchen konnten 
und hätten auftauchen ſollen, muß bei dieſen Zweifeln ohne weiteres 
angenommen werden. Denn dieſe haben ja ihre Begründung in der 
Natur der Perſönlichkeiten und ihres Standes und Bildungsgrades 
und des Gegenſtandes der Erklärungen, alſo in Umſtänden, die auch 
bei ſeinem Publikum zutreffen. 

Er hätte daher wohl ſchon, wenn lediglich von der Bezahlung 
der Hypothek und von deren „Löſchung“ die Rede geweſen wäre, 
Anlaß gehabt, ſich zu vergewiſſern, ob wirklich der Eigentümer bei 
dem Ausdruck „Löſchen“ eine völlige Löſchung des dinglichen Rechtes 
oder vielleicht nur eine Eintragung des Erlöſchens der Forderung 
(alſo einen Umſchreibungsvermerk) im Sinne habe. 

Doch braucht hierauf allein die Entſcheidung nicht geſtützt zu 
werden. Denn es lagen noch andere Gründe vor, die auch abgeſehen 
von dem aus allgemeinen Gründen ohnehin ſchon gerechtfertigten 
Zweifel hier nach beſonders zu Zweifeln an der Uebereinſtimmung 
zwiſchen Wille und Ausdruck Anlaß bieten mußten. 

Schon die Gleichzeitigkeit des Anbringens, daß die zweite 
Hypothek bezahlt ſei, und des Anbringen, daß eine Hypothek eingetragen 
werden ſolle, und die Gleichheit der Beträge der eingetragenen 
zweiten (wenn auch nur Sicherungs⸗) Hypothek und der neu bewilligten 
Hypothek — je 2000 M., — hätte zu dem Zweifel Anlaß bieten ſollen, 
ob denn wirklich der Eigentümer es ablehnen wolle, die durch die 
Bezahlung freiwerdende Hypothekſtelle für die beabſichtigte hypo⸗ 
thekariſche Sicherſtellung der Forderung ſeiner Frau zu verwerten, 
wenn er von Löſchung ſpreche. Hier lag ja gerade ein typiſcher Fall 
vor für die Wiederverwendung der Rangſtelle, den Grundgedanken 
der Einrichtung der Eigentümerhypothek. 

Der Zweifel mußte verſtärkt werden, wenn der Grundbuchrichter 
aus dem Grundbuch ſelbſt oder aus der den Grundakten vor⸗ 
gehefteten Grundbuchblatt⸗Abſchrift erſah, daß hinter der zur Erledigung 
kommenden II. Hypothek noch eine III. und IV. Hypothek 
von über 4150 M. ſtanden, die beim Löſchen der II. Hypothek auf⸗ 
rückten und hinter die die Ehefrau mit ihrer Hypothek zu ſtehen 
kam, wenn ſie nicht die freiwerdende II. Hypothek übertragen erhielt. 
Dies alles aber konnte dem Grundbuchrichter nicht entgehen, Denn 
zur klaren, zuverläſſigen und ordnungsmäßigen Abfaſſung des Protokolls 
— ſchon wegen der nach 8 28 GBO erforderlichen Bezeichnung — 
mußte er das Grundbuchblatt oder die Blattabſchrift aufſchlagen. 
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Aus dem Inhalte des Grundbuchblattes mußte er aber auch — 
in der Eigentümerabteilung — erſehen, daß ſchon ein Zwangsver⸗ 
ſteigerungs verfahren ſchwebte. Auch das mußte wohl Zweifel 
darüber erwecken, ob denn wirklich die Ehefrau, die doch ſichergeſtellt 
werden ſollte, nur an der hinterſten Rangſtelle eingetragen werden 
ſollte, obwohl ſich die Möglichkeit bot, ihr die zweite Rangſtelle ein⸗ 
zuräumen, und ob ſtatt der Ehefrau den im Anbringen doch gar 
nicht erwähnten Gläubigern der III. und IV. Hypothek eine beſſere 
Rangſtellung verſchafft werden ſollte. | 

Alle dieſe beſonderen Umſtände hätten den Grundbuchbeamten 
zu aufklärenden Fragen über den Sinn des „Löſchungs“⸗Begehrens 
veranlaſſen ſollen. Es handelt ſich dabei nicht etwa lediglich um 
Fragen der Zweckmäßigkeit der einen oder anderen zuläſſigen 
Rechtsgeſtaltung, ſondern um die Feſtſtellung des Inhalts des zu 
protokollierenden Anbringend. Dieſe aufklärenden Fragen mußte er 
daher ſelbſt dann ſtellen, wenn ihm in feiner Weiſe erkennbar geworden 
war, daß die Eintragung der Hypothek für die Klägerin im inneren 
wirtſchaftlichen Zuſammenhange mit der Erledigung (Bezahlung) der 
zweiten Hypothek ſtand, daß ſie erfolgen ſollte für das Geld, das 
die Klägerin gerade zur Bezahlung der Bankvereinshypothek hergegeben 
hatte. Er hätte ſelbſt ohne ſolchen Zuſammenhang, wenn 
z. B. der Eigentümer aus eigenen Mitteln den Bankverein befriedigt 
hätte und die Hypothek für die Frau für eine längſt vorher ſchon be⸗ 
gründet geweſene Einbringensforderung hätte eingetragen werden 
ſollen, zu ſolchen Zweifeln und Fragen kommen müſſen; denn auch 
dann kam die Wahrung und Einräumung der 2. Rangſtelle und das 
Verhüten des Aufrückens der anderen Hypotheken in Frage. 

Durch irgendwelche aufklärende Fragen hätte der Grundbuchbeamte 
aber ſicherlich von der Klägerin oder ihrem Manne erfahren, daß 
die Klägerin die freiwerdende 2. Rangſtelle erhalten ſollte. Denn daß 
ſie dies erklären wollte, kann nach den Bekundungen des beeideten 
Zeugen Fra. nicht zweifelhaft ſein. Danach war das kurz zuvor in 
den Geſchäftsräumen des Bankvereins ausdrücklich beſprochen worden. 
(Es folgen weitere Beweiswürdigungen zu dieſem Punkte.) 

Der Grundbuchbeamte hat alſo fahrläſſig eine ihm der Klägerin 
(und ihrem Manne) gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt. Wie 
weiter unten noch näher zu erörtern iſt, iſt der Klägerin daraus 
Schaden entſtanden, den ſie nicht durch Gebrauch eines Rechtsmittels 
abwenden konnte und für den ſie nicht auf andere Weiſe als vom 
Staate Erſatz zu erlangen vermag. Die Verantwortlichkeit für dieſen 
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Schaden, die deshalb nach 8 839 BGB. gegen den Grundbuchbeamten 
begründet ſein würde, trifft nach § 12 Reichsgrundbuchordnung an 
Stelle des Beamten den Staat, in deſſen Dienſte er ſteht. 

Ob und in welchem Umfange die Klägerin Schadenerſatz ver⸗ 
langen kann, hängt aber, wenn bei der Entſtehung des Schadens 
ein Verſchulden der Klägerin mitgewirkt hat, von den 
Umſtänden, insbeſondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend 
von dem Grundbuchbeamten oder von der Klägerin verurſacht worden 
iſt (§ 254 BGB.). Ein Verſchulden der Klägerin hat nun aber mit⸗ 
gewirkt. 

Geht man von der bisher unterſtellten Sachlage aus — daß 
die Klägerin und ihr Mann dem Grundbuchbeamten nichts davon 
geſagt haben, daß die Klägerin die zweite Rangſtelle erhalten ſolle, 
oder wenigſtens, daß fie es ſei, die das Geld zur Befriedigung des 
Bankvereins hergebe — ſo trifft ſie ein Verſchulden, eine vermeidbare 
Vernachläſſigung ihrer Intereſſen, inſofern, als ſie weder vorher den 
Grundbuchbeamten möglichſt klar über ihre Abſichten unterrichtet haben, 
noch auch beim Vorleſen des Protokolls darauf geachtet haben, ob 
das Niedergeſchriebene ihren Wünſchen entſprach, und da es nichts 
über den Rang ſagte, den Zweifel, der ihnen deswegen auftauchen 
mußte, nicht wenigſtens durch eine Frage, ob denn damit der ge⸗ 
wünſchte Rang auch geſichert ſei, zum Ausdrucke gebracht haben. In 
dieſem Sinne war die Frage der Klägerin beim Weggehen: „Es iſt 
doch nun gut? Meine Hypothek kommt doch nun herein?“ nicht ge⸗ 
ſtellt. Nach der landläufigen Ausdrucksweiſe bedeutet das nur: Wit 
haben doch nun alles getan, was zur Eintragung in das Grundbuch 
notwendig iſt? Die Hypothek kommt doch nun herein ins Grundbuch? 
Auf ein Hereinkommen in eine beſtimmte Rangſtelle innerhalb des 
Grundbuchblattes will die Wendung nicht hinaus. Aber ſelbſt wenn 
ſie ſo gemeint geweſen wäre, würde ſie bei ihrem Wortlaute für den 
Grundbuchbeamten nicht in dieſem Sinne verſtändlich geweſen ſein. 
Hätte aber die Klägerin (oder ihr Mann) bei der Vorleſung des 
Protokolls noch etwas von der Rangregelung geſagt, ſo wäre ſicher⸗ 
lich die der Klägerin nachteilige Rangregelung verhütet worden. Das 
Verſchulden, das in der mangelhaften Darlegung vor der Protokoll⸗ 
abfaſſung liegt, fällt aus denſelben Gründen, aus denen oben eine 
Pflicht des Grundbuchbeamten hergeleitet wurde, ſich über den wahren 
Willen der Erklärenden zu vergewiſſern, weniger ins Gewicht, als 
das Verſchulden bei der Vorleſung, die doch eben dazu dienen ſoll, 
daß der Erklärende prüfen ſoll, ob der Protokollierende ihn richtig 
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verſtanden hat und das Niedergeſchriebene ſeinen Wünſchen ent⸗ 
ſpricht. Wägt man nun das Verſchulden des Beamten und das 
der Klägerin und ihre Mitwirkung zur Verurſachung des Schadens 
miteinander ab, ſo ergibt ſich, daß ſich beide ungefähr das Gleich⸗ 
gewicht halten; der Beamte war mehr bewandert in der Behandlung 
ſolcher Fragen, die Klägerin aber mußte am beſten wiſſen, worauf 
es ihr ankam, und deshalb, wenn nicht ſchon von vornherein für 
eine klare Mitteilung ſorgen, ſo doch ſpäteſtens bei der Prüfung der 
Niederſchrift darauf achten, ob dies darin zum Ausdruck kam, und 
als ſie davon nichts hörte, es zur Sprache bringen. So iſt der 
Schaden je zur Hälfte herüber und hinüber zur Laſt zu legen. 

Nun will die Klägerin allerdings behaupten und beweiſen, daß 
die bisher unterſtellte Sachlage dem wahren Hergange inſofern nicht 
entſpreche, als ſie oder ihr Mann eben doch dem Grundbuchrichter 
geſagt habe, ſie wollten die Hypothek des Bankvereins „abſtoßen“ 
und die Klägerin ſolle „in dieſelbe Stelle“ eingetragen werden, „ſonſt 
zahle ſie das Geld nicht“. Es iſt klar, daß, wenn dies wahr wäre, 
das Verſchulden des Grundbuchbeamten ein noch größeres wäre, als 
nach der bisherigen Unterſtellung. Indes, es bedarf darüber doch 
keiner weiteren Beweiderörterungen. Denn das Verhältnis zwiſchen 
dem Verſchulden und Verurſachen des Beamten und dem der Klägerin 
würde ſich auch dann nicht verſchieben; es würde auch dann beides 
gleich hoch zu veranſchlagen ſein. Denn unter ſolchen Umſtänden 
wüchſe auch das eigene Verſchulden der Klägerin, das in der Nicht⸗ 
rüge des Protokolls und in der Unterlaſſung von Zweifelsfragen liegt. 
Denn wäre die Klägerin von vornherein ſich ſo vollkommen klar 
darüber geweſen, daß ſie die Rangfrage beim Anbringen beſonders 
zur Sprache zu bringen habe, ſo muß ihr um ſo mehr zur eigenen 
Schuld angerechnet werden, wenn ſie die als weſentlich erkannte Er⸗ 
klärung nicht in dem aufgenommenen Protokoll alsbald vermißte und, 
ohne ſich zu vergewiſſern, warum ſie nicht mit niedergeſchrieben 
ſei, ob dies vielleicht nur auf einem Verſehen beruhe, ſich einfach 
dabei beruhigte, daß ſie annahm, die Protokollierung ſei vielleicht 
nicht nötig. So gut ſie ſich zu ihrer Vergewiſſerung die Frage ge⸗ 
traute, ob denn nun die Hypothek hereinkomme (ins Grundbuch), ſo 
gut hätte ſie auch die Frage ſtellen können, ob denn das Nieder⸗ 
geſchriebene nun auch zur Erlangung „derſelben Stelle“ genüge. 

Auf alle Fälle iſt alſo die Klage zur Hälfte wegen eigenen Ver⸗ 
ſchuldens der Klägerin abzuweiſen: zur anderen Hälfte aber iſt der 
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ſofern noch ſeine ſonſtigen Vorausſetzungen gegeben ſind. es trifft 
aber zu. 

Zunächſt kommt nicht in Frage, daß die Klägerin ſchudhaſt 
unterlaſſen hätte, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels 
abzuwenden ($ 839 Abſ. 1). Denn weder gegen die Beurkundung 
noch gegen die auf ihr beruhenden Eintragungen ſtand ihr die An⸗ 
rufung einer höheren Inſtanz offen (§ 71 Abſ. 1 und 2 Satz 1 GBBd. 

Sodann gehört zur Begründung des Schadenderſatzanſpruchs 
wegen nur fahrläſſiger Pflichtverletzung des Grundbuchbeamten 
weiter noch, daß die Klägerin den Erſatz ihres Schadens (den ſie 
auf 2000 M. angibt) nicht auf andere Weiſe zu erlangen 
vermag (BGB. 8 839 Abſ. 1 Satz 2). Sie hat allerdings zunächſt 
noch einen Anſpruch gegen ihren Mann als den perſönlichen Schuldner 
(ſei es als Darlehnsempfänger, ſei es kraft des Güterſtandes §8 1394, 
1391 II). Aus dem Vortrag über die Hypotheken und Zwangs⸗ 
verſteigerungsverhältniſſe und den Zeugenausſagen ergibt ſich aber, 
daß von dem Manne voller Erſatz nicht zu holen iſt. Bereits 1903 
läßt ein Verwandter eine Zwangshypothek gegen ihn eintragen. Im 
Auguſt 1907 wird die Einleitung des Zwangsverſteigerungsverfahrend 
angeordnet. Auf Grund von Urteilen aus Dezember 1907 und 
Januar 1908 tritt der S.er Bankverein dem Verfahren bei. Der 
Zeuge Bankbeamter Fri. ſchildert den Mann als ſäumigen Zahler. 
Die Klägerin ſelbſt will anfangs April 1908 nur gegen zweitftellige 
Hypothek Geld hergeben. Schon am 26. Oktober 1908 wird wiederum 
die Zwangsverſteigerung angeordnet, und nun kommt es am 7 Jan. 
1909 zur Verſteigerung. Damit iſt der Ehemann offenbar um ſein 
weſentlichſtes Vermögen gekommen. Daß er ſonſt noch nennenswertes 
Vermögen beſeſſen hätte und beſäße, muß nach dem Vorausgegangenen 
als ausgeſchloſſen gelten. Die Vorausſetzung, daß auf andere Weiſe 
als vom Staate kein Erſatz zu erlangen ſei, iſt alſo mindeſtens teil. 
weiſe erfüllt. Zugleich iſt mit der Wertloſigkeit des perſönlichen 
Forderungsrechts auch feſtgeſtellt, daß der Ausfall in der Zwangs⸗ 
verſteigerung für die Klägerin ohne weiteres einen „Schaden“ bedeutet. 

Daß aber dieſer Schaden mit der den Abſichten der Klägerin 
nicht entſprechenden Protokollierung des Grundbuchbeamten in ut’ 
ſächlichem Zu ſammenhange ſteht, beſtreitet der Beklagte zu 
unrecht. Denn bei der von der Klägerin n Rangregelung 
würde fie den Ausfall nicht gleichwohl erlitten haben. In dem (letzten) 
Verſteigerungsverfahren war der Ger Ktedit⸗ und Sparverein be 
treibender Gläubiger. Dieſer hatte urſprünglich die III. Hypother 
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Wäre die II., die des Bankvereins S., nicht gelöſcht worden, ſondern 
(durch unmittelbare Abtretung von dieſem oder durch Umſchreibung 
und Umwandlung einer entſtandenen Eigentümergrundſchuld in eine 
Hypothek für eine neue, der Klägerin zuſtehende Forderung) auf die 
Klägerin ubertragen worden, fo wäre nach dem Deckungsprinzip 
(§§ 44, 52, 92 Zw VG.) dieſe II. Hypothek von dem Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren, auch wenn es zum Zuſchlage kam, überhaupt 
nicht berührt worden. Aber auch in dem — übrigens ja gar nicht 
eingetretenen — Falle, daß die Gläubigerin der erſten Hypothek die 
Zwangsverſteigerung betrieben hätte, wäre nach den tatſächlichen Er⸗ 
gebniſſen der Verſteigerung vom 7. Januar 1909 und den bei den 
Verſteigerungen erfolgten amtlichen Schätzungen kaum ein unter 
5000 M. Vorhypothek und 2000 M. zweiter Hypothek nebſt Zinſen, 
Laſten und Koſten zurückbleibender Verſteigerungserlös zu befürchten 
geweſen. 

Im übrigen iſt der Betrag des Schadens in der Berufungs⸗ 
inſtanz nicht näher zu erörtern, da er ſchon in erſter Inſtanz, wie 
auch der Grund des Anſpruchs, beſtritten worden iſt und daher die 
Sache zur Verhandlung und Entſcheidung über den Betrag in die 
erſte Inſtanz zurückverwieſen werden muß (§ 538 No. 3 ZPO.) 

Urteil des 3. ee vom 21. März 1910, U 9/10 (nach 
Altenburg). 


15. Straßenanliegerbeiträge nach Meiningiſchem 
Recht. Zuläſſigkeit des Rechtswegs. Begriff der 
bebauten Straße und des bebauten Straßenteils. 
Die Stadt Sonneberg hat auf Grund des Meiningiſchen Ge- 

ſetzes vom 16. März 1888 am 18. Juni 1909 unter Aufhebung 

des auf demſelben Geſetz beruhenden Ortsgeſetzes vom 20. Dezember 

1888 ein neues Ortsgeſetz für alle ſchon beſtehenden bisher unbebauten 

und alle neu zu eröffnenden Straßen und Straßenteile der ſtädtiſchen 

Flur erlaſſen, wonach die bauenden Anlieger ihr die Koſten der Straße 

zu erſetzen haben. Der Klägerin gehört ein an der Bahnhofſtraße 

in Sonneberg gelegenes Grundſtück von 21,5 m Länge. An das 

74, m lange an der Straße ſtehende Wohn⸗ und Geſchäftshaus 

baute ſie im Jahre 1911 an der Straße in der ganzen Länge des 

Grundſtücks einen Anbau an. Zugleich baute ſie das Haus um. 

Die Beklagte zog deshalb von ihr 1260 M. als Beitrag zu den 

Straßenkoſten für die ganze Länge des Grundſtückes ein. Die Klägerin 


zahlte unter Vorbehalt der Rückforderung. 
8* 
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| Sie verlangt von der Stadt die Rückzahlung dieſer Summe, 
indem ſie ſich darauf beruft, daß unſtreitig ſchon vor 1888 die Bahn⸗ 
hofſtraße angelegt und an ihr Gebäude errichtet waren, daß auch 
das Wohn⸗ und Geſchäftshaus ſchon im Jahre 1888 geſtanden hat 
und im Jahre 1894 in der ganzen Grundſtückslänge ein Hinter⸗ 
gebäude errichtet worden iſt. 

Die Beklagte hat geltend gemacht, der Rechtsweg ſei auf Grund 
des Art. 10 Nr. 5 des Meiningiſchen Geſetzes vom 15. März 1897 un⸗ 
zuläſſig. Uebrigens habe der bis zum Jahre 1911 frei gebliebene 
Teil des Grundſtückes der Klägerin dem betreffenden Straßenteil die 
Eigenſchaft eines unbebauten erhalten und der Umbau des Wohn⸗ 
und Geſchäftshauſes ſei ſo umfangreich geweſen, daß er ſich als 
ein Neubau darſtelle. 

Das Landgericht hat die Beklagte nach dem Klagantrage ver⸗ 
urteilt. Die Berufung iſt aus folgenden Gründen zurückzuweiſen: 

I. Sind Streitigkeiten wegen Heranziehung der Straßenanlieger 
zu den Straßenkoſten dem Rechtsweg entzogen, ſo läßt ſich nicht, 
wie die Klägerin annimmt, die Zuläſſigkeit des Rechtsweges dadurch 
begründen, daß der Rückforderungsanſpruch auf ungerechtfertigte Be⸗ 
reicherung nach 8 812 BGB. geſtützt wird. Denn auch dann iſt 
der Gegenſtand des Streits die öffentlichrechtliche Verpflichtung (vgl. 
RG. 70, 398). 

Das Landgericht hat aber zutreffend auf Grund der Beſtim⸗ 
mungen des Meiningiſchen Landesrechts den Rechtsweg für zuläſſig 
erklärt. 

Art. 1 der Meiningiſchen Verordnung vom 16. Juni 1829 über 
die Kompetenzverhältniſſe zwiſchen den Gerichten und den Regierungs⸗ 
und Verwaltungsbehörden beſtimmt, daß öffentliche Abgaben zur 
Landesſteuerkaſſe und andere Leiſtungen für den Staat auf dem ver⸗ 
faſſungsmäßigen Wege ausgeſchrieben und von den Einzelnen un⸗ 
weigerlich geleiſtet werden müſſen, ſelbſt in dem Falle, daß der Ein⸗ 
zelne die Geſetzeswidrigkeit der Abgabe überhaupt oder der ihm ge⸗ 
ſchehenen individuellen Anforderung behauptet; daß aber ein jeder 
in einem ſolchen Falle das Recht habe, dieſe angebliche Geſetzwidrigkeit 
auf gerichtlichem Wege auszuführen und das zuviel Gezahlte zurück⸗ 
zufordern. Nach Art. 49 ſollen nach den in dem vorſtehenden Artikel 
entwickelten Grundſätzen auch andere darin nicht ausdrücklich ent⸗ 
ſchiedene Fälle und Verhältniſſe beurteilt werden, die Behörden ſollen 
aber dieſe Fälle ſammeln und berichtlich anzeigen, um dereinſt wei⸗ 
tere Verordnungen über dieſelben treffen zu können. Dadurch iſt nicht 
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etwa nur, wie die Beklagte meint, eine künftige Regelung für ähn⸗ 
liche Verhältniſſe in Anſicht geſtellt, ſondern die analoge Anwendung 
der Verordnung auf ähnliche Verhältniſſe bis zum Erlaß einer be⸗ 
ſonderen, etwas anderes beſtimmenden Verordnung vorgeſchrieben. 
Die Beiträge der Straßenanlieger zu den Straßenkoſten ſind zwar 
nicht allen Gemeindegliedern, ſondern nur beſtimmten Perſonen auf⸗ 
erlegt, das tut aber ihrer Eigenſchaft als Gemeindeabgaben keinen 
Abbruch (vgl. Friedrich s⸗ v. Strauß u. Torney, Preuß. Flucht⸗ 
liniengeſetz von 1875, [3.] Bem. 10 zu § 15). Gemeindeabgaben find 
mittelbare Staatsabgaben. Mit ihnen erfüllt die Gemeinde Auf⸗ 
gaben, die an ſich dem Staate obliegen und die er ihr übertragen 
hat. Es iſt daher nicht zweifelhaft, daß Gemeindeabgaben und dem⸗ 
nach Straßenanliegerbeiträge unter Art. 49, 1 der Verordnung vom 
16. Juni 1829 fallen. Unrichtig iſt die Anſicht der Beklagten, Art. 19 
der Verordnung ſchließe für ſolche Abgaben den Rechtsweg aus. Dort 
heißt es, die Landesregierung habe, ſofern bei den Leiſtungen zu 
öffentlichen Zwecken Straßen⸗ und Brückenbau . . Ges 
meindeanlagen und Gemeindeverhältniſſe in Sprache kommen, das 
Recht und die Pflicht, die Art der Aufbringung als Sache der Ver⸗ 
waltung zu ordnen, und es müſſe dieſer Anordnung, was die laufenden 
Bedürfniſſe betreffe, unweigerlich Folge geleiſtet werden; wenn aber 
einzelne Gemeindeglieder oder Klaſſen derſelben beſondere Statuten 
und vertragsmäßige Rechte behaupten, ſo ſoll ihnen die rechtliche 
Ausführung nachgelaſſen bleiben. Hier iſt nur von der Befugnis 
der Landesregierung, allgemein die Art der Aufbringung von öffent⸗ 
lichen Leiſtungen in bezug auf die Gemeindeverhältniſſe zu beſtimmen, 
die Rede. Gegen ſolche Verordnung ſoll nur unter Berufung auf 
wohlerworbene Rechte der Rechtsweg zugelaſſen ſein. Daß aber der 
Rechtsweg nicht zugelaſſen ſein ſolle, wenn jemand ſich auf eine ſolche 
Verordnung ſtützt und ihre unrichtige Anwendung im Einzelfalle rügt, 
ſagt Art. 19 nicht. Das Meining. Geſetz vom 26. März 1888 und 
das darauf beruhende Ortsgeſetz der Beklagten ſind ſolche Verordnungen. 
Die Klägerin greift nicht etwa das Ortsgeſetz an, ſie ſtellt ſich im 
Gegenteil auf ſeinen Boden und behauptet, die Beklagte habe da⸗ 
gegen verſtoßen. Für ſolchen Fall hat Art. 1, 49 der Verordnung 
dem die Abgabe Zurückfordernden den Rechtsweg eröffnet. 

Eine gegenteilige Vorſchrift, wie ſie Art. 49 der Verordnung 
als möglich der Zukunft überließ, iſt ſeitdem nicht erlaſſen. Das 
Geſetz vom 26. März 1888, das dem Ortsgeſetz zugrunde liegt, hat 
an dem Rechtszuſtand nichts geändert. Es hat weder für den Rechts⸗ 
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weg noch für den Verwaltungsweg etwas beſtimmt. Auch das Ge⸗ 
ſetz vom 15. März 1897 über das Verwaltungsſtreitverfahren hat 
den Rechtsweg beſtehen laſſen. Zwar beſtimmt es in Art. 10 Nr. 5. 
daß die Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren in Streitigkeiten 
über Anſprüche aus dem Geſetz vom 26. März 1888 und den auf 
Grund desſelben erlaſſenen Ortsſtatuten ſtattfinde, und es iſt nicht 
zweifelhaft, daß dazu auch ein Anſpruch auf Rückzahlung unrecht⸗ 
mäßig eingezogener Beiträge gehört. Indes beſtimmt Art. 2 Abſ. 2, 
daß durch die Entſcheidung der Verwaltungsgerichte die Beſchreitung 
des Rechtsweges, ſoweit er geſetzlich zuläſſig ſei, nicht ausgeſchloſſen 
werde. Die Auslegung, die die Beklagte dieſer Vorſchrift geben will, 
iſt unzutreffend. Es ſollte nicht ausgeſprochen werden, daß die ordent⸗ 
lichen Gerichte über die Zuläſſigkeit des Rechtswegs zu entſcheiden 
haben (8 17 GVG.) oder daß bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, für die 
nicht die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichtsbarkeit begründet ſei, 
vor die ordentlichen Gerichte gehören ($ 13 GWG.). Vielmehr ergibt 
der klare Wortlaut, daß die Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
nicht zu einer Einſchränkung der Zuſtändigkeit der ordentlichen Ge⸗ 
richte führen ſollte. Soweit in den folgenden Artikeln des Geſetzes 
Rechtsverhältniſſe der Verwaltungsgerichtsbarkeit unterworfen ſind, 
ſollte dies unbeſchadet des Rechtswegs, ſoweit er bisher dafür zuläſſig 
war, gelten. Für dieſe Fälle hat alſo das Geſetz keine ausſchließliche 
Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte begründen wollen. Das ergibt 
ſich auch aus der Verweiſung auf die Verordnung vom 16. Juni 
1829 in der Regierungsbegründung zum Geſetzentwurf. Wenn in 
der Begründung ferner auf $ 17 GVG. Bezug genommen wurde, 
ſo ſollte das nur darauf hinweiſen, daß es mit Rückſicht auf § 17 
GWG. einer beſonderen Beſtimmung, weſſen Entſcheidung für die 
Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs im einzelnen Falle maßgebend 
ſei, nicht bedürfe. § 13 GVG. greift ſchon deshalb nicht ein, weil 
er ſich nur auf bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten bezieht, während der 
Streit der Parteien öffentlichrechtlicher Natur iſt. Für ſolche Streitig⸗ 
keiten gilt $ 4 EGzGVG., der der Landesgeſetzgebung geſtattet, fie 
den ordentlichen Gerichten zu übertragen. Sodann ſetzt $ 13 GVG. 
voraus, daß die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte als eine aus⸗ 
ſchließliche geregelt iſt. Ob dieſe Vorausſetzung vorhanden iſt, richtet 
ſich nach den beſonderen Landesgeſetzen. Im Meiningiſchen Geſetz 
vom 15. März 1897 fehlt dieſe Vorausſetzung, inſofern es für gewiſſe 
öffentlichrechtliche Anſprüche den Rechtsweg auftecht erhalten hat. 
Es hat für dieſe Anſprüche ſich darauf beſchränkt, zur Sicherung 
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des Verwaltungswegs die Form der ftreitigen Gerichtsbarkeit zu 
ſchaffen. | | 

Die Folge ift, daß für dieſe Anſprüche die Zuſtändigkeit beider 
Wege begründet iſt. Eine ſolche Konkurrenz von Verwaltungsweg 
und Rechtsweg war in der Meiningiſchen Geſetzgebung nichts Un⸗ 
gewöhnliches. So hatte das Geſetz vom 26. April 1888 betr. den 
Erſatz empfangener öffentlicher Armenunterſtützung den Verwaltungs⸗ 
weg in gewiſſer Weiſe geordnet und den Rechtsweg ausdrücklich vor⸗ 
behalten. Andere Geſetze hatten den Verwaltungsweg geordnet, aber 
den Rechtsweg ausgeſchloſſen (Art. 23 des Geſetzes vom 20. Mai 
1885 und Art. 5 des Geſetzes vom 29. April 1887 betreffend die 
Ausübung der Jagd). In anderen Geſetzen war der Verwaltungs⸗ 
weg geordnet und über den Rechtsweg nichts beſtimmt (ſo in Art. 5 
und 9 des Geſetzes vom 1. Mai 1888 die Fiſcherei betreffend und 
in Art. 11 des Geſetzes vom 17. Juli 1867 betreffend die neue 
Veranlagung zur Gebäudeſteuer), oder es war über keinen der beiden 
Wege etwas beſtimmt (ſo im Geſetz vom 26. März 1888 und im 
Geſetz vom 12. Februar 1890 betreffend das Straßengeld. Alle dieſe 
Verhältniſſe fielen an ſich unter Art. 1, 49 der Verordnung vom 
16. Juni 1829. Hatte man alſo früher, wo man entgegen dieſer 
Verorduung den Rechtsweg hatte ausſchließen wollen, dies ausdrücklich 
erklärt, ſo hätte man dies auch im Geſetz vom 15. März 1897, das 
für alle dieſe Angelegenheiten die Verwaltungsgerichtsbarkeit beſtimmte, 
getan, wenn man für ſie die Verwaltungsgerichtsbarkeit zu einer 
ausſchließlichen hätte machen wollen. Man hat aber im Gegenteil 
durch Art. 2 Abſ. 2 den Rechtsweg ausdrücklich aufrecht erhalten. 

Auch aus dem Begriff der Verwaltungsgerichtsbarkeit ergibt ſich 
nicht ihre ausſchließliche Zuſtändigkeit. Hat man ihr auch z. B. in 
Preußen und in Sachſen⸗Coburg⸗Gotha dieſe Eigenſchaft beigelegt, 
ſo ſteht doch an ſich nichts im Wege, außerdem die ordentliche Ge⸗ 
richtsbarkeit zuzulaſſen. Denn die Verwaltungsgerichtsbarkeit iſt nichts 
anderes, als die Sicherung des Verwaltungswegs durch dem ordent⸗ 
lichen Gerichtsverfahren entlehnte Garantien. Der Grundſatz der 
Rechtskraft der Urteile ſteht auch nicht entgegen, da es ſich um Ge⸗ 
richte völlig verſchiedener Natur handelt. Die Tatſache, daß eine 
ſpätere Entſcheidung des ordentlichen Gerichts eine Entſcheidung des 
Oberlandesgerichts hinfällig machen kann, erzeugt ferner nicht, wie 
die Beklagte meint, eine Rechtsunſicherheit, ſondern hat lediglich zur 
Folge, daß ſchließlich die Rechtſprechung der ordentlichen Gerichte maß⸗ 
gebend iſt. Ob dies zweckmäßig iſt, iſt eine Frage der Rechtspolitik, 
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wobei für den Geſetzgeber die Erwägung ins Gewicht fallen kann, 


ob ihm die Verwaltungsgerichtsbarkeit durch die Art der Zuſammen⸗ 


ſetzung der Verwaltungsgerichte hinreichende Garantien bietet. 

Die Faſſung des Art. 2 Abſ. 2 des Geſetzes vom 15. März 
1897 fest für die Beſchreitung des Rechtswegs die Erledigung de 
Verwaltungsverfahrens voraus, indem der Entſcheidung der Ver⸗ 
waltungsgerichte die ausſchließende Kraft verſagt wird. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung iſt gegeben, da die zur Erhebung der Klage im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren geſetzte Friſt (Art. 15 Abſ. 2 des Geſetzes) längſt ab⸗ 
gelaufen iſt. Denn es iſt gleichgültig, ob ein Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren ſtattgefunden hat oder ob es nicht mehr eingeleitet werden 
kann. In beiden Fällen iſt der Verwaltungsweg endgültig erledigt. 

II. Auch in der Sache ſelbſt iſt dem Landgericht im Ergebnis 
beizutreten. Das Geſetz vom 26. März 1888 ſtimmt wörtlich mit 
§ 15 des Preußiſchen Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 überein. 
Es läßt daher die zu dieſer Beſtimmung ergangene Rechtſprechung 
des RG. und des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts unbedenklich 
verwerten. Hiernach iſt eine unbebaute Straße nur dann vorhanden, 
wenn ſie zur Zeit des Erlaſſes des Ortsſtatuts zwar eröffnet, aber 
noch mit keinem Gebäude beſetzt war (vgl. Friedrichs, Bem.? 
zu § 15). Dieſe Vorausſetzung iſt nicht gegeben. Denn im Jahte 
1888 beſtand ſowohl die Straße als auch waren Gebäude daran 
gebaut. Es ſind ferner unter Straßenteilen nicht etwa irgend⸗ 
welche Lücken in der Häuſerreihe, ſondern beſtimmte, äußerlich 
ſei es durch Querſtraßen, Brücken oder andere Anlagen erkenn⸗ 
bare Abſchnitte der Straße zu verſtehen (vgl. Friedrichs 
S. 159—161 und RG. 23, 284). Ein ſolcher Straßenteil iſt nicht 
der Zwiſchenraum, der von dem Grundſtück der Klägerin an det 
Straße unbebaut geblieben war. Es kommt daher nichts darauf an, 
daß bereits ein Hintergebäude in der ganzen Grundſtückslänge beſtand, 
das übrigens nicht, wie das Landgericht anzunehmen ſcheint, ald ein 
an der Straße ſtehendes Gebäude gelten kann (vgl. Friedrichs 
S. 180). Das Ortsgeſetz vom 18. Juni 1909 will ſich, entſprechend 
dem Geſetz vom 26. März 1888, nur auf unbebaute und alle neu 
zu eröffnenden Straßen und Straßenteile beziehen. Das erklärt $ 1 
ausdrücklich. § 3 Abſ. 5 ſteht damit nicht in Widerſpruch. Er ent⸗ 
hält lediglich eine Uebergangsſtimmung mit Rückſicht darauf, daß be⸗ 
reits das Ortsgeſetz vom 20. Dezember 1888 die Anliegerverhältniſſe 
ähnlich regelte. Auch § 5 Satz 3 ſteht mit § 1 im Einklang. Bei 
„kleineren Neuerweiterungs⸗ und Anbauten“ ſollen die Anliegerbeiträge 
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ganz oder teilmeife erlaſſen werden können. Dieſe Beſtimmung hat 
die Fälle im Auge, in denen ein Gebäude ſchon ſtand, bevor die 
Straße eröffnet war, und nach der Eröffnung der Straße ein Er⸗ 
weiterungsbau oder Anbau errichtet wird, oder in denen ein Gebäude 
an einer Seitenſtraße ſteht und durch Erweiterung oder Anbau an 
die neue Straße herankommt. In ſolchen Fällen liegt oft in der 
Heranziehung zu den Straßenkoſten eine Härte, deren Milderung 
empfehlenswert iſt (vgl. Friedrichs, Bem. 7 zu § 15). Diefem 
Zweck ſoll es dienen, daß die Anliegerbeiträge ganz oder teilweiſe 
erlaſſen werden können. 

Fällt ſomit weder der Erweiterungsbau der Klägerin, ſelbſt wenn 
er als Neubau anzuſehen iſt, noch der Anbau unter das Ortsgeſetz 
vom 18. Juni 1909, ſo hat das Landgericht mit Recht den Rück⸗ 
forderungsanſpruch für begründet erklärt. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 7. 3. 1912, U 253/11 (nach 
Meiningen). 


16. Wie weit geht die Erſtattungspflicht der armen 
Partei in Anſehung von . die der 
Gegner bezahlt hat? 

Der Rechtsſtreit der Parteien hatte durch einen Vergleich vom 
16. März 1910 Erledigung gefunden, nach dem die Prozeßkoſten 
gegeneinander aufgehoben wurden. Die Beklagten hatten im Armen⸗ 
recht geſtritten. Die Klägerin hatte vor deſſen Bewilligung einen 
Gebührenvorſchuß von 38 M. eingezahlt. Die geſamten Gerichts⸗ 
koſten betrugen 69,90 M. Nach dem Vergleichsabſchluſſe wurde der 
Klägerin von der Gerichtskaſſe noch die Hälfte des ungedeckten Reſtes 
mit 15,95 M. angefordert. Sie verlangte ſodann die Feſtſetzung des 
Mehrbetrages von 19 M., den ſie über die Hälfte der Gerichtskoſten 
hinaus gezahlt habe (53,95 — 34,95 M.), als von den Beklagten 
erſtattbar. Der Gerichtsſchreiber des Landgerichts Weimar hat dem 
Antrage gefügt, und die Zivilkammer hat die Erinnerung der Be⸗ 
klagten zurückgewieſen. 

Der gegen den landgerichtlichen Beſchluß gerichteten ſofortigen 
Beſchwerde der Beklagten hat der I. Civilſenat in der Hauptſache 
ſtattgegeben mit folgender Begründung: 

Durch die Bewilligung des Armenrechts erlangt die Partei nach 
§ 115 Ziff. 1 ZPO. die einſtweilige Befreiung von der Berichtigung 
der Gerichtskoſten im weiteſten Sinne. Allerdings hat nach § 117 
daſ. die Armenrechtsbewilligung auf die Verpflichtung zur Erſtattung 
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der dem Gegner erwachſenden Koſten keinen Einfluß, und es iſt an⸗ 
zuerkennen, daß die arme Partei zur Erſtattung von Gebühren⸗ oder 
Auslagenvorſchüſſen, die der Gegner bezahlt hat, inſoweit verpflichtet 
iſt, als damit Verbindlichkeiten gedeckt wurden, die nach der Regelung 
der Koſtenpflicht durch Urteil oder Vergleich an ſich der armen Partei 
obliegen würden. Wenn dadurch auch die letztere mittelbar zur 
Tragung eines Teils der Gerichtskoſten herangezogen werden kann, 
jo iſt dieſe Folgerung mit Rückſicht auf § 87 Abſ. 2 und § 90 GKG. 
wonach die Zurückerſtattung geleiſteter Vorſchüſſe aus der Staatskaſſe, 
ſoweit die Gebührenanſätze beſtehen, ausgeſchloſſen iſt (vgl. auch 
8 49 I und II der Geſchäftsanweiſung betr. die Behandlung der 
bei den Großherzogl. Sächſ. Gerichten entſtehenden Ausgaben und 
Einnahmen vom 7. Mai 1887), aus Billigkeitsgründen nicht zu 
umgehen (vgl. OLG. Kolmar, Beſchl. vom 18. II. 1903 in der 
Jur. Zeitſchr. für Elſaß⸗Lothringen 28, 232). Soweit es ſich 
aber nicht um Vorſchußzahlung durch den Gegner handelt, iſt 
jede Belaſtung der armen Partei mit Gerichtskoſten auf mittelbarem 
oder unmittelbarem Wege grundſätzlich abzulehnen. 

Die Anwendung dieſer Grundſätze auf den vorliegenden Fall 
ergibt folgendes: 

Soweit der von der Klägerin gezahlte Gebührenvorſchuß ihren 
eigenen Koſtenanteil — alſo die Hälfte der Gerichtskoſten — überſteigt 
und mithin auf den Koſtenanteil der Beklagten zu rechnen iſt, beſteht 
deren Erſtattungspflicht nach §8S 117 3PO. Es handelt ſich hier 
um einen Betrag von 3,05 M. (38,00 — 34,95 M.). Wegen der von 
ihr nachträglich noch entrichteten Summe von 15,95 M. kann ſich 
die Klägerin aber nicht an die Beklagten halten; vielmehr würde ſie 
deren Rückerſtattung von der Staatskaſſe verlangen können. Der 
Betrag iſt ihr nach der Meinung des Senats zu unrecht angefordert 
worden. Die Gerichtskaſſe hätte ihren Gebührenvorſchuß auf die von 
ihr zu entrichtende Hälfte der Gerichtskoſten voll zur Verrechnung 
bringen und danach feſtſtellen müſſen, daß die Klägerin nichts mehr 
zu zahlen hatte. Dieſe Art der Berechnung würde auch mit der 
Vorſchrift im § 52 II der angeführten Geſchäftsanweiſung vom 7. Mai 
1887 durchaus im Einklange ſtehen, denn dieſe iſt ſo auszulegen, 
daß der nach Kürzung der Vorſchüſſe verbleibende Koſtenreſt auf die 
Zahlungspflichtigen unter Berückſichtigung der Feſtſtellung, von wem 
die Vorſchüſſe gezahlt waren, und unter dementſprechender Verrech⸗ 
nung der einzelnen Vorſchußbeträge zu verteilen iſt. 
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Hiernach iſt das Koſtenfeſtſetzungsgeſuch der Klägerin, ſoweit ſie 
mehr als 3,05 M. erſtattet verlangt, abzuweiſen. | 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 2. Juni 1911 W 91,11 (nach 
Weimar). 


17. Der Beſchwerdeführer kann durch eine Entſcheidung 
beſchwert ſein, auch wenn er mit ſeinen Anträgen 
formell durchgedrungen iſt. 

Die Gebühren find geſondert nach den Einzel⸗ 

werten zu berechnen, wenn mit den Verhandlungen 
der Generalverſammlung einer Aktiengeſellſchaft 
gleichzeitig rechtsgeſchäftliche Erklärungen gericht— 
lich beurkundet werden, die nicht zu den Gegen⸗ 
ſtänden der Tagesordnung gehören. 

Betreffen die Verhandlungen den Bericht über 
die Lage der Geſellſchaft und die Liquidation, ſo 
handelt es ſich um Gegenſtände ohne beſtimmten 
Geldwert. 

Meiningiſches GKG. vom 16. Februar 1905, 
88 31, 34, 43. 

Dafür, daß das Regiſtergericht in der Generalverſammlung vom 

10. Dezember 1910 die Erklärungen des Beitritts zu der neu zu 

bildenden Genoſſenſchaft beurkundet hat, ſind vom Landgericht nach 

§ 31 GKG. Gebühren von 15 M. und 44 M. feſtgeſetzt worden. 

Damit wurde den Anträgen der Beſchwerdeführerin in ihrer erſten 

Beſchwerde völlig genügt. Es könnte danach ſcheinen, als ob es für 

die weitere Beſchwerde an der prozeſſualen Vorausſetzung einer Be⸗ 

ſchwerde fehle. Das iſt jedoch nicht der Fall. Das Landgericht hat 

(neben den Gebühren von 15 M. und 44 M.) für die Beurkundung 

der Verhandlungen in den beiden Generalverſammlungen des Elek⸗ 

trizitätswerks vom 10. und 20. Dezember 1910 Gebühren von je 

240 M. nach § 43 GKG. zugelaſſen. Es hat ausgeſprochen, die 

Beitrittserklärungen bildeten an ſich mit den Verhandlungen ein ein⸗ 

heitliches Rechtsgeſchäft, es handele ſich aber um verſchiedene Gegen⸗ 

ſtände, es ſei daher für die Beurkundung der Beitrittserklärungen 
nach 88 31, 34 Abſ. 2 S. 2 GKG. eine beſondere Gebühr nach dem 

Werte der gezeichneten Geſchäftsanteile zu berechnen. Die Beſchwerde⸗ 

führerin bekämpft dies, indem ſie darlegt, es hätte für die Beurkundung 

der verſchiedenen Akte in der Generalverſammlung vom 10. Dezem⸗ 
ber 1910 nur eine einheitliche Gebühr nach §S 43 GKG. berechnet 
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werden dürfen, in dieſer gehe die beſondere Gebühr für die Beur⸗ 
kundung der Beitrittserklärungen auf. Unter dieſem Geſichtspunkt 
betrachtet, iſt die weitere Beſchwerde zuläſſig. Denn ſie rügt nicht 
nur, daß eine Gebühr nach § 31 GKG. überhaupt nicht habe berechnet 
werden dürfen, ſondern auch, daß daneben nicht eine Gebühr nach 
§ 43 GKG. angeſetzt werden könne, die eine vielmehr durch die 
andere abſorbiert werde. Die Rüge iſt aber ſachlich unbegründet. 
Nach § 43 GKG. wird für die gerichtliche Beurkundung der Ver⸗ 
handlung in der Verſammlung einer Geſellſchaft das Zweifache 
der in Tarif A beſtimmten Gebühr erhoben. Nach § 34 Abſ. 2 
GKG. aber werden die Gebühren für die Beurkundungen von Rechts⸗ 
geſchäften (einſeitigen Erklärungen: § 31 und Verträgen: § 32) nur 
einmal erhoben, wenn in einer Urkunde mehrere Erklärungen beur⸗ 
kundet werden, die dergeſtalt in innerem Zuſammenhang ſtehen, daß 
ſie ein einheitliches Rechtsgeſchäft bilden; betreffen die Erklärungen 
verſchiedene Gegenſtände, fo iſt der Geſamtwert maßgebend (§ 34, 
Abſ. 2 S. 2 GKG.). Dieſe Beſtimmungen will das Landgericht in 
der Weiſe verbinden, daß es den § 34 Abſ. 2 auch im Falle des 
§ 43 GKG. entſprechend anwendet. Ob dieſe Anſicht haltbar if 
oder ob ihr nicht vielmehr der Umſtand entgegenſteht, daß Verhand⸗ 
lungen einer Generalverſammlung überhaupt keine Beſtandteile von 
Rechtsgeſchäften ſind, alſo auch nicht mit vertraglichen Erklärungen 
zuſammen ein einheitliches Rechtsgeſchäft bilden können, kann uner⸗ 
örtert bleiben (vgl. freilich zu dem ähnlichen § 48 des preuß. GKG. 
die Entſcheidung des Kammergerichts bei Joh ow 16, 256 f.; 17, 
213 und Mügel, Die preuß. Koſtengeſetze, Anm 2 zu § 48, S. 191). 
Denn die Beitritts⸗ und Zeichnungserklärungen, die in der General⸗ 
verſammlung vom 10. Dezember 1910 beurkundet wurden, gehörten 
nicht zu den Gegenſtänden der Tagesordnung (Bericht über die Ge⸗ 
ſamtlage des Elektrizitätswerks und Liquidation des Eletrizitätswerkes 
GmbH.) und wurden daher auch nicht Teile dieſer Verſammlung. 
Sie hätten ebenſogut — ja richtiger — in einer beſonderen Urkunde 
verlautbart werden können, der äußerliche Umſtand, daß ſie mit dem 
Verhandlungsprotokoll in einer Urkunde zuſammengefaßt wurden, 
ſtellte keinen inneren Zuſammenhang zwiſchen ihnen und den Ver⸗ 
handlungsgegenſtänden her. 

Begründet iſt dagegen die weitere Beſchwerde, ſoweit ſie ſich 
gegen den Gebührenanſatz von zweimal 240 M. richtet. Das Amts⸗ 
gericht und nach ihm das Landgericht legen als Wert der Verhand⸗ 
lungsgegenſtände, für deren Beurkundung die Gebühren nach § 43 
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GKG. berechnet find, 900000 M. zugrunde. Das iſt rechtsirrig. 
In der Generalverſammlung vom 10. Dezember 1910 wurde nur 
der erſte Punkt der Tagesordnung (Bericht über die Geſamtlage des 
Elektrizitätswerks) erledigt, dann aber wegen Beſchlußunfähigkeit die 
Verhandlung abgebrochen. Eine materielle Verhandlung über den 
zweiten Punkt der Tagesordnung (Liquidation der Geſellſchaft mbH. 
Elektrizitätswerk der Grafſchaft Camburg und Uebertragung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögens auf die neu gegründete Genoſſenſchaft mbH. mit 
dem Sitz in Schkölen) fand demnach nicht ſtatt. Wenigſtens ergibt 
das Protokoll, das allein beweiskräftig iſt, hierüber nichts. Danach 
iſt für die Gebührenberechnung § 43 Abſ. 3 GKG. maßgebend. 
Nach dieſer Vorſchrift iſt der Wert des Gegenſtands zu 20000 M., 
ausnahmsweiſe niedriger oder höher, jedoch nicht unter 1000 M. 
anzunehmen, ſofern ein beſtimmter Geldwert nicht erhellt. Das 
letztere trifft hier ohne Zweifel zu, der Wert des erwähnten einzigen 
Verhandlungsgegenſtandes iſt nicht in Geld abzuſchätzen. 

Dasſelbe gilt auch von dem Gegenſtand der Generalverſammlung 
vom 20. Dezember 1910. Sie beriet und beſchloß nach dem Proto⸗ 
koll, das als vollſtändig und richtig angeſehen werden muß, nur über 
die Liquidation der Geſellſchaft, nicht auch über die Uebertragung des 
Geſellſchaftsvermögens. Dieſer zweite Punkt wurde von der Tages⸗ 
ordnung abgeſetzt. Er ſcheidet alſo für die Wertberechnung aus 
(Mügel, a. a. O. Anm. 4 zu § 48, S. 192; Jo how 17, 224). 
Der hiernach allein übrig bleibende Verhandlungsgegenſtand, die 
Liquidation der Geſellſchaft, hatte keinen beſtimmten Geldwert. Die 
Auflöſung der Geſellſchaft (der Liquidationsbeſchluß) hob weder deren 
Rechtsperſönlichkeit auf, noch veränderte ſie den Beſtand des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens (88 11, 72 des Reichsgeſetzes vom 20. April 1892, 
20. Mai 1898). Die Geſellſchaft wurde dadurch nur zur Abwickelungs⸗ 
geſellſchaft mit anderem Vertretungsorgan (Liquidatoren ſtatt der Ge⸗ 
ſchäftsführer). Dieſe Aenderung (vgl. $ 36 Abſ. 1 S. 2 GKG.) 
iſt keine vermögensrechtliche Verſchiebung, ihr Wert läßt ſich nicht in 
Geld ausdrücken. Es iſt daher gleichfalls für die Gebührenberechnung 
nach § 43 Abſ. 3 GKG. ein Wert von 20000 M. bis 1000 M. zu⸗ 
grunde zu legen. 

Beſchluß des zweiten Zivilſenats vom 12. Juni 1911, 2 1 6/11 
(nach Rudolſtadt). 
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Strafrecht und Strafverfahren. 
11. Verunreinigung der Straße durch Hunde ſtrafbar: 

Der Angeklagte hat feine drei Hunde täglich dreimal — früh, 
mittags und abends — durch ſein Dienſtmädchen auf die Straße 
führen laſſen, damit ſie dort auf dem Fahrdamm ihre Notdurft 
verrichteten. Die Tiere haben, wenn ſie auf der Straße waren, dort 
ihren Kot abgelegt und Waſſer gelaſſen. Das Mädchen konnte nicht 
verhindern, daß dies zuweilen auch auf dem Bürgerſteig geſchah. 
Die dem Dienſtmädchen gegenüber ausgeſprochenen Beſchwerden von 
Nachbarn ſind dem Angeklagten nicht zu Ohre gekommen. 

Die nach § 366 Z. 10 StGB. zur Erhaltung der Reinlich⸗ 
keit auf den Straßen erlaſſene Straßenordnung für die Stadt Gera 
vom 13. Mai 1878 beſtimmt, daß die Straßen auf keine Weiſe 
durch Unrat verunreinigt werden dürfen. Wer dem zuwiderhandelt, 
ſoll verpflichtet ſein, den Unrat ſofort wegzuſchaffen und die betreffende 
Stelle zu reinigen. Iſt der Täter nicht zu ermitteln, muß der ſonſt 
zur Reinigung an dieſem Orte Verpflichtete, regelmäßig der Anlieger, 
die Reinigung vornehmen. Die Polizeiverordnung verbietet jegliche 
Verunreinigung. Um ein abſolutes Verbot kann es ſich aber nicht 
handeln. Aus dem Zwecke der Straße, dem Verkehre und der Witt⸗ 
ſchaft der Menſchen zu dienen, ergibt ſich, das gewiſſe Verunreinigungen, 
namentlich durch Laſttiere, aber auch durch Menſchen — die z. B. 
mit ihren Stiefeln Hundekot, in den ſie bei Dunkelheit verſehentlich 
getreten find, weitertragen — als einerſeits notwendige, andererſeits 
erträgliche Uebel hingenommen werden müſſen. Kein Menſch wird 
bezweifeln, daß die Verunreinigungen durch Exkremente von Laſttieren, 
aber auch von Luxushunden, die den Menſchen auf ſeinen Wegen 
begleiten, von dem Verbot nicht getroffen ſein ſollen. Inſoweit liegt 
eine rechtswidrige Verunreinigung nicht vor. Die Frage iſt nur, in 
welchem Umfange ſolche Verunreinigungen durch Tiere und Menſchen 
zugelaſſen ſind. Maßgebend für die Beantwortung iſt die Ver⸗ 
kehrsſitte, wie fie ſich unter Billigung der maßgebenden Kreife, hier 
der Polizei und der Einwohner entwickelt hat. In dieſer Beziehung 
kann der Reviſion unbedenklich zugegeben werden, daß es der Ver⸗ 
kehrsſitte nicht widerſpricht, wenn in Städten der Beſitzer eines Hundes 
ſeinen Hund auf der Straße ſeine Notdurft verrichten läßt, voraus⸗ 
geſetzt nur, daß er die gebotene Rückſicht auf die übrigen Bewohner 
der Straße nimmt. Ueber dieſe Grenze des Zuläſſigen iſt der An⸗ 
geſchuldigte weit hinausgegangen, indem er drei Hunde täglid 
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mehrmals in der Nähe ſeines Hauſes ihren Kot ablegen ließ. Da⸗ 
mit hat er die Straße geradezu zur Dungſtätte für ſeine Hunde ge⸗ 
macht, dieſe in unerträglicher Weiſe verunreinigt. Es iſt nicht richtig, 
daß was einem Hund erlaubt ſei, auch drei Hunden eines Beſitzers 
geſtattet werden müſſe. Man vergegenwärtige ſich nur den Zuſtand, 
der eintreten würde, wenn der Beſitzer einer noch größeren Zahl von 
Luxushunden eine beſtimmte Strecke der Straße als Ablagerungsſtätte 
für Hundekot auswählen würde. Die Straße würde dem Zweck 
der Verunreinigung zugeführt ſein, dem ſie nicht dienen ſoll. Die 


Notwendigkeit ſolcher Verunreinigung, wie ſie der Angeklagte hat 


geſchehen laſſen, iſt zu beſtreiten. Wenn der Beſitzer von drei Hunden 
innerhalb ſeines Grundſtückes keinen Platz hat, auf dem er ſeine 
Hunde ihren Kot ablegen läßt, ſo muß er eben die Zahl ſeiner 
Hunde auf das Maß herabſetzen, das für das auf der Straße ver- 
kehrende Publikum erträglich, d. h., zwei Hunde abſchaffen. 

Danach iſt die . im vorliegenden Falle 
objektiv rechtswidrig. In ſubjektiver Beziehung enthält das Urteil 
die erforderlichen Feſtſtellungen. 

Urteil des erſten une vom 18.10. 11. S 96/11. ma 
Gera). 


12. StPO. 8 505. Koſten der Berufung, die ſich nur 
gegen das Strafmaß richtet. Beſchränkung erſt in 
der Rechtfertigungsſchrift. 

Der Angeklagte war vom Schöffengericht wegen zweier ſelbſtän⸗ 
diger gefährlicher Körperverletzungen (1. Schlag mit dem eiſernen 
Notenſtänder an die Stirn des Tagelöhners E.; 2. Meſſerſtich in 
den Rücken des Korbmachers H.) zu einer Geſamtſtrafe von 
3 Monaten Gefängnis verurteilt worden, die aus 2 Einzelſtrafen 
von je 2 Monaten Gefängnis gebildet worden war. 

Noch am Tage der Verkündigung des Urteils legte ſein Vertei⸗ 
diger Berufung ein. In dem Schriftstücke erklärt er nicht, inwie⸗ 
weit er das Urteil anfechte. Nachdem dann für den Angeklagten 
ihm das Urteil zugeſtellt war, reichte er am letzten Tage der Recht⸗ 
fertigungsfriſt eine Rechtfertigungsſchrift ein, in der er erklärte: 

„Die Berufung ſoll ſo weit eingelegt ſein, weil der Angeklagte 

1) wegen des Meſſerſtichs überhaupt verurteilt worden iſt, 
2) wegen des Schlagens mit dem Notenſtänder zu einer Freiheits⸗ 
ſtrafe verurteilt worden iſt“; — dazu führt er aus: hierfür ſei 

Geldſtrafe am Platze. 
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In der Berufungs⸗ Hauptverhandlung beantragte der Verteidiger 
1) wegen des Stechens: Freiſprechung, 
2) wegen des Schlagens: Verurteilung zu einer „geringen Geld⸗ 
ſtrafe“, 
und weiter, ihn mit Auslagen gänzlich zu verſchonen. 

Das Berufungsgericht hat der Berufung in der Weiſe ſtattgegeben, 
daß es wegen des Meſſerſtichs freiſprach, wegen des Schlagens mit 
dem Notenftänder ſtatt auf eine Freiheitsſtrafe auf 30 M. Geld⸗ 
ſtrafe erkannte. Wegen der Koſten ſagt die Urteilsformel: 

„Soweit Freiſprechung erfolgt iſt, werden die Koſten auf die 

Staatskaſſe übernommen. Im übrigen werden ſie den (mehreren) 
Angeklagten auferlegt.“ | 

In den Gründen wird wegen des Angeklagten K. ausge⸗ 
führt, ſeine Berufung habe wegen des Schlagens mit dem Noten⸗ 
ſtänder nicht vollen, ſondern nur teilweiſen Erfolg gehabt, da ſie nicht 
von Anfang an auf das Strafmaß beſchränkt geweſen ſei, ſondern 
der Verteidiger erſt „ausgängig“ ſo, wie erkannt ſei, ſeinen Antrag 
geſtellt habe; es ſtehe daher im Ermeſſen des Berufungsgerichts, wie 
es die Koften verteilen wolle, und das Gericht ſehe keine Veran⸗ 
laſſung, hier den Angeklagten von Koſten zu entbinden. 

Die Reviſion, die lediglich dieſe Koſtenentſcheidung anficht, iſt 
begründet. 

Zunächſt iſt es im Strafprozeß — anders als im Zivilprozeſſe 
— zuläſſig, die Entſcheidung im Koſtenpunkte allein anzufechten 
[Löwe, StPO. (12) Bem. 3a zu § 374]. Es handelt ſich hierbei 
auch nicht etwa um Rügen von Mängeln des Verfahrens, ſondern 
um Rügen unrichtiger Anwendung materiellen Rechtes, die daher 
durch 8 380 SPD. nicht ausgeſchloſſen werden (Löwe, Bem. 2a 
zu § 380). Von der hiernach gegebenen Zuläſſigkeit der Reviſion 
mürde allerdings inſofern wieder eine Einſchränkung zu machen ſein, 
als das Geſetz die Entſcheidung dem Ermeſſen des Vordergerichts 
anheimgeſtellt hat. Für § 505 Abſ. 1 Satz 3 SD. — den Fall 
des nur teilweiſen Erfolgs eines Rechtsmittels — iſt dies unſtreitig 
(Löwe, Bem. 5c zu § 505). Löwe will nun in ſeiner letzten 
(12.) Auflage dasſelbe auch für den Fall annehmen, daß die Berufung 
vollen Erfolg hatte. Für dieſen Fall enthält das Geſetz überhaupt 
keine ausdrückliche Beſtimmung: man muß ſie vielmehr durch Schluß⸗ 
folgerung, insbeſondere aus jenem Satz 3 des 8 505 Abſ. 1 gewin⸗ 
nen. Mit dem Kammergericht (30.12. 80 Joh. 1,175; 20./10. 81, 
Joh. 3, 331) und dem Oberlandesgericht München (8.5. 84 in feinen 
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Entſch. 3, 72; 22.11. 87 dal. 4, 536) muß man aber davon aus⸗ 
gehen, daß nach den Sätzen 1 und 3 des § 505 Abſ. 1 nur bei 
völligem oder teilweiſem Unterliegen mit dem Rechtsmittel dem Be⸗ 
ſchwerdeführer Rechtsmittelkoſten auferlegt werden ſollen. Daraus 
iſt zu folgern, daß, wenn er mit dem Rechtsmittel voll erreicht, was 
er anſtrebte, ihn deswegen keine Koſten treffen können; in dieſem 
Falle muß (nicht bloß: kann) alſo das Berufungsgericht die Rechts⸗ 
mittelkoſten ſei es (wie München will) der Staatskaſſe auferlegen, 
ſei es (wie Berlin will, was aber im Ergebnis dasſelbe iſt, im Ge— 
ſetz jedoch keinen Boden findet) „außer Anſatz laſſen“. Das Er⸗ 
meſſen des Berufungsgerichts entſcheidet alſo in dieſem Falle nicht. 
Man kann daher nicht ſchon aus dieſem Grunde die Reviſion als 
unzuläſſig anſehen. 

Es iſt daher weiter zu prüfen, ob die Berufung vollen oder 
teilweiſen Erfolg hatte. Das Berufungsgericht verneint dies, 
weil die Beſchränkung auf das Strafmaß nicht ſchon ſofort bei der 
Anmeldung der Berufung zum Ausdruck gebracht worden ſei. Das 

trägt aber der Regelung der Berufung im Strafprozeß nicht genügend 
Rechnung, die von der Geſtaltung der Berufung im Zivilprozeß ab⸗ 
weicht. Die StPO. gibt dem Berufungs⸗Beſchwerdeführer die Mög⸗ 
lichkeit, ſich erſt innerhalb einer beſtimmten Friſt nach der Anmeldung 
(Einlegung) der Berufung und nach dem Empfange des vollſtändigen 

Urteils zu erklären, inwieweit er die Berufung als eingelegt betrachtet 
wiſſen will. Man kann es daher nicht als eine nachträgliche Zurück⸗ 
nahme anſehen, wenn er die Erklärung zwar nicht von vornherein, 
aber noch innerhalb der ihm dazu verſtatteten Friſt abgibt. Vor 
Ablauf dieſer Friſt wird ja auch die höhere Inſtanz oder ihre Staats⸗ 
anwaltſchaft noch gar nicht mit der Sache befaßt (88 361 ff.). Die 
Frage, in welchem Umfange die Berufung eingelegt iſt, bleibt bis 
zum Ablaufe der Rechtfertigungsfriſt in der Schwebe. Die für den 
Umfang der Berufung aufgeſtellte Auslegungsregel des § 359 
Satz 2 kann erſt in Wirkſamkeit treten, wenn davon die Rede ſein 
kann, daß „eine Rechtfertigung nicht erfolgt“, d. h. nicht vor dem 
Ablaufe der Rechtfertigungsftiſt; ed heißt nicht: „I olange dies nicht 
geſchieht.“ 

Die Kammergerichts⸗Entſcheidung (vom 24, 11. 90, Goltd Arch. 
39, 87), die für die Koſtenbelaſtung des Beſchwerdeführers mit dem 
Geſichtspunkte der teilweiſen Zurücknahme argumentiert, kommt hier⸗ 
gegen nicht in Frage; denn dort handelte es ſich um den Fall, daß 


die Berufung erſt in der Berufungs⸗Hauptverh N auf 
Blätter für Rechtspflege LIX. N. F. XXXIX. 
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das Strafmaß beſchränkt wurde. Der ſelbſt für dieſen Fall gegen⸗ 
teilige Standpunkt des Oberlandesgerichts München (v. 22.11. 87, 
a. a. O.), daß es genüge, wenn auch erſt in der Hauptverhandlung 
das Rechtsmittel beſchränkt werde, kann daher auf ſich beruhen. Jeden⸗ 
falls ſieht auch das Kammergericht für den hier zu entſcheidenden 
Fall, daß in der Rechtfertigungsſchrift die Berufung auf dad 
Strafmaß beſchränkt wurde, hierin noch keinen Grund, die Berufung 
nicht als voll erfolgreich zu behandeln (Joh. 3, 331). 


Das Landgericht iſt alſo zu Unrecht von der Annahme audge 
gangen, daß die Berufung ſchon deswegen keinen vollen Erfolg 
gehabt habe, weil fie anfänglich weiteren Umfang gehabt und nur 
nachträglich erſt in der Rechtfertigungsſchrift ſich auf das beſchränkt 
habe, was mit dem Berufungsurteil erreicht ſei. 

Es blieb daher nur zu prüfen, ob das, was erreicht wurde, 
völlig dem entſprach, was mit dem Rechtsmittel begehrt wurde. Ez 
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß dies in einem Falle verneint wird, in 
dem der Angeklagte nur ganz allgemein das Strafmaß anficht, ohne 
einen beſtimmten Antrag zu ſtellen, da dann gar nicht erſichtlich ſein 
mag, ob den Intentionen des Angeklagten völlig entſprochen ſei (KG. 
in Goltd Arch. 39, 97). Hier aber beſtehen ſolche Zweifel nicht. Der 
Angeklagte hatte deutlich als das weſentliche Ziel ſeiner Berufung 
bezeichnet, die Gefängnisſtrafe von 2 Monaten und überhaupt jede 
Freiheitsſtrafe zu beſeitigen und durch eine Geldſtrafe zu erſetzen; eine 
beſtimmte Begrenzung des Betrags der Geldſtrafe war ihm weniger 
weſentlich. Unter dieſen Umſtänden konnte das Berufungsgericht ohne 
Rechtsirrtum zu der tatſächlichen Feſtſtellung gelangen, daß der Ver⸗ 
teidiger ſo, wie erkannt ſei, beantragt habe, daß alſo der Berufungs⸗ 
antrag, der auf eine „angemeſſene“ oder „geringe“ Geldſtrafe lautete, 
keine weitergehende Herabſetzung der Strafe im Auge gehabt habe, 
als tatſächlich erreicht iſt. 

Die Berufung hat alſo vollen Erfolg gehabt. 


Daraus folgt aber, daß ihm keine Koſten des gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens in der Berufungsinſtanz auferlegt werden durften. 

Dieſe Freilaſſung von Koſten erſtreckt ſich insbeſondere auch auf 
die behördlichen Auslagen. Der Antrag des Oberſtaatsanwalts, ſie 
auf die Gebühren zu beſchränken, iſt unbegründet. Die von ihm 
angezogene Entſcheidung des Oberlandesgerichts in München (in deſſen 
Entſcheidungen Bd. 3, 72) ſpricht nur gegen eine Auferlegung von 
Auslagen des Beſchwerdeführers auf die Staatskaſſe. So, daß eine 
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ſolche weitergehende Entſcheidung begehrt werde, ift aber weder der 
Berufungs⸗ noch der Reviſionsantrag zu verſtehen. 

Aus dieſen Gründen wurde das Urteil des Landgerichts im 
Koſtenpunkte dahin abgeändert, daß die Gerichtskoſten der Berufung 
des Angeklagten nicht ihm, ſondern der Staatskaſſe zur Laſt fallen. 
Die Koſten der Reviſion wurden der Staatskaſſe auferlegt. 

Urteil des 1. Strafſ. vom 4. Februar 1911, 88/11 (nach Meiningen). 


13. Die Gebühren des Pflichtverteidigers werden nicht 
im Koſtenfeſtſetzungsverfahren vom Gericht feſt⸗ 
geſetzt. Ihre Zahlung iſt vielmehr im Dienſt— 
aufſichtsweg und, wo nötig, im Rechtsweg zu ver⸗ 
folgen. SPD. 88 145, 150, 496. 

Die Beſchwerdeführer ſind den Angeklagten nach § 145 StPO. 
zu Pflichtverteidigern beſtellt worden. Beide haben für ihre Tätigkeit 
als Verteidiger Gebühren nach der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte aus der Staatskaſſe zu erhalten ($ 150 StPO.) Sie find 
als Verteidiger tätig geworden infolge eines ihnen von dem Vor⸗ 
ſitzenden — als Organ der Juſtizverwaltung — auf Grund einer 
Vorſchrift des öffentlichen Rechts erteilten Auftrags. Ihre Anſprüche 
aus der Ausführung dieſes Auftrags gegen den Staat ſind zivil⸗ 
rechtlicher Natur. Sie ſind gegenüber dem ſtaatlichen Organ geltend 
zu machen, daß den Auftrag erteilt hat. Meinungsverſchiedenheiten 
über die Höhe der Gebühren ſind daher im Dienſtaufſichtswege und 
gegebenen Falls im Rechtswege gegen den Staat zum Austrage zu 
bringen. Ein Koſtenfeſtſetzungs verfahren, wie es in entſprechender 
Anwendung der Vorſchriften der Zivilprozeßordnung auch auf dem 
Gebiete der Strafprozeßordnung ſtattfindet, wenn Erſtattungs⸗ 
anſprüche eines freigeſprochenen Angeklagten gegen die Staatskaſſe 
oder in Privatklageverfahren ſolche des obſiegenden Teils gegen den 
unterlegenen Gegner in Frage ſtehen, iſt für Fälle der vorliegenden 
Art nicht vorgeſehen; auch für ſeine analoge Anwendung iſt kein 
Raum (vgl. Löwe, StPO. 1907 Anm. 4 zu § 150; Goltd Arch. 
39, 186; 36, 30). Die 1. Strafkammer des gemeinſchaftlichen Land⸗ 
gerichts in G. und des Gerichtshofs des Schwurgerichts daſelbſt waren 
daher zum Erlaß der angefochtenen Entſcheidungen nicht befugt. Dieſe 
waren aufzuheben. In der Sache ſelbſt war aus den angegebenen 
Gründen nicht zu entſcheiden. 

Beſchluß des 2. Strafſenats vom 21. Dezember 1911, W 171/11 
(nach Gera). f 

9* 
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14. Beim Antrag auf gerichtliche Entſcheidung nach §170 
StPO. genügt es nicht, daß der Rechtsanwalt 
einer Privatſchrift des Verletzten feine Unterſchrift 
beifügt. Er muß vielmehr als der verantwortliche 
Verfaſſer der Schrift, wenigſtens nach außen hin, 
daſtehen. (StPO. 8 170.) 

Nach § 170 Abſ. 2 StPO. muß der Antrag auf gerichtliche 
Entſcheidung von einem Rechtsanwalt unterzeichnet ſein. Damit wird 
bezweckt, daß ein Rechtsanwalt den Beweisſtoff ſichtet und prüft und 
auf dieſe Weiſe verworrene und offenbar unbegründete Anträge ver⸗ 
mieden werden (vgl. Löwe⸗ Hellberg, SPD. Anm. 8 a zu 
§ 170, S. 497, Anm. 4 zu § 385, S. 814). Hiernach genügt es 
nicht, wenn, wie hier, der Verletzte ſelbſt den Antrag abfaßt und 
dazu nur noch die Unterſchrift eines Rechtsanwalts beifügen läßt. 
Ein ſolches Verfahren enthält eine Umgehung des § 170 Abſ. 2 
StPO. Nach dem Zweck und Sinn dieſes Paragraphen fol der 
Rechtsanwalt bei der Abfaſſung ſelbſt mitwirken und — wenigften? 
nach außen hin — als der verantwortliche Verfaſſer der Schrift da⸗ 
ſtehen. Das iſt weder bei der Eingabe des Verletzten vom 4. Februar 
1912, noch bei der der Rechtsanwälte Dr. G. und Dr. W. vom 
7. Februar 1912 der Fall. Dieſe letztere hat überhaupt keinen ſelb⸗ 
ſtändigen Inhalt, ſondern verweiſt nur auf die Schrift vom 4. Februar 
1912, als deren verantwortlicher Verfaſſer allein der Verletzte erſcheint 
Auch wenn man beide Schriften zuſammenfaßt, kann man daher die 
Form des § 170 StPO. nicht als beobachtet anſehen. Der Antrag 
iſt daher unzuläſſig. 

Beſchluß des zweiten Strafſenats vom 12. Februar 1912, W 24/12 

(nach Gotha). 


15. StGB. § 370 Nr. 4 unberechtigtes Fiſchen. — Die 
Erſitzung einer Fiſcherei berechtigung erfordert 
dem Domänenfiskus gegenüber vor 1900 40jährige 

Dauer; tatſächliche Ausübung nach 1899 kann 
keinen Erwerb durch Erſitzung oder Unvordenklichkeit 
mehr begründen; eine Fiſchereiberechtigung iſt 
ein Gegenſtand unbeweglichen Vermögens (meining. 
Recht). — Der Vorſatz muß im Falle des 8 370 Nr. 4 
die Rechtswidrigkeit umfaſſen. 

Der Angeklagte iſt wegen fortgeſetzten unberechtigten Fiſchens 
nach § 370 Nr. 4 StGB. zu einer Geldſtrafe verurteilt worden. — Seine 
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Beſtrafung ſetzt einmal voraus, daß er mit Wiſſen und Willen gefiſcht 
hat; hierzu iſt auch feſtgeſtellt und von ihm zugegeben worden, daß 
er am 1. Juni, 4., 11., 26. und 27. Juli 1910 im Pieſaubache auf 
der im Landgerichtsurteile näher bezeichneten Strecke gefifcht hat. — 
Die Beſtrafung ſetzt aber weiter voraus, daß er zum Fiſchen auf 
dieſer Strecke nicht befugt war, und endlich, daß er ſich des Mangels 
dieſer Befugnis bei dem Fiſchen bewußt war. Beides hatte der 
Angeklagte beſtritten. Das Landgericht hat aber auch dieſe . Er⸗ 
forderniſſe ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellt. 

Der Angeklagte ſtützt ſeine Behauptung, er ſei zu dem Fiſchen 
berechtigt, darauf, daß er ſelbſt und vor ihm ſein Vater und ſein 
Großvater, der etwa 1840 geſtorben ſei, ſeit langen Jahren in jener 
Bachſtrecke gefiſcht hätten. Er macht nicht ein jedermann oder jedem 
Angehörigen oder Einwohner der Gemeinde zuſtehendes Recht geltend, 
ſondern ein ihm oder ſeinem Vater und Großvater perſönlich erworbenes; 
das Landgericht hat deshalb mit Recht eine Anwendbarkeit der meining. 
Fiſchereigeſetze vom 19. Oktober 1872 und 1. Mai 1888 verneint. 
Mit der Berufung auf das langjährige Fiſchen macht der Angeklagte 
entweder Erwerb durch „Erſitzung“ geltend oder die aus der „Un⸗ 
vordenklichkeit“ zu entnehmende Vermutung rechtsgültigen Erwerbs 
einer Fiſchberechtigung. Für beide Begründungen ſeines angeblichen 
Rechtes iſt von erheblicher Bedeutung, daß nach den Feſtſtellungen 
des Landgerichts die Fiſcherei in jener Bachſtrecke ſeit Jahrhunderten, 
insbeſondere 1627, 1798 und 1867, von dem Fis kus des jeweiligen 
Landesherrn in Anſpruch genommen und für ihn teils unmittelbar, 
teils durch Dritte (Beliehene, Pächter) ausgeübt worden iſt. Ob dieſes 
Recht ein „Regal“ war, kann man mit dem Landgericht dahingeſtellt 
laſſen. Denn zwar wurde gemeinrechtlich eine „Erſitzung“ von Regalien 
für ausgeſchloſſen betrachtet. Aber die Berufung auf die „unvor⸗ 
denkliche“ Rechtsübung wurde im Gemeinen Rechte auch bei Rechten, 
die an ſich zu den Regalien gehören, als zuläſſiger Beweis einer 
rechtsgültigen Verleihung des Ausübungsrechtes angeſehen (Gerber, 
D. Privqg. 16, 8 134 Anm. 2; Stobbe⸗Lehmann, Hdb. d. 
D. PrivR. 3, Bd. II 1. 8 95 Anm. 19 Ende; RG. 22, 213; 
213; die vom Landgericht angeführten Entſcheidungen SeuffArch 
48 Nr. 191, Emminghaus, Pand. d. ſächſ. R. S. 43 Nr. 9 
S. 41 Nr. 3 II 1; Urteil des OLG. Jena 3 U 41/11). Die Ber 
rufung auf langjähriges Fiſchen iſt alſo auch dann nicht ausgeſchloſſen, 
wenn das Fiſchereirecht Regal war. 

Daß die Fiſcherei früher vom landesherrlichen Fiskus als ſein 
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Recht in Anſpruch genommen und ausgeübt worden war, iſt aber, 
auch wenn die „Regalität“ nicht feſtſteht, von Bedeutung für die 
„Erſitzung“. Denn gegenüber Rechten des landesherrlichen Fiskus 
konnten nach Gemeinem Recht im Wege der „ordentlichen Erſitzung“ 
überhaupt keine Rechte erworben werden (vgl. z. B. v. Roth, S. 263 
11; Dernburg, Pand.3 Bd. 1 § 220, 2). Es kann alſo 
nur die fogenannte „außerordentliche Erſitzung“ in Frage kommen, 
Dieſe ſetzt voraus, daß die Eigentumsklage verjährt iſt. Zur Ver⸗ 
jährung der Klagen erfordert aber das Gemeine Recht und jedenfalls 
das Gemeine Sächſ. Recht beim landesherrlichen Fiskus den Ab⸗ 
lauf von nicht nur 30 Jahren oder 31 Jahre 6 Wochen und 3 Tagen. 
ſondern von 40 Jahren (Dernburg ea. a. O. § 147, 1a; v. Roth, 
Bd. 1 S. 477 Anm. 131, S. 293 bei Anm. 19; Heimbach, Thür. 
PrivR. S. 606 § 321 Nr. 3 Anm. 3; Curtius, Bd. 22 S. 196 
8 558; Emminghaus, Pand. S. 800 Nr. 85 = Dresden 1846, 
Nr. 86 — Fakultät Erlangen 1844, Nr. 84 = Bauer 1757; 
OAppG. Jena 6. 5. 1864 in Seuff Arch. 18 Nr. 14; OLG. Jena in 
ThürBl. 37, 261, beſtätigt vom RG. daſelbſt und RGZ. 25, 189). 

Der Zeitraum, für den zur Annahme einer (außerordentlichen) 
Erſitzung die dauernde Ausübung eines vermeintlichen Rechtes zum 
Fiſchen feſtgeſtellt ſein muß, iſt demnach hier derſelbe wie bei der 
ſogenannten Unvordenklichkeit: 40 Jahre. 

Dieſer Zeitraum muß aber vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs abgelaufen geweſen ſein. 

Denn zunächſt kennt das BGB. die „Unvordenklichkeit“ nicht 
mehr als Erſatz für den Nachweis eines gültigen Rechtserwerbs an 
(Mot. z. BGB., I, 346, III, 306 f.). Das Recht der Fiſcherei iſt 
nun zwar dem Landesrecht vorbehalten geblieben (Art. 69 EGz BGB.). 
Aber es fehlt an jedem Anhalt dafür, daß das Inſtitut der Un⸗ 
vordenklichkeit einen eigentlichen Beſtandteil dieſer Sondermaterie im 
meiningiſchen Recht gebildet hätte. Die Unvordenklichkeit war viel⸗ 
mehr eine Einrichtung der vormaligen allgemeinen Zivilrechtsordnung 
und fand nur als ſolche auch mit auf das Fiſchereirecht Anwendung. 
Es liegt alſo höchſtens eine ſogenannte echte Verweiſung im Sinne 
des Art. 4 EGBGB. vor; das jetzige allgemeine Zivilrecht iſt daher 
inſoweit auch für das Fiſchereirecht an die Stelle des früheren Zivil⸗ 
rechts getreten; es kennt aber keine Unvordenklichkeit mehr, und deshalb 
findet dieſe von 1900 ab auch auf das Fiſchereirecht keine Anwendung 
mehr. 
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Ebenſo ſteht es aber auch mit der „Erſitzung“. Auch ſie iſt 
kein Beſtandteil der beſonderen Regelung des meiningiſchen Fiſcherei⸗ 
rechts, ſondern eine Rechtseinrichtung des allgemeinen Zivilrechts. 
Das neue allgemeine bürgerliche Recht ſchließt aber die Erſitzung bei 
Immobilien grundſätzlich aus. Die Eigenſchaft als unbewegliches 
Gut iſt aber bei Fiſchereiberechtigungen im Hinblick auf ihre be⸗ 
griffliche örtliche Gebundenheit allgemein anerkannt, mag man ſie 
nun als eine Dienſtbarkeit am Fiſchwaſſerbett oder als eine „ſelb⸗ 
ſtändige Gerechtigkeit“ auffaſſen (Großmann in Hirths Ann. 1910 
S. 539; Gierke, DPrivR. 2, 621). Auch für das meiningiſche 
Gebiet iſt der Immobiliarcharakter der Fiſchberechtigung nicht zu 
bezweifeln; die Bemerkung bei Unger, Meining. Priv. 1, 194 
Anm. 29 ſteht nicht entgegen, fie bezweifelt nur das Beſtehen eines 
beſonderen meiningiſchen Partikularrechtsſatzes und bemängelt — dies 
mit Recht — die Herleitung eines ſolchen Satzes aus den aus Heimbach 
dort angeführten Stellen. 

Die Ausübung des Fiſchens als beſonderes, eigenes, privates 
Recht des Angeklagten oder ſeiner Vorfahren müßte demnach ſchon 
Anfang 1860 begonnen haben, damit bis zum Inkrafttreten des 
neuen bürgerlichen Rechts 40 Jahre hätten ablaufen können. 

Das Landgericht hat nun aber feſtgeſtellt, daß bis zum Jahre 
1867 das Fiſchen von den Leuten, die nicht ſelbſt Glasmeiſter waren, 
nicht mit dem Glauben betrieben worden iſt, ein eigenes Recht 
gegenüber oder neben den Glasmeiſtern oder dem Domänenfiskus 
auszuüben. Hiernach liegt alſo in den Jahren 1860 —1867 noch 
keine Ausübung als Recht vor, und die Erſitzung und die Un⸗ 
vordenklichkeit iſt deshalb ausgeſchloſſen, da es hiernach an der er⸗ 
forderlichen 40jährigen Dauer fehlt. 

Dieſe Feſtſtellung über die Jahre 1860 bis 1867 ſtützt ſich nicht, 
wie die Reviſſion irrig unterſtellt, darauf, daß der Vater des An⸗ 
geklagten Glasmeiſter geweſen ſei. Das Landgericht ſpricht nicht bloß 
von Glasmeiſtern und deren Angehörigen, ſondern von jedermann 
in der Einwohnerſchaft; es ſtellt für jeden Einwohner feſt, daß ihm 
die Vorſtellung gefehlt habe, ein eigenes Recht auszuüben, daß er 
vielmehr nur im Glauben an die ſtillſchweigende Erlaubnis der da⸗ 
maligen Berechtigten (Rutzungsbeliehenen, Pächter, — bis 1867 war 
die Ausübung des Fiſchrechts den Glasmeiſtern zu Pieſau vom landes⸗ 
herrlichen Fiskus auf Widerruf eingeräumt) (alfo „precario“) gefiſcht 
hätten. Bei der Allgemeinheit dieſer Feſtſtellung will es dieſe auch 
mit für den Angeklagten und deſſen Vater treffen. Die Reviſion 
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ſetzt ſich alſo unzuläſſigerweiſe mit einer tatſächlichen Feſtſtellung des 
Berufungsgericht in Widerſpruch, wenn ſie davon ausgeht, der An⸗ 
geklagte oder ſein Vater ſei damals (vor 1867) des guten N bens 
geweſen, ein (eigenes) Recht auszuüben. 

War aber der Glaube an ein eigenes Recht nicht ſpäteſtens feit 
Beginn des Jahres 1860 vorhanden, fo fehlt es an der erforderlichen 
Dauer, und es bedarf deshalb nicht noch der weiteren Prüfung, ob 
ſeit 1867 der Angeklagte im Glauben an ein Recht gefiſcht hat. 
Inſoweit find daher auch die Reviſionsangriffe gegenſtandslos, die 
ſich auf dieſen ſpäteren Zeitabſchnitt beziehen, und es braucht daher 
nicht erörtert zu werden, inwieweit auch ſie ſich mit tatſächlichen 
Würdigungen des Berufungsgerichts in Widerſpruch ſetzen. 

. Zur Beſtrafung genügt nun aber noch nicht, wenn, wie id‘ 
hiernach ergibt, das Fiſchen des Angeklagten unberechtigt war. Cs 
muß weiter feſtgeſtellt ſein, daß er ſich bei dem Fiſchen auch bewußt 
war, dazu nicht befugt zu ſein; der Vorſatz muß ſich auf den Mangel 
eines Rechts erſtreckt haben. Dieſen Inhalt des Vorſatzes hebt das 
Landgericht in ſeinem Urteile nicht beſonders hervor, obwohl natürlich 
die Rechtsvorſtellungen bei dem Fiſchen im Sommer 1910 nicht not⸗ 
wendig dieſelben geweſen ſein müſſen, wie in früheren Jahrzehnten. 
Der Angeklagte könnte über die Erforderniſſe der Erſitzung irrige 
Vorſtellungen gehabt haben, er könnte 1910 in dem Glauben geweſen 
ſein, durch die langjährige Ausübung des Fiſchens ein Recht erworben 
zu haben, trotzdem er bei jener Ausübung böſen Glaubens geweſen 
war, er könnte alſo 1910 doch im Glauben an ein Recht gefiſcht 
haben, alſo nicht „bewußt unbefugt“. Aber aus der Darſtellungs⸗ 
weiſe des Landgerichts geht hervor, daß es der Anſicht war, der 
Angeklagte habe auch im Juni und Juli 1910 bei dem unter Anklage 
ſtehenden Fiſchen noch nicht den Glauben an ein eigenes Recht zum 
Fiſchen gehabt. Denn es ſtellt feſt, der gute Glaube des Angeklagten 
an ein Recht zum Fiſchen ſei „während der Zeit nach 1889 nicht 
mehr vorhanden geweſen“; das iſt als eine bis in das Jahr 1910 
ſich erſtreckende Feſtſtellung zu verſtehen, zumal da dann weiter feſt⸗ 
geſtellt wird, der Angeklagte ſei von vornherein entſchloſſen geweſen, 
das nur willkürlich angemaßte Recht .. .. zur Geltung zu bringen. 
Es fehlt alſo in dem angefochtenen Urteile auch nicht an der Feſt⸗ 
ſtellung des für die Strafbarkeit erforderlichen Vorſatzes. 

Die Reviſion iſt deshalb als unbegründet zurückgewieſen worden. 

Urteil des 1. Strafſ. vom 1. Juli 1911, 8 63/11 (nach Rudolſtadt). 
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16. Sind ſog. Bardamen als Kellnerinnen anzuſehen? 

Auslegung nach dem Zweck. 

Der Angeklagte hat in ſeinem Gaſthof zum B.ſchen Hof in E. 
einen Raum, der nicht an die übrigen grenzt, als Americain Bar ein⸗ 
gerichtet und darin 2 Barmaide angeſtellt. In E. müſſen in Wirt⸗ 
ſchaften mit weiblicher Bedienung alle Räume für die Gäſte aneinander⸗ 
grenzen und miteinander verbunden fein (§ 3 der Verordnung des 
Großherzogl. Bezirksdirektors in E. vom 1. Dezember 1910, betr. 
die Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften mit weiblicher Bedienung). 

Das Landgericht meint anders als das Schöffengericht, der An⸗ 
geklagte habe ſich nicht dagegen vergangen, die Barmaide gehörten 
nicht zur weiblichen Bedienung, weder zu den weiblichen Perſonen, 
die ausſchließlich oder neben ihrer ſonſtigen Beſchäftigung mit zur 
Bedienung der Gäſte verwandt würden (Kellnerinnen, § 2 der Verordn.) 
noch zu den weiblichen Perſonen, die den Kellnerinnen gleichgeſtellt, 
die zum Aufenthalt in den Schankräumen, insbeſondere zur Unter⸗ 
haltung der Gäſte gehalten werden (§ 11 der Verordn.). 

Das Landgericht ſagt, die eine der ſog. Barmaide habe die Ge⸗ 
tränke zu miſchen, die andere dies und den Kellner zu überwachen; 
darauf komme nichts an, daß ſie ab und zu den Gäſten Getränke 
reichten und ſich bezahlen ließen, beſtimmungsgemäß hätten ſie ſich 
hinter dem Büfett aufzuhalten — da das abgeſchloſſen ſei, wären 
ſie außerhalb des Schankraums —, ſie hätten dort die ihnen auf⸗ 
getragenen Pflichten zu erfüllen, auch die 5 Hocker vorm Büfett ſprächen 
nicht dafür, daß die Barmaide zur Unterhaltung der Gäſte ein⸗ 
geſtellt ſeien. 

Wird in einem Raume etwas ausgeſchänkt, ſo iſt der ganze 
Raum, ſoweit er durch die 4 Wände abgeſchloſſen iſt, Schankraum; 
nicht bloß der Teil gehört dazu, wo die Gäſte ſitzen, ſondern auch 
der, wo die Bedienung ſich aufhält, der Raum hinterm Büfett. Unter 
Schankraum verſteht die Verkehrsanſchauung nichts anderes, als was 
durch Wände oder ähnliches abgeſchloſſen iſt, nicht ſchon die Ab⸗ 
grenzung durch einen Tiſch oder ein Büfett. Mit den Hockern iſt 
ein ſolches keine Abgrenzung, ſondern ſogar eine Verbindung. 

Aber auch ſonſt verletzt das Landgericht das Geſetz, es geht von 
einer falſchen Auffaſſung aus, was Kellnerin im Sinne der Ver⸗ 
ordnung und was Halten zur Unterhaltung der Gäſte bedeutet. Gewiß 
kommt etwas darauf an, ob das weibliche Weſen hinterm Büfett Getränke 
an die Gäſte verabreicht und ſich bezahlen läßt, das iſt eine Neben⸗ 
tätigkeit neben dem Miſchen der Getränke und auch wenn es ſonſt 
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anders beſchäftigt iſt, nur nebenbei bedient, iſt es Kellnerin. Gewiß 
kommt etwas darauf an, ob die weiblichen Weſen hinterm Büfett 
Geſpräche führen mit den Gäſten und ob fünf hohe Sitzplätze vorm 
Büfett für Gäſte angebracht ſind, damit ſie ſich unterhalten und aus 
anſchaulicher Nähe ſehen können. 

Das Landgericht verletzt den Grundſatz, daß zur Auslegung einer 
Verordnung und eines Geſetzes der Zweck heranzuziehen iſt und daß 
Einrichtungen nicht nur nach einzelnen Worten, vielleicht Ausreden, 
beurteilt werden dürfen, ſondern daß in erſter Linie die Tatſachen, die 
auch reden, zur Beurteilung und Erklärung dienen müſſen. Dieſen 
Grundſatz hat es nicht befolgt, es hat nur ganz äußerlich beurteilt, 
was das Schöffengericht feſtgeſtellt hat, wovon es ſelbſt gar nicht 
abgewichen iſt oder hat abweichen wollen. Deshalb iſt das Urteil 
des Landgerichts aufzuheben. Nach ſeinen Feſtſtellungen und dem 
Antrag der Staatsanwaltſchaft kann jetzt erkannt werden. Die Ver⸗ 
ordnung will ankämpfen, wie ſie ſelbſt ſagt, gegen Mißſtände gröbſter 
Art, die auf dem Gebiete des Kellnerinnenweſens hervorgetreten ſind. 
Woher die Mißſtände kommen, ergibt ſich zum Teil daraus, was die 
Verordnung verbietet. Die Kellnerinnen ſollen nicht an Tiſchen mit 
Gäſten zuſammen Platz nehmen, ſollen anſtändige und unauffällige 
Kleidung tragen — um nicht die Gäſte lüſtern und dem Alkohol⸗ 
genuß geneigter zu machen —, ſollen nicht in aufdringlicher Weiſe 
zum Genuß von Speiſen und Getränken anregen, ſollen ſich nicht 
Getränke und Speiſen bezahlen laſſen, die Gäſte ſollen nicht durch 
die Reize des weiblichen Geſchlechts zu größerer Zeche veranlaßt 
werden. Ueberhaupt ſoll anſtößiger Verkehr möglichſt vermieden werden. 

Alle dieſe Mißſtände und Gefahren beſtehen bei Barmaiden. 
Der Name tuts überhaupt nicht bei der aus England eingeführten 
Einrichtung, ſondern die Tätigkeit im allgemeinen und im einzelnen 
Fall. Die Barmaide betrieben hier — wie das Schöffengericht feſt⸗ 
ſtellt — dasſelbe Geſchäft, wie eine Kellnerin, nur mit etwas mehr 
Schliff und Erfolg und einem Tone ins Ausländiſche, Geſuchte, an⸗ 
geblich Feinere. 

Der Schankraum hat 30 Sitzplätze, zwei Damen und ein Kellner 
waren, ſtellt das Schöffengericht tatſächlich feſt, nicht zur Bedienung der 
Gäſte erforderlich. Es iſt nicht etwa ſo, daß nach dem Muſter des modernſten 
Großbetriebs Arbeitsteilung hätte durchgeführt werden müſſen und die 
eine Maid nur Kocktail zu miſchen und Wisky und Soda zu ſchänken, 
die andere das zu beaufſichtigen und über den Kellner zu wachen gehabt 
hätte. Nein, ſie tun beide das, was die Verordnung verhüten will, 


als anſehnliche Figuren — nach dem Schöffengericht — alſo auch 
hübſch angezogen, zu zweit alſo mit gehäuften Reizen, ſtehen oder 
ſitzen ſie hinter dem einladenden Büfett und in der ſonſtigen dekorativen 
Aufmachung und wirken belebend auf die Trinkluſt, ihre Reize ſollen 
die Männerwelt zu ſtärkerem Verbrauch des Alkohols anfeuern. Auch 
der häufige Wechſel der Damen hat — nach der Feſtſtellung des 
Schöffengerichts — ſorgen ſollen, Gäſte anzulocken. 

Nicht wie ganz gewöhnliche Kellnerinnen ohne ausländische Auf⸗ 
machung ſitzen ſie an Tiſchen mit den Gäſten, der Lebemann ſetzt 
ſich nach neuer Mode zu ihnen auf die Hocker. Die Hocker vorm 
Büffet werden, ſagt das Schöffengericht, fleißig benutzt, die Trinker 
plaudern mit der Hebe, ſie trinken zuſammen, natürlich damit die 
Zeche und der Verdienſt des Wirts größer wird, ſie ſchänken auch 
ihren Verehrern auf den Hockern ein, natürlich indem ſie die Ge⸗ 
legenheit erfaſſen, den Alkoholverbrauch zu ſteigern, noble Verehrer 
ſpenden ihnen Alkohol und Trinkgelder, die Stimmung aus dem 
weiblichen Verkehr, Muſik, Alkohol tun ſich zuſammen, um alle Sinnen⸗ 
luſt zu reizen. Aus der ganzen Einrichtung, die der Angeklagte ge⸗ 
troffen hatte, ergibt ſich der Zweck, zu dem er die Bardamen hin⸗ 
geſtellt hatte: zur Bedienung, aber nicht nur dazu, ſondern auch zur 
Unterhaltung, nicht nur durch Plaudern, ſondern auch durch Ergötzen 
anderer Sinne der Männerwelt. 

Die Bardamen des Angeklagten gehören alſo, ſo wie es das 
Schöffengericht tatſächlich feſtgeſtellt hat, rechtlich ſowohl als Kellne⸗ 
rinnen wie zur Unterhaltung der Gäſte angeſtellt zu weiblicher Be⸗ 
dienung. 

Ein Lokal mit weiblicher Bedienung im Sinne des 8 3 der 
Verordnung iſt nicht nur vorhanden, wenn die weibliche Bedienung 
in allen Räumen tätig iſt, ſondern auch, wenn das nur in einem 
Zimmer der Wirtſchaft geſchieht. Weder der Wortlaut noch der Sinn 
ſpricht für eine andre Auslegung, und der Zweck der Vorſchrift wäre 
ganz verfehlt, wenn man mit der Verteidigung anders entſcheiden 
wollte. Gerade auch wenn nur ein Zimmer weibliche Bedienung 
hat, ſoll es nicht abgelegen, ſondern mit den übrigen Räumen in 
Verbindung ſein, damit ſich kein heimlicher Verkehr entwickeln kann. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 17. Februar 1912, 88/12 (nach 
Eiſenach). | 


17. Genügt, wenn ein Kind ſchon zweimal von der 
Impfung befreit iſt, zur weiteren Befreiung ein 
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privatärztliches Zeugnis, oder muß der Vater eine 

impfärztliche Beſcheinigung auf amtliches Erfordern 

vorlegen? 

Das K.ſche Kind, das ſich im impfpflichtigen Alter befindet, 
war auf Grund ärztlicher Zeugniſſe zweimal von der Impfung be⸗ 
freit worden. Als der Vater im Mai 1911 ein Zeugnis des Arztes 
Dr. A. einreichte, wonach das Kind wegen eines Darmleidens ohne 
Gefahr nicht geimpft werden könne und demgemäß die Impfung bis 
zum Frühjahr 1912 auszuſetzen ſei, wies die Polizeibehörde in G. 
dies zurück und forderte ein Befreiungszeugnis des Impfarztes. Als 
der Vater dies verweigerte, wurde eine Strafverfügung gegen ihn 
erlaſſen, weil er den Nachweis, daß die Impfung audzuſetzen ſei, nicht 
mittels der vorgeſchriebenen Beſcheinigung geführt habe (88 12 
14 Abi. 1 des Impfgeſetzes vom 8. April 1874). Das Schöffen 
gericht hat die Strafverfügung aufgehoben und den Angeklagten 
freigeſprochen. Die Strafkammer hat die e zurückgewieſen. 
Die Reviſion iſt unbegründet. 

Das Impfgeſetz legt den Eltern bei Strafe die Verpflichtung 
auf, auf amtliches Erfordern den Nachweis zu führen, daß ihr Kind 
geimpft oder daß die Impfung aus einem geſetzlichen Grunde unter 
blieben ſei, und zwar den Nachweis mittels der vorgeſchriebenen Be⸗ 
ſcheinigungen. Die ärztlichen Beſcheinigungen ſind der Impfſchein und 
„die ärztlichen Zeugniſſe, durch welche die gänzliche oder vorläufige 
Befreiung von der Impfung (88 1, 2 des Impfgeſetzes) nachgewieſen 
werden ſoll“. Die ärztlichen Zeugniſſe ſind nach Form und Inhalt 
feſtgeſtellt. Das Formular Nr. 3 (auf weißem Papier) iſt vom 
Bundesrat beſtimmt, über den Inhalt ſagt § 10, daß unter Angabe 
von Namen und Geburtstag des Kindes zu beſcheinigen ſei, aus 
welchem Grund und auf wie lange die Impfung unterbleiben dürfe. 
Es iſt anerkannten Rechtens, daß auch Privatärzte (nicht nur der 
Impfarzt) die Zeugniſſe über die vorläufige Befreiung und Zurück⸗ 
ſtellung ausſtellen dürfen. Das Geſetz ſagt in § 2 Abſ. 1 ganz all⸗ 
gemein: ein Impfflichtiger, welcher nach ärztlichem Zeugnis 
ohne Gefahr für ſein Leben oder ſeine Geſundheit nicht geimpft 
werden kann, iſt binnen Jahresfriſt nach Aufhören des dieſe Gefahr 
begründenden Umſtandes der Impfung zu unterziehen. Das ätzt⸗ 
liche Zeugnis hat Beweiskraft, es bezeugt das Vorliegen eines geſetz⸗ 
lichen Grundes zu vorübergehender Befreiung. Es hat die Wirkung, 
daß die Eltern des Impflings für die Zeit der Befreiung nicht aus 
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dem Grunde beſtraft werden können, daß ſie ihr Kind der Impfung 

ohne geſetzlichen Grund entzogen haben. 

Aber dieſe Beweiskraft, dieſe Wirkung kann dem privatärztlichen 
Zeugniſſe nachträglich genommen werden. § 2 Abſatz 2 beſtimmt 
nämlich: 

Ob dieſe Gefahr (für Leben oder Geſundheit des Impflings) noch 
fortbeſteht, hat in zweifelhaften Fällen der zuſtändige Impfarzt 
endgültig zu entſcheiden. | 

Die kontrollierende Behörde hat danach das Recht, das auf amt⸗ 

liches Erfordern vorgelegte privatärztliche Zeugnis auf ſeine Richtig⸗ 

keit, Zuverläſſigkeit hin anzuzweifeln. Tut ſie das, wie ſie das im 

vorliegenden Falle getan hat, ſo kommt es auf die Entſcheidung des 

Impfarztes an, ob das privatärztliche Zeugnis ſeine Beweiskraft und 

damit feine befreiende Wirkung behält oder verliert. Der Impf⸗ 

arzt hat den Fall zu unterſuchen und den Streit zu entſcheiden. 

Die Streitfrage, von deren Beantwortung der Ausgang des 
vorliegenden Straffalles abhängt, iſt nun die: 

Hat auf erhobenen Zweifel der Behörde der Vater die Pflicht, 
ſich ein Zeugnis des Impfarztes über vorläufige Vefreiung und 
Zurückſtellung zu beſchaffen und dies der Aufforderung entſprechend 
vorzulegen? oder hat er ſeiner geſetzlichen Pflicht zur Nachweis⸗ 
führung durch Vorlage des privatärztlichen Zeugniſſes ſo lange 
genügt, bis die von der Behörde herbeizuführende Entſcheidung 
des Impfarztes vorliegt, daß eine Impfgefahr nicht beſtehe, weil ſie 
entweder niemals beſtanden habe oder nachträglich fortgefallen ſei. 

In der Praxis gehen die beiden Meinungen an dem Punkte 
auseinander, wo es ſich darum handelt, ob die Behörde oder der 
Vater den Impfarzt anzugehen hat. Hier iſt auch im vorliegenden 
Falle die Sache ins Stocken geraten. — Der Senat hat ſchon ein⸗ 
mal Gelegenheit gehabt, zu der Streitfrage Stellung zu nehmen. 
(Siehe das Urteil vom 28. Januar 1907, abgedruckt in den Thür. 
Bl. 54, 133.) Auch bei der erneuten Prüfung iſt er zu der Auf⸗ 
faſſung gekommen, daß die Eltern ihrer Nachweispflicht mit der Vor⸗ 
lage des Zeugniſſes irgendeines Arztes genügen, alles Weitere Sache 
der Behörde iſt. Es genügt hier auf die Gründe einzugehen, die 
von der Reviſion gegen dieſe Auffaſſung geltend gemacht worden 
ſind, im übrigen kann auf die früher ergangene Entſcheidung verwieſen 
werden. 

Die Reviſion ſagt: § 2 des Impfgeſetzes billige für den Fall 
des Impfausſtandes den privatärztlichen Zeugniſſen nur eine beſchränkte 
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Beweiskraft zu. Denn nach Abſatz 2 habe der Impfarzt in zweifel⸗ 
haften Fällen endgültig zu entſcheiden. Daraus ergebe ſich, daß in 
zweifelhaften Fällen der Nachweis, daß die Impfung aus einem ge⸗ 
ſetzlichen Grunde unterblieben ſei, durch die Vorlegung eines privat⸗ 
ärztlichen Zeugniſſes nicht geführt werden könne. Darin ſieht der 
Senat eine petitio prineipii. Das ärztliche Zeugnis hat weder von 
vornherein noch vom Momente der behördlichen Anzweiflung an eine 
beſchränkte Beweiskraft. Davon ſteht nichts im Geſetz. Im Falle 
der Anzweiflung hat der Impfarzt zu entſcheiden, ob die Gefahr 
noch fortbeſteht. Entſcheidet er, es beſtehe keine Gefahr mehr, ſo 
verliert das ärztliche Zeugnis die bisherige Kraft. Das kann aus 
Gründen geſchehen, die mit der Zuverläſſigkeit oder Unzuverläſſigkeit 
des privatärztlichen Zeugniffe® nichts zu tun haben. Das Kind 
kann inzwiſchen geneſen ſein. Für die Zeit der Krankheit hat das 
ärztliche Zeugnis in ſolchem Falle ſeine volle Beweiskraft behalten; 
die Entſcheidung des Impfarztes ſagt nur, daß die Gefahr nicht mehr 
beſtehe und deshalb dem Zeugnis des Privatarztes die befreiende 
Wirkung nicht mehr zukomme. Aber auch wo der Impfarzt das 
Privatzeugnis als von vornherein richtig beſtätigt, läßt ſich nicht 
ſagen, daß das bisher nur beſchränkt beweiskräftige Zeugnis des 
Privatarztes nunmehr durch die Entſcheidung des Impfarztes volle 
Beweiskraft erhalten habe. Die Beweiskraft und die befreiende 
Wirkung iſt unverändert geblieben, nur der Widerſpruch der Behörde 
iſt aus dem Wege geräumt worden. Verwirft der Impfarzt das 
Privatzeugnis als von vornherein unrichtig, ſo verliert es durch 
die Entſcheidung die Beweiskraft und die befreiende Wirkung, die es 
bis dahin — wenn auch materiell zu Unrecht — genoſſen hatte. 

Während das Verlangen der Polizeibehörde in G. nach Vorlage 
eines impfärztlichen Zeugniſſes ſich auf § 20 der Reuß⸗j.⸗L.⸗Ver⸗ 
ordnung vom 9. Januar 1900 zur Ausführung des Reichsimpfgeſetzes 
ſtützt, erkennt die Reviſion mit dem Senat an, daß dieſe Beſtimmung 
nur eine Anweiſung an die Impfbehörde enthalte, nach zweimaliger 
Befreiung auf Grund privatärztlicher Zeugniſſe den Fall als zweifel⸗ 
haften zu behandeln und demgemäß die Impfbefreiung von der Ent⸗ 
ſcheidung des Impfarztes abhängig zu machen. 

Daß dieſe Entſcheidung, als allein geeignet, den geſetzlichen 
Grund für das Unterbleiben der Impfung darzutun, der Behörde 
nachgewieſen werden müſſe, ſoll ſich nach den Ausführungen der 
Reviſion aus der im § 12 allgemein ausgeſprochenen Nachweiſungs⸗ 
pflicht der Gewalthaber ergeben. Auch das iſt eine petitio principii. 
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Der Streit dreht ſich ja gerade darum, ob nicht der Nachweispflicht 
durch die Vorlage des privatärztlichen Zeugniſſes genügt iſt und 
alles Weitere Sache der anzweifelnden Behörde iſt. Natürlich muß 
der Behörde von der Beſtätigung des privatärztlichen Zeugniſſes 
Kenntnis gegeben werden (ebenſo übrigens auch von der abändernden 
Entſcheidung, deren Mitteilung aus der Nachweispflicht des Vaters 
unmöglich abzuleiten iſt), aber das hat nach der Auffaſſung des 
Senats der Impfarzt zu tun, weil er durch eine amtliche Entſcheidung 
den Widerſpruch der Impfbehörde gegen das Privatzeugnis zurückweiſt. 
Billigt der Impfarzt das Privatzeugnis, ſo wird der geſetzliche Grund 
für den Ausſtand nach wie vor durch das Privatzeugnis dargetan. 
Für das Verlangen des Nachweiſes durch die Partei, daß der unbe⸗ 
gründete Widerſpruch der Behörde zurückgewieſen ſei, fehlt es wie 
an inneren Gründen ſo an einer Analogie im deutſchen Verwaltungs⸗ 
recht. Es mag zugegeben werden, daß die billigende Entſcheidung 
des Impfarztes in einer Form abgegeben werden kann, die der Vater 
als Zeugnis über notwendigen Impfausſtand verwenden kann, ſach⸗ 
lich iſt die Entſcheidung des Impfarztes nicht identiſch mit der Aus⸗ 
ſtellung eines amtlichen Zeugniſſes über Ausſtand. Ganz abgeſehen 
davon, daß die Entſcheidung den Zweifel der Behörde für begründet 
erklären kann, dann auf Verwerfung des Privatzeugniſſes, nicht auf 
Ausſtellung eines Zeugniſſes im Sinne des § 10 Abſ. 2 geht, müßte 
es doch auffallen, daß das Geſetz den einfachen Gedanken: im Falle 
behördlicher Anzweiflung müſſe der Gewalthaber die Beſcheinigung 
des Impfarztes beibringen, nicht mit klaren Worten geſagt hätte. 
Das hat es nicht geſagt, und zwar mit gutem Grunde. Sollte der 
Widerſpruch der Behörde unbegründet ſein, ſo wäre es unbillig, dem 
Vater die Vorlage eines impfärztlichen Zeugniſſes aufzulegen, denn 
das belaſtet ihn mit Mühe und Koſten, die durch ſein Verhalten 
nicht veranlaßt ſind. Geſetzgeberiſch könnte in Frage kommen, ihm 
im Falle des begründeten Widerſpruchs die Koſten der amtlichen 
Erörterung und Entſcheidung aufzuerlegen. Bis jetzt fehlt es an 
einer Handhabe hierzu. Es mag richtig fein, daß der Widerſpruch 
der Behörde in den meiſten Fällen ſich auf Zeugniſſe bezieht, die 
von Impfgegnern ausgeſtellt oder vorgelegt werden, bei denen der 
Verdacht der Behörde begründet iſt. Es geht aber nicht an, des⸗ 
wegen den ſeiner Bürgerpflicht folgenden Vater mileiden zu laſſen. 
Wie käme er denn auch dazu, wenn ſein Kind wirklich krank ſein 
ſollte, außer dem Zeugnis etwa ſeines Hausarztes noch ein amtliches 
Atteſt beſchaffen zu müſſen? 
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Der Oberſtaatsanwalt will das Bedürfnis nach einer praktiſchen 
Handhabung im Sinne der Reviſion damit rechtfertigen, daß nur fo 
dem Geſetze genügt werden könne. Denn lege man dem Vater die 
Beſchaffung des impfärztlichen Zeugniſſes nicht auf, ſo ſei man am 
Ende. Wenn der Vater dem von der Behörde geſandten Impfarzt 
den Zutritt zum Kinde verweigere, ſo könne — da ja nach der Judi⸗ 
katur der Gerichte körperlicher Zwang nicht angeordnet werden könne — 
nichts geſchehen. Dieſer Auffaſſung wollte der Senat ſchon in dem 
früheren Urteil vom 28. Januar 1907 begegnen. Will die Behörde 
die Entſcheidung des Impfarztes herbeiführen, ſo hat ſie den Zweifel 
gegenüber dem Vater zu erheben und den Impfarzt zu benachrichtigen. 
Je nachdem, ob das Kind ohne Gefahr für feine Geſundheit trans⸗ 
portfähig iſt oder nicht, hat ſie ſodann anzuordnen, daß das Kind 
zur Unterſuchung zum Impfarzt gebracht oder in der väterlichen Be⸗ 
hauſung unterſucht werde. Weigert der Vater das, ſo iſt es dem 
Impfarzt unbenommen, ſchon daraus ſeine Schlüſſe über das Beſtehen 
einer Gefahr zu ziehen. Die Behörde kann aber weitergehen und 
unter Strafandrohung nach § 6 des Reuß⸗j.⸗L.⸗Geſetzes über die 
polizeilichen Zwangsbefugniſſe vom 7. Januar 1902 den Ungehor⸗ 
ſam brechen. Das Impfgeſetz iſt aus Gründen des öffentlichen Wohls 
erlaſſen, aus dem Geſetze folgt die Verpflichtung des Vaters, die 
Kontrollunterſuchung durch den Impfarzt vornehmen zu laſſen. 
Die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Strafandrohung ſind damit 
gegeben. So hat die Behörde die Mittel in der Hand, die zur 
Herbeiführung der impfärztlichen Entſcheidung notwendig ſind. 

Damit iſt zugleich die Annahme widerlegt, als ob der Senat 
nach irgendeiner Richtung im vorliegenden Falle mit einer Lücke des 
Geſetzes rechne. Der Vater hat ſeiner Nachweispflicht Genüge getan, 
wenn er ein in Form und Inhalt dem Geſetz entſprechendes Zeugnis 
eines Arztes vorlegt, durch welche die vorläufige Befreiung nachge⸗ 
wieſen werden ſoll. Ob es zur Befreiung führt, ſteht dahin. Das 
entſcheidet im Zweifel der Impfarzt. Daraus, daß das Ergebnis 
vom Impfarzt abhängt, folgt nicht, daß der Vater deſſen Zeugnis 
beſchaffen muß. Der $ 10 Abſ. 2, der von den ärztlichen Zeugniſſen 
handelt, die der Vater beſchaffen muß, verweiſt in einer Klammer 
auf die §§ 1 und 2 des Impfgeſetzes. Sieht man den § 2 nach, 
ſo findet man die Beſtimmung vom ärztlichen Zeugnis nur in deſſen 
erſtem Abſatz. Die Entſcheidung des Abſatz 2 iſt kein ärztliches Zeug⸗ 
nis, wie im vorſtehenden ausgeführt iſt. Wenn der Senat daran 
die Bemerkung geknüpft hat, es wäre, nachdem der Reichstag den 
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Abſatz 2 eingeſchoben habe, richtiger geweſen, nunmehr das Allegat 
in § 10 Abſ. 2 auf die SS 1 und 2 Abſ. 1 zu beſchränken, io hat 
er damit keineswegs einen Beweisgrund für feine Auffaſſung von 
dem Umfang der Nachweispflicht geben wollen, vielmehr eine Folgerung 
aus der Auslegung gezogen, die er dem Geſetz gegeben hat. In 
dieſem Punkte hat die Reviſion das Urteil vom 28. Januar 1907 
mißverſtanden. Einen Widerſpruch zwiſchen den Vorſchriften des 
§ 2 Abſ. 2 und des § 10 Abſ. 2 nimmt auch der Senat nicht an. 

Auch die Tatſache, daß das vom Bundesrat feſtgeſtellte Formular 
III neuerdings vorſchreibt, daß der das Zeugnis vollziehende Arzt 
ſeinem Namen die Eigenſchaft als „Arzt“ oder „Impfarzt“ hinzu⸗ 
füge, beweiſt nichts für die Reviſion. Es iſt nie bezweifelt worden, 
daß die ärztlichen Zeugniſſe, von denen § 2 Abſ. 1 handelt, auch 
von den Impfärzten ausgeſtellt werden können. Damit iſt die Vor⸗ 
ſchrift des Bundesrats erklärt. 

Urteil des 1. Strafſenats v. 13. März 1912, S 19/12 (nach Gera). 


Geſchäftsverteilung bei dem gemeinſchaftlichen Thüringiſchen 
Oberlandesgericht in Jena. 


I. Der erſte Zivilſenat iſt zuſtändig: 

1) für die Berufungen und Beſchwerden in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
aus den Bezirken des Landgerichts Weimar, Eiſenach, Gera und Greiz. 

Ausgenommen ſind die Berufungen und Beſchwerden: 

a) in den im ſechſten Buch der Zivilprozeßordnung behandelten 

| Sachen, | 

b) in den Rechtsſtreitigkeiten über Urheberrecht und Verlagsrecht, 
Muſterſchutz und Patentrecht, die nach dem 31. Dezember 1910 
beim Oberlandesgericht anhängig geworden find, 

c) in den nach dem 31. Dezember 1910 beim Oberlandesgericht 
anhängig gewordenen Rechtsſtreitigkeiten über Warenzeichen 
und unlauteren Wettbewerb, ſowie über Anfechtungen von 
Rechtshandlungen auf Grund der Konkursordnung (§§ 29 
bis 42, 196) und des Anfechtungsgeſetzes mit Einſchluß von 
behaupteter Simulation. 

2) für die nach dem S.⸗Weimariſchen Staatsbeamtengeſetz vom 

21. Juni 1909 von einem Zivilſenate des Oberlandesgerichts wahr⸗ 


zunehmenden Geſchäfte. 
Blätter für Rechtspflege LIX. N. F. XXXIX. 10 
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II. Der zweite Zivilſenat if zuſtändig: 

1) für die Berufungen und Beſchwerden in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
aus den Bezirken der Landgerichte Meiningen und Rudolſtadt mit 
Aus nahme der unter I 1c bezeichneten Sachen; 

2) für die Berufungen und Beſchwerden in den im ſechſten Buch 
der Zivilprozeßordnung behandelten Sachen aus den Bezirken der Land⸗ 
gerichte Weimar, Eiſenach, Gera und Greiz und 

3) für die Berufungen und Beſchwerden in den unter I 1b 
bezeichneten Sachen aus ſämtlichen Bezirken, 

4) für die Beſchwerden gegen die Feſtſetzung von Ordnungs⸗ 
ſtrafen aus ſämtlichen Bezirken. 

Der mit dem zweiten Zivilſenat verbundene 


zweite Strafſenat entſcheidet: 
5) über alle dem Strafſenat durch das Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
und anderen Geſetzen zugewieſenen Sachen, mit Ausnahme der Re⸗ 
vifionen gegen die Urteile der Strafkammern. | 


III. Der dritte Zivilſenat if zuſtändig: 

1) für die Berufungen und Beſchwerden in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
aus den Bezirken der Landgerichte Altenburg und Gotha mit Aus⸗ 
nahme der unter I 1b bezeichneten Sachen, 

2) für die Berufungen und Beſchwerden in den unter I 10 
bezeichneten Sachen aus ſämtlichen Bezirken, 

3) für die Entſcheidungen nach 88 36 und 650 Abi. 3 3. 
88 5 und 46 Abſ. 2 FGG. und $ 2 3 WG.; 

4) für die Entſcheidungen auf Grund von § 59 Abſ. 2 RAD, 
jedoch nur, wenn durch ſie Beſchlüſſe oder Wahlen der Anwalts⸗ 
kammer oder deren Vorſtands Beſchwerden gegenüber aufrecht er⸗ 
halten werden. 

Eine Aufhebung dieſer Beſchlüſſe oder Wahlen bleibt dem Ple⸗ 
num des Oberlandesgerichts vorbehalten. 

Der mit dem dritten Zivilſenat verbundene 


erſte Strafſenat entſcheidet: 
5) über die Reviſionen gegen die Urteile der Strafkammern. 
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Verzeichnis 
der im Jahre 1911 bei dem Oberlandesgericht geprüften Gerichts⸗ 
aſſeſſoren und Referendare. 


(Vgl. Bd. 58 S. 148.) 
Zuſammengeſtellt von Gerichtsſekretär Helmrich. 


1. Großherzogtum S.⸗Weimar. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Friedr. Poerſch aus Jena, 27. Oktober. — Otto 
Herbſt aus Horſchlitt, 27. Oktober. — Rud. Däumler aus Jena, 
24. November. — Dr. Rob. Stern aus Geiſa, 24. November 
(jetzt Rechtsanwalt in Eiſenach). — Fritz Marderſteig aus Weimar, 
24. November. — Dr. Rud. Uhlſtein aus Apolda, 24. November. — 
Dr. v. Renthe⸗Fink aus Weimar, 22. Dezember. (2 gut, 5 aus⸗ 
reichend, 2 nicht beſtanden.) | 


b) Referendare: Rud. Schoder aus Oberweimar, 4. Februar. — Gotth. 
Singer aus Jena, 4. Februar. — Hans Kämmerer aus Apolda, 
4. Februar. — Ludw. Müller aus Weimar, 21. Februar. — Arth. 
Braun aus Weimar, 6. Mai. — Trützſchler v. Falkenſtein aus 
Eiſenach, 27. Mai. — P. Kammandel aus Geiſa, 15. Juli. — 
Ludw. Vollrath aus Berka a. J., 29. Juli. — Hugo Herbſt aus 
Markſuhl, 5. Auguſt. — Walt. Trabitzſch aus Apolda, 2. Oktober. — 
Schmid-Burgk aus Dermbach, 18. November. — Loth. Frede aus 
Weimar, 18. November. — Erich Tonndorf aus Alperſtedt, 9. Dezember. 
— Rich. Wagner aus Einsdorf, 9. Dezember. (6 gut, 8 ausreichend 
beſtanden.) 


2. Herzogtum S.⸗ Meiningen. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Dr. Th. Reis aus Meiningen, 14. Juli. — Adalb. 
Meisner aus Römhild, 14. Juli. — Dr. Max Höhn aus Croock, 
27. Oktober. (1 mit Auszeichnung, 1 gut, 1 ausreichend und 2 nicht 
beſtanden.) 

b) Referendare: Hans Ullrich aus Eisfeld, 2. Dezember mit Auszeichnung 
beſtanden. 


3. Herzogtum S.⸗Altenburg. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Dr. Georg Peipelmann aus Eiſenberg, 27. Oktober 
(jetzt Rechtsanwalt in Altenburg). — Dr. Walt. Schulze aus Eiſenberg, 
24. November. (2 ausreichend, 2 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Walter Koerbitz aus Eiſenberg, 26. Juni. — Freih. 
v. Puttkammer aus Altenburg, 29. Juli. — Konrad Klinghardt 
aus Altenburg, 3. Auguſt. — Joſeph Perthel aus Jägersdorf, 18. No⸗ 
vember. — Adalb. Dobler aus Altenburg, 6. Dezember. — Wilh. 
Hager aus Gieba, 9. Dezember. (2 mit Auszeichnung, 1 gut, 3 
ausreichend, 8 nicht beſtanden.) | 

10* 
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4. Herzogtum S.⸗Coburg und ⸗Gotha. 

a) Gerichtsaſſeſſoren: Adolf Braun aus Gotha, 24. März. — Dr. Felix 
Ruf aus Gotha, 22. Dezember. — Dr. Walt. Doebel aus Gotha, 
22. Dezember. (1 gut, 2 ausreichend, 1 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Max Arnold aus Neuſtadt b. / TCob., 25. Februar. — 
Ernſt Vötter aus Waltershauſen, 20. Mai. — Hans Nagel aus 
Gotha, 5. Auguſt. (2 gut, 1 ausreichend, 2 nicht beſtanden.) 

5. Fürftentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 

a) Gerichtsaſſeſſoren: Konr. Rothe aus Eſperſtedt, 24. November, aus⸗ 
reichend beſtanden, 1 nicht. 

b) Referendare: Herm. Haueiſen aus Königſee, 27. Mai (in altenburgiſche 
Dienſte getreten). — Hugo Schwartz aus Lentenberg, 5. Auguſt. — 
Fritz Rühlmann aus Frankenhauſen, 21. Oktober. — Paul Preilipper 
aus Rudolſtadt, 16. Dezember. (2 gut, 2 ausreichend, 1 nicht beitanden.) 


6. Fürſtentnm Reuß ä. L. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: 1 nicht beſtanden. 
b) Referendare: vacat. 


7. Fürſtentum Reuß j. L. 

a) Gerichtsaſſeſſoren: Dr. Alex. Geipel aus Schleiz. 14. Juli. — Dr. 
Max Harniſch aus Schöna, 14. Juli. — Rud. Kohlmann aus 
Gera, 14. Juli. (3 ausreichend und 2 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Heinrich Kacholdt aus Venzka, 8. Juli, mit Auszeichnung 
und 1 nicht beſtanden. 


8. Andere Staaten. 


Referendare: Carl Strunz aus Berlin, 10. Februar. — Marimil, 
Freſe aus Berlin, 25. Februar. — Georg Scholz aus Frankenberg, 
25. Februar. — Paul Carthaſer aus Reichenbach, 16. März. — 
Rud. Becker aus Bremen, 6. Mai. — Friedr. Eckert aus Graudenz, 
6. Mai. — Alfr. Hartwig aus Potsdam, 6. Mai. — Ernſt Schmal⸗ 
fuß aus Seelze, 20. Mai. — Hans Limann aus Rogaſen, 20. Mai. 
— Walter Hackbarth aus Greifenberg, 27. Mai — Gerhard Mat⸗ 
thes aus Freyſtadt, 27. Mai. — Karl Hannemann aus Lübeck, 
24. Juni. — Walter Plugge aus Dortmund, 24. Juni. — Joh. 
Voigt aus Obergrüna li / S., 8. Juli. — Bogisl. Tilka aus Kompten⸗ 
dorf, 8. Juli. — v. Rente⸗Fink aus Breslau, 8. Juli. — Karl 
Grunick aus Magdeburg, 8. Juli. — Bernh. Krügerſaus Alt⸗Ruppin, 
8. Juli. — Ad. Hagemann aus Quakenbrück, 15. Juli. — Erich 
Milchhöfer aus Tarnowitz, 15. Juli. — Wilh. Hennig aus Hinden⸗ 
burg, 29. Juli. — Walt. Friedrich aus Berlin, 29. Juli — Mur 
Devrient aus Berlin, 3. Auguſt. — Günther Sparr aus Neu⸗ 
Ruppin, 3. Auguſt. — Otto Kaiſer aus Erfurt, 3. Auguſt. — Guſt. 
Leißner aus Erfurt, 5. Auguſt. — Paul Boſſe aus Beelitz, 5. Au: 
guſt. — Hugo Schwoche aus Kottbus, 2 1. Oktober. — Fritz Schmidt 
aus Berlin, 18. November. — James Roſenberg aus Hamburg, 
2. Dezember. — Erich Schmidt aus Beuthen O. / Schl., 2. Dezember. — 
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Ernſt Folz aus Gneſen, 2. Dezember — Karl Höbbel aus Quedlin⸗ 
burg, 9. Dezember. — Friedr. Vogt aus Putbus, 16. Dezember. (9 gut, 
25 ausreichend, 15 nicht beſtanden.) 


Summe: Aſſeſſorenprüfungen 30, wovon 1 mit Auszeichnung, 4 gut, 14 aus⸗ 
reichend, 11 nicht beſtanden haben. 


Summe: Referendarprüfungen 85, wovon 4 mit Auszeichnung, 20 gut, 39 
ausreichend, 22 nicht beſtanden haben. 


(Darunter Preußen 43, wovon 7 gut, 23 ausreichend, 13 nicht be⸗ 
ſtanden haben.) 


Bücherbefprechungen. 


18. Der Handelsmäkler. Inaugural⸗Diſſertation zur Erlangung 
der Doktorwürde bei der Juriſtiſchen Fakultät der Univerſität Leipzig ein⸗ 
gereicht von Max von Ortloff, Aſſeſſor in Leipzig. 1910. 36 S. 

In dem vorangeſtellten Literaturverzeichnis findet man eine, wie es ſcheint, 
zufällig konkurrierende Leipziger Diſſertation „Die Rechte und Pflichten des Handels⸗ 
mäklers“ aus demſelben Jahre von Alfred Müller angeführt. Der Inhalt 
der Ortloffſchen Arbeit zerfällt in 7 Abſätze und 16 Paragraphen. I. Einleitung. 
8 1. Dem aus dem früheren Recht entnommenen Inſtitut der Mäkler räumte das 
Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch kein ausſchließliches Vermittlungsrecht ein, 
ſo daß das Handelsmäklergewerbe jedem frei ſtand, ſofern nach Art. 34 Abſ. 2 den 
amtlich beſtellten Handelsmäklern nach Landesrecht nicht die ausſchließliche Befugnis 
zur Vermittlung von Handelsgeſchäften beigelegt werden durfte. Jedoch eine ſtarke 
Strömung nach Aufhebung der amtlichen Stellung der Handelsmäkler führte bereits 
1896 zur Beſeitigung dieſer auf dem Gebiete der Börſengeſchäfte im Börſengeſetz, 
und das neue Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 kennt amtliche Handelsmäkler 
überhaupt nicht mehr, ſo daß man ſagen darf: „Handelsmäkler im Sinne unſeres 
jetzigen Handelsgeſetzbuchs ſind im Prinzip die bis dahin als Privatmäkler bezeich⸗ 
neten Perſonen.“ Die etwa heute noch anttlich beſtellten Handelsmäkler ſind für 
andere Tätigkeiten als Vermittlung von Handelsgeſchäften beſtellt; z. B. die Kurs⸗ 
mäkler zur amtlichen Feſtſtellung des Börſenpreiſes von Waren und Wertpapieren 
(§ 30 des Börſengeſetzes vom 8. Mai 1908) haben öffentlich beglaubigte Funktionen, 
auch die nach Landesrecht zur Vornahme gewiſſer Käufe oder Verkäufe Befugten 
werden durch dieſe Tätigkeit in ihrer Rechtsſtellung als Handelsmäkler nicht berührt. 
Als Mäkler ſind ſie alle Privatmäkler und unterſtehen den Beſtimmungen über die 
gewöhnlichen „Handelsmäkler“. Die Beſtimmungen über die mehrfach im BGB. 
und im HGB. als Mäkler behandelten Zivilmäkler hat Verf. entſprechend zur Er⸗ 
kimong herangezogen, inſoweit das HGB. Lücken enthält (EG. z. HGB. Art. 2). 

Der Begriff des Handelsmäklers. 8 2 S. 8—13 nimmt den relativ 
größten Raum ein. Eine Begriffsbegrenzung bietet 8 93 Abſ. 1 des HGB. Die 
Rechte und Pflichten eines Handelsmäklers ſoll haben, „wer gewerbsmäßig für 
andere Perſonen, ohne von ihnen auf Grund eines Vertragsverhältniſſes ſtändig 
damit betraut zu ſein, die Vermittlung von Verträgen über Anſchaffung oder Ver⸗ 
äußerung von Waren oder Wertpapieren, über Verſicherungen, Güterbeförderungen, 
Bodmerei, Schiffsmiete oder ſonſtige Gegenſtände des Handelsverkehrs übernimmt.“ 
Hieraus ergibt ſich, daß die Tätigkeit des Handelsmäklers in der Vermittlung von 
Verträgen beſteht. Ueber die „Vermittlung“, deren Inhalt, Zweck, Umfang, deren 
ſcheinbare Unterſcheidung von „Nachweis“, deren Ausübung ſeitens des Zivil⸗ 
maklers uſw. verbreitet ſich der Verf. ausführlich in dieſem 8 2 und ſchließt ſich 
der von mehreren Schriftſtellern gebrauchten Bezeichnung für Mäkler als „Geſchäfts⸗ 
1 an. Es mag genügen, auf das weitere Inhaltsverzeichnis zu verweiſen: 

Der Mäklervertrag. 8 3. Die rechtliche Natur desſelben. § 4. Abſchluß 
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und Form desſelben. 8 5. Beendigung desſelben. IV. Die rechtliche 
Stellung des Handelsmäklers zu den Parteien. V. Pflichten des 
Handelsmäklers. $ 1. Allgemeines. 2. Privatrechtliche Pflichten: Sorgfalts⸗ 
pflicht. Die Aufbewahrung der Warenprobe. Die Schlußnote. Die Schlußnote 
an Aufgabe. 3. Oeffentlichrechtliche Pflichten: Die Pflichten des Handelsmäklers 
als Kaufmann. Das Tagebuch. VI. Die Rechte des Handelsmäklers. 
Der Mäklerlohn. VII. Der Krämermäkler. 


Die Arbeit des Verſ. bietet unter reichlicher Benutzung des vorangeſtellten 
ee ein lebendfriſches Bild eines befonderen „Geſchäftsgehilfen“⸗ 
Berufs. 


Der Verf. iſt ein Enkel des 1868 verſtorbenen Präſidenten des vormaligen 
Gemeinſchaftlichen Thüringiſchen Oberappellationsgerichts zu Jena Dr. jur. et phil. 
Friedrich Ortloff, dem bei ſeinem 50⸗jährigen Dienſtjubiläum am 19. Juli 
1866 von den drei ſachſen⸗erneſtiniſchen Herzögen, neben der vom Großherzog von 
Sachſen verliehenen Würde eines Wirklichen Geheimrats mit dem Prädikat „Exzellenz“ 
das Großkreuz ihres Hausordens für Inländer „mit den Rechten des Erbadels“ 
übermittelt ward. Obſchon ſein Großvater von dem Adelsprädikat keinen Gebrauch 
gemacht hatte, wie auch ſein in Zwickau verſtorbener Vater Dr. med. Albert Ortloff 
und ſein älterer Onkel Dr. phil. F. Ortloff in Koburg, auch ſein noch lebender 
Onkel LGRat a. D. Dr. jur. Hermann Ortloff in Weimar nicht, hat der Verf. 
als Königl. Sächſ. Aſſeſſor mit Genehmigung des Königs von Sachſen den Erbadel 
aufgenommen, wie es früher (1897) fein Onkel Juſtizrat Dr. jur. Ernſt Ortloff, 
Rechtsanwalt in Meiningen, getan hatte. 


Dieſe Perſonalien fügt der Einſender hier an, weil ſich daran eine kritiſche 
Frage knüpfte. Als der Rechtsanwalt Dr. Ortloff in Meiningen das Adelsprädikat 
„von“ gebrauchen wollte, lehnte als Ordenskanzler der Staatsminiſter für Sachſen⸗ 
Meiningen die Fürſprache für die erbetene höchſte Genehmigung dazu ab, weil in 
dem Nichtgebrauch des Adelsprädikats ſeitens des mit den „Rechten des Erbadels“ 
Beliehenen ein Verzicht für ſich und die Erben zu vermuten ſei (2). Auf ein von 
dem davon Betroffenen vom Staatsrechtslehrer Prof. Dr. Georg Meyer in Heidel⸗ 
berg deswegen eingeholtes Gutachten wurde der meiningiſche Staatsminiſter von den 
beiden noch konkurrierenden Staatsminiſtern von Sachſen⸗Gotha und Altenburg 
nach Ueberzeugung des letzteren durch erſteren überſtimmt und der Uebergang des 
Adelsprädikats „von“ als ein „Recht des Erbadels“ auf die Erbendeszendenz des 
damit Beliehenen anerkannt. Dem Meyerſchen Gutachten hatte ſich auch Prof. 
Dr. Roſenthal in Jena angeſchloſſen. Der mit der Ehrung am 19. Juli 1866 
Beliehene hatte in ſeinem Dankſchreiben dieſe im ganzen — ohne Begrenzung — 
ehrerbietig angenommen, nachdem er bei dem Inſpektionshof für das Gemeinſchaſt⸗ 
liche Oberappellationsgericht zu Jena um Genehmigung der Annahme dieſer Ehrung 
(doch nicht nur für ſeine Perſon, ſondern auch für ſeine engere Familie) nachgeſucht 
und erhalten hatte. Das Gutachten beſagte, daß der verliehene Geburtsadel ſtill⸗ 
ſchweigend angenommen und damit auch für die Familie des Beliehenen 
erworben worden ſei, daß durch Nichtgebrauch der Adel aber nicht verloren 
gehe, jedoch wegen Ruhenlaſſen des Gebrauchs eine Anerkennung ſeitens der Ver⸗ 
leiher bzw. eines derſelben, hier des Herzogs von S.⸗Meiningen, zu erfordern ſei, 
der auch allein, ohne Zuſtimmung der beiden anderen Herzöge, dieſe Anerkennung 
ausſprechen dürfe, da auch jeder der 3 Herzöge allein, nach dem Ordensſtatut von 
1833, zur Verleihung des fr. Ordens mit allen Rechten des Geburtsadels 
berechtigt ſei. Daraufhin erfolgte in einer vom Herzog von Meiningen unter dem 
26. Dezember 1897 unterzeichneten, im Meininger Regierungsblatt abgedruckten Ur⸗ 
kunde die Anerkennung der Befugnis des Rechtsanwalts Juſtizrats Dr. Ernſt Ortloff, 
ſich der von ſeinem Vater ererbten Rechte, wie ſie im Herzogtum S.⸗Meiningen dem 
Geburtsadel zuſtehen, für ſich und ſeine ehelichen Nachkommen zu bedienen. Da 
eine zivilrechtliche Verjährung eines derartigen Rechts ſchon mangels eines Rechts⸗ 
konkurrenten nicht in Frage kommt, konnte auch der Verf. als Enkel des Beliehenen, 
ohne daß dieſer und ſein verſtorbener Vater Dr. med. Ortloff von jener Befugnis 
Gebrauch gemacht hatte, im Jahre 1905 die Anerkennung des Geburtsadels für 
ſich auf ſein Anſuchen vom König von Sachſen erlangen. Dr. 
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19. Feder, Dr. Ernſt (RAnw.), Die Prügelftrafe Berlin 
(J. Guttentag) 1911. 60 S. 1,20 M. 

F. hat feine Abhandlung in 7 Kapitel geteilt: 1. Die humaniſterende Prügel⸗ 
ſtrafe. 2. Die polizeiſtaatliche P. 3. Die Brutalitäts⸗P. 4. Die pädagogische P. 
5. Nebenfunktionen der P. 6. Die koloniale P. 7. Disziplinar⸗ und Ordnungs⸗P. 
Unter humanifterender P. verſteht F. jede als Erſatz für härtere Strafen eingeführte 
oder zugelaſſene P. — F. verwirft jede P. mit Ausnahme der P. für diejenigen 
Eingeborenen von Kolonien, in deren Stamm ſie üblich iſt, ohne daß für ſie aus 
ſonſtigen Strafen des Stammesrechts paſſender Erſatz zu finden wäre. — Höchſt 
intereſſant iſt die ſcheinbar ziemlich vollſtändige, aber leider auf die 7 Kapitel ver⸗ 
teilte Geſchichte der P. in den weſteuropäiſchen Ländern und Kolonien. 


20. Binder, Julius (o. ö. Prof. des röm. und des deutſchen bürgerl. 
Rechts), Rechtsnorm und Rechtspflicht. Rede, gehalten bei Ueber⸗ 
nahme des Prorektorats der F. A.⸗Univerſität zu Erlangen. Erweiterte Aus⸗ 
gabe. Leipzig (A. Deichert) 1912. 48 S. 1 M. 

B. will den Begriff der Rechtspflicht und auch den der Rechtsnorm aus 
Rechtswiſſenſchaft und Geſetzgebung verbannen. Schuldverhältnis (obligatio) iſt ihm 
weder „Leiſten⸗ müſſen“ noch mit den neueren Germaniſten „Leiſten⸗ſollen“ und für 
Leiſtung einſtehen, d. h. „haften“, ſondern lediglich „haften“. Die Geſetze ſind ihm 
allerdings Imperative, aber auch bei Verkündigung nicht Imperative an das Volk, 
ſondern Imperative an die Richter und Vollzugsbeamten, wie ſie dies von jeher 
„in Rom“ geweſen ſeien. Müſſen und ſollen ſind ihm überhaupt nicht für rechtliche 
Geſtaltungen brauchbare Bezeichnungen, jenes nicht, weil es den Grundbegriff alles 
Rechtes, die freie Perſönlichkeit, aufhebe, dieſes nicht, weil es hier an dem Imperativ 
fehle, den alles „ſollen“ vorausſetzt. Nur die Ethik, meint er, enthalte einen für das 
Recht erheblichen Imperativ, den, der Rechtsordnung ſich zu unterwerfen. B. hofft 
von dieſen ſeinen mit gründlichſter Gelehrſamkeit weit ausgeführten Gedanken Außer⸗ 
ordentliches für die Theorie vieler Rechtseinrichtungen. Den Unterzeichneten wenigſtens 
hat er aber ganz und gar nicht überzeugt. 


21. Hellwig, Prof. Dr. Konrad (Geh. J.⸗R. Berlin), Gläubiger⸗ 
not; Sicherungsübereignungen und andere Schiebungen. 
Sonderabdruck von Bd. 1 H. 3 der Schriften des Vereins Recht und Wirt⸗ 
ſchaft. Berlin (Heymann) 1912. 32 S. 1 M. 

Die Schrift iſt eine der weiteſten Verbreitung werte Mahnung an die deutſchen 
Gerichte, entſchiedener als bisher unter Vorgang des Reichsgerichts geſchehen, dem 
Lug und Trug entgegenzutreten, welcher dabei iſt, das heutige Schuldrecht in eine 
Wüſtenei umzuwandeln. H. erklärt Sicherungsübereignungen unter Beſitzesvorbehalt 
als in Widerſpruch mit $ 1205 BGB. für nichtig oder bei Annahme gegergeiligen 
Gewohnheitsrechtes wenigſtens für anfechtbar nach $ 311 KO. bezw. § 31 Anf®.; 
er erachtet den 8 94 ZPO. auf die bis zu erbrachtem Beweis erwachſenen Koſten 
eines Interventionsprozeſſes (i. e. S.) für anwendbar; er möchte dem Sicherungs⸗ 
eigentümer ohne Beſitz mittels Analogie aus 8 805 ZPO. den Widerſpruch gegen 
Pfändung und Verkauf verſagt wiſſen; er ſieht in einem mit eigenen Gelde auf 
den Namen eines Dritten gegebenen Darlehen, ſowie in der für einen Dritten ge⸗ 
ſchehenden Führung eines bisher eigenen Geſchäfts eine nach 8 31 KO. bzw. § 31 
AnfG. anfechtbare Zuwendung an den Dritten; er hält dafür, daß der ſogenannte 
1500 M.⸗Vertrag, nach welchem ein Prinzipal feinem Gehilfen 1500 M. Jahreslohn 
und Zahlung weiterer beſtimmter Beträge an deſſen dem Vertrage beitretende Ehe⸗ 
frau verſpricht, als Lohnvertrag zur Geſamtſumme mit anfechtbarer unentgeltlicher 
Zuwendung an die Ehefrau ſeitens des Mannes aufzufaſſen ſei; er ſtellt die Lebens⸗ 
verſicherung zugunſten eines Dritten als letztwillige und daher erſt nach Erledigung 
der Schulden in Betracht kommende Zuwendung dar; er meint — dies wohl mit 
Unrecht — daß Ausſchlagung einer Erbſchaft Zuwendung an den Nachberufenen jei. 


22. Kipp, Dr. Th. (Geh. IR, Prof. d. R.), Humanismus 
und Rechtswiſſenſchaft. Vortrag, gehalten in der Verſammlung der 
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Bereiniguug der Freunde des humaniſt. Gymnaſiums in Berlin und der 
Provinz Brandenburg am 5. Dez. 1911. Berlin (Weidmann) 1912. 43 6. 


0,80 M. 

Der ſchön und klar geſchriebene Vortrag will die Gründe darlegen, die ez 
dringend wünſchenswert erſcheinen laſſen müſſen, „daß es auch in der Folgezeit noch 
recht viele Juriſten gibt, die vom humaniſtiſchen Gymnaftum kommen“ (S. 42); er 
beleuchtet die Entwicklung von Recht und Rechtswiſſenſchaft in Deutſchland, das 
neuerliche gewaltige Anwachſen von Rechtsſtoff und Rechtsdisziplinen, die geſchicht⸗ 
liche Bedingtheit aller Rechtsordnungen, Wandelbarkeit und Ewigkeit einzelner Rechts⸗ 
ſätze, Unanwendbarkeit naturwiſſenſchaftlicher Betrachtungsweiſe auf rechtliche Er⸗ 
ſcheinungen, Notwendigkeit geſchichtlicher Betrachtung des Rechts neben teleologiſcher, 
folgert daraus auch für das BGB. Notwendigkeit genauer Kenntnis des römiſchen 
Rechts und ſeiner weſteuropäiſchen Fortbildungen und erachtet hierfür gute Kenntnis 
von Latein und (2) Griechiſch für erforderlich. Daß es ſtets viel humaniſtiſch ge⸗ 
bildete Juriſten gibt, dürfte allerdings wünſchenswert ſein; was aber von P. noch 
weiter gefordert wird, kann wohl für akademiſche Lehrer, niemals aber für Praktiker 
gefordert werden. | 

Hannover. W. Ch. Francke. 


23. Grunewald, Guſtav, Einrichtung und Betrieb einer 
großen deutſchen Verſicherungsgeſellſchaft. (Beiträge zu ſtaats⸗ 
und rechtswiſſenſchaftlichen Fortbildung, Heft 3.) Hannover (Helwing) 1912. 
Preis 0,80 M. 

Die kleine Schrift gibt einen Vortrag wieder, den der Verfaſſer Ende 1911 
vor ſächſiſchen Juriſten in Dresden gehalten hat. Da er Direktor und Syndikus 
der Allgemeinen Verſicherungsaktiengeſelſchaft Victoria in Berlin und ihrer Tochter⸗ 
anſtalt, der Feuerverſicherungsaktiengeſellſchaft Victoria, ift, war er in der Lage, von 
den Einrichtungen und dem Betriebe der beiden Geſellſchaften ein treffendes Bild 
zu entwerfen. Das hat Grunewald in ausgezeichneter Weiſe mit markigen Strichen 
getan. Das Büchlein iſt gut geeignet, auch manche Vorurteile, die in Juriſten⸗ 
kreiſen gegen die „reichen“ Verſicherungsgeſellſchaften beſtehen, zu beſeitigen. 


24. Stengleins Kommentar zu den Strafrechtlichen 
Nebengeſetzen. 4. Aufl., neu bearbeitet von den Reichsgerichtsräten 
Ebermayer und Galli, ſowie dem Senatspräſidenten Lindenberg. Berlin 
(Liebmann) 1911, 1912. I. Bd. 29 M., geb. 31,75 M. II. Bd. 
Lfg. 7, 8, 9. 17,60 M. 

Der erſte Band des für die Praxis unentbehrlichen Kommentars, der bereits 
92 Geſetze erläutert, liegt abgeſchloſſen vor. Vom zweiten Band find die erſten 
drei Lieferungen erſchienen. Sie behandeln die Zollgeſetze und die Verbrauchs⸗ 
und Verkehrsſteuergeſetze. Erſtklaſſige Kenner, die vortragenden Räte aus dem 
Reichsſchatzamt Dr. Hoffmann und Dr. Trautvetter haben ſie bearbeitet. Den 
Kommentar zum Zuwachsſteuergeſetz hat der Referent im Reichsſchatzamt, Regierungs⸗ 
rat Dr. Cuno übernommen. Die Erläuterungen beſchränken ſich in der neuen 
Auflage nicht auf die eigentliche Strafrechtsnorm, ſondern greifen auf das ver⸗ 
waltungs⸗ und zivilrechtliche Gebiet über. Auch die Rechtſprechung iſt ausgiebiger 
berückſichtigt. 


25. Neumiller (Oberlandesgerichtsrat in München), Zivilprozeß 
ordnung. Handausgabe mit Erläuterungen 4. Aufl. Schweitzer (Sellier) 
München u. Berlin 1911. ungbd. 7 M. 

Das Lieferungswerk iſt nunmehr fertig. Die Ausgabe iſt auf den Stand vom 
Juli 1911 gebracht, die Novellen von 1910 und 1911 ſind alſo berückſichtigt. In 
Bayern war dieſer praktiſche Kommentar bisher ſchon bevorzugt, weil er in eigen⸗ 
artig knapper Ausdrucksweiſe außer der Rechtſprechung die Geſetzgebung und die 
Juſtizverwaltungsvorſchriften brachte. Die neue Auflage will ſich den Norden er⸗ 
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obern, denn nunmehr iſt neben Bayern auch, und zwar in erſter Linie Preußen 
berückſichtigt. Es wird ihr nicht an Erfolg ſehlen. Es iſt erſtaunlich, welche Menge 
von Stoff hier auf einem verhältnismäßig kleinen Raume zuſammengeſtellt iſt Außer 
dem Einführungsgeſetz zur ZPO. iſt auch das Gerichtsverfaſſungsgeſetz, ſoweit es 
ſich auf Zivilſachen bezieht, kommentiert. 


26. Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen. 
A. Zivil⸗, Handels⸗ und Prozeßrecht. 10. Jahrgang. Geb. 
10 M. 
B. Strafrecht und Strafprozeß. 6. Jahrgang. Geb. 6 M. 
Leipzig (Roßberg) 1912. 


Die Sammlung iſt bekannt, ſie hat ſich als ein brauchbares Handbuch für den 
täglichen Gebrauch der Juriſten erwieſen. Es ſei nur daran erinnert, daß ſie ſeit 
einigen Jahren auch die Literatur in kurzen Auszügen enthält. Die vorliegenden 
Bände beziehen ſich auf die Zeit vom Herbſt 1910 bis Anfang Oktober 1911. 


27. Coſack, Prof. in Bonn, Lehrbuch des deutſchen bürger- 
lichen Rechts. Bd. I: Allgemeine Lehren; das Recht der Forderungen 
14 M., geb. 16 M. Bd. II: Das Sachenrecht; das Recht der Wert⸗ 
papiere; das Gemeinſchaftsrecht; das Familienrecht; das Erbrecht. 16 M., 
geb. 18,50 M. 5. vollſtändig umgearbeitete Aufl. Jena (G. Fiſcher) 
1909 — 1912. 

Wenn ich dem angehenden Juriſten ein Lehrbuch empfehlen ſoll, nach dem er das 
Recht des Bürgerlichen Geſetzbuches ſtudiert, ſo rate ich zu Coſack. Mag man auch 
Einwendungen gegen die ſyſtematiſche Ordnung des Stoffes erheben können, das 
Buch hat einen hohen Wert für den Studenten durch den Reichtum treffender 
Beiſpiele. In der Klarheit der Darſtellung ſteht es in einer Linie mit anderen 
Lehrbüchern, in den Beiſpielen wird es von keinem erreicht. Und Beiſpiele, die 
aus dem täglichen Leben genommen, ſind in der Schule der Theorie beſonders 
nötig, um den Sinn des Lernenden ſich nicht in Abſtraktion verlieren zu laſſen, ihn 
immer wieder dem Leben zuzuführen. Außerdem verzichtet Coſack, wenn auch nicht 
ganz, ſo doch im weitgehendem Maße auf Literaturangaben, ſo daß die Exiſtenz und 
der Stand der Kontroverſen aus ihm nicht vollſtändig erhellt. Das iſt für den 
Anfänger ein Gewinn, bedeutet außerdem eine weſentliche Entlaſtung des Buches 
von Beiwerk. Das Werk iſt aber nicht nur für den Studierenden geſchrieben, ſondern 
auch für den Praktiker von Nutzen, dem es bei der Lektüre vielfach Anregung und 
Belehrung verſchafft. Die neue Auflage iſt in der Tat eine Umarbeitung der bis⸗ 
herigen Ausgabe: der Stoff iſt teilweiſe anders geordnet worden, was aber die 
Hauptſache iſt, die Darſtellung iſt viel ausführlicher und inhaltreicher geſtaltet. 
Manche Lehrſätze, die Coſack entwickelt, find trotz ihrer ſcharfſinnigen Begründung 
von der herrſchenden Meinung abgelehnt worden — mit Recht oder mit Unrecht. 
Für den Lernenden wäre es jedenfalls von Wert, wenn er auch mit der herrſchenden 
Lehre vertraut gemacht würde. 


28. J. v. Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch. Bd. J, Lfg. 1. Allgemeiner Teil, erläutert von Dr. 
Loewenfeld und Dr. Riezler. 11,50 M. Bd. III. Sachenrecht, 
erläutert von Dr. Kober. 28 M., geb. 30,50 M. 7/8. Auflage. 
J. Schweitzer Verlag (Sellier) München und Berlin 1912. 

In kürzerer Zeit als man vermuten konnte. hat ſich eine neue Auflage von 
Staudinger nötig gemacht. Die erſten Bände der 5/6. Auflage find vergriffen. 
Der Verlag füllt die Lücke ſchnell aus. Der das Sachenrecht enthaltende Band 
liegt in neuer Bearbeitung abgeſchloſſen vor und an dem erſten und zweiten Bande 
wird ſo fleißig gearbeitet, daß ihr Erſcheinen noch für das laufende Jahr 1912 zu 
erwarten iſt. Das übrige folgt dann ſpäter nach. Der Erfolg iſt ein beiſpielloſer, 
aber auch ein wohlverdienter. Reichhaltig, gründlich, wiſſenſchaftlich und überſichtlich 
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ſind die kennzeichnenden Worte für das Buch. Die neue Auflage, die natürlich den 
Stand der neuſten Lehre und Rechtſprechung wiedergibt, bringt eine ſtarke Ver⸗ 
mehrung — beim Sachenrecht allein eine ſolche von ca. 200 Seiten. Iſt auch keine 
erhebliche Verteuerung des Werkes dadurch bedingt, ſo legt das Anſchwellen des 
Bandes doch die Frage nahe, ob nicht das eine oder andere entbehrt werden kann. 
Für die Beſitzer der 5/6. Auflage iſt es natürlich ſchmerzlich, daß ſchon To bald eine 
neue Auflage auf dem Plan erſchienen iſt, denn zu einem gewiſſen Teil bedeutet 
das Neue eine Entwertung des Alten. Der Verlag iſt ihnen entgegengekommen, 
indem er unter bekanntgegebenen Bedingungen Exemplare der früheren Auflage 
gegen ſolche der neuen umtauſcht. Es mag die Hoffnung ausgeſprochen werden, 
daß die neuſte Auflage ſo ſtark erhöht wird, daß ſie eine längere Zeit anhält. 
Dem Bedürfnis nach Nachträgen läßt ſich auch durch Herausgabe eines Ergänzungs⸗ 
bandes Rechnung tragen. 


29. Heine (Diakonus in Zerbſt), Vehmbuch der Stadt Zerbſt. 
Zerbſt (Schnee) 1912. 2 M. 

Im Stadtarchiv von Zerbſt wird ein Vehmbuch aufbewahrt, das Heine jetzt 
veröffentlicht. Es enthält die protokollierten Geſtändniſſe der von dem einſtigen 
Vehmgericht in den Jahren 1471—1533 Verurteilten und bietet eine Fülle rechts⸗ 
kultur⸗ und ſprachgeſchichtlich intereſſanten Stoffes. Die Veröffentlichung beſchränkt 
ſich auf den diplomatiſch genauen Abdruck des Vehmbuchs und auf einige der Er⸗ 
läuterung der Sprache dienenden Anmerkungen. Verarbeitet iſt das Urkunden⸗ 
material in einem Aufſatz, den der Verfaſſer in den Mitteilungen des Vereins für 
Anhalt. Geſchichte und Altertumskunde (Bd. 11) veröffentlicht hat. 


30. Guttentagſche Sammlung deutſcher Reichsgeſetze 
Textausgaben mit Anmerkungen. J. Guttentag, Berlin 1911 und 1912. 

Bürgerliches Geſetzbuch, nebſt Einführungsgeſetz, heraus⸗ 
gegeben in Verbindung mit Andre, Ritgen, Strecker, Unzner von 
M. Greiff, vortr. Rat im Preuß. Juſtizminiſterium. 7. Aufl. geb. 7 M. 

Handelsgeſetzbuch (ohne Seerecht). Von Litthauer, jetzt neu 
bearbeitet von Dr. A. Moſſe. 14. Aufl. geb. 5 M. 

Sammlung kleinerer ſtrafrechtlicher Nebengeſetze. Von 
Dr. Kriegsmann. 3. Aufl. geb. 4 M. 

Konkursordnung und Anfechtungsgeſetz. Von Dr. Sydow 
jetzt Buſch. 11. Aufl. geb. 2,80 M. 

Verfaſſung des Deutſchen Reiches. Von v. Rönne und 
v. Dobbeler. 10. Aufl. geb. 2,60 M. 

Gebührenordnung für Rechtsanwälte und das preußiſche 
Gebührengeſetz. Von Dr. Sydow, jetzt Buſch. 10. Aufl. geb. 2,70 M. 

Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Von Pariſius 
und Dr. Crüger. 12. Aufl. geb. 1,80 M. 

Die Geſetze des Reiches und Preußens über Freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit. Von Jaſtrow. 5. Aufl. geb. 3,60 M. 

Die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Ehe⸗ 
ſchließung (Perſonenſtandsgeſetz), nebſt den Preuß. Ergänzungsvorſchriften. 
Von Dr. Fidler. 2. Aufl. geb. 2,50 M. 


Die Geſetze betr. das Urheberrecht an Muſtern und Mo⸗ 
dellen und betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern, nebſt Aus⸗ 
führungsverordnungen und internationalen Verträgen. Von Neuberg. 
geb. 2,40 M. 
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31. Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte. Zurzeit noch Aus⸗ 
gabe ohne Anmerkungen. geb. 1,25 M. 

Die Guttentagſchen Ausgaben ſind bekannt und wegen ihrer Vorzüge gern 
benutzt. Die Ueberſichtlichkeit und Handlichkeit haben dadurch gewonnen, daß der 
Verlag ein größeres Taſchenformat eingeführt hat. Die Ausgabe des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs iſt wärmſtens zu empfehlen. Sie iſt außerordentlich reichhaltig und zu⸗ 
DEN Sehr praktiſch iſt die nene Tabelle zur Berechnung der Empfängniszeit. 
Einen beſonderen Hinweis verdient auch die Ausgabe der Reichsverfaſſung: ſie gibt 
den neuſten Stand der Reichsgeſetzgebung auf ſtaatsrechtlichem Gebiete wieder. 
ſud im Deu des Reichsviehſeuchengeſetzes und des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes 
ind im Druck. 

Es iſt heute beinahe zur Ehrenpflicht eines jeden größeren juriſtiſchen Verlages 
geworden, daß er eine Sammlung der größten Reichsgeſetze mit Erläuterungen, 
oder doch mit Anmerkungen, aber auch ohne ſolche herausgibt. Auf die praktiſche 
Ausgabe der Zivilprozeßordnung aus der Sammlung von Schweitzers Textausgaben 
haben wir üederzolt hingewieſen. In ähnlicher Weiſe iſt die Konkursordnung 
mit 21 Nebengeſetzen (geb. 2 M.) und eine Sammlung der Geſetze über das Ur⸗ 
heber⸗ und Verlagsrecht (geb. 2 M.) bei Schweitzer (Sellier) München und 
Berlin erſchienen. Dieſer Verlag iſt aber auch zu Textausgaben mit Anmerkungen 
und zu Handausgaben mit Erläuterungen übergegangen. 

Es ſeien erwähnt: 

Handelsgeſetzbuch (ohne Seerecht). Handausgabe mit Erläuterungen 
Von Frankenburger. 3. Aufl. geb. 5 M. 

Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. Handausgabe mit 
Erläuterungen von Kahn, jetzt von Weiß. 2. Aufl. geb. 7,50, und fol⸗ 
gende Textausgaben mit Anmerkungen: 

Strafgeſetzbuch. Von Dr. Dörr. geb. 1,20 M. 

Genoſſenſchaftsgeſetz. Von Bonſchab. 2. Aufl. geb. 3 M. 

Gewerbeordnung. Von Dr. Steinbach. Mit den Nebenge⸗ 
ſezen, den Ausführungsbeſtimmungen für das Reich, Preußen und Bayern. 
geb. 4,50 M. 

Vogelſchutzgeſetz. Von Heindl geb. 1 M. 

Weingeſetz. Von Zöller. geb. 3 M. 

Bauforderungsgeſetz. Von Jacobi. geb. 2,40 M. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Von Dr. Dörr. geb. 1,80. M. 

32. Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte. Von Regierungsrat 
Meinel. geb. 1,80 M. 

Ein ſehr rühriger Verlag, der in dieſem Zuſammenhange zu erwähnen iſt, iſt auch 
der Roßbergſche Verlag in Leipzig. Wir haben früher die Handausgaben vom 
Bürgerlichen Geſetzbuch und von der Zivilprozeßordnung beſprochen, die mit Er⸗ 
läuterungen von Amtsgerichtsrat Warneyer in Leipzig herausgegeben wurden. Es 
iſt ein Beweis der Güte dieſer Ausgaben, daß ſie jetzt in neuer Auflage vorliegen. 

Warneyer, Zivilprozeßordnung. 3. Aufl. geb. 7 M. 

Warneyer, Bürgerliches Geſetzbuch. 3. Aufl. geb. 8 M. 

In ganz ähnlicher Aufmachung liegen folgende Handausgaben aus dieſem 
Verlage vor: 

Lange, Haftpflichtgeſetz, erläutert durch die Rechtſprechung. 
geb. 15 M. 

Bernſtein, Börſengeſetz, erläutert durch die Rechtſprechung. 
geb. 6 M. 

Roſenthal, Genoſſenſchaftsgeſetz. 3. Aufl. geb. 8 M. 

Troitzſch, Gewerbeordnung. 6. Aufl. gbd. 2 M. 

Schröder, Reichspreßgeſetz. geb. 2 M. 
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33. Porſchel, Deutſches Gerichtskoſtengeſetz nebſt den Gebühren⸗ 
ordnungen für Gerichtsvollzieher und für Zeugen und Sachverſtändige. 3. Aufl. 
geb. 4,50 M. N 

Der rühmlich bekannte Verlag von Franz Vahlen in Berlin gibt neben Text 
ausgaben kleine den Text erläuternde Ausgaben heraus. Unter ihnen behandeln 
einzelne ſeltener betretene Gebiete. Wir erwähnen folgende Ausgaben: 

Salman, Haftung für Beamte in Preußen und im Reich. 
geb. 1,50 M. 


Henſchel, Bankgeſetz mit dem Statut der Reichsbank. geb. 4 M. 

Szezeſny, Stellenvermittlergeſetz. geb. 1,50 M. 

Dr. Hagelberg, Reichsgeſetz über die Sicherung der Bau⸗ 
orde rungen. geb. 1,50 M. 


34. Eine Sammlung deutſcher Reichs⸗ und Landesgeſetze gibt auch der 
Verlag C. L. Hirſchfeld in Leipzig heraus. Sie hat begonnen mit 
Dr. Weyl, Wechſelordnung. Textausgabe mit Erläuterungen und 
Beiſpielen. geb. 2 M. 


Die Ausgabe eignet ſich beſonders für Studierende, wird aber wegen ihres guten 
Druckes auch von der Praxis gern verwandt werden. 


35. Dr. Stiegler und RA. Leiprecht, Die Reichsver⸗ 

ſicherungsordnung in drei Einzelbänden. 
I. Die Krankenverſicherung. 

II. Die Unfallverſicherung. 

III. Die Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung. 

Textausgabe mit Verweiſungen. München (E. Rentſch). geb. je 2,50 M. 

Jeder Band enthält neben dem ſpeziellen Geſetzestext die gemeinſamen Vor⸗ 
ſchriften und alle andern Beſtimmungen der Verſicherungsordnung, die das ſpezielle 
Gebiet berühren. Bei den Verweiſungen iſt jedesmal in der Anmerkung der Text 
der Geſetze abgedruckt, auf die verwieſen iſt. Der Vorteil der gut gedruckten Aus⸗ 
gabe iſt der, daß wer ſich nur mit einem Verſicherungszweig zu beſchäftigen hat, 

nur den betr. Band der Ausgabe zu kaufen braucht. | 


36. Cuno (Oberbürgermeiſter, M. d. R.), Zuwachsſteuergeſetz 
Textausgabe mit Anmerkungen. München (E. Rentſch) 1911. geb. 1.80 M. 

Ein Führer durch das nicht leicht verſtändliche Reichsgeſetz iſt nötig, und als 
ſolcher kann das Buch von Cuno empfohlen werden. Es gibt klar verſtändliche 
Erläuterungen, die als eine zuverläſſige Darlegung des Geſetzes gelten dürfen, weil ſie 
von einem Mitglied der Reichstagskommiſſion herrühren und in engſter Fühlung mit 
dem Reichsſchatzamt entſtanden ſind. In einem Anhang ſind die Beſtimmungen 
des Reichsſtempelgeſetzes über den Grundſtücks⸗Umſatzſtempel wiedergegeben. 


37. Kaufmann (RA.), Handelsrechtliche Rechtſprechung. 
12 Bd. (Rechtſprechung und Literatur von 1911.) Hannover (Helwing) 1912. 
geb. 9 M. 

Die Sammlung iſt bei den Gerichten eingebürgert. Ein Blick in das Buch 
beweiſt die überſichtliche Anordnung des reichhaltigen Materials. Auch auf die 
Handelsgebräuche geht die Sammlung ein. Das Sachregiſter erſtreckt ſich auf alle 
12 Bände. Die Ausgabe hat ein größeres Format angenommen wie früher und 
hat damit an Handlichkeit gewonnen. 


38. Sörgel, Dr. Hans Th., Rechtſprechung 1911 zum ge⸗ 


ſamten Zivil⸗, Handels⸗ und Prozeßrecht, insgeſamt zu 445 Geſetzen. Stutt⸗ 
gart (Deutſche Verlagsanſtalt) 1912. geb. 10 M. 
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Wer Präjudizien ſucht, tut gut, zu Sörgel zu greifen. Es iſt ein wertvolles 
Nachſchlagebuch. Der neue Jahrgang unterſcheidet ſich durch weitere Ausbauten von 
ſeinem Vorgängern. Er bringt bei jedem Paragraphen die ihn erläuternden Zeit⸗ 
ſchriftenauſſätze; er hat weiter eine Abteilung Landesrecht neugebildet und bringt 
darin alle Entſcheidungen des Reichsgerichts und des Oberlandesgerichts zum Landes⸗ 
privatrecht. Die Entſcheidungen ſind in der aus dem „Recht“ bekannten knappen 
Weiſe wiedergegeben. 


39. Kretzſchmar, Dr. F. (Oberlandesgerichtsrat), Die Zwangs- 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung. Leipzig (Göſchen) 
1911. geb. 0,80 M. 

Die Sammlung Göſchen erſtreckt ihre Einzeldarſtellungen auch auf das Gebiet 
der Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften, auf dem ſchon eine kleine Bibliothek erwachſen 
iſt. In Kretzſchmar führt ein Berufener in das ſchwierige Gebiet der Immobilien⸗ 
zwangsvollſtreckung ein. Zur Erſchließung des Verſtändniſſes weiſt der Verf. zu⸗ 
nächſt den Zuſammenhang des Reichsgeſetzes über die Zwangsverſteigerung mit der 
Zivilprozeßordnung auf, daran ſchließt ſich der Gang des Verfahrens, in deſſen Verlauf 
die Bedeutung und die Tragweite der das Geſetz beherrſchenden Grundſätze klar⸗ 
geſtellt werden. Der angehende Juriſt wird das Werkchen mit Erfolg zur erſten 
Einführung benutzen können. 


40. Becher, Dr. Heinrich in München, Die Ausführungsgeſetze 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche. Sammlung der von den Bundes⸗ 
ſtaaten zur Ausführung des BGB. und ſeiner Nebengeſetze erlaſſenen Ge⸗ 
ſetze und Verordnungen. II. Ergänzungsband. 1. und 2. Teil. München 
und Berlin (Schweitzer) 1911. 

Becher hat in zwei Hauptbänden und einem Ergänzungsband die Ausführungs⸗ 
aß zum BGB. herausgegeben. Daran ſchließt ſich jetzt ein weiterer Ergänzungs⸗ 
and in 2 ſtarken Teilen. Dieſer Band enthält zunächſt die von den Bundesſtaaten 
in den Jahren 1900—1910 erlaſſenen Vorſchriſten zum BGB., ſodann aber auch 
die ſeit dem BGB. erlaſſenen oder neu gefaßten Nebengeſetze, dieſe im weiteſten 
Sinne genommen, ſo z. B. die Berggeſetze, Waſſergeſetze, Staatsſchuldbuchgeſetze 
uſw. Bei dem Abdruck iſt auf diplomatiſche Genauigkeit des Textes der größte 
Wert gelegt. Die Bundesregierungen haben den Verfaſſer mit dem nötigen Material 
unterſtützt. Ein Geſamtregiſter bezieht ſich auf die ganze bisherige Veröffentlichung. 
Gerichte und Verwaltungen, die ſich mit dem auswärtigen bürgerlichen Recht be⸗ 
faſſen müſſen, tun gut, ſich das Werk anzuſchaffen. 


41. Güthe, Georg (Kammergerichtsrat), Die Grundbuchordnung 
für das Deutſche Reich und die Preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen. 2. um⸗ 
gearbeitete Aufl. Berlin (Vahlen) 1911. 42 M. geb. 48 M. 

Schon die erſte Auflage von Güthes Grundbuchordnung iſt von der Fach⸗ 
preſſe als eine ganz hervorragende Leiſtung, ja als das bedeutendſte Werk auf dem 
Gebiete des formellen Grundbuchrechts gewürdigt worden. In der Praxis hat ſie 
ſich auch raſch die erſte Stelle erobert. Neben ſie iſt Obernecks Grundbuchrecht 

etreten. Jetzt iſt Güthe in einer neuen Auflage erſchienen. Neue Fragen, die 
in der Rechtslehre und namentlich in der Rechtſprechung in der Zwiſchenzeit auf⸗ 
getaucht find, find ihrer Löſung entgegengeführt. Dazu iſt Güthe der berufene 
Mann. Ueber 8 Jahre iſt er Grundbuchrichter geweſen, dann iſt er in den 1. Zivil⸗ 
ſenat des Kammergerichts berufen, der die Grundbuchſachen bearbeitet. So hat 
er in täglicher Beſchäftigung mit dem Grundbuchrecht Gelegenheit zur Durchdringung 
des ſpröden Stoffes. Als Ziel ſchwebt ihm vor Augen, dem Grundbuchrichter und 
dem Notar das Buch in die Hand zu geben, deſſen ſie zum Zurechtfinden und zur 
fiheren Beherrſchung der Materie bedürfen. Und dies Ziel hat er glänzend er⸗ 
reicht. Da das Werk an die Grundbuchordnung anknüpft und dieſe erläutert, bietet 
die Frage beſondere Schwierigkeit, in welchem Umfang und in welcher Weiſe das 
materielle Liegenſchaftsrecht zur Darſtellung kommen ſoll. Sie iſt gelöſt, indem 
weitgehend auf das materielle Recht eingegangen und das Auffinden der betr. Materie 
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durch eine geſchickte Maßnahme erleichert wird. Aehnlich wie es Turnau früher in 
ſeiner Preußiſchen Grundbuchordnung gehalten hat, gibt der Verfaſſer einen Auszug 
aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch und bei jeder Beſtimmung den Hinweis auf die 
Seitenzahl und den Paragraphen der Grundbuchordnung, wo die eingehende Er⸗ 
örterung der materiellen Vorſchrift ſich findet. Damit iſt Erſatz für einen Kommentar 
zum materiellen Immobilienrecht geſchaffen. Zahlreiche Teile des Buches ſind in 
der neuen Auflage neu bearbeitet worden. Es iſt das nötig geworden, weil jetzt 
in größtem Umfang auf das materielle Recht eingegangen iſt. Um der Gefahr der 
Trennung zuſammenhängender Rechtsgebiete vorzubeugen, iſt mit dem überaus 
praktiſchen alphabetiſchen Verzeichnis der Legitimationsfragen eine Erörterung der 
ſämtlichen dinglichen Rechte verbunden worden, in der alles Wiſſenswerte in großer 
Ueberſichtlichkeit zuſammengeſtellt iſt. Platz für alles Neue iſt durch Weglaſſung 
des Preuß. Stempeltarifs geſchaffen worden. Die Zunahme, die andererſeits 600 Seiten 
betragen haben würde, beſchränkt ſich ſo auf 250 Seiten. Die Erläuterung der 
Preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen iſt zwar für Thüringer Juriſten — von 
Preußiſchen abgeſehen — nicht unmittelbar von Intereſſe, wohl aber mittelbar, da 
die entſprechenden Vorſchriften vieler Thüringiſchen Staaten die Preußiſchen zum 
Vorbild genommen haben. Eine intereſſante Neuerung iſt die Beigabe von gum⸗ 
mierten Zetteln, die auf Nachträge am Schluſſe des Werkes hinweiſen. 


42. Noeſt, Dr. B., Rechtsanwalt in Solingen, und Plum, €, 
Rechtsanwalt in Cöln, Die Reichsgerichtsentſcheidungen in Zivil⸗ 
ſachen. Bd. 72, 73, 74, 75 u. 76 der amtlichen Sammlung. Berlin 
(Heymann) 1910 — 1912. Jeder Band 2 M., geb. 2,50 M. 

Der praktiſche Juriſt muß die grundlegenden Entſcheidungen des Reichsgerichts 
kennen. Weiß er erſt einmal, daß eine Streitfrage entſchieden iſt, ſo iſt die Ent⸗ 
ſcheidung mit Hilfe der Kommentare und Jahrbücher leicht zu finden. Die Schwie⸗ 
rigkeit iſt nur ſich einzuprägen, ob eine Entſcheidung vorliegt, überhaupt einen 
Ueberblick über die Rechtſprechung des höchſten Gerichtshofes zu gewinnen. Wie 
hilft man ſich da? Der eine lieſt fortlaufend die Veröffentlichungen in der Juriſt. 
Wochenſchrift und macht ſich vielleicht Notizen, der andere ſieht die amtliche Aus⸗ 
gabe durch und lieſt darin das ihm wiſſenswert Erſcheinende nach. Bei ſtarker Be⸗ 
ſchäftigung läßt ſich der vorgenommene Plan oft nicht einhalten. Die richtige 
Erkenntnis, daß man auf dieſe Weiſe zu einer Beherrſchung der Rechtſprechung 
nicht gelangt, hat die Verfaſſer veranlaßt, den Gründen, warum dies nicht der Fall 
iſt, nachzugehen und Abhilfe zu ſchaffen. Sie ſehen, ohne Vorwürfe zu erheben, 
den erſten Grund in der Form der amtlich veröffentlichten Entſcheidung, die aus 
beſtimmten Rückſichten gewählt, häufig des leichten Fluſſes, der Ueberſichtlichkeit 
entbehrt und grundſätzliche Formulierungen vermeidet. Hier ſetzen die Verfaſſer 
mit einer kürzeren und verſtändlicheren Faſſung von Tatbeſtand und Gründen ein. 
Sodann aber knüpfen ſie an die Wiedergabe eine Erläuterung, die die einzelne 
Entſcheidung im Zuſammenhang mit der bisherigen Rechtſprechung erſcheinen läßt 
und ihre Bedeutung für das Rechtsleben, für das ſpezielle oder verwandte Rechts⸗ 
inſtitut klarſtellt. Das Ziel, dem Leſer eine angenehme, leicht faßliche Lektüre zu 
geben, die ſich dem Gedächtnis einprägt, iſt in großartiger Weiſe erreicht. Sprach⸗ 
verbeſſerer werden hier und dort noch Ausſtellungen zu erheben haben, aber niemand 
wird leugnen können, daß ein Meiſterwerk in der ſchlichten Wiedergabe der Ent⸗ 
ſcheidung vorliegt. Einſtimmig hat denn auch die Kritik das neue Unternehmen 
als ein vortreffliches gekennzeichnet. Wer die amtliche Sammlung der RGent⸗ 
ſcheidungen nicht beſitzt, tut gut, alsbald dieſe praktiſche Ausgabe anzuſchaffen. 
Ein Verweiſungsregiſter ermöglicht ein leichtes Auffinden nach den Zahlen der 
amtlichen Ausgabe. Aber auch dem Beſitzer der amtlichen Ausgabe iſt zu raten, 
die laufende Lektüre in der neuen Bearbeitung vorzunehmen; die geringen An⸗ 
ſchaffungskoſten ſtehen in keinem Verhältnis zu der Erleichterung, die ſich ſeinem 
Studium darbietet. Vor allem aber ſei Referendaren und Studenten, die in die 
Reichsgerichts⸗Entſcheidungen eindringen wollen, die Noeſt⸗Plumſche Bearbeitung 
r Sidi Die Reihenfolge der Entſcheidungen in ſyſtematiſcher Folge erleichtert 
ihr ium. 
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43. Neumann, Dr. Hugo (Rechtsanwalt in Berlin), Die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts in Zivilſachen. Bürgerliches Geſetz⸗ 
buch. Zweite Folge. 2 Bände. Berlin (Vahlen) 1912. 35 M., geb. 41 M. 

In den Jahren 1908 und 1909 hat dieſe Sammlung mit 2 Bänden be⸗ 
onnen. Sie will alle in der amtlichen Sammlung, bei Gruchot, in der Jur. 

ochenſchrift und bei Warneyer veröffentlichten Entſcheidungen des Reichsgerichts 
bringen. Die Beſonderheit iſt die, daß die Entſcheidungen in der Folge der Para⸗ 
graphen des BGB. abgedruckt und ſo (durch Ueberſchrift, kurzen Tatbeſtand, An⸗ 
merkungen und Regiſter) verarbeitet ſind, daß die Praxis ſie leicht auffinden und 
verwerten kann. Um die Sammlung auf dem Laufenden zu erhalten, ſind jetzt in 
der vorliegenden 2. Folge alle ſeit der erſten Veröffentlichung bis Anfang 1912 er- 
gangenen Entſcheidungen nachgetragen. Dabei iſt durch Verweiſungen und ein 
gutes Geſamtregiſter der Zuſammenhang mit dem urſprünglichen Werk hergeſtellt. 
Die bisherige Art der Bearbeitung, die ſich bewährt hat, iſt beibehalten. Das 
Werk iſt für die Praxis beſtimmt und wird ihr gute Dienſte leiſten. Zu erwähnen 
iſt noch, daß die Entſcheidungen über den Handelskauf in einem Anhang zu dem 
Abſchnitt „Kauf, Tauſch“ Aufnahme gefunden haben. 


44. Brand, Dr. Arthur (Kammergerichtsrat), Das Handelsge⸗ 
ſetzbuch mit Ausſchluß des Seerechts. Berlin (Häring) 1911. 24 M., 
geb. 27 M. 

Die Handkommentare zum Handelsgeſetzbuch häufen ſich. Auf Ritter iſt 
jetzt Brand gefolgt. Brand iſt ausführlicher und vor allem: er legt Wert auf ſyſte⸗ 
matiſche Anordnung und Gliederung. Auch die Richtung zeigt er an, in der die 
Geſetzgebung ſich bewegt. Eine beſondere Bedeutung wird der Kommentar durch 
die Stellung des Verf. erhalten. Er gehört dem Zivilſenat 1a des Kammergerichts 
an, der einen Teil der Handelsſachen für ganz Preußen entſcheidet. Man ſieht es 
den Abſchnitten, die ſich mit Regiſterſachen beſchäftigen, an, daß hier ein Kenner 
der Praxis ſpricht. Die Literatur und Rechtſprechung iſt vollſtändig verarbeitet. 
Der Praktiker wird alles finden in dem Werke, was er braucht. Der vorzügliche 
Druck, die Anordnung des Satzes erleichtern die Ueberſicht, ſo daß der Leſer ſich 
ſchnell zurecht findet. 


45. Jäckel, Dr. Paul (Reichsgerichtsrat), Reichsgeſetz über die 
Zwangs verſteigerung und die Zwangsverwaltung, nebſt dem 
Einführungsgeſetz und den für Preußen ergangenen Ausführungs⸗ und Koſten⸗ 
beſtimmungen. 4. Aufl. bearbeitet von Kammergerichtsrat Dr. Güthe. Berlin 
(Vahlen) 1912. 23 M., geb. 25,50 M. 

Die Vorzüge des Kommentars haben wir Bd. 56, 158 hervorgehoben. Binnen 
2—3 Jahren iſt eine neue Auflage nötig geworden, gewiß der beſte Beweis für 
die Güte des Werkes. Die neue Auflage iſt kein bloßer Abdruck der früheren, 
enthält nicht bloß Nachträge von Entſcheidungen; die Vermehrung des Bandes um 
2 Bogen zeigt, daß einzelne Partien auch neu bearbeitet ſind. Ein weſentlicher 
Unterſchied liegt freilich nicht vor, wenn man davon abſieht, daß die preußiſchen 
Koſtenbeſtimmungen im Jahre 1910 eine Aenderung erfahren haben, die natürlich 
berückſichtigt iſt. 


46. Fiſcher, Dr. O. in Breslau, und Schäfer, Dr. L. in Hamburg, 
Die Geſetzgebung betr. die Zwangsvollſtreckung in das un⸗ 
bewegliche Vermögen im Reiche und in Preußen. Berlin (Guttentag) 
1910. 2. Auflage. 18 M. | 
Neben Jäckel⸗Güthe wird der Kommentar von Fiſcher⸗Schäfer in der foren- 
ſiſchen Praxis bevorzugt. Er baut ſich auf dem bekannten Krech⸗Fiſcherſchen Kom⸗ 
mentar zur Preußiſchen Subhaſtationsordnung auf. Wiſſenſchaftliche Grundlage, 
Keichhaltigkeit und Ueberſichtlichkeit des Stoffes find dem Buch nachzurühmen. Die 
Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung, ſoweit fie für das Werk in Betracht kommen, 
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ſind in einem beſonderen Abſchnitt kommentiert. Sonſt iſt die Anlage die gleiche 
wie bei Jäckel⸗Güthe. Namentlich find neben dem Einführungsgeſetz das Preußische 
Ausführungsgeſetz und andere Preußiſche Vorſchriften, darunter die Koſtenbeſtim⸗ 
en erläutert. Die Anſchaffung dieſes Kommentars kann warm empfohlen 
werden. 


47. Pariſius⸗Crüger, KReichsgeſetz betr. die Erwerbs- und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Kommentar zum praktiſchen Gebrauch 
für Juriſten und Genoſſenſchaften. 7. Aufl. bearbeitet von Dr. Hans Crüger. 
Berlin (Guttentag) 1911. 14,50 M. geb. 16 M. 

Dieſer Kommentar gehört zu den unentbehrlichen Hilfsmitteln der Gerichte. 
Im Jahre 1908 erſchien die 6. Auflage und ſchon jetzt hat ſich eine neue nötig ge⸗ 
macht. Sie bringt an den verſchiedenen Stellen Nachträge und Vervollſtändigungen. 
Wenn trotzdem der Umfang des Werks nicht gewachſen, ja ſogar etwas vermindert 
worden iſt, ſo iſt das auf Kürzungen und Streichungen zurückzuführen, die auf dem 
Gebiete der geſchichtlichen Entwicklung des Geſetzes vorgenommen und ſehr zu be⸗ 
grüßen ſind. Auch ohne jede Empfehlung ſchreitet das Werk ſeinen Weg vorwärts. 
Es hat keinen Nebenbuhler, der es verdrängen könnte. 


48. Deumer, Dr. Robert (Gerichtsaſſeſſor in Leipzig), Das Recht 
der eingetragenen Genoſſenſchaften. München und Leipzig (Duncker 
und Humblot) 1912, 12 M. geb. 13 M. 

Auf dem Gebiete des Genoſſenſchaftsrechts hat es bisher an einer umfaſſenden 
monographiſchen Darſtellung, die das geltende Recht wiedergibt, gefehlt. Dieſe 
Lücke hat jetzt Deumer ausgefüllt, der ſich ſchon durch Einzelaufſätze in Fachzeit⸗ 
ſchriften bekannt gemacht hatte. Der Schwerpunkt der Monographie liegt in den 
Abſchnitten, die von der rechtlichen Natur der Genoſſenſchaft, der Lehre von der 
Mitgliedſchaft, von dem Genoſſenſchaftsvermögen und ſchließlich von der Genoſſen⸗ 
haftung und dem Genoſſenſchaftskonkurs handeln. Die Unterſuchungen gehen über⸗ 
all in die Tiefe, ohne ſich ins Abſtrakte zu verlieren. Der Verfaſſer teilt an den 
einſchlagenden Stellen den Stand der Rechtſprechung mit, ſo daß das Buch zugleich 
ein wiſſenſchaftlſcher Führer durch dieſe und damit für den Praktiker von großem 
Werte iſt. Nicht ſelten wird die Anſicht der Kommentare, und fo namentlich die von 
Pariſius⸗Crüger mit guten Gründen bekämpft. Die Darſtellung ift klar und fließend. 
Ohne Zweifel wird die Monographie dazu beitragen, die Theorie des Genoſſenſchafts⸗ 
en die hinter kommentariſche Bearbeitungen lange zurückgetreten war, neu zu 

efruchten. 


49. Hein, Dr. (Amtsgerichtsrat), Handbuch der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung. Unter Mitwirkung von RA. Keup in Marienwerder und Aſſeſſor 
Dr. Krahn in Danzig. Hannover (Helwing) 1911. Geb. 8 M. 

Praktiker haben für die Praxis einen vortrefflichen Leitfaden geſchrieben, der 
über alle grundſätzlichen Fragen und viele Detailfragen des Zwangsvollſtreckungs⸗ 
rechts — mit Ausnahme der Immobiliarvollſtreckung, aber mit Einſchluß von Arreſt 
und einſtweiliger Verfügung — Auskunft gibt. Die Tatbeſtände, wie fie der Oe⸗ 
richtspraxis regelmäßig vorliegen, bilden die Grundlage der Erörterung. Ihr Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Wirtſchaftsleben wird aufgedeckt und daraus die Entſcheidung 
gewonnen. Die Rechtſprechung wird gebührend berückſichtigt, ebenſo die führenden 
Werke in der Literatur wie Falkmann, und Gaupp⸗Stein. Auf das materielle 
Recht wird in weitgehender Weiſe eingegangen. Es handelt ſich um ein ſehr gutes 
Buch. Den Vollſtreckungsgerichten und Rechtsanwälten ſei es beſtens empfohlen. 
Wer es benutzt, wird nicht leicht bei der Handhabung der Vollſtreckungsvorſchriften 
zu Fall kommen. Samwer. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Rechtsfällen. 


Zur Lehre vom Mißbrauch der Gewerkſchaftsform, unter 
beſonderer Berückſichtigung des Coburg⸗Gothaiſchen Berg⸗ 
geſetzes vom 23. Oltober 1899. 

Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Karl Ehwald in Gotha. 


Inhaltsüberſicht: 

1. Einleitung. Der Gewerkſchaftsmißbrauch. Die Gothaiſchen Gewerkſchaften und 
ihre Arten. 2. Wirtſchaftliche Bedeutung und rechtliche Natur der Gewerkſchaft. 
3. Rechtsgeſchichtliche Grundlegung. 4. Die Unterſchiede des preußiſchen und des 
coburg gothaiſchen Rechts bezüglich der Entſtehung der Gewerkſchaft und bezüglich 
des Weſens der bergbehördlichen Beſtätigung bez. Genehmigung. 5. Die Gründe 
der Verſagung der bergbehördlichen Beſtätigung bez. Genehmigung. 6. Die Rechts⸗ 
und Geſchäftsfähigkeit der Gewerkſchaft. 7. Die Praxis der preußiſchen Oberberg⸗ 
ämter in der Frage des Mißbrauchs der Gewerkſchaftsform. Die Entwickelung dieſer 
Praxis. Außerpreußiſche Gewerkſchaſten. 8. Das Preußiſche Geſetz vom 23. Juni 
1909. 9. Die rechtliche Behandlung des Gewerkſchaftsmißbrauchs nach dem Cob.⸗ 
Goth. Berggeſetz vom 23. Oktober 1899. 


1. Auf Grund des Coburg-Gothaiſchen Berggeſetzes vom 
23. Oktober 1899 ſind zahlreiche Gewerkſchaften entſtanden, bei 
denen vielfach bedenkliche wirtſchaftliche Erſcheinungen hervorgetreten 
ſind. Ihre rechtliche Behandlung führt zu ſchwierigen juriſtiſchen 
Fragen, die befriedigend nur zu löſen find auf Grund einer ein- 
gehenden Unterſuchung des Problems vom Mißbrauch der Gewerk⸗ 
ſchafts form. 


Vorbemerkung: Die vorliegende Arbeit iſt im Sommer 1911 entſtanden, 
die Zeitſchrift für Bergrecht ( 3Bergr.) konnte nur bis zum Jahrgang 1910 
(Bd. 51) einſchließlich benutzt werden. 
Blätter für Rechtspflege LIX. N. F. XXXIX. 11 
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Das Problem des Mißbrauchs der Gewerkſchaftsform iſt ein 
Einzelfall der alten Lehre vom „in fraudem legis agere i)“, welche 
ausgeht von der Pandektenſtelle 129 D. de legibus (I. 3) (Celsus): 

contra legem facit, qui id facit, quod lex prohibet; in 
fraudem vero, qui salvis verbis legis sententiam eius circum- 
venit. — 

Die auf Grund des Coburg-Gothaiſchen Berggeſetzes vom 
23. Oktober 1899 errichteten Gewerkſchaften zeigen wirtſchaftlich 
einen recht verſchiedenen Charakter. Sie laſſen ſich in folgende 
Gruppen einteilen: 

Einige Gewerkſchaften betreiben tatſächlich das ihnen verliehene 
Bergwerk. Cs ſei beſonders an die Kalibergbau treibenden Gewerk⸗ 
ſchaften Volkenroda und Pöthen erinnert. Auch mögen auf dem 
Thüringer Wald einige Gewerkſchaften ihr verliehenes Bergwerk 
wirklich betreiben. 

Nun beftanden aber nach einer Erklärung der Oberzoll direktion 
Erfurt vom 23. Auguſt 1910 damals 596 Gewerkſchaften mit Sitz 
im Herzogtum Gotha). Unter dieſer großen Zahl verſchwindet die 
kleine Gruppe der Gewerkſchaften, deren Zweck wirklich die wirtſchaftliche 
Ausnutzung ihres verliehenen Bergwerks iſt. Dieſe kleine Gruppe 
unzweifelhaft ordnungsmäßiger Gewerkſchaften beſchäftigt uns nicht 
weiter. 

Eine größere Anzahl von Gewerkſchaften nutzt das ihnen ver⸗ 
liehene Bergwerkseigentum im Herzogtum Gotha wirtſchaftlich nicht 
aus, betreibt vielmehr Eigentümerbergbau, z. B. Kohlenbergbau in 
der Provinz Sachſen und im übrigen ſog. ſächſiſchen Mandats bezirk, 
Kalibergbau in der Provinz Hannover, Schwerſpatbau im Fürſtentum 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt. So betreibt die Gewerkſchaft E. (Handels⸗ 
regiſternummer B 31) eine Braunkohlengrube Felix in Groß⸗Kölzig 
im Bezirke des Kgl. Preuß. Bergrevieramts für Oſt⸗Cottbus (Lauſitz); 
die Lauſitz gehört zum ſächſiſchen Mandatsbezirk. Die Gewerkſchaft 
Graf Th. (Handels regiſternummer B 88) hat eine ebenfalls in der 
Lauſitz, Bergrevieramt für Oſt⸗Cottbus, bei Kemnitz im Kreiſe Sorau 
belegene Kohlengrube gepachtet und betreibt dieſes Bergwerk. Die 
Gewerkſchaft L. (HR. Nr. B 81) betreibt auf Grund Pachtrechts 


1) Zu dieſer Lehre vgl. Otto Bähr, Mißbräuchliche Geſchäfte. Zuerſt in: 
Grenzboten 1890, H. 15, S. 59. Jetzt in: Geſammelte Aufſätze (Leipzig 1895), 
Bd. 1 S. 304. 

2) Vgl. die Handakten der Herzogl. Staats⸗ (bzw. Amts⸗) Anwaltſchaft Gotha 
i. Str.⸗S. gegen C. und Gen. (6 D. 913/10, N. 41/10, XI. 2947). 


— 163 — 


Schwerſpatgruben bei Könitz im Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 
Dieſe Beiſpiele mögen genügen; Näheres kann an der Hand einer 
ſtatiſtiſchen Zuſammenſtellung der im Handelsregiſter des Herzogl. 
Amtsgerichts Gotha eingetragenen Gewerkſchaften nachgewieſen werden. 

Eine weitere größere Gruppe von Gewerkſchaften mit „Sitz“ 
im Herzogtum Gotha betreibt weder das verliehene Bergwerk, noch 
irgendwelchen Bergbau, ſondern einen gewerblichen Betrieb, der mit 
Bergbau gar nichts zu tun hat. So betreibt die Gewerkſchaft S. 
(HR. Nr. B 66) eine Sicherheitsſprengſtoff⸗Fabrik in Ellerau, Kreis 
Pinneberg (Preußen). Die Gewerkſchaft G. (HR. Nr. 100) betreibt Kalk⸗ 
ſteinbrüche bei Worms a. Rh. Die Gewerkſchaft Graf Gl. (HR. Nr. B 106) 
betreibt einen Steinbruch auf Phonolith mit Mahlanlage in Kempenich 
bei Cöln. Die Gewerkſchaft M. betreibt Finanzierungs⸗, Kommiſſions⸗ 
und Patentverwertungsgeſchäfte, mithin ein Bankiergewerbe, in Düſſel⸗ 
dorf; ihre Eintragung ins Handelsregiſter iſt bis zu einer den wirk⸗ 
lichen Verhältniſſen entſprechenden Abänderung ihrer Statutenbe⸗ 
ſtimmung über den Zweck der Gewerkſchaft ( Gegenſtand des 
Unternehmens: § 33 HGB.) abgelehnt worden. (Beſchluß des H. 
S. Amtsgerichts Gotha Abt. 2 vom 10. Februar 1911). Auch 
dieſe Aufzählung ließe ſich beliebig vermehren. 

Eine Gruppe der Gothaiſchen Gewerkſchaften — vielleicht die 
zahlreichſte — betreibt, wenigſtens zurzeit, überhaupt gar kein wirk⸗ 
liches Gewerbe, weder Bergbau noch einen induſtriellen Betrieb oder 
dergleichen. Ein Teil davon iſt nichts wie die Gewerkſchafts form, 
welche die Gründer oder Gewerken — durch Abgabe ſämtlicher 1000 
Kuxe — zu „verkaufen“ ſuchen. Der Handel mit der Gewerkſchaftsform 
vollzieht ſich ganz öffentlich. So findet ſich z. B. in der „Gothaiſchen 
Zeitung“ vom 12. Juni 1911 (Nr. 135) folgendes Inſerat mit 
großen Buchſtaben: 

„1000teilige Gewerkſchaft zu kaufen geſucht. Gefl. Off. u. C. 196 
a. d. Ann.⸗Exp. D. Schürmann. Düſſeldorf.“ 

In den Gewerkſchaftshandel gewährt einen Einblick der beim 
H. S. Amtsgericht Gotha Abt. 1 geführte Prozeß J. gegen P. 
(1 C. 335. 09) mit Urteil vom 2. Juli 1910, ſowie beſonders der 
vom H. S. Landgericht Gotha und vom Oberlandesgericht Jena ent⸗ 
ſchiedene Prozeß Ei. gegen P. (O. 247. 06), in dem der Kläger Schadens⸗ 
erſatz wegen teilweiſer Nichterfüllung eines auf Lieferung von 20 Gotha⸗ 
iſchen Gewerkſchaften gerichteten Abſchluſſes verlangte. Uebrigens halten 
ſich ſolide Bankhäuſer, die etwas auf wirklichen geſchäftlichen Anſtand 

11* 
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geben, vom Handel mit der Gewerkſchaftsform und mit Kuren 
Gothaiſcher Gewerkſchaften fern. 

Eine nicht kleine Zahl von ſolchen gleichſam in der Luft hän- 
genden Gewerkſchaften treibt an Stelle eines reellen Betriebs lediglich 
Schwindel. Einige ſind recht ſinnreiche Einrichtungen zwecks Beſol⸗ 
dung der Mitglieder des Grubenvorſtandes, der etwas Reelles nicht 
leiſtet, wohl aber Zubußen ausſchreibt, beitreibt und als „Remune⸗ 
ration“ bezieht. Die Feſtſtellung, ob eine einzelne Gewerkſchaft le⸗ 
diglich ein ſolches Beſoldungsinſtitut für den Grubenvorſtand iſt, iſt 
für die Gerichte natürlich ſchwierig und unſicher, vgl. die Sache M. 
gegen Gewerkſchaft Gl. S. (Landgericht Gotha: O. 268. 10.). 

Noch ſchlimmere Erſcheinungen haben ſich aber in Fällen gezeigt, 
wo Gewerkſchaften einen Schwindel im großen betrieben haben. 
Es ſei nur an die Gewerkſchaft Marianne mit ihrer Obligationen— 
anleihe von 1 Million Mark, von der ſie etwa die Hälfte unter dad 
Publikum gebracht hat, erinnert; der Fall iſt aus der großen Straf⸗ 
ſache gegen Romulo Echtermeyer und „Bankier“ Grunsfeld in Berlin 
bekannt. Es wird auf die Akten des H. S. Amtsgerichts Gotha 
betr. den Konkurs über das Vermögen der Gewerkſchaft Marianne 
(1 N. 3/08) und auf das Urteil der VI. Strafkammer des Kgl. 
Landgerichts J zu Berlin vom 15. Dezember 1909 i. Str.⸗S. gegen 
Grunsfeld, Echtermeyer u. Gen. (11. J. 1347. 08) (153) verwieſen. 

Eine nur durch ſchwindelhafte Proſpekte ermöglichte Unterbringung 
der Kuxe und Obligationen der Gewerkſchaft hat auch der beim 
Herzogl. Landgericht Gotha geführte Prozeß Br. gegen Gewerkſchaft W. 
(O. 705/09) zutage gefördert. In dieſer Sache hat das Land⸗ 
gericht durch Urteil vom 13. Juli 1911 den Klaganſpruch des 
geſchädigten Gewerken und Obligationenerwerbers gegen die Gewerk— 
ſchaft auf Schadenerſatz wegen der durch die argliſtige Täuſchung 
ſeitens des früheren Grubenvorſtandsvorſitzenden herbeigeführten Ver⸗ 
mögensbeſchädigung gemäß § 31 BGB. dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt. 

Im vorſtehenden find zu den einzelnen Gruppen von Gewerk— 
ſchaften nur einige Beiſpiele gegeben worden: dieſe Fälle aus der 
Praxis ließen ſich leicht vermehren. Auf eines ſei noch hingewieſen: 
die Akten in Gewerkſchaftsſachen werden in ſehr zahlreichen Fällen 
von auswärtigen Staatsanwaltſchaften eingefordert. 

Dies ſind die wirtſchaftlichen Erſcheinungen, welche es rechtlich 
zu erfaſſen und zu behandeln gilt. 
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2. Audzugehen iſt von der wirtſchaftlichen Bedeutung und dem 
rechtlichen Charakter der Gewerkſchaft. N 

Die Gewerkſchaft iſt die dem Bergrecht eigentümliche Geſell⸗ 
ſchaftsform für den gemeinſchaftlichen Betrieb eines verliehenen Berg⸗ 
werks. Das Rechtsgebilde der Gewerkſchaft entſpricht gerade für den 
kleineren und mittleren Bergbau, ferner für ein ſich erſt entwickelndes 
bergbauliches Unternehmen, einem wirtſchaftlichen Bedürfnis. 


Das dem Bergbau innewohnende Riſiko, das in der Unſicherheit 
der Geſtaltung der Abbauwürdigkeit und in den Gefahren des Betriebs 
liegt, macht eine ſichere Vorausberechnung des Anlage- und Betriebs⸗ 
kapitals unmöglich; eine Bergbau treibende Geſellſchaft bedarf daher 
der Möglichkeit, daß je nach der Entwickelung des Unternehmens 
höhere oder geringere Mittel von ihren Geſellſchaftern aufgebracht 
werden, wobei andererſeits dafür geſorgt werden muß, daß ſich ein 
Geſellſchafter, wenn er zu Betriebszuſchüſſen in einer früher nicht 
vorauszuſehenden Höhe herangezogen werden ſoll, aus der Geſellſchaft 
ohne einen unbilligen Nachteil ausſcheiden kann. 


Dieſe hier nur angedeuteten wirtſchaftlichen Bedürfniſſe des Berg⸗ 
baues haben zu dem Rechtsgebilde der Gewerkſchaft geführt, das ſchon 
— wie bald zu zeigen — im Mittelalter reich entwickelt iſt. 


Die Gewerkſchaft hat ſich als die den Bedürfniſſen des Berg⸗ 
baues angepaßte Geſellſchaftsform eigenartig dieſem ihrem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweck entſprechend entwickelt, ſie iſt dann auch durch die 
Jahrhunderte hindurch die herrſchende Geſellſchaftsform für den durch 
Mehrere gemeinſam betriebenen Bergbau geblieben — trotz einer in den 
1850er und 60er Jahren auftretenden Strömung, ſie als veraltet zu 
beſeitigen 2). Sie entſpricht am beſten der wirtſchaftlichen Eigenart 
des Bergbaus, ſie iſt denn auch im weſentlichen nur für die Groß⸗ 
unternehmungen, bei denen die Unſicherheit des Bergbaus durch eine 
Art Gegenſeitigkeitsverſicherung der mehreren in einem Unternehmen 
vereinigten Bergwerke und durch die Größe des Betriebs mehr aus⸗ 


3) Vgl. Schomburg, Betrachtungen über die neuere Berggeſetzgebung. 
Leipzig 1857, S. 113 ff. Vgl. auch die aus dem Deputationsbericht bei Beratung 
des Allg. Berggeſetzes für das Königreich Sachſen vom 16. Juni 1868 entnommene 
Darlegung über die Frage der Beibehaltung des Inſtituts der Gewerkſchaft de lege 
ferenda bei: Wahle (1891) Anm. 1 zu § 9 des Kgl. Sächſ. Allg. Berggeſetzes 
(S. 95f.). Vgl. ferner die ſich in derſelben Richtung bewegenden Darlegungen 
der Motive zum Preuß. Allg. Berggeſetz vom 24. Juni 1865, S. 69 f. bei Braſſert, 
Allg. Berggeſetz .. Mit Einführungsgeſetzen und Kommentar, Bonn 1888, 
S. 263 ff. — Näheres unten bei 3d. — 5 


— 166 — 


geglichen wird, durch die rein kapitaliſtiſche Aktiengeſellſchaft verdrängt 
worden. Für die große Menge der kleineren und mittleren Betriebe 
bleibt die geeigneteſte Geſellſchaftsform die Gewerkſchaft, welche auf 
die den wechſelnden Betriebskoſten und Erträgniſſen Rechnung tragende 
Zubuße und Ausbeute aufgebaut iſt, welche von Grundkapital 
und Stammeinlage abſieht, welche dem Zubußezwang in dem Aban⸗ 
donrecht ein Gegengewicht ſchafft. (Vgl. Weſthoff, Gewerkſchaftsrecht 
S. 1 ff. [Einleitung]; Henſe in: 3Bergr. 40, 324 ff. Eingehenderes 
bei: Weſthoff, Bericht zur Frage des Reichsberggeſetzes. In: JW. 
1899, 512 ff. Z3Bergr. 41, 36 ff.) 

Die Motive zum Preuß. Allg. Berggeſetz vom 24. Juni 1865 
(S. 69, 70: wörtlich angeführt in Braſſerts Kommentar [1888] 
S. 264 f.) erörtern, um die Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit der 
Gewerkſchaft als einer für die beſonderen Bedürfniſſe des Bergbaus 
beſonders geeigneten Rechtsform darzutun, die Unterſchiede der Gewerk⸗ 
ſchaft von der Aktiengeſellſchaft, welche zu jener Zeit als ein den 
modernen Bedürfniſſen beſſer entſprechender Erſatz der Gewerkſchaft 
vielfach angeſehen wurde. Die genannten Motive führen im weſent⸗ 
lichen folgende Gedanken aus: 

Nach ſeiner wirtſchaftlichen und techniſchen Eigenart verlangt 
der Bergbau eine über den Willen und die Leiſtungsfähigkeit des 
Einzelnen hinausgehende Stabilität des Betriebs und Größe der 
Geldmittel. Beides würde auch die Aktiengeſellſchaft gewähren. Aber 
das Erfordernis eines feſten Grundkapitals bei der Aktiengeſellſchaft 
entſpricht in den meiſten Fällen nicht den Bedürfniſſen des Bergbaus. 
Bei der erſten Eröffnung eines Bergwerks fehlt jede ſichere Unter⸗ 
lage zur Berechnung des erforderlichen Betriebskapitals, auch bei 
einem völlig aufgeſchloſſenen Bergwerk können techniſche Schwierig⸗ 
keiten, Betriebsunfälle, Naturereigniſſe, polizeiliche Maßnahmen, eine 
nicht vorherſehbare Erhöhung der Betriebsmittel erfordern, wie denn 
andererſeits ſich der Ertrag des Bergwerks auch ſchnell wieder erheb⸗ 
lich ſteigern kann. Ein im voraus feſt beſtimmtes Grundkapital 
wird daher entweder nicht ausreichen oder über das Bedürfnis 
hinausgehen, es wird entweder außerordentliche Auskunftsmittel zur 
Geldbeſchaffung (wie Darlehn auf Hypothek, Ordreobligationen⸗An⸗ 
leihen ꝛc.) notwendig machen, oder unnötigerweiſe Geldmittel für das 
Unternehmen feſtlegen. 

Der Bergbau iſt auf laufende, je nach den Verhältniſſen ver⸗ 
änderliche Zuſchüſſe zu den Betriebsmitteln angewieſen, während er 
andererſeits den wechſelnden Ertrag regelmäßig verteilen kann. Daher 
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aft der Haushalt der Gewerkſchaft auf die periodiſche „Zubuße“ 
und „Ausbeute“ aufgebaut. Der Gewerke leiſtet ſeinen Anteil zu 
den Betriebsmitteln je nach Bedarf, er empfängt aber bei günſtiger 
Betriebslage ſeine Einlagen als Ausbeute zurück: der Aktionär darf, 
ſolange die Aktiengeſellſchaft beſteht, aus dem Grundkapital, in dem 
ſein Aktienbetrag ſteckt, nichts zurückerhalten, er nimmt nur am 
Reingewinn teil. Die Beſtimmungen des Rechts der Aktiengeſellſchaft 
über jährliche Bilanz, Bildung des Reſervefonds und Dividenden⸗ 
verteilung find bei der mit Zubußezwang und Ausbeuterecht ausge⸗ 
ſtatteten Gewerkſchaft entbehrlich. 

Der Aktionär haftet nur mit dem Betrag ſeiner Aktie, der 
Gewerke iſt dem an ſich unbegrenzten Zubußezwang unterworfen. 
Daher iſt dem Gewerken das den Zubußezwang ausgleichende 
Recht des Abandons gegeben: durch Aufgeben des Kuxes kann er 
ſich von weiterer Zubuße befreien. 

Dieſen Darlegungen der Motive wäre noch hinzuzufügen der 
Hinweis auf die Freiheit der Gewerkſchaft bei ihrer Entſtehung: 
nur ihr Statut unterliegt behördlicher Prüfung. Demgegenüber 
beſteht bei der Aktiengeſellſchaft die weitgreifende Prüfung des Grün⸗ 
dungsvorgangs ſowohl nach der wirtſchaftlichen wie nach der recht⸗ 
lichen Seite. 

Es ſei noch kurz auf die Unterſchiede der Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung gegenüber der Gewerkſchaft hingewieſen ). 

Die Unterſchiede ſind im weſentlichen die gleichen wie bei der 
Aktiengeſellſchaft, als deren Abart ſich die Geſellſchaft m. b. H. 
darſtellt. Gegenüber der eines Grundkapitals entbehrenden Gewerk⸗ 
ſchaft hat auch die Geſellſchaft m. b. H. ein feſtes „Stammkapital“, 
an dem die Geſellſchafter mit ihren Geſchäftsanteilen, die verſchieden 
hoch ſein können, beteiligt ſind. Auf das Stammkapital von minde⸗ 
ſtens 20000 M. muß von der Stammeinlage jedes Geſellſchafters 
in Mindeſthöhe von 500 M. bei der Gründung mindeſtens ein 
Vierteil, mindeſtens aber 250 M., eingezahlt werden. 

Die Geſellſchafter haften regelmäßig — nach der dispoſitiven 
Vorſchrift des Geſetzes — nur mit ihrem Geſchäftsanteil; auf ihre 
Stammeinlage haben ſie Einzahlungen der Regel nach nur bis zum 
vollen Betrage der übernommenen Stammeinlage zu leiſten. Durch 
den Geſellſchafts vertrag kann beſtimmt werden, daß die Geſellſchafter 
über den Betrag der Stammeinlagen hinaus weitere Einzahlungen, 


4) Zum folgenden vgl. Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts , Stuttgart 1910, 
S. 784 ff. ($ 218) und das Reichsgeſetz betr. Geſellſchaften m. b. H. 
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ſog. „Nachſchüſſe“ beſchließen können, die alſo den „Zubußen“ bei der 
Gewerkſchaft entſprechen. Die Nachſchußpflicht kann nach dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag beſchränkt oder unbeſchränkt ſein. Iſt ſie unbeſchränkt, 
jo hat der Geſellſchafter das Abandonrecht ebenſo wie der Gewerke. 

Der Gründungsakt der Geſellſchaft m. b. H. unterliegt nicht 
der erſchwerten Prüfung des Aktienrechts, es bleibt nur die formelle, 
rein rechtliche Prüfung des Regiſterrichters. Auch inſofern nähert 
ſich die Geſellſchaft m. b. H. der Gewerkſchaft. Auch iſt ein Aufſichts⸗ 
rat nicht wie bei der Aktiengeſellſchaft obligatoriſch, ſondern nur auf 
Grund beſonderer Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags vorhanden. 
Regelmäßige Organe der Geſellſchaft m. b. H. ſind alſo nur der 
oder die Geſchäftsführer und die Verſammlung der Geſellſchafter, ent⸗ 
ſprechend dem Repräſentanten oder Grubenvorſtand und der Gewerken⸗ 
verſammlung bei der Gewerkſchaft. 

Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung bildet gleichſam eine 
Mittelform zwiſchen Aktiengeſellſchaft und Gewerkſchaft. 

Die weſentlichſte Beſonderheit der Gewerkſchaft gegenüber der 
Aktiengeſellſchaft und der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt 
das Fehlen eines feſten Grundkapitals. Dieſes Fehlen erklärt und 
rechtfertigt ſich aber nur mit Rückſicht auf die rein bergrechtliche 
Natur der Gewerkſchaft, mit Rückſicht auf den vom Geſetz lediglich 
ins Auge gefaßten Zweck der Gewerkſchaft, den Betrieb eines Berg⸗ 
werks. Nur der geſetzliche Zweck der Beförderung des Bergbaus. 
und der Rückſichtnahme auf ſeine beſonderen Bedürfniſſe rechtfertigt 
das Fehlen eines Grundkapitals, das Moment, welches für die 
Gläubiger der Gewerkſchaft ſehr bedenklich if. Denn wenn das 
Unternehmen ſich nicht günſtig entwickelt, die Gewerken Zubußen 
nicht mehr beſchließen wollen und es nun zu Liquidation oder 
Konkurs kommt, fo wird häufig irgendeine verwertbare Maſſe für 
die Gläubiger nicht da ſein. Die Gläubiger eines Bergwerksunter⸗ 
nehmens werden mit dem für fie großen Riſiko rechnen und auch 
mit der rechtlichen Eigenart der Gewerkſchaft vertraut ſein; werden 
aber unter der Rechtsform der Gewerkſchaft andersartige induſtrielle 
Unternehmungen betrieben, fo iſt die für die Gläubiger beſtehende 
und dieſen ſicher oft unbekannte Gefahr, die ſich aus der rechtlichen 
Natur der Gewerkſchaft ergibt, durch nichts gerechtfertigt. 

Es iſt daher alles daran zu ſetzen, der Gewerkſchaft ihren 
Charakter als Sondergeſellſchaftsform des Bergrechts auch wirtſchaft⸗ 
lich zu erhalten und zu verhindern, daß ſie als Rechtsträger nicht⸗berg⸗ 
rechtlicher, wenigſtens nicht⸗bergbaulicher induſtrieller Unternehmungen. 
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verwendet und damit tatſächlich zu einer Geſellſchaftsform des allge⸗ 
meinen Bürgerlichen und Handelsrechts gemacht werde. 


3. Zum weiteren Eindringen in die zu behandelnden Fragen 
iſt eine rechtsgeſchichtliche Grundlegung zweckmäßig. Nur auf geſchicht⸗ 
lichem Wege iſt das richtige Verſtändnis für die Entwickelung der 
Gewerkſchaft, für die Verſchiedenheiten des preußiſchen und ſächſiſchen 
Syſtems in bezug auf die Bildung der Gewerkſchaft, für die ver⸗ 
ſchiedene Entwickelung von Regalbergbau und Eigentümerbergbau 
und für das Verhältnis von Eigentümerbergbau und Gewerkſchaft 
zu gewinnen. Alle dieſe Fragen ſind aber weſentlich für die uns 
hier beſchäftigende Lehre vom Mißbrauch der Gewerkſchaftsform. 

a) Das Rechtsinſtitut der Gewerkſchaft iſt ſchon im Mittelalter 
ausgebildet). Die gewerkſchaftliche Verfaſſung tft ſchon der älteften 
eingehenderen bergrechtlichen Aufzeichnung, der Aufzeichnung der Tri⸗ 
enter Bergwerksgebräuche von 12089) bekannt. Im Iglauer Berg⸗ 
recht, deſſen verſchiedene Redaktionen von 1249 bis 1375 reichen, 
findet ſich das Recht der Gewerkſchaft bereits reich ausgebildet als 
ein Rechtsinſtitut, das über die Form einer bloßen Gemeinſchaft 
erheblich hinausgeht“), ebenſo in dem vom Iglauer Recht beeinflußten 
Freiberger Bergrecht (1346 bis 1375), auf welchem dann die ſpätere 
landes herrliche Geſetzgebung Kurſachſens im 15. und 16. Jahrhundert 
beruht 3). 

Für die Gewerkſchaft des Mittelalters ſei noch beſonders auf 
eine Ausführung hingewieſen, welche Henfe?) im Anſchluß an die 
Forſchungen von Zych a 10) gegeben hat. Henſe geht davon aus, 
daß die Anfänge der Gewerkſchaft in einer Zeit liegen, wo die 
Bodenſchätze noch der freien Verfügung des Grundherrn unterlagen 
und das Bergregal noch nicht anerkannt war. Der genoſſenſchaftliche 
Bergbau ruhte damals auf einem pachtweiſen Nutzungsrechte der 
Genoſſenſchaft, das ſich erſt unter der Herrſchaft des Bergregals in 
ein eigenes Recht der Genoſſenſchaft am Bergwerke umwandeln 


5) Die folgenden Angaben ſind aus der Abhandlung von Weſthoff 
(Schlüter), Geſchichte des deutſchen Bergrechts in: ZBergr. 50 und 51 
entnommen. Weſthoff folgt für das Mittelalter insbeſondere den Forſchungen 
von Zycha und Ermiſch. | 

6) a. a. O. Bd. 50, S. 67. 

7) a. a. O. S. 80 ff. 

8) a. a. O. S. 86, S. 90. 

9) In ZBergr. 40, 331 f. 

10) Zycha, Das Recht des älteſten deutſchen Bergbaus, Berlin 1899. 
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konnte. „Danach“ — ſo folgert Henſe — „hat die Gewerkſchaft 
gerade in dem Boden der pachtweiſen Ausbeutung des Grundeigen⸗ 
tümerrechts und nicht in dem des Bergwerkseigentums ihren Urſprung.“ 


b) Die landesherrliche ſächſiſche Geſetzgebung hebt an mit den 
Schneeberger und Annaberger Bergordnungen (1477 — 1509 1). 
Zu einer allgemeinen Kodififation des Bergrechts kam es mit der 
Kurſächſiſchen Bergordnung des Kurfürſten Chriſtian I. vom 12. Juni 
158912), der Hauptquelle des ſächſiſchen Bergrechts bis zum Regal⸗ 
bergbaugeſetz von 1851. 

Im Rechte der Kurſächſiſchen Bergordnung von 1589 erſcheint 
die Gewerkſchaft als ein altentwickeltes Rechtsinſtitut 12). Das ver 
liehene Bergwerkseigentum, das „Berglehen“, bleibt nur ſelten im 
Alleineigentum, meiſt ſucht ſich der Beliehene „Geſellen“, welche bei 
Teilung des Bergwerks in nicht mehr als 8 Bergteile eine „Eigen⸗ 
löhnerſchaft“ („Lehnſchaft“), bei weitergehender Beteiligung eine 
„Gewerkſchaft“ bilden, welche in 128 als unbewegliche Sachen 
behandelte „Kuxe“ zerfällt. Die „Gewerken“ müſſen im „Gegenbuch“ 
eingetragen ſein und einen „Gewährſchein“ über ihre Eintragung 
erhalten. Auf dem Kux haftet die „Zubuße“, deren Beiziehung 
durch das Recht der Ausbietung, bei dem die Mitgewerken das 
Vorkaufsrecht haben, geſichert wird; auf dem Kux ruht das Recht 
des Gewerken auf Ausbeute. Als eigenartige Bildungen erſcheinen 
die „Freikuxe“ und die „Erbkuxe“. 

Die Bergordnung von 1589 blieb in Kurſachſen die Hauptquelle 
für das Recht des Erzbergbaus („Regalbergbaus“). Für den Kohlen⸗ 
bergbau wurde grundlegend das Mandat des Kurfürſten Friedrich 
Auguſt „wegen Entdeckung derer im Lande befindlichen Steinkohlen⸗ 
brüche und wie ſich bey deren Aufnahme und Fortbau zu verhalten“ 
vom 19. Auguſt 17431. Dieſes Mandat geht davon aus, daß die 
Steinkohlen als pars fundi im Eigentum des Grundeigentümer 
ſtehen. Um nun die Nutzung dieſer Bodenſchätze nicht der Willkür 
des Grundeigentümers zu überlaſſen, ſondern im allgemeinen volks⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſe zu befördern, wurde angeordnet, daß die 


Fe Westhoff ( Schlüter), Geſchichte des deutſchen Bergrechts, a. a. O. 
S. 232 

= a. a. O. S. 242. Für die folgende Ueberſicht über die Entwicklung 
des ſächſiſchen Bergrechts vgl. Wahle, Das allgemeine Berggeſetz für das 
Königreich Sachſen, Freiberg 1891, 8 1 S. 1—30. 

13) Wahle S. 11. 

14) Wahle S. 26. 
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Grundſtücksbeſitzer, welche ihre Steinkohlen binnen Jahresfriſt nicht 
ſelbſt abbauen wollen, dulden müſſen, daß andere nach Einholung 
der ſtaatlichen Konzeſſion vom „Kammer- und Berggemach“ und 
gegen Zahlung eines Kanons an den Staat auf ihrem Grund und 
Boden allein oder mit Konſorten Steinkohlenbergbau treiben. Nur 
bergpolizeilich, nicht privatrechtlich und prozeſſual, wurde der Stein⸗ 
kohlenbergbau dem Bergrecht und dem Tätigkeitsgebiet der Bergämter 
unterſtellt. | 

Weiter entwickelt wurde das Recht des Kohlenbergbaus durch 
das Mandat über die Gewinnung der Stein⸗, Braun⸗ und Erdkohlen 
und des Torfes vom 10. September 182215), welches unter formeller 
Aufhebung des Mandats von 1743 deſſen Grundſätze nur eingehender 
durchbildete 1%). Es verbleibt für den Kohlenbergbau bei dem Grundſatz 
des Eigentümerbergbaus; baut der Grundeigentümer binnen Jahres— 
friſt die Kohlen nicht ſelbſt ab, ſo muß er den Abbau gegen koſten⸗ 
freie Abgabe des zehnten Teils der gewonnenen Steinkohlen anderen, 
welche die ſtaatliche abgabenfreie Konzeſſion auf dem vorgeſchriebenen 
Wege erlangt haben, auf ſeinem Grund und Boden geſtatten. Der 
Konzeſſionar hat wiederum eine Abbaupflicht binnen Jahresfriſt bei 
Vermeiden des Erlöſchens oder der Entziehung der Konzeſſion. 

Vereinigungen mehrerer am Abbau eines Kohlenfeldes auf 
gemeinſchaftliche Rechnung bedürfen obrigkeitlicher Genehmigung und 
heißen „Gewerkſchaften“. Dieſe „Gewerkſchaften“ des Kohlenbergbaus, 
des Eigentümerbergbaus, werden jedoch nach den Vorſchriften des 
allgemeinen bürgerlichen Rechtes über den Geſellſchaftsvertrag behandelt, 
ſoweit ſie nicht beſondere Rechtsformen, z. B. die der Aktiengeſellſchaft, 
wählen: von den bergrechtlichen „Gewerkſchaften“ des Regalbergbaus 
werden ſie vorläufig noch ſcharf geſchieden. 

Der Erzbergbau (— „Regalbergbau“) erhielt eine neue geſetzliche 
Grundlage durch das Geſetz über den Negalbergbau vom 22. Mai 
185117). Es überließ den Grubeneigentümern die Führung des 
Haushalts ihrer Gruben und beſchränkte die Tätigkeit der Bergbehörden 
auf die eigentliche Bergpolizei und Berghoheit zur Wahrung des 
allgemeinen volkswirtſchaftlichen Intereſſes. Für größere bergbauliche 
Geſellſchaften, insbeſondere Gewerkſchaften, wurde neben einer geſetz⸗ 


15) Wahle S. 27. 

16) Die Beſtimmungen des Mandats vom 10. September 1822 wurden in 
dem Mandat vom 2. April 1830 für die ſächſiſche Oberlauſitz meiſt wörtlich wieder⸗ 
holt. — Wahle S. 28. 

17) Wahle S. 33. 
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lichen Grundlage für ihre Rechtsverhältniſſe die Möglichkeit ſelb⸗ 
ſtändiger Regelung ihrer inneren Verfaſſungsverhältniſſe geſchaffen. 
Dabei ging das Regalbergbaugeſetz zum Syſtem der neueren Gewerk⸗ 
ſchaft über; die Gewerkſchaft wurde als juriſtiſche Perſon, als Rechts⸗ 
ſubjekt des gewerkſchaftlichen Vermögens behandelt, der Kux als 
bewegliche Sache, lediglich als Träger des Mitgliedſchaftsrechts des 
Gewerken. Neben den Gewerlſchaften bleiben die Geſellenſchaften 
als Sozietäten erhalten 18). 

Eine gemeinſame Kodifikation für das Recht des Erzbergbaus 
(Regalbergbaus) und des Kohlenbergbaus wurde geſchaffen durch das 
Allgemeine Berggeſetz für das Königreich Sachſen vom 16. Juni 
1868 19). Das Regalbergbaugeſetz bildet die Grundlage. Soweit 
ſich deſſen Beſtimmungen bewährt hatten, wurden ſie für den 
Erzbergbau beibehalten und — ſoweit es bei der Aufrechterhaltung 
der verſchiedenen Rechtsgrundlagen geſchehen konnte — auf den Kohlen⸗ 
bergbau erſtreckt. Insbeſondere wurde das Inſtitut der Gewerkſchaft 
auch für den Eigentümerbergbau (Kohlenbergbau) ebenſo wie für den 
Erzbergbau verwendet 20) (88 2, 4 des zitierten Geſetzes): Dies iſt 
eine Beſonderheit des ſächſiſchen Rechts. Die Gewerkſchaft bedarf 
zu ihrer Begründung der ausdrücklichen Genehmigung ihrer 
Statuten durch die Staatsregierung (§ 9 des zit. Geſ.): Hierin 
liegt ebenfalls ein weſentlicher Unterſchied des ſächſiſchen Syſtems von 
dem preußiſchen Syſtem, nach dem die Gewerkſchaft ipso jure durch 
die gemeinſame Berechtigung und Beteiligung mehrerer am Bergwerke 
entſteht. Neben den Gewerkſchaften wurden für eine geringe Zahl der 
Beteiligten die Geſellenſchaften beibehalten. 

Das Allgemeine Berggeſetz für das Königreich Sachſen von 
1868 hat auch neben dem Preußiſchen Allgemeinen Berggeſetz von 
1865 auf die deutſche Partikulargeſetzgebung einen nicht unbedeutenden 
Einfluß ausgeübt. 

Das Sächſ. Allg. Berggeſetz von 1868 erhielt nach einer Reihe 
kleinerer Abänderungen und Ergänzungen eine umfangreiche Novelle 
vom 12. Februar 1909, welche ſich insbeſondere auch mit dem 
Gewerkſchaftsrechte befaßt (Art. II.), ohne weſentliche Aenderung 
des Syſtems, jedoch unter Schaffung beſonderer Kautelen gegen jeden 
Mißbrauch der Gewerkſchaftsform, wie ſpäter noch zu beſprechen ſein 


18) Vgl. Schomburg, Betrachtungen über die neuere deutſche Berggeſetz⸗ 
gebung, Leipzig 1857, S. 115 ff. 

19) Wahle S. 36, 73. N 

20) Weſthoff, Gewerkſchafsrecht (1901), S. 3 (Ziff. 4), S. 15 oben. 
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wird 2). Entſprechend der in Art. VI diefer Novelle der Regierung 
erteilten Ermächtigung, das Allgemeine Berggeſetz in der jetzigen 
Faſſung neu zu publizieren, iſt nunmehr für das Königreich Sachſen 
ein neues Berggeſetz vom 31. Auguſt 1910 am 1. Januar 1911 in 
Kraft getreten. 

c) Die Entwicklung des preußiſchen Bergrechts geht aus von 
der „Renovierten Bergordnung für die Cleviſchen und angehörigen 
Lande, beſonders die Grafſchaft Mark“ vom 18. Juli 1737 22), die 
an die Stelle der älteren, ſich an die Annaberger Bergordnung von 
1509 anſchließenden Cleve⸗Bergiſchen Bergordnung von 1542 trat. 
In der Grafſchaft Mark war der ſeit dem 16. und 17. Jahrhundert 
entwickelte Steinkohlenbergbau nicht — wie in Sachſen — dem 
Grundeigentümer überlaſſen, ſondern der Bergbaufreiheit und dem 
Bergregal unterworfen worden; er wurde — analog — nach den 
Beſtimmungen der Bergordnung von 1542 behandelt. Die renovierte 
Bergordnung von 1737 bezweckte vor allem, auch für den Steinkohlen⸗ 
bergbau angemeſſene Vorſchriften zu ſchaffen. Die renovierte Berg- 
ordnung von 1737 erfuhr eine Umarbeitung unter Friedrich dem 
Großen als „Revidierte Bergordnung für das Herzogtum Cleve, 
Fürſtentum Meurs und die Grafſchaft Mark“ vom 29. April 1766. 
Dieſer Revidierten Cleviſchen Bergordnung von 1766 wurden nachge⸗ 
bildet, wenn auch mit einigen Abweichungen, die „Revidierte Berg⸗ 
ordnung für das ſouveräne Herzogtum Schleſien und für die Grafſchaft 
Glatz“ vom 5. Juni 1769 und die „Revidierte Bergordnung für das 
Herzogtum Magdeburg, Fürſtentum Halberſtadt, die Grafſchaften 
Mansfeld, Hohenftein und Rheinſtein, auch inforporierte Herrſchaften“ 
vom 7. Dezember 1772. 

So wurde die Revidierte Cleviſche Bergordnung von 1766 die 
Hauptquelle für die Weiterentwicklung des Preußiſchen Bergrechtes, 
dem von ihr vor allem der Grundſatz blieb, daß der Kohlenbergbau 
dem Bergregal und der Bergbaufreiheit unterliege, nicht wie in 
Sachſen dem Rechte des Grundeigentümers. 

Eine Kodifikation erfuhr auch das Bergrecht durch das Preußiſche 
Allgemeine Landrecht von 1794 25), deſſen bergrechtlicher Titel eine 
ſorgfältige, nec e en des älteren gemeinen 


21) Weſthoff(Schlütey, Geſchichte des deutſchen Bergrechts. ZBergr. 
51, 134. Die Novelle vom 12. Februar 1909 iſt abgedruckt in: ZBergr. 50, 147 ff. 

22) Weſthoff (⸗Schlüter), Geſchichte des deutſchen Bergrechts. In: 
3Bergr. 50, 248 ff. 

23) a. a. O. S. 251 ff. 
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deutſchen Bergrechts enthält. Neben ihm blieben die drei revidierten 
Bergordnungen als Provinzialgeſetze in prinzipaler Geltung. Das 
Allgemeine Landrecht ſtand auf dem Boden des Direktionsprinzips, 
Förderung und Abſatz der bergmänniſchen Mineralien unterlag der 
ſtaatlichen Regelung. 

Das Gewerkſcha ftsrecht des Allgemeinen Landrechts 24) ſteht auf 
dem Boden des älteren Gewerkſchaftsrechts, wobei unh iſtoriſch das 
korporative Element zurücktritt; die Gewerkſchaft des Allgemeinen 
Landrechts iſt lediglich eine communio, das Bergwerks unternehmen 
gehört den Gewerken pro partibus indivisis, zur geſamten Hand. 
Ihre Anteile, die 128 Kuxe, haben Immobiliarcharakter; die Gewerken 
ſind „wahre Eigentümer eines Bergteils“. 

Durch die Gebietserwerbungen von 1803 und beſonders 1814 
wurde das preußiſche Bergrecht immer unüberſichtlicher. Doch kam 
es nach einer Reihe von Entwürfen zunächſt nur zu einer Novellen⸗ 
geſetzgebung, zu der auch das Geſetz über die Verhältniſſe der Mit⸗ 
eigentümer eines Bergwerks vom 12. Mai 1851 gehört 2). Dieſes 
Geſetz beſeitigte dem Weſen nach das Direktionsprinzip, es gab den 
Gewerkſchaften in den Gewerkenverſammlungen und in den Repräſen 
tanten bez. Grubenvorſtänden Organe für die eigene Verwaltung ihrer 
Angelegenheiten; dieſen legte es dann einen großen Teil der bisher 
den Bergbehörden vorbehaltenen Befugniſſe bezüglich der Leitung des 
Betriebs bei. Wenn ſo der korporative Charakter der Gewerkſchaft 
auch mehr entwickelt wurde, ſo blieb doch das privatrechtliche Ver⸗ 
hältnis zunächſt nach dem Geſellſchaftsvertrage, u nach dem 
Rechte der societas, geregelt. 

Eine einheitliche Neuregelung wurde erſt durch das Allgemeine 
Berggeſetz für die preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 geſchaffen 29. 
Es beruht auf freiheitlichen volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkten, das 
Direktionsprinzip iſt beſeitigt. Die Gewerkſchaft wird als primäre 
bergrechtliche Geſellſchaftsform beibehalten und nach den Grundſaͤtzen 
der neueren Gewerkſchaft als juriſtiſche Perſon geſtaltet. Sie entſteht 
— im Gegenſatz zum ſächſiſchen Syſtem — ipso iure, wenn zwei 
oder mehrere Mitbeteiligte ein verliehenes Bergwerk beſitzen ($ 96 


24) Schomburg, Betrachtungen S. 126; Arndt, Kommentar (191), 
Vorbem. zum IV. Titel (vor 8 94) des Preuß. Allg. Berggeſetzes. Näheres bei 
Braſſert, Das Bergrecht des Preuß. Allg. Landrechts, Bonn 1861. 

25) Weſthoff (Schlüter) in ZBergr. 50, 266 f.; Schomburg, 
Betrachtungen S. 126. 

26) Weſthoff (Schlüter) in ZBergr. 50, 492 ff. 
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Preuß. Allg. Berggeſetzes) 2»). Ihre Verfaſſung iſt geſetzlich geregelt, 
doch kann fie dieſe geſetzliche Verfaſſung mit Ausnahme einiger 
zwingend geregelter Punkte abweichend geſtalten durch ein Statut, 
welches dann der oberbergamtlichen Beſtätigung unterliegt. 

Das Bergrecht des Preuß. Allg. Berggeſetzes ſchuf einheitliches 
Recht für Preußen, es ließ jedoch provinzialrechtliche Beſonderheiten, 
hauptſächlich für den Kreis der bergrechtlich verleihbaren Mineralien, 
beſtehen, ſo daß in einzelnen Provinzen ein nicht unerheblicher Eigen⸗ 
tümerbergbau auf verſchiedene Mineralien erhalten blieb, ſo beſonders 
der Kohlenbergbau in der Provinz Sachſen und dem übrigen ſog. 
„Sächſiſchen Mandatsbezirke“, der Salzbergbau, insbeſondere der Kali⸗ 
bergbau, in der Provinz Hannover uſw. Auf dieſen Eigentümer⸗ 
bergbau findet das Gewerkſchaftsrecht keine Anwendung. 

Das Preußiſche Allgemeine Berggeſetz vom 24. Juni 1865 wurde 
die Hauptquelle für die Weiterentwicklung des Bergrechts in den anderen 
deutſchen Einzelſtaaten, ihm gegenüber bewahrte jedoch das Sächſiſche 
Recht ſeine Eigenart und ſeinen, wenn auch beſchränkteren Einfluß 
auf die weitere deutſche bergrechtliche Partikulargeſetzgebung. 

d) In Thüringen war das ſächſiſche Bergrecht übernommen 
worden, insbeſondere durch die am 19. Februar 1575 vom Kurfürſten 
Auguſt von Sachſen als Vormund der minderjährigen Erneſtiner 
Friedrich Wilhelm und Johann erlaſſene, ſog. Saalfelder Berg⸗ 
ordnung 28). Dieſe galt bis in das 19. Jahrhundert in den Herzog⸗ 


tümern Sachſen⸗Coburg und ⸗Gotha, Sachſen⸗Altenburg, in Teilen 


von Sachſen⸗Meiningen. Auch in den anderen Thüringiſchen Staaten 
galten Rechtsquellen, die auf ſächſiſchem Bergrecht beruhten. 

Zum Erlaß eines neuen Berggeſetzes kam es zunächſt im Groß⸗ 
herzogtum Sachſen⸗Weimar 22). Das Großherzogl. Sächſ. Berggeſetz 
vom 22. Juni 1857 lehnte ſich im weſentlichen an das Königl. 
Sächſ. Regalbergbaugeſetz vom 22. Mai 1851 an. 

Einen beſonderen Standpunkt aber nahm das Weimariſche 
Berggeſetz gegenüber den Gewerkſchaften ein. Es erachtete das Inſtitut 
der Gewerkſchaft für veraltet, insbeſondere nachdem ſeine rechtlich 


27) Arndt, Anm. 3 zu 8 96 Preuß. Allg. Berggeſetzes; Weſthoff, 
Gewerkſchaftsrecht (1901) S. 10 ff. 

28) Weſthoff(⸗Schlüter) in ZBergr. 50, 243; Braſſert, in ZBergr. 
9, 433. 

29) Weſthoff(⸗Schlüter) in ZBergr. 51, 135; Schomburg, 
Betrachtungen über die neuere deutſche Berggeſetzgebung (Leipzig 1857). Beſonders 
S. 1138 ff. 
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eigenartigen und wertvollen Beſtandteile in der Aktiengeſellſchaſt 
fortgebildet ſeien. Die Schöpfung einer (neueren) Gewerkſchaft als einer 
juriſtiſchen Perſon ſei nichts als eine willkürlich geſchaffene und noch 
dazu unzweckmäßige Abart der Aktiengeſellſchaft. Wenn das Königl. 
Sächſ. Geſetz von 1851 eine ſolche (neuere) Gewerkſchaft ſchaffe, jo 
möge das durch die Rückſicht auf die beſtehenden, hiſtoriſch gewordenen 
Verhältniſſe vielleicht gerechtfertigt werden können, doch ſei für größere 
Unternehmungen die freiere Form der Aktiengeſellſchaft geeigneter. 
Da nun im Großherzogtum Sachſen-Weimar⸗Eiſenach auf 
beſtehende Rechtsformen keine Rückſicht genommen werden mußte, 
wählte man eine geſetzliche Regelung, bei der die Intereſſenten ſelbſt 
in den Stand geſetzt fein ſollten, die richtige, wirtſchaftlich ‚für fie 
geeignete Geſellſchaftsform zu finden und der nachfolgenden Prüfung 
der Behörden zu unterbreiten 3), 
Das Weimariſche Geſetz ſieht daher neben Einzel⸗Bergwerks⸗ 
eigentümern und Geſellſchaften (§ 18) „korporative Vereine“ (8 21) 
als Träger der Bergwerksbetriebe vor. Es beſtimmt in feinem § 21: 
„Drei oder mehr Perſonen, welche ein Berggebäude gemein⸗ 
ſchaftlich beſitzen, können, und Beſitzer eines Berggebäudes, welche 
die Zahl acht überſteigen, müſſen — letzteren Falls auf Erfordern 
der Bergbehörde — behufs der Ausübung ihrer Rechte und der 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten in bezug auf den Bergbau einen. 
korporativen Verein bilden.“ 

§ 22 beſtimmt, daß in beiden Fällen die Statuten zur Prüfung 

und Beſtätigung durch die Staatsregierung vorzulegen ſind. 

Neuerdings hat auch Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach das Inſtitut der 
Gewerkſchaft aufgenommen. Das neue Großherzogl. Sächſ. Berggeſetz 
vom 1. März 1905 3) lehnt ſich im weſentlichen an das Preuß. Allg. 
Berggeſetz von 1865 an, daneben zeigt es auch vielfache Anklänge an 
das Königl. Sächſ. Allg. Berggeſetz von 1868. So folgt es bezüglich 
der Entſtehung der Gewerkſchaft dem ſächſiſchen Syſtem. Die mehreren 
Beteiligten eines Bergwerks können durch Vertrag ihre Rechtsverhält⸗ 
niſſe regeln und insbeſondere die Bildung einer Gewerkſchaft verein⸗ 
baren (§ 113 Abſ. 2). Der Vertrag (die Gewerkſchaftsſatzung) bedarf 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung (§ 117). Die Gewerk⸗ 
ſchaft iſt vom Vorſtande beim Bergamte unter Vorlage der Satzung 
anzumelden. Wird die Anmeldung zugelaſſen, ſo iſt die Satzung zu 


30) Schomburg S. 119, 122. 
31) Vgl. Weſthoff(⸗Schlüter) in ZBergr. 51, 136. Das Geſetz vom 
1. März 1905 iſt abgedruckt in ZBergr. 46, 314 ff. 
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beſtätigen und die Bildung der Gewerkſchaft öffentlich bekannt zu 
machen ($ 119 Abſ. 2). Vor erfolgter Veröffentlichung der Bekannt⸗ 
machung beſteht die Gewerkſchaft als ſolche nicht (§ 120). — 

Im Herzogtum Gotha galt ebenſo wie im Herzogtum Coburg 
die Saalfelder Bergordnung von 1575. Lediglich für das Herzogtum 
Gotha wurde das Gothaiſche Berggeſez vom 16. Auguſt 1868 
erlaſſen 325. Es ſchloß ſich im weſentlichen an das Preuß. Allg. 
Bergggeſetz von 1865 an, nahm jedoch das Rechtsinſtitut der Gewerk⸗ 
ſchaft nicht auf. Es regelt die „Rechtsverhältniſſe der Mitbeteiligten 
eines Bergwerks“ lediglich nach folgenden Grundſätzen: 

§ 85. „Zwei oder mehrere Mitbeteiligte eines Bergwerks find 

befugt, durch Vertrag jede nach den allgemeinen Geſetzen zuläſſige 
Geſellſchaftsform anzunehmen. Solche Verträge ſind gerichtlich oder 
notariell zu beurkunden und bei der Bergbehörde einzureichen.“ 

§ 86. „Beſteht ein gültiger Vertrag zwiſchen den Beteiligten nicht, 
ſo iſt das Rechtsverhältnis der Mitbeteiligten nach den Grundſätzen 

über Miteigentum und nach den Grundſätzen des Geſellſchaftsver— 
trags zu beurteilen.“ 

Ueber die Gründe, weshalb die Gewerkſchaft keine Aufnahme in 
das Geſetz fand, iſt aus den gedruckten Verhandlungen nichts zu 
entnehmen. Wie Braſſert wohl richtig vermutet 33), wurde mit 
Rückſicht auf die Kleinheit und geringe Zahl der bergbaulichen Betriebe 
ein Bedürfnis zur Einführung eines fo ausgebildeten Sonderrechts⸗ 
inſtituts, wie des der Gewerkſchaft des Preußiſchen Allgemeinen Berg⸗ 
geſetzes, für unnötig und unzweckmäßig erachtet. Man folgte wohl auch 
dem Großberzogl. Sächſ. Berggeſetz vom 22. Juni 1857 und den dieſem 
zugrunde liegenden Erwägungen. 

Die Kritik von Braſſert an dem Ausſchluß der Gewerkſchafts⸗ 
form durch das Gothaiſche Berggeſetz von 1868 iſt doch wohl nicht ganz 
berechtigt. Es iſt für einen kleinen Staat mit geringem Bergbau 
durchaus verſtändig, die Rechtsformen für den Betrieb eines Bergwerks 
durch mehrere Beteiligte der beſonderen vertraglichen Regelung mit 
bergbehördlicher Prüfungsbefugnis für den Einzelfall vorzubehalten, 
wobei ja vertraglich eine gewerkſchaftsähnliche Verfaſſung gewählt 
werden kann. Jedenfalls kann die Zulaſſung einer ausgebildeten 
Sonderrechtsform, für die unter den Betrieben im Lande bisher ein 
Bedürfnis nicht beſtanden hat, für deren rechtliche Behandlung es an 


32) Weſthoff(⸗Schlüter) in ZBergr. 51, 110f. Das Geſetz vom 16. ⸗Auguſt 
1868 iſt eingehend behandelt in ZBergr. 9, 438 ff, 
38) ZBergr. 9, 480. 
Blätter für Rechtspflege LIX. N. F. XXXIX. 12 
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Erfahrung bei der Bergbehörde fehlt, eine Gefahr bedeuten: eine 
Gefahr, die mit der Zulaſſung der Gewerkſchaftsform durch die 
Geſetzgebung von 1899 wirklich eingetreten iſt. 

Am 23. Oktober 1899 wurde ein neues, nunmehr gemeinſchaft⸗ 
liches Berggeſetz für die Herzogtümer Sachſen⸗Coburg und ⸗Gotha. 
erlaſſen ?)). Seine Grundlage bildete das Gothaiſche Berggeſetz von: 
1868 und damit indirekt das Preußiſche Allgemeine Berggeſetz von 
1865; als weſentliche Neuerung brachte es das Inſtitut der Gewerkſchaft. 

Die Vorſchriften über die Gewerkſchaft wurden — und zwar 
im weſentlichen wörtlich — dem Berggeſetz für das Fürſtentum. 
Schwarzburg⸗Sondershauſen vom 6. März 1894 entnommen. 

Im Fürſtentum Schwarzburg⸗Sondershauſen 35) hatte früher die 
Gräflich Schwarzburgiſche Bergwerksfreiheit von 1685 und die 
Schwarzburgiſche Bergordnung von 1686, welche auf kurſächſiſchem. 
Bergrecht beruhte, gegolten. Es war dann ein Geſetz über den Bergbau. 
vom 25. Februar 1860 erlaſſen worden, welches im weſentlichen 
dem Großherzogl. Sächſ. Berggeſetze vom 22. Juni 1857 nachgebildet 
war und, wie dieſes, eine Regelung des Gewerkſchaftsrechts nicht ent⸗ 
hielt. An ſeine Stelle trat dann das Berggeſetz vom 6. März 1894, 
welches zwar in der Hauptſache auf dem Preuß. Allg. Berggeſetze 
beruhte, aber vielfach auch ſächſiſches Recht übernahm 39). 

Insbeſondere folgte das Schwarzburg⸗Sondershauſenſche Berggeſetz 
von 1894 für die Entſtehung der Gewerkſchaft dem Syſtem des Königl. 
Sächſ. Allg. Berggeſetzes von 1868 3%. Die Bildung der Gewerkſchaft 
iſt abhängig von einem Vertrage der Beteiligten, für deſſen Abſchluß. 
gerichtliche oder notarielle Form vorgeſchrieben iſt. Dieſer unterliegt der 
bergbehördlichen Genehmigung. Erſt mit der auf die Genehmigung. 
folgenden Bekanntmachung der Bildung der Gewerkſchaft durch die Berg⸗ 
behörde entſteht die Gewerkſchaft als ſolche, d. h. als juriſtiſche Perſon 
(88 100, 102, 103). 

Dieſe Beſtimmungen des Schwarzburg⸗Sondershauſenſchen Berg⸗ 
geſetzes find, wie ſchon geſagt, im weſentlichen wörtlich in das 
Coburg⸗Gothaiſche Berggeſetz vom 23. Oktober 1899 übernommen 
worden; in Hinſicht auf die Entſtehung der Gewerkſchaft ſteht alſo das. 
Coburg⸗Gothaiſche Berggeſetz auf dem Boden des ſächſiſchen Syſtems. 


34) Weſthoff(⸗Schlüter) in ZBergr. 51, 111. Vgl. beſonders: ZBergr. 
41, 155. 

35) Weſthoff (⸗Schlüter) in ZBergr. 51, 117. 

36) Zum Schwarzburg⸗Sondershauſenſchen Berggeſetz vgl. ZBergr. 37, 1 ff. 

37) Dieſem folgt übrigens auch das Badiſche Berggeſetz in dieſer Frage. 


— 19 — 


Die Bedeutung dieſer Abweichung des Coburg » Gothaifchen 
Berggeſetzes vom Allg. Preußiſchen Berggeſetz iſt nun noch eingehender 
ſyſtematiſch zu behandeln. 

Dabei iſt neben der Frage nach der Art der Entſtehung der 
Gewerkſchaft die damit eng zuſammenhängende Frage nach Weſen 
und Bedeutung der bergbehördlichen „Beſtätigung“ bez. „Genehmigung“ 
des Gewerkſchaftsſtatuts zu unterſuchen. 


4. Es ſeien zunächſt die in Betracht kommenden geſetzlichen 
Beſtimmungen des Preußiſchen und des Coburg⸗Gothaiſchen Rechts in 
ihrem Wortlaut einander gegenübergeſtellt. 


Das Allgemeine Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 
24. Juni 1865 beſtimmt folgendes: 

§ 94. Zwei oder mehrere Mitbeteiligte eines Bergwerks bilden 
eine Gewerkſchaft. Die Gewerkſchaft kann ihre beſondere Verfaſſung 
durch ein notariell oder gerichtlich zu errichtendes Statut regeln, 
welches der Zuſtimmung von wenigſtens drei Vierteilen aller Anteile 
und der Beſtätigung des Oberbergamts bedarf. 

Die Beſtimmungen der 88 95 bis 110, 114 Abi. 2 und 123 
bis 128 dürfen durch das Statut nicht geändert werden. 

Ergänzend heranzuziehen iſt noch: 

§ 133. Die Beſtimmungen der §§ 94 bis 132 kommen nicht 
zur Anwendung, wenn die Rechtsverhältniſſe der Mitbeteiligten 
eines Bergwerks durch Vertrag oder ſonſtige Willenserklärung 
anderweitig geregelt ſind. Ein ſolches Geſchäft bedarf zu ſeiner 
Gültigkeit der notariellen oder gerichtlichen Form. Die Urkunde 
über dasſelbe iſt dem Bergamte einzureichen. 

Mitbeteiligte eines Bergwerks im Sinne des § 94 find nicht 
die Teilhaber an einer ungeteilten Erbſchaft oder an einer ſonſtigen 
gemeinſchaftlichen Maſſe. 

Demgegenüber enthält das Coburg⸗Gothaiſche Berggeſetz vom 

23. Oktober 1899 folgende Vorſchriften: 

§ 107. Wenn ein Bergwerk zwei oder mehreren Perſonen gehört, 
ſo können die Mitbeteiligten durch einen gerichtlich oder notariell beur⸗ 
kundeten Vertrag (Statut) die Bildung einer Gewerkſchaft vereinbaren. 

§ 108: (Notwendige Beſtimmungen des Statuts). 

5 109. Das Statut ſowie ſpätere Aenderungen desſelben bedürfen 
der Genehmigung des Bergamts. Aenderungen des Statuts ſind 
nur mit Zuſtimmung von mindeſtens drei Vierteilen aller Anteile 
mläſſig. 
12 * 
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§ 110. Die Bildung einer Gewerkſchaft und die im § 108 

Abſ. 1 bezeichneten Feſtſetzungen des Statuts ſowie jede dieſe 

Feſtſetzungen betreffende Aenderung des Statuts iſt vom Bergamt 
öffentlich bekannt zu machen. 

Vor erfolgter Bekanntmachung beſteht die Gewerkſchaft als ſolche 
nicht. Eine die Feſtſetzungen des § 108 Abſ. 1 betreffende 
Aenderung des Statuts kann Dritten gegenüber vor der Bekannt⸗ 
machung nicht geltend gemacht werden. 

Dieſe §§ 107, 108, 109, 110 des Cob.⸗Goth. Berggeſetzes vom 

23. Oktober 1899 ſind, wie ſchon dargelegt, dem Schwarzb.⸗Sondersh. 
Berggeſetz vom 6. März 1894 entnommen und ſtimmen im weſent⸗ 
lichen wörtlich mit deſſen 88 100, 101, 102, 103 überein. Das Schw. 
Sondersh. Berggeſetz von 1894 iſt, wie ausgeführt, mit dieſen Be⸗ 
ſtimmungen dem Allgemeinen Berggeſetz für das Königreich Sachſen vom 
16. Juni 1868 gefolgt, welches in § 9 folgendes beſtimmt: 

89. Gewerkſchaften haben die Rechte einer juriſtiſchen Perſon. 

Zu ihrer Begründung bedürfen ſie der ausdrücklichen Genehmigung 
ihrer Statuten durch die Staatsregierung. 

Außer den nach den allgemeinen Geſetzen über juriſtiſche Perſonen 
eintretenden Fällen erfolgt die Auflöſung einer Gewerkſchaft auch 
beim Aufhören ihres Bergbaurechts (8 169). 

Hierzu treten folgende Beſtimmungen der Ausführungsverordnung 

zum Kgl. Sächſ. Allg. Berggeſetz (v. 2. Dezember 1868): | 

8 6. Bergwerksbeſitzer, welche eine Gewerkſchaft bilden wollen, 
haben den Entwurf ihres Statuts beim Bergamte einzureichen, 
welches denſelben, nach vorgängiger Prüfung und nach Befinden 
Vernehmung mit den Erſteren, mittelſt gutachtlichen Berichts dem 
Finanzminiſterium zur Entſchließung über die Beſtätigung vorlegt. 

Dasſelbe gilt von allen Abänderungen eines beſtätigten Statuts. 

8 7. Die Bildung einer neuen Gewerkſchaft iſt, ſobald ihr 
Statut Beſtätigung erhalten hat, auf Koſten derſelben vom Berg⸗ 
amte in dem Amtsblatte (vgl. § 150 dieſer Verordnung) und 
in der Leipziger Zeitung bekannt zu machen. 

§ 8. Das Aufhören einer Gewerkſchaft iſt, inſoweit nicht das 
Verfahren nach § 169 des Allgemeinen Berggeſetzes ſtattfindet, 
von deren Vertretern dem Bergamte anzuzeigen und im Amts⸗ 
blatte des Gerichts und in der Leipziger Zeitung bekannt zu machen. 

Die Vergleichung dieſer geſetzlichen Vorſchriften ergibt folgendes 3%) : 

Nach preußiſchem Rechte entſteht die Gewerkſchaft ipso jure, 


38) Vgl. zum Folgenden: 
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wenn mehrere Perſonen an einem verliehenen Bergwerk mitbeteiligt 
find, Es bedarf einer ausdrücklichen Willenserklärung der Mitbeteiligten 
in gerichtlicher oder notarieller Form, wenn eine Gewerkſchaft nicht 
entſtehen ſoll 3%). Die Gewerkſchaft entſteht mit der im Geſetz geregelten 
Verfaſſung. Sie kann ohne Statut beſtehen. Sie braucht ein Statut 
nur dann, wenn ſie ihre Verfaſſung abweichend vom Geſetze regeln 
will. Die Gewerkſchaft „kann“ dann „ihre beſondere Verfaſſung“ 
durch ein Statut regeln, welches der gerichtlichen oder notariellen 
Form und der Beſtätigung des Oberbergamtes bedarf. Wird die 
oberbergamtliche Beſtätigung verſagt, ſo fällt damit lediglich das 
Statut und die darin normierte beſondere Verfaſſung; in ihrem 
rechtlichen Beſtande wird die Gewerkſchaft dadurch nicht berührt, ſie 
beſteht mit der durch das Geſetz geregelten Verfaſſung. 

Nach Coburg⸗Gothaiſchem Recht entſteht die Gewerkſchaft nicht 
ipso jure. Die mehreren Mitbeteiligten am verliehenen Bergwerk 
müſſen zunächſt eine Willenserklärung in der geſetzlich normierten 
Form abgeben, daß ſie die Schaffung einer Gewerkſchaft wünſchen. 
Dies tun ſie durch gerichtlich oder notariell zu beurkundenden Ver⸗ 
trag (Statut) und durch deſſen Einreichung beim Bergamt behufs 
Genehmigung. Damit geben ſie aber nur den von ihnen als den 
intereſſierten Privatperſonen erforderlichen Anſtoß zur Entſtehung der 
Gewerkſchaft. Die Gewerkſchaft entſteht erſt durch die Genehmigung 
ihres Statuts durch das Bergamt, und zwar in dem Moment, in dem 
dieſe Genehmigung nach außen hervortritt durch die öffentliche Bekannt⸗ 
machung der Bildung der Gewerkſchaft ſeitens des Bergamts. Die 
Gewerkſchaft entſteht alſo durch den Akt der Genehmigung des 
Statuts durch die Bergbehörde, durch einen Akt, der ſeinem Weſen 
nach die ſtaatliche Verleihung der Rechtsperſönlichkeit an die Gewerk⸗ 

Weſthoff, Gewerkſchaftsrecht (Bonn 1901) S. 3, 27 ff. 

Braſſert, Herzogtum Sachſen⸗Coburg⸗Gotha. Reform des Bergrechts in: 
ZBergr. 41 (1900), 155 ff., beſonders 167ff. 

Braſſert, Schwarzburg⸗Sondershauſen. Reform des Bergrechts in: ZBergr. 
37 (1896), 1 ff., beſonders 38 ff. 

Kunreuther, Der rechtliche Charakter der Genehmigung der Gewerkſchaft 
im 8 109 des Coburg⸗Gothaiſchen Berggeſetzes vom 23. Oktober 1899 in: 3Bergr. 
51 (1910), 276 ff. 

39) Allerdings wird eine ſolche Erklärung ſchon darin erblickt, wenn Auflaſſung 
und Eintragung der Mitbeteiligten als Miteigentümer im Grundbuch erſolgt: vgl. 
ZBergr. 45, 241; 46, 534 ff; 48, 156 ff. Es wird dann angenommen, daß eine 
Gemeinſchaft (gewöhnliches Miteigentum) vereinbart ſei. Soll eine Gewerkſchaft 
entſtehen, jo muß an die ipso iure zwiſchen den Beteiligten entſtandene Gewerkſchaft 
aufgelaſſen und dieſe als Bergwerkseigentümerin eingetragen werden. 
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ſchaft darſtellt. Die Entſtehung der Gewerkſchaft als juriſtiſcher 
Perſon vollzieht ſich alſo nach dem Coburg⸗Gothaiſchen Berggeſetz 
— und nach dem ſächſiſchen Syſtem überhaupt — nach dem Grund⸗ 
ſatz, welchen §S 22 BGB. allgemein aufſtellt für die Erlangung der 
Rechtsfähigkeit durch Vereine, deren Zweck auf einen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt; die Gewerkſchaft würde ja auch, wenn 
ſie nach allgemeinem bürgerlichen Recht zu beurteilen wäre, ein ſolcher 
„wirtſchaftlicher Verein“ fein 49). 

Mit der Erkenntnis des Weſensunterſchieds der „Beſtätigung⸗ 
des Preußiſchen Rechts und der „Genehmigung“ des Coburg⸗Gotha⸗ 
iſchen Rechts und mit der begrifflichen Erfaſſung dieſer „Genehmigung“ 
als des die Verleihung der Rechtsperſönlichkeit darſtellenden Staatsaktes 
iſt aber noch ein weiteres gewonnen. Wenn die „Genehmigung“ 
den Charakter der Verleihung der Rechtsperſönlichkeit hat, ſo erſcheint 
auch die Regelung der Entſtehung der Gewerkſchaft nach Coburg⸗ 
Gothaiſchem Recht als Anſchluß an das allgemeine Prinzip des bürger⸗ 
lichen Rechts über die Entſtehung rechtsfähiger wirtſchaftlicher Vereine. 

Die betreffenden Beſtimmungen des Coburg⸗Gothaiſchen Berg⸗ 
geſetzes find alſo eine partikularrechtliche Rezeption des Prinzips des § 22 
BGB. für das der einzelſtaatlichen Geſetzgebung vorbehaltene Gebiet 
des Bergrechts und des Gewerkſchaftsrechts. Daraus iſt aber zu 
folgern, daß überhaupt die allgemeinen Vorſchriften über wirtſchaftliche 
Vereine nach BGB. analog anzuwenden find 4), insbeſondere die 
Vorſchriften über die Beendigung ihrer Rechtsfähigkeit. Dies ent⸗ 
ſpricht denn auch dem ſächſiſchen Syſtem, dem ausdrücklichen 
Hinweis des oben angeführten §8 9 Abſ. 3 des Kgl. Sächſ. 
Berggeſetzes von 1868. Es folgt dies auch aus der Natur der 
Sache: Hat der Staat die geſetzliche Macht, einer Perſonenvereinigung 
die Rechtsfähigkeit zu verleihen, fo kann er fie ihr auch entziehen. 
Das Geſetz will, indem es dem Staate die Befugnis zur Verleihung 
der Rechtsfähigkeit überträgt, die Wahrung der öffentlichen Intereſſen 
ſichern; dieſer Zweck kann nur erreicht werden, wenn der Staat auch die 
Befugnis hat, die Rechtsfähigkeit wieder zu entziehen, wenn bei ihrem 
Fortbeſtand die zu ſichernden öffentlichen Intereſſen verletzt würden. 

Es ſind daher gegenüber den auf Grund des Coburg⸗Gothaiſchen 


40) Durch das Geſagte wird der Gegenſatz des Preußiſchen und Coburg⸗ 
Gothaiſchen (Sächſiſchen) Rechts genügend geklärt ſein; für eine eingehendere 
Betrachtung ſei beſonders auf die oben angeführte Abhandlung von Kunreuther 
(3ůBergr. 51, 276) verwieſen. 

41) Derſelben Anſicht iſt offenbar Kunreuther a. a. O. S. 281, 282. 
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Berggeſetzes vom 23. Oktober 1899 entſtandenen Gewerkſchaften die 
Grundſätze des §S 43 BGB. über die Entziehung der Rechtsfähigkeit 
anwendbar 41). Für die Entziehung der Rechtsfähigkeit dürfte wie für 
ihre Verleihung (= Genehmigung des Statuts) das Bergamt zuſtändig 
fein. Daneben kann das Bergamt die 88 147 Ziff. 2, 173 ff., 177, 59 
des Coburg ⸗Gothaiſchen Berggeſetzes zur Herbeiführung der Auf⸗ 
löſung der Gewerkſchaft in Anwendung bringen, wenn das „öffentliche 
Intereſſe“ dies erheiſcht. 

Die Anwendung dieſer Befugniſſe des Bergamts wird ſpäter zu 
erörtern ſein. 


5. Wenn nun auch, wie dargeſtellt, Weſen und Wirkung der 
Preußiſchen „Beſtätigung“ und der coburg⸗gothaiſchen „Genehmigung“ 
verſchieden ſind, ſo haben doch beide bergbehördlichen Akte den gleichen 
Charakter ſtaatlicher Aufſſichtsbefugniſſe. Die Fälle, in denen dieſe 
ſtaatlichen Befugniſſe zu einer Einwirkung auf das Rechtsleben benutzt 


41a) Die in $ 43 BGB. normierten Beſtimmungen über die Entziehung 
der Rechtsfähigkeit durch die Staatsgewalt aus Gründen des öffentlichen Intereſſes 
beruhen auf dem Vorgang des 8 79 (jetzt $ 81) Gen®.; dieſe Vorſchrift ſtellt ſich 
dar als reichsrechtliche Aufnahme der in § 6, 7 des Preuß. Aktiengeſetzes vom 
9. November 1843, übergegangen in Art. 12 S 5 des Preuß. EGz HGB. vom 
24. Inni 1861 und jetzt in Art. 4 des Preuß. AGz HGB. vom 10. Mai 1897, 
ausgebildeten Grundſätze. 

Dieſe preußiſch⸗ rechtlichen Prinzipien haben ebenſo wie in § 79 (81) Gen. 
in andere Reichsgeſetze über beſondere Arten juriſtiſcher Perſonen Eingang gefunden, 
jo in 8 62 Gef. GmbH., SS 97 Abſ. 1 Ziff. 3, 104 ff. GewO. (Vgl. hierzu Stau⸗ 
dinger [5./6. Aufl. 1910) Anm. I 1 zu § 43 BGB.) 

§ 43 BGB. ift alſo nur der Ausfluß eines aus dem Preußiſchen Rechte 
jetzt allgemein in das Reichsrecht übernommenen Prinzips. Dieſes Prinzip war 
vorher reichsrechtlich ſchon für mehrere Einzelarten von juriſtiſchen Perſonen mit 
Korporationsnatur ausgeſprochen worden; die Anwendung dieſes Prinzips in $ 43 
BGB. auf die rechtsfähigen Vereine, mithin auf die allgemeinſte Form der „Kor⸗ 
poration“, ſtellt die grundſätzliche, allgemeine Aufnahme des Inſtituts der Entziehung 
der Rechtsfähigkeit aus Gründen des öffentlichen Intereſſes dar. 

8 43 BGB. iſt daher auf andere — reichs⸗ und partikularrechtliche — Arten 
von „Korporationen“ analog anzuwenden (vgl. auch RGZ. 53, 276; 57, 95). 

Auch Staudinger ſcheint dieſer Auſicht zu fein, wenn er fagt (5. /6. Aufl. 
1910, Anm. VI zu $ 43 BGB.): 

„Ss 43 iſt auf alle rechtsfähigen Vereine“ — gemeint iſt wohl: alle juriftifchen 
Perſonen mit Korporationsnatur, auf mitgliedſchaftlicher Grundlage — „anwendbar“. 
„Sofern auch Alktiengeſellſchaften zu den rechtsfähigen Vereinen gehören, kann daher 
auch dieſen gemäß § 43 die Rechtsfähigkeit entzogen werden“. — 

Die analoge Anwendung des § 43 BGB. auf die Gewerkſchaften des ſäch⸗ 
ſiſchen Syſtems, darunter auf die coburg⸗gothaiſchen, iſt nach alledem gerechtfertigt. 
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werden, müſſen alſo die gleichen fein. Sie follen hier zunächſt 
betrachtet werden. 

Weder das Preußiſche Allgemeine Berggeſetz noch das Coburg⸗ 
Gothaiſche Berggeſetz enthalten Beſtimmungen darüber, in welchen 
Fällen die bergbehördliche Beſtätigung oder Genehmigung zu verſagen 
iſt. Dies iſt vielmehr dem pflichtmäßigen, vernünftigen, dem Geiſt 
und Zweck des Geſetzes entſprechenden Ermeſſen der Bergbehörde 
anheimgegeben. | 

Die Praxis der preußiſchen Bergbehörden, die als der Natur 
der Sache entſprechend Anſpruch auf allgemeine Anerkennung und 
Geltung hat, hat ſtets den richtigen Grundſatz befolgt, daß für die 
Verſagung der Beſtätigung eines Gewerkſchaftsſtatuts nur „Gründe 
des öffentlichen Intereſſes“ entſcheidend ſein dürfen. (Vgl. Braſſert, 
Kommentar zum Preußiſchen Allgemeinen Berggeſetz, Bonn 18888, 
Anm. 11 zu § 94. — S. 277 und der dort zitierte Rekursbeſcheid vom 
10. März 1879 in: 3Bergr. 20, 261. Auch die folgenden Darlegungen 
ſind meiſt aus Braſſert a. a. O. entnommen.) | 

Die Beſtätigung oder Genehmigung ift daher in erfter Linie 
zu verſagen, wenn das Statut formell den geſetzlichen Erforderniſſen 
nicht entſpricht, z. B. nicht zu notariellem oder gerichtlichem Proto⸗ 
koll errichtet iſt, oder materiell gegen das Geſetz verſtößt, z. B. 
Beſtimmungen enthält, durch welche etwas von den zwingenden Normen 
der Gewerkſchaftsverfaſſung Abweichendes feſtgeſetzt werden ſoll: vgl. 
8 94 Abſ. 3 des Preußischen Allgemeinen Berggeſetzes, § 108 Abſ. 2 
des Coburg⸗Gothaiſchen Berggeſetzes. 

Ferner wird die Beſtätigung verſagt, wenn das Statut Beſtim⸗ 
mungen enthält, die ſich als eine Vergewaltigung der Minderheit heraus⸗ 
ſtellen, denn der Schutz der Minderheit gegen eine Vergewaltigung 
durch die Mehrheit liegt auch im Rahmen des „öffentlichen Intereſſes“. 

Im „öffentlichen Intereſſe“ geboten iſt auch der Schutz des 
Publikums gegen Gefährdung des ſoliden Kredits und des reellen 
Geſchäftsverkehrs. Aus dieſem Grunde verſagen die preußiſchen Ober⸗ 
bergämter die Beſtätigung der ſtatutariſchen Feſtſetzung der Kuxzahl 
auf Tauſend bei geringwertigen Bergwerken. Die Zulaſſung dieſer 
Kuxzahl wird im „öffentlichen Intereſſe“ von einer Prüfung des Wertes 
des Bergwerks abhängig gemacht, ſie erfolgt nur bei betriebenen und 
wertvolleren Bergwerken. (Vgl. Braſſert a. a. O. und Anm. 2 
zu § 101 (S. 295) und: Novelle mit Nachtrag zum Kommentar 
(Bonn 1894), Zuſatz zu Bem. 2 zu 8 101 (S. 160 f.); Arndts, 
(1907) Anm. 4 zu § 94 Preuß. Allg. Berggeſetz und Anm. 2 zu § 101 
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Preuß. Allg. Berggeſetz und die in dieſen Kommentaren zitierten Ent⸗ 
ſcheidungen in: ZBergr. 20, 260, 399; 21, 265; 24, 268; = 257; 
30, 126; 34, 274.) 

Ferner kann im öffentlichen Intereſſe, im Intereſſe des ſoliden 
Handels, einer ſtatutariſchen Aenderung des Namens der Gewerkſchaft 
die Beſtätigung oder Genehmigung verſagt werden. Dies kann 
geſchehen, wenn Irrungen bezüglich der noch mit dem alten Namen der 
Gewerkſchaft umlaufenden Kuxe oder Obligationen möglich ſind, wenn 


. für oder gegen die Gewerkſchaft Prozeſſe ſchweben, oder wenn dadurch 


über den Wert der Kuxe Irrungen entſtehen könnten, ferner auch 
dann, wenn dadurch Unklarheiten über die Grundlagen der Gewerk⸗ 
ſchaft hervorgerufen werden. (Vgl. Braſſert a. a. O. und Anm. 4 
zu § 95 [S. 287]. Vgl. auch den Rekursbeſcheid vom 18. April 
1900 in: 3Bergr. 41, 375.) 

Das Preußiſche Allgemeine Berggeſetz hat in feinem § 95 eine 
beſondere Beſtimmung dahin, daß die Gewerkſchaft den Namen des 
Bergwerks führt, ſofern ſie nicht in dem Statut einen anderen Namen 
gewählt hat. Eine entſprechende Beſtimmung fehlt im Coburg⸗ 
Gothaiſchen Berggeſetz: für dieſes iſt ſie auch entbehrlich, da es nach 
dem ſächſiſchen Syſtem, dem das Coburg⸗Gothaiſche Berggeſetz folgt, 
eine ipso-iure-Entftehung der Gewerkſchaft nicht gibt und daher 
auch keine Gewerkſchaft ohne Statut. Das Statut aber muß nach 
§ 108 Ziff. 1 des Coburg⸗Gothaiſchen Berggeſetzes eine Beſtimmung 
über den Namen der Gewerkſchaft enthalten. 

Aber der im § 95 des Preuß. Allg. Berggeſetzes liegende allge⸗ 
meinere Gedanke, auf dem auch § 20 HGB. beruht, daß nämlich 
der Name der juriſtiſchen Perſon, der Gewerkſchaft, ihren wirklichen 
rechtlichen und wirtſchaftlichen Grundlagen möglichſt entſprechen ſoll, 
muß auch im Gothaiſchen Rechte gewahrt werden. Dieſen Stand⸗ 
punkt hat auch die Gothaiſche Praxis bereits eingenommen. 

Durch Beſcheid vom 2. November 1909 hat das Herzogl. Berg⸗ 
amt Ohrdruf die Genehmigung zu der von der Gewerkſchaft „G. M.“ 
mit Rückſicht auf den Erwerb der Aktiven und Paſſiven der Geſell⸗ 
ſchaft für Steinfabrikation und Bergbaubetriebe in Th. beſchloſſenen 
Namensänderung in Gewerkſchaft „Th.“ verſagt. Die von der 
Gewerkſchaft eingelegte Beſchwerde iſt durch Entſcheidung des Herzogl. 
Sächſ. Staatsminiſteriums zu Gotha vom 1. Dezember 1909 zurück⸗ 
gewieſen worden. In dieſer Entſcheidung wird in Weiterführung 
der Begründung des Bergamtes folgendes dargelegt: 

„Die Gewerkſchaft „G. M.“ iſt gegründet auf ein Gothaiſches 
Braun⸗ und Eiſenſteinbergwerk und iſt noch heute in erſter Linie zu 
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deſſen Betriebe beſtimmt und verpflichtet. Wenn eine ſolche gothaiſche 
Gewerkſchaft anderweite Geſchäfte erwirbt und betreibt und dann 
jeweiliß ihren Namen nach dem Orte dieſer Geſchäfte ändert, fo ft 
dieſes Verfahren ſehr wohl geeignet, das Publikum irrezuführen, 
indem es die urſprüngliche Zweckbeſtimmung der Gewerkſchaft ver⸗ 
ſchleiert und die Annahme hervorruft, daß es ſich um eine auf Grund 
der am Ort ihrer Geſchäftsführung geltenden Beſtimmungen gegründete 
Gewerkſchaft handelt. Es liegt im öffentlichen Intereſſe, daß derartige 
Verſchleierungen unterbleiben.“ (Vgl. 3Bergr. 51, 346f.) 

Es ſei hier auf die Uebereinſtimmung dieſer Darlegungen mit 
den Ausführungen des weiterhin eingehend zu beſprechenden Beſcheids 
des Preuß. Miniſters für Handel und Gewerbe vom 9. September 
1897 (3Bergr. 39, 242 f.) und mit der Begründung des ſoeben zitierten 
Rekursbeſcheids vom 18. April 1900 (3Bergr. 41, 375) hingewieſen. 

Es iſt nun weiter zu unterſuchen, ob die bergbehördliche Bes 
ſtätigung oder Genehmigung im „öffentlichen Intereſſe“ zu verſagen 
iſt, wenn ein Mißbrauch der Gewerkſchaftsform vorliegt. 

Arndt nimmt an, daß die Beſtätigung eines Gewerkſchaftsſtatuts 
verſagt werden kann, welches darauf abzielt, die Gewerkſchaftsform auf 
Zwecke auszudehnen, die dem Betriebe des verliehenen Bergwerks fern⸗ 
liegen, z. B. wenn für ein wertloſes verliehenes Bergwerk eine Gewerk⸗ 
ſchaft gebildet wird, welche Abbauberechtigungen, Fabriken, Hütten 
erwerben will, um ſie unter der Gewerkſchaftsform zu betreiben. (Vgl. 
Arndt [1907] Anm. 3 zu § 96 des Preuß. Allg. Berggeſetzes). 

Wäre die Meinung von Arndt unbeſtritten, ſo wäre damit 
die Frage nach der Behandlung des „Mißbrauchs der Gewerkſchafts⸗ 
form“ gelöſt. Da aber ſtark abweichende Meinungen vertreten werden, 
insbeſondere von Weſthoff und auch von Henſe, ſo iſt eine 
nähere Unterſuchung der Frage notwendig. Dabei ſind die einzelnen 
in der Frage liegenden Probleme zu ſcheiden. 

Zunächſt wird zu unterſuchen ſein die Lehre vom Umfang der Rechts⸗ 
und Geſchäftsfähigkeit der Gewerkſchaft wegen des Verhältniſſes, in 
dem dieſe Lehre zur Frage des Mißbrauchs der Gewerkſchaftsform ſteht. 
Nachdem ſodann die Praxis der preußiſchen Bergbehörden in der Be⸗ 
handlung des Mißbrauchs der Gewerkſchaftsform und des Gewerk— 
ſchaftskaufs zuſammenfaſſend in ihrer Entwicklung und anſchließend 
das Eingreifen der preußiſchen Geſetzgebung dargeſtellt iſt, wird ab⸗ 
ſchließend zur Unterſuchung der Behandlung der Verwendung der Ge— 
werkſchaft für andere Zwecke als den Betrieb des verliehenen Berg⸗ 
werks nach Coburg⸗Gothaiſchem Recht vorgegangen werden können. 
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6. Die geſetzliche Grundlage für den Umfang der Rechts— 
und Geſchäftsfähigkeit der Gewerkſchaft iſt gegeben in § 96 Abſ. 1 
des Preuß. Allg. Berggeſetzes vom 24. Juni 1865, dem § 111 des 
Cob.⸗Goth. Berggeſetzes vom 23. Oktober 1899 wörtlich entſpricht. 
Dieſe Beſtimmung lautet: 

„Die Gewerkſchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben 
und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum und andere dingliche 
Rechte an Bergwerken und Grundſtücken erwerben, vor Gericht 
klagen und verklagt werden.“ 

Vielfach hat man der Gewerkſchaft nur eine beſchränkte Rechts⸗ 
und Handlungsfähigkeit (Geſchäftsfähigkeit) beigemeſſen, nämlich 
nur für den Kreis der Rechtsgeſchäfte, welche der Verfolgung ihres 
geſetzlichen Zweckes, d. h. der wirtſchaftlichen Verwertung des ihr 
verliehenen Bergwerkseigentums, welche der Förderung und Ver⸗ 
wertung der aus dem verliehenen Bergwerk zu gewinnenden Mine⸗ 
ralien dienen. [Vgl. die von Henſe (3Bergr. 40, 326) zitierten 
Stellen: Braſſert, Allg. Berggeſetz S. 286, und Fürſt⸗Kloſter⸗ 
mann, Allg. Berggeſetz S. 324. 

Durch dieſe einſchränkende Auslegung des § 96 des Preuß. Allg. 
Berggeſetzes, durch die Annahme einer auf den Betrieb des verliehenen 
Bergwerks beſchränkten Geſchäftsfähigkeit der Gewerkſchaft wurde die 
ältere, gegen jeden Mißbrauch der Gewerkſchaftsform ſtrenge Praxis 
der Preußiſchen Bergbehörden theoretiſch zum Teil geſtützt. (Vgl. 
Rekursbeſcheid vom 9. September 1897 in 3Bergr. 39, 242.) 

Dieſe dem Privatrecht entnommene theoretiſche Begründung war 
allerdings wohl unnötig für Maßregeln, die auf öffentlichem Rechte 
beruhten; ja dieſe Begründung war inſofern unrichtig oder doch ſchief. 
Als nun die von der bergbehördlichen Praxis mehrfach zu ihrer Be⸗ 
gründung verwendete Lehre von der beſchränkten Rechts- und 
Handlungsfähigkeit der Gewerkſchaft durch die Judikatur des Reichs⸗ 
gerichts endgültig beſeitigt wurde, erfolgte ein gewiſſer Rückſchlag auf 
die bergbehördliche Praxis ſelbſt. 

Die richtige Auffaſſung, daß die einmal entſtandene Gewerkſchaft 
als eine juriſtiſche Perſon unbeſchränkt rechts⸗ und geſchäftsfähig ſei, 
war ſchon immer in der Theorie vertreten worden. (Vgl. Henſe 
in ZBergr. 40, 326 f; Arndt zu 8 96 Preuß. Allg. Berggeſetzes.) 

Dieſe richtige Auffaſſung hat auch in der Praxis nunmehr all⸗ 
gemeine Anerkennung gefunden infolge der Urteile des Reichsgerichts 
vom 28. September 1901 und vom 23. November 1901. Die 
erſte dieſer Entſcheidungen iſt abgedruckt in: 3Bergr. 43, 87 ff., 
und: RG. 49, 292 ff. 
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In dem Falle, der dem Urteile des Reichsgerichts vom 28. Sep⸗ 
tember 1901 zugrunde liegt, handelt es ſich um eine Gewerkſchaft 
neueren Rechts (ſeit 1873), die auf ein in den 1830er Jahren ver⸗ 
liehenes Erzbergwerk im Kreiſe Siegen gegründet iſt; dieſes ver⸗ 
liehene Bergwerk betreibt die Gewerkſchaft zurzeit nicht, ſie betreibt 
vielmehr Kaliſalzbergbau auf Grund einer von den Grundeigentümern 
in Elpede, Provinz Hannover, erworbenen Bohrgerechtigkeit. Ein 
Statut, in welches der Betrieb des Kaliſalzbergbaues aufgenommen 
worden iſt, hat die Beſtätigung des Oberbergamts nicht erlangt. 

In ſeiner Entſcheidung geht das Reichsgericht von dem in 
8 96 des Preuß. Allg. Berggeſetzes unbeſtritten enthaltenen Prinzip 
der juriſtiſchen Perſönlichkeit der Gewerkſchaft neueren Rechts aus. 
Hinſichtlich des beſtrittenen Umfangs der Rechts- und Handlungs⸗ 
fähigkeit der Gewerkſchaft führt es für die von dem Berufungs gerichte 
vertretene Anſicht der beſchränkten Rechts- und Geſchäftsfähigkeit 
die oben zitierten Stellen bei Braſſert und Kloſtermann⸗ 
Fürſt ſowie Oppenhoff (Note 553) und das Urteil des Ober⸗ 
landesgerichts Braunſchweig vom 5. Oktober 1900 (3ůBergr. 42, 353) 
an. Demgegenüber ſtellt es ſich auf den Boden der Lehre von der 
unbeſchränkten Rechts⸗ und Geſchäftsfähigkeit der Gewerkſchaft, füt 
welche es als Vertreter Arndt, Kommentar Note 1 zu: $ 96 
PrABG.; Eſſer. Die Gewerkſchaft S. 22; Henſe in ZBergr. 40, 
324; Rönne, Allg. Berggeſetz S. 131, namhaft macht. 

Dieſe Lehre begründet das Reichsgericht, wie folgt: 

Die juriſtiſche Perſon ſtehe in Anſehung ihrer Rechts⸗ und Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit auf dem Gebiete des Vermögendrechts der phyſiſchen 
Perſon grundſätzlich gleich. Es ſei überhaupt zweifelhaft, ob eine 
Einſchränkung der Rechts- und Handlungsfähigkeit auf einen ge⸗ 
wiſſen Kreis von Rechtsgeſchäften mit dem Begriff der juriſtiſchen 
Perſon vereinbar ſei; jedenfalls dürfe eine ſolche Einſchränkung nur 
beim Vorliegen einer ausdrücklichen Geſetzesvorſchrift angenommen 
werden. Nun ſei aber der Wortlaut des § 96 des Preuß. Allge⸗ 
meinen Berggeſetzes ganz klar und vertrage keine einſchränkende 
Auslegung. Die Rechtsgeſchäfte der Gewerkſchaften, wie aller 
juriſtiſchen Perſonen, würden ſich regelmäßig in dem ihrer Zweck⸗ 
beſtimmung entſprechenden Kreiſe bewegen: daraus ſei aber nicht zu 
folgern, daß außerhalb des Korporationszweckes vorgenommene Hand⸗ 
lungen nichtig ſeien, wie ſie es ſein müßten, wenn man hinſichtlich 
ihrer der Korporation die Rechtsperſönlichkeit abſprechen wollte. Man 
käme dann auch dazu, der Gewerkſchaft die Fähigkeit abzuſprechen, 
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durch Erbſchaft oder Vermächtnis ein Grundſtück oder eine Abbau⸗ 
gerechtigkeit, die mit dem verliehenen Bergwerk außer Zuſammenhang 
ſtänden, zu erwerben. Eine ſolche paſſive Teſtierfähigkeit müſſe aber 
der Gewerkſchaft doch vernünftigerweiſe zugebilligt werden und eben⸗ 
ſo die Fähigkeit, durch Rechtsgeſchäfte unter Lebenden Sachen und 
Rechte jeder Art zu erwerben, alſo auch Grundeigentum, Abbaurechte, 
Pachtrechte, auf Grund deren ſie dann auch die dem Bergbau des 
Grundeigentümers unterliegenden Bodenbeſtandteile — wie Kaliſalze 


in der Provinz Hannover uſw. — gewinnen könne, da dies Ge- 


winnungsrecht ein Ausfluß des Eigentumsrechts oder der dem ding⸗ 
lich oder perſönlich Berechtigten zuſtehenden Herrſchaft über das Grund⸗ 
ſtück ſei. Dabei ſei dann zweifellos die juriſtiſche Perſon der Gewerk— 
ſchaft Subjekt des Rechtserwerbs, nicht etwa eine von der Gewerkſchaft 
— die nur für den Betrieb des verliehenen Bergwerks anerkannt 
werde — geſchiedene Gemeinſchaft der Gewerken nach §§ 741 ff. 
BGB.: eine ſolche Konſtruktion widerſtreite der rechtlichen Natur der 
Gewerkſchaft als juriſtiſcher Perſon. 

Grundſätzlich unerheblich für die Frage nach dem Umfang der 
Rechts⸗ und Geſchäftsfähigkeit der Gewerkſchaft ſei es, ob das von 
der Gewerkſchaft erworbene Recht oder Eigentum in einem Zuſammen⸗ 
hang zu dem verliehenen Bergwerkseigentum ſtehe, oder ob es irgend⸗ 
einem anderen nicht bergbaulichen Zweck diene. Praktiſch werde die Frage 
regelmäßig nur beim Eigentümerbergbau. Der Bergbau auf parti⸗ 
kularrechtlich nicht verleihbare Mineralien, wie der Kalibergbau in 
der Provinz Hannover, der Betrieb einer ſächſiſchen Kohlenabbauge- 
rechtigkeit, könne jedenfalls nicht als Umgehung des Geſetzes angeſehen 
werden, auch dann nicht, wenn dieſes der einzige Betrieb ſei und das 
verliehene Bergwerk gar nicht betrieben werde. Denn aus den Be— 
ſtimmungen der Partikularrechte folge nur, daß eine Gewerkſchaft auf 
einem ſolchen Eigentümerbergbau nicht errichtet werden könne. 
Eine Umgehung des Geſetzes könne nur dann vielleicht angenommen 
werden — wie dies das Kammergericht in ſeiner Entſcheidung bei 
Johow, Jahrbuch 22, 148 ſauch: ZBergr. 43, 108] getan hatte 
— wenn eine Geſellſchaft allein zum Zwecke eines nicht regalen 
Bergbaues ſich zuſammenſchließe und ſodann, lediglich um für dieſen 
Bergbau die Vorzüge der gewerkſchaftlichen Verfaſſung zu erlangen, ein 
nicht betriebenes und vielleicht nicht mehr zu betreibendes Bergwerk an 
ſich bringe. Dann könne mit dem Kammergericht angenommen werden, 
daß eine Gewerkſchaft überhaupt nicht entſtanden und aus dieſem Grunde 
die Eintragung der Gewerkſchaft als Eigentümerin der Grundſtücke, die ſie 
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zum Zwecke von Braunkohlenbergbau erworben und aufgelaſſen erhalten 
habe, zu verſagen ſei. Wenn aber die Exiſtenz der Gewerkſchaft 
außer Streit ſei — wie im vorliegenden Falle — ſo ſtehe damit 
auch die unbeſchränkte Rechts⸗ und Geſchäftsfähigkeit feſt. Unerheblich 
ſei ja doch, ob das verliehene Bergwerk ſtill liege oder betrieben werde, 
da ja der Kalibergbau der Gewerkſchaft keinesfalls als Nebenbetrieb⸗ 
des im Kreis Siegen liegenden verliehenen Bergwerks gelten könne. 

Allerdings müſſe zugegeben werden, daß das geſetzgeberiſche 
Motiv bei der Ausſtattung der Gewerkſchaft mit Rechtsperſönlichkeit 
nur das geweſen ſei, für die Zwecke des Abbaus der dem Bergrecht 
unterliegenden, nur auf Grund verliehenen Bergwerkseigentums zu. 
gewinnenden Mineralien eine beweglichere, leichtere Geſellſchaftsform 
zu ſchaffen, daß möglicherweiſe der Geſetzgeber die Gewährung einer 
Erwerbs⸗ und Handlungsfähigkeit an die Gewerkſchaften über den. 
Betrieb des verliehenen Bergwerks hinaus weder beabſichtigt noch als 
Folge feiner Beſtimmung vorausgeſehen habe. Aber ein dies zum. 
Ausdruck bringender Wille des Geſetzgebers, ein Verbot an die Ge 
werkſchaften, die ihnen gewährte Rechts⸗ und Handlungsfähigkeit zu 
andern Zwecken als für das verliehene Bergwerk zu gebrauchen, 
könne aus dem Geſetz gegenüber der klaren Beſtimmung des § 96 
des Preuß. Allg. Berggeſetzes nicht entnommen werden. Aus den 
hannoverſchen Provinzialgeſetzen vom 8. Mai 1867 und vom 14. Juli 
1895 folge nur, daß für einen Kalibergbau — als Eigentümerberg⸗ 
bau — in der Provinz Hannover eine Gewerkſchaft nicht gebildet 
werden könne, nicht aber, daß eine zu Recht beſtehende Gewerkſchaft 
nicht als Eigentümerin oder aus dem Rechte des Grundeigentümer 
Kalibergbau in Hannover betreiben dürfe. In dem Betreiben eines 
ſolchen Kalibergbaus durch eine anderweit ordnungsmäßig entitandene 
Gewerkſchaft liege nicht eine Umgehung des Geſetzes, ein Unter⸗ 
fangen in fraudem legis, es werde ja auch kein öffentliches, 
etwa volkswirtſchaftliches, oder privates Intereſſe verletzt. 

Die hier eingehend wiedergegebenen Grundſätze hat das Reichs⸗ 
gericht in ſeinem Urteil vom 23. November 1901 in einem gleich⸗ 
artigen Fall nochmals, im weſentlichen ſogar wörtlich übereinſtimmend, 
dargelegt. (Vgl. ZBergr. 43, 239f.) 

Gegenüber dem infolge dieſer Reichsgerichtsentſcheidungen fuͤr 
das preußiſche Bergrecht und für das deutſche Bergrecht im allgemeinen 
nunmehr durchweg anerkannten Grundſatz von der unbeſchränkten 
Rechts⸗ und Geſchäftsfähigkeit der Gewerkſchaft ſei auf eine Be⸗ 
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ſonderheit des Kgl. Sächſ. Allg. Berggeſetzes von 1868 hinge⸗ 
wieſen 4). | 

„Durch § 183 des Kgl. Sächſ. Allg. Berggeſetzes vom 16. Juni 
1868 iſt nämlich“ — ſo legt Weſthoff dar, dem ich dieſen Paſſus 
wörtlich entnehme — „der Satz 4 des § 299 des im übrigen auf⸗ 
gehobenen Geſetzes betr. den Regalbergbau vom 22. Mai 1851 
aufrechterhalten.“ 

„Dieſer Abſ. 4 lautet“: 

„ „Grubengeſellſchaften, welche neben ihren Gruben Hüttenwerke 
beſitzen, ſind auch in bezug auf letztere als Gewerkſchaften im 
bergrechtlichen Sinne zu betrachten“ “ 4). 

„Da ſchon die Gewerkſchaften, welche auch nur die Erze auf⸗ 
bereiteten oder chemiſch verarbeiteten, nach S. 1 des § 299 des 
Regalbergbaugeſetzes von Ende 1854 ab nur noch als gewöhnliche 
Geſellſchaften gelten, ſo mag man arg. e contrario aus dem 
aufrechterhaltenen S. 4 des § 299 a. a. O. entnehmen können, 
daß die Rechts⸗ und Handlungsfähigkeit der Gewerkſchaften des 
Sächſiſchen Rechts durch dieſe poſitiven Vorſchriften nur auf den 
bergbaulichen Betrieb im eigentlichen Sinne und daneben auf den 
Betrieb von Hüttenwerken beſchränkt iſt, darüber hinaus aber die 
Gewerken als einfache Geſellſchafter des BGB. anzuſehen ſind.“ 

Aus dieſem abweichenden Standpunkt des Kgl. Sächſ. Allg. 
Berggeſetzes von 1868 geht ſo recht der partikulare und poſitive 
Charakter des deutſchen Bergrechts hervor. — 


Nach der Behandlung der Lehre vom Umfang der Rechts- und Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit der Gewerkſchaft iſt nun zur Darſtellung der preußiſchen 
Verwaltungspraxis gegenüber dem Mißbrauch der Gewerkſchaftsform 
überzugehen. | 


7. A. Die ältere feftftehende Praxis der Preußiſchen Oberberg⸗ 
ämter ging ſtreng gegen jede Verwendung der Gewerkſchaftsform für 
andere Zwecke als den Betrieb des verliehenen Bergwerks vor, ſie ver⸗ 
ſagte die Beſtätigung der Statuten ſtets dann, wenn erſichtlich war, daß 
unter der Gewerkſchaftsform Ziele verfolgt werden ſollten, welche den 
geſetzlichen Zwecken, für welche die Gewerkſchaft beſtimmt iſt, fernliegen. 

So verſagte das Oberbergamt Bonn durch Beſchluß vom 31. Mai 
1879 (3Bergr. 20, 399) dem Statut einer Gewerkſchaft M. die 


42) Vgl. Weſthoff, Gewerkſchaftsrecht (1901) 19. Weſthoff beruft ſich 
auf Freiesleben, Handbuch der ſächſiſchen Berggeſetzgebung S. 345. 
43) Freiesleben 345. 
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„Beſtätigung. Dieſe Gewerkſchaft war errichtet auf den gänzlich unauf⸗ 
geſchloſſenen Eiſenerzfeldern M. I. und II., die für 210 M. erworben 
waren. Der Hauptzweck des Unternehmens ſollte die Ausbeutung 
der Kalkſteinbrüche bei D. ſein, Bergbau ſollte nur nebenher betrieben 
werden. Das Oberbergamt verſagte die Beſtätigung des Statuts mit 
der Begründung: es ſei rechtlich nicht zuläſſig, das Rechtsverhältnis 
der Gewerkſchaft für ein geſchäftliches Unternehmen, welches dem 
Bergbau gänzlich fremd ſei, durch die Erwerbung irgend eines wert⸗ 
loſen Bergwerks und durch die Errichtung eines nur nominell auf 
dieſen Bergwerksbeſitz gerichteten Statuts anzunehmen. 

In einem anderen Falle hatte eine Mehrheit von Perſonen ein 
geringwertiges verliehenes Braunkohlenbergwerk im Herzogtum Braun⸗ 
ſchweig erworben und darauf eine Gewerkſchaft „Friedrich Albert“ 
errichtet, deren Statut von der Braunſchweigiſchen Bergbehörde ge⸗ 
nehmigt worden war. Dieſe Gewerkſchaft hatte dann auf Grund eines 
Pacht⸗ oder Afterpachtvertrags die Ausbeutung der bis dahin von dem 
Kaufmann M. gepachteten und betriebenen Freiherrlich K.ſchen Stein⸗ 
kohlenwerke und Kalkſteinbrüche mit Kalkbrennerei im Fürſtentum Kalen⸗ 
berg, wo die Steinkohlen dem Eigentümerbergbau unterliegen, über⸗ 
nommen; den Verkauf der Produkte beſorgte Kaufmann M. weiter. 

In einem öffentlichen Proſpekte der Gewerkſchaft Friedrich Albert 
wurde ausgeführt, daß nach der beſtehenden Geſetzgebung für die 
genannten Steinkohlenlager die Gründung einer Gewerkſchaft beau⸗ 
ſtandet werden könne. „Die Konſtituierung der Gewerkſchaft“, ſo 
hieß es dann wörtlich, „iſt daher erfolgt auf Grund des käuflich er⸗ 
worbenen Bergwerkseigentums an einem im Herzogtum Braunſchweig 
bei Stadtoldendorf belegenen Braunkohlenwerke und in Gemäßheit 
des mit dem Allgemeinen Preußiſchen Berggeſetze in den weſentlichen 
Punkten übereinſtimmenden Berggeſetzes für das Herzogtum Braun⸗ 
ſchweig vom 15. April 1867.“ 

Der Königl. Bergrevierbeamte erkannte nun die Unternehmer der 
Steinkohlenwerke und Kalkſteinbrüche nicht als Gewerkſchaft an, be⸗ 
trachtete fie vielmehr als Sozien und verlangte demgemäß von fämt- 
lichen Sozien die Beſtellung und Namhaftmachung eines Vertreters. 
Die gegen dieſe Verfügung eingelegte Beſchwerde wurde vom 
Oberbergamt Clausthal durch Beſcheid vom 18. April 1887 zurück⸗ 
gewieſen mit folgender Begründung: Wenn auch eine für ein ver⸗ 
liehenes und betriebenes Bergwerk beſtehende Gewerkſchaft das Aus⸗ 
kohlungsrecht erwerben könne und alsdann die Steinkohlenwerke von 
einer Gewerkſchaft betrieben würden, ſo erſcheine es doch unzuläſſig, 
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daß dies lediglich in der Abſicht der Geſetzesumgehung geſchehe, was 

nach dem Proſpekte zweifellos ſei. 

Der oberbergamtliche Beſcheid wurde durch Rekursbeſcheid des 

Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 13. Juli 1887 beſtätigt. 
Dieſer Rekursbeſcheid geht von der unbeſtrittenen Tatſache aus, 


daß das Konſortium das verliehene Braunkohlenbergwerk im Herzog⸗ 


tum Braunſchweig nicht zum Zwecke wirklichen Betriebs, ſondern nur 
in der Abſicht erworben hat, die Unterlage für die Bildung einer 
Gewerkſchaft zu gewinnen, um dann in dieſer Rechtsform die gepachteten 
Steinkohlenwerke im Fürſtentum Kalenberg zu betreiben, für welche 
direkt eine Gewerkſchaft nicht begründet werden konnte. 

Dieſes Verhalten charakteriſiert auch der Rekursbeſcheid als eine 
Umgehung des Geſetzes: es ſei „der täuſchende Schein der Beobachtung 
eines Geſetzes“ — Bildung einer Gewerkſchaft zur Ausbeutung der 
verliehenen Grube Friedrich Albert — benutzt worden, um „einen in 
Wahrheit gegen das Geſetz gerichteten Akt“ — Anwendung dieſer 
Geſellſchaftsform auf die im Kalenbergiſchen Rechtsgebiet gelegenen 
Steinkohlengruben bei Bredenbeck — zu vollziehen. 

Für die Bergbehörden ſei nicht zu entſcheiden die — vor die 
Gerichte gehörige — Frage, ob die einzelnen Rechtshandlungen des 
Grubenvorſtands der Gewerkſchaft privatrechtlich gültig ſeien oder 
nicht; die Bergbehörden hätten nur die öffentlichrechtliche Frage zu 
prüfen, ob ſie die Hand dazu bieten dürften, daß eine vom Geſetze 
unterſagte Einrichtung auf einem Umwege tatſächlich doch in An⸗ 
wendung gebracht werde. Dieſe Frage müßten die Bergbehörden 
verneinen, ſie könnten nicht in amtlichen Verkehr zu korporativen 
Organen treten, die nur auf Grund einer Geſetzesumgehung in 
Tätigkeit hätten treten können. Durch dieſe Geſetzesumgehung ſelbſt 
werde das öffentliche Intereſſe verletzt. Für die ganze Frage ſei es einer⸗ 
lei, ob die zum Zwecke der Geſetzesumgehung errichtete Gewerkſchaft eine 
außerpreußiſche oder eine preußiſche ſei. (Vgl. ZBergr. 28, 530 ff.) 

Die in den vorſtehenden Entſcheidungen liegende Auffaſſung der 
älteren preußiſchen Verwaltungspraxis iſt beſonders eingehend dar⸗ 
gelegt in einem Beſcheide des Miniſters für Handel und Gewerbe 
vom 9. September 1897. (Vgl. ZBergr. 39. 242 ff.) 

Dieſer Beſcheid erging auf einen Bericht des Kgl. Oberbergamts 
Clausthal, welcher von anderen als den ſonſt in konſtanter Praxis 
der Bergbehörden befolgten Grundſätzen ausging. Das Oberbergamt 
ging von der — in der Doktrin ja ſchon damals vielfach ver« 
tretenen — Annahme der unbeſchränkten Rechts⸗ und une 

Blätter für Rechtspflege LIX. N. F. XXXIX. 
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keit der Gewerkſchaft aus und berief ſich dafür auf den Wortlaut des 
§ 96 des Preuß. Allg. Berggeſetzes. Es bezeichnete deshalb die bisherige 
Praxis als unhaltbar, da ja die in ihrer Rechtsfähigkeit nicht be- 
ſchränkte Gewerkſchaft auch Abbauberechtigungen erwerben könne, 
welche auf dem Rechte des Grundeigentümers beruhten. 

Demgegenüber geht der angeführte Beſcheid des Miniſters bei der 
Auslegung des § 96 Allg. Berggeſ. davon aus, daß der Geſetzgeber 
ſicher nicht den Willen gehabt habe, einer Gewerkſchaft das Recht 
zum Betriebe jedes beliebigen Gewerbes beizulegen, ſonſt würde ja 
das auf einem Spezialgeſetze für den Bergbau beruhende Rechts⸗ 
inſtitut der Gewerkſchaft zu einer Geſellſchaftsform des allgemeinen 
Privatrechts werden. 

Bei der Annahme des Grundſatzes einer unbeſchränkten Rechts⸗ 
und Geſchäftsfähigkeit der Gewerkſchaft würde es aber auch nicht 
— wie das Oberbergamt Clausthal meinte — eine reine Zweck⸗ 
mäßigkeitsfrage ſein, ob die Bergbehörden dem Eigentümerbergbau 
von Gewerkſchaften fördernd oder ablehnend gegenübertreten ſollten. 
Vielmehr müßte dann dieſen — ja zuläſſigerweiſe — unter der Rechts⸗ 
form von Gewerkſchaften betriebenen Unternehmungen die Anerkennung 
und der Schutz der Bergbehörden zuteil werden. Aber abgeſehen 
von der prinzipiellen Unzuläſſigkeit einer verſchiedenen Behandlung — 
wenn man einmal der Gewerkſchaft eine unbeſchränkre Rechts⸗ und Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit zubillige — würde in der Praxis die Unterſcheidung 
ſchwierig und ohne Willkür kaum durchführbar ſein, ob etwa eine Ge⸗ 
werkſchaft die Inbetriebſetzung eines Kalibergwerks in der Provinz 
Hannover ernſtlich beabſichtige, oder ob ſie etwa nur auf die Erzielung 
eines Gewinnes durch Vertrieb der Kuxe oder Bohranteile ausgehe. 

Von dieſen grundſätzlichen Erwägungen ausgehend erklärt der 
Miniſter, daß die Frage, ob eine Gewerkſchaft ihren Geſchäftsbetrieb 
auf nicht bergrechtliche Abbaugerechtigkeiten ausdehnen dürfe, im 
Einzelfalle von den Oberbergämtern nach billigem Ermeſſen nach 
den Umſtänden des Einzelfalls zu entſcheiden ſei. | 

Wenn eine Gewerkſchaft Kaliabbaugerechtigkeiten tatſächlich be⸗ 
treibe, ſo dürfe das Oberbergamt mit dem Vertreter einer ſolchen 
Gewerkſchaft geſchäftlich verhandeln. Solange ſich aber eine feſt⸗ 
ſtehende gerichtliche Praxis nicht gebildet habe, ſei jede ausdrückliche An⸗ 
erkennung des Rechtsgebildes der Eigentümerbergbau treibenden Gewerk⸗ 
ſchaft zu vermeiden, die Intereſſenten ſeien vielmehr, wenn ſich ein 
Anlaß dazu biete, auf die rechtlichen Bedenken hinzuweiſen. Ins⸗ 
beſondere ſei aber jede Verſchleierung der Sachlage zu verhindern, 
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z. B. die Aenderung des urſprünglichen, von dem verliehenen 
Bergwerke hergeleiteten Namens der Gewerkſchaft, mit welcher oft 
gleichzeitig die Verlegung des Sitzes von dem Orte des verliehenen 
Bergwerks an den Ort des Kaligewinnungsunternehmens verſucht 
werde. Solche Statutenänderungen verfolgten offenbar den Zweck, bei 
dem weniger geſchäftskundigen Publikum die Tatſache zu verwiſchen, 
daß es ſich um eine ſog. „gekaufte“ Gewerkſchaft handele, vielmehr 
den Anſchein zu erwecken, als ob in rechtlich unbedenklicher Weiſe 
die Gewerkſchaft unmittelbar auf der Grundlage der Kaliabbau« 
berechtigung entſtanden ſei. Anträge auf Genehmigung ſolcher Statuten⸗ 
änderungen ſeien daher in der Regel aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes zurückzuweiſen. 

Auf den gleichen Grundſätzen und Erwägungen wie der ſoeben 
eingehend wiedergegebene Miniſterialbeſcheid vom 9. September 1897 
beruht auch der Rekursbeſcheid des Miniſters für Handel und Gewerbe 
vom 18. April 1900, in: 3Bergr. 41, 375 ff. 

B. Die in dem Rekursbeſcheide des Preuß. Miniſters für Handel 
und Gewerbe vom 9. September 1897 eingehend dargelegte und be⸗ 
gründete ältere Verwaltungspraxis wurde, wie ausgeführt, theoretiſch 
auch mit der Lehre von der auf den Betrieb des verliehenen Berg⸗ 
werks beſchränkten Rechts⸗ und Geſchäftsfähigkeit der Gewerkſchaft 
begründet. Dieſe Begründung erhielt den vernichtenden Stoß durch das 
S. 188 eingehend wiedergegebene Urteil des Reichsgerichts vom 28. Sep⸗ 
tember 1901, dem im gleichen Sinne das Urteil des Reichsgerichts vom 
23. November 1901 folgte. Durch dieſe höchſtrichterlichen Entſcheid⸗ 
ungen erlangte der Grundſatz der unbeſchränkten Rechts⸗ und Hand⸗ 
lungs fähigkeit der Gewerkſchaft nunmehr allgemeine Anerkennung. 

Auch die preußiſche Verwaltungspraxis nahm dieſen Grundſatz 
auf und zog daraus die Konſequenz — wenigſtens bezüglich des 
Eigentümerbergbaus — von den bisher befolgten Grundſätzen abzu⸗ 
gehen. Dieſe neuere Praxis wird begründet in einem Erlaß des 
Preuß. Miniſters für Handel und Gewerbe vom 17. Januar 1908, 
abgedruckt in ZBergr. 49, 334 ff. 

Das Oberbergamt war der Anſicht, daß die Aenderung der 
Satzung einer Gewerkſchaft „L. II.“ dahin, daß als Zweck der Ge⸗ 
werkſchaft auch der Grundeigentümerbergbau bezeichnet werde, dem 
öffentlichen Intereſſe widerſtreite, da der ſog. Gewerkſchaftskauf eine 
Umgehung des Geſetzes darſtelle und als ſoſche dem öffentlichen 
Intereſſe zuwiderlaufe. Der Miniſter gibt nun kund, daß er dieſer 


Anſicht nicht beitreten könne. 
13* 
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Er geht aus von dem Urteil des Reichsgerichts vom 28. Sep⸗ 
tember 1901. Darin mache das Reichsgericht allerdings einen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen rechtlich einwandfrei auf der Grundlage eines verliehenen 
Bergwerks entſtandenen Gewerkſchaften, die vermöge ihrer unbe⸗ 
ſchränkten Rechts⸗ und Handlungsfähigkeit ihre Tätigkeit auf einen 
Grundeigentümerbergbau erſtrecken könnten, und ſolchen Geſellſchaften, 
welche „allein zum Zwecke eines nicht regalen Bergbaues ſich zuſammen⸗ 
tun und ſodann, lediglich um für dieſen Bergbau der Vorzüge der 
gewerkſchaftlichen Verfaſſung teilhaftig zu werden, ein nicht betriebenes 
und vielleicht nie mehr zu betreibendes Bergwerk an ſich bringen“. 

Für den zweiten Fall verneine das Reichsgericht nicht, daß in 
der Handlungsweiſe der Beteiligten eine Umgehung des Geſetzes 
liegen könne. Aber es ſcheine doch ſo, als ob das Reichsgericht bei 
ſeiner Unterſcheidung nur einen offenen Widerſpruch mit dem höchſt⸗ 
inſtanzlichen Beſchluſſe des Kammergerichts vom 10. April 1901 habe 
vermeiden wollen. Jedenfalls aber trete in dem Urteile die Auf 
faſſung des Reichsgerichts hervor, „daß eine Abſicht der Ausſchließung 
der Gewerkſchaft von dem Grundeigentümerbergbau weder in dem 
allgemeinen Berggeſetze noch in den, den Grundeigentümerbergbau 
regelnden, Provinzialgeſetzen zu finden ſei“. „Iſt aber dieſe Anſicht 
zutreffend“, jo fährt der Erlaß fort, „ſo würde in allen Fällen des 
Gewerkſchaftskaufs nicht ein Handeln in fraudem legis, ſondern 
lediglich ein nicht ſtrafbares Handeln praeter legem vorliegen“. 

Die Frage, ob der Gewerkſchaftskauf eine Geſetzesumgehung dar⸗ 
ſtelle, iſt nach dem Erlaß als noch nicht genügend durch die Recht⸗ 
ſprechung der ordentlichen Gerichte klargeſtellt anzuſehen. Zudem 
ſei die Frage eine vorwiegend privatrechtliche und für die öffentlich⸗ 
rechtliche Frage der Zulaſſung der Satzungsänderung nicht entſcheidend, 
während vom Standpunkte des öffentlichen Intereſſes erhebliche Gründe 
für die Zulaſſung geltend gemacht würden. Zunächſt habe die Ver⸗ 
ſagung der oberbergamtlichen Beſtätigung der Satzungsänderung 
eine ſo wenig erhebliche praktiſche Wirkung, daß dieſe gegenüber dem 
vom Publikun empfundenen inneren Widerſpruch der womöglich als 
Schikane erſcheinenden Maßregel nicht ins Gewicht falle. Denn die 
Nichtbeſtätigung könnte die Zulaſſung der Kaufgewerkſchaft zum Be⸗ 
triebe des Eigentümerbergbaues und die Fortſetzung des Betriebes 
nicht hindern, ſie würde der Gewerkſchaft nur Schwierigkeiten bei 
ihrer Eintragung in das Handelsregtſter bereiten. | 

Die Unterſcheidung, welche das Reichsgericht zwiſchen Gewerk⸗ 
ſchaften, welche erſt nach ihrer rechtsgültigen Entſtehung ſich dem 
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Eigentümerbergbau zuwenden, und ſolchen Vereinigungen, welche dies 
vorzeitig tun und dann erſt eine auf einem verliehenen Bergwerk 
errichtete Gewerkſchaft „kaufen“, ſei praktiſch nur ſchwer verwertbar. 
Zudem würde für die zweite Gattung, wenn es ſich dabei um eine 
der zahlreichen ſchon lange mit Erfolg im Eigentümerbergbau, be⸗ 
ſonders im Kalibergbau, tätigen Kaufgewerkſchaften handele, die Gefahr 
der Anfechtung eintreten. Hätten aber ſolche Anfechtungsklagen Er⸗ 
folg, ſo würde nach dem treffenden Ausdruck des Reichsgerichts „ein 
rechtliches und wirtſchaftliches Chaos“ eintreten. 

Auch werde die Nichtbeſtätigung derartiger Satzungsbeſtimmungen 
einen dauernden praktiſchen Erfolg deshalb nicht haben, weil die 
Intereſſenten außerpreußiſche Kaufgewerkſchaften erwerben würden, bei 
denen die Anwendung der gleichen ſtrengen Grundſätze bei der berg⸗ 
amtlichen Prüfung nicht geſichert, ja unwahrſcheinlich ſei. 

Die Streitfrage, ob im volkswirtſchaftlichen Intereſſe die Ge⸗ 
werkſchaftsform für den Eigentümerbergbau zuzulaſſen ſei oder ihm 
zuwiderlaufe, müſſe ausſcheiden, da es ſich bei den gegenwärtigen 
Verhältniſſen gar nicht mehr um dieſe Zulaſſung, ſondern lediglich 
um die rechtliche Geſtaltung des Geſchäftsbetriebs der Gewerkſchaft 
handele: dieſe ſei aber ohne volkswirtſchaftliche Bedeutung. 

C. Wie in der Einleitung gezeigt, ſind es vielfach Gothaiſche 
Gewerkſchaften, die „gekauft“ und dann als Rechtsträger eines Grund⸗ 
eigentümerbergbaus in Preußen verwendet werden, z. B. eines Kohlen⸗ 
bergwerks im ſächſiſchen Mandatsbezirk oder eines Kalibergwerks in 
der Provinz Hannover. In dieſen Fällen iſt das verliehene (nicht 
betriebene) Bergwerk — die rechtliche Grundlage der Gewerkſchaft — 
und das im Eigentümerbergbau betriebene Bergwerk — die tat⸗ 
ſächliche wirtſchaftliche Grundlage der Gewerkſchaft — der Gebiets⸗ 
hoheit verſchiedener Staaten unterworfen. Von der Gewerkſchaft 
ſelbſt wird die rechtliche Bedeutung des verliehenen Bergwerks und 
des „Sitzes“ im Herzogtum Gotha, neben dem nur ein rechtlich 
ziemlich bedeutungsloſer „Verwaltungsſitz“ in Preußen zuläſſig iſt, 
gelegentlich nicht genügend gewürdigt. So iſt es vorgekommen, daß 
eine Gewerkſchaft Gothaiſchen Rechts, die Gewerkſchaft R., ihren 
Sitz von Elgersburg nach Coblenz bez. Andernach verlegt hat; der 
die Verlegung des Sitzes beſtimmende ſtatutenändernde Gewerken⸗ 
verſammlungsbeſchluß iſt vom Herzogl. Bergamt Ohrdruf genehmigt 
worden. Die ſich nun ergebenden Fragen des interpartikularen Rechts 
ſind aus Anlaß dieſes Falles, nachdem eingehende Erörterungen 
zwiſchen den beteiligten Zentralbehörden ſtattgefunden hatten, durch 
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einen Beſcheid des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 31. März 
1909 entſchieden worden. (Vgl. ZBergr. 50, 417 ff.) 

Durch dieſen Beſcheid iſt der Antrag, 
die Genehmigung zur Verlegung des Sitzes nach Preußen nachträg⸗ 
lich zu erteilen und die Rechtsfähigkeit der Gewerkſchaft anzuerkennen, 

zurückgewieſen worden. 

In dem Beſcheid werden, geſtützt auf Art. 10 EGBGB. §§ 21, 
22 BGB. folgende Sätze entwickelt): 

Die in einem außerpreußiſchen Bundesſtaat errichtete und nach 
deſſen Geſetzen mit Rechtsperſönlichkeit ausgeſtattete Gewerkſchaft ift 
auch in Preußen als rechtsfähig anzuerkennen. 

Die Rechtsfähigkeit in Preußen erliſcht, wenn der Sitz der 
Gewerkſchaft aus dem Heimatſtaat in einen anderen Bundeſſtaat 
verlegt wird. In einem ſolchen Falle kann der Mangel der Rechts⸗ 
fähigkeit auch nicht dadurch behoben werden, daß die zuſtändigen 
Behörden des anderen Bundesſtaats die Verlegung des Sitzes ger 
nehmigen oder die Rechtsfähigkeit der Gewerkſchaft anerkennen. 

8. Wie in dem oben behandelten Erlaß des Miniſters für 
Handel und Gewerbe vom 17. Januar 1908 dargelegt iſt, ſah die 
neuere preußiſche Praxis mit Rückſicht auf die Rechtſprechung des 
Reichsgerichts kein wirkſames Mittel mehr, den Mißbrauch der Ge⸗ 
werkſchaftsform im Verwaltungswege zu bekämpfen; auch konnte ſie, 
wie der ſoeben beſprochene Beſcheid des Miniſters für Handel und 
Gewerbe vom 31. März 1909 ausführt, die häufig im Wege des 
Gewerkſchaftskaufs als Rechtsträger von Unternehmungen in Preußen 
verwendeten außerpreußiſchen Gewerkſchaften rechtlich nicht anders 
behandeln wie preußiſche Gewerkſchaften. 

Preußen ging daher im Wege der Spezialgeſetzgebung vor und 
ſchuf das Geſetz über den Bergwerksbetrieb ausländiſcher juriſtiſcher 
Perſonen und den Geſchäftsbetrieb außerpreußiſcher Gewerkſchaften vom 
23. Juni 1909. (Abgedruckt nebſt der dem faſt völlig gleichlautenden 
Geſetzentwurfe beigegebenen Begründung in: ZBergr. 50, 423 ff.) 
§ 2 dieſes Geſetzes lautet: 

„Gewerkſchaften, die in einem anderen Bundesſtaat ihren Sitz 
haben, bedürfen zum Erwerbe von Grundſtücken, Bergwerkseigen⸗ 
tum, unbeweglichen Bergwerksanteilen und ſelbſtändigen Abbau⸗ 
gerechtigkeiten der Genehmigung des Königs oder der durch Königl. 
Verordnung beſtimmten Behörde.“ 


44) Dieſe Sätze werden nach der den Inhalt des Beſcheids zuſammenfaſſenden 
Ueberſchriſt der „Z Bergr.“ wörtlich wiedergegeben. 
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„Die Beſtimmung in Art. 7 § 2 Abſ. 1 des Ausf. BGB. vom 
20. September 1899 (Geſetzſamml. 177) findet auf Gewerkſchaften 
keine Anwendung.“ 

In 8 3 des Geſetzes wird das Erfordernis der Genehmigung 
des Miniſters für Handel und Gewerbe für den Betrieb von Mine- 
ralgewinnungen durch außerpreußiſche Gewerkſchaften — und aus⸗ 
ländiſche juriſtiſche Perſonen — aufgeſtellt und werden Sonder⸗ und 
Uebergangsvorſchriften gegeben. 

Durch Königl. Verordnung vom 11. Dezember 1909 iſt die 
Erteilung der nach § 2 Abſ. 1 des Geſetzes vom 23. Juni 1909 
erforderlichen Genehmigung den zuſtändigen Miniſtern übertragen 
worden; nur für den Fall, daß der Erwerb zugleich einer Genehmigung 
auf Grund des Art. 6 AusfG. BGB. bedarf, bleibt die Genehmigung 
dem König vorbehalten. (Vgl. ZBergr. 51, 19.) 

In der dem Geſetzentwurfe beigegebenen Begründung wird zunächſt 
ausgeführt, daß die Beſtimmung des Art. 7 § 2 Abſ. 1 Preuß. AusfG. 
BGB., wonach juriſtiſche Perſonen, die in einem anderen Bundes» 
ſtaate ihren Sitz haben, zum Erwerbe von Grundſtücken im Werte 
von mehr als 5000 M. der Genehmigung des Königs oder der 
durch Königl. Verordnung beſtimmten Behörde bedürfen, nicht auf 
den Erwerb von Bergwerkseigentum, unbeweglichen Bergwerksanteilen 
und ſelbſtändigen Abbaugerechtigkeiten Anwendung findet. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung genüge im allgemeinen völlig, nur die Gewerkſchaften 
bedürften einer beſonderen Behandlung. 

Dies legt nun die Begründung eingehend dar und gibt dabei 
folgende Ausführungen, die hier wörtlich wiederzugeben angezeigt 
erſcheint. 

„Von beſonderen Geſichtspunkten aus müſſen indeſſen die Ges 
werkſchaften beurteilt werden. Die Gewerkſchaft iſt eine dem Bergrecht 
eigentümliche, durch die einzelnen Landesberggeſetze im weſentlichen 
übereinſtimmend geregelte Geſellſchaftsform (vgl. §§ 94ff. des All⸗ 
gemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 
1865), deren Rechtsgrundlage ein verliehenes Bergwerk bildet. Sie 
genießt zufolge der Abſicht der Geſetze, die Beſchaffung der zum 
Bergwerksbetrieb erforderlichen Geldmittel nach Möglichkeit zu erleichtern, 
gewiſſe, anderen Geſellſchaften nicht zuteil gewordene Bevorzugungen, 
ſo namentlich die Freiheit von dem Zwange zur Aufbringung eines 
Stammkapitals, ein weites Ermeſſen in der Geſtaltung ihrer Ver⸗ 
faſſung und die Beſchränkung der ſtaatlichen Aufſicht auf das denkbar 
geringſte Maß. Die Staatsaufſicht äußert ſich faſt ausſchließlich in 
der Genehmigung der Satzung der Gewerkſchaft.“ 
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„Eine Ausdehnung des induſtriellen Geſchäftsbetriebs der Gewerk⸗ 
ſchaften über die Landesgrenzen hinaus war urſprünglich von keinem 
der Landesberggeſetze ins Auge gefaßt. Der eigentliche Gegenſtand 
des gewerkſchaftlichen Geſchäftsbetriebes iſt das Bergwerk, auf Grund 
deſſen die Gewerkſchaft zur Entſtehung gelangt iſt und das im allge⸗ 
meinen die Grundlage für ihren rechtlichen Fortbeſtand bildet.“ 

„Wenn eine Gewerkſchaft im Laufe der Entwicklung ihres Unter⸗ 
nehmens auch benachbarte Bergwerke oder verwandte Betriebe in 
ihren Geſchäftsbereich einbezieht, fo werden hiergegen Einwendungen 
nicht zu erheben ſein; dagegen muß es als ein Mißbrauch angeſehen 
werden, wenn von mehreren Perſonen ein wertloſes Bergwerk ledig. 
lich zu dem Zweck erworben wird, um eine Gewerkſchaft zur Entſtehung 
zu bringen und ſodann die Gewerkſchaftsform zum Betrieb anderer 
Bergwerke oder ſolcher Unternehmungen, für die die Gewerkſchafts⸗ 
form geſetzlich nicht zugelaſſen iſt, zu verwenden. Ein ſolches Ver⸗ 
fahren, das nach der gegenwärtigen Lage der geſetzlichen Beſtimmungen 
im Hinblick auf die Rechtſprechung des Reichsgerichts (vgl. Urteil 
des Reichsgerichts vom 28. September 1901, 3Bergr. 43, 87) nicht 
verhindert werden kann, hat in neuerer Zeit vielfach Anwendung ge⸗ 
funden, und zwar iſt es dabei für vorteilhaft erachtet worden, außer⸗ 
preußiſche Gewerkſchaften zur Grundlage in Preußen eröffneter Berg⸗ 
werksbetriebe zu machen. Hierbei war der Gedanke leitend, daß nach 
der in einzelnen anderen Bundesſtaaten von den zuſtändigen Behörden 
befolgten Praxis einerſeits die Verleihung eines Bergwerks von ge⸗ 
ringeren Anforderungen an die Beſchaffenheit des Fundes abhängig 
gemacht, andererſeits die Einteilung der Gewerkſchaft in 1000 Kuxe 
ohne weiteres genehmigt wurde, während nach den von den preußiſchen 
Oberbergämtern ſeit langer Zeit beobachteten Grundſätzen die Zu⸗ 
laſſung der Kuxzahl 1000 einen gewiſſen, nicht unbeträchtlichen Wert 
des Bergwerks vorausſetzt.“ 

„Da nun, wie bereits erwähnt, die Genehmigung des Gemerf- 
ſchaftsſtatuts faſt den einzigen ſtaatlichen Aufſichtsakt gegenüber den 
ſonſt faſt von jeder Garantie- und Kontrollpflicht befreiten Gewerk⸗ 
ſchaften darſtellt, ſo erſcheint das Verlangen gerechtfertigt, daß die 
rechtliche Möglichkeit geſchaffen wird, Gewerkſchaften vom Bergwerks⸗ 
betrieb in Preußen auszuſchließen, deren Satzung Beſtimmungen ent⸗ 
hält, die nach den in Preußen geltenden Verwaltungsgrundſätzen 
nicht die zu ihrer Rechtsgültigkeit erforderliche Genehmigung gefunden 
haben würden.“ 

Daß zu dieſen außerpreußiſchen Gewerkſchaften, gegen die ſich 
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das Preußiſche Geſetz vom 23. Juni 1909 richtet, insbeſondere auch 
die Gothaiſchen Gewerkſchaften gehören, bedarf keiner näheren Aus⸗ 
führung. Entſpricht doch auch die in der Begründung gegebene 
Charakteriſierung der bekämpften außerpreußiſchen Gewerkſchaften völlig 
den Zügen, die bei den Gothaiſchen Gewerkſchaften hervortreten. 
Die Begründung bietet zugleich einen Fingerzeig für die Geſundung 
der Verhältniſſe: die Reform der bergamtlichen Praxis in den be⸗ 
treffenden außerpreußiſchen Bundesſtaaten im Sinne der ſtrengeren 
Grundſätze der Preußiſchen Oberbergämter !)). 


9. Nachdem die Unterſchiede des Preußiſchen und Coburg⸗Gotha⸗ 
iſchen Rechts unterſucht, die reichsgerichtliche Rechtſprechung über den 
Umfang der Rechts⸗ und Geſchäftsfähigkeit dargelegt, die Entwick⸗ 
lung der preußiſchen Verwaltungspraxis und anſchließend die neueſte 
preußiſche Geſetzgebung über den Mißbrauch der Gewerkſchaftsform 
dargeſtellt worden iſt, kann nunmehr zu der Kernfrage unſerer Unter⸗ 
ſuchung vorgeſchritten werden, wie der Gewerkſchaftsmißbrauch vom 
Standpunkt des Coburg⸗Gothaiſchen Rechts zu behandeln iſt. 

Dabei iſt zunächſt ſcharf zu ſcheiden die privatrechtliche und die 
öffentlichrechtliche Seite des Problems. 

Privatrechtlich erhebt ſich die Hauptfrage: Sind die von einer 
Gewerkſchaft, die ihr verliehenes Bergwerk nicht betreibt, mit Rück⸗ 
ſicht auf ihren anderweitigen Geſchäftsbetrieb abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
geſchäfte gültig? Dieſe Frage iſt mit Rückſicht auf das nunmehr 
allgemein anerkannte Prinzip der unbeſchränkten Rechts⸗ und Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit der Gewerkſchaft zu bejahen. 

Die Gültigkeit der Rechtshandlungen, durch welche die Gewerk— 
ſchaft entſtanden iſt, und damit das Beſtehen der Gewerkſchaft und 
die Gültigkeit ihrer Rechtsgeſchäfte, kann nach Coburg⸗Gothaiſchem 
Recht auch nicht auf Grund der Lehre vom agere in fraudem 
legis angegriffen werden, etwa nach den Grundſätzen in dem oben 
erwähnten Beſchluß des Kammergerichts vom 10. April 1901 (Joho w 
Bd. 22 S. A148), welche das Reichsgericht für die entſprechend 
liegenden Fälle für haltbar erklärt (vgl. Entſch. des RG. v. 28. Sept. 
1901 in ZBergr. 43, 87 ff.; RGZ. 49, 292 ff.). Denn die Exiſtenz 


45) Die preußiſchen Grundſätze bezüglich der Kuxzahl 1000 ſcheinen denn 
auch in der neueren Gothaiſchen Praxis rezipiert zu ſein. Auch werden die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 141, 173 des Cob.⸗Goth. Berggeſetzes zu einer Verminderung 
der Zahl der Gewerkſchaften angewandt (Einleitung des Verfahrens auf Entziehung 
des Bergwerkseigentums, wenn 3 vom Bergamt aufgeforderte Perſonen die Ueber⸗ 
nahme der Vertretung der Gewerkſchaft ablebnen). 
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der Gewerkſchaft beruht ja nicht wie nach preußiſchem Recht auf 
dieſen, unter Umſtänden rechtlich mangelhaften Akten der Gründer 
(Erwerb eines verliehenen wertlofen Bergwerkseigentums durch Mehrere 
lediglich in der Abſicht, für einen anderweiten nicht bergrechtlichen 
Betrieb eine Gewerkſchaft zu gewinnen), ſondern den Grundſätzen 
des ſächſiſchen Syſtems entſprechend auf der bergamtlichen Ge⸗ 
nehmigung des Statuts, d. h. einem die Verleihung der Rechts⸗ 
perſönlichkeit enthaltenden Staatsakt. Die Wirkung dieſes Staatsakts 
wird aber durch die Mängel des Gründungsvorgangs nicht berührt. 

In einer privatrechtlichen Einzelfrage kann der Mißbrauch der 
Gewerkſchaftsform in ſeinen ſchlimmſten Formen dagegen erheblich 
werden, nämlich bei der Anfechtungsklage des Gewerken gegenüber 
einem Gewerkenverſammlungsbeſchluß, der nicht zum Beſten der Ge⸗ 
werkſchaft gereicht (§ 129 Cob.⸗Goth. Berggeſ., § 115 Preuß. Allg. 
Berggeſ.). Dieſer Anſpruch des Gewerken wird dann begründet ſein, 
wenn die Gewerkſchaft zu reinen Schwindelzwecken, ſei es als Be⸗ 
ſoldungsinſtitut der nichts Reelles leiſtenden Grubenvorſtandsmitglieder, 
ſei es als Aufnehmerin großer, ungeſicherter Orderobligationenan⸗ 
leihen (8 363 HGB.) verwendet wird. Doch werden dies immerhin 
vereinzelte Fälle ſein. | 

Von weſentlich größerer Bedeutung iſt die öffentlichrechtliche Frage: 

Liegt in dem Mißbrauch der Gewerkſchaftsform eine Verletzung 
des „öffentlichen Intereſſes“? 

Dieſe Frage bildet die Grundlage vor allem für die Tätigkeit 
des Bergamts bei der Verſagung der Statutengenehmigung, bei der 
Entziehnng der Rechtsfähigkeit, bei der Aufforderung zur Inbetrieb⸗ 
ſetzung des verliehenen Bergwerks mit der eventuellen Folge der Ent⸗ 
ziehung des Bergwerkseigentums. 

Dieſe Frage wird ferner leitend fein für die Tätigkeit des Handels⸗ 
regiſtergerichts bei der Frage, ob mit ſtrenger Handhabung der Re⸗ 
giſter⸗ und Firmenpolizei bei jeder ſich bietenden Gelegenheit einzuſetzen iſt. 

Es kann nicht geſagt werden, mit der allgemeinen Anerkennung 
der Lehre von der unbeſchränkten Rechts⸗ und Geſchäftsfähigkeit der 
Gewerkſchaft ſei die Frage der Zuläſſigkeit der Verwertung der Ge⸗ 
werkſchaftsform für andere Zwecke als die des verliehenen Berg⸗ 
werks endgültig im bejahenden Sinne entſchieden. Damit ſteht nur 
das privatrechtliche Handeln⸗können feſt, nicht das öffentlichrechtliche 
Handeln⸗dürfen. 

Auch abgeſehen von der im „öffentlichen Intereſſe“ liegenden 
Aufrechterhaltung des Geſetzes als ſolchen und der damit notwendigen 
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Verhinderung jeder Geſetzesumgehung, wird der Staat ſtets das in 
den — den Ausgangspunkt unſerer Unterſuchung bildenden — Be⸗ 
trachtungen über die wirtſchaftliche Natur und den rechtlichen Charakter 
der Gewerkſchaft dargelegte volkswirtſchaftliche Intereſſe wahren müſſen, 
welches darauf hindrängt, die Rechtsform der Gewerkſchaft auf berg⸗ 
bauliche Betriebe zu beſchränken. Dieſes volkswirtſchaftliche Intereſſe, 
dieſes Intereſſe an geſunden Kreditverhältniſſen und an der Verhinderung 
von Verſchleierungen und Irrreführungen mancherlei Art, iſt in erheb⸗ 
lichem Maß ein „öffentliches Intereſſe“. Dieſes öffentliche Intereſſe 
haben in erſter Linie die Bergbehörden zu wahren. 

Nun liegt das Zurückweichen der preußiſchen Verwaltungspraxis, 
wie die Begründung des Erlaſſes vom 17. Januar 1908 (3Bergr. 
49, 334ff.) zeigt, vor allem daran, daß die Wirkung der Verſagung 
der oberbergamtlichen Beſtätigung des Statuts nach Preußiſchem 
Rechte nicht weit reicht. Die Gewerkſchaft, der entgegengetreten 
werden ſoll, beſteht trotzdem mit geſetzlicher Verfaſſung, wenn auch 
ohne Statut, ſie kann am Betrieb eines vom verliehenen Bergwerk 
verſchiedenen Unternehmens nicht gehindert werden. 

Anders liegt die Sache nach Coburg⸗Gothiſchem Recht. Hier kann 
das Bergamt durch Verſagung der Genehmigung des Statuts die Ent⸗ 
ſtehung der Gewerkſchaft verhindern, hier kann das Bergamt bei er⸗ 
heblichem Mißbrauch mit direkter Entziehung der Rechtsfähigkeit vor⸗ 
gehen, oder auf dem Umwege der Aufforderung zur Inbetriebſetzung 
des verliehenen Bergwerks und folgeweiſe der Entziehung des Berg⸗ 
werkseigentums die Gewerkſchaft zur Auflöſung bringen. 

Auf dem Boden des öffentlichen Rechts ſind alſo nach dem 
Coburg⸗Gothaiſchen Berggeſetze ſcharfe Waffen gegen den Gewerkſchafts⸗ 
mißbrauch vorhanden. Die Möglichkeiten des Einſchreitens des Regiſter⸗ 
gerichts ſtehen demgegenüber in zweiter Linie, ſie ſollen jedoch auch 
kurz erörtert werden. | 

Eine wirkſame Bekämpfung des Mißbrauchs der Gewerkſchafts⸗ 
form iſt alſo nach Coburg⸗Gothaiſchem Rechte möglich; es fragt ſich 
nur, wo fie einzuſetzen hat. Dabei find die einzelnen Fälle des Ge- 
werkſchaftsmißbrauchs getrennt zu erörtern. 

a) Bei der Verwendung der Gewerkſchaftsform für den Eigen⸗ 
tümerbergbau liegt die Sache inſofern eigenartig, als hier doch nur 
ein rein rechtlicher, kein wirtſchaftlicher Mißbrauch vorliegt. Die Ges 
werkſchaft iſt auch hier Trägerin eines bergbaulichen Betriebs, für den 
ſie die geeigneteſte Betriebsform bietet. Und dann iſt es doch wirtſchaftlich 
durch nichts gerechtfertigt, daß z. B. für den Kohlenbergbau in den 
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meiſten Gebieten Preußens die Gewerkſchaftsform zuläſſig iſt, in der 
Provinz Sachſen uſw. nicht. Das erklärt ſich lediglich hiſtoriſch aus der 
verſchiedenen Behandlung des Kohlenbergbaues: in Cleve⸗Berg und 
damit ſpäter in faſt ganz Preußen als Regalbergbau, in Kurſachſen als 
Eigentümerbergbau. Noch widerſpruchsvoller aber wird das Ergebnis 
dadurch, daß der Kohlenbergbau in den ſächſiſch gebliebenen Teilen 
Kurſachſens ſich jetzt trotz ſeiner Rechtsnatur als Eigentümerbergbau des 
Inſtituts der Gewerkſchaft erfreut, während er in den preußiſch ge⸗ 
wordenen Teilen Kurſachſens, wo ſich das ſächſiſche Recht nicht weiter⸗ 
entwickelt hat, dieſes Inſtituts entbehren muß. 

Wenn der Eigentümerbergbau in Preußen ſich daher durch „Ge⸗ 
werkſchaftskauf“ die Rechtsform der Gewerkſchaft, die ihm ein gewiſſer 
Widerſpruch der hiſtoriſchen Entwickelung verſagt hat, zu verſchaffen 
ſucht, ſo iſt wirtſchaftlich dagegen nichts einzuwenden. 

In dieſem Sinne iſt den Ausführungen von Henſe in ſeiner 
Abhandlung „Der Grundeigentümerbergbau und die Gewerkſchaft“ in 
3Bergr. 40, 324ff. beizutreten. 

Zu wünſchen wäre freilich in erſter Linie eine Aenderung der 
Geſetzgebung, wie ſie auch Henſe (S. 331 a. a. O.) vorſchlägt: 
entweder durch Umwandlung der bisher dem Rechte des Grund⸗ 
eigentümers unterliegenden Mineralien in bergrechtliche, oder durch 
Zulaſſung der Gewerkſchaftsform auch für den Eigentümerbergbau. 

Immer bleibt die Verwertung einer auf einem verliehenen, nicht 
betriebenen Bergwerk errichteten Gewerkſchaft als Rechtsſubjekt eines 
Eigentümerbergbaues eine Umgehung des Geſetzes, mag ſie auch 
wirtſchaftlich unbedenklich ſein; inſofern widerſpricht ſie eben doch dem 
„öffentlichen Intereſſe“. 

Aus dem Geſagten folgt nun meines Erachtens, daß die be⸗ 
ſtehenden Gothaiſchen Gewerkſchaften, die anderweit reellen Eigentümer⸗ 
bergbau treiben, unbehelligt zu laſſen ſind, daß aber dem Statut einer 
neuerrichteten Gewerkſchaft, bei der anzunehmen iſt, daß ſie etwas 
anderes als das verliehene Bergwerk betreiben wird, auch dann die 
Genehmigung zu verſagen iſt, wenn ſie anderwärts Eigentümer⸗ 
bergbau betreiben will. Die Annahme des anderweiten Betriebs 
beſteht aber im Zweifel ſtets bis zum Beweis des Gegenteils, weil 
ſehr zahlreiche, wohl die meiſten, Grubenfelder im Herzogtum Gotha 
für einen wirklichen Betrieb zu klein und zu wenig abbauwürdig ſind. 
Darüber iſt ſpäter noch einiges zu ſagen. 

b) Die zweite Gruppe von Gewerkſchaften, d. h. die Gewerk⸗ 
ſchaften, welche an Stelle des ihnen verliehenen Bergwerks ein 
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induſtrielles Unternehmen betreiben, das mit Bergban nichts zu tun hat, 
iſt anders zu beurteilen. Hier liegt neben dem rechtlichen auch ein wirt⸗ 
ſchaftlicher Mißbrauch der Gewerkſchaftsform vor; es beſteht die Gefahr 
einer ſchweren Gefährdung der Gläubiger und des Kreditweſens. 

Hier wird das Bergamt vorgehen müſſen. Selbſtverſtändlich 
greift auch hier die Verſagung der Genehmigung von Statuten 
Platz, da die ernſtliche Abſicht, das verliehene Bergwerk zu betreiben, 
nicht glaubhaft gemacht werden kann. Die Entziehung der Rechts⸗ 
fähigkeit nach § 43 Abi. 4 BGB. wird in den meiſten Fällen 
unzweckmäßig ſein, da man damit den Gläubigern ihren Schuldner 
entzöge. Es iſt hier darauf hinzuwirken, daß ſich die Gewerkſchaft 
in eine für ihren Betrieb paſſende und dem Willen des Geſetzes 
entſprechende Geſellſchaftsform, in eine Aktiengeſellſchaft oder in eine 
Geſellſchaft m. b. H., umwandele. Ein Druck auf die Gewerkſchaft 
kann durch Aufforderung zur Inbetriebſetzung des verliehenen Berg⸗ 
werks und folgeweiſe durch Einleitung des Verfahrens auf Entziehung 
des Bergwerkseigentums ausgeübt werden. Die nach § 59 des 
Coburg⸗Gothaiſchen Berggeſetzes erforderlichen „überwiegenden Gründe 
des öffentlichen Intereſſes“ liegen eben in dem erheblichen öffentlichen 
Intereſſe an der Beſeitigung eines Mißbrauchs der Gewerkſchaftsform 
für jede nicht bergbauliche Induſtrie. 

Das Regiſtergericht kann nach § 33 Abſ. 2 HGB. in Verbindung 
mit § 14 HGB. die Anmeldung des wirklichen Gegenſtandes des 
Unternehmens auf Grund eines abgeänderten Statuts verlangen, 
denn nur auf Grund ihres Statuts darf die Gewerkſchaft als juriſtiſche 
Perſon einen wirtſchaftlichen Zweck verfolgen. Das Bergamt wird 
bei richtiger Würdigung des „öffentlichen Intereſſes“ eine Statuten⸗ 
änderung, wonach der Zweck der Gewerkſchaft auf den Betrieb einer 
Pulverfabrik, eines Kalkſteinbruchs, einer Chamotteſteinfabrik, eines 
Bankgeſchäfts — dieſe Beiſpiele ſtammen aus der Praxis — erſtreckt 
wird, nicht genehmigen. Damit kann die Gewerkſchaft der Auflage 
des Regiſtergerichts nicht nachkommen; dieſes wird jedoch unbekümmert 
im Ordnungsſtrafverfahren vorgehen; fo wird die Gewerkſchaft ge- 
zwungen, eine für ihren Betrieb geſetzlich zuläſſige andere Geſellſchafts⸗ 
form zu wählen. 

Ein Einſchreiten des Regiſtergerichts nach §8 37 HGB. kann 
ebenfalls in Frage kommen, wenn — wie geſchehen — eine Ge⸗ 
werkſchaft ihrem Namen (= Firma) einen nicht im Statut enthaltenen 
und nicht im Handelsregiſter eingetragenen Zuſatz gibt, mit dem ihr 
wahrer Betrieb bezeichnet wird, z. B. „Klier Phonolithwerke, 
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Gewerkſchaft Gr. G.“ Zu der für die Namensänderung erforderlichen 
Statutenänderung wäre dann ebenfalls die bergamtliche Genehmigung 
zu verſagen — wie oben bei der Behandlung der Namensänderung 
näher ausgeführt iſt. 

c) Bei Gewerkſchaften, die weder ihr verliehenes Bergwerk, 
noch ſonſt etwas betreiben, iſt natürlich das ſchärfſte Vorgehen angezeigt. 
Denn hier iſt der Punkt, wo durch Einſchreiten gegen die noch ledig⸗ 
lich als Kaufobjekte vorhandenen „Kaufgewerkſchaften“ eine weitere 
Ausdehnung des Gewerkſchaftsmißbrauchs verhindert werden kann. 

Allerdings bietet hier wohl § 43 Abſ. 4 BGB. keine Handhabe. 
§ 43 Abſ. 1 BGB. könnte in Betracht kommen, wenn man in der 
Schaffung und Ausbietung einer Kaufgewerkſchaft mit dem Ziele, 
dieſe Gewerkſchaft anderen als Rechtsträger eines anderweiten Betriebs 
zu verſchaffen, eine „Gefährdung des Gemeinwohls durch geſetzwidriges 
Verhalten des Grubenvorſtands“ erblickt; auch könnte man die in 
fraudem legis erfolgende Gründung der Gewerkſchaft als einen 
„geſetzwidrigen Beſchluß der Gewerkenverſammlung“ anſehen. 
| Neben der Anwendung des § 43 Abi. 1 BGB. würde die 
Aufforderung zur Inbetriebſetzung und folgeweiſe die Entziehung des 
Bergwerkseigentums dem Bergamt zum Einſchreiten und zur Beſei⸗ 
tigung der Gewerkſchaften, die nichts als eine leere Rechtsform ſind, 
die nötige geſetzliche Handhabe bieten. 

Mit einem Einſchreiten wäre nur zuzuwarten bei Gewerkſchaften, 
die ſich zwar nicht durch reellen Betrieb, aber durch Spekulations⸗ 
und Schwindelgeſchäfte betätigt haben, die ungenügend geſicherte Ordre⸗ 
obligationenanleihen ($ 363 HGB.) oder Darlehen ꝛc. aufgenommen 
haben, oder die ſich als Beſoldungsinſtitute für die Grubenvorſtands⸗ 
mitglieder betätigt haben. Hier iſt dem Intereſſe der Geſchädigten, 
eine parteifähige Gewerkſchaft für etwaige Prozeſſe als Gegner zu 
haben, billige Rechnung zu tragen: freilich wird hier meiſt nur ein 
Intereſſe an prozeſſualer Feſtſtellung vorliegen, da in der e 
inſtanz ſelten etwas zu holen ſein wird. 

In allen Fällen, wo dem Bergamt Geſetzwidrigkeiten von Ge⸗ 
werkſchaften zur Kenntnis kommen, iſt natürlich von Amts wegen der 
Sache nachzugehen und gegebenenfalls ſofort die zuſtändige Staats⸗ 
anwaltſchaft in Tätigkeit zu ſetzen. — 

Dies wären wohl die Hauptmöglichkeiten der Bekämpfung des 
Gewerkſchaftsmißbrauchs in ſeinen einzelnen Formen. 

Das Vorgehen des Bergamts gegen die bereits beſtehenden 
„mißbräuchlichen“ Gewerkſchaften, wie es bei den 3 Gruppen einzeln 
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dargelegt iſt, erfordert natürlich als Grundlage die Feſtſtellung des 


Charakters der einzelnen Gewerkſchaften. Dies würde wohl am ein⸗ 
fachſten geſchehen durch Aufſtellung einer Statiſtik auf Grund von 
Fragebogen, welche von den Grubenvorſtänden auszufüllen wären. 
Ergänzt würden dieſe Unterlagen durch Nachfragen bei den höheren 
Polizeibehörden der Orte, wo ſich der wirkliche Geſchäftsbetrieb befindet. 
Beantwortet eine Gewerkſchaft den Fragebogen nicht, ſo wäre ihr zu 
eröffnen, daß bei Nichtbeantwortung binnen beſtimmter Friſt ange⸗ 
nommen werden müßte, daß ſie überhaupt keinen wirklichen Gewerbe⸗ 
betrieb habe. Dieſer, übrigens auch ſicher zutreffenden, Annahme 
entſprechend wäre nach Ablauf der Friſt rechtlich zu verfahren. 

Die Neuentſtehung „mißbräuchlicher“ Gewerkſchaften wäre dadurch 
zu verhindern, daß die Genehmigung von Statuten neuer Gewerf- 
ſchaften ſtets dann verſagt wird, wenn zu befürchten iſt, daß 
die Gewerkſchaft etwas anderes betreiben wird, als ihr verliehene 
Bergwerk. Denn bei dieſer Annahme ſteht ſtets ein Mißbrauch der 
Gewerkſchaftsform, eine Umgehung des Geſetzes und damit eine 
Verletzung des „öffentlichen Intereſſes“ in Ausſicht. Dieſe Annahme 
iſt aber bei den im Herzogtum Gotha zahlreichen kleinen und nicht 
abbauwürdigen Grubenfeldern der Regel nach, bis zum Beweis des 
Gegenteils, begründet. 

Wir kommen damit zu einer Präventivmaßregel gegen den 
Mißbrauch der Gewerkſchaft. Es ſollte Bergwerkseigentum nur dann 
verliehen werden, wenn bei der Mutung der Nachweis erbracht wird, 
daß eine bergmänniſche Ausbeutung des gefundenen Metalls möglich 
iſt. Dieſen Grundſatz kann das Bergamt auch bei der jetzigen 
Faſſung des Coburg⸗Gothaiſchen Berggeſetzes durchführen, wie es 
auch die Preußiſchen Oberbergämter bereits vor Erlaß des dieſen 
Grundſatz geſetzlich feſtlegenden Geſetzes vom 18. Juni 1907 Art. III. 
2 (= Neufaſſung des $ 15 des Allgemeinen Preußiſchen Berggeſetzes) 
getan haben. (Vgl. Arndts [1907] Anm. 2 zu § 15 des Allge⸗ 
meinen Berggeſetzes.). 

Vor allem aber iſt bei der Teilung von Grubenfeldern große 
Zurückhaltung erforderlich. Die Beſtätigung der Teilung ſeitens des 
Bergamts wird nach § 45 Abſ. 2 des Coburg⸗Gothaiſchen Berg⸗ 
geſetzes wegen entgegenſtehender „überwiegender Gründe des öffentlichen 
Intereſſes“ ſtets verſagt werden müſſen, wenn infolge der Teilung 
zu kleine, nicht mehr abbauwürdige Felder entſtehen, die dann doch 
nur zur Gründung „mißbräuchlicher“ Gewerkſchaften verwendet werden 
können. Gerade die frühere zu entgegenkommende Praxis des Berg⸗ 
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amts in diefer Frage ſcheint in der Hauptgründungszeit der Gothaiſchen 
Gewerkſchaften (etwa 1905 und 1906) die Ausbreitung dieſes Uebels 
erleichtert zu haben. 

Ueberhaupt erſcheint eine ſtrenge und genaue Anwendung des 
Berggeſetzes und ein Eindringen in jeden Einzelfall und ein ſcharfes 
Vorgehen gegen die ſich etwa zeigenden Mißſtände und Geſetzwidrig⸗ 
keiten erforderlich ſeitens des Bergamts, wenn der Gewerkſchaftsmiß⸗ 
brauch beſeitigt werden ſoll. 

In der gleichen ſtrengen Geſetzesanwendung muß das Regiſter⸗ 
gericht vorgehen. Vor allem ſind bei der Eintragung die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 2 HGB. und damit die Eintragungspflicht und 
Eintragungsfähigkeit genau zu erörtern und feſtzuſtellen. Im einzelnen 
ergeben ſich die bereits erörterten Möglichkeiten eines Einſchreitens 
nach 88 33 Abf. 2, 14 HGB. und nach 837 HGB. 

Es iſt alſo eine wirkſame Bekämpfung des Gewerkſchaftsmißbrauchs 
auf dem Boden des geltenden Coburg⸗Gothaiſchen Berggeſetzes möglich. 
Sollte aber eine Geſetzesänderung aus irgendwelchen Gründen angezeigt 
erſcheinen, ſo mag hier auf das Vorbild des Königl. Sächſiſchen 
Geſetzes vom 12. Februar 1909 (— Novelle zum Königl. Sächſiſchen 
Allgemeinen Berggeſetz) hingewieſen werden. (Vgl. ZBergr. 50, 147ff.; 
dazu Wahle, ebenda S. 212 ff.). Dort wird durch Neufaſſung der 
85 7 bis 17 des Allgemeinen Berggeſetzes unter anderem folgendes 
feſtgelegt: 

Nach § 9 kann eine Gewerkſchaft nur gebildet werden „zum 
Betrieb eines im Königreich Sachſen gelegenen Bergwerks“. 

Durch § 14a wird die entſprechende Anwendung von Vorſchriften 
des BGB. ſichergeſtellt. 

Durch § 14 c wird die Entziehung der Rechtsfähigkeit nun auch 
ausdrücklich geregelt, die Gründe entſprechen in der Hauptſache denen 
des § 43 Abſ. 1 und 4 BGB. 

Hier zeigt ſich die klare Durchführung der im ſächſiſchen Syſtem 
liegenden Grundſätze, auf denen ja auch in den hier in Betracht 
kommenden Fragen das Coburg⸗Gothaiſche Berggeſetz ruht. 

Daneben ſei füt ein etwaiges geſetzgeberiſches Vorgehen auf das 
ſoeben erwähnte Preußiſche Geſetz vom 18. Juni 1907 verwieſen. — 

Doch erſcheint, wie geſagt, ein geſetzgeberiſches Vorgehen nicht 
nötig; die Praxis iſt in der Lage, auf Grund des geltenden Rechts 
den Gewerkſchaftsmißbrauch wirkſam zu bekämpfen. 
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Entſcheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


18. Feſtſtellungsintereſſe bei Schadenerſatzanſprüchen. 
Bedeutung der ſchriftlichen Ausarbeitung eines 
Vertrags für deſſen Zuſtandekommen. Auslegung 
eines in Nebenpunkten unvollſtändigen Vertrags. 
Einbringen von Grundſtücken in eine offene 
Handelsgeſellſchaft. Einbringen zu Eigentum 
oder zum Gebrauch, Auslegung regel des 8 706 
Abſ. 2 BGB. Formzwang nach $ 313 BGB. bei 
Einbringen von Grundſtücken zu Eigentum. 3PO. 
8 256, BGB. §§ 125, 155, 313, 706. 

Im Juli 1910 — ſo behaupten die Kläger — iſt ein Vertrag 
zwiſchen ihnen und dem Beklagten zuſtande gekommen, wonach dieſer 
ſich vom 1. Auguſt 1910 ab auf 10 Jahre an ihrem Dampfſäge⸗ 
werk in Sch. mit einer Bareinlage von 60 000 M. als offener 
Handelsgeſellſchafter und tätiger Geſchäftsführer beteiligen, ihr Ein⸗ 
bringen aber darin beſtehen ſollte, daß fie das Sägewerksgrundſtück 
mit allem Zubehör (veranſchlagt auf 81000 M.) der Geſellſchaft zum 
Gebrauch überließen. 

Der Beklagte beſtreitet den feſten Abſchluß des Vertrags. Er 
bringt vor, es ſei nur ein ſchriftlicher Vertragsentwurf aufgeſtellt 
worden, er habe ſich ſeine endgültige Zuſtimmung dazu vorbehalten, 
ſie dann aber nicht erteilt; der Vertrag habe auch erſt mit der ſchrift⸗ 
lichen Ausarbeitung durch einen Rechtsverſtändigen gültig werden 
ſollen; für alle Fälle ſei er deshalb unwirkſam, weil er nicht in der 
Form des § 313 BGB. abgeſchloſſen ſei, dieſe Form ſei deshalb zu 
beobachten geweſen, weil die Kläger ihr Sägewerksgrundſtück zum 
Preiſe von 81000 M. als Eigentum in die Geſellſchaft hätten einbringen 
wollen. | 

Die Kläger haben dem widerſprochen und in erſter Inſtanz 
beantragt, zu erkennen: 

Blätter für Rechtspfl. LIX. N. F. XXXIX. 14 
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1) Es wird feſtgeſtellt, daß zwiſchen den Parteien ein Vertrag 
zuſtande gekommen iſt, wonach der Beklagte ſich als tätiger 
offener Handelsgeſellſchafter an dem Dampfſägewerk in Sch. 
mit einer Einlage von 60000 M. auf 10 Jahre zu beteiligen 
hatte. | 

2) Der Beklagte iſt verpflichtet, den Klägern den Schaden zu 
erſetzen, der ihnen daraus erwachſen iſt und noch erwächſt, daß 
er den Vertrag nicht erfüllt. ö 
Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, es hat angenommen, 

daß den Klägern kein rechtliches Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung 
zur Seite ſtehe. 

Das Oberlandesgericht hat dies nicht gebilligt, aber die Ab- 
weiſung der Klage aus ſachlichen Gründen beſtätigt. 

Das Landgericht vermißt ein rechtliches Intereſſe der Kläger an 
alsbaldiger Feſtſtellung ($ 256 ZPO.). Dabei nimmt es den un⸗ 
richtigen Ausgangspunkt, daß die Kläger ſofort auf Erfüllung hätten 
klagen können, ihr Verlangen vorheriger Feſtſtellung alſo zwecklos 
und durch kein Rechtsſchutzintereſſe begründet ſei. Der oft aufgeſtellte 
Satz, daß ein Anſpruchsberechtigter, der auf Leiſtung klagen könne, 
kein Feſtſtellungsintereſſe im Sinne des §8 256 ZPO. habe, if 
überhaupt nur bedingt richtig (vgl. RGZ. 61, 244; 65, 402.) Den 
vorliegenden Fall trifft er gar nicht. Die Kläger verlangen nicht 
Erfüllung des Geſellſchaftsvertrags vom Juli 1910, ſondern Schaden⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung ($ 326 BGB). Daran aber, daß die 
Schadenerſatzpflicht des Beklagten alsbald grundſätzlich feſtgeſtellt werde, 
haben ſie ein rechtliches Intereſſe. Auf Leiſtung des Schadenerſatzes 
können ſie zurzeit noch nicht klagen, da der Umfang des Schadens 
von dem Geſchäftsgewinn abhängt, der dem Beklagten zur Hälfte \ 
zugute kommen würde, der Gewinnertrag aber ſich vor dem Ablauf 
des erſten Geſchäftsjahres — 1. Juli 1911 — nicht überſehen läßt. 
Damit, daß ſie einſtweilen die Feſtſtellung der Schadenerſatzpflicht 
verlangen, verfolgen die Kläger alſo das berechtigte Intereſſe an der 
Vorbereitung und Vereinfachung des künftigen Rechtsſtreits über den 
Betrag des zu erſetzenden Schadens (JW. 1901, 158 ). Auch dient 
ihr Vorgehen dazu, daß ſie eine klare Rechtslage gewinnen uud inſtand 
geſetzt werden, danach zu disponieren. Dieſes wirtſchaftliche Intereſſe 
rechtfertigt gleichfalls das Feſtſtellungsbegehren (Gruchots Beitr. 45, 
939; 48, 1096, 1102; 49, 112, 658.) 

Die noch ausſtehende Ausarbeitung des Vertrags ſollte, wie das 
Schreiben vom 22. Juli 1910 deutlich ergibt, das Zuſtandekommen des 
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Vertrags nicht hinausſchieben, ſie bezweckte keine ſachlichen Aenderungen, 
ſondern ſollte nur redaktionelle Bedeutung haben. Das wird auch 
durch die beſchworene Ausſage des K., der zu mißtrauen kein Anlaß 
vorliegt, beſtätigt. Danach iſt die Vermutung des § 125 Satz 2 
BGB., wonach der Mangel der durch Rechtsgeſchäft beſtimmten Form 
im Zweifel die Nichtigkeit des Geſchäfts zur Folge hat, widerlegt. 
Nicht ſtichhaltig ſind die Einwendungen, die der Beklagte aus der 
angeblichen Unklarheit und Lückenhaftigkeit der Vertragsniederſchrift 
vom 19. Juli 1910 gegen die Annahme des feſten Vertragsſchluſſes 
herleitet. Sollten wirklich einzelne nebenſächlichere Punkte von den 
Parteien in dem Entwurfe vom 19. Juli 1910 nicht geregelt worden 
ſein, ſo waren ſie doch in allen weſentlichen Punkten einig und 
hielten ſelbſt den Vertrag für geſchloſſen (vgl. § 155 BGB.) Etwaige 
kleinere Lücken auszufüllen, war die Sache der Auslegung. Unrichtig 
iſt, daß nicht einmal die Einlage des Beklagten dem Betrag nach 
genau feſtgeſtellt worden ſei. Wie die Ausſage des K. ergibt, ſollte jener 
den Barbetrag in die Geſellſchaft einſchießen, den er bei der Beleihung 
von 42 000 M. Aktien und 35000 M. preußiſcher Konſols erzielen 
würde. Dieſer Betrag war in der Vertragsniederſchrift vom 19. Juli 
1910 auf rund 65000 M. geſchätzt. | 

Eine andere Frage iſt, ob der Vertrag deshalb ungültig iſt, weil 
er nicht in der Form des 8 313 BGB. abgeſchloſſen iſt. Dies iſt 
zu bejahen. Nach dem Vertragsentwurf vom 19. Juli 1910 ſollten 
die Kläger „das Sägewerk Sch. mit ſämtlichen Maſchinen und 
Gebäulichkeiten nebſt Grundſtück“ in die zu gründende offene Handels⸗ 
geſellſchaft einbringen, und zwar, „zum vereinbarten Geſamtpreis von 
81000 M.“ Dieſe Beſtimmung ſpricht ſchon ihrer Faſſung nach dafür, 
daß das Sägewerksgrundſtück in das Eigentum der Geſellſchaft über- 
gehen ſollte, ſie ſtellt aber dieſe Frage nicht völlig klar. Maßgebend 
iſt daher die Auslegungsregel des § 706 Abſ. 2 S. 2 BGB. Danach 
iſt ſelbſt bei nicht vertretbaren und verbrauchbaren Sachen im Zweifel 
anzunehmen, daß ſie gemeinſchaftliches Eigentum der Geſellſchafter 
werden ſollen, wenn ſie nach einer Schätzung beizutragen ſind, die 
nicht bloß für die Gewinnverteilung beſtimmt iſt (ſiehe noch § 105, 
Abſ. 2 HGB.). Wenn alſo überhaupt eine Schätzung ohne weitere 
Einſchränkung vereinbart worden iſt, ſo wird vermutet, daß dieſe 
venditionis causa und nicht taxationis causa gemeint if. (Stau⸗ 
dinger, BGB., Anm. II 3b zu $ 706 S. 1278.) Eine ſolche 
Schätzung liegt aber hier vor. Sie beweiſt um ſo mehr für die Abſicht 
der Eigentumdübertragung, als die Schätzungsſumme ausdrücklich als 

14* 
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vereinbarter „Preis“ bezeichnet iſt. Vergeblich verſucht der Beklagte, 
die durch das Geſetz begründete Annahme der Eigentumsübertragung 
zu widerlegen. Die Ausſage des K. hat ſeine Behauptung, daß das 
Sägewerksgrundſtück der Geſellſchaft nur zum Gebrauch habe über⸗ 
laſſen werden ſollen, nicht beſtätigt. Der Zeuge führt zwar an, daß 
die Kläger an eine Uebereignung nicht gedacht hätten, muß aber 
zugeben, daß die Frage nach dem rechtlichen Schickſal des Grundſtücks 
bei den Vertragsverhandlungen überhaupt nicht beſprochen worden iſt. 
Das allein iſt entſcheidend, auf die unausgeſprochene Willensmeinung 
der Kläger kommt nichts an. Gleichgültig iſt auch, ob das Grundſtück 
nach dem Grundbuch der Firma H. zuſtand. Freilich konnte dieſe 
Firma als offene Handelsgeſellſchaft nicht Mitglied der zu gründenden 
offenen Handelsgeſellſchaft Dampfſägewerk Sch. werden (Staub, 
HGB. Anm. 22 zu § 105, RZ. 36, 139). Das war aber auch 
in keiner Weiſe beabſichtigt. Mitglieder der neuen offenen Handels⸗ 
geſellſchaft ſollten vielmehr neben dem Beklagten die Kläger perſönlich 
werden. Sie aber konnten, da ſie unſtreitig Alleininhaber der Firma 
H. find, deren Grundbeſitz gemeinſchaftlich veräußern und daher auch 
in die offene Handelsgeſellſchaft Dampfſägewerk Sch. einbringen (vgl. 
§ 719 BGB.). Uebrigens wäre felbft der Umſtand, daß der Grund⸗ 
beſitz einem Dritten gehörte, kein Hindernis für die Einbringung zu 
Eigentum. Daß der Schätzungswert nur als Maßſtab für die Gewinn⸗ 
verteilung in dem Vertrage angegeben worden ſei und dadurch die 
Vermutung des § 706 Abſ. 2 Satz 2 BGB. entkräftet werde, behaupten 
die Kläger ſelbſt nicht. Es widerſpräche auch dem Vertrage, wonach 
der erzielte Gewinn ihnen und dem Beklagten je zur Hälfte zufallen, 
die Höhe des Einbringens alſo auf die Gewinnbeteiligung beider 
ohne Einfluß ſein ſollte. Ob die Schätzung nur dazu beſtimmt war, 
einen Maßſtab für die Verzinſung abzugeben (wie der Zeuge K. 
ausſagt), kann unerörtert bleiben. Auch wenn dies der Fall wat, 
blieb die Auslegungsregel des § 706 Abſ. 2 Satz 2 BGB. in 
Geltung. Danach ſpricht nichts für die Annahme, daß das Grundftüd 
der Geſellſchaft nur zum Gebrauch (nicht zu Eigentum) überlaſſen 
werden ſollte. Bei dieſer Regelung wäre der Beklagte auch ſchlecht 
gefahren. Er hätte feine Geldeinlage der Geſellſchaft zu beliebiger 
Verfügung überlaſſen müſſen, ohne als Miteigentümer an dem Grund⸗ 
ſtück beteiligt und ſo in die Lage verſetzt zu werden, Verfügungen 
darüber mitzutreffen oder doch wenigſtens zu verhindern. Damit 
hätte er im Verhältnis zu den Klägern ein weit größeres Riſiko 
übernommen. 
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Iſt danach anzunehmen, daß die Vertragsabſicht auf Uebertragung 
des Eigentums ging, ſo bedurfte der Vertrag der Form des § 313 
BGB. (Leipz. Zſchr. 1908, 62, 24; Staub HGB. I. Anm. 41 zu 
§ 105 S. 420; vgl. auch RGZ. 56, 99; 65, 233.) Da dieſe Form 
nicht beobachtet iſt, iſt der Vertrag hinfällig und die Kläger können 
keine Anſprüche daraus herleiten. 

Urteil des zweiten Zivilſenats vom 26. Juni 1911 in der Streitſ. 
M. w. Sch., 2 U 50/11 (nach Meiningen). 


19. 8 708 Nr. 7, 8 766 3 PO. — Unbedingte Vollſtreck⸗ 
barerklärung des Berufungsurteils macht auch 
das Urteil erſter Inſtanz unbedingt vollſtreckbar, 
auch wenn es bisher unter aufſchiebender oder auf— 
löſender Bedingung vollſtreckbar war. — Sind 
Zweifel hieran im Klagwege oder im Beſchluß⸗ 

wege ($ 766) aus zutragen? 

V., der jetzige Beklagte, hatte im Urkundenprozeſſe vom Land⸗ 
gericht in Altenburg gegen die Eheleute T., die jetzigen Kläger, ein 
Urteil auf Zahlung und auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
erlangt. Das Urteil war vorläufig vollſtreckbar, den Eheleuten T. 


war jedoch nachgelaſſen, die Zwangsvollſtreckung durch die Leiſtung 


einer Sicherheit abzuwenden. Sie leiſteten die Sicherheit. Sie legten 
Berufung ein und beantragten, das erſte Urteil aufzuheben und die 
Klage als im Urkundenprozeſſe unſtatthaft abzuweiſen. 

Das Oberlandesgericht wies die Berufung zurück und erklärte 
ſein Urteil für „vorläufig vollſtreckbar“. Dieſer Erklärung fügte es 
keine Einſchränkung bei. Die Eheleute T. legten Reviſion ein. Während 
der Prozeß am Reichsgericht ſchwebte, drohte ihnen V., indem er ſich 
auf die Urteile des Landgerichts und des Oberlandesgerichts berief, 
wenn ſie nicht innerhalb 3 Tagen das Hauptgeld, die Zinſen und 
die Prozeßkoſten der beiden Inſtanzen bezahlten, würde er die Zwangs⸗ 
vollſtreckung betreiben. 

Die Eheleute T. haben darauf gegen V. Klage erhoben mit dem 
Antrage, feſtzuſtellen, daß der Beklagte zurzeit nicht berechtigt ſei, 
die Zwangs vollſtreckung wegen des Hauptgeldes, der Zinſen und der 
Prozeßkoſten der erſten Inſtanz aus den Urteilen des Landgerichts 
und des Oberlandesgerichts zu betreiben. Nur die Beitreibung der 
Koſten der zweiten Inſtanz halten ſie für zuläſſig. 

Das Gericht erſter Inſtanz hat die Klage abgewieſen, weil die 


| Klage wegen 8 766 ZRO. unzuläffig fei. 
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Dagegen haben die Kläger Berufung eingelegt. Sie führen aus: 

Die angedrohte Zwangsvollſtreckung ſei wegen des Urteils der 
erſter Inſtanz und der Leiſtung der Sicherheit unzuläſſig. (Das 
erſtinſtanzliche Urteil erlaube ihnen, die Zwangsvollſtreckung durch 
Sicherheitsleiſtung abzuwenden. Die Sicherheit hätten ſie geleiſtet.) 
Das zweitinſtanzliche Urteil hebe den Schutz gegen die Zwangszvoll⸗ 
ſtreckung nicht auf. Sein Ausſpruch, das Urteil ſolle unbedingt vor⸗ 
läufig vollſtreckbar fein, beziehe ſich nur auf dieſes zweite Urteil felbft 
und habe lediglich die Koſten der Berufungsinſtanz im Auge. 

Die Feſtſtellungsklage ſtelle keine Einwendung gegen die Art und 
Weiſe der Zwangsvollſtreckung dar. Die Parteien ſtritten vielmehr 
über den Inhalt, die Auslegung des Urteils des Oberlandesgerichts. 
Die Vorſchrift des § 766 ZPO. greife erſt ein, wenn die Zwangs⸗ 
vollſtreckung begonnen habe. Sie hätten aber ein rechtliches Intereſſe 
daran, alsbald feſtgeſtellt zu ſehen, ob die Zwangsvollſtreckung ſtatt⸗ 
finden dürfe. Denn es könne ihnen nicht zugemutet werden, mit der 
Geltendmachung der Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung zu warten, 
bis die Zwangsvollſtreckung begonnen habe, und fie in ihrem Kredit 
geſchädigt ſeien. Es komme hauptſächlich die Zwangsvollſtreckung in 
die Grundſtücke in Frage. Vom Beginne dieſer Vollſtreckung erführen 
die Kläger erſt, wenn deren Anordnung ſchon an der Gerichtstafel und 
in den Zeitungen ſtehe. Sie müßten ſich rechtzeitig ſchützen können. 

Die Berufung iſt zurückgewieſen worden. 

Die Kläger wollen durch Urteil feſtgeſtellt haben, daß eine an⸗ 
gedrohte Zwangsvollſtreckung unzuläſſig ſei, weil eine zur Abwendung 
der Zwangsvollſtreckung nachgelaſſene Sicherheit geleiſtet ſei. Eine 
ſolche Entſcheidung auf dem Klagewege zu begehren, iſt unſtatthaft. 
Denn das Begehren ſtellt ſich als eine Einwendung gegen die Att 
und Weiſe der Zwangsvollſtreckung im Sinne des § 766 3D. dar. 
Wenn nämlich den Klägern, wie ſie behaupten, nachgelaſſen iſt, die 
Vollſtreckung durch Sicherheitsleiſtung abzuwenden, ſo haben ſie durch 
eine öffentliche Urkunde dem Vollſtreckungsorgan die Sicherheits⸗ 
leiſtung nachzuweiſen (8 775 Nr. 3, 8 776 3) O.); und wenn dann 
das Vollſtreckungsorgan die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung ablehnt, 
weil die Abwendung in dem Titel nicht nachgelaſſen ſei, ſo haben ſie 
gegen dieſe dem Vollſtreckungsorgan obliegende Auslegung (Gaupp⸗ 
Stein (8/9) Bem. IV, 12 bei Note Al vor § 704 ZPD.; 
KGBl. 11, 59 f.) ihre Einwendungen im Beſchlußverfahren zu erheben 
(8 766). Es handelt ſich dabei nicht etwa um die Unbeſtimmtheit 
eines einzelnen Urteils, zu deren Beſeitigung vielleicht eine neue Klage 


— 215 — 


zuläſſig wäre (Gaupp⸗Stein (8.9) Bem. IV, 12 vor 8 704; 
Gruchots Beitr. 32, 427; 44, 1193), ſondern um die Entſcheidung der 
Rechtsfrage, welche Tragweite allgemein der Vollſtreckbarkeitsausſpruch 
eines Berufungsurteils hat. Solche Vorausſetzungen der Zwangs⸗ 
vollſtreckungen unterliegen der Prüfung der Vollſtreckungsorgane, und 
Einwendungen dagegen ſind dem Beſchlußverfahren nach § 766 zu⸗ 
gewieſen. Die auf dieſen Weg verwieſenen Einwendungen können 
aber, wie auch das Reichsgericht wiederholt entſchieden hat (RGE. 
34, 380; 40, 365), nicht auf dem Wege der ordentlichen Klage, 
namentlich nicht durch eine Feſtſtellungsklage, geltend gemacht werden. 
Es iſt dabei belanglos, daß die Zwangsvollſtreckung noch nicht be⸗ 
gonnen hat, ſondern bloß angedroht iſt. Die Androhung allein bringt 
den Schuldnern noch keinen Nachteil; ſie brauchen deshalb gegen die 
bloße Androhung noch keinen beſonderen Rechtsſchutz. Sobald aber 
mit der Ausführung der angedrohten Vollſtreckung begonnen wird, 
find fie genügend durch den § 766 ZPO. geſchützt. Der angeführte 
Grund, daß im Falle der Vollſtreckung in die Grundſtücke die Schuldner 
(Kläger) von dem Vorgehen des Gläubigers erſt Kenntnis erhielten, 
wenn auch ſchon das Publikum durch die Veröffentlichung davon er⸗ 
fahren, trifft zudem nicht zu; denn längere Zeit vor der Veröffent⸗ 
lichung erhalten die Schuldner die Zulaſſund des Verſteigerungsantrags 
zugeſtellt (ſiehe §§ 22, 36 Zw G., 85 32 —38 altenburgiſchen 
Ausf VzBGB. u. NbGeſ.). 

Hätte man aber anzunehmen, daß es ſich nicht um eine Frage 
der Durchführung des Vollſtreckungs verfahrens und feiner Hinderung 
durch die dem Schuldner nachgelaſſene Sicherheit handele, alſo nicht 
um eine Einwendung nach § 766 ZPO., für die der Weg der Klage 
verſperrt iſt, ſondern — wie in dem Falle der Entſcheidung des 
RG. 56, 70 — um eine zuläſſige „Klage“ über das Vorhandenſein 
eines vollſtreckungsfähigen Titels als der Grundlage der Vollſtreckung 
oder um eine zuläſſige „Klage“ zur Klarſtellung einer unklaren 
Urteilsformel, ſo würde doch die Klage abzuweiſen ſein, weil ſie un⸗ 
begründet wäre. Die Zurückweiſung der Berufung im Vorprozeſſe 
bedeutete nichts weiter, als den Ausſpruch, es ſollte bei der Ver⸗ 
urteilung bleiben. Das Oberlandesgericht wiederholte alſo nur die 
vom Landgericht ausgeſprochene Verurteilung und machte ſie ſo zum 
Beſtandteil ſeines Urteils. Wenn es daher ſein Urteil ohne Be⸗ 
ſchränkung für vorläufig vollſtreckbar erklärte, ſo bezog ſich das auch 
auf die in der erſten Inſtanz ausgeſprochene Verurteilung zur Haupt⸗ 
ſache, nicht nur auf die Prozeßkoſten der Berufungsinſtanz. Die be⸗ 
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ſchränkte vorläufige Vollſtreckbarkeit des erſten Urteils wurde in eine 
unbeſchränkte geändert (Gaupp⸗Stein [8/9] Bem. III zu $ 710, 
Bem. 1 zu dem früheren § 711 ZPO., dem jetzt § 708 Nr. 7 ent⸗ 
fpriht). Das entſpricht auch dem Zwecke des § 708 Nr. 7 ZRD, 
Daß dieſe Vorſchrift den hier angenommenen Sinn haben muß, zeigt 
deutlich der Fall: ein Urteil des Landgerichts verurteilt zu 5000 M., 
es iſt nicht für vorläufig vollſtreckbar erklärt; der Verurteilte wird 
mit ſeiner Berufung zurückgewieſen; das Geſetz ſchreibt vor, daß das 
Oberlandesgericht ein ſolches Urteil (wenn es nicht Verſäumnisurteil 
iſt) auch ohne Antrag (und ohne daß etwa eine Anſchlußberufung 
erforderlich wäre) für unbedingt vorläufig vollſtreckbar erklären ſoll; 
das Geſetz will damit zweifellos dem Obſiegenden die ſofortige Bei⸗ 
treibung der 5000 M. ermöglichen; er ſoll nun nicht mehr erſt noch 
auf den Ablauf der Reviſionsfriſt oder den Ausgang der Reviſions⸗ 
inſtanz zu warten brauchen; nicht aber will das Geſetz ihm etwa 
bloß die ſofortige Beitreibung der Berufungskoſten ermöglichen, die 
Koſten der erſten Inſtanz und die Hauptſache ſelbſt aber unbeitreibbar 
laſſen. (Begründung zu dem Entwurfe des § 708 Nr. 7: dem ver⸗ 
urteilten Schuldner ſoll die bisherige Möglichkeit entzogen werden, 
ſich durch Reviſionseinlegung „eine weitere Friſt für die Zahlung 
ſeiner Schuld zu verſchaffen“). So liegt es auch, wenn das 
Landgericht ſein Urteil für vorläufig vollſtreckbar erklärt hat, die 
Vollſtreckbarkeit aber beſchränkt iſt, weil dem Verurteilten nachgelaſſen 
iſt, durch Sicherheitsleiſtung oder Hinterlegung die Vollſtreckung ab⸗ 
zuwenden; auch dann hat § 708 Nr. 7 ZPO. den Sinn, dem beim 
Oberlandesgericht Obſiegenden die ſofortige Beitreibung der Urteils⸗ 
ſumme unbedingt zu ermöglichen, der Ausſpruch der (unbeſchränkten) 
vorläufigen Vollſtreckbarkeit muß auch hier ſich auf die unbedingte 
Beitreibbarkeit der Hauptſumme beziehen; wo ſchon die erſte Inſtanz, 
wenn auch beſchränkt, die Vollſtreckung zugelaſſen hat, kann das zweite 
Urteil nicht geringere Wirkungen haben, als in dem Falle, daß das 
erſte Urteil überhaupt nicht vollſtreckbar war. Ein neuer Ausſpruch 
über die Vollſtreckbarkeit in dem zweiten Urteile, das die Berufung 
zurückweiſt, bedeutet, daß ſich dieſem neuen Vollſtreckbarkeitsausſpruche 
entſprechend der etwaige Ausſpruch des erſten Urteils über die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit ändert; die Zurückweiſung der Berufung bezieht ſich dann 
nur auf den übrigen Teil des erſten Urteils, der auch nach dem 
Eintritt der Rechtskraft allein fortgelten ſoll. Das Urteil, das die 
Berufung zurückweiſt, iſt fo zu verſtehen, als lautete es: Der Beklagte 
wird wiederum verurteilt, .. .. M. zu zahlen und die Koſten des 
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Rechtsſtreits zu tragen; dieſes Urteil iſt (d. h. ohne Einſchränkung) 
vorläufig vollſtreckbar. Vgl. RG. in JW. 03, 3748, 

Dieſe Folgen können zwar durch einen Antrag nach § 713 
Abſ. 2 vermieden werden; ein ſolcher Antrag war aber im Vor⸗ 
prozeſſe in der Berufungsinſtanz von neuem weder ausdrücklich, noch 
durch Bezugnahme auf den Antrag der erſten Inſtanz geftellt ; jedenfalls 
aber hat das Berufungsurteil keinen ſolchen Vorbehalt für die Ver⸗ 
urteilten aufgenommen und aufnehmen wollen. Ob der Antrag noch 
in der Reviſionsinſtanz geſtellt werden könnte (Gaupp⸗Stein 
8/9] Bem. I? zu § 714), iſt hier nicht zu entſcheiden; zur Zeit iſt 
jedenfalls das Oberlandesgerichtsurteil ohne Vorbehalt der Vollſtreckungs⸗ 
abwendung erlaſſen. Der Beklagte konnte alſo nach dieſem Urteile 
trotz Sicherheitsleiſtung der Kläger die Zwangsvollſtreckung betreiben, 
alſo auch androhen. Die Berufung iſt daher unbegründet. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 1. 7. 11,3 U 69/11 (nach Altenburg). 


20. Iſt die Pfändung eines Anſpruchs auf Uebertragung 
des Eigentums an einem Grundſtück noch möglich, 
wenn die Auflaſſung bereits erklärt iſt, der Ver⸗ 
käufer des Grundſtücks die Eintragung des Käufers 
als Eigentümers bewilligt und dieſer den Antrag 
auf Eintragung beim Grundbuchamt geſtellthat, die 
Eintragung aber noch nicht erfolgt iſt? — Wie weit 
hat das Vollſtreckungs gericht das Beſtehen des zu 
pfändenden Anſpruchs zu prüfen? — 88 848, 829 ZPO. 
Der Schuldner V. hat durch notariellen Vertrag vom 24. April 

1911 (Nachtrag vom 5. Mai 1911) von dem Reſtaurateur L. das 

Grundſtück „Tonhalle“ in G. gekauft und am 9. Mai 1911 vor 

dem Notar B. aufgelaſſen erhalten. Nach dem Protokoll über die 

Auflaſſungsverhandlung hat L. auch die Eintragung des Schuldners 

V. als Eigentümers bewilligt, und V. hat den Antrag geſtellt, ihn 

als Eigentümer einzutragen. Das Protokoll iſt am 23. Mai 1911 

beim Grundbuchamt eingereicht worden. Auf Veranlaſſung des Grund⸗ 

buchamts haben L. und der Schuldner V. die Kaufbedingungen, weil 
ſie durch den Nachtragsvertrag teilweiſe unklar geworden waren, in 
einer einheitlichen Urkunde neu zuſammengefaßt. Dieſe iſt Anfang 

Juli 1911 beim Grundbuchamt eingegangen, der Schuldner V. iſt 

aber bisher, weil ſich noch einige Anſtände ergeben haben, noch nicht 

als Eigentümer des Tonhallengrundſtücks eingetragen worden. Er 
hat es aber ſchon im Mai übergeben erhalten. 
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Am 2. Juni 1911 beantragte die Gläubigerin, die eine voll⸗ 
ſtreckbare Forderung gegen den Schuldner V. hat, den Anſpruch des 
Schuldners auf Eintragung als Eigentümer zu pfänden und nach 
§ 848 ZPO. anzuordnen, daß das Tonhallengrundſtück einem Se⸗ 
queſter übergeben werde. Sie nahm in ihrem Antrag darauf Bezug, daß 
die Auflaſſung bereits erklärt ſei. Das Amtsgericht entſprach dem 
Antrage und wies auch eine Erinnerung des Schuldners zurück. Auf 
deſſen Beſchwerde hob aber das Landgericht den Pfändungsbeſchluß 
auf, weil L. feine Verpflichtungen aus dem Kaufvertrage bereits voll⸗ 
ſtändig erfüllt habe und deshalb ein Anſpruch auf Eigentumsübertragung 
gegen ihn nicht mehr beſtehe. Die weitere Beſchwerde des Gläubigers 
wurde zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

Die erſtrebte Pfändung ſcheitert daran, daß der Schuldner einen 
Anſpruch auf Eigentumdübertragung nicht mehr hat. Das Voll 
ſtreckungsgericht hat zwar gewöhnlich nicht zu prüfen, ob der Anſpruch, 
den ein Gläubiger pfänden will, tatſächlich beſteht. Wenn aber 
das eigene Vorbringen des Gläubigers ergibt, daß der Anſpruch nicht 
beſteht, ſo iſt die Pfändung als zwecklos abzulehnen (vgl. Seuffert, 
ZPO. [11] 8 829 Anm. 20; Gaupp⸗Stein, ZPO. [8/9] Anm. II, 
zu § 829). 

Der Schuldner V. hatte durch den Kaufvertrag vom April/Mai 
1911 von L. die Uebergabe des Tonhallengrundſtücks und die Ver⸗ 
ſchaffung des Eigentums daran zu beanſpruchen (§S 433 BGB.). L. 
hat, wie der Gläubiger nicht beſtreiten kann, das Grundſtück übergeben 
und auch alles getan, um dem Schuldner V. das Eigentum daran 
zu verſchaffen. Zur Uebertragung des Eigentums gehört die Einigung 
über den Eigentumsübergang und die Eintragung ins Grundbuch 
(88 873, 925 BGB.). Die Einigung iſt in dem Auflaſſungsprotokoll 
vom 9. Mai 1911 erklärt. L. hat auch das Seinige getan, um 
den weiter erforderlichen Akt der Eintragung des Schuldners V. ind 
Grundbuch zu ermöglichen. Er hat die Eintragung des Schuldners 
V. als Eigentümers bewilligt ($ 14 GBO.). Damit hat er feine 
Verpflichtungen aus dem Kaufvertrag erfüllt. Es kann alſo daraus 
kein Recht mehr gegen den Verkäufer hergeleitet werden, das der 

Pfändung zugänglich wäre. Ebenſowenig folgt ein ſolches Recht aus 
dem abſtrakten dinglichen Vertrag. Er löſt überhaupt keine neuen 
verpflichtenden Wirkungen aus, er iſt nur Erfüllung geſchäft im 
Verhältnis zum ſchuldrechtlichen Vertrage (vgl. dazu 3 BlfF G. 2, 965 
DIZ. 1907. 706). 
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Der Gläubiger meint nun, der Schuldner V. habe, folange das 
Eigentum an dem Grundſtück noch nicht auf ihn übergegangen ſei — 
alſo bis zur Eintragung — einen Anſpruch gegen L., daß er Ver⸗ 
fügungen über das Grundſtück unterlaſſe, die dem Kaufvertrage zu⸗ 
widerlaufen würden; dieſer Anſpruch ſei pfändbar. Nun beſteht 
jedenfalls hier, da der Antrag auf Eintragung des Schuldners V. 
als Eigentümers ſchon geſtellt iſt, für L. keine Möglichkeit, über das 
Grundſtück anderweit wirkſam zu verfügen, wenn es auch richtig iſt, 
daß er das Eigentum am Grundſtück noch nicht verloren hat. Denn 
über Anträge, die L. beim Grundbuchamt ſtellen würde, würde nach 
$ 17, 18 GBO. erſt nach Erledigung des Antrags auf Eintragung 
des Schuldners zu entſcheiden ſein. Und es könnte ſolchen Anträgen 
nicht entſprochen werden, wenn der Schuldner auf den geſtellten An⸗ 
trag hin als Eigentümer eingetragen wird. 

Man wird alſo jedenfalls im vorliegenden Falle — anders mag 
es ſein, wenn der Käufer den Antrag auf Eintragung noch nicht 
geſtellt hat — von dem Beſtehen eines ſolchen Unterlaſſungsanſpruchs 
nicht mehr reden können (vgl. Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht 
[3] Anm. VI zu § 925 Bd. 1 S. 482, 483; vgl. auch KG. 
28 A 125/126). Dieſer Unterlaſſungsanſpruch deckt ſich im 
Grunde mit dem Anſpruch auf Erfüllung, die Verpflichtung des 
Verkäufers iſt dabei nur negativ ausgedrückt. Wo der Verkäufer 
bereits erfüllt hat, iſt auch für den Unterlaſſungsanſpruch kein Raum 
mehr, weil mit der Erfüllung das Vertragsverhältnis inſoweit er⸗ 
loſchen iſt. Das tritt hier nur wegen des Erforderniſſes der Ein⸗ 
tragung ins Grundbuch, bei dem das Gericht mitzuwirken hat und 
durch das der Eigentumsübergang hinausgeſchoben wird, nicht ſo 
klar zutage. 

Aber ſollte auch ein Unterlaſſungsanſpruch, wie ihn der Gläubiger 
behauptet, hier noch beſtehen, ſo geht doch der Antrag des Gläubigers 
in Wirklichkeit nicht dahin, dieſen Unterlaſſungsanſpruch zu pfänden. 
Der Anſpruch würde ſich niemals nach § 848 Abſ. 2 ZPO. ver⸗ 
wirklichen laſſen. Würde der Unterlaſſungsanſpruch gepfändet, ſo 
könnte ihm daraus, wenn L. ſeinen Verpflichtungen aus dem Kauf⸗ 
vertrag zuwiderhandeln würde, immer nur ein Zugriff auf den für 
den Schuldner entſtehenden Schadenerſatzanſpruch (oder den Anſpruch 
auf Beſeitigung der Beeinträchtigung) erwachſen. Er will doch aber 
durch die Pfändung erreichen, daß das Grundſtück an einen Sequeſter 
herausgegeben wird. Einen Antrag auf bloße Pfändung des Unter⸗ 
laſſungsanſpruchs hat er demnach in Wirklichkeit nicht ſtellen wollen. 
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Er ſagt weiter, wenn die Anſprüche aus dem Kaufvertrage ge⸗ 
pfändet würden, ſo könne er hindern, daß der Schuldner und L. die 
Vertragsbedingungen änderten und ſeine Rechte gefährdeten. Dieſe 
Möglichkeit würde allerdings bei einer Pfändung der Anſprüche be⸗ 
ſtehen. Aber dieſer Ausfluß einer gültigen Pfändung (§ 829 Abſ. 1 
Satz 2 ZPO.) beweiſt doch nichts dafür, ob die Pfändung noch 
möglich iſt. Das beſtimmt ſich nur danach, ob der behauptete An⸗ 
ſpruch nach dem Vorbringen des Gläubigers noch beſteht. Und das 
iſt, wie ausgeführt worden ift, nicht der Fall. Ein Anſpruch, daß 
der Schuldner und L. den Kaufvertrag nicht durch einen neuen W 
ändern, folgt aus dem Kaufvertrag nicht. 

Es zeigt ih auch praktiſch, daß der Pfändungdantrag unbe⸗ 
gründet iſt. Da L. das Grundſtück dem Schuldner ſchon übergeben 
und auch die Auflaſſung erklärt hat, kann unmöglich nach § 848 
Abſ. 2 ZPO. ein Sequefter beſtellt werden, dem L. das Grundſtück 
übergeben und auflaſſen ſollte. Und würde man im übrigen den 
Wünſchen des Gläubigers entſprechend die angeblichen Anſprüche aus 
dem Kaufvertrage pfänden, ſo würde er damit gar nichts erreichen 
können. Er könnte auf Grund der Pfändung keinen Antrag beim 
Grundbuchamt ſtellen — der Antrag auf Eintragung als Eigentümer 
iſt ſchon geſtellt, eine dahingehende Vormerkung kommt alſo nicht 
mehr in Betracht —, er müßte abwarten, wie das Grundbuchamt 
auf den ſchon geſtellten Antrag entſcheidet. Er hat auch gar kein 
Intereſſe an der begehrten Pfändung. Er will die Eintragung einer 
Sicherungshypothek erreichen. Die kann er aber ſchon jetzt nach 
§ 867 ZPO. beantragen. Das Grundbuchamt wird über einen 
ſolchen Antrag erſt beſchließen können, wenn es über den Antrag 
auf Eintragung des Schuldners als Eigentümers befunden hat (8 17 
GBO.,; vgl. dazu Güthe, Grundbuchordn. [2] Anm. 14 zu § 17). 

Nun könnte man einwenden, der Schuldner V. könne ſeinen An⸗ 
trag auf Eintragung zurückziehen, dann würde auch der Antrag auf 
Eintragung der Sicherungshypothek hinfällig werden. Wie ſich 
der Gläubiger ſolchenfalls zu verhalten hätte, würde eine ſpätere 
Sorge ſein. Es würde ſich dann fragen, ob das prozeſſuale An⸗ 
tragsrecht des Schuldners auf Eintragung als Eigentümer pfändbar 
iſt (ogl. Seuff Arch. 61, 424 und DIZ. 1907, 707; Güthe, Grund⸗ 
buchordnung [2] Anm. 11 zu $ 13 Bd. 1 S. 252 über die Natur 
des Eintragungsantrags). 

Auch mit der Behauptung, der alte Kaufvertrag von April / Mai 
1911 ſei aufgehoben worden, an deſſen Stelle ſei der Kaufvertrag; 
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von Anfang Juli getreten, die Auflaſſung vom 9. Mai 1911 könne 
ſich nur auf den erſten Kaufvertrag beziehen, iſt nichts gewonnen. 
Es kann zweifelhaft ſein, ob durch die Zuſammenfaſſung der Kauf⸗ 
bedingungen in der Urkunde vom Juli 1911 ein neuer Kaufvertrag 
geſchloſſen worden iſt. Iſt das nicht der Fall, ſo gilt das bisher 
Ausgeführte. Iſt der alte Kaufvertrag beſeitigt, ſo iſt damit auch 
die Auflaſſung vom 9. Mai 1911 abgetan, ſie kann nicht für den 
ganz neuen Kaufvertrag wirken. Dann hat der Schuldner V. aller⸗ 
dings noch einen Anſpruch auf Auflaſſung gegen L., aber die Pfändung 
dieſes Anſpruchs hat der Gläubiger nicht beantragt. Bei einem 
Pfändungsantrag iſt der zu pfändende Anſpruch beſtimmt zu bezeichnen, 
am 31. Mai konnte der Gläubiger, da mit dem zweiten Kaufvertrag 
damals noch gar nicht zu rechnen war, nur Anſprüche aus dem erſten 
Kaufvertrage pfänden laſſen wollen. Er müßte alſo, wenn im Juli 
ein neuer Kaufvertrag abgeſchloſſen worden iſt, ſeine Rechte durch einen 
neuen Pfändungsantrag verfolgen. 

Auf die Hilfsanträge einzugehen, hatte das Landgericht keinen 
Grund. Der Antrag auf Pfändung des „Berichtigungsanſpruchs“ 
des Schuldners gegen L. — gemeint iſt der Antrag auf Eintragungs⸗ 
bewilligung — iſt ſchon in dem Hauptantrag enthalten. Und wie 
ſich der Gläubiger die Anordnung der Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek, einer Vormerkung oder gar eines Widerſpruchs denkt, iſt 
unverſtändlich (vgl. 85 883, 885, 889 BGB.). 

Beſchluß des Ferienſenats vom 3. Auguſt 1911, 1 W 125/11 
(nach Gera). 


21. Zuläſſigkeit einer Ordnungsſtrafe nach dem 
Schwarzburg-Rudolſtädtiſchen Geſetz über die 
freien Gerichtstage vom 16. März 1855. 

Der Beſchwerdeführer iſt vom Amtsgericht in Oberweißbach in 
eine Ordnungsſtrafe von 2 M. genommen worden, weil er der Ladung 
zu einem freien Gerichtstage nicht gefolgt iſt (Schw.⸗Rud. Geſetz vom 
16. März 1855). Die freien Gerichtstage ſollen der gütlichen Er- 
ledigung zivilrechtlicher Streitigkeiten dienen, die Beteiligten werden 
unter Androhung von Ordnungsſtrafen geladen (§ 5 des Geſetzes). 
Der Beſchwerdeführer meint, die Strafandrohung ſei unzuläſſig, weil 
die Zivilprozeßordnung eine Ladung der Parteien unter Strafandrohung 
grundſätzlich nicht kenne. 

Nun find durch § 14 EGzZ3 O. allerdings die prozeßrechtlichen 
Vorſchriften der Landesgeſetze für die bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 
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die nach der ZPO. zu entſcheiden ſind, aufgehoben worden. Aber 
auch nach der ZPO. iſt es dem Landesrecht geftattet, beſondere Schuld⸗ 
titel für die Zwangsvollſtreckung zu ſchaffen (§S 801 ZPO. Schw. 
Rud. AGz3 PO. vom 11. Juli 1899 Art. 5) und infolgedeſſen auch 
das Verfahren, das zur Erlangung eines ſolchen Titels führt, zu 
regeln. Es handelt ſich dabei nicht um einen Eingriff der Landed- 
geſetzgebung in das durch die Zivilprozeßordnung geregelte Verfahren, 
ſondern um außerhalb dieſes Verfahrens liegende Maßnahmen, die 
im Intereſſe der Beteiligten das ordentliche Prozeßverfahren unnötig 
machen ſollen. Solche landesrechtliche Vorſchriften (ſiehe vor allem 
auch die Beſtimmungen der bundesſtaatlichen Schiedsmannsordnungen) 
gehören nicht der ſtreitigen Gerichtsbarkeit an, ſondern der freie 
willigen Gerichtsbarkeit, oder ſind doch wenigſtens nach den Grund⸗ 
ſätzen der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu behandeln. Dann kann 
aber die Verhängung von Ordnungsſtrafen keinem Bedenken be⸗ 
gegnen. Das Recht, ſolche Strafen zu verhängen, iſt den Ge⸗ 
richten zwar im prozeſſualen Verfahren nach der ZPO. regelmäßig 
genommen (vgl. aber §§ 619 Abi. 3, 640, 641 ZPO.), nicht aber 
auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Das Schw.⸗Rud. 
AGzFG. vom 11. Juli 1899 erkennt dies in feinem Art. 12 aus⸗ 
drücklich an, zudem iſt die Verhängung von Ordnungsſtrafen ja auch 
noch im Geſetz über die freien Gerichtstage beſonders vorgeſehen. 

Beſchluß des Ferienſenats vom 3. Auguſt 1911, 2 1 8/11 (nach 
Rudolſtadt). 


22. Der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts (829 3 PO.) 
gilt auch für eine einzelne ſtreitige Vertragsver— 
pflichtung, nicht nur beim Streit über den ganzen 
Vertrag. Für eine Klage, die ſich auf die Ungül⸗ 
tigkeit eines Vertrags beruft, iſt der im Vertrag 
vereinbarte Gerichtsſtand nicht maßgebend. 

Am 26. Auguſt 1910 hat G. W., der damals einer der Ger 
ſchäftsführer der Klägerin war, mit der Beklagten einen Vertrag ab— 
geſchloſſen, nach dem ihr die Klägerin unter anderem bis zum 30. Juni 
1912 mindeſtens 30000 Stück Nähmaſchinen zu liefern hatte. Die 
Klägerin meint, der Vertrag ſei für ſie unverbindlich, weil ſie nach 
ihrem Geſellſchaftsvertrage durch zwei Geſchäftsführer vertreten 
werden müſſe, G. W. daher den Vertrag nicht habe allein abſchließen 
können. Sie hat deswegen auf Feſtſtellung geklagt, daß ſie der Beklagten 
die 30000 Nähmaſchinen nicht zu liefern brauche. Die Beklagte hat 
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die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts vorgeſchützt. Sie iſt 
der Anſicht, das Landgericht in Altenburg ſei nicht zuſtändig, weil 
im Gerichtsſtand des Erfüllungsortes nur das Beſtehen und Nicht- 
beſtehen des ganzen Vertrags geltend gemacht werden könne, nicht 
aber wie hier das einer einzelnen Vertragsverpflichtung, und weil 
ſich die Parteien außerdem nach § 9 des Vertrags vom 26. Auguſt 
1910 bei Streitigkeiten der Hamburger Gerichtsbarkeit unterworfen 
hätten. Wenn wegen jeder einzelnen Vertragsverpflichtung vor dem 
Gerichte ihres Erfüllungsorts Klage erhoben werden könnte, ſo müßte 
ſich — das iſt ihr Gedankengang — jedes dieſer Gerichte mit der 
Frage der Verbindlichkeit des Vertrags befaſſen und es könnte zu 
widerſprechenden Entſcheidungen kommen. Das Landgericht hat die 
Einrede verworfen, das Urteil wurde beſtätigt aus folgenden Gründen: 

Im Gerichtsſtand des Erfüllungsortes (§S 29 ZPO.) kann auch 
wegen einer einzelnen Vertragsverpflichtung geklagt werden, er gilt 
nicht nur für Klagen, die das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des ganzen 
Vertrags zum Gegenſtand haben. Darauf weiſt ſchon der Schluß 
des § 29 hin, wonach das Gericht des Ortes zuſtändig ſein ſoll, 
wo die ſtreitige Verpflichtung zu erfüllen iſt. Das Land⸗ 
gericht hat dafür aber mit Recht auch den $ 256 ZPO. und die 
Entſtehungsgeſchichte des § 29 ZPO. herangezogen (vgl. RG. 3, 
414; 9, 351; 56, 138; Seuff Arch. 50, Nr. 42; JW. 1900, 1504, 
1515). Erfüllungsort für die Verpflichtung, derentwegen die Klägerin 
klagt, würde Altenburg ſein, das Landgericht in Altenburg iſt deshalb 
für die Klage nach §S 29 ZPO. zuſtändig. Daß es der Klägerin, 
wie die Beklagte ausgeführt hat, im Grunde darauf ankomme, die 
Unverbindlichkeit des ganzen Vertrags feſtgeſtellt zu ſehen, mag richtig 
ſein. Maßgebend kann aber nur ihr Klagantrag ſein, und der geht 
nur auf Feſtſtellung, daß die eine Vertrags verpflichtung nicht beſteht. 

Auch aus § 9 des Vertrags vom 26. Auguſt 1910 iſt gegen 
die Zuſtändigkeit des Landgerichts in Altenburg nichts herzuleiten. 
Ob darin Hamburg als ausſchließlicher Gerichtsſtand vereinbart 
ſein ſollte und ob nicht — entgegen der Anſicht des Landgerichts — 
von vornherein die Vermutung dafür ſpricht, daß ein vereinbarter 
Gerichtsſtand ausſchließlich gelten ſoll, — in Schrifttum und Recht⸗ 
ſprechung wird jedenfalls faſt allgemein die Anſicht des Landgerichts 
vertreten, daß eine ſolche Vermutung nicht beſtehe, vgl. Gaupp⸗ 
Stein ZPO. (10. § 38 Anm. II, — kann dahingeſtellt bleiben. 
Denn für die Klage, die ſich auf die Unverbindlichkeit des Vertrags 
beruft, kann der im Vertrag beſtimmte Gerichtsſtand jedenfalls nicht 
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maßgebend ſein. Die Klägerin müßte ſich mit ihrer Behauptung, 
der ganze Vertrag ſei ungültig, in Widerſpruch ſetzen, wenn ſie die 
Beſtimmung des Gerichtsſtands als gültig anſehen wollte. Da von 
dieſer Behauptung, die zur Begründung des erhobenen Anſpruchs 
geltend gemacht wird, gleichzeitig auch die Zuſtändigkeit des ange⸗ 
rufenen Gerichts abhängt, braucht ihre Richtigkeit nicht ſchon im 
Streit über die Zuſtändigkeit nachgeprüft zu werden. Es genügt 
vielmehr zur Begründung der Zuſtändigkeit die einfache Behauptung 
(vgl. RGZ. 29, 371; ZW. 1901, 789, vgl. auch daſelbſt S. 285). 

Urteil des 3. eee vom 11. Oktober 1911, 3 U 10911 
(nach u 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


18. Strafrechtliche Verantwortlichkeit des Inhaberd 
eines öffentlichen Lokals, in dem ohne polizeiliche 
Erlaubnis getanzt wird. Altenb. Verordnung vom 
9. November 1868, die öffentlichen Vergnügungen 
betreffend. 

Ein Wirt hatte in ſeinem Reſtaurationslokale Muſikanten konzer⸗ 
tieren laſſen. Die Gäſte räumten ſpäter Tiſche und Stühle beiſeite, 
forderten die Muſikanten auf, Tanzweiſen zu ſpielen und tanzten. 
Tanzerlaubnis hatte niemand eingeholt. Der anweſende Wirt wußte 
von alledem, tat aber nichts, um das Tanzen zu unterſagen und zu 
verhindern. 

Die Vorinſtanzen verurteilten ihn wegen Uebertretung W 3 13 
der obengenannten Verordnung. 

Seine Reviſion wurde zurückgewieſen. 

Ohne Rechtsirrtum hat das Landgericht feſtgeſtellt, daß das 
Tanzen öffentlich war. Die Verordnung ſelbſt ſagt in § 2, was ſie 
unter einem „öffentlichen Tanz“ verſtanden wiſſen will. Sie beſtimmt, 
daß darunter „Tanzbeluſtigungen an öffentlichen Orten“ zu 
verſtehen ſind, auch wenn ſie auf einen geſchloſſenen Perſonenkreis 
beſchränkt find, es ſei denn, daß eine Ausnahme nach § 3 Nr. 2 
vorläge. Daß das Schanklokal, in dem der Tanz ſtattgefunden hat, 
ein ſolcher öffentlicher Ort iſt, hat das Landgericht feſtgeſtellt. Das 
Tanzen war überdies auch im gewöhnlichen Wortſinne „öffentlich“, 
denn das Landgericht hat feſtgeſtellt, daß jedermann Zutritt hatte und 
mittanzen konnte. 
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Die Reviſionsſchrift beſchäftigt ſich weiter damit, zu erörtern, 
daß das Landgericht den Begriff des „Veranſtalters“ einer Tanz⸗ 
beluſtigung verkannt habe. Ob dem ſo iſt, kann dahingeſtellt bleiben; 
denn der Angeklagte iſt ſchon nach § 13 Abſ. 2 Nr. 1 der Verordnung 
als Inhaber des Lokals ſtrafbar, auch wenn er nicht der Ver⸗ 
anſtalter der Tanzbeluſtigung war. Dort iſt beſtimmt: Strafbar 
ſind „die Inhaber von öffentlichen Tanzlokalen, welche ohne vorherige 
Einholung der erforderlichen Erlaubnis Tanz⸗ oder ſonſtige Luſtbar⸗ 
keiten halten oder halten laſſen“. Der Angeklagte iſt Inhaber 
eines ſolchen öffentlichen Tanzlokals. Darunter iſt nicht nur ein Lo⸗ 
kal zu verſtehen, das von vornherein den Zweck hat, daß in ihm 
Tanzluſtbarkeiten abgehalten werden, alſo z. B. ein Tanzſaal, ſondern 
auch ſolche öffentliche Lokale in denen gelegentlich Tanzbeluſtigungen 
ſtattfinden. Das ergibt ſich aus dem Geſamtinhalt der Verordnung, 
die den Kreis der öffentlichen Tanzluſtbarkeiten möglichſt weit faßt 
und namentlich alle ſolche Tanzbeluſtigungen treffen will, die in öffent⸗ 
lichen Lokalen gleichviel welcher Art, ſtattfinden. Es wäre kein Grund 
erſichtlich, weshalb die Verordnung nur beſtimmte Wirte, nämlich die 
einen Tanzſaal beſitzen, für verantwortlich erklären wollte, obwohl ſie 
doch auch die außerhalb von Tanzſälen, aber an öffentlichen Orten 
ſtattfindenden Tänze in gleicher Weiſe behandeln will wie die in 
Sälen. Zudem zeigt auch der Inhalt der Nr. 1 des § 13 ſelbſt, 
daß auf die Silbe „Tanz⸗ in dem Worte „Tanzlokal“ kein beſonderes 
Gewicht zu legen iſt, denn es wäre nicht erſichtlich, warum wegen 
des unerlaubten Haltens von „ſonſtigen Luſtbarkeiten“ (z. B. Stern⸗ 
ſchießen, Auskegeln, § 7 Nr. 2) gerade nur die Tanzlokalinhaber, 
nicht auch die Inhaber von andern öffentlichen Lokalen verantwort⸗ 
lich ſein ſollten. Inhaber eines öffentlichen Tanzlokals im Sinne 
des § 13 Abſ. 1 iſt vielmehr jeder Inhaber eines öffentlichen Lokals, 
in dem getanzt wird, in dem alſo nach § 2 ein öffentlicher Tanz 
ſtattfindet. 

Der Angeklagte hat alſo als Inhaber eines öffentlichen Tanz⸗ 
lokals eine Tanzbeluſtigung halten laſſen. Darunter iſt nicht etwa 
der zu verſtehen, auf deſſen „Veranlaſſung“ der Tanz ſtattfindet, alſo 
der Veranſtalter, ſondern der, der duldet (zuläßt), daß in ſeinem 
Lokale getanzt wird. Eine andere Deutung läßt die Verordnung nicht 
zu. Sie unterſcheidet Lokalinhaber, die Tanzbeluſtigungen halten, 
und ſolche, die Tanzbeluſtigungen halten laſſen. Damit will ſie 
— das ſagt der Wortlaut deutlich — den Veranſtalter, alſo den, 


der eine Tanzbeluſtigung ſelbſt hält, und im Gegenſatz u den, der 
Blätter für Rechtspflege LXI. N. F. XXXIX. 
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einen Tanz in ſeinem Lokale duldet, bezeichnen. Sonſt hätte die 
Verordnung in demſelben Satz zweimal dasſelbe geſagt. 
| Endlich kann ſich der Angeklagte nicht darauf berufen, daß nicht 
er, ſondern ſeine Gäſte als Veranſtalter des Tanzes die polizeiliche 
Erlaubnis hätten einholen müſſen. In § 13 Nr. 1 iſt ganz allge⸗ 
mein beſtimmt, daß der Wirt ſtrafbar iſt, wenn er den Tanz abhal⸗ 
ten läßt, ohne daß dieſe Erlaubnis eingeholt iſt. Hier trifft die Ver⸗ 
ordnung keine Beſtimmung darüber, wer die Erlaubnis einzuholen 
hat. Das hat fie ſchon in 88 2 und 12 geregelt. Sie zieht aber 
den Lokalinhaber mit zur Verantwortung, wenn er den unerlaubten 
Tanz duldet, obwohl er das Fehlen der Erlaubnis kennt. So zieht 
ſie ja auch die Muſiker zur Verantwortung (Nr. 4 des § 13 Abſ. 2). 

Auch inſofern geht die Reviſion fehl, als ſie rügt, ein Ver⸗ 
ſchulden des Angeklagten ſei nicht feſtgeſtellt. Das Landgericht 
ſagt ausdrücklich: „Der Angeklagte wußte, daß zur Veranſtaltung 
eines öffentlichen Tanzes polizeiliche Erlaubnis gehört. Die hatte er 
nicht.“ Damit iſt das Verſchulden hinreichend feſtgeſtellt. 

Urteil des erſten Strafſenats vom 9. September 1911, 8 891 
(nach Altenburg). 


19. Unzuläſſigkeit, Form und Umſtände, die den belei⸗ 
digenden Charakter einer Aeußerung erſt bedingen, 
zur Feſtſtellung der Beleidigungsabſicht nach 
8 193 StGB. mitheranzuziehen. Bewußtſein der 
Rechtswidrigkeit einer beleidigenden Aeußerung. 
Das Urteil ſtellt feſt, der Angeklagte habe am 16. März 1911 

auf dem Jahrmarkt in Eiſenach an dem Verkaufsſtand der Privat⸗ 

klägerin in lautem Ton zu ihr geäußert: 
„Wo iſt denn Ihr Sohn? Und wie iſt es mit den 20 M.? Wenn 
ich ſie bis heute abend nicht kriege, verklage ich Sie, Sie haben 
ſich mitverbürgt“. 

Das Urteil meint, an ſich enthalte eine Mahnung keine Beleidigung, 
erſt dadurch, daß ſie in lautem Tone auf öffentlichem Jahrmarkt 
ausgeſprochen worden ſei, ſei ſie zur Beleidigung der Privatklägerin 
geworden. Das Urteil kommt aber zur Freiſprechung, indem es 
ausführt, der Angeklagte habe die Aeußerung zur Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen getan, Form und Umſtände aber, unter denen 
die Aeußerung geſchah, zwängen nicht dazu, eine Beleidigungsabſicht 
feſtzuſtellen. Der Angeklagte werde daher durch 8 193 StGB. 
geichügt. 
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Die Reviſion rügt unrichtige Anwendung dieſer Geſetzesbeſtimmung, 
konnte aber nicht zur Aufhebung des Urteils führen. 

Das Landgericht wendet den § 193 allerdings rechtsirrtümlich 
an. Seine Anwendung ſetzt voraus, daß eine Aeußerung ihrem 
Inhalt nach beleidigend iſt, aber zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen dient und nicht durch die Form oder die Umſtände, unter 
denen ſie geſchah, eine Beleidigungsabſicht erkennen läßt. Iſt der 
Inhalt einer Aeußerung an ſich nicht beleidigend, machen ſie erſt die 
Form und die Umſtände, unter denen ſie erfolgte, zu einer Beleidigung, 
jo kommt die Anwendung des § 193 zunächſt überhaupt nicht in 
Frage. Es geht alſo nicht an, bei Prüfung der Frage, ob die 
Beleidigungsabſicht nach § 193 gegeben ſei oder nicht, Form und 
Umſtände, die den beleidigenden Charakter einer Aeußerung erſt be⸗ 
dingen, mitheranzuziehen, hier dürfen vielmehr — abgeſehen von der 
Form einer an ſich ſchon beleidigenden Aeußerung — nur Umſtände in 
Betracht kommen, die von dieſen verſchieden ſind und die beleidigende 
Aeußerung nur begleiten (RGSt. 16, 193). | 

Die Aeußerung des Angeklagten enthält aber nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Landgerichts inhaltlich keine Beleidigung, erſt ihre Form 
und die Umſtände, unter denen ſie geſchah, geben ihr den beleidigenden 
Charakter, die Heranziehung des § 193 iſt alſo zu Unrecht erfolgt. 
Trotzdem iſt das Urteil aufrecht zu halten. 

Es meint: wenn der Angeklagte die Privatklägerin in lautem 
Ton auf öffentlichem Jahrmarkt wegen ihrer Schuld gemahnt habe, 
fo enthalte das eine Bloßſtellung, alſo eine Beleidigung der Privat- 
klägerin. Damit iſt die objektive Vorausſetzung einer Beleidigung 
nach § 185 StGB. gegeben. Eine Verurteilung auf Grund dieſer 
Geſetzesbeſtimmung darf aber nur eintreten, wenn der Angeklagte in 
dem Bewußtſein gehandelt hat, daß die Aeußerung rechtswidrig und 
geeignet ſei, die Ehre des anderen zu verletzen. Das Urteil läßt 
erkennen, daß es das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit des Angeklagten 
verneinen will. Seine Ausführungen bewegen ſich allerdings aus⸗ 
ſchließlich in der Richtung, die Beleidigungs abſicht ſei zu verneinen. 
Hierbei wird aber auch hervorgehoben, aus dem Sachverhältnis könne 
nicht feſtgeſtellt werden, daß der Angeklagte bewußt über das Maß 
des Erlaubten hinausgegangen ſei. Das Urteil ſagt: der Angeklagte 
ſah ſich ſeiner Schuldnerin, einer auswärtigen Händlerin, die er nur 
ſelten zu Geſicht bekam, plötzlich auf dem Jahrmarkt gegenüber, da 
überfiel ihn die Sorge, er könne ſein Geld verlieren, ſie trieb ihn, 
ſie augenblicklich zu mahnen, und er hat auch ſofort gemahnt, und 
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wenn dies nun auch mit lauten Worten geſchehen iſt, ſo ſpricht doch 
der ganze Sachverhalt dagegen, daß dem Angeklagten hierbei zum 
Bewußtſein gekommen ſei, er verletze durch ſeine Mahnung rechts⸗ 
widrig die Ehre der Privatklägerin. Damit iſt das Bewußtſein der 
Rechtswidrigkeit der Kundgebung ohne erſichtlichen Rechtsirrtum ver⸗ 
neint. Die Reviſion war daher zurückzuweiſen. 

Urteil des erſten Strafſenats vom 18. Oktober 1911, V 33/11 
(nach Eiſenach). 


20. Jagdausübung (292 StGB.) liegt auch vor, wenn 
ſich jemand das Geweih eines verweſten Hirſches 
aneignet. 

Das Landgericht hält es nicht für eine unbefugte Jagdausübung, 
daß ſich jemand im Großherzoglichen Jagdrevier ein Hirſchgeweih von 
14 Enden (40 — 100 M. wert) angeeignet hat. Das Geweih gehörte 
erkennbar zu einem Hirſche, der dort vor mehreren Monaten verendet 
war. Darauf komme es nicht an, meint das Landgericht mit dem 
Reichsgericht, das Band 5, 125 Rechtſprechung ſagt, es gehe zu weit, 
anzunehmen, daß die Okkupationsbefugnis ſo lange dauere, wie das 
das Tier äußerlich noch als zu den jagdbaren Tieren gehörig kenntlich 
ſei. Das Geweih war, ſtellt es feſt, noch mit dem Schädel verbunden, 
der Kadaver war völlig verweſt, das Gerippe war von Fleiſch und 
Haut ganz entblößt, mag es nun noch zuſammengehangen haben oder 
mögen die Knochenteile zerſtreut und loſe durcheinander gelegen haben. 

Das Reichsgericht (I. Strafſenat vom 29. September 1892 
JW. 92 S. 453 Nr. 34) erklärt es für gleichgültig, ob einzelne Teile 
des Wildes, wie das Geweih, noch nicht völlig verweſt ſeien, der 
Begriff eines jagdbaren Tieres ſei aufgehoben, wenn der Verweſungs⸗ 
prozeß ſo weit fortgeſchritten ſei, daß der Kadaver nicht mehr als 
Wild aufzufaſſen ſei, und hierbei ſei das Tier in ſeiner Geſamtge⸗ 
ſtaltung ins Auge zu faſſen. 

Dem hat ſich der dritte Strafſenat des Reichsgerichts in der 
Entſcheidung vom 18. November 1901, Recht 02 S. 25 Nr. 115 
einfach angeſchloſſen, als es ſich wiederum um ein Geweih handelte, 
das jemand gefunden hatte. Es iſt rein tatſächliche Feſtſtellung, wenn 
das Landgericht annimmt, das Tier als Ganzes betrachtet ſei voll⸗ 
ſtändig verweſt geweſen, die ſchriftliche Reviſionsbegründung bewegt 
ſich auf einem Gebiet, das ihr verſchloſſen iſt, wenn ſie dagegen 
ankämpft. Die rechtlichen Geſichtspunkte, die das Reichsgericht in 
den angeführten Urteilen aufſtellt, hat das Landgericht beachtet. 
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Aber dieſen Rechtsſätzen iſt nicht unbedingt zu folgen. Zwar 
iſt es bedenklich, von der Rechtſprechung des Reichsgerichts abzuweichen, 
da dadurch die Geſetzanwendung ungleich und unſicher wird. Dies 
Bedenken wiegt aber hier nicht ſchwer, da das Reichsgericht keine 
feſten und ſicheren Richtlinien aufſtellt und ſo, wie es den Begriff 
des Fallwildes begrenzt, die Hauptſache der tatſächlichen Feſtſtellung 
überläßt, die ſehr verſchieden ſein kann. So ſagt es in Goltd Arch. 
43, 48: Die Frage, wie weit die Zerſtörung fortgeſchritten war und 
hiermit das im Leben jagdbar geweſene Tier aufgehört hatte, ganz 
oder teilweiſe Gegenſtand des Jagdrechts ſein zu können, iſt rein 
tatſächlicher Natur. Und betrachtet man den Zweck des § 292 StGB. 
und den Zuſammenhang der Rechtſprechung des Reichsgerichts, ſo 
ſind die Grundſätze nicht zu billigen, zu denen jene Entſcheidungen 
kommen. 

Ausgegangen wird immer vom Urteil des 2. Strafſenats vom 
26. Februar 1883, Rechtſpr. 4, 713. Dieſes hält für unrichtig, daß 
ein gefallenes Wildſchwein deshalb kein Fallwild ſei, weil es für 
Menſchen ungenießbar geworden fei, und hebt gerade hervor, daß 
auch wertloſes Fallwild dem Aneignungsrecht des Jagdberechtigten 
unterliege. Als Schranke wird allerdings geſetzt, es dürfe keine Zer⸗ 
ſtörung eingetreten ſein, die den Begriff des jagdbaren Tieres auf⸗ 
höbe. Das Landgericht, wohin damals die Sache zurückverwieſen 
wurde, ſagte hierauf, das Wildſchwein ſei in Aas übergegangen, und 
der zweite Strafſenat, Rechtſpr. 5, 126 meinte dann, damit ſei feſt⸗ 
geſtellt, der Verweſungsprozeß ſei fo weit fortgeſchritten, daß der Ka⸗ 
daver nicht mehr als Wild aufzufaſſen ſei, und führte aus, Fall wild 
ſtehe zwar lebendem gleich, aber nach dem Sprachgebrauch des täg⸗ 
lichen Lebens ſei ein verweſter Kadaver kein Fallwild mehr. Soweit 
wird das Reichsgericht dem Zweck des Geſetzes gerecht. Der Begriff 
iſt abgeleitet aus dem Fall, der zu beurteilen war, ein Wildſchwein, 
das Aas geworden iſt, iſt kein Wild mehr, weder ganz noch zum 
Teil, hat keinen Wert mehr für den Jagdͤberechtigten, er will nicht 
das Aas erbeuten. Der Begriff paßt für die Sache, weil er erſt daraus 
abgeleitet iſt. Wird er aber ohne Rückſicht auf die Wirklichkeit aus 
ſich heraus näher beſtimmt, bleibt dabei die Bedeutung und der 
Zweck des Geſetzes unbeachtet, jo ergeben ſich falſche Grundſätze. 
Daß auf einzelne Teile nichts ankomme, und nur die Geſamtgeſtaltung 
zu berückſichtigen ſei, iſt rein begriffsmäßig gedacht, läßt aber außer 
Betracht den Sprachgebrauch des täglichen Lebens, wovon das Reichs⸗ 
gericht doch früher ausgegangen iſt, und die Auffaſſung des Verkehrs, 
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die der Sprachgebrauch doch nur widerſpiegelt. Auch ein Teil eines 
Tieres iſt Wild; werden von einem gefallenen Hirſch einige Teile 
verſchleppt, bleiben andere da, die z. B. noch als Fleiſch verwertbar 
ſind, ſo iſt der Begriff des Wildes — des Hirſches — zwar nicht 
mehr erfüllt, es iſt kein Ding mehr, das in der Geſamtgeſtaltung 
Hirſch iſt, aber es iſt Wildpret, auch ſolche Teile haben für einen 
Jagdberechtigten Wert, ſie gehören zum Gegenſtand der Jagd, unter⸗ 
liegen der Aneignungsbefugnis mit ihren Rechten und Pflichten. 

§ 292 StGB. will des Intereſſe des Aneignungsberechtigten 
ſchützen, verhüten, daß jemand in ſeine Aneignungsbefugnis eingreift. 

Das Intereſſe läßt ſich nicht begrenzen durch die rein begriffs⸗ 
mäßige Beſtimmung, ob noch die Geſamtgeſtaltung den Begriff des 
jagdbaren Tieres erfülle. Darauf kommt es an, ob auch ein Teil 
für die Jagd Wert und Bedeutung hat, ob der Jäger als ſolcher bei 
der Jagdausübung darauf ausgeht, gerade auch einen ſolchen Teil 
zu erbeuten und ob der Teil erkennbar der Reſt eines Jagdteeres iſt, 
das dort gefallen iſt. Aas ſich anzueignen, fehlt das jagdliche 
Intereſſe, mag es auch noch Wert haben als Fiſchfutter u. dgl. 
Zweck der Jagd iſt nicht, ſolches zu erlegen und zu erbeuten. Der 
Aneignung beim Jagdbetrieb dient nun aber ſicher und ganz hervor⸗ 
ragend das Hirſchgeweih, beſonders, wenn es wertvoll iſt. Der 
Hirſch iſt als Jagdbeute noch nicht entſchwunden, ſolange das Geweih 
noch als Ueberreſt des Tieres daliegt. Das Geweih von 14 Enden 
iſt Reſt eines Jagdtieres. Es iſt Wild, Teil eines Hirſches, wenn 
er noch lebt, Teil, wenn er geſchoſſen wird, Teil, wenn er gefallen 
iſt. Es iſt nicht Aas, wovon ſich der Jäger mit Abſcheu abwendet, 
geht nicht in Fäulnis über, leidet durch den Tod und die Verweſung 
keine Veränderung in feinem Weſen, iſt noch dasſelbe Ding, ebenſo 
wertvoll, begehrt vom Jäger, wie wenn der Hirſch eben geſchoſſen 
oder ſonſt gefallen iſt, iſt ein wertvolles Jagdſtück, Zeichen für den 
Wildſtand des Jagdreviers. Wer es von den ſonſtigen Knochen weg⸗ 
nimmt, beraubt den Tierreſt gerade deſſen, was ihn noch als Jagd⸗ 
beute erſcheinen läßt, zerſtört gerade erſt die Jagdbeute und macht fie 
zu einem wertloſen Knochenhaufen, bei dem es gleichgültig iſt, ob 
er von einem Hirſch oder irgendeinem nicht jagdbaren Tiere herrührt. 

Um Teil des Fallwilds, alſo ſelbſt Fallwild zu ſein, muß das 
Geweih nur noch da liegen, wo das Tier gefallen iſt, wo es als 
Jagdbeute gedient hätte, wenn es gleich nach dem Tod entdeckt worden 
wäre, es muß als Teil von Fallwild erkennbar ſein, aus ſeiner Lage 
muß hervorgehen, daß es ſich der Jagdberechtigte noch nicht angeeignet 
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hat, daß es noch nicht heraus ift aus dem Bereich, das zur Jagd dient, 
daß der Jagdberechtigte auch noch nicht auf Aneignung verzichtet hat. 

Dieſe Merkmale liegen bei dem Hirſchgeweih vor, das im Groß⸗ 
herzoglichen Forſtrevier gefunden worden iſt. Es iſt nun noch zu 
prüfen, ob ſonſt die Tatbeſtandsmerkmale der Hehlerei beim Ange⸗ 
klagten erfüllt ſind. 

Die gegebene Umſchreibung von Fallwild hält ſich im Rahmen 
des Geſetzes, geht nicht darüber hinaus. 

Welche Tiere jagdbar ſind, beſtimmt das Landesrecht. Wie lange 
bei dem einzelnen Tier die Jagdbarkeit dauert, daß ſie auch bei Fall⸗ 
wild noch beſteht, entwickelt das Reichsgericht daraus, was Jagen 
iſt, alſo aus einem allgemeinen Begriffe des § 292 StGB., aus 
dem Reichsrecht. Beſondere Strafen, die das Landesrecht für die 
Aneignung von Fallwild feſtſetzt, find aufgehoben, § 292 StGB. 
deckt die Aneignung von Fallwild (RG. 19, 51). Die Landesgeſetze 
beſtimmen aber oft den Umfang der Jagd näher, indem ſie Fallwild 
ausdrücklich dazu rechnen. Soweit ſind ſie gültig. So hat das 
Bayeriſche Ausführungsgeſetz zum BGB. Art. 143 Ziff. 1 b Fallwild 
zu den Gegenſtänden des Jagdrechts gezählt und auch das Weimariſche 
Geſetz vom 13. April 1821 § 35 beſtimmt, daß ſich niemand ohne 
Erlaubnis des Jagdberechtigten an einem verendeten Stück Wild 
vergreifen dürfe. 

Das Weimariſche Jagdrecht ordnet aber nicht nur das Tier dem 
Jagdrecht unter, alſo nicht nur deſſen natürliche Teile, ſondern auch 
Teile, die ſelbſtändig geworden ſind, die neben dem Tiere für 
ſich beſtehen. So find nach § 34 des Geſetzes alle von Hirſchen 
oder Rehböcken abgeworfenen und aufgefundenen Gehörne dem Jagd⸗ 
berechtigten abzuliefern. Hier wird die Aneignungsbefugnis des 
Jagdberechtigten alſo ausgedehnt auf frühere Teile des Tieres, die 
nun ſelbſtändig für ſich neben dem Tiere beſtehen. Um wieviel mehr 
muß ſich das Jagdrecht auf Teile erſtrecken, die noch erkennbar zum 
verendeten Tiere gehören, der Reſt des Tieres ſind. Das iſt keine 
unzuläſſige Analogie im Strafrecht, ſondern eine Ausfüllung der Straf⸗ 
beſtimmungen durch das Landesrecht, worauf ſie verweiſen. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 23. März 1912, S 21/12 (nach 
Eiſenach). 


21. Fahrläſſigkeit eines Milchhändlers beim Feils 
halten von verfälſchter Milch. — 88 10 Ziff. 2, 
11 des Nahrung smittelgeſetzes. 


— 232 — 


Es iſt zutreffend, wenn das Landgericht bei der Prüfung der Fahr⸗ 
läſſigkeit davon ausgeht, daß die Angeklagten ſich nicht damit hätten 
begnügen dürfen, die Milch durch ihren Lieferanten (eine Molkerei) unter⸗ 
ſuchen und ſelbſt nur in größeren Zwiſchenräumen Proben bei der land⸗ 
wirtſchaftlichen Verſuchsanſtalt prüfen zu laſſen. Ihre Schuldigkeit haben 
ſie damit nicht voll getan, ſelbſt wenn vor dem jetzigen Straffall Bean⸗ 
ſtandungen, wie ſie angeben, nicht vorgekommen ſind. Gerade die Milch 
iſt ein Nahrungsmittel, bei dem im Verkehr überaus häufig mit Ver⸗ 
fälſchungen gerechnet werden muß. Milchhändler müſſen daher beſondere 
Sorgfalt anwenden, um Verfälſchungen auf die Spur zu kommen und 
Abgabe verfälſchter Milch an ihre Abnehmer zu vermeiden. Wie das 
Landgericht feſtgeſtellt hat, gibt es Apparate, durch die ſich erhebliche 
Milchverfälſchungen leicht feſtſtellen laſſen, durch die jedenfalls, ſollten 
ſie auch, wie die Angeklagten behaupten, nicht ganz zuverläſſig ſein, 
ſo grobe Milchverfälſchungen, wie hier in Frage kommen, unbedingt 
erkennbar ſind. Mag nun auch der Profeſſor J. dem Angeklagten 
Ehemann R. einmal geſagt haben, Verwäſſerung der Milch laſſe 
ſich durch die Apparate nicht mit Sicherheit feſtſtellen, ſo mußten die 
Angeklagten trotzdem die ganz einfachen Unterſuchungen mit dieſen 
Apparaten vornehmen, um doch wenigſtens ganz grobe Verfälſchungen 
zu erkennen. Hätten ſie die beanſtandete Milch mit dem Apparat 
geprüft, ſo würde ihnen die ganz ſtarke Wäſſerung der Milch nicht 
entgangen ſein. Es iſt alſo berechtigt, wenn das Landgericht in der 
Unterlaſſung der Prüfung eine Fahrläſſigkeit ſieht. 

Auch die beſonderen Ausführungen des Landgerichts über die 
Fahrläſſigkeit der Frau R. ſind rechtlich bedenkenfrei. Die beanſtandete 
Milch iſt aus den Beſtänden des Milchladens, den die Frau R. be⸗ 
ſorgt, entnommen worden, ſie hat gewußt, daß ihr Mann die Milch 
nicht unterſuche. Infolgedeſſen mußte ſie, wie das Landgericht ohne 
Rechtsirrtum folgert, als Inhaberin des Milchhandels die Unterſuchung 
ſelbſt vornehmen. | 

Urteil des erſten Strafſenats vom 9. März 1912, S 13/12 (nach 
Rudolſtadt). 


22. Verhältnis des 8 153 der Gewerbeordnung zum 
allgemeinen Strafgeſetz. — Ein fortgeſetztes Ver⸗ 
gehen gegen $ 153 GO. liegt nicht vor, wenn ſich 
die mehreren Handlungen gegen mehrere Perſonen 
gerichtet haben. 
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Ohne Rechtsirrtum findet das Landgericht in den feſtgeſtellten 
Vorgängen den Tatbeſtand des § 153 GO. verwirklicht. Doch iſt 
es zweifelhaft, ob ſeinen Ausführungen über das Verhältnis der 
88 240, 185 StGB. zu dem § 153 GO. zuzuſtimmen iſt, ob es 
die Angeklagten nach $ 153 Go. verurteilen dürfte, und fie nicht 
vielmehr nach §8 240, 44 und 185 StGB. hätte verurteilen müſſen, 
da ihre Handlungen auch dieſe Tatbeſtände erfüllen. 

Das Landgericht meint, § 153 GO. ſei das beſondere Geſetz 
die Strafbeſtimmungen der 88 185, 240 StGB. feien nur anzuwenden, 
wenn die Strafe nach 153 GO. für die Tat nicht ausreiche, wenn 
eine höhere Strafe als 3 Monate Gefängnis angemeſſen ſei. Es 
folgert das aus der Faſſung des § 153 GO. „ſofern nach dem alle 
gemeinen Strafgeſetze eine härtere Strafe nicht eintritt“. „Eintritt“ 
ſei, ſo führt es aus, gleichbedeutend mit „verwirkt iſt“, nicht mit „an⸗ 
gedroht iſt“. Dieſelbe Anſicht wie das Landgericht hat der Senat 
in dem Urteile vom 9. November 1908 (ThürBl. 56, 55) vertreten, 
ſie wird auch von dem bayriſchen Oberſten Landesgericht (Entſch. in 
Strafſ. 7, 294 ff.) geteilt. Das Reichsgericht nahm früher an, daß 
8153 GO. mit Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs (namentlich mit den 
hier in Betracht kommenden §§ 185, 240) einheitlich anwendbar ſei, daß 
bei ſeinem Zuſammentreffen mit einer Beſtimmung des Strafgeſetzbuchs 
nach § 73 StGB. zu verfahren, alſo nach der Strafbeſtimmung mit 
der ſchärfſten Strafandrohung zu ſtrafen ſei (vgl. Rechtſpr. 10, 619, 
RGSt. 11, 128; 27, 307; 30, 359). Es lehnte dabei die Auf⸗ 
faſſung Olshauſens (ſiehe jetzt deſſen Anmerkung 34, 35 zu § 73 
StGB. [8]) ab, daß unter die Mindeſtſtrafe der mitverletzten Straf⸗ 
beſtimmung nicht heruntergegangen werden dürfe (vgl. RGSt. 16, 
392, ſiehe neuerdings auch 39, 158). Noch vor der erwähnten Ent⸗ 
ſcheidung des Senats vom 9. November 1908 hat es ſeinen Stand⸗ 
punkt gewechſelt in der Entſcheidung vom 27. März 1906 (38, 383), 
die allerdings nicht den § 153 Go. und fein Verhältnis zu den 
allgemeinen Strafbedingungen betrifft, ſondern den § 6 des Geſetzes 
vom 4. Juli 1905 (über Wetten bei öffentlich veranſtalteten Pferde⸗ 
rennen), der dieſelbe Klauſel wie §S 153 GO. enthält: „ſofern nicht 
nach anderen Geſetzen eine höhere Strafe eintritt“. Die Grundſätze, 
die es in dieſer Entſcheidung entwickelt hat, gelten auch für die Aus⸗ 
legung des 8 153 GO. Das hat es in feinem Urteil vom 14. April 
1910 (RGSt. 44, 1) ſelbſt noch ausgeſprochen, wobei es noch 
beſonders die Entſtehungsgeſchichte des 8 153 GO. verwertet hat. Es 
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nimmt danach jetzt den Standpunkt ein, 8 153 GO. gelte nur aus- 
hilfeweiſe, wenn nach den allgemeinen Strafgeſetzen keine härtere Be⸗ 
ſtrafung möglich ſei: „ſofern keine härtere Strafe eintritt“, ſei 
gleichbedeutend mit „ſofern keine härtere Strafe angedroht iſt“. 
Der Senat hat ſich dieſer Auffaſſung in einer nicht veröffentlichten 
Entſcheidung vom 14. Juni 1911 (S. 54/11) angeſchloſſen. Er 
neigt auch jetzt zu ihr hin, wenn er auch das Bedenken des Reichs⸗ 
gerichts (38, 385) nicht teilen kann, daß die Prüfung, welche Strafe 
nach dem einen und welche nach dem andern Geſetze angemeſſen ſei, 
im Einzelfalle kaum durchführbar ſei. Je nach dem Strafrahmen. 
die die einzelnen verletzten Geſetze aufſtellen, wird ein Auswerfen der 
Strafe nach dieſem und jenem Geſetze ohne beſondere Schwierigkeit 
möglich ſein. Es heißt aber doch wohl zuviel Gewicht auf die Wort⸗ 
faſſung („eintritt“) legen, wenn man die Strafe fo lange nach $ 153 
GO. beſtimmen will, als die nach dem ſtrengeren Geſetze ermittelte 
Strafe 3 Monate Gefängnis nicht überſteigt. Es wäre doch ein 
rechter Umweg, wenn man erſt die Strafe auch nach dem allgemeinen 
Geſetze beſtimmen müßte, fie aber nur dann, wenn fie drei Monate Ge⸗ 
fängnis überſteigt, nach dem allgemeinen Geſetze, aus dem ſie gefunden 
ift, auszuſprechen hätte, ſonſt aber nach $ 153 GO. Wie wäre zu 
verfahren, wenn nach dem allgemeinen Geſetz zwei Monate Gefängnis, 
nach § 153 GO. aber nur ein Monat Gefängnis angemeſſen iſt? 
Wäre dann auf zwei Monate Gefängnis nach § 153 GO. zu erkennen 
oder nur auf einen Monat? 

Der Senat braucht im vorliegenden Falle zu der Frage keine 
beſtimmte Stellung zu nehmen. Denn folgt man auch der Anſicht 
des Reichsgerichts und nimmt danach an, daß das Landgericht die 
§§ 185, 240 StGB. durch Nichtanwendung verletzt hat, jo find doch 
die Angeklagten dadurch nicht beſchwert. Das Landgericht hätte aller⸗ 
dings bei Anwendung der 88 185, 240 StGB. die Möglichkeit 
gehabt, auf Geldſtrafe zu erkennen. Wenn es aber unter Anwendung 
des § 153 GO. bei einem Strafrahmen von einem Tag bis drei 
Monate Gefängnis auf zwei Monate Gefängnis erkannt hat, ſo 
zeigt das, daß es die Straftaten als ſchwer angeſehen hat und ſicher⸗ 
lich auch bei Anwendung der 88 185, 240 StGB. nicht auf Geldſtrafe 
erkannt haben würde. Die Gefängnisſtrafen würde es aber nach 
88 185, 240, 44 StGB. nicht niedriger als nach § 153 GO. bemeſſen 
haben, da ja dort viel höhere Gefängnisſtrafen angedroht ſind. — 

Wenn das Landgericht ferner eine fortgeſetzte Handlung ange— 
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nommen hat, ſo führt auch das nicht zur Aufhebung des Urteils. 
Die Annahme einer fortgeſetzten Handlung iſt zwar rechtsirrig, da ſich 
die einzelnen Tätigkeiten gegen höchſtperſönliche Rechtsgüter mehrerer 
Perſonen gerichtet haben, daher die Einheit des verletzten Rechtsguts 
fehlt (RGSt. 27, 19; 44, 228, 229). Aber auch dadurch ſind die 
Angeklagten nicht beſchwert. Das iſt im Gegenteil zu ihren gunſten, 
fie wären bei Annahme von drei ſelbſtändigen Handlungen voraus⸗ 
ſichtlich härter beſtraft worden. 

Urteil des erſten Strafſenats vom 6. April 1912, 8 26/12 
(nach Meiningen). 


23. Verletzt eine Tat den § 153 G—O. und den $ 185 


StGB., fo iſt nach 8 185 StGB. zu ſtrafen, der 
die härtere Strafe androht. Fehlt aber der Straf- 
antrag wegen Beleidigung, dann iſt nach §153 G—O. 
zu ſtrafen. 

Die Feſtſtellungen des Landgerichts ergeben einwandfrei, daß ſich 
die Angeklagten gegen $ 153 GO. vergangen haben. Wenn die 
Reviſion gerügt hat, W. habe gar nicht zu den Streikenden gehört 
und deshalb ein Vergehen gegen § 153 GO. gar nicht begehen 
können, ſo iſt das ebenſo rechtsirrig wie die weitere Rüge, daß bei 
der „Ehrverletzung“ im § 153 GO. nur an eine ſtrafbare Be⸗ 
leidigung gedacht ſei. Das Landgericht hat dieſe Einwände, die der 


Verteidiger ſchon vor ihm geltend gemacht hatte, mit zutreffenden 


Ausführungen widerlegt. Der Verteidiger iſt darauf in der Haupt⸗ 
verhandlung vor dem Reviſionsgericht auch nicht zurückgekommen. 
Er hat vielmehr das Gewicht auf den dritten Einwand gelegt, den 
er auch ſchon früher erhoben hatte und der dahin geht: Nach dem 
Eröffnungsbeſchluß verletze die Tat der Angeklagten den § 185 StGB. 
und den § 153 GO., nach § 73 StGB. ſei daher die Strafe nach 
§ 185 StGB. als dem ſchwereren Strafgeſetz zu beſtimmen; da der 
Strafantrag wegen Beleidigung zurückgezogen ſei, könnten die Ange⸗ 
klagten überhaupt nicht beſtraft werden. 

Auch dies iſt rechtsirrig, wie ſchon das Landgericht zutreffend 
ausgeführt hat. Der § 153 GO. wurde erlaſſen, als noch kein 
allgemeines Reichsſtrafgeſetz beſtand. Er wollte gewährleiſten, daß 
die in ihm angeführten Vergehen auf alle Fälle beſtraft würden, 
auch wenn ſie im Landesſtrafrecht nicht mit Strafe bedroht wären. 
Er droht Strafe bis zu 3 Monaten Gefängnis an, ſofern nicht nach 
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dem allgemeinen Strafgeſetz eine härtere Strafe eintritt. Jetzt iſt 
nun an die Stelle des früheren Landesſtrafrechts das Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuch getreten. Die Bedeutung des § 153 GO. hat ſich damit 
nicht geändert, es ſoll auch jetzt noch verbürgen, daß unter allen 
Umſtänden Strafe eintritt, wenn das allgemeine Strafgeſetz verſagt. 
Es iſt nun für ſeine Anwendung gleichgültig, ob das allgemeine 
Strafgeſetz im einzelnen Falle überhaupt keine einſchlagende Be⸗ 
ſtimmung hat, oder ob eine ſolche im gegebenen Falle aus einem 
beſtimmten Grunde nicht angewendet werden kann. 

Nur ein Bedenken kann gegen das Urteil beſtehen. Es kann 
ſich fragen, ob der Angeklagte W. nicht nach 8$ 240, 44 StGB. 
hätte beſtraft werden müſſen, ſtatt nach 8 153 GO. Das Landgericht 
betrachtet die Aeußerungen W. nur nach § 185 StGB., er hat aber 
auch geäußert, den Streikbrechern gehöre tüchtig die Freſſe vollgehauen 
und er wollte mit H. im Finſtern unter vier Augen abrechnen. In 
dieſen Worten ſoll doch wohl eine Drohung mit einer Köperverletzung 
liegen. Und wenn W. die Drohung ausgeſprochen hätte, um H. zur 
Teilnahme am Streik zu beſtimmen, ſo würde er ſich einer verſuchten 
Nötigung ſchuldig gemacht haben. Da 88 240, 44 StGB. eine 
härtere Strafe androhen als 8 153 GO., würde die Strafe W. nicht 
aus § 153 GoO., ſondern aus §§ 240, 44 StGB. zu beſtimmen 
geweſen fein. Denn § 153 GO. gilt nur aushilfsweiſe, wenn die 
Straftat kein härteres allgemeines Strafgeſetz verletzt (vgl. RGSt. 
44, 1 ff; 38, 383 und das Urteil des erkennenden Senats S. 232). 
Das Landgericht hätte dann die Möglichkeit gehabt, auf Geldſtrafe 
ſtatt auf Gefängnisſtrafe zu erkennen. 

Iſt ſonach auch bei W. mit der Möglichkeit einer Geſetzesver⸗ 
letzung zu rechnen, ſo iſt er doch dadurch nicht beſchwert. Das Land⸗ 
gericht ſagt ausdrücklich, daß ſolchen Beläſtigungen Arbeitswilliger, 
wie ſie die Angeklagten geübt haben, ſtreng entgegengetreten werden 
müſſe. Es iſt danach ausgeſchloſſen, daß es auf Geldſtrafe erkannt hätte. 
Und die Gefängnisſtrafe wäre, wenn fie aus 88 240, 44 StO%. 
beſtimmt worden wäre, ſicherlich nicht niedriger ausgefallen, da det 
Strafrahmen dort ja höher iſt als in $ 153 GO. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 11. Mai 1912, 8 38/12 (nach 
Gera). 
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Bücherbeſprechungen. 


50. Kalau v. Hofe, (Geh. Juſtizrat u. LG.⸗Direktor), Der Vor⸗ 
ſitz im Schwurgericht. 2. Aufl. Berlin (Vahlen) 1912. 4 M. 


Das Buch behandelt in überſichtlicher Zuſammenſtellung die Pflichten des 
Schwurgerichtsvorſitzenden vom Zeitpunkt ſeiner Ernennung an bis zum Schluß der 
Tagung. Es berückſichtigt die Rechtſprechung des Reichsgerichts bis in die neueſte 
Zeit. Namentlich die Abſchnitte über Frageſtellung und Berichtigungsverfahren, die 
dem Praktiker die meiſten Schwierigkeiten verurſachen, enthalten trotz ihrer verhält⸗ 
nismäßigen Kürze alles Wiſſenswerte aus der reichsgerichtlichen Judikatur. 


Jena . Oberlandesgerichtsrat Körner. 


51. Iſaac, Dr. Martin, Rechtsanwalt in Berlin. Kommentar 
zum Automobilgeſetz, zur Bundesratsverordnung vom 3. Februar 1910 
ſowie zum Automobilſteuergeſetz. Erſte Hälfte. Berlin (Liebmann) 1912. 
9 M. 

Von dem Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 
gab es ſchon bisher einige recht gute Kommentare. Sie alle werden jetzt an Reichhaltig⸗ 
keit des Stoffes und Gründlichkeit der Unterſuchung übertroffen durch den vorliegenden 
Kommentar von Iſaac. Wer die Geſchichte des Automobilgeſetzes verfolgt hat, wird 
dadurch kaum überraſcht werden. War es doch Iſaac, der im Auftrag des Kaiſer⸗ 
lichen Automobilklubs im Jahre 1906 einen Gegenentwurf verfaßt hat, der in 
weſentlichen Teilen in die erneute Regierungsvorlage übernommen und Geſetz ge⸗ 
worden iſt. Iſaac hat außerdem in einem veröffentlichten Vortrag und in Einzel⸗ 
aufſätzen eingehende Unterſuchungen über die Haftpflicht der Automobilbeſitzer und 
andere grundlegende Fragen angeſtellt. Der Kommentar befolgt die bewährte Methode 
ſyſtematiſcher Erörterungen des Stoffes, anknüpfend an die einzelnen Paragraphen 
der Geſetze. Beſonders geglückt iſt die Erläuterung des § 7, der die Haftpflicht 
betrifft. Hier finden ſich vortreffliche dogmatiſche Ausführungen über Kauſalzuſammen⸗ 
hang. Verſchuldungsprinzip, Schadenserſatzrecht, Ausgleichung von Vorteil und 
Nachteil, die auch über den Rahmen des Automobilgeſetzes hinaus von Bedeutung 
ſind. Die für den Praktiker ſo notwendige Ueberſichtlichkeit über das Material iſt 
durch Druckanordnung und orientierende Inhaltsüberſichten geſchaffen. Die Recht⸗ 
ſprechung, darunter auch die des Auslandes, iſt überall verwertet und kritiſch be⸗ 
leuchtet. Der bis jetzt erſchienene Teil bezieht ſich auf das Automobilgeſetz allein 
und reicht bis zum Vergehen der Automobilflucht. Die zweite Hälfte, deren Er⸗ 
ſcheinen noch für das Jahr 1912 in Ausſicht geſtellt iſt, wird die Bundesratsver⸗ 
ordnung von 1910 und das Steuergeſetz behandeln, ſich aber auch auf die Aus⸗ 
führungsvorſchriften aller deutſchen Staaten, auf das internationale Abkommen und 
auf die Vorſchriften über Fuhrwerksverkehr, Radfahrverkehr und Chauſſeegeldabgaben 
erſtrecken. Das Werk wird alſo über alle einſchlägigen Fragen des Automobilweſens 
Aufklärung geben und für Gerichte, Rechtsanwälte, Verwaltungsbehörden, Ver⸗ 
Ae e und nicht zuletzt für die Automobiliſten ſelbſt unentbehr⸗ 
ich ſein. Ä 


52. v. Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch. 7/8. Aufl. Lfg. 3 u. 4. München, Berlin (Schweitzer) 1912. 8 M. 
u. 11,50 M. 


Die neue Auflage von Staudinger ſchreitet raſch vorwärts: außer dem Bd. III 
(Sachenrecht) iſt jetzt Bd. I (Allgemeiner Teil) abgeſchloſſen und von Bd. II 
(Recht der Schuldverhältniſſe) liegt eine ſtarke Lieferung vor, die bis zur Schuld⸗ 
übernahme reicht. Ein Vergleich mit der bisherigen Auflage zeigt, daß das Material 
an Umfang zugenommen hat. Die Bearbeitung liegt in den Händen der bisherigen 
Herausgeber: Dr. Riezler (Bd. I), Dr. Kober (Bd. III) und Dr. Kuhlenbeck 
(Bd. II Allgemeiner Teil). 
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53. Olshauſen, Dr. Juſtus, Wirkl. Geh. Rat., Kommentar 
zum Strafgeſetzbuch. 9. Aufl. 2 Bände. Berlin (Vahlen) 1912. 
37 M., geb. 43 M. | 

Bücher haben ihre Zeiten. Vor 20 Jahren beherrſchte Oppenhofs Kommentar 
zum Strafgeſetzbuch die forenſiſche Praxis, jetzt iſt es das Werk von Olshauſen, 
das ſoeben in einer neuen umgearbeiteten Auflage vorliegt. Es berüdfichtigt die 
Novelle zum Strafgeſetzbuch vom 19. Juni 1912; im erſten Bande freilich nur in 
einem Anhang, doch iſt dies von untergeordneter Bedeutung, da für den erſten 
Band nur geringfügige Aenderungen in Betracht kommen und außerdem durch 
Randvermerk an den betreffenden Paragraphen auf den Anhang hingewieſen iſt. 
Band II enthält die Faſſung des jetzt geltenden Geſetzes von vornherein, und hier 
liegt der Schwerpunkt der Novelle. In einem Anhang hat Oberreichsanwalt Dr. 
Zweigert die Strafbeſtimmungen der Konkursordnung kommentiert. Durch die 
Berückſichtigung der neueren Literatur und Rechtſprechung iſt das Werk nicht un⸗ 
bedeutend vergrößert worden. Seine Anſchaffung liegt im wohlverſtandenen Intereſſe 
der Gerichte und Rechtsanwälte, die mit Strafſachen zu tun haben. 


54. Doerr, Dr. Friedr., Staatsanwalt u. Privatdozent in München, 
Strafgeſetzbuch in der Faſſung der Novelle vom 19. Juni 
1912. 2. Aufl. München u. Berlin (Schweitzer) 1912. Geb. 1,20 M. 

Eine handliche Textausgabe mit kurzen Anmerkungen aus der bekannten 
Sammlung: Schkweitzers blaue Textausgaben. Sie enthält das Geſetzbuch in der 
neueſten Faſſung. Um Irrtümer in der Rechtſprechung zu vermeiden, ſollten die 
älteren Handausgaben alsbald vom Tiſche des Richters verſchwinden und durch neue 
erſetzt werden. Hier kann die Schweitzerſche Ausgabe beſtens empfohlen werden. 


55. Guttentagſche Sammlung deutſcher Reichsgeſetze. Ver⸗ 
ſicherungsgeſetz für Angeſtellte. Vom 20. Dezember 1911. Text: 
ausgabe mit Erläuterungen. Von O. Bernſtein, Rechtsanwalt am Kammer⸗ 
gericht, u. Dr. J. Kupferberg, Mathematiker. Berlin (Guttentag) 1912. 
Geb. 3,50 M. | 

An zahlreichen Stellen des werktätigen Lebens iſt man zurzeit mit der 
Einführung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte beſchäſtigt, das am 1. Januar 
1913 in Kraft treten ſoll. Es iſt ſchwer, ſich in dem Geſetz zurechtzufinden. Da 
kommt zu rechter Zeit eine Ausgabe, die mit ihren Erläuterungen ein gutes Mittel 
zur Orientierung bietet. Sie iſt im Juli 1912 abgeſchloſſen und bringt deshalb 
im Anhang die Aueführungsbeſtimmungen des Reichskanzlers aus dem Juni, die 
Wahlordnung für die Wahl der Vertrauensmänner und Erſatzmänner vom 3. Juli 
1912 und die Anleitung des Reichsverſickerungsamtes über den Kreis der verſicherten 
Perſonen. Ihr Erſcheinen wird in den beteiligten Kreiſen mit Dank begrüßt werden. 


56. Neumann, Dr. Hugo (Juſtizrat in Berlin), Jahrbuch des 
deutſchen Rechtes. 10. Jahrgang (die Zeit bis Anfang 1912 umfaſſend). 
Berlin (Vahlen) 1912. 27 M., geb. 30 M. 

Der Plan des Jahrbuchs, eine fortlaufende Ueberſicht über die Literatur und 
Rechtſprechung auf dem Gebiete des Reichs- Privatrechts und verwandter Gebiete 
zu geben, war urſprünglich nur für das BGB. und die ZPO. mit GG. durch⸗ 
durchgeführt worden. Inzwiſchen iſt die Vielſeitigkeit des verarbeiteten Stoffes ge⸗ 
waltig gewachſen. Der neueſte Jahrgang, der ſich im weſentlichen auf das Jahr 
1911 bezieht, erſtreckt ſich auf das HGB, Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Zollgeſetze, 
ZwVG., GBO., KO., Perſonenſtandsgeſetz, Haftpflichtgeſetz, Unl WG., GmbHG. nebſt 
Stempel- und Steuerrecht, GenG. Scheckgeſetz Hypothekenbankgeſetz, WO., Börſen⸗ 
geſetz, Automobilgeſetz, und die Geſetze über die privaten Verſicherungsunternehmungen 
und über den Verſicherungsvertrag. In Vorbemerkungen werden mit feinem Ver⸗ 
ſtändnis die Richtlinien hervorgehoben, denen die Rechtsentwicklung in Theorie 
und Praxis gefolgt iſt. Ueber die neue Literatur geben meiſt die Verfaſſer in 
Selbſtberichten Auskunft. Die gerichtlichen Entſcheidungen können Anſpruch auf 
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unbedingte Zuverläſſigkeit erheben. So hat ſich das verdienſtvolle Buch in weiten 
Kreiſen eingebürgert. Es ſollte in keiner Gerichtsbibliothek fehlen. Schafft der 
Richter oder Anwalt es für ſeine Bücherei an, ſo wird er es ſicher nicht bereuen. 


57. Deutſche Juriſtenzeitung: Feſtnummer zum 31. 
deutſchen Juriſtentag in Wien. Berlin (O. Liebmann) 1. September 
1912. 1,60 M. 

Die Deutſche Juriſtenzeitung iſt ein ſtändiger deutſcher Juriſtentag! Kein 
Wunder, daß ſie auch die diesjährige Verſammlung des Juriſtentags in Wien durch 
eine Feſtnummer geehrt hat, die durch ihren reichen Inhalt, durch Kunſtbeilagen 
u. a. eine mit den Bildern des Kaiſers Franz Joſef, Ung ‘rs und Kleins ſich ſelbſt 
übertroffen hat. Männer mit glänzenden Namen (Unger, Klein, Stölzel u. a. m.) 
ſprechen darin über die Rechtsentwicklung auf den verſchiedenſten Gebieten des deut⸗ 
ſchen und öſterreichiſchen Rechts. Zu den 14 Fragen, die auf der Tagung verhandelt 
werden ſollen, nehmen Einzelbeiträge Stellung, ſo Oertmann zur Beleihungsfähig⸗ 
keit von Erbbaurechten, Lammaſch und Groß zur Todesſtrafe. Der Schriftleiter 
ſelbſt, Dr. Otto Liebmann, leitet die Nummer mit einem ſchwungvollen Gedenkwort 
ein. Erfreut ſich die Juriſtenzeitung ſchon im täglichen Gewande allgemeinen Inter⸗ 
eſſes bei den Juriſten, die Feſtnummer wird es in erhöhtem Maße tun, aber auch 
in weiteren Kreiſen gern zur Hand genommen werden. Sie bringt ſo viel, daß ſie 
jedem etwas gibt. 

Der Inhalt der Nummer iſt ferner in künſtleriſcher Ausſtattung unter dem 
Titel „Feſtgabe der deutſchen Juriſten⸗Zeitung zum 31. deutſchen Juriſtentag“ 
erſchienen und gebunden zum Preiſe von 10 M., für Abonnenten der deutſchen 
Juriſten⸗Zeitung zum Vorzugspreiſe von 8 M. zu haben. 8 

amwer. 


58. Hauck, Albert Dr. (Prof. in Leipzig), Die Trennung von 
Kirche und Staat. Zweite Aufl. Leipzig (J. L. Hinrichs) 1912. 29 S. 1 M. 
Der auf der Paſtoralkonferenz zu Meißen am 9.5. 1912 gehaltene Vortrag 
ſtellt in kurzen Zügen die verſchiedenen Geſtaltungen des Verhältniſſes zwiſchen 
Staat und Kirche dar, erachtet das Heil der Kirche durch keine dieſer Geſtaltungen 
bedingt, mahnt aber die Getreuen der Kirche, zeitig ſich zu rüſten für die Gefahren 
einer über kurz oder lang wohl zu erwartenden Trennung von Staat und Kirche. 


59. Willecke, Dr. jur. et phil. Carl, Die land wirtſchaft⸗ 
liche Arbeits vermittlung in Deutſchland. Berlin (Parey) 1912. 
194 S. (Quart). 5 M. 


Die klar, knapp und gefällig geſchriebene Abhandlung, welche, wie es ſcheint, 
das geſamte zugängliche Material in Betracht zieht, behandelt gründlich, ruhig und 
unparteiiſch S. 1—6 die Leutenot und die geſchichtliche Entwicklung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeitsvermittlung, ſodann S. 7— 16 die unorganiſierte land⸗ 
wirtſchaftliche Arbeitsvermittlung, und zwar Umſchau, Arbeitsmärkte, Vermittlung 
durch Vorarbeiter, Zeitungsinſerat, und weiter S. 17—38 als organiſierte 
landwirtſchaftliche Arbeitsvermittlung 1) den gewerbsmäßigen, 2) den von Nicht⸗ 
intereſſenten organiſierten und 3) den von Intereſſenten organiſierten Arbeitsnach⸗ 
weis. Der Arbeitsnachweis zu Nr. 2 wird geſchildert als charitativer und als 
öffentlicher Arbeitsnachweis, der zu Nr. 3 als ſolcher der Arbeitnehmer und als 
ſolcher der Arbeitgel er und dieſer letztere wieder als Arbeitsnachweis der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeitgeberverbände und landwirtſchaftlichen Vereine ſowie als deutſche 
Feldarbeiter⸗Zentralſtelle. Auf S. 139— 142 ſtellt die Schlußbetrachtung mit 
überzeugender Begründung die gewonnenen Anſichten kurz zuſammen; jeder nicht 
politiſch voreingenommene Leſer wird, glaube ich, dem Verfaſſer zuſtimmen, wenn er 
am Ende jagt: In einem kräftigen Ausbau der Arbeitsämter der Londwirtſchafts⸗ 
kammern und der Einrichtungen der deutſchen Feldarbeiter⸗Zentralſtelle unter tat» 
kräftiger Unterſtützung der öffentlichen Arbeitsnachweiſe dürfte die Zukunſt der 
landwirtſchaftlichen Arbeits vermittlung zu erblicken fein. 

Statiſtiſche Tafeln füllen die S. 143—174 der intereſſanten Schrift. 
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60. Bürgel, Martin, Der vogelfreie Schuldner. Berlin 
(Karl Curtius) 1912. 64 S. 1 M. 

Die teilweiſe ſchon im Januarheſt 1912 von Schmollers Jahrbüchern ver⸗ 
öffentlichte gemeinfaßliche Schrift iſt ein Notſchrei für Schuldnernot im allgemeinen 
und Mittelſtandsſchuldnernot im beſonderen. Sie erblickt als Urſache der Not 
nur Rückſtändigkeit und Parteilichkeit der Geſetzgebung ſowie Hartherzigkeit der 
Gläubiger; ſieht in den Gläubigern eines Schuldners eine ſoziale Gemeinſchaft mit 
Pflichten jedes einzelnen gegen alle übrigen und verlangt daher außer Friedens⸗ 
gerichten bei jedem Amtsgericht ein der Kammer für Handelsſachen untergeſtelltes 
„Stundungsamt“, das auf Antrag des Schuldners oder eines der Gläubiger alle 
gegen jenen ſchwebenden Zwangsvollſtreckungen einzuſtellen und ein konkursähnliches 
billiges Verfahren auf Zwangsſtundung oder Zwangsvergleich einzuleiten hat. 
Außerdem will die Schrift die Unpfändbarkeitsgrenze der 1500 M. erhöht haben 
und jede Schuldklage durch ein Mahnverfahren eingeleitet wiſſen, von welchem die 
Rechtsanwälte ausgeſchloſſen ſein ſollen; die üblichen ſog. Verſchiebungen und die 
jetzt üblich werdenden ſog. Fünfzehnhundertmark⸗Verträge erſcheinen der Schrift aus⸗ 
nahmslos gerechtfertigt und unanfechtbar. Schließlich droht ſie mit einem allge⸗ 
meinen Bund aller Schuldner. 

Der Verfaſſer ſcheint recht einſeitig oder recht weltfremd zu ſein. 


61. Mattutal, H. (Arbeiterſekretär in Stuttgart), Der Arbeits⸗ 
vertrag des gewerblichen Arbeiters und Betriebsbeamten; 
der gewerbliche Lehrvertrag: Anhang: Formulare und Beiſpiele zu 
Anträgen und Klagen. Stuttgart (Schwäbiſche Tagwacht). 89 S. 0,50 M. 

Der Verfaſſer wollte laut S. 1 den gewerblichen Arbeitsvertrag in ſeinen 
verſchiedenen Formen und Phaſen in gedrängter Kürze beſprechen und ſo den Ar⸗ 
beitern eine jederzeitige leichte Orientierungsmöglichkeit bieten; er hat dies, auch 
5 a > ere, in ganz ausgezeichneter Weiſe getan. Es dürfte nur folgendes zu 
rügen ſein: 

1) Auf S. 19 iſt nichts geſagt über Berechnung der 1500 M. für den ein⸗ 
zelnen Beſchlagnahmefall. 

2) Auf S. 46 find die 88 152 und 153 GewO. parteiiſch ausgelegt. 

3) Auf S. 68 fehlt in dem das Verfahren vor dem Amtsgericht betreffenden 
vr ra Vergleichsverhandlung findet nicht ſtatt“ das Wort „notwendig“ oder 
„regelmäßig“. 


62. Haller, Johannes, Der Sturz Heinrichs des Löwen. 
Leipzig (Veit u. Co.) 1912. 155 S. 5 M. 

Durch das 1909 erſchienene Buch Ferd. Güterbocks „Der Prozeß Heinrichs 
des Löwen“ angeregt und zu vielfachem Widerſpruch gereizt, hat J. H. die zur⸗ 
zeit im Staatsarchiv zu Düſſeldorf aufbewahrte Urkunde Friedrich Barbaroſſas 
über die Errichtung des Herzogtums Weſtfalen zu beſſerer Lesbarkeit photographiert 
und dieſe einzige auf die Nachwelt gekommene amtliche Aeußerung über das mit 
der Aechtung Heinrichs endende Gerichtsverfahren, darin Güterbock nachfolgend und 
von den früheren Schriftſtellern abweichend, zur Grundlage einer neuen Unterſuchung 
über dieſes von den Zeitgenoſſen mit ſo viel Widerſprüchen und Unklarheiten erzählte 
Ereignis gemacht. J. H. nimmt ebenſo wie Güterbock ein doppeltes Verfahren 
an, ein landrechtliches und ein lehnrechtliches, ſieht aber das eine wie das andere 
in ganz anderen Worten Barbaroſſas angegeben als Güterbock. Der Unterzeichnete 
iſt indes weder durch den einen noch durch den anderen der beiden Gelehrten über⸗ 
zeugt worden, muß vielmehr auf Grund von Barbaroſſas Worten daran feſthalten, 
daß gegen Heinrich den Löwen nur ein einziges Verfahren ſtattfand und daß er 
lediglich als Rechtsverweigerer und nicht etwa wegen Hochverrats, Landesverrats, 
Majeſtätsbeleidigung o. dgl. geächtet ward. ö 

Hannover. W. Ch. Francke. 


Abhandlungen, Belprehungen von Redtsfällen. 
Das Rechtsmittel der Reviſion in Zivilſachen gemäß der 
Zivilprozeßorduung in der jetzigen Faſſung ). 

Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig. 
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1) Die urſprüngliche Faſſung der ZPO. vom Jahre 1879 iſt gerade be⸗ 
züglich der Reviſion erheblich abgeändert durch die Novellen vom 5. Juni 1905 
und vom 22. Mai 1910, ſowie die ſog. lex Bavarica vom 20. Februar 1911. 
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§ 1. Reviſtbles Recht 


IJ. Gemeines Recht. II. Preußiſches Landrecht. 
III. Rheiniſches (franzöſiſches) Recht. IV. Aus ländiſches 
Recht. V.— XII. Verordnungen, Zirkularverfügungen u. 


Dieſe Rechte ſind reviſibel, aber nur dann, wenn das betreffende 
Recht im Bezirk des Berufungsgerichts gilt, daher iſt z. B. das ge⸗ 
meine Recht irreviſibel, wenn es vom Kammergericht angewandt wird. 

I. Die Reviſion kann auf die Verletzung gemeinrechtlicher Rechts⸗ 
ſätze auch dann geſtützt werden, wenn letztere partikularrechtlich Fodifiziert 
ſind. Das hamburgiſche Geſetz (Statuten von 1605 Teil 2 Tit. 11 
Art. 8, 9) iſt nur eine Reproduktion des gemeinen proteſtantiſchen 
Kirchenrechts, Verurteilung zu einer achtmonatlichen Gefängnisſtrafe. 
Seuff A. 37, 113; RGE. 5, 403. 

Errungenſchaftsgemeinſchaft. Die in Anwendung kommenden 
Rechtsſätze ſind der Reviſion nur inſoweit entzogen, als ſie ausſchließlich 
auf partikulären Geſetzen (Frankfurter Reformation von 1734) oder 
Gewohnheiten beruhen, nicht aber auch inſoweit ſie in der Anwendung 
allgemeiner, dem römiſchen oder deutſchen allgemeinen Rechte ent⸗ 
nommenen Rechtsregeln beſtehen. RG. 5. 4. 82. I; Frankf. Rundſch. 
16, 158. | | 

Die Entſcheidung, daß eine Beſtimmung des gemeinen Rechts 
durch ein irreviſibles Landesgeſetz aufgehoben ſei, iſt nicht revifibel. 
RG. 14. 6. 81. III; Seuff Bl. 4, Ergänz.⸗Bd. 75. 

Nicht reviſibel iſt das Partikularrecht, z. B. das Lübiſche Recht, 
Gruchot 28, 260, das Recht des K. Sachſen, das bayeriſche Recht, 
inſofern das Reichsgericht zu Leipzig entſcheidet. Im Herzogtum 
Schleswig iſt das gemeine Recht nicht reviſibel. Gruchots Beitr. 1905, 
1037. Ebenſo das Jütiſch⸗Lov betr. Erſitzung V 576/07. Das 
öſterreichiſche Recht iſt irreviſibel, obſchon es in einzelnen Bezirken von 
Bayern galt. Ebenſo Polizei⸗VO. für einen OLG.⸗Bezirk. 

II. Preußiſches Landrecht. Seit 24. Februar 1881 war es in 
Rheinpreußen reviſibel wegen der zugeſchlagenen Gemeinde Ober⸗ 
bansfeld. Seit Gründung des Oberlandesgerichts Duüſſeldorf iſt es 
nicht reviſibel, wenn es im Oberlandesgerichtsbezirk Cöln angewandt 
wird; wohl aber, wenn es in Düſſeldorf angewandt wird. RG. II 
600/08. Das weſtfäliſche Gütergeſetz iſt nicht reviſibel, obſchon es im 
Oberlandesgerichtsbezirk Hamm und Düſſeldorf gilt, denn es gilt nicht 
in den beiden ganzen Oberlandesgerichtsbezirken, ſondern nur in einem 
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Teil des Düſſeldorfer. RG. V 177/07. — Das preußiſche Berg⸗ 
geſetz iſt nicht reviſibel, wenn es in Braunſchweig angewandt wird. 
RG. V 294/00. 

III. Franzöſiſches Recht. Dasſelbe iſt nur dann reviſibel, wenn 
es im rheiniſchen Rechtsgebiet angewandt wird, und zwar auf einen 
Rechtsfall, welcher unter der Herrſchaft dieſer Gebiete ſteht. Es iſt 
aber irreviſibel, wenn der Rechtsfall unter der Herrſchaft des fran⸗ 
zöſiſchen oder belgiſchen Rechts ſteht. RGE. 63, 318 und RG. II 
215/09. C. de c. reviſibel. RG. I 33/12. 

Das franzöſiſche Steuergeſetz, insbeſondere das Frimairegeſetz, iſt 
nicht reviſibel, ebenſo die Oktroigeſetzgebung. Die Rückforderung von 
Steuern und Abgaben gehört zwar in Elſaß-Lothringen in erſter 
Inſtanz vor das Landgericht, an ſich iſt daher die Reviſion zuläſſig 
gemäß § 547 Nr. 2 ZPO. Aber die elſaß⸗lothringiſchen Steuer⸗ 
geſetze ſind nicht reviſibel, ſo daß das Rechtsmittel der Reviſion kaum 
einen praktiſchen Wert hat. N 

IV. Ausländiſches Recht. Die Reviſion iſt ausgeſchloſſen, vgl. 
Beiſpiele unter I—III. Die Reviſion iſt nur inſofern zuläſſig, als 
geltend gemacht wird: 1) Verletzung der Rechtsgrundſätze betr. das 
internationale Privatrecht dahin: welches Recht anzuwenden ſei. 2) Un⸗ 
genügende Begründung. Insbeſondere Uebergehung von Beweis⸗ 
anträgen. Jedoch iſt mit dieſem Angriff ſehr ſchwer durchzudringen. 

V. Verordnungen, Zirkularverfügungen der Miniſterien. Poſt⸗ 
ordnung. Aus der Rechtſprechung. Die Poſtordnung iſt reviſibel. 
Bolze 4, 444 Nr. 1476. Regierungsverordnungen und Zirkular⸗ 
verfügungen der Miniſterien ſind zwar keine Geſetze, aber reviſible 
Rechtsnormen. Die Prüfung der Rechtsgültigkeit einer Regierungs⸗ 
verordnung (6. Juni 1850), ob ſie den Vorausſetzungen des pr. Polizei⸗ 
geſetzes vom 11. März 1850 entſpricht, iſt zuläſſig; ebenſo die Frage, 
welche durch den Konflikt des Reichsrechts mit dem Landesrecht entſteht. 
21. 6. 82. Gruchot 27, 1109, JW. 11, 222 Nr. 10. Vgl. I. 

Nach den jetzigen Rechtſprechungen iſt die Auslegung von Ur⸗ 
kunden reviſibel, Verordnungen ſind ebenfalls Urkunden. Sie ſind 
deshalb dann reviſibel, wenn ſie in mehreren Oberlandesgerichtsbezirken 
gelten; ſie ſind den Geſetzen gleichzuſtellen, und zwar gemäß der 
Analogie. 

Eine Verordnung des Staatsoberhauptes bezüglich der Anſprüche 
der Angehörigen eines Staatsverwaltungszweiges kann eine reviſibele 
Rechtsnorm bilden. M. 8. 3. 84, Seuff A. 39, 362. Verfügung 


der Verwaltungsbehörden. SeuffA. 38, 240. 
16* 
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VI. Ebenſo Penſionsregulative, Arbeiterinvalidenfonds. Vgl. 
Bayr. Sammlung alte Folge 11, 231 contra Seuff A. 38, 479. 

Nach den jetzigen Rechtſprechungen iſt die Auslegung von Ur⸗ 
kunden reviſibel, folglich auch Penſionsregulative; ſie ſind auch Urkunden. 
Vereinsſatzungen z. B. einer Privatbahn ſind aus gleichem Grunde 
reviſibel. | 

VII. Die Hausgeſetze des hohen Adels ſind nicht reviſibel. (Jeſte 
Praxis.) 

VIII. Das Recht der Kriegseroberung (Völkerrecht) iſt reviſibel. 
JW. 12, 227 Nr. 14. | 

IX. Ebenſo das Lehensrecht, bayeriſche Sammlung, alte Folge 
9, 339. 

X. Privilegien, d. h. Verleihungsurkunden. Auslegung reviſibel 
Vgl. Gruchot 30, 397. 

XI. Nach der jetzigen Rechtſprechung iſt die Auslegung von Ur⸗ 
kunden von Verträgen reviſibel, alſo um fo mehr (Stiftungdurkunden) 
im Kirchenrecht, JW. 20, 413 Nr. 14. 

XII. Der Zollvereinsvertrag iſt reviſibel. Bolze 5, 395 Nr. 1332. 


§ 2. Die Gründe der Reviſton und Form der Begründung. 


Die Revifiondgründe find geſetzlich im weſentlichen dieſelben wie 
die Gründe der franzöſiſchen Kaſſation; vgl. 88 550, 551 30. 
Jedoch hat die deutſche Praxis die Reviſionsgründe weiter ausgelegt 
als der franzöſiſche Kaſſationshof. 

Die Reviſion iſt nur ein halbes Rechtsmittel, ähnlich wie die 
Kaſſation. Dieſelbe iſt auf Rechtsfragen beſchränkt; das Tatſächliche 
iſt der Reviſionsinſtanz verſchloſſen gemäß §8 561 ZPO. Die Tat 
ſachen, welche das Berufungsgericht (Oberlandesgericht) feſtſtellt, 
ſind daher für das Reichsgericht zu Leipzig bindend. Die Frage, 
ob einem Zeugen geglaubt wird oder nicht, iſt der Reviſion nicht 
zugänglich. 

I. Verletzung des materiellen Rechts. 

a) Dieſer Reviſionsgrund iſt der einfachſte. Es kommt hier in 
Frage, ob eine Streitfrage zu entſcheiden iſt. Iſt eine Streitfrage 
durch eine Plenarentſcheidung des Reichsgerichts entſchieden, ſo iſt 
eine Ankämpfung gegen die Plenarentſcheidung ausſichtslos. In dieſer 
Richtung kommen aber verhältnismäßig wenig Reviſionen zur Ent⸗ 
ſcheidung. Dagegen kommt ſchon häufiger die Reviſionsbeſchwerde 
vor: das Berufungsgericht hat die feſtgeſtellten Tatſachen rechtlich 
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falſch oder nicht erſchöpfend gewürdigt, mit anderen Worten: materieller 
Rechtsirrtum bei der Subſumtion der Tatſachen unter das Geſetz. 
Die verletzten Paragraphen brauchen nicht angeführt zu werden, die 
unrichtige Anführung der verletzten Geſetzesſtellen iſt unerheblich. Das 
Reichsgericht kann wegen Verletzung des materiellen Rechts aufheben, 
ſelbſt wenn kein Angriff in dieſer Hinſicht erhoben iſt. Auch braucht 
der Angriff wegen Verletzung des materiellen Rechts nicht entwickelt 
zu ſein, es genügt zu ſagen: Verletzt iſt das materielle Recht. Alles 
dies iſt nach franzöſiſchem Recht umgekehrt, ſo daß dem franzöſiſchen 
Kaſſationshof die Prüfung der Verletzung des materiellen Rechts ſehr 
erleichtert iſt. Das deutſche Recht verdient in dieſer Hinſicht jedenfalls 
den Vorzug, weil es die Parteien nicht einfach den Meinungen eines 
einzelnen Rechtsanwalts ausliefert. 


b) Auslegung von Urkunden. Das Reichsgericht prüft nach der 
herrſchenden Anſicht frei nach. In der Regel wird allerdings die 
Auslegung der Vorinſtanz beſtätigt, insbeſondere wenn ſie mit der⸗ 
jenigen der I. Inſtanz übereinſtimmt. Gegen konforme Entſcheidungen 
der beiden Inſtanzen iſt ſelbſtredend ſchwerer aufzukommen. 

Es iſt rätlich, in der Reviſionsbegründung anzuführen, welche 
Umſtände oder Stellen einer Urkunde das Berufungsgericht nicht oder 
nicht genügend gewürdigt hat; ebenſo betreffs der in Betracht kommenden 
Zeugenausſagen, welche über den Sinn einer Urkunde ſich ausge⸗ 
ſprochen haben. | 


11. Prozeſſuale Angriffe. 


a) Der dankbarſte Angriff iſt unterlaſſene Erhebung eines an⸗ 
gebotenen Zeugenbeweiſes oder Urkundenbeweiſes. In dieſem Falle 
muß nachgewieſen werden, ob und wo der Beweis nach dem Tat⸗ 
beſtand des Urteils angetreten iſt. Der Beweisantrag iſt inhaltlich 
oder wörtlich in der Reviſionsbegründung aufzunehmen und kurz 
anzugeben, warum er erheblich iſt. Als verletzt können bezeichnet werden 
88 373, 415 ff. ZPO. Iſt der Zeugenbeweis nur in einem Schrift⸗ 
ſatz, welcher nach dem Tatbeſtand nicht vorgetragen iſt, angeboten, 
ſo iſt in gleicher Weiſe zu verfahren und folgende Beſchwerde zu er⸗ 
heben: Verletzt iſt $ 139 ZPO. Das Gericht hätte das Fragrecht 
ausüben ſollen. | 

Das franzöſiſche Recht kennt einen Kaſſationsgrund wegen Ab⸗ 
lehnung eines Zeugenbeweiſes überhaupt nicht, denn nach § 253 der 
franzöſiſchen ZPO. ſteht es im Ermeſſen des Berufungsgerichts, ob 
es einen an ſich erheblichen Zeugenbeweis zulaſſen will oder nicht. 
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Es kennt alſo den dankbarſten Revifiondangriff unſerer ZPO. nicht. 
Hierdurch erklärt ſich im weſentlichen, warum die Kaſſationdrekurſe 
in Frankreich nicht anſchwellen, ſondern ihre Zahl gewiſſermaßen 
ſtationär bleibt, obſchon keine Kaſſationsſumme exiſtiert 1). Der ftan⸗ 
zöſiſche Prozeß iſt großenteils nur Urkundenprozeß unter Ausſchluß 
des Nachverfahrens, während in Deutſchland ſogar gegen jede Urkunde 
Zeugenbeweis zuläſſig iſt. 

b) Schiedseid. Denſelben kann das Berufungsgericht ablehnen, 
wenn es das Gegenteil für erwieſen erachtet. Alsdann iſt ein Re⸗ 
viſionsangriff nur in der Weiſe möglich, daß dem Berufungsgericht 
ungenügende Begründung vorgeworfen wird; insbeſondere wenn es 
den diesbezüglichen Zeugenbeweis oder andere beſtimmt anzugebende 
Umſtände nicht oder nicht genügend berückſichtigt hat. Auch kann 
geltend gemacht werden, die Begründung ſei nach dieſer Hinſicht 
nicht ſchlüſſig. In der Regel hat aber ein ſolcher Revifiondangriff 
keinen Erfolg. Anders liegt es, wenn das Berufungsgericht einen 
angetragenen Eid übergangen hat. In allen dieſen Fällen muß der 
Eid inhaltlich oder wörtlich in die Reviſionsbegründung aufgenommen 
und der Angriff eingehend entwickelt werden. Bezüglich der einzelnen 
Umſtände muß angegeben werden, wie ſie lauten und wo ſie laut 
dem Urteilstatbeſtand vorgebracht ſind. Sind Umſtände oder ein 
Schiedseid nach dem Tatbeſtand nicht vorgebracht, aber in einem 
Schriftſatz oder im Urteil I. Inſtanz, ſo muß der Schriftſatz nach 
Datum und Seite bezeichnet werden; die Umſtände oder der Eid 
müſſen ebenfalls in die Reviſionsbegründung aufgenommen werden, 
alsdann iſt die Rüge möglich, § 139 ZPO. ſei verletzt; das Fragrecht 
hätte ausgeübt werden ſollen. 

Hierzu ſei auch bemerkt: ein Zeugenbeweis kann nicht deshalb 
abgelehnt werden, weil das Gericht das Gegenteil für erwieſen hält, 
ſondern nur dann, wenn die Ueberzeugung des Gerichts unerſchütterlich 
feſtſteht. Wahrſcheinlichkeit genügt überhaupt nicht. 

c) Richterlicher (ergänzender) Eid. Das Oberlandesgericht habe 
nicht geprüft, ob auf einen ergänzenden Eid zu erkennen ſei und ſonach 
nicht alle Beweismittel erſchöpft. 

d) Sachverſtändigenbeweis. Hier verſagt in der Regel jeder 
Reviſionsgrund. Das Oberlandesgericht braucht keine Sachverſtändigen 
zu hören, es kann demjenigen Sachverſtändigen glauben, welchem es 
will. Dagegen iſt ein Reviſionsangriff in folgender Weiſe möglich: 


1) Selbſt in friedens⸗(amts⸗) gerichtlichen Sachen iſt Kaſſation zuläſſig. 
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a) Die Sachverſtändigen gehen vom falſchen rechtlichen Geſichtspunkt 
aus; vgl. Scherer, Entſcheidung des Reichsgerichts zu den preußiſchen 
Einzelgeſetzen 1895 S. 71 8 40. b) Die Sachverſtändigen find 
ausſchließlich aus den Unternehmerkreiſen oder Arbeitnehmerkreiſen 
ausgewählt. c) Die Frage iſt noch nicht vollſtändig geklärt, ob die 
Sachverſtändigen bei Dritten (Zeugen) Erkundigung einziehen können 
und dieſe Gutachten verwerten dürfen. Das Reichsgericht bejaht 
regelmäßig dieſe Frage, es gibt aber auch gegenteilige Entſcheidungen. 
Letztere verdienen den Vorzug. In ſolchen Fällen muß der Sach⸗ 
perſtändige ſich an das Gericht wenden und vom Gericht die Dritten 
(Zeugen) vernehmen laſſen. — Es ſind auch vereinzelt Aufhebungen 
vorgekommen mangels Nichterhebung eines Obergutachtens. 

e) Suppeditierung von Tatſachen. Das Berufungsgericht darf 
nicht Tatſachen berückſichtigen, welche von keiner Partei in der münd⸗ 
lichen Verhandlung vorgebracht ſind; ebenſo etwaige Urkunden oder 
andere Prozeßakten. 


§ 3. Anwaltszwang. Reviſtons- und Begründungsfriſt. 


Die Zahl der Rechtsanwälte beim Reichsgericht iſt eine geringe, 
zurzeit 22; dieſelben dürfen nur beim Reichsgericht tätig werden; ihre 
Namen ſtehen in Heymann, Terminkalender für Rechtsanwälte, und 
zwar in der Beilage: Verzeichnis der Gerichtsbehörden S. 3. 


Die Einlegung und Begründung einer Reviſion kann nur durch 
einen bei dem Reichsgericht zugelaſſenen Rechtsanwalt geſchehen; eine 
Ausnahme beſteht nur bezüglich der Reviſion gegen Urteile der Ober⸗ 
landesgerichte, welche im Königreich Bayern ergangen ſind. In dieſem 
Falle kann der Rechtsanwalt beim Reichsgericht die Reviſion nicht 
einlegen, wohl aber der bayeriſche Rechtsanwalt, und nach der theo⸗ 
retiſchen Anſicht jeder Rechtsanwalt des Deutſchen Reichs auch begründen. 
Die Reviſiondfriſt beträgt einen Monat von dem Tage ab, an welchem 
das Urteil von dem Rechtsanwalt der einen Partei an den der anderen 
Partei zugeſtellt iſt. Nach Ablauf beginnt ebenfalls ein einmonatliche 
Begründungsfriſt, welche in bayeriſchen Sachen unter Umſtänden ſich 
etwas verlängert, und zwar gemäß des Geſetzes vom 20. Februar 1911 
(RG. Bl. 1911 Nr. 8). Wenn nämlich der bayriſche Verweiſungsbeſchluß 
erſt nach Ablauf der Reviſionsfriſt zugeſtellt wird, jo beginnt die 
Begründungsfriſt von neuem mit dieſer Zuſtellung. — Wird die 
Reviſion in der Friſt durch einen Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
nicht begründet, ſo iſt ſie ebenfalls verfallen. Es beſtehen alſo kurze 
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Friſten. Beiſpiel: Das Urteil iſt zugeſtellt am 31. Dezember; die 
Reviſionsfriſt läuft alsdann ab am 31. Januar, die Begründungsfriſt 
am 28. (29.) Februar, iſt aber der 31. Januar ein Sonntag, ſo läuft 
die Begründungsfriſt am 1. März ab. 

Die Begründungsfriſt kann auf Antrag eines Rechtsanwaltes beim 
Reichsgericht vom Präſidenten, z. B. bei Krankheitsfällen und umfang⸗ 
reichen Sachen, verlängert werden. Der Antrag muß aber vor dem Ablauf 
der Begründungsfriſt geſtellt ſein; ebenſo muß die Verlängerung vor dem 
Friſtablauf erfolgt fein. Während der Ferien läuft die Begründungösfriſt 
nicht, abgeſehen von Ferienſachen; hierzu gehören die Wechſelſachen. 

Für die Geſuche um Beiordnung eines Rechtsanwalts oder um 
Bewilligung des Armenrechts beſteht jedoch kein Anwaltszwang. Dieſe 
Geſuche kann die Partei direkt bei dem Reichsgericht einreichen. Man 
darf aber nicht bis auf den letzten Tag warten, ſondern es iſt rätlich, 
mindeſtens 10 Tage vorher die Sache zu erledigen. 

Außerdem beſteht eine Ausnahme bezüglich der Reviſion gegen 
die preußiſchen Urteile in Sachen der Generalkommiſſion. In dieſen 
Fällen hat nicht nur die Reviſion, ſondern auch der Einſpruch gegen 
ein Verſäumnisurteil des Reichsgerichts bei der Generalkommiſſion zu 
erfolgen, alſo nicht durch den Rechtsanwalt beim Reichsgericht. S. § 12. 


8 4. Wie iſt zu verfahren, wenn eine Partei keinen Rechts- 
anwalt beim Reichsgericht findet, welcher zur vertretung der 
Sache bereit iſt? f 


Nach § 102 ZPO. und der Auslegung, welche dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmung in der Praxis gefunden hat, darf ein Rechtsanwalt am 
Reichsgericht eine Sache nicht übernehmen bzw. fortführen, wenn er 
dieſelbe für ausſichtslos findet. Eine Partei hat alſo kein Recht darauf, 
daß ihr Prozeß vom Reichsgericht entſchieden wird, auch wenn ſie 
bereit iſt, die Gerichts- und Anwaltsgebühren zu bezahlen. Hiergegen 
wird allerdings geltend gemacht: die Partei hat ein Recht auf eine 
Entſcheidung des Reichsgerichts. Dieſe Rechtsauffaſſung iſt aber nur 
teilweiſe richtig. Wenn nämlich die Rechtsanwälte beim Reichsgericht 
die Vertretung als ausſichtslos ablehnen, ſo hat die Partei das Recht, 
bei dem Reichsgericht die Beiordnung eines Rechtsanwalts zu bean⸗ 
tragen. Das Reichsgericht verlangt aber nicht, daß ſämtliche Rechts⸗ 
anwälte beim Reichsgericht abgelehnt haben, ſondern es genügt, wenn 
ca. 10 die Uebernahme des Mandats abgelehnt haben. Dem Geſuch 
um Beiordnung müſſen die ſämtlichen Ablehnungen beigefügt werden. 
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Alsdann erhält die Partei eine Entſcheidung des Reichsgerichts, wenn 
auch ohne Gründe. Falls nämlich das Reichsgericht die Sache eben⸗ 
falls für ausſichtslos erachtet, ſo ergeht ein Beſchluß dahin: Die 
Beiordnung eines Rechtsanwalts wird verſagt wegen Ausſichtsloſigkeit 
der weiteren Rechtsverfolgung, Die Partei muß alſo vor Einreichung 
des Geſuchs einen Rechtsanwalt des Reichsgerichts um Uebernahme 
des Mandats bitten, und zwar unter Ueberſendung der Akten, und 
für den Fall der Ablehnung neun weitere Adreſſen zur Zirkulation 
aufgeben. Jeder dieſer Rechtsanwälte hat geſetzlich das Recht, die 
Prüfungsgebühr zu erheben, welche 0 der Prozeßgebühr ausmacht. 
Parteien, welche dieſe Verdreifachung der Prozeßgebühr nicht zahlen 
können, fügen in ihrem Schreiben gewöhnlich den Vermerk bei: Ich 
kann nur Gebühren zahlen für den Fall der Uebernahme des Mandats. 
Selbſtredend muß dieſes Schreiben ſo zeitig geſandt werden, daß die Zir⸗ 
kulation längere Zeit vor Ablauf der Friſt erledigt werden kann; denn 
dieſes Verfahren wahrt in keiner Weiſe die Reviſions⸗ und Begründungs⸗ 
friſt. Außerdem muß alsdann noch das Geſuch an das Reichsgericht 
um Beiordnung eines Rechtsanwalts erfolgen. Es iſt dringend rät⸗ 
lich, das Geſuch mindeſtens 14 Tage vor Ablauf der Friſt einzureichen; 
denn wenn das Reichsgericht nicht innerhalb der Friſt entſcheidet, hat 
das Geſuch keinerlei Wert. 


a) Formular eines Briefes an den Rechtsanwalt, wenn die Partei 
keinen Rechtsanwalt beim Reichsgericht findet: 
Herrn Rechtsanwalt beim Reichsgericht N. N. Leipzig. 

In der beigeſchloſſenen Sache nebſt allen Akten hat Herr Rechts⸗ 
anwalt N. N. das Mandat abgelehnt, weil er die Sache für aus⸗ 
ſichtslos halte. Ich kann mich dieſer Anſicht jedoch nicht anſchließen, 
namentlich aus folgenden Gründen: (Die Gründe ſind hier kurz 
anzugeben.) Ich bitte die Sache zu übernehmen. Für den Fall, 
daß Sie ebenfalls ablehnen ſollten, bitte ich, die Sache zirkulieren 
zu laſſen behufs Uebernahme, und zwar bei folgenden Herren: (es 
ſind hier acht weitere Rechtsanwälte des Reichsgerichts namentlich 
anzugeben). Eine unbemittelte Partei fügt noch den Zuſatz hinzu: 
Ich kann Gebühren nur für den Fall der Uebernahme zahlen. 

b) Formular für ein Geſuch an das Reichsgericht um Beiordnung: 


An das Reichsgericht zu Leipzig. 
Hohe Behörde! 
In meinem Rechtsſtreite N. N. bitte ich um hochgeneigteſte Bei⸗ 
ordnung eines Rechtsanwaltes für Einlegung und Durchführung 
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der Reviſion. Die ſchriftliche Ablehnung von zehn Rechtsanwälten 
füge ich bei. Dieſelben liegen oben auf den beigeſchloſſenen Akten. 
Das anzugreifende Urteil des Oberlandesgerichts N. N. liegt ebenfalls 
bei und iſt am vom gegneriſchen Rechtsanwalt meinem 
Rechtsanwalt zugeſtellt. Ich fühle mich namentlich durch folgende 
Ausführungen des Oberlandesgerichts beſchwert (dieſelben find kurz 
anzugeben). Insbeſondere ſind folgende Beweiſe nicht erhoben 
(dieſelben find wörtlich anzugeben). Folgender Zuſatz iſt zuläffig 
und namentlich dann angezeigt, wenn ein Rechtsanwalt zur Wahrung 
der Friſt die Reviſion eingelegt hatte: Für den Fall der Beiord⸗ 
nung ſchlage ich Herrn Rechtsanwalt N. N. vor. 
Ort und Datum. Ehrerbietigſt. 


§ 5. Armenrecht. 


Die Partei muß den in ihrer Heimat vorgeſchriebenen Armen⸗ 
rechtsſchein beibringen. Das Verfahren, um den Armenrechtsſchein zu 
erlangen, iſt in jedem Bundesſtaat ein anderes, deshalb muß die 
Partei in dieſer Hinſicht mit ihrem Rechtsanwalt erſter Inſtanz Rück⸗ 
ſprache nehmen. War in der Vorinſtanz das Armenrecht bewilligt, ſo 
genügt Bezugnahme hierauf. 

Ferner it es praktiſch, dem Armenrechtsgeſuch die ſämtlichen 
Reviſionsgründe beizufügen; ein begründetes Armenrechtsgeſuch iſt 
einem ſog. blanken Armenrechtsgeſuch vorzuziehen; denn alsdann prüft 
das Reichsgericht jedenfalls die mitgeteilten Reviſionsgründe. Die 
Partei kann auch einen Rechtsanwalt für den Fall der Beiordnung 
vorſchlagen. | 
Die Geſuche um Armenrecht find ſehr zahlreich. Das Reichs⸗ 
gericht bewilligt das Armenrecht aber nur dann, wenn die Reviſion 
nicht ausſichtslos erſcheint, ſonſt wird das Armenrecht verſagt wegen 
Ausſichtsloſigkeit. Die Fälle ſind nicht ſelten, in welchen die Parteien, 
denen das Armenrecht vom Reichsgericht wegen Ausſichtsloſigkeit ver⸗ 
ſagt iſt, dennoch einen Rechtsanwalt mit der Reviſion betrauen wollen. 
Es kommt auch hie und da vor, daß trotz Verſagung des Armenrechts 
die Reviſion Erfolg hat. Die Fälle ſind aber äußerſt ſelten. Ein 
Erfolg iſt regelmäßig nur dann zu erzielen, wenn der Rechtsanwalt 
einen neuen Angriff entdeckt und denſelben mit Judikatur und Lite⸗ 
ratur unterſtützen kann. Selbſtredend iſt es ſehr ſchwer, daß eine 
Partei, welcher das Armenrecht wegen Ausſichtsloſigkeit verſagt if, 
einen Rechtsanwalt findet, der die Sache übernimmt; denn es iſt nicht 
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entſcheidend, daß die Partei Anwalts- und. Gerichtskoſten bezahlen 
will, ſondern ob ein entſprechender Angriff vorhanden iſt. 

Ganz anders liegt der Fall, wenn das Armenrecht verſagt wird, 
weil die Armut nicht genügend nachgewieſen iſt, alsdann hat das 
Reichsgericht die Sache ſelbſt nicht geprüft. Zum Schluß noch eine 
Bemerkung: 

Man darf mit dem Armenrechtsgeſuch nicht gewiſſermaßen bis 
auf den letzten Tag warten, ſondern es iſt rätlich, dasſelbe ſofort nach 
dem Urteilserlaß, ſpäteſtens aber in den erſten Tagen nach der Zus 
ſtellung des Urteils, an das Reichsgericht eingeſchrieben, einzureichen; 
denn die Einreichung des Armenrechtsgeſuches wahrt nicht die Re⸗ 
viſionsfriſt. | 

Formular eines Armenrechtsgeſuchs an das Reichsgericht: 

An das Reichsgericht zu Leipzig. 

Hohe Behörde! 

In meinem Rechtsſtreite gegen N. N. bitte ich um hochgeneigteſte 
Bewilligung des Armenrechts für Einlegung und Durchführung der 
Reviſion. Das vorgeſchriebene Armutszeugnis meiner Behörde 
liegt oben auf den Akten, welche ich insgeſamt beifüge, namentlich 
das anzugreifende Urteil des Oberlandesgerichts N. N., welches 
Am meinem Rechtsanwalt zugeſtellt iſt. Ich fühle mich 
namentlich durch folgende Ausführungen des Oberlandesgerichts 
beſchwert (dieſelben ſind kurz anzugeben). Insbeſondere ſind folgende 
Beweiſe nicht erhoben (dieſelben ſind wörtlich anzugeben). Folgender 
Zuſatz iſt zuläſſig und namentlich dann angezeigt, wenn ein Rechts⸗ 
anwalt zur Wahrung der Friſt die Reviſion eingelegt hatte: Für 
den Fall der Beiordnung ſchlage ich vor Herrn Rechtsanwalt N. N. 

Ort und Datum. Ehrerbietigſt. 


5 6. Reviſtonsſumme. 1. Wann iſt die Revifionsfumme nicht 
erforderlich? 


(2.—14. Allgemeines, 15.— 27. Beiſpiele.) 

1. In wenigen Ausnahmefällen iſt die Reviſionsſumme nicht er⸗ 
forderlich, nämlich: Eheſachen, Standesſachen, Abweiſung einer Klage 
wegen Unzuſtändigkeit, Zuläſſigkeit der Berufung und des Rechtswegs, 
Klagen gegen Beamte, z. B. einen Notar, aber nur ſoweit eine Amts⸗ 
verletzung in Frage kommt, nicht aber ein falſcher Rat oder Vertrags⸗ 
verhältnis, Ausſchluß aus einem Verein, z. B. einem ſtudentiſchen 
Korps, weil Ehrenintereſſe, Anfechtung von Generalverſammlungs⸗ 
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beſchlüſſen der Aktiengeſellſchaften und Genoſſenſchaften, Anfechtung 
eines Ausſchlußurteils, gemäß §S 957 ZPO. Vgl. § 547 38D. 

Hoflieferantentitel, Kommerzienrat, Preismedaille. In allen dieſen 
Fällen kommt auch ein Ehrenintereſſe in Betracht, folglich iſt die 
Reviſionsſumme nicht erforderlich, wenn es ſich um die Entziehung 
z. B. der Preismedaille handelt. — Es ſoll nicht verkannt werden, 
daß Preismedaillen und Titel, insbeſondere der Hoflieferantentitel, 
auch in der Regel einen großen wirtſchaftlichen Wert haben, weil ſie 
zugleich eine geſchäftliche Empfehlung der betreffenden Perſonen mit 
ſich bringen. Der päpſtliche Hoflieferantentitel iſt in II. 122/12 mit 
10000 M. bewertet. 

2. Abgeſehen von dieſen wenigen Ausnahmefällen iſt die Zu⸗ 
läſſigkeit der Reviſion von einer Reviſionsſumme in der Höhe von 
über 4000 M. (alſo mindeſtens 4000,01 M.) abhängig. Nur wenn 
der Reviſionskläger um mindeſtens dieſen Betrag am OLG. mit 
ſeinen Anträgen unterlag, iſt die Reviſion zuläſſig. In allen anderen 
Fällen entſcheidet das OLG. endgültig. Bei der Berechnung der Re⸗ 
viſionsſumme bleiben Zinſen, Koſten, Schäden, Nutzungen, Zölle, kurz 
alle Nebenforderungen außer Betracht. — Anders liegt natürlich der 
Fall, wenn die Schadens⸗ oder Zinsforderung nicht akzeſſoriſch geltend 
gemacht wird, ſondern die Hauptſache bildet. Bei Forderungen in 
beſtimmter Höhe iſt die Frage einfach. Dagegen muß in allen anderen 
Fällen die Reviſionsſumme glaubhaft gemacht werden. Dieſe Glaub⸗ 
haftmachung iſt aber nicht zugleich auch leicht. Dies gilt namentlich, 
wenn das Eigentum an Grundſtücken, oder ein dingliches Recht, abgeſehen 
von Hypothekenforderungen an Grundſtücken, oder ein Recht auf geiſtiges 
Eigentum geltend gemacht wird, ſowie ferner bei Feſtſtellungsklagen, 
insbeſondere Klagen, bei welchen nur Verurteilung zum Schadenerſatz 
dem Grunde nach begehrt wird. Das Nähere vgl. Ziff. 23. Bei 
Sachen des geiſtigen Eigentums kommt es namentlich auch auf den 
Umſatz der fraglichen Ware an. Hieraus iſt der vermutlich entgangene 
Gewinn zu berechnen. Die Auffaſſung der angeſehenen kaufmänni⸗ 
ſchen Kreiſe bezüglich des Intereſſes ſpielt ebenfalls eine erhebliche 
Rolle. | 

3. Iſt der Klage teilweiſe, z. B. der Schaden zu 2/,, zugeſprochen, 
teilweiſe aberkannt, ſo kommt für die Reviſionsſumme nur der ent⸗ 
ſprechende Teilbetrag in Betracht, mit welchem der Reviſionskläger 
unterlegen iſt. 

4. Es genügt aber nicht, daß der Reviſionskläger um mehr als 
4000 M. zu kurz gekommen iſt, ſondern es muß auch die erhobene 
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Reviſionsbeſchwerde (d. h. die Reviſionsbegründung) die fragliche 
Reviſionsſumme decken. 

Sind mehrere Klagepoſten vorhanden, ſo muß die Reviſton be⸗ 
züglich jedes einzelnen Klagepoſtens begründet werden, ſonſt ſcheiden 
die Klagepoſten für die Reviſion aus, bezüglich deren keine ſchriftliche 
Reviſion erhoben iſt. 

5. Für die Anſchließung iſt die Reviſionsſumme nicht erforderlich, 
aber dieſe kann durch die Rücknahme der Hauptreviſion zu Fall ge⸗ 
bracht werden, inſofern es ſich nicht um eine echte Anſchlußreviſion 
handelt. Die echte Anſchlußreviſion (wenn ſie vor Ablauf der Re⸗ 
viſionsfriſt eingelegt iſt) hat für den Fall Selbſtändigkeit, daß ſie 
die Reviſionsſumme erreicht. 

Es iſt daher rätlich, falls die Reviſionsſumme zweifelhaft iſt, die 
Reviſion zugleich als Anſchlußreviſion aufrecht zu erhalten, falls der 
Gegner Reviſion ſucht. 


6. Bei Feſtſtellung der Reviſionsſumme iſt das Gericht an die | 


übereinſtimmende Angabe der Parteien über den Wert des Streit- 
gegenſtandes nicht gebunden. 

Das Reichsgericht kann auch nach Erlaß des Reviſtonsurteils den 
Streitwert für alle 3 Inſtanzen feſtſetzen (RGE. 71, 321), muß es aber 
nicht. 

7. Nicht das verfolgte Intereſſe oder Motiv der Klage, der An⸗ 
trag iſt für den Streitwert maßgebend. 25. 11. 89 IV. JW. 18, 
514 Nr. 1. 

8. Wann iſt das Intereſſe nicht nur des Reviſionsklägers und 
urſprünglichen Beklagten glaubhaft zu machen, ſondern auch dasjenige 
des urſprünglichen Klägers? 

Wenn der urſprüngliche Kläger Reviſion ſucht, ſo genügt es, 
deſſen Intereſſe glaubhaft zu machen. — Sucht aber der urſprünglich 
Beklagte Reviſion, ſo kommt folgendes in Betracht: 

Das RG. hat den Grundſatz ausgeſprochen: Prinzipiell könne 
das Intereſſe des Beklagten für die Reviſionsinſtanz nie höher ſein 
als das des Klägers, abgeſehen von der Ausnahmebeſtimmung des 
ET 3. betr. Dienſtbarkeiten; ſelbſt hier iſt die Frage ſtrittig ge⸗ 
worden. 

Dies iſt namentlich wichtig bei Eigentumsſtreitigkeiten. 

Hieraus folgt: Wenn der Beklagte Intereſſe an der Reviſion hat, 
ſo muß er in der 1. Inſtanz Widerklage erheben. 

Beiſpiele. a) Kläger verlangt Unterſagung eines Schloſſerei⸗ 
betriebes und ſchätzt ſein Intereſſe auf 2000 M. Die Reviſionsſumme 
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iſt alsdann nicht vorhanden, mag das Intereſie des Beklagten noch 
ſo hoch fein. RGE. 47, 420 und V. 511/05. 

b) Wenn der Kläger das Eigentum eines vom Beklagten über⸗ 
bauten kleinen Bodenſtreifens in Anſpruch nimmt und z. B. die Zu⸗ 
rückrückung und daher die Niederlegung des nachbarlichen Baues ver⸗ 
langt, ſo iſt die Reviſionsſumme nicht vorhanden, wenn der Wert des 
Grund und Bodens die Reviſionsſumme nicht erreicht. Das Gebäude 
bleibt außer Betracht. — Der Reviſionsgegenſtand wird nur nach 
dem Standpunkt des Revidenten berechnet. Der abgewieſene Klage⸗ 
antrag ging dahin, den Beklagten zur Niederlegung eines Rückgebäudes 
und Freimachung des klägeriſchen Eigentumsſtreifens zu verurteilen. 
Die freizumachende Fläche war auf 90 M. geſchätzt. Die Reviſiond⸗ 
ſumme iſt nicht vorhanden. Denn das Intereſſe des Beklagten (Wert 
des Baues und Koſten der Niederlegung) bleiben außer Betracht. M. 
24. 2. 82; Seuff A. 41, 375. 

c) Der beſondere Wert, welchen das Streitſtück für den Revi⸗ 
ſionskläger hat, iſt zu berückſichtigen. 1. 7. V. JW. 11, 223 Nr. 9. 

d) Reviſionsſumme beim Streit über eine Grunddienſtbarkeit; 
es entſcheidet ausſchließlich der Wert derſelben für den Reviſionskläger. 
RGE. 16, 342; 3. 10. 88. JW. 17, 408 Nr. 9. 

9. Feſtſetzungen des Streitwertes durch die unteren Inſtanzen. 
Gebrauchsmuſter. Wenn dieſelben ohne Bezugnahme auf Gutachten 
uſw. erfolgen, ſondern nur auf Grund der Angaben der Parteien, be⸗ 
weiſen ſie nichts für die Reviſionsſumme. Das RG. erachtet ſich an die 
Feſtſtellungen des Streitwertes durch die unteren Inſtanzen nicht ge⸗ 
bunden. Dies iſt namentlich wichtig in den Sachen des geiſtigen 
Eigentums. Es ſind Fälle vorgekommen, in welchen die unteren In⸗ 
ſtanzen einen ſehr hohen Streitwert angenommen hatten und trotzdem 
die Reviſionsſumme als nicht vorhanden angenommen wurde. Obſchon 
das Reichsgericht bei einem Verſäumnisurteil die Reviſionsſumme nicht 
prüfte und deshalb am Fuße des Urteils der bisherige Streitwert in 
Höhe der Reviſionsſumme vermerkt war, wurde auf Einſpruch hin 
bei der kontradiktoriſchen Verhandlung der Streitwert von Amts wegen 
beanſtandet und die Reviſion mangels Reviſionsſumme als unzuläſſig 
zurückgewieſen. Vgl. Urteil des RG. vom 4. März 1905. I. 68/05. 

10. In Sachen betr. Gebrauchsmuſterſchutz iſt in ſehr zahlreichen 
Fällen die Reviſionsſumme verneint worden, obſchon in den Vor⸗ 
inſtanzen ein erheblich höherer Streitwert angenommen war. In 
dieſen Fällen bewilligt das Reichsgericht, ſelbſt wenn erſt in der münd⸗ 
lichen Verhandlung von Amts wegen die Reviſionsſumme beanſtandet 
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wird, zu deren Glaubhaftmachung keine Vertagung, wenn eine Glaub⸗ 
haftmachung nach Lage der Sache ausgeſchloſſen ſei. Dies kommt 
auch in anderen Materien vor, wenn der Gegenanwalt nicht in die 
Vertagung willigt. Es muß ſonach in Sachen betr. Gebrauchsmuſter⸗ 
ſchutz die Reviſionsſumme unter allen Umſtänden glaubhaft gemacht 
werden, oder es muß ſchon in den Vorinſtanzen ein Gutachten er⸗ 
hoben werden und auf Grund desſelben der Streitwert feſtgeſetzt ſein. 

11. Anders liegt natürlich die Sache, wenn die Vorinſtanz auf 
Grund eines Gutachtens den Streitwert feſtgeſetzt hat. Es empfiehlt 
ſich daher ſtets, ſoweit es ſich nicht um ziffernmäßige Forderungen 
handelt, gleich in 1. oder 2. Inſtanz ein Gutachten zu erheben und 
auf Grund desſelben den Streitwert feſtſetzen zu laſſen. Inſofern die 
Geſchäftsbücher in Betracht kommen (Einnahmen und Ausgaben), muß 
ebenfalls eine genaue detaillierte Berechnung vorliegen. 


12. Für den Fall, daß der Kläger in den unteren Inſtanzen den 
Streitwert unter der Reviſionsſumme angegeben hat und hiernach der 
Streitwert bemeſſen wurde, iſt die Glaubhaftmachung der Reviſions⸗ 
ſumme in der Regel ausgeſchloſſen, denn es iſt kaum anzunehmen, 
daß erſt durch den Verluſt des Prozeſſes die Reviſionsſumme entſteht. 
Es wird ſich daher empfehlen, bei Einleitung des Prozeſſes, falls eine 
Reviſion überhaupt in Frage kommt, den Streitwert nicht nur an⸗ 
zugeben, ſondern auch durch ein Gutachten und die in der Regel ſtatt⸗ 
findende Beweidaufnahme darzutun. Der Einwand, die Partei habe 
in der unteren Inſtanz den Streitwert möglichſt gering angegeben, um 
die Prozeßkoſten nicht unnötigerweiſe zu verteuern, hat keinen Erfolg. 
Siehe aber RG. V. 331/07. Der Rechtsanwalt erſter Inſtanz kann 
aber den Grund angeben. 

13. Aus dem Geſagten erhellt, daß es eine neue Art probatio 
diabolica iſt, die Reviſionsſumme glaubhaft zu machen, falls keine 
beſtimmte Summe begehrt iſt. 

14. Aus dem Geſagten erhellt ferner, daß die Partei, ſoweit die 
Reviſionsſumme in Frage kommt, ſtets ein Intereſſe daran hat, den 
Streitwert in Höhe der Reviſionsſumme feſtgeſetzt zu ſehen. Folglich 
hat ſie auch inſoweit ein Beſchwerderecht. Dieſe Frage iſt bis jetzt 
überhaupt nicht entſchieden, ſondern man hat allgemein angenommen, 
die Partei könne ſich nicht darüber beſchweren, daß der Streitwert zu 
niedrig feſtgeſetzt ſei. 

14 a. Nach der neueſten Rechtſprechung des Reichsgerichts muß 
die Reviſionsſumme nicht nur zur Zeit der Einlegung der Reviſion, 
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ſondern auch noch zur Zeit der Verhandlung vorhanden fein. Iſt 
daher z. B. die Hauptſumme während der Reviſionsinſtanz bezahlt, 
ſo kann der Reviſionskläger, wenn er die Reviſion wegen der Koſten 
durchführen will, die Verhandlung nicht mehr, wie früher, auf die 
Koſten beſchränken, ſondern er muß die Zahlung außer Betracht laſſen, 
was nach § 561 ZPO. zuläſſig iſt. 


Beiſpiele. 


15. Auflaſſung. Kaufpreis iſt mit 16000 M. angegeben. Be⸗ 
klagter und Verkäufer verweigert Auflaſſung, weil mündlich 366 M. 
mehr verlangt find. Streitwert 16000 M. RG. II. III. / O5; V. 
415/04. Vgl. Nr. 26. 


16. Erbrecht. Ueberſchuldeter Nachlaß. Es liegt nur 1 Proz. 
in der Maſſe, trotzdem kommt die ganze Forderung, die nicht feſtgeſtellt 
werden ſoll, in Betracht. RG. 8. III. 05. I. 501/04. Vgl. Scherer 
Kommentar zum BGB. Buch VW S. 143 No. 161. 

Löſchungsklage auf die ganze Hypothek in Höhe von 6000 M. 
iſt erhoben. Die Klage war für das Ganze zugeſprochen, aber nur 
2 von 5 Miterben⸗ Beklagten ſuchten Reviſion. Nur der Anteil der 
2 Miterben kommt in Betracht. RG. VII. 08. V. 449/07. 


Begründung und Vergleichung einer Nachlaßforderung zur Nach⸗ 
laßmaſſe oder zur Hinterlegung. Nur der Anteil des Miterben kommt 
in Betracht. Vgl. Gruchot 26, 104. RGE. 33, 427; 38, 421. (Feſte 
Praxis.) Contra nur IV. 182, 99. 

Anteilforderung. Geltendmachung ſeitens eines Mitberückſichtigten, 
nur deſſen Anteil kommt in Betracht. Inſofern nur die Teilung eines 
Nachlaſſes in Frage kommt, entſcheidet das freie Ermeſſen. Vgl. 
Scherer, Rheiniſches Recht 2. Aufl. S. 227, Nr. 7. 

17. Eventualantrag. Iſt deſſen Wert der höhere, ſo iſt dieſer 
maßgebend (RG. III. 198/06), ſollte auch das Oberlandesgericht den 
eventuellen Antrag, weil erſt in der Berufungsinſtanz geſtellt, als un⸗ 
zuläſſig verworfen haben (III.) Seuff A. 43, 223. (I.) JW. 20, 465 
Nr. 7. Feſtſtellungsklage, negative. Es entſcheidet das Intereſſe des 
Klägers. SeuffA. 41, 345; JW. 1906, 755. Die mit einer Ent⸗ 
ſchädigungsklage verbundene Feſtſtellungsklage iſt auch dann in Be⸗ 
tracht zu ziehen, wenn ſie vollſtändig überflüſſig war. 30. 10. 90. 
II. Elſ. Lothr. Z. 16, 4. 

18. Futterkoſten, Transportkoſten, Zoll bleiben außer Betracht, 
ſeit 1900 auch bei der Wandlungsklage. Gruchot 1906, 1047. 
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19. Gläubiger⸗ Anfechtungsklage, Gef. v. 1879. Bei Anfechtungs⸗ 
prozeſſen auf Grund des Anfechtungsgeſetze8s von 1879 kommen die 
Koſten des Vorprozeſſes und die Zinſen bis zum Tage der Anfech⸗ 
tungsklage in Betracht; hierfür iſt aber ſpezifizierte Koſtenrechnung 
notwendig, ſowie Zinſenberechnung. Anfänglich wurde umgekehrt ent⸗ 
ſchieden. Vgl. Bolze 9, 299, 644 e. 

20. Hypothekenrecht. Die Ziffer der geſchuldeten Summe kommt 
in Betracht, nicht das weitere Schuldintereſſe. SeuffA. 46, 308. 
Anders bei Klage wegen Herausgabe eines Hypothekenbriefes. 

Streitwert bei einer Klage auf Herausgabe eines Hypotheken- 
briefes. Nicht das ſubjektive Intereſſe des Klägers entſcheidet, ſondern 
der objektive Maßſtab. Der Streitwert wurde auf 41,80 M. feſt⸗ 
geſetzt, weil der Beklagte gegen Zahlung dieſer Summe ſtets zur 
Herausgabe bereit war. Auch handelte es ſich um die Auslöſung 
des verpfändeten Hypothekenbriefes. 3. 11. 88. V. Seuff A. 44, 217. 

An ſich entſcheidet bei Herausgabe von Urkunden das freie Ermeſſen. 

20 a. Ebenſo iſt bei Klage auf Rechnungslegung in der Regel die 
Reviſionsſumme nicht vorhanden. Zurückbehaltungsrecht. Beklagter 
behauptet vertragsmäßiges Retentionsrecht, Hypothekenbrief über 
6000 M., beantragte Abweiſung der Klage auf Herausgabe eventuell 
gegen Zahlung ſeiner Forderung von 1000 M. Streitwert 1000 M. 
RG. V. 463/04. 

21. Patronatsrecht, betr. Ernennung eines Kirchenvorſtehers, 
2000 M. reviſibel. RG. 9. III. 08; IV. 347/07. 

22. Retentionsrecht. Beſchwerdegegenſtand bei ſtreitigem Reten⸗ 
tionsrechte. Die retinierte Leiſtung iſt maßgebend und nicht etwa 
der geringere Wert der Leiſtung, für welche retiniert werden ſoll. 
RGE. 12, 360. Ebenſo II. 416/01 vom 14. März 1902. Vgl. 20 a. 

23. Schadenerſatz. Wenn ein Klageantrag des Inhaltes, das 
Gericht wolle nach Anordnung von Sachverſtändigen die Entſchädigungs⸗ 
ſumme feſtſetzen, abgewieſen wird, ſo iſt nach der Rechtſprechung des 
V. Senates die Reviſionsſumme grundſätzlich nicht vorhanden, inſo⸗ 
weit das Oberlandesgericht keinen Schaden annimmt, mag auch nach 
den Klagebehauptungen der Schaden z. B. 10000 M. betragen. RG. 
24. V. 05; V. 582/04. Es iſt daher rätlich, ſtets beizufügen: Aber 
nicht unter 4300 M. — In 2. Inſtanz kann der Kläger feinen Schaden⸗ 
erſatz erhöhen. Dies iſt für die Reviſionsſumme maßgebend. 

Reviſionsſumme bei Schadenklage aus 8 823 BGB. Nur der 
eingeklagte Betrag, nicht die weiter indizierten Raten kommen in Be⸗ 


tracht. RG. VI. 428/04. 
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Körperverletzung. Für die Zeit der ganzen oder teilweiſen Ar⸗ 
beitsunfähigkeit iſt der Schaden leicht ziffermäßig zu berechnen. Im 
übrigen iſt das Gutachten eines Arztes maßgebend, welches den Grad 
der Arbeitsunfähigkeit angibt. Hieraus erhellt bereits, daß es für die 
Eltern, die wegen Tötung ihres Kindes Schadenerſatz begehren, kaum 
möglich iſt, die Reviſionsſumme glaubhaft zu machen, falls ſie nicht 
eine beſtimmte Summe gefordert haben. Es iſt daher ſtets praktiſch, 
eine beſtimmte Summe in ſolchen Fällen zu verlangen, und ſofern 
allgemeiner Schadenerſatz begehrt wird, den Zuſatz beizufügen: „jedoch 
nicht unter 4300 M.“ 

Wird Schadenerſatz nur akzeſſoriſch begehrt, ſo bleibt derſelbe über⸗ 
haupt außer Betracht. — Wenn jemand die Herausgabe einer Sache 
(Muſterkoffer, Wert 200 M.) und Schadenerſatz in Höhe von 3000 M. 
einklagt, ſo iſt die Reviſionsſumme nur dann vorhanden, wenn der 
Schadenerſatzanſpruch ſelbſtändig begehrt iſt. Letzteres wurde aus⸗ 
nahmsweiſe angenommen im Urteil vom 5. Juli 1898, II. 141/98 
In der Regel kommt nur der Wert der Sache in Betracht, alſo 200 M., 
gemäß § A ZPO. Der Kläger hat es unbedingt in der Hand, den 
Rechtsſtreit bezüglich des Schadens reviſibel zu machen, wenn er den⸗ 
ſelben in einer ſelbſtändigen Klage begehrt. 

24. Urkundenherausgabe. Patenturkunde, 500 M. II. 479/09. 
Vgl. 20. 

25. Wandlungsklage. Freies Ermeſſen. RG. V, 586/05; 
Gruchot 1905, 1005. Bei Kaufpreis von 400000 M. auf 100000 M. 
herabgeſetzt. RG. II. 210/08 (Schanz). | 

26. Zuſammenrechnung. Am Oberlandesgericht waren die Pro⸗ 
zeſſe verbunden; das Oberlandesgericht erläßt zwei geteilte Urteile, 
trotzdem findet dieſe Zuſammenrechnung ſtatt, wenn zu gleicher Zeit 
in beiden Sachen die Reviſion ergriffen wird. RG. 18. XII. 11; 
VI. 206/11. Herſtellung der Reviſionsſumme durch Widerklage auf 
Erſtattung des zwangsweiſe Bezahlten. RGE. 63/307. 

Anders bei demſelben Streitgegenſtand (Erſatz von 161 M. 
Fracht ꝛc.). RG. II. 407/06. Vgl. auch RG. III. 418/06. Die 
erſte Entſcheidung verdient aber den Vorzug. 

27. Zmwangdverfteigerung. Exekutions⸗Interventionsklage aus 
8 771 3 PO. Nur die Hauptſumme, für welche gepfändet ift, kommt 
in Betracht. Zinſen und Koſten, für welche gepfändet iſt, bleiben 
außer Betracht. RGE. 10, 393. Ferner Frank. Rundſch. 37, 122 
(III. Zivilſenat). Vgl. Ziff. 19. 
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§ 7. I. Welche Perſonen eignen ſich als Gutachter? II. Form 
des Gutachtens. III. Inhalt. 


I. Als Gutachter müſſen angeſehene Perſonen ausgewählt werden, 
welche die allgemeine Achtung genießen. Inſofern in dem betreffenden 
Gebiet für Gutachten Beamte angeſtellt ſind, z. B. amtliche Grundſtücks⸗ 
ſchätzer, Hypothekenſchätzer, Ortsrichter, Schöffen ꝛc., ſind ſelbſtredend 
dieſe Perſonen zu wählen; ſie haben dem Gutachten eine beglaubigte 
Abſchrift ihres Beeidigungsprotokolls beizufügen. In kaufmänniſchen 
Prozeſſen, ſo z. B. in Sachen des geiſtigen Eigentums, ſind ange⸗ 
ſehene Kaufleute, z. B. Kommerzienräte, auszuwählen, ferner Bücher⸗ 
reviforen, wenn möglich beeidigte. 

II. Das Gutachten iſt mindeſtens in drei Exemplaren herzuſtellen, 
muß möglichſt eingehend fein und hat folgende Form: 

„In Sachen N. / N. hat das Landgericht folgendermaßen er⸗ 
kannt (folgt Urteilstenor); das Oberlandesgericht (Kammergericht) 
folgendermaßen (folgt Tenor des Urteild). Das Geldintereife des 
Reviſionsklägers iſt folgendes: | 

(Nun hat möglichſt detaillierte Angabe und Berechnung zu er⸗ 
folgen.) 

Das Intereſſe des urſprünglichen Klägers und jetzigen Reviſions⸗ 
beklagten iſt folgendes: 

(In der Regel wird es ſich mit dem Intereſſe des Reviſions⸗ 
klägers decken, aber nicht immer, vgl. § 6 Ziff. 8.) 

Hierauf kommt folgende Bemerkung: „Der Unterzeichnete ver⸗ 
ſichert vorſtehende Ausführungen an Eidesſtatt“, bei amtlich beſtellten 
Sachverſtändigen: „Der Unterzeichnete nimmt vorſtehende Ausführung 
auf ſeinen geleiſteten Dienſteid unter Beifügung einer Abſchrift eines 
Beeidigungsprotokolls.“ Hierauf folgt die Unterſchrift N. N. 

Vorſtehende Unterſchrift beglaubigt der Notar N. N.“ 

Gemäß § 294 ZPO. iſt es auch zuläſſig, einen Sachverſtändigen 
in der mündlichen Verhandlung vorzuführen. Der Fall tritt aber 
jetzt ſehr ſelten ein, weil das RG. regelmäßig durch Beſchluß ent⸗ 
ſcheidet. Auf $ 3 ZPO. kann ſich die Partei nicht berufen; von 
demſelben iſt am RG. ſeit 1879 nicht in einem einzigen Falle Ge⸗ 
brauch gemacht worden. 

Es empfiehlt ſich, daß die Sachverſtändigen das Intereſſe des 
Reviſionsklägers möglichſt hoch feſtſetzen und nicht etwa ſich mit der 
Summe von 4001 M. begnügen; denn in der Regel ſetzen die Ge⸗ 
richte nicht ſo hoch feſt, wie der Sachverſtändige. Die offene Wahr⸗ 
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heit des Gutachters entſpricht am beſten dem Intereſſe der Partei. 
Auch find Gegengutachten zuläflig. 

Die bedingungsloſe Anberaumung des Termins und die An⸗ 
forderung der Gerichtskoſten in reviſibeler Höhe ſchließen nicht aus, 
daß der Gegner erfolgreich in der mündlichen Verhandlung die Re⸗ 
viſionsſumme beſtreitet. 

Ein Ultra-Petita-Erkenntnis kann die Reviſionsſumme herbei⸗ 
führen. 

III. Es genügt nicht ein allgemeines Gutachten, ſondern das 
Gutachten muß detailliert ſein, d. h. es muß eine ſpezifizierte Be⸗ 
rechnung enthalten. Wenn z. B. der Wert eines Grundſtücks glaub⸗ 
haft zu machen iſt, ſo müſſen die Verkäufe benachbarter Grundſtücke 
von gleicher Lage aus den letzten Jahren angegeben ſein unter Angabe 
des Kaufpreiſes und des Datums. 

Bei Feſtſtellungsklagen und Unterſagungsklagen iſt z. B. in 
Handelsſachen und Sachen des geiſtigen Eigentums der Nachweis des 
Umſatzes durch beglaubigte Bücherauszüge erheblich, bei Schätzungen die 
Perſönlichkeit des Schätzers. 

Berechnungen folgenden Inhalts: „Die Partei kann auf dem 
Grundſtück ein Haus aufführen und hierdurch an Mieten X M. ver⸗ 
einnahmen, ſo daß ihr nach Abzug der Baukoſten ein Reingewinn 
von y M. verbleibt“, werden von dem RG. in konſtanter Recht⸗ 
ſprechung zurückgewieſen. Das RG. ſagt in dieſen Fällen mit der 
lex 29 8 3 D. 9, 2 „incertum est an (pisces) caperentur“. G8 
hat dieſen Spruch direkt angewandt in einem Falle, in welchem mit 
der Anlegung eines Karpfenteiches operiert wurde. Aber keine Regel 
ohne Ausnahme. RG. 8. VII. 08, V. 331/07; geplanter Hausbau 
in Enteignungsfällen. 


88. Zeit der Glaubhaftmachung: innerhalb der Legründungsfriſt. 


Nach der Praxis des RG. iſt die Reviſionsſumme innerhalb der 
Reviſionsbegründungsfriſt nachzuweiſen, anderenfalls iſt das RG. be⸗ 
rechtigt, trotz eingereichter Reviſionsbegründung die Reviſion als un⸗ 
zuläſſig mangels Reviſionsſumme durch Beſchluß zu verwerfen, alſo 
ohne Anberaumung eines Termins. Das Wort „ſoll“ in § 554 
Abi. 4 3] O. bedeutet alſo für den Reviſionskläger keine befondere 
Begünſtigung, nur kann derſelbe vor Erlaſſung des Beſchluſſes noch 
Gutachten zur Glaubhaftmachung der Reviſionsſumme beibringen. 
Unter dieſen Umſtänden iſt es dringend geboten, daß der Kollege der 
Vorinſtanz ſofort mit dem Auftrag zur Reviſion die Gutachten zur 
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Glaubhaftmachung der Reviſionsſumme, und zwar in drei Exemplaren, 
beibringt; denn notoriſch werden die Aufträge zur Reviſion erſt in 
den letzten Tagen der Notfrift erteilt. Es bleibt daher nur eine ſehr 
kurze Zeit zur Beſchaffung der Gutachten; das RG. verlangt aber 
ſehr eingehende Gutachten, ſo daß in der Regel der Rechtsanwalt 
beim RG. das Gutachten zur Ergänzung zurückſenden muß. 

In zweifelhaften Fällen ordnet das Gericht mündliche Verhandlung 
über die Reviſionsſumme an. Alsdann empfiehlt es ſich, weitere 
Gutachten, bzw. Gegengutachten beizubringen oder einen Gutachter in 
die Sitzung mitzubringen. 


§ 9. Der Gerichtskoſtenvorſchuß und der rote Brief. 


Seit 1910 hat die Partei nach Einlegung der Reviſion alsbald 
den Gerichtskoſtenvorſchuß zu zahlen, und zwar in Höhe einer Gebühr. 
Der Präſident des Reichsgerichts beſtimmt hierfür die Friſt. Die⸗ 
ſelbe kann auf Antrag eines Rechtsanwalts beim Reichsgericht zwar 
verlängert werden, aber dies iſt ein zweifelhafter Rechtsbehelf, denn 
der Präſident kann die Verlängerung ablehnen. Auch muß noch 
innerhalb der Friſt die Verlängerung verfügt werden. 

Dagegen tritt eine Verlängerung der Friſt von Rechts wegen 
ein, wenn ein Armenrechtsgeſuch eingereicht wird; dasſelbe unterbricht 
nämlich die laufende Friſt bis zu dem Tag, an welchem der ab- 
weiſende Beſchluß zugeſtellt wird. Die Zuſtellung erfolgt an den⸗ 
jenigen, welcher den Antrag eingereicht hat. Wurde z. B. das Ge— 
ſuch am viertletzten Tag vor Ablauf der Friſt dem Reichsgericht ein- 
gereicht, ſo laufen nach der Zuſtellung des abweiſenden Beſchluſſes 
noch 4 Tage. 

Es genügt aber nicht, daß der Gerichtskoſtenvorſchuß innerhalb 
der Friſt bezahlt iſt, ſondern die Einzahlung muß dem Reichsgericht 
auch nachgewieſen werden. Die Einzahlung hat bei der Oberpoſt⸗ 
kaſſe zu erfolgen unter Angabe des Aktenzeichens. Die Poſtquittung 

muß eingeſchrieben an das Reichsgericht eingeſandt werden. Dieſelbe 
muß innerhalb der beſtimmten Friſt bei dem Reichsgericht eingetroffen 
ſein. Trifft ſie zu ſpät ein, ſo kann die Reviſion als unzuläſſig 
verworfen, ſelbſt wenn rechtzeitig bezahlt iſt. Gegen Verſäumung 
der Friſt iſt Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zuläſſig. Die⸗ 
ſelbe iſt z. B. bewilligt in Sachen Barth IV. 33/12. 

Die Verfügung des Präſidenten betr. den Gerichtskoſtenvorſchuß 
und die Zahlungsfriſt wird dem Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
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zugeſtellt, nicht der Partei. Wegen der großen Wichtigkeit der Form⸗ 
vorſchrift ſenden die Rechtsanwälte beim Reichsgericht die betreffende 
Zuſtellung mittels eines roten Begleitſchreibens, und zwar in der Regel 
an den Korreſpondenzanwalt. Es wäre einfacher, wenn dieſe Zu— 
ſtellung ſofort an die Partei vom Reichsgericht aus erfolgen würde. 


§ 10. Einlegung der Reviſton. Anberaumung des Termins, 
Ferien, Ferienſache. 


Die Reviſion wird eingelegt wie die Berufung in Strafſachen 
und wie ſeit 1910 auch die Berufung in Zivilſachen. Das Reichs⸗ 
gericht ſchließt jedoch um 6 Uhr, ſo daß die Einreichung nach 6 Uhr 
nicht mehr möglich iſt. Einlegung mittels Telegramms iſt zwar zu⸗ 
läffig. aber bis jetzt noch nicht vorgekommen. Einlegung mittels 
Telephons iſt unzuläſſig. Aber bezüglich der Anberaumung des Termins 
unterſcheidet ſich die Reviſion von der Berufung in Zivilſachen; denn 
dieſelbe muß 1) ſchriftlich begründet werden, wie die Reviſion in 
Strafſachen, und zwar durch einen Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
(vgl. § 2). Außerdem muß der Gerichtskoſtenvorſchuß innerhalb der 
vom Senatspräſidenten beſtimmten Friſt bezahlt werden (vgl. § 9); 
dann erſt wird vom Präſidenten Termin anberaumt. Werden die 
Begründungsfriſt oder Zahlungsfriſt oder gar beide verſäumt, ſo wird 
die Reviſion durch Beſchluß verworfen. 

Bezüglich der Ferien beſteht aber eine Ausnahme, während der⸗ 
ſelben läuft die Begründungsfriſt nicht; Gerichtskoſten werden nicht 
eingefordert; daher häufen ſich nach den Ferien die Sachen am 
Reichsgericht ſehr, und zwar in der Zeit vom 15. September bid 
15. Oktober. In dieſem Falle iſt der 15. Oktober nach einer ſtrengen 
Anſicht dann der letzte Tag der Begründungsfriſt, wenn dieſelbe erſt 
am 15. September zu laufen begann; ſie läuft alſo nicht bis 16. Ok⸗ 
tober. Im Jahre 1912 herrſchte aber die milde Praxis. — Auch die 
Anſchlußreviſion muß innerhalb der Begründungsfriſt der Hauptreviſion 
durch einen Rechtsanwalt beim Reichsgericht mit Antrag und Be⸗ 
gründung, genau ſo wie die Reviſionsbegründung eingereicht werden, 
ſonſt iſt die Friſt verſtrichen. Auch dies iſt ein Unterſchied von der 
Anſchlußberufung. Iſt die Hauptreviſion unzuläſſig, ſo fällt auch 
dieſe unechte Anſchlußreviſion auf Koſten des Anſchlußreviſionsklägers, 
welche die Koſten der Hauptreviſion überſteigen können. Ganz anders 
verhält es ſich aber mit den Ferienſachen. Hier läuft die Begründungs⸗ 
friſt auch während der Ferien. Als Ferienſachen kommen ſeit 1910 
tatſächlich nur Wechſelſachen in Betracht. 
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Der Gerichtskoſtenvorſchuß wird vom 4. und 7. Senat auch 
dann eingefordert, wenn keine Reviſionsbegründung eingereicht wird; 
deshalb wird bei Einlegung einer beſchränkten Reviſion der ganze 
Gerichtskoſtenvorſchuß eingefordert, weil der Antrag auf das Ganze 
erhöht werden kann. In anderen Senaten wird der Gerichtskoſten⸗ 
vorſchuß erſt nach Einreichung der Begründung eingefordert. — 

Wechſelſachen ſind nach der Praxis auch dann Ferienſachen, wenn 
nicht im Wechſelprozeß geklagt wird. 

Die Exekutions⸗Interventionsklage aus 8 771 ZPO. und die 
konkursrechtlichen Anfechtungsklagen werden am Reichsgericht tatſächlich 
nicht als Ferienſachen behandelt. 

Wird eine Reviſion durch Vergleich erledigt und dies von beiden 
Parteien angezeigt, ſo braucht nach der Praxis der Gerichtskoſtenvor⸗ 
ſchuß nicht bezahlt zu werden. Dieſe Praxis iſt aber nicht ganz un⸗ 
bedenklich. 


§ 11. IH die Erweiterung des Reviſtonsantrages zuläſſig? 


Der IV. Zivilſenat des Reichsgerichts ſteht auf dieſem Stand⸗ 
punkt und erhebt daher, wenn z. B. in der Reviſionsinſtanz der ein⸗ 
geklagte Schadenbetrag von 50000 M. auf 4001 M. reduziert wird, 
den Gerichtskoſtenvorſchuß für 50000 M. (vgl. den Beſchluß IV. 
113/11 in Sachen Obertreis contra Huiſing). Dies iſt überhaupt die 
zurzeit herrſchende Meinung. Selbſtredend muß die Begründung auch 
den weiteren Betrag decken. Nur dann macht der Senat eine Aus⸗ 
nahme, wenn die Reviſion für den Mehrbetrag regelrecht zurückgenommen 
wird, aber nicht nur wegen der Gerichtskoſten (RG. IV. 100/11). 

Vor der Novelle vom Jahre 1905 war zweifellos die Erweite⸗ 
rung ſogar bei einer beſchränkten Reviſion zuläſſig. Hieran dürfte 
auch jetzt noch feſtzuhalten ſein. 


§ 12. Patentverletzungsſachen. Patentberufungsſachen (Nichtig⸗ 
keit). Markenſchutz. Preußiſches Oberlaudeskulturgericht. 


Auch in Patentverletzungsſachen verlangt das Reichsgericht, daß 
der Rechtsanwalt das Modell vorführt, deshalb muß regelmäßig ein 
Techniker miterſcheinen. In Markenſchutzſachen iſt die Marke ſo vor⸗ 
zulegen, wie ſie im Handel gebraucht wird. 

In Patentberufungsſachen bedarf der Rechtsanwalt einer Voll⸗ 
macht. Ein Mitglied des Gerichts erſtattet Bericht, d. h. trägt den 
Tatbeſtand vor. Es beſteht kein Anwaltszwang. 
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Gegen Urteile des Preußiſchen Oberlandeskulturgerichts iſt zwar 
die Reviſion zuläſſig. Aber die Reviſion iſt nicht beim Reichsgericht 
einzulegen, ſondern bei der Generalkommiſſion, auch dort zu begründen; 
die Generalkommiſſion ſchickt alsdann die Sachen an das Reichs⸗ 
gericht, wo von Amts wegen Termin anberaumt wird. Dies wäre 
an ſich verſtändlich, ähnlich wie in bayriſchen Sachen; aber wenn 
das Reichsgericht die Reviſion durch Verſäumnisurteil zurückweiſt, ſo 
iſt der Einſpruch gegen das reichsgerichtliche Urteil ebenfalls bei der 
Generalkommiſſion einzureichen (feſte Praxis). Im übrigen wird hier 
geradeſo verfahren, wie am Reichsgericht, d. h. es iſt Urſchrift und 
Abſchrift einzureichen; aber, weil die Generalkommiſſion eine unſtändige 
Behörde iſt, am beſten mittels Einſchreibebrief perſönlich gegen Rück⸗ 
ſchein. Telegramm wurde nicht zugelaſſen. Der Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht dürfte für die Einlegung nicht zuſtändig ſein. 


§ 13. Einſtweilige Verfügungen. 

Gerichtskoſtenvorſchuß in Eheſcheidungsſachen. 

Einſtellung der Zwangsvollſtreckung. 

Dem Reichsgericht fehlt die Zuſtändigkeit zum Erlaſſe einſt⸗ 
weiliger Verfügungen; dieſelben gehören ausſchließlich an das Gericht 
erſter Inſtanz ($ 943 3] O.), alſo gehören Geſuche um einſtweilige 
Verfügung betr. Gerichtskoſtenvorſchuß in Eheſachen ſtets an das 
Landgericht, welches in erſter Inſtanz erkannte. 

Was dagegen die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung betrifft, 
ſo iſt nach $ 719 der Novelle vom 22. Mai 1910 das Reichsgericht 
zuſtändig, jedoch muß ein unwiederbringlicher Nachteil glaubhaft 
gemacht werden. 


§ 14. Prozeſſnale Eigentümlichkeiten. 


1. Das Urteil des Oberlandesgerichts muß vom Rechtsanwalt 
am Oberlandesgericht zugeſtellt ſein. Dann erſt iſt die Reviſion zuläſſig; 
ebenſo verhält es ſich mit der Wiederaufnahme des Verfahrens und 
der Intervention, obſchon in dieſen beiden Fällen die Praxis des 
Reichsgerichts eine milde iſt. Sind auf einer oder beiden Seiten 
mehrere Parteien mit verſchiedenen Rechtsanwälten, dann iſt die Re⸗ 
viſion immer nur zwiſchen den Parteien zuläſſig, zwiſchen deren Rechts⸗ 
anwälten zugeſtellt iſt. 

2. Nach dem Geſetz muß Reviſion und Begründung nicht unter⸗ 
ſchrieben ſein; die Unterſchrift iſt nur Soll⸗Vorſchrift, aber das Reichs⸗ 
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gericht hat eine Reviſion für nichtig erklärt mangels Unterſchrift; dies 
ſei ſelbſtverſtändlich. 

3. Das Reichsgericht ſchließt um 6 Uhr. Die Präſidenten und 
Sekretäre nehmen keine Schriftſtücke mehr an, auch nicht in ihrer 
Wohnung. 

4. Einreichung der Reviſion und Begründung iſt auch mittels 
Telegramms (nicht aber mittels Telephons) zuläſſig. Uebrigens iſt der 
Fall noch nicht vorgekommen. 

5. Es iſt ein grobes Verſchulden der Partei, wenn ſie mit der 
Reviſion oder dem Einſpruch bis auf den letzten Tag wartet; daher 
wird z. B. die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, wenn das 
Auftragſchreiben deshalb zu ſpät an ſeine Adreſſe gelangt, weil der 
urſprünglich aufgegebene Rechtsanwalt abgegangen iſt, nicht erteilt. 

6. Eine Reviſion, welche für eine falſche Partei eingelegt war, 
wurde deshalb aufrecht erhalten, weil die andere Partei vollſtändig 
obgeſiegt hatte, ſo daß ſachlich kein Zweifel beſtehen konnte, für wen 
Reviſion zu ſuchen war; ebenſo in einem Falle, in welchem das 
Oberlandesgericht die Rechtsanwälte verwechſelt hatte. 

7. Anſchlußreviſion muß ſpäteſtens während der Begründungs⸗ 
friſt erhoben und begründet werden, eine Hauptreviſion kann nur 
während der gleichen Friſt (vorſorglich) als Anſchlußreviſion aufrecht 
erhalten werden. 

8. Es iſt in der Regel billiger und daher praktiſcher, die Reviſion 
durch Beſchluß verwerfen zu laſſen ſtatt ſie zurückzunehmen; denn im 
letzteren Falle nimmt der Gegner regelmäßig Verluſturteil. Der erſte 
Weg iſt aber nur gangbar, wenn entweder keine Begründung oder 
keine Zahlung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes erfolgt iſt; denn iſt beides 
erfolgt, ſo wird mangels Rücknahme Termin anberaumt. 


verzeichnis der Rechtsanwälte beim Reichsgericht pro 1. Okt. 1912. 
Anwaltskammer. Tel. 3560. 


Axhauſen, Rechtsanw., Graſſiſtr. 22 11, Tel. 19 169. 

. Dr. Bitter, Juſtizrat, Bismarckſtr. 8 pt. 

Bo denſtein, Juſtizrat, Scharnhorſtſtr. 161, Tel. 5729. 
Boyens, Geh. Juſtizrat, Wieſenſtr. 2 pt., Tel. 12 702. 

. Brüdlmeier, Rechtsanw., Schwägrichenſtr. 17 U, Tel. 4661. 
. Dr. Eickhoff, Juſtizrat, Marienſtr. 11 pt., Tel. 6794. 

Dr. Ganz, Rechtsanw., Profeſſor, Ferd. Rhodeſtr. 31T, Tel. 14 230. 
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8. Haber, Geh. Juſtizrat, Schwägrichenſtr. 13 N, Tel. 2958. 

9. Dr. Junck, Juſtizrat, Ferd. Rhodeſtr. 38 pt., Tel. 2563. 

10. Dr. Kaiſer, Juſtizrat, Ferd. Rhodeſtr. 33T, Tel. 3088. 

11. Dr. Kurlbaum, Rechtsanw., Sebaſtian Bachſtr. 7 pt., Tel. 8114. 

12. Dr. Lehmann, Juſtizrat, Ferd. Rhodeſtr. 30 pt., Tel. 371. 

13. Dr. Mittelſtaedt, Rechtsanw., Schenfendorfftr. 4 pt., Tel. 14 272. 

14. Putzler, Geh. Juſtizrat, Rob. Schumannſtr. 12 b 11, Tel. 8828. 

15. Dr. Schall, Juſtizrat, Kaiſer Wilhelmſtr. 14 TU, Tel. 6399, 

16. Dr. Scherer, Rechtsanw., Harkortſtr. 8 III. 

17. Dr. Schrömbgens, Rechtsanw., Kaiſer Wilhelmſtr. 84 1, 
Tel. 5503. ö 

18. Dr. Süpfle, Rechtsanw., Bismarckſtr. 12T, Tel. 9801. 

19. Syring, Juſtizrat, Dorotheenſtr. 4 U, Tel. 4510. 

20. Dr. Wildhagen, Juſtizrat, Ferd. Rhodeſtr. 34 pt., Tel. 4830. 

21. Zenetti, Juſtizrat, Rabenſteinplatz 2 II, Tel. 8634. 


Merkblatt. 


Vom Prozeßbetrieb. 


Vorgeſchlagen und zur Beachtung empfohlen vom 
Präſidium des Oberlandesgerichts in Jena. 


(Januar 1912.) 


Prozeſſe laſſen ſich nur dann ſchnell und ſo, daß der Sache ge⸗ 
dient wird, durchführen, wenn Gerichte und Parteivertreter zu dieſem 
Ziel in ehrlicher Arbeitsgemeinſchaft zuſammenwirken. Die folgenden 
Vorſchläge wenden ſich darum an Gerichte und Rechtsanwälte; möge 
man ſie hier wie dort wohlwollend aufnehmen und beachten. 


Parteibetrieb. 


1. Klagſchriften und andere Schriftſätze ſeien erſchöpfend und 
beſtimmt. Was in der mündlichen Verhandlung nicht aufrecht er⸗ 
halten wird, ſollte gar nicht in Schriftſätzen erſcheinen. Erſt wenn 
die Sache mit der Partei abſchließend erörtert iſt, reiche man den 
Schriftſatz ein. Wird ein Schriftſatz auf Grund mangelhafter Unter⸗ 
lagen gebracht, ſo entſtehen Wiederholungen und Verwirrungen, die 
ſich bis in die Urteile fortpflangen. 

Ob Zeugen über ſtreitige Vorgänge aus eigner Wahrnehmung 
oder nur vom Hörenſagen berichten können, frage man die Parteien 
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und gebe es im Schriftſatz an. An Klarheit darüber fehlt es auch 
oft in Armenrechtsgeſuchen, die die Gerichtsſchreiber aufnehmen. 

2. Der Klagantrag ſei kurz und beſtimmt. Häufig — nament⸗ 
lich bei Feſtſtellungsklagen, Widerſpruchsklagen u. dgl. — beantragt 
man, daß der Beklagte etwas anerkenne, obwohl gar kein Anſpruch 
darauf beſteht. Bei Feſtſtellungsklagen laute der Antrag einfach auf 
Feſtſtellung. 

Werden Hilfsanträge geſtellt, ſo ſage man genau, in welchem 
Verhältnis ſie zum Hauptantrag ſtehen ſollen. Iſt es unterblieben, ſo 
dringe das Gericht auf Klärung. 

3. Von vornherein gebe man die vollſtändigen Namen der Parteien 
an, die Firmen mit Inhabern, die geſetzlichen Vertreter uſw. 

Aeußerlichkeiten der Schriftſätze halte man gleichmäßig: Namen 
der Anwälte und Datum oben auf der erſten Seite (dann nicht am 
Ende: O. u. Z. w. o.). Man laſſe weg: in nebenbenannter Sache, 
in rubrizierter Sache. Die Sprache ſei einfach und frei von über⸗ 
kommenen Schnörkeln (vgl. auch dafür die Merkblätter vom März 
und Juni 1911). 

4. Den Nachweis der Förmlichkeiten bringe man möglichſt bald. 
Dann läßt ſich einfacher nachprüfen, ob Berufung, Einſpruch richtig 
eingelegt worden ſind. Der Anwalt weiſt die Urteilszuſtellung gleich 
beim Einreichen der Berufung, des Einſpruchs nach, der Gerichts⸗ 
ſchreiber bemerkt ſie (mit Stempelvordruck) zu den Akten, in der 
mündlichen Verhandlung wird nur darauf verwieſen. 

Bei Zuſtellung des Urteils von Anwalt zu Anwalt bezeichne 
man den Tag der Zuſtellung richtig und einheitlich. Maßgebend iſt 
der Empfangstag, nicht der Ausgabetag; oft vermerkt aber dieſen der 
zuſtellende Anwalt fälſchlich im voraus als Zuſtellungstag. 

5. Man gebe in der Klage den Streitwert an. Fehlt die An⸗ 
gabe, ſo mag der Gerichtsſchreiber alsbald die Parteien veranlaſſen, 
ſich darüber zu erklären, und bei Zweifeln die Sache dem Gericht 
vorlegen. Dann bedarf es keiner ſpätern Anträge auf Feſtſetzung, 
und ſtörende Aktenverſendungen können unterbleiben. Mindeſtend 
hole das Gericht die Feſtſetzung nach, wenn es das Urteil beſchließt. 

6. Bei völlig klarer Rechtslage benutze man, wenn der Schuldner 
zahlen will, aber nicht kann, das billigere und einfachere Mahnver⸗ 
fahren und greife nicht zur Klage. 

7. Der Anwalt des erſten Rechtsgangs überſende feine voll- 
ſtändigen Akten dem Anwalt des höhern Gerichts ſofort, wenn Be⸗ 
rufung eingelegt wird. Uebergibt er ſie zu getreuen Händen, ſo 
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verliert er ſein Zurückbehaltungsrecht nicht. Prozeſſe gehen oft nur 
deshalb nicht vorwärts, weil die Akten fehlen. 


Tatſachenermittelung durch Parteibetrieb. 


8. Der Anwalt unterrichte ſich bei der Partei von vornherein 
möglichſt eingehend über den Sachverhalt, er braucht dann nicht 
wegen jedes Schriftſatzes des Gegners anzufragen. Er ſende keinen 
Schriftſatz an ſeinen Voranwalt oder die Partei, ohne ſelbſt geprüft 
zu haben, ob eine Erklärung darauf überhaupt nötig iſt und ob er 
ſie ſelbſt abgeben kann, ohne erſt die Partei zu hören. 

Der Anwalt des zweiten Rechtsgangs macht ſich nicht ſelten vom 
Voranwalt mehr abhängig, als dieſer verlangen kann. Er verkehrt 
am beſten unmittelbar mit der Partei, nur bei ganz beſonderen Um- 
ſtänden bediene er ſich des Voranwalts. Dadurch wird viel Zeit⸗ 
verluſt und manches Mißverſtändnis vermieden. 

9. Die Parteien mögen von ſich aus ſorgen, daß der Prozeß 
in wirklich fachlicher Weiſe vorbereitet und alles Weſentliche umfaſſend 
und in ſeinen letzten Einzelheiten klar und ungetrübt vorgebracht wird. 
Färben und Unterdrücken von Tatſachen find im Prozeß verwerflich. 
Schon mit den Schriftſätzen bringe der Anwalt das ſchriftliche und 
andere ſinnenfällige, darum untrügliche Beweismaterial: den geſamten 
Briefwechſel — nicht nur einzelne herausgeriſſene Zeilen —, Ver⸗ 
träge, Rechnungen und ſonſtige Urkunden — wenn nicht in Urſchrift, 
ſo doch in vollſtändiger Abſchrift —, Proben, Muſter, Modelle u. dgl., 
Lagepläne und Photographien (bei Grenzſtreitigkeiten, Unfallſachen 
u. dgl.). Photographien ſind wertvolle Hilfsmittel und ſollten, wo es 
bei wichtigen Sachen auf Augenſchein ankommt, ſofort beſchafft 
werden. 


Termine. 


10. Den erſten Termin ſetze man ſo früh an, als zuläſſig iſt. 
Es widerſpricht z. B. dem Zweck einer einſtweiligen Verfügung, wenn 
auf eine Ladung vom 27. April erſt auf den 6. Juni Verhandlungs⸗ 
termin anberaumt wird. 
Beſonders behandle man ſo Sachen, die ſich vorausſichlich durch 
Verſäumnisurteil oder ſonſtwie raſch erledigen. 


11. Auch die ſpätern Termine ſetze man kurz hinaus. Längere 
Friſten ſind nur berechtigt, wenn man wenigſtens mit einiger Sicher⸗ 
heit darauf rechnen kann, daß bis dahin die Sache gehörig vorbe⸗ 
reitet wird. 
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Unnütze Ladungen vermeide man, betreibe den Schriftenwechſel 
auch ohne Ladungen, lade in der Regel alſo erſt dann wieder, wenn 
der Schriftenwechſel beendet iſt. Die Termine find Verhandlungs-, 
nicht Verlegungstermine. Man lade erſt dann zu einer Verhandlung, 
wenn man auch wirklich verhandeln will, der Berufungskläger jeden⸗ 
falls erſt dann, wenn er die Berufung begründet hat. 

12. Werden Vertagungen notwendig, aber trotzdem die Sachen 


nicht gefördert, fo beſtimme man unter Umſtänden nach 8 272 Abſ. 2 


ZPO. Friſten, in denen die vorbereitenden Schriftſätze gewechſelt 
werden müſſen. 

13. Der Anwalt mache die Partei in geeigneter Weiſe aufmerk— 
ſam, daß Nachteile entſtehen können, wenn ſie ihm nicht ſofort klare 
Auskunft gibt. | 

14. Nur aus triftigen Gründen follte der Anwalt einen Termin 
nicht wahrnehmen. Soll nicht verhandelt werden, ſo teile man es 
unverzüglich dem Gericht mit, ſo daß es ſich die Vorbereitung ſparen 
kann. Ebenſo benachrichtige auch das Gericht in gleicher Lage ſofort 
die Anwälte. 

15. Sachen, die länger dauern, übertrage man nicht Hilfs⸗ 
richtern, die vorausſichtlich nicht lange bei dem Gericht beſchäftigt 
werden. | 

16. Muß eine Sache vertagt werden, die verhandlungsreif iſt, 
ſo ſetze man den neuen Termin ſo nahe wie möglich an, ſchon auf 
den nächſten Terminstag. Unter Umſtänden müſſen andere noch nicht 
reife Sachen Platz machen. 

17. Man ſorge dafür, daß Schriftſätze rechtzeitig zugeſtellt und 
eingereicht werden. Geſchieht es ſpät, ſo beantrage und bewillige 
man nicht ohne weiteres Vertagung. Halten Vorſitzender und Be⸗ 
richterſtatter ihren Inhalt für unerheblich, ſo lege man den Parteien 
nahe, zu verhandeln. Vertagt kann immer noch werden, wenn das 
Gericht zu andrer Anſicht kommt. 

18. Soll das Gericht zu Terminen Akten beiziehen, ſo beantrage 
man es möglichſt bald durch beſondern Schriftſatz. 


Vorbereitung der mündlichen Verhandlung durch das 
Gericht. 


19. Schon vorm Termin kann man (etwa durch den Gerichts⸗ 
ſchreiber) die Parteien (ihre Vertreter) auf weſentliche Punkte hin⸗ 
weiſen, die zweifelhaft ſind, kann ſie klarſtellen oder ergänzen laſſen, 
z. B. Beweidangaben, Ausweiſe für geſetzliche Vertreter uſw. 
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Empfehlenswert und unbedenklich iſt, gleich Akten herbeizu⸗ 
ſchaffen, die im Prozeſſe gebraucht werden, z. B. Konfurdaften in 
Anfechtungsprozeſſen, Unterſuchungs⸗, Vormundſchafts⸗, Nachlaß⸗, 
Grundakten, unter Umſtänden kann man auch ſonſt, z. B. durch An⸗ 
frage bei einer Behörde (Eiſenbahn, Sparkaſſe uſw.), die Sache vor⸗ 
bereitend klären. 

Daneben iſt oft nützlich, in Terminen, worin nicht verhandelt 
wird, doch wenigſten8 mit den Parteien zu beſprechen, worauf es 
ankommt, was noch beizubringen und aufzuklären, wie die Sache 
überhaupt zu fördern iſt. 

Die Amtsgerichte müſſen unbedingt §S 501 ZPO. mehr durch⸗ 
führen, als bis jetzt geſchieht. ö 


Mündliche Verhandlung. 


20. Bei den mündlichen Verhandlungen nehme man — auch 
abweichend von der vorgeſehenen Reihenfolge — Sachen vorweg, 
worin die Klage zurückgenommen, Vertagung beantragt, Anerkenntnid⸗ 
urteil oder Verſäumnisurteil im erſten Rechtͤgang oder im zweiten 
gegen den Berufungskläger erlaſſen werden ſoll, oder nur noch ein 
Vergleich zu beurkunden iſt, unter Umſtänden auch Sachen, worin 
man glaubt, leicht einen Vergleich erzielen zu können. 

21. Die mündliche Verhandlung wird planvoller und verſtänd⸗ 
licher, wenn zu Beginn eine kurze Ueberſicht gegeben wird, worum 
der Streit geht. So gewinnen die Beiſitzer, die die Sache noch nicht 
kennen, raſch ein Bild davon, ihre Aufmerkſamkeit wird geweckt und 
auf die weſentlichen Punke hingelenkt, bleibt nicht in Unweſentlichem 
ſtecken, ſie können beſſer folgen; auch können, zumal wenn das Ge⸗ 
richt nicht überängſtlich damit zurückhält, wie es die Sache rechtlich 
anſieht, die Parteien ſo leicht nichts überſehn, ſich nicht verlieren oder 
überraſcht werden: die entſcheidenden Punkte treten wirklich hervor 
und werden gründlich geklärt. 

Muß Beweis erhoben werden, fo verhandle man, wenn mög⸗ 
lich, nicht den ganzen Stoff, ſondern nur, was ſich auf den Beweis 
bezieht. 

22. Will man Behauptungen und Beweismaterial bringen, die 
nicht in Schriftſätzen ſtehen, beſonders Eide zuſchieben, ſo kündige 
man das gleich bei Beginn der Verhandlung an, ſonſt wird ſie oft 
unnütz ausgedehnt. 

23. In der Verhandlung mögen die Parteien nichts aufs Gerate⸗ 
wohl behaupten oder beſtreiten, nur um Behauptungen des Gegners 
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für den Augenblick zu begegnen. („Wenn der Gegner das ſagt, dann 
muß ich das behaupten.“) 

24. Sie mögen auch nicht ſchlechthin die Echtheit von Briefen 
und ſonſtigen Privaturkunden beſtreiten, wenn ſie gar keinen Anhalt 
für die Unechtheit haben. 

Beſtreiten ſie die Echtheit, ohne es näher zu begründen, ſo kann 
ſie das Gericht unter Umſtänden doch ohne weiteres nach freier 
Würdigung als bewieſen anſehen; nicht immer iſt ein Eid darüber 
nötig. 

25. Vertragsurkunden, Rechnungen uſw. unterliegen dem Augen⸗ 
ſchein, ſie brauchen alſo in der Verhandlung nicht unter allen Um⸗ 
ſtänden ängſtlich nach dem Wortlaut gegeben zu werden (vgl. auch 
§ 137 Abſ. 3 Satz 2 ZPO.). „Vortragen“ ift nicht „Vorleſen“. 


Tatſachenermittelung. 


26. Den Streitſtoff prüfe man von vornherein ſcharf ſowohl 
nach den Tatſachen, die zugrunde liegen, als auch nach den Rechts⸗ 
ſätzen, die anzuwenden ſind. 

27. Die Tätigkeit bei der Rechtspflege beſteht nicht ausſchließlich 
und auch nicht hauptſächlich in der begrifflichen Geſetzesauslegung. 

Feſtſtellung und danach Würdigung der Tatſachen — wenn ſie 
nicht ganz einfach liegen — ſind ſehr oft die erſten und ausſchlag⸗ 
gebenden Mittel zu einer gerechten und verſtändigen, guten und 
brauchbaren Entſcheidung. Die Tatſachenerforſchung iſt daher keine 
untergeordnete, niedrige Tätigkeit, ſie iſt eine Kunſt und ſteht der 
Rechtsauslegung gleich, ja geht ihr manchmal vor. Man ſtelle alſo 
genau und ſorgfältig den Sachverhalt feſt, namentlich, was man die 
Umſtände des beſonderen Falles nennt. Dabei muß man mit Liebe 
zur Tatſachenwelt, friſchem Wirklichkeitsſinn, ohne etwas juriſtiſch zu⸗ 
zuſtutzen, ſich ein richtiges, abgeſchloſſenes Bild von den lebendigen 
Vorgängen und Zuſammenhängen machen, woraus der Streit ent— 
ſtanden iſt, die wirklichen Perſonen und ihre wirtſchaftlichen Grund— 
lagen ins Auge faſſen, darf nicht im Leben innerlich Zuſammen— 
gehöriges auseinanderreißen, ſich nicht mit Bruchſtücken genügen 
laſſen, nicht den Fall als etwas Totes, Erſtarrtes anſehen. Man 
muß ihn als Erlebnis nehmen, ſich mitfühlend und innerlich miter⸗ 
lebend in die Denkweiſe und den Gedankenkreis der beteiligten Per⸗ 
ſonen hineinverſetzen, ſich mit ihren Geſchäfts⸗ und Lebensverhältniſſen 
vertraut machen. 
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Erſt wenn man zu tieferm Verſtändnis der Tatſachen, zur Er⸗ 
kenntnis ihrer Gründe, ihrer Bedeutung und Wirkung durchgedrungen 
iſt, ſieht man recht, ob das Vorbringen der Parteien noch ergänzt 
werden muß, erhebt nur die Beweiſe, die notwendig ſind, und kommt 
dazu, den paſſenden Rechtsſatz anzuwenden oder aus den Tatſachen 
zu entwickeln. 

Die Frage, nach welchem Geſetz zu entſcheiden und wie es aus— 
zulegen iſt, läßt ſich auch viel einfacher beantworten, wenn man die 
Tatſachen nach allen Richtungen beherrſcht. Vom Tatſächlichen, Wirk⸗ 
lichen in ſeiner Beſonderheit und vom Einzelnen, Gegenwärtigen, 
Sinnenfälligen zum allgemeinen Rechtsſatz, nicht umgekehrt! Erſt die 
Sache, dann das Wort, das ſie ja nur mehr oder weniger genau 
bezeichnet! 

28. Sachen, die in tatſächlicher Beziehung zweifelhaft ſind, kann 
man oft am beſten dadurch aufklären, daß man den Sachverhalt im 
rechten Zeitpunkt mit den Parteien ſelbſt erörtert. Hört man beide 
Parteien in Ausſprache von Angeſicht zu Angeſicht, ſo ergibt ſich erſt 
die rechte Unmittelbarkeit, man ſpart nicht ſelten lange Schriftſätze 
und Beweiserhebungen, damit auch Zeit und Arbeitskraft. 

Daß dadurch die Sitzungen ſtärker belaſtet werden, läßt ſich 
vermeiden, wenn man es praktiſch einrichtet, wird aber auch durch 
die Vorteile ausgeglichen, die dieſes Verfahren bietet. 

Mehr als es geſchieht, höre man darum die Parteien ſelbſt. 
Beſonders nützlich iſt es in Ehefachen. 


Beweiserhebung. 


29. Das beſte Bild der Wirklichkeit gibt eine Beweisaufnahme, 
die bald und im Zuſammenhang vorgenommen wird. Darum gebe 
man, läßt ſich der Sachverhalt nicht ohne Beweisaufnahme klären, 
möglichſt bald einen umfaſſenden Beweisbeſchluß und führe ihn auch 
raſch und im Zuſammenhang aus. Einzelne Punkte zum Beweis 
herauszugreifen und ſchrittweiſe weiterzugehen, ſpart meiſt nichts, 
verſchleppt aber den Prozeß und macht die Beweisaufnahme unſicher. 
Beſſer iſt es, einen umfaſſenden Beweisbeſchluß zu erlaſſen; beendet 
dann ſchon ein Teil der Beweisaufnahme den Streit, ſo braucht man 
den Beſchluß nicht weiter auszuführen. 

Eingehend und ſorgfältig erhebe man den Beweis, beſonders 
bei den Vernehmungen halte man auf Gründlichkeit. Dazu muß 
man von vornherein die Sachen durchdringen und das ſchriftliche 
und das andere ſinnenfällige Beweismaterial an der Hand haben und 
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beherrſchen. Man macht ſich dadurch die Vernehmung leichter und 
ſicherer, kann Widerſprüche aufklären, Auslaſſungen ergänzen, Gegen⸗ 
überſtellungen vornehmen und braucht dann nicht dieſelben Zeugen 
wiederholt zu hören, nicht vier⸗ bis fünfmal, wie es gar nicht ſelten 
geſchieht. 

Beweiserhebung an Ort und Stelle kann ſehr zur Klärung bei⸗ 
tragen, Abbildungen und Pläne erſetzen nicht immer die Wirklichkeit. 

Ueber das Notwendige hinaus darf die Beweisaufnahme nicht 
gehen. 

30. In geeigneten Fällen, namentlich bei Fragen des gewerb⸗ 
lichen Rechtsſchutzes, ziehe man ſchon zur erſten Verhandlung, und 
wenn nötig, auch zur Schlußverhandlung einen Sachverſtändigen zu 
($ 144 ZPO.). So werden Mißverſtändniſſe und Irrtümer bald 
aufgeklärt. 

31. Man vernehme nicht Sachverſtändige, wenn es ſich letzten 
Endes um Rechtsfragen handelt oder ſonſt der Richter ſelbſt entſcheiden 
kann, vgl. z. B. 8 287 ZPO. 

§ 287 ZPO. wird in der Praxis viel zu wenig beachtet, ſonſt er: 
höbe man nicht bei Schadenerſatzanſprüchen ſo häufig ganz ins einzelne 
Beweiſe, die in gar keinem Verhältnis zur Sache ſtehn. 

Daher faſſe man auch Fragen an Sachverſtändige nicht nur 
rechtlich und ſo allgemein, wie oft geſchieht, z. B. bei gewerblichem 
Rechtsſchutz nicht: Iſt die Erfindung neu? Greift fie in das Patent 
des Klägers ein? Verletzt die Vorrichtung das Gebrauchsmuſter des 
Klägers? Man hebe ſtets die beſonderen Tatſachen hervor, auf die 
es ankommt. 


32. Man halte möglichſt keine beſonderen Beratungsſitzungen ab, 
berate vielmehr gleich nach der Verhandlung. Mindeſtens darüber, 
ob eine Beweiserhebung nötig iſt, läßt ſich ſehr oft in ganz kurzer 
Zeit Klarheit ſchaffen. Den Beweisbeſchluß verkünde man gleich im 
Verhandlungstermin. Dabei genügt es, den Inhalt des Beſchluſſes 
mitzuteilen, der Berichterſtatter arbeitet ihn dann aus, und der Ge⸗ 
richtsſchreiber nimmt ihn auf ins Protokoll. 

33. Den Termin zur Beweisaufnahme beſtimme man gleich im 
Beweisbeſchluß ($ 361 Abſ. 1 ZPO). 

Sind bei der Beweiserhebung keine ganz beſondern Anſtände 
zu erwarten, ſo ſetze man auch gleich den Termin zur Fortſetzung der 


mündlichen Verhandlung feſt. 
Blätter für Rechtspflege LXI. N. F. XXXIX. 18 
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Werden die Termine gleich beſtimmt, ſo fallen Ladungen und 
andere Schreibereien weg, auch wird ſehr viel Zeit erſpart. Ed 
ſchadet nichts, wenn ein Termin einmal nicht eingehalten werden 
kann; beſſer, einen aufzuheben, als alle erſt ſpäter anzuſetzen. 


34. Den Beweisſatz halte man möglichſt in direkter Frage, ſeine 
Sprache ſei volkstümlich und flüſſig. Man falle ihn auch nicht zu 
eng (namentlich wenn die Zeugen Verwandte oder Beteiligte ſind), 
dadurch wird der meiſt unfruchtbare Streit vermieden, ob eine Frage 
zum Beweisſatz gehört (§S 397 Abſ. 3 ZPO.). | 

35. Man vernehme die Zeugen möglichſt vorm Prozeßgericht. 

Nur wenn das nicht möglich iſt, beauftrage man ein Mitglied 
des Prozeßgerichts, und vollends andre Gerichte erſuche man nur, 
wenn es nicht zu umgehn iſt. 

Koſten werden bei Erſuchen um Beweisaufnahme gewöhnlich nicht 
geſpart. Denn ſind die Zeugengebühren oft auch höher, wenn man die 
Zeugen beim Prozeßgericht vernimmt, ſo entſtehen doch im andern 
Falle meiſt Reiſekoſten der Prozeßbevollmächtigten oder Koſten beſondrer 
Vertreter, wodurch die höhern Zeugengebühren reichlich ausgeglichen 
werden. 

Sind Zeugen bei verſchiedenen Gerichten zu vernehmen, ſo er⸗ 
laſſe man in der Regel einzelne Erſuchungsſchreiben. Iſt nicht ſchon 
der Beweisbeſchluß eingehend genug abgefaßt, ſo teile man dabei vom 
Streitverhältnis ſo viel mit, daß ſich der erſuchte Richter ein Bild da⸗ 
von machen kann und weiß, was alles zum Beweisſatz gehört und 
worauf er zu achten hat. 

Beim Zeugenverhör iſt es meiſt beſſer, Fragen zuzulaſſen, ald 
ſie rein formell (als außerhalb des Beweisſatzes liegend) abzulehnen. 

36. Die Ladung von Zeugen und Sachverſtändigen braucht 
man nicht immer davon abhängig zu machen, daß in beſtimmter 
Friſt ein Vorſchuß gezahlt wird. Geſchieht es doch, ſo hält man 
den Prozeß, wenn der Vorſchußpflichtige zahlen kann, unnötig auf. 
Das gilt ganz beſonders, wenn man nach fruchtloſem Ablauf der 
Friſt nicht nach §S 379 Abſ. 2 ZPO. verfährt, ſondern auch noch 
wartet, bis der Vorſchuß eingeht. Meiſt genügt, den Parteien 
aufzugeben, in einer — kurzen — Friſt einen Vorſchuß zu zahlen 
und, wenn ſie es nicht tun, ihn im Verwaltungswege beitreiben 
zu laſſen. Man braucht dann nicht zu warten, bis er eingeht, und 
kann den Beweidaufnahmetermin gleich im Beweisbeſchluß beftimmen. 


(S. Ziff. 33. 
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37. Bei Ladungen iſt nach § 377 Ziff. 2 ZPO. nur der Gegen⸗ 
ſtand der Vernehmung anzugeben. Die Abſchrift des Beweisbeſchluſſes 
beizufügen, iſt unpſychologiſch und ſtiftet oft Unheil, beſonders in 
Eheſachen. 

38. In der Regel ſollten Zeugen gefragt werden, ob und von 
wem ſie ſchon außergerichtlich gehört worden ſind, ob ſie Bekannte, 
Gläubiger oder Schuldner, Freund oder Feind von einer Partei oder 
von deren Angehörigen ſind, ob und mit wem ſie Ausſprache oder 
Briefwechſel über die Vernehmung gehabt haben. Der Briefwechſel 
iſt womöglich vorzulegen. 

Den Sachverſtändigen befrage man außerdem darüber, ob und 
wie er von ſich aus Erkundigungen über die Sache eingezogen hat. 

39. Bei der Vernehmung laſſe der Richter den Zeugen ſich mög⸗ 
lichſt ungeſtört ausreden. Oft birgt ſich unter vieler Spreu das Korn. 
Man unterbreche namentlich nicht bei Beginn oder mitten in einer 
wichtigen Bekundung. 


40. Man laſſe bei Vernehmungen die Parteien nicht bloß fragen, 
ſondern gebe ihnen, ſoweit es die Klärung der Sache fördert, auch 
Gelegenheit, ſich zur Ausſage zu äußern. 

41. Man beziehe ſich in Niederſchriften über Zeugenausſagen 
nicht bloß auf den Beweisbeſchluß, z. B.: 

„den Beweispunkt 2 beſtätige ich“ oder „zu Beweispunkt 2: das iſt 

unrichtig“. 
Das erſchwert die Ueberſicht, weil man beim Leſen der Ausſage immer 
auf den Beweisbeſchluß zurückgreifen muß, erweckt aber vor allem 
auch den Verdacht, daß der Zeuge entgegen $ 396 ZPO. die Sache 
nicht aus ſich heraus dargeſtellt, ſondern daß man ihm den Beweis⸗ 
ſatz vorgeleſen und er ihn einfach bejaht oder verneint hat. Man 
nehme alſo die Angaben des Zeugen im Zuſammenhang auf. Auch 
vermeide man: d. J., v. M., die Jahreszahl und der Monat erſparen 
läſtiges Nachblättern. 


Vergleiche. 


42. Sind die Parteien anweſend, namentlich bei Beweis⸗ 
erhebungen, ſo ſuche man in eee Fällen den Rechtsſneit durch 
Vergleich beizulegen. 

Man wäge dabei ab, was mehr befriedigt und beſſer dauernde 
Ordnung und Rechtsſicherheit ſchafft: harter Rechtskampf — mit den 
Beſchwerden eines ſolchen — und das Urteil mit ſeinem formellen, 
ſtrengen Recht oder Friede zur rechten Zeit durch einen Vergleich 

18* 
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Ein Vergleich kann unter Umſtänden weiter greifen als ein Urteil, 
andern Streit mit ordnen, Rückſicht nehmen auf innere Gerechtigkeit, 
Zweckmäßigkeit, perſönliche Beziehungen der Parteien. Er kann mehr 
am Platz ſein, als ein Urteil, wenn in dieſem ein unbefriedigender 
Eid notwendig wäre, dann auch, wenn Mißverſtändnis, Uebereilung, 
Erregung, Geldverlegenheit zum Streit Anlaß gegeben haben, weiter, 
wenn der Beweis unverhältnismäßig koſtſpielig oder ſchwierig iſt, z. B. 
wenn wegen Länge der Zeit die Sache trotz allem Bemühen nicht 
geklärt werden kann. 

In ſolchen Fällen empfiehlt ſich, den Parteien zum Vergleich 
zuzureden und, wenn ſie nicht gleich dazu geneigt ſind, ihnen alle 
Umſtände vorzuführen, die dafür ſprechen, mit Geduld und Ausdauer 
ſie ſich ausreden zu laſſen und von einer Ueberſchätzung des perſön⸗ 
lichen Standpunkts zum Frieden zu lenken. Sie werden dann den 
Vergleich trotz anfänglicher Abneigung als Wohltat empfinden und 
dankbar ſein. Nur darf man keine ungeſchickten Mittel anwenden, 
muß mit Takt und menſchlicher Teilnahme auf das einzelne eingehn. 
Die Vergleichsverhandlungen dürfen keinesfalls das Gefühl zurück- 
laſſen, Unrecht werde geduldet, ſeine Abwehr im Rechtskampf finde 
nicht die nötige Hilfe oder das Gericht wolle aus Bequemlichkeit die 
Sache der Form nach los werden. 


Allgemeines über Entſcheidungen. 


43. Die Entſcheidungen ſollen möglichſt den Streit im Grunde 
treffen und dadurch neue Prozeſſe verhüten. Dafür haben Anwalt 
und Gericht zu ſorgen. Fehlt es z. B. bei einer Feſtſtellungsklage 
am rechtlichen Intereſſe, ſo kann der Kläger vielleicht zur Leiſtungs⸗ 
klage übergehen und damit vermeiden, daß die Klage ohne weiteres 
abgewieſen wird. 

Iſt den ſachlichen Bedürfniſſen der Parteien beſſer gedient, wenn 
der Antrag oder auch die Klage geändert wird, ſo kann nicht ver⸗ 
wehrt ſein, darauf hinzuweiſen. Man braucht nicht ängſtlich zu ſein, 
Klagänderungen nach § 264 ZPO. zuzulaſſen. 

44. Prozeſſe zu verhüten, entſtandene bald zu beenden, iſt über⸗ 
haupt eine vornehme Aufgabe aller, die an der Rechtspflege beteiligt 
ſind. Mit geſundem Sinn für das Weſentliche entſcheide man im 
einzelnen Fall nicht zu viel und nicht zu wenig und unterlaſſe alles, 
was irgendwie geeignet iſt, Prozeſſe und unnütze Rechtsmittel und 
Anträge hervorzurufen oder auch die Streitluſt als etwas Verdienſt⸗ 
liches erſcheinen zu laſſen. 
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45. Bei der Auslegung von zweifelhaften Willenderflärungen 
und Geſetzen berückſichtige man in erſter Linie ihren wirtſchaftlichen 
und ſonſtigen Zweck, die Auffaſſung des Verkehrs, das feſte Rechts⸗ 
bewußtſein, das praktiſche Ergebnis, die Rechtsſicherheit, die die ge⸗ 
ſamte Ordnung des Rechtslebens im Auge hat, und prüfe erſt das, 
was man ſo gewinnt, an den begrifflichen Sätzen. 

46. Man lege nicht zuviel Wert auf Ausſagen beteiligter Per⸗ 
ſonen, betrachte ſie auch nicht zu ſehr für ſich allein. Beſonders in 
Anfechtungsprozeſſen, aber auch bei Widerſpruchsklagen (Sicherungs⸗ 
übereignungen) ſtützt man die Entſcheidung oft auf ihre Ausſagen ohne 
Rückſicht auf die beſondern tatſächlichen Verhältniſſe, worunter die 
Geſchäfte zuſtande gekommen ſind. Dieſe laſſen aber meiſt die wahren 
Abſichten der Beteiligten viel zuverläſſiger erkennen. 

Was Recht iſt zwiſchen den Parteien, findet man auch viel beſſer 
durch genaue Würdigung der Umſtände, als durch das manchmal 
recht fragwürdige Hilfsmittel des zugeſchobnen oder richterlichen Eides. 
Man gebe nicht ſo ſchematiſch, wie häufig geſchieht, einer Partei 
einen Erfüllungseid, weil ein Verwandter oder ihr Gatte für fie aus⸗ 
geſagt hat. Durch verſtändnisvolle Würdigung der Seelenvorgänge 
kann man oft den Eid erſparen. Man hüte ſich, dem Unrecht zum 
Siege zu verhelfen durch die oft oberflächlichen Wendungen, „die 
Schutzbehauptung iſt nicht zu widerlegen“, „durch das beeidete, darum 
einwandfreie Zeugnis iſt bewieſen“. 

Mitunter legen die Parteien die Umſtände des Falles nicht ge⸗ 
nügend dar, gehn auch abſichtlich darüber weg, dann iſt es beſonders 
notwendig; die richterliche Fragepflicht zu erfüllen ($ 139 ZPO.). 

47. Die Eidesnorm richte ſich genau nach dem tatſächlichen Vor⸗ 
gang, man ſtutze ihn nicht rechtlich zu, ſonſt werden häufig nicht 
nachprüfbare Urteile ſtatt feſter Tatſachen beſchworen. Sind die Be⸗ 
hauptungen, die beeidet werden ſollen, zu allgemein gefaßt, ſo halte 
man die Parteien an, die Einzelheiten zu bringen. Oft empfiehlt 
ſich, auch die Gegenbehauptung mit in die Eidesnorm aufzunehmen. 

Nicht: 

Ich habe am 12. November 1910 ein Pferd an den Beklagten für 
650 M. verkauft. 
Sondern: 


Als ich am 12. November 1910 in meinem Hofe an der Stalltür 
mit dem Beklagten über meinen Fuchswallach handelte, ſagte ich am 
Schluß: Alſo Du nimmſt das Pferd für 650 M. Er erwiderte 


— 278 — 


darauf: Ja, ich nehme es, die Sache iſt abgemacht. Seine Antwort 
lautete nicht: Ja, ich werde es wohl nehmen, will aber erſt noch 
einmal mit meinem Vater reden. 
Mitunter iſt zweckmäßig, die Parteien ſelbſt zu hören, ehe ein 
Eid auferlegt wird. 


Abfaſſung der Urteile. 


48. Urteile faſſe man kurz und bündig, ohne Fremdwörter und 
Schachtelſätze, und paſſe ſie dem Verſtändnis der Parteien an; denn 
für dieſe ſind ſie doch ſchließlich beſtimmt. 
| Der Tatbeſtand eines Zivilurteils ſei keine bloße Zuſammenſtellung 

der Schriftſätze. Man verarbeite das Vorbringen ſelbſtändig und 
klammre ſich nicht aus Vorſicht und Aengſtlichkeit an die Sätze der 
Parteiſchriften, ſchreibe nicht bloß ab. Nicht alles, was in den Akten 
ſteht, gehört, noch dazu in rein zeitlicher Reihenfolge, in den Tat⸗ 
beſtand. Man gebe das Sach- und Streitverhältnis vom Standpunkt 
der letzten mündlichen Verhandlung. (Verkehrt alſo: Die Parteien 
blieben bei ihren frühern An⸗ und Ausführungen ſtehn.) Man bringe es 
nicht in wirrem Durcheinander, ſondern alles geordnet, ſo daß ſich 
die Vorgänge und Streitpunkte klar herausheben. Man ſcheide aus, 
was für den Juriſten, der die Sache zu beurteilen hat, unter keinen 
Umſtänden erheblich ſein kann, vermeide Wiederholungen, unter⸗ 
drücke, was überholt iſt, laſſe auch in der Regel weg, was berichtigt 
oder abgeändert worden iſt. Schon im Tatbeſtand ſtelle man die 
Sache ſo dar, daß von vornherein auch die rechtlichen Geſichtspunkte 
klar hervortreten. Dann braucht man in den Gründen den Sach— 
verhalt nicht zu wiederholen. 

Begründungen, die von Gelehrſamkeit überfließen, ſind zwecklos, 
man nenne aufrichtig und klar den Entſcheidungsgrund, der wirklich 
ausſchlaggebend iſt, und verſtecke ihn nicht in gelehrten Auseinander⸗ 
ſetzungen. Eignes Nachdenken und lebendige Wahrheit gebe man 
und hüte ſich, Brocken und Formeln aus Entſcheidungen und Materialien 
aufzutiſchen. Weitſchweifige, unverarbeitete Ausführungen hindern das 
Verſtändnis, machen unnütze Schreibarbeit und hemmen ſo den Abſchluß. 


Man braucht nicht immer erſt hervorzuheben, was man am Ende 
dahingeſtellt ſein läßt. 

Die Gründe von Berufungsurteilen braucht man nicht mit dem 
Gedankengang des erſten Richters zu beginnen, ebenſowenig muß man 
ſich immer mit feinen Anſichten auseinanderſetzen. Es gilt, die neue 
Entſcheidung zu begründen, nicht aber einen Kampf zwiſchen Gericht 
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und Gericht auszufechten. Man baue die Begründung vielmehr ſelb⸗ 
ſtändig auf und gehe auf die Ausführungen des erſten Richters nur 
ſoweit ein, als zur Aufklärung der Parteien notwendig iſt. 

Die Entſcheidung über die Koſten begründe man nur, wenn ſie 
zweifelhaft iſt; die rein formelmäßigen Begründungen (Hinweis auf 
88 91, 97 ZPO.) kann man ohne Bedenken weglaſſen. 


Geſchäftsbetrieb. 


49. Man halte die Friſten ein, innerhalb deren Urteile zu den 
Akten kommen müſſen. 

Ausfertigungen und Abſchriften ſind ſchnell herzuſtellen. 

Daß die Urteile rechtzeitig abgefaßt und hinausgegeben werden, 
überwache man in geeigneter Weiſe (z. B. durch Vorlage von Reſte⸗ 
zetteln). 

Ueberhaupt ſehe man im ganzen Geſchäftsbetrieb auf peinlichſte 
Pünktlichkeit bei ſich und den andern. Pünktlichkeit iſt auch in Amts⸗ 
geſchäften die Seele jedes Betriebs. Man erledige alle Sachen, die 
keine längere Arbeit fordern, am Tage, wo ſie eingehn; durch Auf⸗ 
ſchieben werden die Arbeiten nicht leichter. 

50. Die Abſchriften der Beweisbeſchlüſſe und Protokolle be⸗ 
kommen die Anwälte ſchneller und einfacher, wenn ſie nicht jedesmal 
ein beſonderes Geſuch zu ſtellen brauchen. Es empfiehlt ſich, daß ſie 
bei der Gerichtsſchreiberei allgemein den Antrag ſtellen. 

51. Die Regeln der Prozeßordnungen ſind aufgeſtellt worden, 
weil man ſie für gute Mittel hielt, Entſcheidungen richtig und raſch 
herbeizuführen. Sie enthalten nicht alles, was nützlich und not⸗ 
wendig iſt, um den Prozeß zu beenden. Man darf nicht blind ſein 
für die Tatſachen des Lebens, nicht alles vom Geſetz erwarten. Die 
Prozeßordnungen nehmen dem Richter nicht jede Freiheit und Be⸗ 
wegung; auch ohne daß ihm eine ausdrückliche Vorſchrift der Prozeß⸗ 
ordnung zur Seite ſtünde, kann er im Rahmen des Geſetzes oft den 
Prozeßgang beeinfluſſen. Mit praktiſchem Blick, Geſchicklichkeit, durch 
den Einſatz perſönlicher Kraft kann er auch von ſich aus in gewilfen 
Maße den Prozeß lenken. Sachen, die auf einen toten Strang zu 
geraten drohen, behalte er im Auge, er kann durch Erinnerungen und 
ſonſtwie anregen, daß ſie weiterbetrieben werden; die Prozeßordnung 
(Parteibetrieb) hindert es nicht. 

52. Die Gleichmäßigkeit und damit Stetigkeit der Rechtſprechung 
wird gefördert und daher die Zahl der Prozeſſe vermindert, wenn bei 
größeren Gerichten die Prozeſſe weuigſtens zum Teil nach Gegen⸗ 
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ſtänden, nicht örtlich auf die einzelnen Abteilungen verteilt werden. 
Der einzelne Richter wird dabei gewandter, ohne daß er einſeitig und 
iu ſeinem Blick beengt zu werden brauchte; nur muß er jede Sache 
nicht als etwas künſtlich aus dem natürlichen Zuſammenhang Gelöſtes, 
ſondern als untrennbares Glied der geſellſchaftlichen Umgebung und 
des Lebens bearbeiten. 

53. Die Vorſtände der Behörden mögen in ihrem Geſchäfts⸗ 
bereich fortdauernd darauf hinwirken, daß der Dienſtbetrieb möglichſt 
vereinfacht und beſchleunigt, unwirtſchaftliche Tätigkeit beſeitigt wird. 
Sie müſſen auch von ſelbſt Anordnungen treffen und durchführen, um 
Zeit und Schriftenverkehr zu ſparen und wirtſchaftliches Arbeiten zu 
fördern. 

Mündliche Ausſprache oder Fernſprechverkehr benutze man, wenn 
ſie die Sachen vereinfachen. Jedes Gericht ſollte ans Fernſprechnetz 
angeſchloſſen ſein. 

Ausgiebige Benutzung der Kurzſchrift wird gute Dienſte leiſten. 


Ein lebendiger Prozeßbetrieb, wozu hier einzelne Anregungen 
gegeben werden, fordert hingebende Arbeit aller Beteiligten, ſtellt 
höhere Anſprüche, als die gelehrte Formel und äußere Geſetzes⸗ 
gerechtigkeit, die oft nicht nach dem Wozu und Warum fragen. Den 
neuen Aufgaben, die aus dem Wandel der Zeiten, der Umbildung 
aller Verhältniſſe mit Notwendigkeit folgen, müſſen die Juriſten ge⸗ 
wachſen ſein, ſie müſſen Schritt halten mit dem beiſpielloſen Auf⸗ 
ſchwung unſrer Wirtſchaft, müſſen alle Kräfte anſpannen. Unbedingt 
erforderlich ſind nicht nur bereites Wiſſen und Können, ſondern auch 
der Wille, der Tatkraft und Ausdauer zeugt, die Schaffendfreude und 
Selbſtändigkeit im Arbeiten und Urteilen, eine ſtarke, ſittlich⸗geiſtige 
Auffaſſung des Berufs und eine tiefe Empfindung für den Zuſammen⸗ 
hang von Recht und Leben in den einzelnen Gliedern und im 
Ganzen. 

Werden hergebrachte Gewohnheiten auch nicht mit einem Male 
aufgegeben, ſo laſſen ſie ſich doch allmählich ablegen, und weun Luſt 
und guter Wille vorhanden und einmal die Schwierigkeiten des An⸗ 
fangs überwunden ſind, verbreitet ſich bald ein neuer Prozeßbetrieb 
und wird ſchließlich Gewöhnung und Gemeingut. Mit redlichem, 
ernſtem Bemühen muß man nur alles daran ſetzen, durch Verſuche 
zur Ausführung, von der Theorie zur Tat zu kommen. 


— 281 — 
t 


Entſcheidungen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


23. Werden mit einer Hypothek zugleich Löſchungsvor⸗ 
merkungen nach §1179 BGB. wegen dieſer Hypo⸗ 
thek und anderer vorhergehender Hypotheken 
bewilligt und eingetragen, ſo betreffen dieſe 
Geſchäfte denſelben Gegenſtand. Der Gebühren- 
berechnung für die Beurkundung und den Grund- 
bucheintrag iſt als höchſter Wert der der Hypothefen- 
forderung zugrunde zu legen. Eine Zuſammen⸗ 
rechnung der Einzelwerte der (zu löſchenden) 
Poſten findet nicht ſtatt. Ein gebührenfreies 
Nebengeſchäft liegt vor, ſoweit ſich die Löſchungs— 
vormerkung auf die gleichzeitig eingetragene 
Hypothek bezieht. (C-Goth. GKG. v. 14. März 1911/18. April 
1911 8$ 21, 33, 35; C.⸗Goth. Koſtentarif vom 14. März 
1911/29. April 1911 88 1, 3, 4, 10.) 

Am 3. Juni 1911 bewilligten und beantragten Karl G. und 
deſſen Kinder vor dem Grundbuchamt in Sonnefeld: 


1) den Eintrag einer Hypothek von 3500 M. für die e 
bank in Coburg, 


2) den Eintrag einer Vormerkung des Inhalts, daß die Gläubigerin 
berechtigt ſein ſolle, die Hypothek von 3500 M. und die ihr 

im Range vorhergehenden Hypotheken von 494 M., 6000 M., 

3000 M. und 1000 M.. inſoweit löſchen zu laſſen, als fie ſich 

mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigten. 

Es erfolgte auch entſprechender Eintrag im Grundbuch auf drei 
Grundbuchblättern. 

Während das Grundbuchamt für die Beurkundung und den 
Eintrag der Vormerkungen Gebühren berechnete, erklärte das Land⸗ 
gericht (auf Beſchwerde) dieſe Akte für gebührenfreie Nebengeſchäfte 
und ordnete den Abſtrich der Gebühren an. 


— 282 — 


Hiergegen richtet ſich die weitere Beſchwerde der Staatskaſſe. 
Sie iſt zuläſſig und auch teilweiſe begründet. 

Welche Gebühren für die Beurkundung der mehreren Eintragungs⸗ 
bewilligungen anzuſetzen find, iſt nach § 35 vbd. mit § 33 Ziffer 1 
GKG. und § 10 G. 3 des Koſtentarifs zu entſcheiden. § 35 Abſ. 1 
beſtimmt: „Werden in einer Verhandlung mehrere Erklärungen be- 
urkundet, ſo wird, wenn ſie denſelben Gegenſtand haben, der Wert 
nur einmal zum Anſatz gebracht, wenn ſie einen verſchiedenen Gegen⸗ 
ſtand haben, der Wert zufammengerechnet. Abſatz 2: Unterliegen 
ſämtliche Erklärungen demſelben Gebührenſatz, ſo wird dieſer von dem 
nach Abſatz 1 bezeichneten Wert nur einmal erhoben.“ Mit dieſer Vor⸗ 
ſchrift hat das Geſetz vom 14. März 1911/18. April 1911 die frühere 
Unterſcheidung zwiſchen ſelbſtändigen und innerlich zuſammenhängenden 
Geſchäften (§ 33 Z. 1 und 2 GKG. vom 13. Dezember 1899) aufgegeben 
und allgemein angeordnet, daß für eine Urkunde nur eine einmalige 
Gebührenberechnung ſtattfinden ſoll. Dieſer ſoll bei Gleichheit des 
Gegenſtandes deſſen einmaliger Wert, bei Verſchiedenheit der zu⸗ 
ſammengerechnete Wert der mehreren Gegenſtände zugrunde gelegt werden 
(vgl. dazu Verhandlungen des gem. Landtags 1909/12 S. 190 f.). Es 
fragt ſich danach, ob die mehreren in der Urkunde vom 13. Juni 1911 
zuſammengefaßten Erklärungen denſelben Gegenſtand betreffen. Dies 
iſt zu bejahen. Ein und denſelben Gegenſtand im Sinne des § 35 
Abſ. 1 haben mehrere Erklärungen, wenn die Sache oder Leiſtung, 
deren Wert der Gebührenberechnung zugrunde zu legen iſt, bei den 
mehreren Erklärungen dieſelbe it (Mügel, Preuß. GKG. [6] Anm. 6 
zu § 41 S. 170; KGJ. 25, B. 11; 27, B. 11: OL GRſpr. 17, 
254). Nun bildet zunächſt bei der Bewilligung des Hypothekeintrags 
die Forderung den Gegenſtand des Geſchäfts. Denn nach ihr richtet 
ſich gemäß § 21 Ziff. 3 GKG. der Wert des Pfandrechts, nach dem 
die Gebühren zu berechnen ſind. Denſelben Gegenſtand betrifft aber 
auch die Bewilligung der mehreren Löſchungsvormerkungen. Dieſe 
haben zwar einen verſchiedenen rechtsgeſchäftlichen Inhalt, und zwar 
ſowohl gegenüber der Hypothekbeſtellung, als auch unter ſich. Dadurch 
wird aber die Identität des Gegenſtands nicht ausgeſchloſſen, Inhalt 
und Gegenſtand des Geſchäfts ſind gebührenrechtlich verſchiedene Dinge 
(vgl. OL GRſpr. 17, 254). Für die Gebührenberechnung iſt maßgebend 
der Sachwert. Wie dieſer bei den Löſchungsvormerkungen zu beſtimmen 
iſt, ergibt ſich aus der Vorſchrift des §S 21 Ziff. 3 GKG., die das 
Landgericht überſieht. Hier iſt beſtimmt: „Bei Vorrangseinräumungen 
einſchließlich der Einräumung gleichen Ranges richtet ſich der Wert 
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nach dem Betrag der vortretenden Poſt, und wenn der Betrag der 
zurücktretenden Poſt der geringere iſt, nach dieſem. Als Vorrangs⸗ 
einräumung gilt im Sinne dieſes Geſetzes auch die im $ 1179 BGB. 
bezeichnete Vormerkung zugunſten eines nachſtehenden Gläubigers. 
Der Wert beſtimmt ſich nach dem höheren der beiden nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſer Nummer in Betracht kommenden Beträge, ſofern dies 
für den Koſtenſchuldner nach den Vorſchriften des § 35 günſtiger iſt.“ 
Bei Vorrangseinräumungen iſt alſo der Betrag der vortretenden Poſt 
in der Weiſe wertbeſtimmend, daß er die Höchſtgrenze bildet. 
Dies beruht auf der Erwägung, daß der äußerſte Vorteil, der durch 
Rücktritte der vortretenden Poſt erwachſen kann, durch deren Wert⸗ 
betrag begrenzt wird. Sind bei der Vorrangseinräumung mehr als 
zwei Poſten beteiligt, ſo iſt mithin die vortretende Poſt mit der 
Summe der zurücktretenden zu vergleichen, und es iſt der Wert jener 
maßgebend, wenn er geringer iſt, als der der zurücktretenden Poſten 
(ſiehe dazu Mügel, Anm. 12 zu § 21 S. 108). Entſprechendes 
gilt bei der Einräumung von Löſchungsvormerkungen nach § 1179 
BGB. Hier iſt der Wert der Poſt maßgebend, zu deren gunſten 
die Vormerkungen bewilligt werden. Er bildet die Höchſtgrenze der 
Bewertung. Im vorliegenden Fall iſt alſo der Betrag der Hypothek 
von 3500 M. — die durch die Vormerkungen begünſtigt wird — 
der Gebührenberechnung zugrunde zu legen. Denn er bleibt hinter 
der Summe der zu löſchenden Poſten zurück. Zum gleichen Ergebnis 
gelangt man auch, wenn man die Vorſchrift des § 21 Ziff. 3 Saß 4 
anwendet. Soweit nach S. 2 und 3 daſelbſt der geringere Wert 
der zurücktretenden (zu löſchenden) Einzelpoſten maßgebend wäre (494 M., 
3000 M. und 1000 M.), iſt nach Satz 4 der höhere Wert der vor⸗ 
tretenden (begünſtigten) Poſt zugrunde zu legen, da dann die Identität 
des Gegenſtandes nach 8 35 Abſ. 1 vorliegt und daher die dem 
Koſtenſchuldner günſtigere Berechnung nach dem einmaligen Wert 
von 3500 M. eintritt (ſiehe dazu Mügel, Anm. 7 zu § 41 S. 
171). Aus alledem ergibt ſich, daß die Vormerkungen unter ſich und 
mit der Hypothek denſelben Gegenſtand betreffen, nämlich die zu 
ſichernde Forderung von 3500 M. Nach ihm iſt alſo eine einmalige 
Beurkundungsgebühr von 7/0 auf Grund des § 33 Ziff. 1 GKG. 
und des § 10 G. 3 des Koſtentarifs anzuſetzen (gleich 2 M.). Darauf 
läuft auch die Entſcheidung des Landgerichts hinaus. Dieſem iſt nur 
in der Begründung nicht beizuſtimmen; bei ihr überſieht es, daß die 
58 20 Ziff. 3, 30, 33 GKG. durch das Geſetz vom 14. März / 18. April 
1911 weſentliche Aenderungen erfahren haben. Die Entſcheidung des 
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Senats vom 9. März 1910, die es anzieht, beruht gerade auf dieſen 
früheren Vorſchriften und iſt daher nicht mehr zu verwerten. 

Die weitere Beſchwerde⸗ ift alſo in dieſem Punkte unbegründet. 
Berechtigt iſt fie dagegen, ſoweit fie den Abſtrich der Gebühren für 
den Eintrag der Vormerkungen bekämpft. § 2 des Koſtentarifs ſagt 
nicht, daß durch die Gebühr für den Eintrag der Belaſtung auch die 
Nebengeſchäfte mit abgegolten werden, die mit dem eigentlichen Be⸗ 
laſtungsgeſchäft verbunden find. (Anders § 1 des Koſtentarifs vom 
14. März / 29. April 1911 und § 2 des Koſtentarifs vom 1. März 
1877: „und alle dabei vorkommenden Nebengeſchäfte“.) Es mag 
dies indes als Wille des Geſetzes angenommen und daraus gefolgert 
werden, daß die Miteintragung einer Löſchungsvormerkung nach 8 1179 
BGB. dann ein gebührenfreies Nebengeſchäft bildet, wenn ſie gleich⸗ 
zeitig mit der Eintragung der Hypothek und mit Bezug auf eben dieſe 
erfolgt (wie bei der Hypothek von 3500 M.; ſiehe darüber Mü gel 
Anm. 6 zu § 59 S. 250, Anm. 3 zu § 61 S. 261; KGE. vom 
10. Juni 1901 in der Zeitſchrift für mittlere Juſtizbeamte 1902, 674, 
vgl. auch RG. 52, 8). Darauf kommt es aber hier nicht an. Die 
Frage iſt vielmehr, ob die Miteintragung einer oder mehrerer Löſchungs⸗ 
vormerkungen auch dann gebührenfrei bleibt. wenn ſie bei der Ein⸗ 
tragung einer Hypothek mit Bezug auf andere Hypotheken (Vorhypo⸗ 
theken) geſchieht. Das iſt zu verneinen. Denn in dieſem Falle handelt 
es ſich nicht, wie in jenem, um eine Eintragung mit einem nebenſäch⸗ 
lichen Zuſatz, ſondern um mehrere ſelbſtändige Eintragungen. Zwar 
beſteht zwiſchen beiden ein Zuſammenhang inſofern, als ſie denſelben 
wirtſchaftlichen Zweck — möglichſter Sicherung des Hypotheken⸗ 
gläubigers — verfolgen. Das iſt aber für die gebührenrechtliche 
Behandlung nicht entſcheidend. Sie richtet ſich vielmehr danach, ob 
die Eintragungen zwei ſelbſtändige voneinander unabhängige Geſchäfte 
des Grundbuchamts darſtellen (Mügel, Anm. 3 zu § 61 ©. 261; 
OL Gꝗſpr. 15, 200 f.). 

Der Gegenſtand der Vormerkungseinträge und danach ihr Wert 
iſt auf Grund des § 21 Ziff. 3 GKG. zu beſtimmen. Nach der 
zuvor entwickelten Auslegung dieſer Vorſchrift iſt alſo der einmalige 
Wert der begünſtigten Poſt, d. i. der Betrag der Hypothek von 3500 M., 
der Gebührenberechnung zugrunde zu legen (Mügel Anm. 12 zu 
§ 21 S. 108). Irrig iſt die Anſicht der Beſchwerdeführerin, daß 
die Gebühren der 88 3 und 4 des Koſtentarifs nach den Einzelwerten 
von 3500 M., 3000 M., 1000 M. und 494 M. zu berechnen ſeien. 
Dabei iſt überſehen, daß der Betrag von 3500 M. für ſämtliche 
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Löſchungsvormerkungen die Höchſtgrenze der Wertbeſtimmung iſt. 
Die Zugrundelegung der Einzelwerte würde auch zu einem höchſt 
unerfreulichen, praktiſch unbrauchbaren Ergebnis führen. Die Folge 
würde die ſein, daß für den Eintrag der Vormerkungen mehr Gebühren 
in Anſatz kommen müßten, als für das Hauptgeſchäft, den Eintrag 
der Belaſtung. Das hieße aber die wirtſchaftliche Bedeutung der 
beiden Geſchäfte umkehren. Eine ſo ungerechte Beſteuerung mit ver⸗ 
ſchieden hohen Koſten kann daher das Geſetz unmöglich gewollt haben. 

Etwas anderes ergibt ſich auch nicht aus § 3 Ziff. 4 und 5 
des Koſtentarifs. Dort iſt die Gebührenberechnung für den Fall 
geregelt, daß mehrere Veränderungen in bezug auf ein und dasſelbe 
Recht eingetragen werden. Dabei ſollen Vorrangseinräumungen als 
Veränderungen des zurücktretenden Rechts gelten. An der Vorſchrift 
des § 21 Ziff. 3 iſt dadurch nichts geändert. Es ſoll nicht etwa 
für den Eintrag von Vormerkungseinräumungen (und entſprechend 
Löſchungsvormerkungen) der Grundſatz des § 21 Ziff. 3 durchbrochen 
und vorgeſchrieben werden, daß der Wert der zurücktretenden 
(zu löſchenden) Poſten der Gebührenberechnung zugrunde zu legen 
ſei. § 3 des Koſtentarifs entſcheidet nur die Frage, auf welches 
Recht ſich die genannten Veränderungen beziehen. Den fuͤr das 
ganze Gebührenweſen geltenden Satz des § 21 Ziff. 3, daß der 
Gegenſtand und Wert der Vorrangseinräumungen (Löſchungsvor⸗ 
merkungen) ſich nach dem Betrag der vortretenden (begünſtigten) 
Poſt beſtimmt, läßt § 3 a. a. O. unangetaſtet (mügel Anm. 9 
zu § 60 S. 256, Anm. 3 zu § 61 ©. 261). Wollte man das 
Gegenteil annehmen, ſo würde der in der Begründung zu § 3 des 
Koſtentarifs angegebene Zweck, die Gebühren herabzuſetzen, völlig 
verfehlt werden (Landtagsverhandlungen S. 215). 

Aus dieſen Gründen iſt der Beſchluß des Landgerichts dahin abzu⸗ 
ändern, daß für den Eintrag der Vormerkungen Gebühren auf Grund der 
883,4 des Koſtentarifs nach einem Wert von 3500 M. zu berechnen find. 

Beſchluß des zweiten Zivilſenats vom 2. November 1911, 2 Y 
12/11 (nach Meiningen). 


24, Feſtſtellungsintereſſe. Form der Auseinander⸗ 
ſetzungs verträge zwiſchen Eheleuten nach früherem 
koburgiſchen Recht. Einrede der rechtskräftig ent- 
ſchiedenen Sache. Oertliche Geltung von Rechts— 
ſätzen im Gebiete des gemeinen Rechts. Vertrags- 
auslegung. | 


— 286 — 


Die Parteien heirateten ſich im Jahre 1891, hatten ihren Wohn⸗ 
ſitz in Frohnlach und lebten laut Vertrag vom 15. Mai 1891 in der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft des zu Frohnlach geltenden Rechts. 
Die Klägerin hatte vorher mit dem Landwirt Bernhard Schilling in 
gütergemeinſchaftlicher Ehe gelebt und hatte mit dieſem an ein 
gebrachten Grundſtücken einige Pläne in Frohnlacher Flur und einige 
Pläne in der Steuergemeinde Buch a. /F. gemeinſchaftlich beſeſſen. 
Im Jahre 1892 beantragten die Parteien bei dem Herzog von 
Coburg⸗Gotha die Trennung der Ehe. Der Herzog machte die 
Scheidung von der Auseinanderſetzung der Parteien abhängig. Durch 
ſchriftlichen Vertrag vom 8. November 1892 ſetzten ſie ſich für den 
Fall der Trennung auseinander. Sie beſtimmten u. a., daß der Beklagte 
das mitgenommene bewegliche Vermögen zu Eigentum behalten und das 
geſamte übrige eheliche Vermögen Eigentum der Klägerin ſein ſolle. 
Mit Rückſicht auf die minderjährigen Kinder wurde der Vertrag vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlich genehmigt. Daraufhin ſchied der Herzog im 
Dezember 1892 die Ehe. Die Frohnlacher Grundſtücke ſtehen im 
Grundbuch auf den Namen der Klägerin eingetragen. Wegen der 
Grundſtücke in der Steuergemeinde Buch erhob die Klägerin gegen 
den Beklagten bei dem Landgericht in Bamberg Klage auf Ein⸗ 
willigung in die Umſchreibung auf ihren Namen eventuell in jede von 
ihr vorgenommene Verfügung. Das Landgericht in Bamberg wies 
die Klage ab, das Oberlandedgericht in Bamberg wies durch Urteil 
vom 14. November 1910 die Berufung zurück. 

Mit der jetzigen Klage verlangt die Klägerin 
A. die Feſtſtellung, daß der Auseinanderſetzungsvertrag in rechts⸗ 

verbindlicher Form abgeſchloſſen und die Teilung des ehelichen 

Vermögens nach Maßgabe des Vertrages mit der Ehefcheidung 

vollzogen ſei, 

B. die Verurteilung des Beklagten, in die gerichtliche Beurkundung 
des Vertrags einzuwilligen. 

Das Landgericht hat der Klage ſtattgegeben. 

Das Berufungsgericht hat den Vertrag nur als obligatoriſchen 
für gültig erklärt und den Beklagten zur Beurkundung des Vertrags 
bezüglich der bayriſchen Grundſtücke verurteilt 

Das Intereſſe der Klägerin an der begehrten Feſtſtellung ergibt 
ſich daraus, daß fie bereits als Eigentümerin der Frohnlacher Grund⸗ 
ſtücke im Grundbuch eingetragen iſt. Bezüglich dieſer kann ſie, auch 
wenn der Vertrag vom 8. November 1892 nur obligatoriſche An⸗ 
ſprüche erzeugt hat, keine Rechtsänderung mehr fordern, alſo nicht auf 
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Leiſtung klagen. Andererſeits beeinträchtigt das Beſtreiten der Rechts⸗ 
gültigkeit des Vertrags den Beſtand ihres buchmäßigen Eigentums. 

Das Urteil des Oberlandesgerichts Bamberg vom 10. November 
1910 hat über die jetzige Klage nicht entſchieden. Gegenſtand des 
damaligen Streits war, wie der Tatbeſtand klar ergibt, der auf den 
Vertrag vom 8. November 1892 geſtützte obligatoriſche Anſpruch auf 
Einwilligung in die Umſchreibung der bayriſchen Grundſtücke auf den 
Namen der Klägerin und in die von ihr vorgenommenen Vers 
fügungen. Dieſe Anſprüche ſind ihr u. a. deswegen aberkannt worden, 
weil nach bayriſchem Rechte ein Vertrag, der nicht gerichtlich oder 
notariell beurkundet ſei, bezüglich bayriſcher Grundſtücke keinen klag⸗ 
baren Anſpruch erzeuge, möge es ſich um einen obligatoriſchen oder 
dinglichen Uebereignungsvertrag handeln. Dieſe Begründung iſt eben⸗ 
ſowenig wie die weiteren Gründe, insbeſondere daß der Vertrag nicht 
beſtimmt genug ſei und den Willen des Beklagten nicht vollſtändig 
zum Ausdruck bringe, in Rechtskraft übergegangen. Sie enthalten 
keine ſelbſtändigen Urteilsfeſtſtellungen, ſondern ſollen nur die in der 
Klagabweiſung enthaltene Feſtſtellung, daß die geltend gemachten 
Anſprüche nicht beſtehen, unterſtützen. Sie ſind, wie die Klägerin 
zutreffend ausgeführt hat, nur Urteilselemente. Der jetzt begehrten 
Feſtſtellung ſteht daher das Bamberger Urteil nicht entgegen. Das⸗ 
ſelbe gilt hinſichtlich des jetzt erhobenen Leiſtungsanſpruchs. Nur das 
Nichtbeſtehen der damals erhobenen Anſprüche ſteht durch das Bam⸗ 
berger Urteil feſt. Läßt ſich aus dem Vertrage noch ein anderer Ans 
ſpruch ableiten, ſo iſt über dieſen neu zu entſcheiden. Der Anſpruch auf 
gerichtliche Beurkundung des Vertrags ſtrebt zwar demſelben Ziele zu wie 
die Anſprüche des Vorprozeſſes, nämlich der Verwirklichung des Eigen⸗ 
tums der Klägerin an den Grundſtücken. Er ſucht aber das Ziel auf 
einem andern Wege zu erreichen, indem er einen im bayriſchen Rechte 
anerkannten Verpflichtungsgrund zur Eigentumsübertragung ſchaffen 
will. Er iſt alſo nicht als das Mindere in jenen Anſprüchen enthalten. 

Während das Feſtſtellungsbegehren, daß der Vertrag formgültig 
ſei, davon abſieht, ob er dinglichen oder obligatoriſchen Charakter hat, 
will das Feſtſtellungsbegehren, daß damit die Teilung vollzogen ge⸗ 
weſen ſei, und dem Beklagten an dem Grundbeſitz keine Rechte mehr 
zugeſtanden hätten, den dinglichen Charakter des Vertrags bezüglich 
des Grundbeſitzes feſtgeſtellt willen. Inſofern iſt das Begehren unbe⸗ 
gründet. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob den Parteien die Be— 
ſtimmungen des bayriſchen Rechts bekannt waren, jedenfalls erforderte 
das damalige Coburger Recht, das auf dem Grundbuchſyſtem beruhte, 
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zum Eigenübergang die Auflaſſung und die Eintragung des neuen 
Eigentümers. Es iſt anzunehmen, daß dieſer Rechtsſatz den Parteien 
bekannt war. Daraus iſt als ihr Wille zu ſchließen, daß der Vertrag 
nur die Verpflichtung zur Uebereignung begründen, nicht aber die 
Uebereignung ſelbſt enthalten ſollte. Die Faſſung des Vertrags ſteht 
dem nicht entgegen. Aber auch wenn ſie den dinglichen Charakter 
des Vertrags nicht ausſchließen wollten, ſo haben ſie doch offenbar 
auch, falls ihm die dingliche Wirkſamkeit fehlen ſollte, die Ver⸗ 
pflichtung zur Herbeiführung der dinglichen Wirkung begründen wollen. 
Er iſt auch in dieſem Falle ohne dingliche Wirkung. Das folgt 
bezüglich der Frohnlacher Grundſtücke aus dem coburgiſchen Grund⸗ 
buchſyſtem und bezüglich der bayriſchen Grundſtücke aus der Be⸗ 
ſtimmung des bayriſchen Rechtes, auf dem das Bamberger Urteil 
beruht. Dieſes Recht iſt bezüglich dieſer Grundſtücke maßgebend. 
Denn die Rechtsverhältniſſe an Sachen und demnach auch die Ding. 
lichen Erforderniſſe der Eigentumsübertragung folgten nach gemeinem 
Recht den Grundſätzen des Orts, wo ſich die Sache befand (Wind⸗ 
ſcheid, Pandekten I. § 35 Nr. 2). Die Feſtſtellung dinglicher Rechts⸗ 
folgen des Vertrags war daher abzulehnen. 

Dagegen iſt die obligatoriſche Seite des Vertrags nach dem 
Rechte des Wohnſitzes der Parteien zur Zeit der Eingehung des 
Rechtsverhältniſſes zu beurteilen (Windſcheid Nr. 3). Inſofern 
gilt alſo coburgiſches Recht; die Wirkung der Beſtimmungen des 
bayriſchen Rechts iſt inſofern auch bezüglich der bayriſchen Grund⸗ 
ſtücke ausgeſchloſſen. Die entgegengeſetzte Begründung des Bamberger 
Urteils überſieht die örtlichen Grenzen für die Wirkſamkeit landes⸗ 
geſetzlicher Vorſchriften im Gebiete des gemeinen Rechts. 

Nach gemeinem Recht waren Verträge in der Regel formlos 
gültig. Für Vermögensauseinanderſetzungen oder Grundſtücksverträge 
macht es keine Ausnahme. Im coburgiſchen Rechtsgebiet iſt keine 
Verordnung ergangen, die für ſolche Verträge beſtimmte Form vor⸗ 
ſchrieb. Auch ein Gewohnheitsrecht iſt nicht nachgewieſen. Die Be⸗ 
weisaufnahme im Bamberger Prozeß hat ergeben, daß zwar in dem 
Jahre 1900 einige Auseinanderſetzungsverträge gerichtlich verlautbart, 
daß aber andere nur privatſchriftlich abgefaßt wurden. Die Zahl der 
letzteren iſt nicht zu ermitteln, da ſie nicht zur Kenntnis des Gerichts 
kamen, falls nicht, wie im vorliegenden Falle, die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erforderlich war. Es liegt demnach kein Anhalt 
vor, daß ſich aus einer tatſächlichen Uebung ein Gewohnheitsrecht 
gebildet hat. Für das Gegenteil ſpricht die Anſicht, die die bei dem Ver⸗ 
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trage der Parteien maßgebende Behörden zum Ausdruck gebracht haben. 
Der Richter des Amtsgerichts Sonnefeld genehmigt den Vertrag als 
Vormundſchaftsrichter. Das Miniſterium hielt, indem es bei dem Herzog 
die Eheſcheidung befürwortete, nach Prüfung des Vertrags die geſtellte 
Bedingung, daß ſich die Parteien vorher auseinanderſetzten, für erfüllt. 
Beide Behörden hätten ſich ablehnend verhalten, wenn ſie geglaubt 
hätten, der Vertrag ſei formwidrig und deshalb ungültig. Sie hatten 
ſicher eine gründliche Kenntnis des damaligen Rechtszuſtandes. 

Verſtößt demnach der Vertrag als obligatoriſcher Vertrag nicht 
gegen eine Formvorſchrift, ſo ſind auch die weiteren Bedenken des 
Oberlandesgerichts Bamberg, daß er nicht beſtimmt genug ſei und 
den Willen der Parteien nicht vollſtändig wiedergebe, ungerechtfertigt. 
Iſt auch der Grundbeſitz nicht im einzelnen aufgeführt, fo wußten 
doch die Parteien genau, um welche Grunſtücke es ſich handelte, ihre 
Bezeichnung konnte jederzeit mühelos geſchehen. Die Parteien ſind 
ſich auch jetzt nicht im unklaren darüber, welche Grundſtücke gemeint 
waren. Der Vertragswille der Parteien iſt auch deutlich und voll⸗ 
ſtändig ausgedrückt. Wenn der Beklagte in einem ſpäteren Vertrage 
mit einer dritten Perſon von einer anderen Grundlage ausging, ſo 
folgt daraus nicht mehr, als daß er ſich der Beſtimmungen des Ver⸗ 
trags vom 8. November 1892 nicht genau erinnert. 

Haben ſich alſo die Parteien gültig verpflichtet, die im Vertrage 
vorgeſehenen Rechtsänderungen herbeizuführen, ſo haben ſie damit 
auch die Verpflichtung übernommen, alle Mittel anzuwenden, die zum 
Eintritt der Rechtsänderungen erforderlich ſind, und alle Hinderniſſe, 
die ſich dem entgegenſtellen könnten, zu beſeitigen. Wenn daher für 
die auswärtigen Grundſtücke das dortige Recht oder der Ausſpruch 
einer dortigen Behörde zur Erreichung des beabſichtigten Erfolges eine 
beſondere Form erforderte, ſo erſtreckte ſich die Verpflichtung der Parteien 
auch darauf, dieſe Formvorſchrift zu erfüllen. Hierzu konnten ſie ſich 
nach dem coburgiſchen Recht durch formfreien Vertrag verpflichten. 

Das Verlangen der Klägerin nach gerichtlicher Beurkundung 
des Vertrags iſt daher an ſich gerechtfertigt. Es iſt aber wegen der 
Frohnlacher Grundſtücke überflüſſig. Dem Beklagten kann auch 
wegen der entſtehenden Mehrkoſten nicht zugemutet werden, dieſe 
Grundſtücke in die gerichtliche Beurkundung einzubeziehen. Inſoweit 
war alſo der Klagantrag zu B abzuweiſen. 

Urteil des zweiten Zivilſenats vom 6./11. 1911, U 165/11 (nach 
Meiningen). 

Blätter für Rechtspflege LIX. N. F. XXXIX. 19 
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25. Kann die Klage aus einem Urteil, welches einfeitig 
zu einer Leiſtung aus einem zweiſeitigen Vertrag 
verurteilt hat, auf 8 323 Abſ. 3 BGB. geſtützt 
werden? 

Die Klägerin hat vom Beklagten am 18. April 1907 einen 
Poſten Putzlappen gekauft und am 20. April geliefert erhalten. Die 
Klägerin hat die Waren demnächſt zur Verfügung geſtellt. Die Par⸗ 
teien haben dann die Wandlung vereinbart, und die Klägerin hat im 
Auftrage des Beklagten die Waren an einen Kaufmann A. P. in T. 
geſandt. Danach hat ſich herausgeſtellt, daß ein Teil der Waren, und 
zwar ein Drittel, von der Klägerin bereits verkauft war. Zwiſchen 
den Parteien ſind nunmehr zwei Prozeſſe entſtanden: 

Zunächſt hat der Beklagte auf Zahlung des vollen Kaufpreiſes 
geklagt, da die Klägerin von der Wandlung zurückgetreten ſei, und er 
hat auch ein ihm günſtiges rechtskräftiges Urteil des Kammergericht 
Berlin erzielt. 

Später hat der Beklagte auf Erſatz des Schadens geklagt, der 
ihm durch die Verſendung der Waren entſtanden ſei, die durch die 
unrichtige Erklärung der Klägerin, wandeln zu wollen, veranlaßt ſei. 
Hiergegen hat die Klägerin Widerklage erhoben mit dem Antrag, den 
Beklagten zu verurteilen, ihr die nach T. geſandten Waren zurückzu⸗ 
gewähren. In dieſem Prozeß iſt wieder durch ein rechtskräftiges Ur⸗ 
teil des Kammergerichts Berlin der Beklagte mit ſeiner Klage abge⸗ 
wieſen, auf die Widerklage hin aber verurteilt worden, die nach T. 
geſandten Waren der Klägerin zurückzugewähren. 

Dieſem letzten Urteil iſt nun der Beklagte nicht nachgekommen 
und hat die fraglichen Waren nicht zurückgewährt. Daraufhin hat 
die Klägerin ihm am 25. Auguſt 1909 eine Friſt zur Erfüllung der 
Verpflichtung aus dem Vertrag und dem Urteil bis zum 1. Sept. 
1909 geſetzt mit der Androhung, daß ſie nach Ablauf dieſer Friſt die 
Annahme der Waren aus T. ablehnen würde. Da der Beklagte trotz⸗ 
dem nicht geleiſtet hat, hat die Klägerin die vorliegende Klage er⸗ 
hoben, die ſie unter der Erklärung, ſie trete jetzt vom Vertrag zurück, 
auf § 326 BGB. ſtützt. 

Der erſte Richter hat die Klage wegen Unzuſtändigkeit abgewieſen, 
da es ſich um einen Schadenerſatzanſpruch wegen nicht erfüllter 
Judikatsforderung handele, für den nach §§ 893, 802 ZPO. das 
Landgericht I Berlin als das Prozeßgericht ausſchließlich zuſtändig ſei. 

Hiergegen hat die Klägerin Berufung eingelegt und ſich auf den 
Standpunkt geſtellt, daß es ſich nicht um einen Intereſſeanſpruch 
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wegen nicht erfüllter Judikatsforderung ($ 283 BGB. § 893 ZPO.) 
handele, ſondern um einen Bereicherungsanſpruch auf Grund gänz⸗ 
licher oder teilweiſer Unmöglichkeit je nachdem man annehme, es 
handele ſich nur noch um die Lieferung des nichtverbrauchten Reſtes 
der verkauften Waren oder um die Lieferung ſchlechthin der ver⸗ 
kauften Waren 85 325 Abſ. 1 S. 3, 323 Abſ. 1 u. 3 BGB.). 

Die Klägerin hat urſprünglich vor der Klageerhebung einen 
Intereſſeanſpruch nach § 893 ZPO., § 283 BGB. geltend gemacht. 
Sie hat den Beklagten unter Friſtſetzung aufgefordert, das Urteil zu 
erfüllen, und hat angedroht, daß ſie nach Ablauf der Friſt die Er⸗ 
füllung verweigern werde. Erſt mit der Klagerhebung hat die Klägerin 
auf den urſprünglichen Vertrag zurückgegriffen. 

In der 2. Inſtanz hat ſie auf Grund der Vorſchriften über zwei⸗ 
ſeitige Verträge einen Bereicherungsanſpruch wegen gänzlicher oder 
teilweiſer Unmöglichkeit erhoben. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob in 
dieſem Vorbringen der Klägerin, wie der Beklagte behauptet, eine 
Klagänderung oder nur eine Aenderung in der rechtlichen Begrün⸗ 
dung des Klaganſpruchs zu erblicken iſt. Denn das erkennende Ge⸗ 
richt hat ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß der von der Klägerin 
verfolgte Anſpruch kein Bereicherungsanſpruch nach 88 325, 323 BGB., 
ſondern ein Intereſſeanſpruch nach 5 893 ZPO., § 283 BGB. iſt. 

Ein Bereicherungsanſpruch würde nur gegeben ſein, wenn es ſich 
um eine Verpflichtung ſynallagmatiſcher Natur handelt. Denn nur 
auf ſolche Verpflichtungen finden die SS 320 ff. BGB. Anwendung. 
Die Klägerin behauptet dies auch und geht zu dieſem Zweck über 
das Urteil hinaus auf den zweiſeitigen Vertrag zurück. Allein das 
Urteil des Kammergerichts, durch welches der Beklagte verurteilt iſt, 
an die Klägerin die in T. lagernden Waren zurückzugewähren, kann 
nicht einfach ignoriert werden. Es mag dabei die Frage nicht venti⸗ 
liert werden, ob der durch jenes Urteil beendete Prozeß überhaupt 
noch eine aus dem Kaufvertrag entſtandene Verbindlichkeit zum Gegen⸗ 
ſtand hatte, ob nicht vielmehr bei völliger Erfüllung des Kaufvertrages 
es ſich um einen neuen Anſpruch auf Verſchaffung des Beſitzes der 
bereits im Eigentum der Klägerin befindlichen Waren gegen den Be- 
klagten gehandelt hat. Jedenfalls iſt die Leiſtung, zu welcher das 
Urteil verurteilt hat, ihrem Inhalt nach von einer Gegenleiſtung nicht 
mehr abhängig, da ja die Gegenleiſtung, wenn man ſich inſoweit auf 
den Standpunkt der Klägerin ſtellen will, durch Bezahlung des Kauf⸗ 
preiſes erfüllt iſt. Hier kann dann aber nicht mehr von einer ſynal⸗ 


lagmatiſchen Verpflichtung geredet werden, und es iſt dabei ohne Be⸗ 
19 * 
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lang, ob man ſich auf den Standpunkt ſtellt, durch das rechtskräftige 
Urteil werde eine Novation der urſprünglichen Forderung herbeigeführt 
oder nicht. Es kommt vielmehr nur auf den Inhalt der Judikats⸗ 
forderung an. Iſt dieſer einſeitig, ſo können auf die Durchſetzung der 
Forderung die 88 320 ff. BGB. nicht zur Anwendung kommen. Iſt 
dieſer nicht einſeitig, hat z. B. das Gericht auf eine Wandelungsklage 
zur Leiſtung Zug um Zug verurteilt (vgl. RGZ. 66, 61), fo kommen 
dagegen die erwähnten Beſtimmungen zur Anwendung. Das Urteil 
bildet alſo die Grenze, über welche nicht hinausgegangen werden darf, 
und muß für ſich ſelbſt betrachtet und bewertet werden. 

Aus dem Vorgetragenen ergibt ſich, daß die in Frage ſtehende 
Judikatsforderung einſeitiger Natur ihrem Inhalt nach iſt, gleichgültig, 
ob ſie einem gegenſeitigen Vertrag ihrem Urſprung nach entſtammt 
oder nicht, die 88 320 ff. BGB. nicht zur Anwendung zu kommen 
haben. Der von der Klägerin geltend gemachte Anſpruch iſt alſo kein 
Bereicherungsanſpruch nach §§ 325, 323 BGB. Dann läßt er ſich 
aber nur als ein Intereſſeanſpruch nach § 893 ZPO., § 283 BGB. 
charakteriſieren. Für dieſen Anſpruch iſt aber nach §§ 893, 802 aus⸗ 
ſchließlich das Prozeßgericht Landgericht I Berlin zuſtändig. Der erſte 
Richter hat mithin mit Recht die Klage wegen Unzuſtändigkeit abge⸗ 
wieſen. So war die Berufung zu verwerfen. 

Urteil des 3. Zivilſenates vom 25. November 1911, U 135/11 
(nach Gotha). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


24. Das landes rechtliche Verbot, daß Fortbildungs⸗— 
ſchulpflichtige an Vereinen teilnehmen, iſt zwar 
dem Vereinsgeſetz gegenüber gültig, nicht aber 
Polizeiſtrafe bei Zuwiderhandlungen. 

Die Angeklagten beſuchen die Fortbildungsſchule in Nobitz und 
gehören dem Turnverein „Turnklub Nobitz“ zwar nicht als Mitglieder, 
aber als „Zöglinge“ an. Sie ſind wegen Uebertretung der Verordnung 
des Altenburger Kultusminiſteriums, betreffend das Verhalten im 
fortbildungsſchulpflichtigen Alter ſtehender Perſonen, vom 11. Januar 
1909 beſtraft worden. Dadurch find § 1 und 17 des Reichs vereins⸗ 
geſetzes verletzt. | 

Nach 81 dieſes Geſetzes unterliegt die Vereinsfreiheit polizeilich 
nur den Beſchränkungen, die das Reichsrecht zuläßt. Beſchränkungen 
liegen in Verboten für einen einzelnen oder eine beſtimmte Klaſſe 
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von Perſonen, an Vereinen teilzunehmen. § 3 der Verordnung vom 
11. Januar 1909 verbietet fortbildungsſchulpflichtigen jungen Leuten 
die Teilnahme an Vereinen; er verſteht unter Teilnahme die „Bes 
teiligung jeder Art“. Dieſe Beſtimmung iſt an ſich neben dem Vereins⸗ 
geſetze gültig. Sie iſt nicht polizeilicher Natur, nicht im Intereſſe der 
öffentlichen Ordnung erlaſſen, ſondern dient nur ſchuliſchen Zwecken. 
Sie ſoll das Verhalten der jungen Leute, die noch unter dem 
Schulzwange ſtehen, auch außerhalb der Schule regeln, weil dieſes 
auch die Ordnung in der Schule beeinflußt. Sie iſt ein Ausfluß 
der Schulzucht, die von den Schulbehörden ausgeübt wird. Dieſes 
Gebiet wird vom Vereinsgeſetz nicht berührt, es unterliegt der Zus 
ſtändigkeit der Schulbehörden. Das Kultusminiſterium als obere 
Schulbehörde konnte daher auf Grund von § 4 des Volksſchulgeſetzes 
vom 12. Februar 1889 den Fortbildungsſchülern verbieten, an Ver⸗ 
einen teilzunehmen. Das Verbot läßt ſich aber nicht trennen von 
den Strafen, die auf ſeine Uebertretung geſetzt ſind. Zuwiderhandlungen 
gegen das Verbot werden nach § 4 der Verordnung vom 11. Januar 
1909 mit den in der Fortbildungsſchule durch die obere Schulbehörde 
eingeführten Strafmitteln geahndet. Als ſolche werden genannt: 
Verwarnungen und Verweiſe, Nachbleiben, Nacharbeiten, Geldſtrafen 
von 50 Pfg. bis 1 M., Karzerſtrafen und Geldſtrafen von 1 M. bis 
10 M. (Nr. 4 der Kultusminiſterialverordnung vom 28. Februar 1910). 
Die Strafen, mit denen die Uebertretung des Verbotes bedroht wird, 
find zunächſt Folgen der Zuwiderhandlung. Sie find mit der Zu⸗ 
widerhandlung verwirkt. Wäre keine Beſchränkung der Vereinsfreiheit 
erlaſſen, ſo wäre auch keine Zuwiderhandlung dagegen möglich. Die 
Strafen ſind daher Folgen der Beſchränkung. Iſt dieſe zuläſſig, ſo iſt es 
auch die Strafe. Sie iſt aber nicht nur eine Folge der Beſchränkung, 
ſondern auch das Mittel, ſie durchzuführen. Durch die Beſchränkung 
allein wird niemand gehindert, ihr zuwiderzuhandeln. Das Verbot an 
ſich genügt noch nicht, um Zuwiderhandlungen zu verhindern. Erſt die 
Strafe macht es wirkſam, gibt ihnen rechtliche Bedeutung und Wirkung. 
Die Strafe iſt daher eigentlich die Beſchränkung ſelbſt; gerade durch ſie 
wird der Zuwiderhandelnde beſchränkt. Iſt eine ſchuliſche Beſchränkung 
erlaſſen, ſo dürfen auch bei den Strafmitteln nur ſchuliſche Rückſichten 
obwalten. Nicht jedes Mittel iſt zuläſſig, die Beſchränkung durchzu⸗ 
führen. Nur ſchuliſche Strafen ſind anwendbar. 

Nach der Verordnung vom 28. Februar 1910 kann die leichteren 
Strafen der Lehrer oder der Schulvorſtand verhängen. Die Geld- 
ſtrafen von 1 M. bis 10 M. dagegen hat auf Antrag des Schul- 
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vorſtandes die Polizeibehörde feſtzuſetzen. Eine ſolche Strafe iſt keine 
Schulſtrafe mehr. Darunter ſind nur die der Schule eigenen Strafen, 
wie Nacharbeiten, Nachbleiben, Karzer uſw. zu verſtehen, die die Schule 
ſelbſt verhängen kann. Muß fie die Feſtſetzung einer Strafe bei der 
Polizeibehörde beantragen, fo verhängt dieſe die Strafe kraft ihres 
Polizeiſtrafrechts. Die Strafe iſt alſo keine Schul⸗ oder Ordnungsſtrafe 
mehr, ſondern eine Polizeiſtrafe, eine rein kriminelle Strafe. Erklärt 
das Landesrecht die Polizeibehörde für die Beſtrafung einer Uebertretung 
für zuſtändig, fo ſchafft fie damit einen Deliktstatbeſtand, deſſen Ver⸗ 
letzung aus Rückſicht auf die allgemeine Ordnung zu ahnden iſt, und zwar 
mit den Mitteln des Polizeiſtrafrechts. Die Strafe, die an die Ueber⸗ 
tretung eines ſolchen Polizeidelikts geknüpft wird, iſt keine Diſziplinar⸗ 
ſtrafe, ſondern eine Polizeiſtrafe. Ihr krimineller Charakter kommt be⸗ 
ſonders darin zum Ausdruck, daß ſie in einem Verfahren nach § 453 ff. der 
StPO. verhängt werden ſoll (Abſchnitt 4 Nr. 2 Satz 3 der Kultus⸗ 
miniſterialverordnung vom 28. Februar 1910 mit § 17 Abſ. 3 des 
Volksſchulgeſetzes vom 12. Februar 1889 und Geſetz vom 8. Mai 
1879), alſo mit dem Vorbehalt der Anrufung des ordentlichen Straf⸗ 
gerichts. Wird die Polizeibehörde auch nur auf Antrag des Schul⸗ 
vorſtandes tätig, ſo handelt ſie doch nicht als deſſen bloßes Hilfs⸗ 
oder Vollſtreckungsorgan, ſondern aus eigenem Recht und eigener 
Machtvollkommenheit. Eine Beſchränkung, die durch Polizeiſtrafen 
geſichert wird, iſt daher inſoweit eine rein polizeiliche. Das Vereins⸗ 
geſetz läßt zwar ſchuliſche Beſchränkungen unberührt, polizeiliche ſind 
aber neben denen des Vereinsgeſetzes unzuläſſig. § 17 des Vereins⸗ 
geſetzes verbietet Perſonen unter 18 Jahren, an politiſchen Vereinen 
teilzunehmen. Ihre Teilnahme an nicht⸗politiſchen Vereinen kann zwar 
ſchuliſchen, aber keinen polizeilichen Beſchränkungen unterworfen werden. 
Die Verordnung, daß Fortbildungsſchüler nicht an Vereinen teilnehmen 
dürfen, beſteht alſo an ſich zwar zu Recht. Sie verſtößt aber gegen 
das Vereinsgeſetz, wenn fie Zuwiderhandlungen mit Polizeiſtrafen 
bedroht. Die Angeklagten können zwar von der Schulbehörde mit 
einer Schulſtrafe belegt werden, einer ſtrafrechtlichen Uebertretung aber 
haben ſie ſich nicht ſchuldig gemacht. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 17. April 1912, 8 29/12 (nach 
Altenburg). 


25. Wieweit find landespolizeilihe Vorſchriften nach 
8 1 des Vereinsgeſetzes zuläſſig? Polizeiliche Ge— 
nehmigung für Vereinstänze kann nicht vorge— 
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ſchrieben werden. Die Verordnung des Fürſtentums 

Reuß j. L. vom 1. Juni 1894 über die Veranſtaltung 

von Tänzen iſt deshalb inſoweit ungültig. 

Der Angeklagte iſt der Vorſitzende des Turnvereins Zw. und hat 
in der „Reußiſchen Tribüne“ vom 23. Februar 1912 eine Einladung 
der Vereinsmitglieder zu einem Koſtümfeſt des Vereins, bei dem auch 
getanzt werden ſollte, veröffentlicht, ohne dazu die Erlaubnis des 
Landratsamts zu haben. Er iſt deshalb wegen Uebertretung des § 15 
der Verordnung für das Fürſtentum Reuß j. L. vom 1. Juni 1894 
(über die Veranſtaltung von Tänzen) beſtraft worden. Die Verord⸗ 
nung ſchreibt im § 1 zunächſt vor, daß die Veranſtaltung von Tänzen, 
öffentlichen wie ſolchen geſchloſſener Geſellſchaften, an beſtimmten Feſt⸗ 
tagen, in der Karwoche und während einer öffentlichen Landestrauer 
unterſagt iſt. Dann beſtimmt ſie, daß öffentliche Tanzvergnügungen 
— abgeſehen von einigen ſogenannten tanzfreien Tagen — nur mit 
Genehmigung des Stadtrats oder Landrats veranſtaltet werden dürfen. 
Eine ſolche Genehmigung iſt durch die SS 10—12 auch für nicht 


öffentliche Tanzvergnügungen vorgeſchrieben, die Vereine und ge⸗ 
ſchloſſene Geſellſchaften, mögen ſie lediglich zu geſelligen Zwecken zu⸗ 


ſammengetreten ſein oder nicht, veranſtalten. Doch kann die Geneh⸗ 
migung ein für allemal dadurch erteilt werden, daß ſich die Vereine 
in ein Verzeichnis aufnehmen laſſen, das der Stadtrat oder Landrat 
führt. Die Vereine und die geſchloſſenen Geſellſchaften, die die Be⸗ 
hörde in dieſes Verzeichnis aufnimmt, brauchen ihre nichtöffentlichen 
Tanzbeluſtigungen nur vorher anzuzeigen. Eine ſolche Anzeige müſſen 
auch Privatperſonen erſtatten, wenn ſie für ihre Familie und einge⸗ 
ladenen Gäſte oder bei beſonderer Gelegenheit, wie Hochzeiten, Kind⸗ 
taufen, Schlittenfahrten u. dgl. nur für die Teilnehmer Tanzver⸗ 
gnügungen veranſtalten (§ 10 Ziff. 3, 8 11 Abſ. 5). Zu ſolchen 
Vergnügungen und zu den nichtöffentlichen Tanzvergnügungen der 
Vereine und geſchloſſenen Geſellſchaften darf aber ohne Erlaubnis des 
Stadtrats oder Landrats unter keinen Umſtänden in öffentlichen 
Blättern oder durch öffentlichen Anſchlag eingeladen werden, ſonſt 
werden ſie als öffentliche Tanzmuſiken behandelt. So beſtimmt 
§ 15 der Verordnung. Er erklärt alſo nichtöffentliche Tanzbeluſtigungen 


von Vereinen, zu denen öffentlich eingeladen wird, für öffentlich und 


demgemäß für genehmigungspflichtig. 

Die Reviſion rügt, daß § 15 der Verordnung im Widerſpruch 
zu § 1 des Vereinsgeſetzes vom 19. April 1908 ſtehe und deshalb 
für Vereine nicht mehr verbindlich ſei. Dem iſt beizupflichten. 
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Das Landgericht meint, das Vereindgeſetz wolle lediglich das 
ſtaatsbürgerliche Recht regeln, Vereine zu bilden und ſich zu 
verſammeln, bei der Tanzordnung handle es ſich aber um Maßregeln 
zur Steuerung der Vergnügungsſucht, das eine habe mit dem anderen 
nichts zu tun. Es beruft ſich dabei auf das Urteil des Kammer⸗ 

gerichts vom 15. Oktober 1908 (Johow und Ring 36 C, 50 ff.; 
DIZ. 1908, 1285). Dieſes Urteil befaßt ſich aber nur mit öffent⸗ 
lichen Tanzbeluſtigungen und führt aus, daß öffentliche Tanzver⸗ 
gnügungen keine Verſammlungen im Sinne des Vereinsgeſetzes ſind, 
weil ſie nicht zur Erörterung oder Beratung irgendwelcher Angelegen⸗ 
heiten dienen, daß daher das Landespolizeirecht in dieſer Richtung 
durch das Vereinsgeſetz nicht beſchränkt iſt. Dieſer Standpunkt iſt 
in der Rechtſprechung allgemein vertreten, auch der Senat hat ſich 
ihm ſchon früher angeſchloſſen (vgl. Oberlandesgericht in Dresden vom 
9. Juni 1909 und 2. März 1910, Ann. 31, 103 ff., 307 ff.; PrO VG. 
vom 18. Februar 1910; E. 56, 299 [Reger 30, 542] vom 2. April 
1909; E. 54, 248 [Reger 30, 546]; SächſOVG. vom 22. März 
1909 [Reger 30, 160]; Urteil des Senats vom 23. November 1910 
ThürBl. 58, 223; vgl. auch ThürBl. 51, 228). 

Hier handelt es ſich aber um eine Tanzveranſtaltung, die nur für 
Vereinsmitglieder und ihre Angehörigen abgehalten wurde, alſo nicht 
öffentlich war. Und da greift das Vereinsgeſetz allerdings ein. Denn 
es bezieht ſich auf alle Vereine, die ſich zu erlaubten Zwecken bilden, 
beſchränkt feine Geltung nicht etwa nur auf gewiſſe Arten (vgl. Stier⸗ 
Somlo, RWGeſ. § 1. S. 51, 52). Sein § 1 gewährt das freie Recht, 
ſich zu allen erlaubten Zwecken zu Vereinen zuſammenzuſchließen. Mit 
dem Zuſammenſchluß allein iſt natürlich nichts gewonnen, die Vereins⸗ 
mitglieder müſſen ſich auch im Verein zur Erreichung der gewählten 
Zwecke betätigen können. So begreift die Freiheit, ſich zu Vereinen 
zuſammenzuſchließen, naturgemäß auch die Freiheit, innerhalb des 
Vereins zur Verwirklichung der Vereinszwecke tätig zu ſein. Das 
Koſtümfeſt des Turnvereins Zw. ſollte den Vereinszwecken dienen, 
ſollte die Geſelligkeit unter den Mitgliedern pflegen, das iſt ein Neben⸗ 
zweck aller ſolcher Vereine. Es gehörte alſo zur vereinsmäßigen Be⸗ 
tätigung der Vereinsmitglieder. Dann iſt aber eine polizeiliche Be⸗ 
ſchränkung, die ſich nicht innerhalb der Grenzen des § 1 des Vereins⸗ 
geſetzes hält, ausgeſchloſſen. 

Zuläſſig find nach § 1 Abſ. 1 Satz 2 des Vereinsgeſetzes nur 
ſolche Beſchränkungen der Vereinsfreiheit, die im Vereinsgeſetz oder in 
anderen Reichsgeſetzen enthalten find. Das Vereinsgeſetz ſelbſt ſieht 


| 
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nun keine Beſchränkungen für ſolche Vereins veranſtaltungen vor, es 
läßt ſelbſt die Betätigung politiſcher Vereine innerhalb ihres Kreiſes 
unbeſchränkt zu. Auch feine Vorbehalte für die Landesgeſetze ($ 24) 
kommen nicht in Betracht. Von ſonſtigen reichs rechtlichen Beſtim⸗ 
mungen könnte § 33 c der GewO. einſchlagen, der fo lautet: „Die 
Abhaltung von Tanzluſtbarkeiten richtet ſich nach den landesrechtlichen 
Beſtimmungen“. Wenn aber dieſe Vorſchrift auch allgemein klingt, 
ſo betrifft ſie doch nur die gewerbsmäßige Veranſtaltung von 


Tänzen. Darauf weiſt zwingend ihre Stellung in der Gewerbe— 
ordnung unter den §§ 20 ff. hin, die die Ueberſchrift tragen: „Ge⸗ 


werbetreibende, welche einer beſonderen Genehmigung bedürfen“. Es 
ergibt ſich aber auch klar aus der Entſtehungsgeſchichte. § 330 iſt 
mit $ 33a durch die Novelle vom 1. Juli 1883 in die GewO. eine 
gefügt worden. Der Entwurf des $ 33a forderte eine Genehmigung 
für Perſonen, die gewerbsmäßig gewiſſe Luſtbarkeiten öffentlich ver⸗ 
anſtalten, er zählte beſtimmte Luſtbarkeiten auf und hatte noch die 
allgemeine Klauſel „ſonſtige Luſtbarkeiten“ angefügt. Um klarzuſtellen, 
daß unter „ſonſtigen Luſtbarkeiten“ nicht auch die Tanzluſtbarkeiten 
verſtanden fein ſollten, ſetzte der Reichstag noch den §8 33c ein. Im 


Geſetz ſelbſt iſt dann die allgemeine Klauſel „ſonſtige Luſtbarkeiten“ 


in § 33a weggeblieben, fo daß § 330 eigentlich gegenſtandslos iſt 
(vgl. Landmann, Gewmd. (6) Anm. 1 zu § 33 a, Anm. 1 zu § 33e, 

OLG. in Dresden vom 2. März 1910, Ann. 31, 316, 317). 
Auf einen reichsgeſetzlichen Vorbehalt für das Landesrecht kann 
danach die Gültigkeit des § 15 der Tanzverordnung nicht geſtützt 
werden. Es muß deshalb die allgemeine Frage beantwortet werden, 
inwieweit die Landespolizei durch den Grundſatz der Vereins- und 
Verſammlungsfreiheit, den § 1 des Vereindgeſetzes aufſtellt, in ihrem 
Verordnungsrecht beſchränkt worden iſt. | 
§ 1 Abi. 2 des Vereinsgeſetzes beſtimmt: „Die allgemeinen 


ſicherheitspolizeilichen Beſtimmungen des Landesrechtes finden Anwen⸗ 


dung, ſoweit es ſich um Verhütung unmittelbarer Gefahr für Leben 
und Geſundheit der Teilnehmer an einer Verſammlung handelt.“ 
Danach könnte man glauben, daß das Landespolizeirecht im übrigen 
überhaupt ausgeſchloſſen fein ſollte. Die Vorſchrift hat aber eine bes - 
grenztere Bedeutung. Bei den Beratungen des Vereinsgeſetzes wurde 
gefordert, daß landespolizeiliche Beſchränkungen überhaupt ausge⸗ 
ſchloſſen werden müßten, ſoweit fie nicht im Geſetz ausdrücklich zuge⸗ 
laſſen ſeien. Und ſo kam man dazu, dem § 1 des Entwurfs, der 
nur den Grundſatz der Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit ausſprach, 
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noch die Beſtimmungen im Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 des jetzigen 
§ 1 anzufügen (vgl. den Kommiſſionsbericht, Reichstagsdruckſachen 246, 
4829—4831, ferner 232, 4556, 4577, 4614, KGJ. 36 C, 51— 53). 
Dabei iſt aber feſtzuhalten, daß § 1 des Vereinsgeſetzes ſich nur mit 
der Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit befaßt, nur dieſe verbürgen 
will, daß er alſo das Landespolizeirecht auch nur inſoweit beſchräntt, 
als es dieſe Freiheit antaſten würde. Wie in der Begründung des 
Geſetzes (S. 21), jo kam auch bei den Kommiſſionsverhandlungen 
(Reichstagsdruckſachen 246, 4829—31) zum Ausdruck, daß ſelbſtver⸗ 
ſtändlich niemand von den allgemeinen Geſetzen dadurch befreit werde, 
daß er von feinem Vereins- oder Verſammlungsrechte Gebrauch mache. 
Eine ſtrafbare Handlung bleibt ſtrafbar, auch wenn ſie ein Teilnehmer 
an einer Verſammlung oder ein Vereinsmitglied bei einer Vereins⸗ 
veranſtaltung begeht. Ein Ort, deſſen Betreten allgemein verboten 
iſt, darf auch nicht als Ort einer Vereinsveranſtaltung oder Ver⸗ 
ſammlung gewählt werden. Ueberhaupt iſt, was allgemein verboten 
ift, auch den Vereinen nicht erlaubt (vgl. RGSt. 40, 302). § 1 des 
Vereinsgeſetzes befreit dieſe nicht etwa allgemein von reichs⸗ und 
landesrechtlichen Schranken, denen andere unterliegen, er regelt nur 
den Zuſammenſchluß zu Vereinen und die Veranſtaltung von Ver⸗ 
ſammlungen und unterſagt ſolche landespolizeiliche Vorſchriften, die 
ſich gegen die Vereins- und Verſammlungsfreiheit ſelbſt richten, dieſe 
ſelbſt beſchränken ſollen oder doch tatſächlich beſchränken, die an den 
Grundſatz der Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit rühren (vgl. Kammer⸗ 
gericht vom 1. November 1909 und 21. März 1910 KGJ. 38 C0, 
42; 39 C, 63 über die Gültigkeit von Polizeiverordnungen, die rote 
Kranzſchleifen oder das Tragen roter Fahnen verbieten, auch für 
Leichenbegängniſſe, § 9 des Vereinsgeſetzes). Das allein iſt ſeine Be⸗ 
deutung, die im folgenden noch näher hervortreten wird. 

Die Vereinsfreiheit iſt nach § 1 des Vereinsgeſetzes das Recht, 
ſich zu erlaubten Zwecken zu Vereinen zuſammenzuſchließen, 
ſie gewährleiſtet nur eine unbeſchränkte Betätigung innerhalb des 
Vereins, der Vereinsmitglieder untereinander zur Erreichung des Ver⸗ 
einszweckes. Soweit der Verein mit ſeinen Zwecken in die Oeffent⸗ 
lichkeit tritt, unterliegt er ganz denſelben Beſchränkungen, denen der 
einzelne bei gleicher Betätigung unterworfen iſt. Ein Verein alſo, der 
ein konzeſſionspflichtiges Gewerbe treiben will, muß die Konzeſſion 
ebenſo nachſuchen, wie ein einzelner. Ein Verein, der ſich bildet, um 
öffentliche Tänze zu veranſtalten (z. B. ein Verein zur Veranſtaltung 
von Subſkriptionsbällen), muß bei den öffentlichen Tanzveranſtal⸗ 
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tungen die landesgeſetzlichen Vorſchriften einhalten. Ein Verein, der 
den Zweck hat, öffentliche Verſammlungen zur Erörterung politiſcher 
Angelegenheiten zu veranſtalten, muß bei den einzelnen öffentlichen 
Verſammlungen die Vorſchriften des § 5 des Vereindgeſetzes erfüllen. 

Die Vereine find aber auch, ſoweit es ſich um vereinsmäßige 
Veranſtaltungen innerhalb des Mitgliederkreiſes handelt, nicht von 
allen landespolizeilichen Vorſchriften befreit, die eine Beſchränkung 
ſolcher Veranſtaltungen mit ſich bringen. Hält ein Verein eine Ver⸗ 
einsverſammlung in einem öffentlichen Gaſtzimmer eines Wirtshauſes 
ab, ſo unterliegen die Mitglieder den Beſtimmungen über die Polizei⸗ 
ſtunde ebenſo wie die übrigen Gäſte (ThürBl. 54, 284). Ein Muſik⸗ 
verein darf nicht über 11 Uhr nachts hinaus muſizieren, wenn das 
Muſizieren nach 11 Uhr nachts allgemein im Intereſſe der Nachtruhe 
verboten iſt. Auch Vereine unterliegen der (auch in der Geraer Tanz⸗ 
verordnung enthaltenen) Beſchränkung, daß während einer öffentlichen 
Landestrauer nicht getanzt werden darf. Ebenſo kann die Polizei⸗ 
behörde aus ſicherheits⸗ oder wohlfahrtspolizeilichen Gründen in ein⸗ 
zelnen Fällen einſchreiten und z. B. verbieten, eine Vereinsveranſtal⸗ 
tung an einem beſtimmten Ort oder zu einer beſtimmten Zeit vorzu⸗ 
nehmen. Denn das alles ſind Beſchränkungen, bei denen die 
Polizeibehörde den Vereinen nicht in ihr Beſtimmungsrecht darüber 
hineinredet, welche Vereinsveranſtaltungen ſie treffen wollen, nicht für 
die Vereinsveranſtaltungen ſelbſt Vorausſetzungen aufſtellt, die Vereine 
vielmehr nur bei ihren Veranſtaltungen auf einen anderen Ort oder 
eine andere Zeit verweiſt. Sie betreffen nicht die Vereinsfreiheit als 
ſolche, laſſen das freie Entſchließungsrecht des Vereins über ſeine Ver⸗ 
einsbetätigung ungehindert beſtehen und ſchränken dieſe nur in Neben⸗ 
umſtänden ein, die für ſie nicht weſentlich ſind. Derartige Beſchrän⸗ 
kungen würden auch gültig ſein, wenn ſie in einer Polizeiverordnung 
enthalten wären, die ſich nicht an jedermann, ſondern nur an Vereine 
wendete, ſoweit ſich nur eine ſolche Verordnung innerhalb der allge⸗ 
meinen polizeilichen Befugniſſe halten würde. Natürlich dürfen ſie 
nicht ſo weit ausgedehnt werden, daß ſie die freie Vereinsbetätigung 
tatſächlich übermäßig einengen oder gar unmöglich machen. Dann 
beeinträchtigen fie das freie Beſtimmungsrecht und find ungültig. Das 
wird im einzelnen Falle immer beſonders noch zu prüfen ſein. So 
darf geſelligen Vereinen das Tanzen nicht etwa dadurch unmöglich ge⸗ 
macht werden, daß man eine Landestrauer vielleicht auf mehrere 
Jahre anſagt. Oder es darf Vereinen nicht etwa vorgeſchrieben werden, 
ſie dürften nur im Sommer Vereinszuſammenkünfte abhalten (abge⸗ 
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ſehen davon, daß die Polizei mit ſolchen Verordnungen wohl ihre Be⸗ 
fugniſſe überſchreiten würde). | 

Der § 15 der Tanzverordnung vom 1. Juni 1894 ſchreibt nun 
für gewiſſe Vereins veranſtaltungen, nämlich für Vereinstänze, zu denen 
öffentlich eingeladen wird, eine Genehmigung vor. Damit greift er 
in die Vereinsfreiheit als ſolche ein. Nicht der Verein ſoll hier frei 
über ſeine Vereinstätigkeit beſtimmen, die Polizeibehörde macht ſich 
vielmehr zum Herrn darüber, ob eine beſtimmte Vereinsveranſtaltung 
abgehalten werden darf oder nicht. Der § 15 der Verordnung ſchränkt 
alſo die Vereinstätigkeit ſelbſt ein, macht ſie ſelbſt von einer Geneh⸗ 
migung abhängig. Das geht nach § 1 des Vereinsgeſetzes nicht an. 
Man braucht nur an einen großen Geſelligkeitsverein zu denken, deſſen 
Zweck allein darin beſteht, Tanzbeluſtigungen für ſeine Mitglieder zu 
veranſtalten. Nach § 1 des Vereinsgeſetzes iſt ihm die freie und un⸗ 
gehinderte Entſchließung gewährleiſtet, welche Tanzbeluſtigungen er 
abhalten will. Da er aber ſeine zahlreichen Mitglieder dazu zweck⸗ 
mäßig durch öffentliche Anzeige einladen wird, werden alle ſeine Tanz⸗ 
beluſtigungen nach § 15 der Tanzverordnung genehmigungspflichtig. 
Die Freiheit in der Veranſtaltung der Tänze, alfo in feiner Vereins⸗ 
betätigung, iſt damit für ihn vollſtändig dahin. Nicht einmal eine 
Anzeigepflicht kann für die Tanzveranſtaltungen der Vereine eingeführt 
werden. Auch dieſe würde eine Beſchränkung bedeuten, die an die 
Vereinstätigkeit im Grunde rührte, für die Vereinsbetätigung ſelbſt 
Vorausſetzungen aufſtellte (dabei iſt natürlich nicht an eine Anmeldung 
gedacht, die aus anderen Gründen — Bezahlung einer Luſtbarkeits⸗ 
ſteuer — notwendig wird; vgl. hierzu OLG. in Dresden vom 2. März 
1910, Ann. 31, 312 ff.; KGJ. 39, 63; Stier⸗Somlo S. 64, 65; 
Delius, Vereinsrecht 345). 

Würde der § 15 der Tanzverordnung nur die öffentliche Ein⸗ 
ladung zu Tanzveranſtaltungen der Vereine verbieten und mit Strafe 
bedrohen — er tut das nicht, ſondern läßt die öffentliche Anzeige zu, 
behandelt die Veranſtaltungen dann aber als öffentlich und geneh⸗ 
migungspflichtig — fo würde er an ſich zunächſt nicht gegen die Ver⸗ 
eindfreiheit ſelbſt gerichtet fein. Es könnte ſich dann nur fragen, ob 
er die freie Vereinsbetätigung tatſächlich übermäßig einſchränkte und 
damit doch praktiſch auf eine Beſchränkung der Vereinsfreiheit ſelbſt 
hinausliefe, wie das vorn an einigen Beiſpielen gezeigt worden iſt. 

Den $ 15 der Tanzverordnung macht auch nicht gültig, daß 
Privatperſonen in ähnlicher Weiſe wie die Vereine in ihren Tanz⸗ 
veranſtaltungen beſchränkt worden ſind. Es kommt nicht darauf an, 
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ob polizeiliche Vorſchriften, die die Vereinsfreiheit als ſolche einengen, nur 
für Vereine erlaſſen ſind oder auch darüber hinaus für alle Staatsbürger 
Geltung haben. Soweit fie mit dem $ 1 des Vereindsgeſetzes in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen, ſind ſie ungültig, während ſie im übrigen in ihrem Beſtand 
nicht angetaſtet werden. Das mag zu einer Bevorzugung der Vereine 
führen, dieſe iſt aber im Vereinsgeſetz begründet (vgl. auch Kammer⸗ 
gericht vom 22. April 1901 KGJ. 22 C 60 ff., beſonders S. 65, 66). 

Es ſei noch darauf hingewieſen, daß auch für das frühere preußiſche 
Recht (Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850, Art. 29, 30, Ver⸗ 
ordnung vom 11. März 1850) anerkannt war, daß nicht⸗öffentliche 
Tanzveranſtaltungen von Vereinen (geſchloſſenen Geſellſchaften) von 
keiner Genehmigung abhängig gemacht werden durften. Art. 30 be⸗ 
ſtimmte, daß das Geſetz die Ausübung des Vereins- und Verſamm⸗ 
lungsrechts regeln ſolle, polizeiliche Beſchränkungen dieſes Rechts, die 
im Geſetz nicht vorgeſehen waren, wurden nicht zugelaſſen (vgl. die 
Entſcheidungen des PrOVG. vom 25. April 1883, 9, 410; vom 
19. November 1884, 11, 389 [Reger 5, 392]; vom 3. April 1894, 
26, 404; vom 12. Juni 1896 [DIgZ. 1897, 108]; vom 17. Febr. 
und 3. März 1899, 35, S. 438, 442; vgl. auch Thür Bl. 51, 231 
für das frühere meiningiſche Recht, das den Untertanen zwar das 
Recht gewährte, ſich zu Geſellſchaften zuſammenzuſchließen [Art. 28 
der Verfaſſung!], die polizeiliche Einwirkung aber nicht beſchränkte.) 

Schließlich könnte eingewandt werden, es handele ſich nach der 
Tanzverordnung ja gar nicht um eine Vereinsveranſtallung innerhalb 
des Vereins, die Tanzverordnung erkläre doch ſolche Veranſtaltungen 
ausdrücklich für öffentlich. Was eine Vereinsbetätigung iſt, iſt aber 
nicht nach der Tanzverordnung, ſondern nach dem Vereinsgeſetz zu be— 
ſtimmen. Die Landespolizei kann ſich nicht auf dem Umwege, daß 
ſie beſondere Begriffe aufſtellt, einen Einfluß ſichern, den ihr das 
Bereindgefeg verbietet (vgl. hierzu auch Delius S. 334, 355; 
PrOVG. vom 3. März 1899, 35, 442, vom 19. November 1903 
[DIJgZ3. 1904, 4111). 

Urteil des 1. Strafſenats vom 9. Okt. 1912, S 94/12 (nach Gera). 


26. Polizeiliche Anordnungen im Sinne des § 21 des 
Reichsgeſetzes über den Verkehr von Kraftfahr— 
zeugen vom 3. Mai 1909. — Verliert eine ſolche 
Anordnung ihren allgemeinen Charakter, wenn 
ein einzelner davon befreit wird? (Befreiungsrecht 
der Polizeibehörden). 
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Der Großherzogl. Bezirksdirektor in Eiſenach hat am 21. April 
1911, wie es ihm vom Staatsminiſterium in Weimar aufgegeben 
worden war, die Bahnhofsſtraße in W. (eine Straße für Durchgangs⸗ 
verkehr) für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen aller Art geſperrt. Der 
Rittergutsbeſizer B. hat aber am 27. Mai 1911 vom Staats⸗ 
miniſterium die Erlaubnis erhalten, dieſe Straße unter gewiſſen Be⸗ 
dingungen mit feinen Kraftfahrzeugen zu benutzen. Der Bezirksdirektor, 
an den er ſich zunächſt gewandt hatte, hatte ihm die Erlaubnis ver⸗ 
weigert. Der Angeklagte hat nun die Bahnhofsſtraße am 26. Februar 
1912 mit einem Kraftfahrzeug befahren, er iſt aber von der Anklage, 
dadurch den § 21 des Reichsgeſetzes über den Verkehr mit Kraftfahr⸗ 
zeugen übertreten zu haben, freigeſprochen worden. Schöffengericht 
und Landgericht meinen, durch die Fahrerlaubnis für B. ſei die An⸗ 
ordnung des Bezirksdirektors vom 21. April 1911 ihres allgemein 
verbindlichen Charakters entkleidet und damit nichtig geworden. 

Dieſen Standpunkt bekämpft die Staatsanwaltſchaft in ihrer 
Reviſion mit Recht. | 

Die Anordnung des Bezirksdirektors vom 21. April 1911 iſt 
gültig erlaſſen. Er war auf Grund des § 23 der Bundesratsverord⸗ 
nung vom 3. Februar 1910 zuſtändig, fie zu erlaſſen, nachdem ihn die an 
ſich zuſtändige Landeszentralbehörde damit beauftragt hatte. Die An⸗ 
ordnung bringt auch ihren Zweck genügend zum Ausdruck. Sie iſt 
ihrem Wortlaute nach „auf Grund des § 23 der Verordnung über 
den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Februar 1910“ erlaſſen. 
Daraus und aus ihrem Inhalt iſt nicht zu verkennen, daß ſie die 
Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit des Verkehrs auf der 
Bahnhofsſtraße in W. bezweckt. 

Ohne Rechtsirrtum nimmt weiter das Landgericht an, daß „An⸗ 
ordnungen“ im Sinne des § 21 des Reichsgeſetzes vom 3. Mai 1909 
und des § 23 der Bundesratsverordnung vom 3. Februar 1910 nur 
ſolche find, die für die Allgemeinheit gelten. Die polizeilichen Ver⸗ 
fügungen, die ſich nur an einzelne Perſonen richten und für einen 
konkreten Fall dieſen etwas aufgeben, können nicht mit darunter ver⸗ 
ſtanden werden. Wenn in § 23 der Bundesratsverordnung vom 
3. Februar 1910 von Anordnungen für den einzelnen Fall neben den 
allgemeinen polizeilichen Verordnungen die Rede iſt, ſo ſind damit nur 
Anordnungen gemeint, die ſich wie die allgemeinen polizeilichen Ver⸗ 
ordnungen an die Allgemeinheit (oder doch einen Teil der Allgemein⸗ 
heit) richten, die wie dieſe eine Rechtsnorm aufſtellen. Von den all⸗ 
gemeinen polizeilichen Verordnungen unterſcheiden ſie ſich dadurch, daß 


— 303 — 


ſie nicht auf die Dauer berechnet ſind, ſondern nur für eine beſtimmte 
Gelegenheit (z. B. Manöverzeit, Umbau einer Straße) dienen ſollen. 

Dagegen irrt das Landgericht, wenn es die Anordnung vom 
21. April 1909 durch die Fahrerlaubnis, die B. erteilt worden iſt, 
für aufgehoben hält. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dem Staatsminiſterium (oder 
dem Bezirksdirektor) das Recht zuſteht, jemanden von der allgemeinen 
Anordnung vom 21. April 1911 zu befreien. Mag dies der Fall 
ſein oder nicht, jedenfalls iſt durch die Befreiung B.s die Anordnung 
ſelbſt nicht berührt worden. Denn es hat, wie die Feſtſtellungen des 
Landgerichts ergeben, dem Miniſterium ferngelegen, dadurch die An⸗ 
ordnung ſelbſt aufzuheben. Das geht ſchon aus dem Inhalte des 
Befreiungsbeſcheids hervor, worin es ausdrücklich die Erlaubnis „aus⸗ 
nahmsweiſe“ und „unter Vorbehalt des Widerrufs“ erteilt hat. Ging 
es aber bei der Befreiung davon aus, daß die Anordnung des Be⸗ 
zirksdirektors beſtehen bleiben ſollte, ſo kann nur in Frage kommen, 
ob die Befreiung gültig iſt oder nicht. Keinesfalls iſt aber da⸗ 
durch der Beſtand der Anordnung berührt. Sie verliert durch eine 
zuläſſige Befreiung nicht ihren allgemeinen Charakter. Eine Befreiung 
von allgemeinen polizeilichen Vorſchriften iſt nicht grundſätzlich aus⸗ 
geſchloſſen. Sie iſt jedenfalls zuläſſig, ſoweit ſie in einer Verordnung 
ſelbſt vorgeſehen iſt. Wie weit ſie ſonſt zuläſſſg iſt, iſt ſtreitig (vgl. 
darüber Entſch. d. OTr. vom 23. Januar 1879 in Goltd Arch. 27, 
243; PrOVG. 9, 332, Nr. 49: Urteil vom 30. November 1882; 
Roſin, Polizeiverordnungsrecht (2) 102; Wolff, Die Geſetzgebung 
des Polizeiverordnungsrechts in Preußen (1910) zu § 1 S. 20; 
Seydel, Bayeriſches Staatsrecht (2) 3, 558; Hinſchius, Dis⸗ 
penſation, in v. Stengels Wörterbuch des deutſchen Verwaltungsrechts 
(1890) 1, 278; Oppenhoff⸗Delius, Komm. zum StrGB. (14), 
Vorbem. z. 29. Abſchn. Nr. 38). Eine Befreiungsmöglichkeit ſcheidet 
auch nicht um deswillen aus, weil es ſich in § 23 der Bundesrats⸗ 
verordnung um eine reichsgeſetzlich übertragene Befugnis der Polizei⸗ 
behörden handelt, beſtimmte Anordnungen zu erlaſſen. Da dieſe Bes 
fugnis in § 23 nicht weiter geregelt wird, ſind die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze des Polizeiverordnungsrechts auch für ſie maßgebend. 

St die Befreiung BI ungültig, fo führt das nicht zu den Un⸗ 
zuträglichkeiten, die der Angeklagte geltend gemacht hat. Richtig iſt 
allerdings, daß ſich B., wenn er wegen Uebertretung der Anordnung 
verfolgt würde, auf ſeinen guten Glauben an die Gültigkeit der Be⸗ 
freiung berufen könnte. Das würde ihm aber nur bei der erſten Ver⸗ 
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teidigung helfen, bei weiteren Uebertretungen würde er ſich damit nicht 
mehr wirkſam verteidigen können. Auch ein Gewiſſenskonflikt bei 
den untergeordneten Polizeiorganen iſt nicht zu befürchten. Würde 
das Miniſterium die Befreiung B.8, obwohl ſie rechtlich unzuläſſig 
und nichtig wäre, tatſächlich doch für gültig halten und die unter- 
geordneten Polizeiorgane anweiſen, B. nicht zu verfolgen, ſo wären 
dieſe, da man über die Gültigkeit der Anordnung verſchiedener Meinung 
ſein würde, in jeder Weiſe gerechtfertigt, wenn ſie die Anweiſungen 
ihrer vorgeſetzten Behörde befolgten. 

Es liegt fomit, da im übrigen alle Tatbeſtandsmerkmale feſtgeſtellt 
ſind, eine Uebertretung des Angeklagten gegen eine gültige polizeiliche 
Anordnung im Sinne des § 21 des Reichsgeſetzes vom 3. Mai 1909 
vor. Das Reviſionsgericht hat in Uebereinſtimmung mit dem An⸗ 
trage der Staatsanwaltſchaft die geſetzlich niedrigſte Strafe von 1 M. 
für angemeſſen angeſehen und auf fie nach § 394 StPO. erkannt, 
da es weiterer tatſächlicher Erörterungen nicht bedarf. Denn wenn 
der Angeklagte etwa geglaubt haben ſollte, daß die Anordnung vom 
21. April 1911 durch die bloße Tatſache der Befreiung B.8 aufge 
hoben ſei, ſo wäre dies doch nur ein Rechtsirrtum, der ſeine Be⸗ 
ſtrafung nicht ausſchließen würde. 

Urteil des Ferienſenats vom 17. Auguſt 1912, 8 82/12 (nach 
Eiſenach). 


Bücherbeſprechungen. 


| 63. Verhandlungen des 31. deutſchen Juriſtentags, 
hrsg. vom Schriſtführeramt der ſtändigen Deputation; Gutachten. Bd. 1 u. 2. 
Berlin (J. Guttentag) 1912. 547 ＋ 896 S. 


Die beiden Bände enthalten 14 Fragen der ſtändigen Deputation und 28 Gut⸗ 
achten hinſichtlich dieſer Fragen. | 


Unter welchen Vorausſetzungen kann die rechtliche Gleichſtellung der in Oeſter⸗ 
reich a im Deutſchen Reich errichteten Notariatsurkunden in beiden Reichen erzielt 
werden 

Der preußiſche RAnw. und Notar a. D. Dr. Eugen Joſef antwortet 
Bd. I S. 3— 28, der Beglaubigungszwang ſei hier zu beſeitigen, da die Notariats⸗ 
verfaſſung und das Beurkundungsweſen in beiden Reichen auf weſentlich gleichen 
Grundlagen beruhten, aber deutſche Vollſtreckbarkeit öſterreichiſcher Notariatsurkunden 
und das Umgekehrte nicht zu empfehlen, da die deutſche Zwangsvollſtreckung lediglich 
auf deutſche Urkunden zugeſchnitten ſei. 

Dagegen erklärt der k. k. Notar Dr. Max Reich Bd. 1 S. 112—127 zur 
Durchführung der beregten Gleichſtellung für erforderlich: 

1) gleichartige Einrichtung des Notarſtandes in Wortbildung, Vertrauens⸗ 
würdigkeit der Geſchäftsführung und in der Standesverwaltung, 

2) gleichartige Einrichtung der Notariatsurkunden in den Elementen des In⸗ 
halts und der Form, des Gegenſtandes und der Rechtswirkung in der außer⸗ 
ſtreitigen Rechtspflege, wie auch im Streit⸗ und Vollſtreckungsverfahren, 
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J) eine zwiſchenſtaatliche Vereinbarung, um die doppelte Belaſtung von Rechts⸗ 
geichäft und Urkunde in Form von Stempeln oder ſonſtwie immer Namen habenden 
Abgaben zu verhindern. 


| II. 

Welche der für Privatangeſtellte außerhalb des HGB. geltenden ſozialen Schutz⸗ 
vorſchriften eignen ſich zur Erſtreckung auf alle Privatangeſtellten? 

Dr. Heinz Potthof erklärt dieſe Vorſchriften Bd. I S. 68—111 ſämtlich 
für dazu geeignet. 

RAnw. Dr. Georg Baum will Bd. I S. 138—225 die Schutzvorſchriften 
der RGewO. Tit. VII auf alle erwerbsgeſchäftlichen Arbeitnehmer ausgedehnt 
wiſſen mit Ausnahme ungelernter Landarbeiter, Dienſtboten, Bergarbeiter, Fuhr⸗ 
und Streckenperſonal der Eiſenbahnen und Schiffsmannſchaft auf Seeſchiffen; er 
will ferner die Organiſation der Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte auf das ganze 
Reich und für alle Angeſtellte mit weniger als 5000 M. Gehalt ausgedehnt wiſſen 
und empfiehlt auch die im öſterreichiſchen Handlungsgehilfengeſetz enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen über adminiſtratives Verbot der Gewährung von freier Station, Er⸗ 
holungsurlaub, Anſtellung zur Probe, Räumung der Dienſtwohnung im Todesfall, 
Rechtswirkung unbegründeter friſtloſer Aufhebung des Dienftverhältnifies, Sicherung 
der Dienftlaution, Ausſtellung eines Interimszeugniſſes. 

Prof. Dr. Rudolf Kobatſch (Wien) empfiehlt Bd. I S. 226— 258 eine 
Novelle zum BGB. mit folgendem Inhalt: 

1) ans der RGewO.: Mindeſtalter der Angeſtellten, Mindeſtruhezeit und 
Arbeitspauſen, Schutz des Koalitionsrechts; 

2) aus dem öſterreichiſchen Handelsgehilfengeſetz: Anerkennung der kollektiven 
Arbeitsverträge, Mindeſturlaub, Möglichkeit längerer Kündigungsfriſt für die An⸗ 
gefteiten, beſonderer Schutz beim Konkurs des Arbeitgebers, Schutz der Dienft- 
aution; 

3) aus dem ſchweizeriſchen Obligationenrecht; Recht auf angemeſſene Arbeit, 
Recht auf Vorſchuß nach Maßgabe der geleiſteten Arbeit, Verrechnung des Lohnes 
gegen Lohnſchulden, Erfinderrecht; | 
15 21 aus dem HGB.: Zeit zur Stellenſuche und Beſchränkung der Konkurrenz⸗ 

auſel; 

5) aus dem Wettbewerbsgeſetz: Schutz gegen Beſtechung; 

6) Schutz bei Nebenbeſchäftigung und öffentlichem Mandat, bei Syndizierung. 

Für Oeſterreich empfiehlt Kobatſch, das öſterreichiſche Handelsgehilfengeſetz in 
entſprechender Weiſe auszubauen. | 


III. 


Sind die Grundſätze der Mündlichkeit der Verhandlung und der Unmittel⸗ 
barkeit der Beweisaufnahme zweckmäßig durchgeführt, oder welche Aenderungen 
empfehlen ſich für den Fall einer durchgreifenden Neugeſtaltung des bürgerlichen 
Rechtsſtreits? | | 

Juſtizrat Dr. M. Salinger (Berlin) bejaht nach einer trefflichen Dar⸗ 
ſtellung des jetzigen landgerichtlichen Zivilverfahrens, wie es von den Verfaſſern 
der ZPO. gedacht, und wie es in der Praxis der meiſten deutſchen Länder ſich 
ausgeſtaltet hat, für die Landgerichte die erſte Frage und empfiehlt als weſentlichſtes 
Heilmittel für dieſe ſo unheilvolle Mißgeſtaltung Vermehrung der Zahl der Richter. 
Os GRat Dr. Walter Degen (Dresden) verneint nach einem, wie es 
ſcheint, vollſtändigen Bericht über die unendliche Menge der einſchlagenden Schriften 
mit gründlichſter Erwägung die erſte Frage und ſchlägt vor, mündliche Verhandlung 
ſowie unmittelbare Beweisaufnahme dann und ſo weit auszuſchließen, wenn und 
ſoweit beide Parteien und das Gericht dies wollen. 


IV. 5 
Empfiehlt ſich eine Aenderung des im Deutſchen Reich und in Oeſterreich gel⸗ 
tenden Rechtes betreffend die aus Anlaß einer Grundſtücksveräußerung ſtattfindende 
5 einer durch Hypothek geſicherten Forderung durch den Grundſtücks⸗ 
erwerber 
Prof. Dr. Moritz Wellſpacher (Wien) verneint Bd. I S. 366 —408 
Blätter für Rechtspflege LIX. N. F. XXXIX. 20 
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die Frage für das Deutſche Reich und bejaht ſie für Oeſterreich; und für dieſes em⸗ 
pfiehlt er, den Uebergang der perſönlichen Schuld unmittelbar an den Erwerb des 
Grundſtücks zu knüpfen, aber Gläubiger wie Erwerber Widerſpruch gegen den Schuld⸗ 
übergang einzuräumen. N 

Juſtizrat Dr. Oberneck (Berlin) ſchlägt bagegen Bd. II ©. 395—441 vor, 
zu beſtimmen, daß der Erwerber an Stelle des bisherigen Schuldners in deſſen 
Schuld eintrete, wenn die Hypothek trotz ihrer Kündbarkeit oder Säligteit länger 
als 1 Jahr von dem Zeitpunkt der Fälligkeit an gerechnet ſtehen geblieben ſei. 

Prof. Dr. Litten will $ 416 BGB. dahin abändern: 

„Der Erwerber eines Grundſtücks, der durch Vertrag mit dem Veräußerer 
eine für deſſen Schuld an dem Grundſtücke beſtehende Hypothek übernimmt, tritt 
mit ſeiner Eintragung im Grundbuche auch als perſönlicher Schuldner an die Stelle 
des Veräußerers, wenn nicht der Gläubiger binnen 1 Monats ſeit der Zuſtellun 
der in Abſatz 2 beſtimmten Benachrichtigung Widerſpruch erhebt; der Widerſpru 
iſt dem Grundbuchamt ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers zu er⸗ 
klären. Der Gläubiger kann ſchon vor Abſchluß des Vertrages zwiſchen Veräußerer 
und Erwerber auf ſein Widerſpruchsrecht verzichten; der Verzicht erfolgt durch 
öffentlich beglaubigte Erklärung gegenüber dem Veräußerer.“ 

„Iſt der Erwerber als Eigentümer im Grundbuch eingetragen, ſo hat das 
Grundbuchamt den als Gläubiger Eingetragenen im Wege der Zuſtellung zu be⸗ 
nachrichtigen. Benennt der Veräußerer einen anderen als Gläubiger, ſo hat das 
Grundbuchamt dieſen zu benachrichtigen. Der Veräußerer iſt dem Gläubiger gegen⸗ 
über verpflichtet, ihn dem Grundbuchamt zu benennen, wenn der Gläubiger nicht 
im Grundbuch eingetragen iſt. Erlangt der Veräußerer vor Ablauf der einmona⸗ 
tigen Friſt von einem Uebergang der Forderung Kenntnis, ſo iſt er dem neuen 
Gläubiger gegenüber verpflichtet, ihn dem Grundbuchamte zu benennen; das Grund⸗ 
buchamt hat alsdann den neuen Gläubiger zu benachrichtigen. Das Grundbuchamt 
hat auch den Gläubiger zu benachrichtigen, der ihm vor Ablauf der einmonatigen 
Friſt vom Uebergang der Forderung Mitteilung gemacht hat.“ 

„Die Benachrichtigung muß den Inhalt des S 416 Abſ. 1 Satz 1 und des 
§ 418 enthalten. Die Benachrichtigung unterbleibt, wenn dem Grundbuchamt die 
in Abſatz 1 Satz 2 bezeichnete Verzichtserklärung oder ein gemäß $ 414 geſchloſſener 
und öffentlich beglaubigter Vertrag eingereicht wird.“ 

„Widerſpricht der Gläubiger dem Schuldnerwechſel, ſo iſt im Zweifel der Er⸗ 
werber dem Veräußerer gegenüber verpflichtet, den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen.“ 

„Die Vorſchrift des 8 415 findet keine Anwendung; die Vorſchrift des $ 414 
findet mit der Maßgabe Anwendung, daß die Schuldübernahme der öffentlichen 
Beglaubigung bedarf und erſt mit der Einreichung des Vertrages beim Grundbuch⸗ 
amt wirkſam wird.“ Das Grundbuchamt hat den Veräußerer und den Erwerber 
von dem Zeitpunkt der gemäß Abſatz 2 erfolgten Darſtellung und von einer recht⸗ 
zeitigen Widerſpruchserklärung des Gläubigers, den Veräußerer von einer gemäß 
Abſatz 5 wirkſamen Schuldübernahme zu benachrichtigen.“ 

Der Unterzeichnete ſtimmt hinſichtlich des reichsdeutſchen Rechts in eerſter 
Linie mit Wellſpacher, in zweiter mit Oberneck. 


V. 
Empfehlen ſich geſetzliche Maßnahmen in bezug auf die Sicherungsübereignung? 
OL GRat Dr. Salinger (Breslau) will Bd. I S. 409— 501 die Sicherungs⸗ 
übereignung verboten und ein Regiſterpfandrecht an Sachgeſamtheiten eingeführt wiſſen. 


VI. 


Welche Grundſätze des deutſchen Aktienrechts werden bei einer Kodiftzierung 
des öſterreichiſchen Aktienrechts zu e fein? : 
rof. Dr. Karl Lehmann empfiehlt Bd. I S. 502—547 zu den Vor⸗ 
ſchriften des annoch in Oeſterreich geltenden AD HG. aus dem HGB. außer ver⸗ 
ſchiedenen Einzelheiten hinüberzunehmen Unterſchiedsloſigkeit von Handels⸗ und 
anderen Aktiengeſellſchaften, die Grundſätze über Gründung einer Aktiengeſellſchaſt, 
Erhöhung und Herabſetzung des Aktienkapitals, Nichtigkeit einer Aktiengeſellſchaft, 
mögliche Verhandlungsgegenſtände in Generalverſammlungen, Erzwingung der Ein⸗ 
lagen ſowie Auflöſung einer Aktiengeſellſchaft. 
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Prof. Dr. C. S. Grünhut erachtet Bd. II S. 1—28 dafür, daß die 
SS 208, 214, 222 Abſ. 3, 229, 230, 237— 243, 245, 257, 259, 265, 266 Abf. 1, 
286, 287, 290, 209 Abſ. 2, 308—312, 316—319 HGB. dem öſterreichiſchen Recht 
einzufügen ſind. 

VIIa. 

Empfiehlt ſich eine Fortbildung des geltenden Schadenerſatzrechtes durch be⸗ 
ſondere gefetzliche Beſtimmungen über die Haftung für Schäden, die verurſacht 
werden durch die Verwendung von Luftſchiffen und Flugmaſchinen? 

of. Dr. Hans Sperl wünſcht Bd. II S. 62—97, es möge wenigſtens 


in abſehbarer Zeit beſtimmt werden, daß nach Schuldigen Eigentümer, Unternehmer 


und Leiter als Geſamtſchuldner haften, nd es möchten dann für die Luftſchiffahrt 
über europäiſche Länder die Luftſchiffer in Zwangsberufsgenoſſenſchaften eines all⸗ 
gemeinen Verbandes vereinigt werden. 

Juſtizrat Dr. Niemeyer erachtet Bd. II S. 29—61 zurzeit geſetzliche 
Beſtimmungen nicht für erforderlich, hält jedenfalls die Beſtimmung für genügend, 
daß der Luftfahrzeughalter hafte, falls er nicht ſeine und ſeiner Leute Schuldloſigkeit 
beweiſt, und will für den Fall etwaiger geſetzlicher Zufallshaftung des Luftfahrzeug⸗ 
halters dieſem die Einrede vorbehalten, daß der Unfall durch ein unabwendbares 
äußeres Ereignis oder durch eigenes Verſchulden des Verletzten verurſacht ward. 


VI b. 

Empfiehlt ſich eine Fortbildung des geltenden Schadenerſatzrechts durch be⸗ 
ſondere geſetzliche Beſtimmungen über die Haftung für Schäden, die durch Errichtung, 
Beſtand und Betrieb elektriſcher Stromanlagen und 118 verurſacht werden ? 

Kammergerichtsrat Dr. Pape ſowie Prof. Dr. Arnold Krasny bejahen 
Bd. II S. 366— 394 und S. 516— 571 die Frage. 


VIII. 


Sind für die Zwecke der Beleihung von Erbbaurechten durch Hypothekenbanken 
und andere Kreditinſtitute die Beſtimmungen des geltenden Rechts ausreichend oder 
1 — und in welchem Sinne — eine Ergänzung dieſer Beſtimmungen ge⸗ 

oten 
Reg Aſſ. Dr. Stubben ſchlägt Bd. II S. 98— 123 Zuſätze vor zu 88 94, 
Tue‘ 1012 ff. BGB., 58 10“ und 52 ZwVG., $ 12 HGB., 5 60 Verſ.⸗ 
ufſicht G. 

Privatdozent Dr. Karl Pribram will Bd. II S. 174—199 den Kredit⸗ 
inſtituten, nicht aber den Vormundſchaſten geſtatten, Erbbaurechte innerhalb der erſten 
Wertgrenze zu beleihen, vorzeitiges Erlöſchen des Erbbaurechts und willkürliche Er⸗ 
höhung des Bodenzinſes durch zwingende Geſetze hindern und die Erbbaugebände 
der Erbbauhypothek unterwerfen. 


La. 


Die Sicherungsmaßnahmen nach dem „Entwurf zu einem deutſchen und öſter⸗ 
reichiſchen“ Strafgeſetzbuch. 

Gefängnisdirektor Dr. med. Pollitz zu Düſſeldorf billigt Bd. II S. 126— 173 
beide Entwürfe völlig hinſichtlich der geiſteskranken Verbrecher, der Ausweiſung von 
Ausländern und der Aufenthaltsbeſchränkungen, im weſentlichen hinſichtlich der 
geitig Minderwertigen, der Trinker und der Jugendlichen, wenig aber hinſichtlich der 
rbeitsſcheuen und Liederlichen. 

Prof. Dr. Alexander Löffler zu Wien führt Bd. II S. 766— 804 aus: 
Die Sicherungsmaßnahmen ſeien grundſätzlich und in ihrer Ausführung von den 
Strafen völlig zu unterſcheiden; ſie ſeien durch das ſtaatliche Intereſſe an Aufrecht⸗ 
erhaltung eines vollen Maßes individueller bürgerlicher Freiheit zu begrenzen; ins⸗ 
nn müſſe man daher die Fürforgeerziehungsanftalten nach reinen Er⸗ 
ziehungsgrundſätzen leiten und auch über Rückfällige und Unverbeſſerliche nur 
Strafen verhängen, die ſich innerhalb der Grenzen hielten, welche durch die Be⸗ 
dürfniſſe der Generalprävention und den ſtets zu wiederholenden Verſuch einer 
Individualpräpention gegeben ſeien. a: 

Der Unterzeichnete ſtimmt Löffler völlig zu, ſetzt dabei indes voraus, daß 
Strafen und Sicherungsmaßregeln von denſelben Gerichten verfügt werden. 
20 * 


— 308 — 


IXb. 


Die Beſſerungs⸗ und Sicherungsmaßregeln nach dem Vorentwurf zu einem 
deutſchen StGB. | | 

Prof. Dr. A. Köhler zu München äußert Bd. II S. 234 —313 ſich dahin: 
Die Beſſerungs⸗ und Sicherungsmaßregeln ſeien noch ſchärfer von den Strafen zu 
ſcheiden, insbeſondere ſei nicht an Stelle einer verwirkten beſtimmten Strafe 
eine Sicherungsmaßregel von zeitlich nicht genau beſtimmter Dauer zu verhäugen; 
es müſſe das bisherige Arbeitshaus nur als Hauptſtrafe beibehalten und da⸗ 
neben eine Arbeitserziehungsanſtalt eingeführt werden; das Wirtshausverbot habe 
geringen Wert, deſto größeren aber Trinkerheilanſtalt und Verwahrungsanſtalt 
für geiſtig defekte Verbrecher; Freiheitsbeſchränkung und noch mehr Schutzanſſicht 
und Einziehung ſeien weiter zu erſtrecken; das Recht der Jugendlichen ſei genauer 
zu ordnen; Friedensbürgſchaft ſei wünſchenswert. 


X 


Was kann geſchehen, um bei der Ausbildung vor oder nach Abſchluß des 
Univerſitätsſtudiums das Verſtändnis des Juriſten für pfychologiſche, wirtſchaftliche 
und ſoziologiſche Fragen in erhöhtem Maße zu fördern? 

Prof. Dr. Eugen Ehrlich zu Czernowitz antwortet Bd. II S. 200—220: 
„Es ſollen bei allen juriſtiſchen Fakultäten Lehrſtühle für Volks⸗ und Privatwirtſchaft, 
Statiſtik, Soziologie und Sozialpſychologie beſtehen, Vorleſungen und Uebungen 
über pſychologiſche Fragen juriſtiſchen Intereſſes gefördert und Seminare für „leben⸗ 
des Recht eingerichtet werden“. 

OL GRat Prof. Dr. Gerland zu Jena führt Bd. II S. 804 —896 aus: 
Reale Ausbildung ſei nur ſo weit zu erſtreben, als ſie zur tatbeſtandmäßigen Be⸗ 
handlung des Einzelfalles notwendig ſei; pfychologiſche und ſozialökonomiſche Aus⸗ 
bildung ſei erforderlich, aber weder techniſche noch naturwiſſenſchaftliche oder praltiſch⸗ 
wirtſchaftliche; die Vorleſungen hätten den Zuſammenhang der Norm mit den 
normierten Lebens verhältniſſen zu berückſichtigen; jeder juriſtiſche Beamte folle bei 
einem Anwalt und bei einer Verwaltungsbehörde 6 Monate tätig geweſen ſein und 
jeder Richter feine ſelbſtändige Tätigkeit bei einem Amtsgericht beginnen; das Uni⸗ 
verſitätsſtudium ſoll 4 Jahre dauern. 


XI. 


Empfiehlt es ſich, das im Deutſchen Reiche und in Oeſterreich geltende Recht 
der GmbH. zu vereinheitlichen, und welche Sonderbeſtimmungen des öſterreichiſchen 
Geſetzes vom 6. März 1906 würden ſich vorzugsweiſe zur Aufnahme in das ein⸗ 
heitliche Recht eignen? 

Reichsgerichtsrat Dr. Neukamp bejaht Bd. II S. 221— 233 die Frage und 
empfiehlt vom öſterreichiſchen Geſetz die Vorſchriften über Notwendigkeit des Auf⸗ 
ſichtsrates und des Protokollbuches, die Möglichkeit, eine GmbH. ohne Liquidation 
aufzulöſen, die Rechte eines Geſellſchafters auf Abſchriften und Einſicht, die Be⸗ 
ſchränkung feiner Anfechtungsbefugniſſe, die Vereinheitlichung mehrerer Anteile 
einer Hand, die Kontrollbefugniſſe von Minderheiten, die Möglichkeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in einen Anteil durch Gerichtsbeſchluß. 

OL GPräſident Dr. Auguſt Ritter von Pitreich, Exz., verneint Bd. II 
S. 314— 333 die Frage wegen der mannigfachen Verſchiedenheit, welche die beiden 
Geſetze auch in ihren Grundlagen haben. 


XII. 

Iſt die Todesſtrafe im künftigen deutſchen und öſterreichiſchen Strafgeſetzbuch 
beizubehalten? 

Die Frage wird von Prof. Dr. Aug uſt Finger zu Halle Bd. II S. 334—365 
bejaht, von Prof. Dr. M. Liepmann zu Kiel Bd. II S. 572— 765 mit Aus⸗ 
nahmen für Revolutionen, Kriegsrecht und koloniale Verhältniſſe verneint. 
Finger gründet ſich darauf, daß die Todesſtrafe regelmäßig ſehr gut abſchreckend 
wirke und daß die Sorge für das Gemeinwohl ſie trotz Beweisbedenkens ſcheußlichen 
Verbrechern gegenüber nicht weniger rechtfertige, als geringere Strafübel geringeren 
Verbrechen gegenüber. Liepmann gründet ſich darauf, daß die Todesſtrafe inhuman 
und nicht abſchreckend ſei, daß nach abgeſchaffter Todesſtrafe die Zahl der todes⸗ 
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würdigen Verbrecher nirgends zugenommen, vielfach ſogar abgenommen hätte und 
daß Juſtizirrtümer häufig und bei der in Mordfällen regelmäßig ganz außerordent⸗ 
lichen Aufregung der Zeugen ganz beſonders häufig ſeien. Gegen den aus der 
Statistik gegen die Todesſtrafe hergenommenen Grund macht Finger überzeugend 
geltend, wie viele Umſtände wirtſchaftlicher, ſozialer oder politiſcher Art mitzuwirken 
1 um eine beſtimmte Gattung von Verbrechen mehr oder wenig häufig zu 
machen. 
Beide Schriftſteller bieten eine Menge für die Frage erheblichen Stoff dar, 

=> Schrifttum, Geſetzgebung, Geſchichte und Statiſtik. Dies gilt insbeſondere von 

iepmann. 

Hannover. W. Ch. Francke. 


64. Landsberg, Ernſt, Geſchichte der deutſchen Rechts- 
wiſſenſchaft. Dritte Abteilung, zweiter Halbband. Fortſetzung zu 
der Geſchichte der deutſchen Rechtswiſſenſchaft, erſte und zweite 
Abteilung von R. Stintzing. München und Berlin (R. Oldenbourg) 1910. 

1880 veröffentlichte Roderich Stintzing im Auftrage der Hiſtoriſchen Kom⸗ 
miſſion bei der Königl. Bayriſchen Akademie der Wiſſenſchaften „auf Veranlaſſung 
und mit Unterſtützung Sr. Majeſtät des Königs von Bayern Maximilian II.“ die 
erſte Abteilung ſeiner „Geſchichte der deutſchen Rechtswiſſenſchaft“. Sie führte von 
Eike von Repgow und Heinrich von Kirchberg bis zu den Epigonen und den 
Vorboten in der erſten Hälfte des 17. Jahrhunderts, alſo bis zum Jahre 1650. 
Das Werk zeichnet das Beſtreben aus, einmal die treibenden Kräfte der Bewegung, 
das Allgemeine und Höhere, das die Einzelheiten verbindet, herauszuheben, dabei 
aber auch den biograpbiſchen Teilen die gebührende Sorgfalt zu widmen. Schon 
damals erwähnte Stintzing im Vorwort dankend die Dienſte, die ihm der Refe⸗ 
geleiſe Bi Landsberg, fein Schüler, bei der mühevollen Herſtellung der Regiſter 
geleiſtet hatte. 

Am 13. September 1883 machte ein Unglücksfall zu Oberſtdorf in Bayern 
R. von Stintzings Leben ein Ende. Aus ſeinem Nachlaſſe gab Ernſt Landsberg 
1884 die zweite Abteilung heraus, die Geſchichte der deutſchen Rechtswiſſenſchaft in 
der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts, jedoch ohne die naturrechtliche Entwicklung. 
Die Hiſtoriſche Kommiſſion der Akademie der Wiſſenſchaften mußte dem Bande noch 
vorausſchicken, daß ihre Bemühungen, eine würdige Vollendung des bedeutenden 
Werkes herbeizuführen, bisher leider erfolglos geweſen ſeien; doch hoffe ſie, demnächſt 
einen hervorragenden Gelehrten für die Fortſetzung der Arbeit zu gewinnen. Dieſer 
Gelehrte wurde in Ernſt Landsberg gefunden. 1898 veröffentlichte er von der dritten 
Abteilung den erſten Halbband (einen Band Text und einen Band Noten und Ex⸗ 
kurſe). Er begann mit dem Naturrecht und den poſitivrechtlichen Erſcheinungen des 
17. Jahrhunderts, deren Berfaffer erſt nach 1700 geſtorben find, und bot im weſent⸗ 
lichen eine Geſchichte der deutſchen Rechtswiſſenſchaft im Zeitalter des Naturrechts. 
Er ſetzte mit Hugo Grotius ein und brach da ab, wo der naturrechtliche Einfluß 
auf die höchſte Stufe gelangt war, jenſeits deren der jähe Umſchwung und Abfall 
bevorſtand. Er führte bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts: das Zivilrecht bis 
an die Schwelle der hiſtoriſchen Schule, das Strafrecht bis zum Beginn der ſpeku⸗ 
a en Richtung und das Staatsrecht bis an das Ende des alten deut⸗ 

en Reichs 


Den Schluß hat dann Ende 1910 der zweite Halbband (wieder getrennt in 
Text und Noten) gebracht. Er beginnt mit Guſtav Hugo, dem Begründer der 
neueren Rechtswiſſenſchaft, ſoweit ihr hiſtoriſche, d. h. empiriſche Auffaſſung und Be⸗ 
handlung eigentümlich iſt, und führt bis zum neuen Reiche und der durch ſeine 
Geſetzgebung bedingten Epoche der Rechtswiſſenſchaft, aber nicht darüber hinaus. 
Alle Sonderzweige, wie das Immaterialgüterrecht, die erſt nach 1870 ſich entwickeln, 
ſind ausgeſchloſſen; Staatsrecht, Strafrecht und Prozeß ſind mit rund 1870 abge⸗ 
ſchloſſen. Außerhalb dieſer ſachlich abgegrenzten Gebiete, alſo namentlich für die 
Hauptmaſſe des bürgerlichen Rechts, iſt perſönlich, nach biographiſchem Zuſammen⸗ 
hang verfahren. Berüdfichtigt find die Gelehrten, die mit bedeutſamen Werken bis 
1870 ſchon hervorgetreten ſind; Gelehrte, die erſt ſpäter zu eingreifender wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Wirkſamkeit gelangt ſind, finden nur gelegentlich Erwähnung. Ein 
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Unterſchied zwiſchen Toten und Lebenden iſt erfreulicherweiſe nicht gemacht; denn 
Männer wie Unger oder E. J. Becker ſind für die Geſchichtsentwicklung der 
Zeit auch vor 1870 unentbehrlich. Doch hat ſich Landsberg „durch keinen, weder 
perſönlichen noch ſachlichen Zuſammenhang über das Jahr 1900 hinauslocken laſſen. 
Das neue Jahrhundert und das neue bürgerliche Recht (ſowie was zu deſſen un⸗ 
mittelbarer Vorbereitung gehört) gelten mir als verbotenes Gebiet.“ | 

In der Darftellung hat Landsberg namentlich darin die Anlage des Werkes 
geändert, daß er in den beiden Textbänden den äußeren Lebenslauf der Schrift⸗ 
ſteller zurücktreten läßt. Nur die hervorragendſten Juriſten erhalten eine eigentliche 
Biographie. Sonſt wird ſie nur mitgeteilt, ſoweit ihre Kenntnis zum Verſtändnis 
der wiſſenſchaftlichen Entwicklung oder des wiſſenſchaſtlichen Einfluſſes einer Per⸗ 
ſönlichkeit nolwendig iſt. Alle übrigen Daten zur Lebensgeſchichte, das bibliographiſche 
Material und die Zitate ſind in die Notenbände verwieſen. Dieſe Beilagebände 
bringen aber auch ſachliche Ergänzungen: genauere Angaben über Dinge, die dort 
nur geſtreift werden konnten; eine Aufzählung der Juriſten oder Schriften, die dort 
An en konnten, aber doch eine Erwähnung beanſpruchen dürfen, wie z. B. 

uguſt o n. 

Durch dieſe Vereinigung der wiſſenſchaftlichen Elemente mit biographiſchen, 
durch die Herausarbeitung einer ſo glanzvollen Fortentwicklung, wie ſie die Ge⸗ 
ſchichte der deutſchen Rechtswiſſenſchaft darſtellt, und nicht zum wenigſten durch die 
Kunſt der Darſtellung hat Landsberg ein Werk von höchſtem wiſſenſchaftlichen Werte 
und zugleich ein Leſebuch für jeden Juriſten und überhaupt jeden, der geſchichtliches 
Intereſſe hat, geſchaffen. 8 | 

Landsberg ift ein Meiſter der Wiſſenſchaft und ein Künſtler. Kunſt übt er 
in der Zeichnung der Perſönlichkeiten. Er ſchildert die Gelehrten, ihre Leiſtungen 
für die Wiſſenſchaft, und die Menſchen, die Perſönlichkeiten. Mit einem Wort: er 
ſtellt ſie vor uns hin, daß wir ſie deutlich zu ſchauen und in ihrem Weſen zu 
kennen glauben. 

Wie ſtellt er z. B. in der Schilderung Savig nys (S. 186—253) den Mann 
voll Hoheit und Anmut vor uns hin! „Als Grundzug von Savignys Erſcheinung 
wird man den Sinn für Würde und Beſonnenheit bezeichnen dürfen. Savigny iſt 
unter ſonſt günſtigen äußeren Verhältniſſen ohne Eltern noch Geſchwiſter heran⸗ 
gewachſen. Die fröhliche Kinderſtube fehlte ihm lebenslänglich. Jede ſpielende Leichtig⸗ 
keit iſt ihm fremd; er kennt nur wiſſenſchaftliche Ruhe und Schlichtheit einerſeits 
oder hohes Pathos, bittere Ironie andererſeis; nicht die Zwiſchenſtufen freundlich 
zuſtimmender oder humoriſtiſch abwehrender Behaglichkeit. So tritt er uns ſtets 
mit ſtrenger Gemeſſenheit ſachlich gerecht, aber menſchlich kühl gegenüber. Was ihn 
anregt und enthuſiasmiert, ſind immer nur abſtrakte Güter, die Methode, die 
Wiſſenſchaft, die Moral, die Kultur. Er gibt ſich keiner extremen Meinung ganz 
hin, ſondern liebt es, in allen Dingen die mittlere, das jeder Anſicht innewohnende 
Wahrheitselement zu ſuchen, es ſei denn, daß es ſich um ſeiner Natur abſolut wider⸗ 
ſtrebende Erſcheinungen, wie Unaufrichtigkeit oder ſelbſtbewußte Seichtheit, handelt.“ 
Dieſe Weſensgrundzüge des „ganz Großen“, gegen den jüngſt Kantorowicz vergeb⸗ 
lich angekämpft („Was iſt uns Savigny?“), weiſt L. dann anſchaulich im einzelnen 
nach. Für L. bleibt Savigny „der große Ziviliſt und Juriſt, deſſen Forſchung und 
Lehre im Brennpunkt der geſamten neueren empiriſch⸗geſchichtlichen Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft und Rechtserkenntnis ſteht“ (S. 253). Wie ein Blitz eine Landſchaft erhellt, 
ſo wirkt es auf uns, wenn Landsberg (S. 250) Hugos bitteren Starrſinn und 
Thibauts Unbefangenheit gegenüberſtellt: „Hugos eiſernes Pflichtbewußtſein mochte 
gerade in der Ueberwindung aller transzendenten Gelüſte ſeine Befriedigung finden; 
nur ſo konnte ihm das große Werk gelingen, das er vollbracht hat und für das 
ihm Savigny ſo lebhafte Anerkennung zollt. Aber er war darüber hart geworden, 
verknöchert, hyperkritiſch, einſeitig und ſelbſtgerecht, wie ein echter Säulenheiliger, 
und das nahm Savigny mit tiefer Betrübnis wahr, es war ihm ein unexrträg⸗ 
lich trauriger Anblick. Erſt recht aber vermochte Savigny nicht zu begreifen, wie 
Thibaut gleichzeitig ſeine ganze erfolgreiche Lebensarbeit dem poſitiven römiſchen 
und gemeinen Recht widmen mochte, während er doch die Schwächen des dar⸗ 
auf beruhenden deutſchen Rechtszuſtandes ſo ſchonungslos kennzeichnete und die 
der romaniſtiſchen Rechtswiſſenſchaft heute noch möglichen Leiſtungen fo gering 


einſchätzte.“ 
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Dieſe Charakteriſierungskunſt Landsbergs können wir hier leider nur an 
einigen aufs Geratewohl An ed Beiſpielen zeigen. La band nennt er 
den geiſtigen Teſtamentsvollſtrecker Gerbers für das Staatsrecht des Deutſchen 
Reiches. Labands umfaſſendes und grundlegendes Werk „Das Staatsrecht des 
Deutſchen Reiches“ ſteht in unmittelbarer hiſtoriſcher und dogmatiſcher Kontinuität 
mit Waitz und mit Gerber. Es verweiſt in ſeiner unerreichten juriſtiſchen Klar⸗ 
heit und konſtruktiven Eleganz ebenſo auf Gerber zurück, wie analog Labands ältere 
Leiſtung aus dem Gebiete der deutſchen Rechtsgeſchichte auf Gerbers deutſches 
Privatrecht. In ſeiner le Vollſtändigkeit, ſtofflichen Reichhaltigkeit und 
ofttiven Anwendbarkeit iſt freilich Labands Staatsrecht über Gerbers Grundzüge 
ee wie der Eichbaum über die Eichel, wie das neue Deutſche Reich 
über die Staats⸗ und Bundesverhältniſſe, von denen Gerber ausgegangen iſt.“ 

Oder nehmen wir als letzten Mommſen (S. 866—8 79). Seine ganze 


| Größe kennzeichnet ſchon die einleitende Bemerkung: „Theodor Mommſen erſcheint 


in dieſem Zuſammenhange Ir ſehr als der für die Hebung und Rettung der römischen 
Rechtswiſſenſchaft deutſcher Nation unentbehrliche und eben rechtzeitig ſich einſtellende 
Mann, daß es ſchwer fällt, ihn hier einzuführen, ohne in teleologiſch providentielle 
Redewendungen Hegelſcher oder Stahlſcher Schulart zu verfallen. Indeſſen würden 
uns ſchon die Anſprüche, die Philologie und Geſchichtsſchreibung auf denſelben Ge⸗ 
lehrten erheben dürfen, alsbald belehren, welcher überſtiegenen Anmaßung wir uns 
dadurch ſchuldig machen würden. Einem umfaſſenden Genius wie Mommſen, der 
neben der Jurisprudenz jene beiden Wiſſenſchaften mit allen ihren Hilfswiſſen⸗ 
ſchaften bis ins kleinſte beherrſcht und bis ins größte überblickt hat, der eine jede 
dieſer drei Wiſſenſchaften durch die Vermählung mit den andern wieder wechſel⸗ 
ſeitig befruchtet hat und der damit ſchließlich die höchſte Kunſt nachſchaffender Ge⸗ 
ſchichtsſchreibung verbunden hat, ihm vermögen wir im Rahmen dieſer ausſchließlich 
juriſtiſchen Erörterung, überhaupt nicht voll gerecht zu werden.“ In der Schilderung 
von Mommſens Stellung zur Rechtswiſſenſchaft heißt es: „Wie ein Ihering im 
römiſchen oder ein Gerber im deutſchen Privatrecht, ſo nimmt Mommſen im Maße 
ſeiner genial geſteigerten Anſchauungskraft, getragen und hingeriſſen von ſeinem 
„koloſſalen Geiſteskraftſtrom“ (Bekker) für die Gebiete der Politik, des Staatsrechts 
und des Strafrechts die Befugnis in Anſpruch, die vom Altertum in den Stoff 
hineingelegten, nur zum Teil dem Altertum ſelbſt bewußt gewordenen Rechtsgedanken 
ſeinerſeits ſelbſtändig aus dem Stoffe heraus⸗ und durchzudenken. Hat er einer⸗ 
ſeits als Juriſt von der Philologie die Stoffbehandlungsmethode erlernt, die er ſelbſt 
kennzeichnet als „die rückſichtslos ehrliche, im großen wie im kleinen vor keiner 
Mühe ſcheuende, keinem Zweifel ausbiegende, keine Lücke der Ueberlieferung oder 
des eigenen Wiſſens übertünchende, immer ſich ſelbſt und anderen Recheuſchaft legende 
Wahrheitsforſchung“; hat er deshalb namentlich die „gründliche Kenntnis und den 
ſorgfältigen Gebrauch des kritiſchen Handwerkszeugs“ als „Baſe jeder bleibenden 
Leiſtung“ mit einer Meiſterſchaft ſich angeeignet, wie kein deutſcher Juriſt vor ihm; 
ſo iſt dem doch andererſeits gegenüberzuſtellen, daß die Denkmethode, mittels deren 
Mommſen den gehäuften und kritiſch geſichteten Stoff meiſtert und zum organiſchen 
Ganzen formt, die juriſtiſche iſt“. Zunächſt unterſucht L. die Leiſtungen Mommſens 
für die Bereitſtellung des romaniſtiſchen Ouellen materials: epigraphiſch, chronologiſch, 
numismatiſch, textkritiſch, lexikographiſch, Mommſens unerſchöpfliche Leiſtungen als 
Kritiker, Herausgeber und Kommentator römiſcher Texte. Dann würdigt er Momm⸗ 
ſens große Schöpfungen aus eigener darſtellender Produktion: die römiſche Ge⸗ 
ſchichte, deren erſte drei Bände 1854 — 1856 erſchienen, „das geniale Frühwerk 
Mommſenſcher Altertumskunde, Mommſenſchen politiſchen Verſtändniſſes, Momm⸗ 
ſenſcher Charakterkenntnis und Darſtellungsgabe, das vollgültig und eigenartig in 
ſeiner gehaltenen Subjektivität dem Objektivismus Rankes, in ſeiner realpolitiſchen 
Auffaſſung dem Idealismus von Curtius zur Seite getreten iſt“; weiter das römiſche 
Staatsrecht, Mommſens Meiſterwerk, und endlich das römiſche Strafrecht, den 
würdigen Abſchluß von Mommſens juriſtiſcher Lebenstätigkeit. Zuſammenfaſſend 
ſchließt Landsberg: „So verdankt die Romaniſtik Mommſen das geſamte handlich 
erſchloſſene und kritiſch geſichtete Quellenmaterial; die politiſche Geſchichte, den 
ſtaatsrechtlichen Hauptbau und den ſtrafrechtlichen Seitenbau; für das Ziviliſtiſche 
einige, für das Rechtsgeſchichtliche zahlreiche und bedeutſame Einzelbeiträge; und 
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ein dauerndes Beiſpiel, dem ganz nachzufolgen allerdings nur eine ähnliche Verbindung 
von Ueberbegabung und Ueberfleiß geſtatten würde.“ 

Die ganze, gewaltige Arbeitsleiſtung von ungefähr 25 Jahren beendet Lands⸗ 
berg in ruhiger Sachlichkeit: „Mit Goldſchmidt und Glaſer, Gneiſt und 
Schulze hat die hiſtoriſche Rechtswiſſenſchaſt jüngerer Richtung endlich auch die 
Gebiete des Handelsrechts, des Strafprozeſſes, des Verwaltungsrechts und des 
territorialen Staatsrechts erobert; und namentlich hat ſie dem öffentlichen Recht, 
dem modernen Staatsleben gerecht zu werden begonnen. Sie hat zugleich geogra⸗ 
phiſch und ſtofflich über den urſprünglich beſchränkt römiſch⸗deutſchen Quellenkreis 
der hiſtoriſchen Schule hinaus gelernt, ſich der Rechtsgeſchichte aller älteren euro⸗ 
päiſchen Kulturvölker zu ihren Zwecken zu bedienen, und iſt dazu übergegangen, ihre 
Forſchungen mit Ihering und Leiſt auf gemeinſam gräfo-italifches oder gar 
ariſches Recht, mit Ficker, Maurer und Brunner auf alle Glieder der germaniſchen 
Völkerfamilie zu erſtrecken, nicht ohne dadurch eine noch weitergehende, frei rechts⸗ 
vergleichende Richtung einzuleiten. Sie iſt mit Mommſen und feiner Schule in 
romaniſtiſchen Dingen, mit Maurer, Brunner und ihren Nachfolgern in germa⸗ 
niſtiſchen Dingen dazu gelangt, die Rechtsgeſchichte um ihrer ſelbſt willen zu be⸗ 
handeln, auch ohne Rückſicht auf unmittelbare dogmatiſche Verwertbarkeit. Und ſie hat 
ſich doch auch nicht mehr gegen poſitiviſtiſch⸗utilitariſche noch gegen rechtsphiloſophiſche 
Anregungen und Seitenſtrömungen verſchloſſen, hat dieſe vielmehr gerne in 
aufgenommen, ſoweit ſie ſich neben der hiſtoriſchen Schule ſelbſtändig behauptet 
hatten. Sie hat endlich die umfaſſende Kodifikation des deutſchen Privatrechts, die 
unmittelbar bevorſtand, vom gemeinrechtlichen wie vom territorialrechtlichen Boden 
aus gründlich vorbereitet. So ſehen wir die jüngere hiſtoriſche Richtung ſchließlich 
wohl um das Ende dieſer Zeit als die einzig wiſſenſchaftlich herrſchende vor uns. 
Sehr viel weiter reicht ſogar ihre Herrſchaft, als ihrer Zeit die der älteren hiſto⸗ 
riſchen Schule gereicht hatte, freilich auf Grund nunmehr weit weniger ausge⸗ 
prägter Eigenart. 

Faſſen wir aber die ältere hiſtoriſche Schule und die jüngere hiſtoriſche Rich⸗ 
tung zuſammen, ſo ergibt ſich unleugbar der Hiſtorismus als die leitende Anſchauung 
in der Rechtswiſſenſchaft des 19. Jahrhunderts. | 
Ueber dieſen Hiſtorismus mag man ſachlich und in letzer Linie ganz ver⸗ 
ſchieden urteilen, je nachdem man an ihm feſthält oder ſtatt ſeiner einer rein 
poſitiviſtiſchen oder einer allgemein anthropologiſch⸗rechtsvergleichenden oder nament⸗ 
lich auch einer teleologiſch⸗philoſophiſchen Grundauffaſſung den Vorzug gibt. Im 
Hinblick auf das wiſſenſchaftsgeſchichtliche Ergebnis aber wird man es ihm jeden⸗ 
falls zubilligen müſſen, daß er um die Förderung der Jurisprudenz ſich die her⸗ 
vorragendſten Verdienſte erworben hat. Er hat eine reiche Menge von einzelnen 
Forſchungsergebniſſen gezeitigt. Er hat ferner ein bedeutendes Maß von allgemeiner 
Rechts⸗ und Staatseinſicht erſchloſſen. Er hat aber namentlich eine wiſſenſchaftliche 
Grundſtimmung zu ſchaffen verſtanden, die ihresgleichen ſucht in der ganzen, jetzt 
faſt ſiebenhundertjährigen Geſchichte der deutſchen Rechtswiſſenſchaſt. Dieſer iſt 
dadurch eine Fülle hervorragender Forſcher und Denker zugeführt worden, die, von 
Hugo bis auf Gneiſt, zu den leitenden Geiſtern der deutſchen Wiſſenſchaft über⸗ 
haupt gehören und vielfach auch auf unſeren Rechtsunterricht und auf unſere Rechts⸗ 
ſprechung, auf den Gang unſerer Staats⸗ und Rechtsentwicklung ſowie mehrfach 
auf das Ausland maßgebend und förderlich hinübergewirkt haben.“ N 

Stintzing⸗Landsbergs Geſchichte der deutſchen Rechtswiſſenſchaft hat keinen 
Konkurrenten. Sie mußte geſchrieben werden. Und, ſo wie dieſes Werk daſteht, 
wird es auch ſo bald keinen Konkurrenten bekommen. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Entſcheidungen 


in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grund⸗ 
buchrechts. 


Zuſammengeſtellt im Reichsjuſtizamt ). 


Unzuläſſigkeit eines Ordnungsſtrafverfahrens zur Löſchung der Firma einer 

noch im Beſitz ungeteilten Geſellſchaftsvermögens befindlichen Kommandit⸗ 

geſellſchaft, deren Gewerbebetrieb auf den Umfang eines Kleingewerbes 
geſunken iſt. 


SS 131, 156, 157, 8 161 Abſ. 2 HGB. 
Kammergericht Berlin, 4. November 1910. — Bd. 11 S. 42. 


Die Handelskammer hat bei dem Regiſtergerichte beantragt, die Firma 
der Kommanditgeſellſchaft „H., photographiſche Kunſt⸗ und Verlagsanſtalt M. 
und Gen.“ wegen Einſtellung des Betriebs im Handelsregiſter zu löſchen. 
Das Amtsgericht hat durch Verfügung vom 4. Januar 1910 dem perſönlich 
haftenden Geſellſchafter M. aufgegeben, binnen zwei Wochen zur Vermeidung 
einer Ordnungsſtrafe von 10 Mark das Erlöſchen der Firma zur Eintragung 
in das Handelsregiſter anzumelden oder die Unterlaſſung der Anmeldung 
mittels Einſpruchs zu rechtfertigen. M. hat rechtzeitig Einſpruch erhoben, der 
jedoch nach der Abhaltung eines Erörterungstermins verworfen worden iſt. 
Zugleich hat das Regiſtergericht gegen M. die angedrohte Ordnungsſtrafe feſt⸗ 
geſetzt und ſeine frühere Aufforderung zur Anmeldung des Erlöſchens der Firma 
unter Androhung einer Ordnungsſtrafe von 20 Mark wiederholt. Es hat 
ausgeführt, daß der Umfang des Unternehmens nur ein ganz geringfügiger ſei 
und deshalb das Geſchäft nicht als ein kaufmänniſches angeſehen werden könne. 

Der hiergegen von M. rechtzeitig eingelegten ſofortigen Beſchwerde hat 
das Landgericht ſtattgegeben mit dem Hinweiſe darauf, daß die Vorausſetzungen 
für Einleitung des Ordnungsſtrafverfahrens zur Herbeiführung der Firmen⸗ 
löſchung aus § 132 oder § 141 FG. nicht gegeben ſeien. 

Gegen den landgerichtlichen Beſchluß hat die Handelskammer rechtzeitig 
die ſofortige weitere Beſchwerde eingelegt und geltend gemacht, daß der Ge⸗ 
werbebetrieb der Geſellſchaft nicht über den Umfang des Kleingewerbes hinaus⸗ 
gehe und deshalb ein Handelsgewerbe im Sinne des §S 1 HGB. nicht mehr 
vorliege. Zum Fortbeſtehen einer Kommanditgeſellſchaft und zur Weiterführung 
der Firma ſei aber erforderlich, daß dieſe ein Vollhandelsgewerbe betreibe. 


1) Es werden zu jeder Entſcheidung Band und Seite der Ausgabe der Buch⸗ 
handlung von Puttkammer und Mühlbrecht in Berlin, nach welcher meiſtens die 
Entſcheidungen angezogen werden, beibemerkt. 

Blätter f. Rechtspfl. LIX. N. F. XXXIX. Freiw. Gerichtsbark. 1 
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Das a hat der ſofortigen weiteren Beſchwerde den Erfolg 
verſagt. In den Gründen wird ausgeführt: 

Daß die Kommanditgeſellſchaft H. bei ihrer Einrichtung ein Handels⸗ 
gewerbe betrieben hat, das als Vollgewerbe anzuſprechen war, und daß ſie 
deshalb gemäß dem Artikel 272 Nr. 5 und den Artikeln 150, 151 des 
damals maßgeblichen Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs eintragungs⸗ 
pflichtig war, wird von keiner Seite, auch nicht von der Handelskammer, in 
Zweifel gezogen. Es kommt deshalb lediglich darauf an, ob die Löſchung ihrer 
Firma gegenwärtig geboten iſt, weil Verhältniſſe eingetreten ſind, die ihr die 
Weiterführung der Firma nicht mehr geſtatten. Dies iſt nach den Feſtſtellungen 
des Landgerichts, die gemäß $ 27 FG. und § 561 ZPO. für das Gericht 
der weiteren Beſchwerde bindend ſind, zu verneinen. Die Handelskammer iſt 
zwar der Anſicht, daß die Kommanditgeſellſchaft des Rechtes zur Weiterführung 
der Firma dadurch verluſtig gegangen ſei, daß ihr Gewerbebetrieb auf den 
Umfang des Kleingewerbes herabgeſunken ſei. Dem iſt jedoch nicht beizupflichten. 
Allerdings hat der entſcheidende Senat noch heute in einer Handelsregiſterſache 
ausgeſprochen, daß ein Einzelkaufmann zur Weiterführnng feiner bisherigen 
Firma nicht mehr berechtigt und demgemäß zur Anmeldung des Erlöſchens der 
Firma verpflichtet ſei, wenn er aufgehört habe, Vollkaufmann zu ſein und 
ſein Geſchäft dauernd die Geſtalt eines kleingewerblichen Betriebs angenommen 
habe. Für Kommanditgeſellſchaften — und ebenſo für offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaften — hat aber das Geſetz die Frage des Erlöſchens der Firma anders 
als bei Einzelkaufleuten geregelt. Nach dem § 131, dem § 161 Abi. 2 
und den SS 156, 157 HGB. findet die Geſellſchaft ſelbſt mit ihrer Auflöſung 
noch nicht ihren Untergang. Die Auflöſung beendet nur ihre produktive Tätig⸗ 
keit, der Perſonenverband hingegen und die Selbſtändigkeit des Geſellſchafts⸗ 
vermögens bleiben, wie bisher, beſtehen. Die Geſellſchaft gilt alſo bis zur 
gänzlichen Abwicklung der Geſchäfte und Aufteilung des gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögens als fortbeſtehend und behält bis zur Löſung ſämtlicher geſellſchaftlicher 
Rechisbeziehungen, die der Regel nach im Wege der Liquidation zu erfolgen 
hat ($ 145 HGB.) ihre bisherige Firma. Erſt nach der Abwicklung ſämt⸗ 
licher Geſchäfte, insbeſondere nach der Liquidation, iſt das Erlöſchen der Firma 
zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden ($ 157 Abſ. 1 HGB, 
KGJ. 22, 6). Daraus folgt, daß die Geſellſchaft zur Beibehaltung ihrer 
Firma berechtigt und verpflichtet iſt, ſolange noch ungeteiltes Vermögen der 
Geſellſchaft vorhanden iſt. Die Löſchung der Firma kann deshalb nicht er⸗ 
folgen, auch wenn ſie nach allgemeinen Grundſätzen, z. B. wegen Aufgabe des 
Geſchäfts, wegen dauernden Herabſinkens des Betriebs auf den Umfang des 
Kleingewerbes, wegen dauernden Nichtgebrauchs, als erloſchen im Sinne des 
§ 31 Abſ. 2 HGB. angeſehen werden müßte (Ritter, Handelsgeſetzbuch, S. 204, 
Anm. 1 zu § 157). Unter dieſen Umſtänden kann es dahingeſtellt bleiben, 
ob die Kommanditgeſellſchaft H. ihr Geſchäft nur noch im Umfang eines Klein⸗ 
gewerbes betreibt. Denn wenn es auch nach § 4 Abſ. 2 HGB. zum Weſen 
einer Kommanditgefellſchaft gehört, daß ihr Geſchäft den Anforderungen eines 
Vollhandelsgewerbes genügt, ſo kann das Herabſinken des Betriebs auf den 
Umfang des Kleingewerbes doch nur der Auflöſung der Geſellſchaft gleich; 
geachtet werden. Da die Auflöſung aber noch nicht das Erlöſchen der Firma 
zur Folge hat und da die Geſellſchaft nach der Feſtſtellung des Landgerichts 
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jetzt noch ihr Gewerbe, wenn vielleicht auch nur in geringem Umfange, bes 
treibt, alſo unzweifelhaft ungeteiltes Geſellſchaftsvermögen beſitzt, ſo darf die 
Löschung der Firma nicht erfolgen, mögen auch die Geſchäfte der Geſellſchaft 
gegenwärtig den Umfang des Handwerks oder des Kleingewerbes nicht über: 


ſteigen. Hiernach iſt die weitere ee der Handelskammer als unbe⸗ 
gründet zurückzuweiſen. 


Pflicht des Grundbuchamts, einer einſtweiligen Verfügung des Prozeß⸗ 
gerichts auf deſſen Erſuchen ohne Prüfung ſeiner ſachlichen Berechtigung 
zu entſprechen. 

85 39, 60 GBO. 


Oberlandesgericht Hamburg, 4. Juli 1910. — Bd. 11 S. 48. 


Der Grundeigentümer L. hatte für eine Darlehnsſchuld von 30 000 M. 
eine Hypothek in dieſer Höhe für R. eintragen laſſen, auch die Aushändigung 
des Hypothekenbriefs an R. beſtimmt. R. trat hiervon 10 000 M. an den 
einen der beiden jetzigen Beſchwerdeführer K. und 15000 M. an den anderen 
Beſchwerdeführer G. ab, beſtimmte auch, daß die Teilhypothekenbriefe an K. 
und G. auszuhändigen ſeien. L. widerrief darauf ſeine Beſtimmung, er habe 
keine Valuta erhalten. Beim Landgericht erwirkte er eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung dahin, daß das Grundbuchamt erſucht werde, bis auf weiteres die 
Auslieferung des Hypothekenbrießz von 30000 M. weder an R. noch an 
deſſen Zeſſionar vorzunehmen, auch von Erteilung von Teilhypothekenbriefen 
über dieſe Hypothek von 30000 M. bis auf weiteres Abſtand zu nehmen. 
In Befolgung dieſer einſtweiligen Verfügung beſchloß das Grundbuchamt, 
dem Antrag auf Herſtellung der Teilhypothekenbriefe und auf deren Aushändigung 
an K. und G. vorläufig nicht ſtattzugeben. 

Das Landgericht wies die hiergegen von K. und G. eingelegte Be⸗ 
ſchwerde ab, da die Frage, ob nach $ 60 GBO. der Widerruf des Grund⸗ 


eigentümers wirkſam ſei, höchſt zweifelhaft ſei. Bis dieſe Frage vom höchſten 


Gericht entſchieden ſei, erſcheine es zweckmäßig, den Hypothekenbrief und die 
etwa davon zu bildenden Teilbriefe zurückzubehalten und die Beteiligten auf 
den Prozeßweg zu verweiſen. 

Auch der weiteren Beſchwerde hat das Oberlandesgericht Hamburg aus 
folgenden Gründen den Erfolg verſagt: 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Begründung des landgerichtlichen 
Beſchluſſes zutreffend iſt. Jedenfalls iſt die einſtweilige Verfügung des Land⸗ 
gerichts verbindlich für das Grundbuchamt, und dieſes hat mit Recht auf Grund 
der einſtweiligen Verfügung ſeinen Beſchluß erlaſſen. 

Soweit Handlungen des Grundbuchamts tatſächliche oder rechtliche Ein⸗ 
wirkungen auf die materiellen Rechtsverhältniſſe der Beteiligten ausüben, 
muß das ordentliche Gericht zum Erlaß einſtweiliger Verfügungen mit Ver⸗ 
bindlichkeit für das Grundbuchamt befugt ſein. Die materiellen Rechtsver⸗ 
hältniſſe der Beteiligten ſind der Kognition des Grundbuchsamts vollſtändig 
entzogen, ſie unterliegen ausſchließlich der Kognition der ordentlichen Gerichte. 
Wenn nun eine formale Handlung des Grundbuchamts tatſächlich oder recht⸗ 
lich die materiellen Rechte eines Beteiligten in der Weiſe bedroht, daß zum 
Schutze dieſer Rechte eine einſtweilige Verfügung des ordentlichen Gerichts 
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angezeigt ift, dann fehlt es an jedem Grunde, der einſtweiligen Verfügung 
ihre Wirkung dadurch zu verſagen, daß das Grundbuchamt, obwohl es ſelbſt 
keinerlei Kognition über die zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe hat, nicht 
verpflichtet ſein ſoll, der einſtweiligen Verſügung des zuſtändigen Gerichts zu 
folgen. Andernfalls würden inſoweit die ſchutzbedürftigen und ſonſt ſchutz⸗ 
berechtigten materiellen Intereſſen nur gerade dem Grundbuchamte gegenüber 
ſchutzlos ſein. Das kann nicht die Abſicht des Geſetzes ſein, wenn es auch 
an einer ausdrücklichen allgemeinen Beſtimmung hierüber fehlt. Spezielle 
geſetzliche Vorſchriften über einzelne Fälle von einſtweiligen Verfügungen, wo 
dieſe ausdrücklich als maßgeblich anerkannt werden, finden ſich in den 88 25, 
39, 42 GBO. und im § 941 3PO. Dieſe Einzelvorſchriften find als 
Ausflüſſe des allgemeinen Grundſatzes anzuſehen, wonach das Grundbuchamt 
durch einſtweilige Verfügungen des ordentlichen Gerichts gebunden iſt, eines 
Grundſatzes, der im Intereſſe materieller Gerechtigkeit ſelbſtverſtändlich und 
praktiſch notwendig iſt. Dabei iſt es, ſolange die einſtweilige Verfügung des 
zuſtändigen Gerichts in Kraft beſteht, nicht Sache des Grundbuchamts, die 
einſtweilige Verfügung daraufhin zu prüfen, ob ſie ſachlich gerechtfertigt üt 
oder nicht. Solche Prüfung muß daher auch im gegenwärtigen Beſchwerde⸗ 
verfahren abgelehnt werden. 


Eintragung der Pfändung einer Eigentümergrundſchuld auf Antrag des 
Pfändungspfandgläubigers vor der Erledigung eines früher eingegangenen 
Antrags des Grundeigentümers auf Löſchung der Eigentümergrundſchuld; 
Mangel eines Beſchwerderechts des nacheingetragenen Hypothekengläubigers 
gegen die Eintragung. 
88 18, 54, 71 G80. 


Kammergericht Berlin, 1. September 1910. — Bd. 11 S. 50. 


Im Grundbuche von L. Bd. 6 Artikel 292 ſteht in Abt. III unter 
Nr. 2 eine Sicherungshypothek von 36000 M. für den Kaufmann K. 
und unter Nr. 5 eine Sicherungshypothek von 39 051 M. für den preußi⸗ 
ſchen Forſtfiskus eingetragen. 

Auf einen am 8. Juni 1910 beim Grundbuchamt eingegangenen An⸗ 
trag hin iſt am 16. Juni 1910 bei der Sicherungshypothek unter Nr. 2 
eingetragen worden, daß dieſe Hypothek, ſoweit ſie Eigentümergrundſchuld 
geworden, für die Summe von 15000 M. nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit 
1. März 1908 für den Holzhändler J. gepfändet und ihm zur Einziehung 
überwieſen worden ſei. 

Der eingetragene Gläubiger der Sicherungshypothek unter Nr. 2 hatte 
zu notariellem Protokolle vom 13. April 1909 deren Löſchung bewilligt. 
Am 3. Juni 1910 ging dieſe Löſchungsbewilligung bei dem Grundbuchrichter 
ein, nachdem ſchon am 1. Juni 1910 ein vom 19. Februar 1910 datierter 
beglaubigter Löſchungsantrag des Grundeigentümers bei den Grundakten ein⸗ 
gegangen war. Das Grundbuchamt eröffnete darauf dem Eigentümer, daß 
die oben erwähnte Pfändung der Hypothek für J. eingetragen worden 
ſei. Es fragte an, ob er mit einer teilweiſen Löſchung der Hypothek, 
bei welcher der gepfändete Betrag beſtehen bleiben würde, einverſtanden 
ſei. Falls er bis zum 25. Juni nicht anderweitige Anträge ſtelle, werde 


zu 


fein Einverſtändnis angenommen. Wegen der Löſchung des Reſtbetrags 
von 19 202,05 M. wurde dem Grundeigentümer eine Friſt bis zum 
15. Juli geſtellt, in der er die Löſchungsbewilligung des Pfändungsgläubigers 
beizubringen habe. ö 

Da der Eigentümer keine Anträge ſtellte, löſchte das Grundbuchamt am 
27. Juni 1910 die Poſt Nr. 2 zu einem Teilbetrage. 


Am 1. Juli 1910 erhob der Königliche Oberförſter H. im Namen des 
preußiſchen Forſtfiskus Beſchwerde gegen die zugunſten des J. bewirkte Ein⸗ 
tragung und beantragte einen Widerſpruch gegen die Richtigkeit dieſer Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch einzutragen. Das Grundbuchamt habe inſofern 
gegen geſetzliche Vorſchriften verſtoßen, als es den früher eingegangenen 
Löſchungsantrag des Eigentümers früher habe erledigen ſollen als den Antrag 
des J. Der Fiskus als nachſtehender Gläubiger ſei dadurch geſchädigt, daß 
die Hypothek nicht in weiterem Umfange gelöſcht ſei, da er nun nicht ent⸗ 
ſprechend im Range aufrücke. 

Das Landgericht erachtet ein Beſchwerderecht des Forſtfiskus als gegeben, 
weil er an der Beſeitigung der angefochtenen Verfügung ein rechtliches Intereſſe 
habe, verneint aber, daß das Grundbuch unrichtig geworden ſei, da der Gläubiger 
das für ihn eingetragene Pfandrecht tatſächlich erworben habe. 


Auch der weiteren Beſchwerde des Fiskus hat das Kammergericht den Erfolg 
verſagt. In den Gründen wird ausgeführt: 

Die weitere Beſchwerde muß ſchon aus dem Grunde zurückgewieſen 
werden, weil im Gegenſatze zu der Auffaſſung des Landgerichts die Beſchwerde⸗ 
befugnis des Forſtfiskus zu verneinen iſt. Die Beſchwerde in Grundbuchſachen 
ſteht jedem zu, deſſen Recht durch eine Entſcheidung des Grundbuchamts betroffen 
wird und der an der Beſeitigung der Entſcheidung ein rechtliches Intereſſe 
hat (KGJ. 33, 305). Die Beſchwerde richtet ſich dagegen, daß die Pfändung 
des J. eingetragen worden iſt oder, was im Ergebniſſe gleich bleibt, daß 
dem Löſchungsantrage des Grundeigentümers hinſichtlich der Hypothek unter 
Nr. 2 nicht ohne Zwiſchenverfügung entſprochen worden iſt. Nach beiden 
Richtungen hin iſt ein Recht des Forſtfiskus durch die Entſcheidung des Grund⸗ 
buchamts nicht verletzt. Er iſt nur nacheingetragener Gläubiger. Es iſt zwar 
richtig, daß ſich ſein Rang verbeſſert, wenn vorſtehende Grundpfandpoſten ge⸗ 
löſcht werden. Aber ein Recht auf dieſes Vorrücken hat der nacheingetragene 
Gläubiger nicht. Gerade weil er ein ſolches Recht nicht hat und dem Grund⸗ 
eigentümer die Beſugnis gewahrt bleiben ſollte, über die freiwerdenden Stellen 
wieder zu verfügen, iſt das Inſtitut der Eigentümerhypothek geſchaffen und 
vom Bürgerlichen Geſetzbuche weiter als in irgendeinem der bisherigen Rechte 
durchgeführt worden. Selbſt wenn der Grundeigentümer ſchon den Antrag 
auf Löſchung der Hypothek geſtellt hat, kann er ihn noch zurücknehmen oder 
einfchränfen, ohne daß einer der nacheingetragenen Gläubiger ihn daran zu 
hindern vermag. Der Ausnahmefall des $ 1179 BGB. kommt hier nicht 
in Betracht, denn er ſetzt voraus, daß für einen nachſtehenden Gläubiger der 
Anſpruch auf Löſchung der künftigen Eigentümerhhypothek rechtsgeſchäftlich aus⸗ 
bedungen iſt. 

Demnach war die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen. 
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Unzuläffigfeit der Erhöhung der Ablöſungsſumme einer Rentenſchuld, auch 
wenn nachſtehende Berechtigte nicht vorhanden ſind. 


ss 1199 bis 1203 BGB., § 92 Abſ. 3 ZyſtG. 
Kammergericht Berlin, 19. September 1910. — Bd. 11 S. 51. 


Im Grundbuche von B. Bd. 63 Bl. 1873 ſteht in Abt. III unter 
Nr. 18 eine mit 96000 M. ablösbare Rentenſchuld von 8000 M. für 
die verwitwete Frau E. eingetragen. Der Grundſtückseigentümer hat in einer 
notariellen Urkunde vom 7. Juni 1910 die Ablöſungsſumme der Renten⸗ 
ſchuld auf 200 000 M. erhöht und die Eintragung der Erhöhung bewilligt 
und beantragt. Das Grundbuchamt lehnte den Antrag mit der Begründung 
ab, daß eine Erhöhung der Ablöſungsſumme einer Rentenſchuld unzuläſſig ſei. 
Das Landgericht wies die dagegen eingelegte Beſchwerde zurück. 

Auch das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde den Erfolg aus 
folgenden Gründen verſagt. 

Nach $ 1199 Abſ. 1 BGB. iſt eine Rentenſchuld eine Grundſchuld, die in der 
Weiſe beſtellt wird, daß in regelmäßig wiederkehrenden Terminen eine beſtimmte 
Geldſumme aus dem Grundſtücke zu zahlen iſt. Nach $ 1200 Abſ. 1 BGB. 
finden auf die einzelnen Leiſtungen die für Hypothekenzinſen, auf die nach 
§ 1199 Abſ. 2 BGB. zu beſtimmende Ablöſungsſumme die für ein Grund⸗ 
ſchuldkapital geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Auf Grund 
des § 1200 Abſ. 1 wird zwar angenommen, daß auch der § 1119 Abf. 1 
BGB. auf die einzelnen Rentenſchuldleiſtungen in der Weiſe anwendbar ſei, 
daß die Rente ohne Zuſtimmung der gleich⸗ und nachſtehenden Berechtigten 
auf einen dem Zinsſatze von fünf vom Hundert der Ablöſungsſumme ent⸗ 
ſprechenden Betrag erhöht werden dürfe. Aber für die Ablöſungsſumme fehlt 
eine Vorſchrift über die Zuläſſigkeit ihrer Erhöhung. Weder die Beſtimmungen 
über die Hypothek noch die über Grundſchuld enthalten eine Vorſchrift, durch 
die die Erhöhung des Hypotheken⸗ oder Grundſchuldkapitals erlaubt würde, ſo 
daß es hier unerheblich iſt, welche Beſtimmungen auf Grund des § 1200 
Abſ. 1 BGB. auf die Ablöſungsſummen anwendbar ſind, und auch die die 
Rentenſchuld behandelnden 88 1199 bis 1203 BGB. haben die Erhöhung 
der Ablöſungsſumme nicht zum Gegenſtande. Eine ſolche Erhöhung wäre 
daher nur dann zuläſſig, wenn ſie ſich aus dem Weſen der Ablöſungsſumme 
rechtfertigen ließe. Dies iſt jedoch nicht der Fall. 

Nach § 1199 Abſ. 1 BGB. haftet das Grundſtück dinglich für die 
Rente. Denn das Weſen der Rentenſchuld beſteht nach dieſer Vorſchrift darin, 
daß eine beſtimmte Geldſumme in regelmäßig wiederkehrenden Terminen „aus 
dem Grundſtücke“ zu zahlen iſt. Nach S 1199 Abſ. 2 muß allerdings bei 
der Beſtellung der Rentenſchuld der Betrag beſtimmt werden, durch deſſen 
Zahlung die Rentenſchuld abgelöſt werden kann. Rente und Ablöſungsſumme 
ſtehen aber nicht im Verhältniſſe von Zinſen und Kapital zueinander; die 
Beſtimmung der Ablöſungsſumme unterliegt vielmehr der freien Vereinbarung 
(Protokolle 3, 782). Trotzdem kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Höhe 
der dinglichen Belaſtung durch die Ablöſungsſumme beſtimmt wird. Dafür 
ſpricht zunächſt der Umſtand, daß es anderenfalls an jedem Maßſtabe für 
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die Feſtſtellung der Höhe der Belaftung fehlen würde. In dem Betrage der 
einzelnen Rente kann dieſer Maßſtab unmöglich erblickt werden, da das Grund⸗ 
ſtück nicht für die einzelne Rente, ſondern für ſämtliche Renten bis zum 
Erlöſchen der Rentenſchuld haftet. Das Geſetz hätte alſo Beſtimmungen 
darüber treffen müſſen, in welcher Weiſe die Rente zu kapitaliſieren ſei, um die 
Höhe der Belaſtung feſtzuſtellen. Solche Beſtimmungen ſind gerade dadurch 
erübrigt worden, daß das Geſetz die Vereinbarung einer Ablöſungsſumme 
verlangt (Crome, BGB. 3, 804). Dazu kommt, daß die Vorſchrift des 
§ 1199 Abſ. 2 Satz 2 BGB., wonach die Ablöſungsſumme im Grundbuch 
anzugeben iſt, keinen Zweck hätte, wenn nicht durch die Höhe der Ablöſungs⸗ 
ſumme die dinglichen Rechtsverhältniſſe der Rentenſchuld beeinflußt würden. 
Ferner laſſen der §S 1200 Abſ. 1 BGB., wonach auf die Ablöſungsſumme 
die für ein Grundſchuldkapital geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung 
finden, und der $ 1200 Abſ. 2 BGB., wonach die Zahlung der Ablöſungs⸗ 
ſumme an den Gläubiger die gleiche Wirkung wie die Zahlung des Kapitals 
einer Grundſchuld hat, erkennen, daß die Ablöſungsſumme die Höhe der Be⸗ 
laſtung der Rentenſchuld ebenſo beſtimmt wie das Kapital einer Grundſchuld die 
Höhe der Belaſtung der Grundſchuld. Sodann find auch der $ 1201 Abſ. 2 und 
der $ 1202 Abſ. 3 BGB. von erheblicher Bedeutung. Das Recht zur Ab⸗ 
löſung der Rentenſchuld ſteht regelmäßig nur dem Eigentümer zu ($ 1201 
Abſ. 1). Der Gläubiger iſt jedoch im Falle der Gefährdung der Sicherheit 
der Rentenſchuld durch eine Verſchlechterung das Grundſtücks gemäß § 1133 
Satz 2 BGB. berechtigt, die Zahlung der Ablöſungsſumme „aus dem Grund⸗ 
ſtück“ zu verlangen ($ 1201 Abſ. 2), und das gleiche Recht hat er, wenn 
der Eigentümer gekündigt hat, nach dem Ablaufe der Kündigungsfriſt. Das 
Grundſtück haftet in dieſen beiden Fällen alſo dinglich unmittelbar für die 
Ablöſungsſumme. Auch der § 1203 BGB., der die Umwandlung einer 
Rentenſchuld in eine gewöhnliche Grundſchuld geſtattet, läßt die Bedeutung 
der Ablöſungsſumme für die Höhe der Belaſtung erkennen. Denn mag man 
der Anſicht ſein, daß der Kapitalsbetrag der Grundſchuld die Ablöſungsſumme 
der Rentenſchuld nicht überſteigen dürfe (Protokolle 3, 783), oder mag man 
annehmen, daß das Grundſchuldkapital nur in der Höhe der Ablöſungsſumme 
angeſetzt werden dürfe, in jedem Falle iſt die Ablöſungsſumme der für die 
Höhe der dinglichen Belaſtung maßgebende Betrag. Das Gleiche ergibt ſich 
endlich auch aus § 92 Abſ. 3 Zrft®. Denn nach dieſer Vorschrift beſtimmt 
ſich, wenn eine Rentenſchuld durch den Zuſchlag erliſcht, weil ſie nicht im 
e Gebote ſteht, der Betrag der Erſatzleiſtung durch die Ablöſungs⸗ 
umme. 

Sit nach alledem die Ablöſungsſumme für die Höhe der dinglichen Bes 
laſtung des Grundſtücks mit einer Rentenſchuld maßgebend, ſo iſt ihre Er⸗ 
höhung auch dann unzuläſſig, wenn nachſtehende Berechtigte nicht vorhanden 
ſind. Denn eine Erweiterung der dinglichen Belaſtung iſt, abgeſehen von 
§ 1119 BGB., nicht vom Geſetze geſtattet. Von einer Berichtigung iſt 
keine Rede, weil das dingliche Recht erſt durch Eintragung entſteht. Aus 
dieſen Gründen rechtfertigt ſich die Entſcheidung. 
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Zuläffigfeit der Umwandlung einer Arreſthypothek in eine Zwangshypothek. 

Vorausſetzungen einer ſolchen Umwandlung; Erfordernis einer erneuten 

Erklärung des Gläubigers über die Verteilung des Betrags der Forderung 

auf die einzelnen bisher mit der Arreſthypothek belaſteten Grundſtücke. 

§ 866, $ 867 Abſ. 1, § 932 3PO., § 873 Abſ. 1, SS 877, 1186, 
1190 BGB., 88 19, 29 EBD, 


Kammergericht Berlin, 26. September 1910. — Bd. 11 S. 54. 


Die verehelichte Regine S. iſt eingetragene Eigentümerin der Grundſtücke 
E. Bd. 76 Bl. 3712 und Bd. 58 Bl. 2887. Gegen ſie hat der Kauf⸗ 
mann A. einen Arreſtbefehl vom 2. März 1910 erwirkt, durch den wegen 
eines Warenſchuldanſpruchs von 4891 M. 49 Pf. nebſt fünf vom Hundert 
Zinſen der dingliche Arreſt in Höhe von 5000 M. in das Vermögen der Schuldnerin 
angeordnet worden iſt. Insbeſondere iſt die Eintragung je einer Sicherungs⸗ 
hypothek bis zum Höchſtbetrage von 2500 M. auf den Blättern der ge⸗ 
nannten beiden Grundſtücke angeordnet. Weiter iſt in dem Befehle beſtimmt, 
daß durch Hinterlegung von 5000 M. die Vollziehung des Arreſtes gehemmt 
und die Schuldnerin zu dem Antrag auf Aufhebung des vollzogenen Arreſtes 
berechtigt werde. 


Die Sicherungshypotheken find dem Arreſtbefehl entſprechend am 9. März 
1910 in das Grundbuch in Abt. III unter Nr. 4 und Nr. 5 eingetragen 
worden. 


Unter dem 10. Juni 1910 überreichte der Gläubiger dem Grundbuch⸗ 
amt eine mit Rechtskraftzeugnis und Vollſtreckungsklauſel verſehene Ausfertigung 
eines Urteils vom 23. März 1910, nach deſſen Formel die Frau S. zur 
Zahlung von 4891 M. 49 Pf. nebſt den Zinſen verurteilt iſt, mit dem 
Antrage, die aus dem Arreſt eingetragenen Sicherungshypotheken als nunmehr 
auf Grund des Urteils eingetragen umzuſchreiben. Unter Einrechnung der 
bis zum 10. Februar 1910 berechneten Zinſen von zufammen 57 M. 27 Pf. be⸗ 
antragte er „alles halbierend“, jede Eintragung auf 2474 M. 38 Pf. nebſt 
fünf vom Hundert Zinſen von 2445 M. 57 Pf. ſeit dem 10. Februar 1910 
umzuſchreiben. 


Das Grundbuchamt wies den Antrag mit ſolgender Begründung zurück: 
Ob die Umſchreibung der Arreſthypothek in eine Zwangshypothek aus § 866 
3PO. zuläſſig ſei, könne dahingeſtellt bleiben. Es ſtänden aber folgende 
Bedenken entgegen: Die Verteilungserklärung müſſe öffentlich beglaubigt ſein; 
wegen der überſchießenden Beträge ſei Löſchungsantrag und Löſchungsbewilligung 
der Eigentümerin beizubringen. 

Die Beſchwerde des Gläubigers wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. 
Das erſte Bedenken des Grundbuchamts verwirft das Beſchwerdegericht, da 
mit dem Reichsgericht (RG3Z. 71, 312) eine Beglaubigung der Verteilungs⸗ 
erklärung für entbehrlich zu erachten ſei. Das zweite Bedenken läßt das 
Landgericht unentſchieden, weil der Umſchreibungsantrag von vornherein un⸗ 
zuläſſig ſei. Arreſt⸗ und Zwangshypothek ſtänden einander vollkommen gleich. 
Der Gläubiger erreiche mit der Zwangshypothek aus § 866 ZPO. nichts 
anderes als mit der Arreſthypothek. Die beantragte Umſchreibung ſei mithin 
ganz zwecklos und dem Grundbuchrichter könne nicht zugemutet werden, zweck⸗ 
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loſe Eintragungen im Grundbuche vorzunehmen. Wolle man aber die Um⸗ 
ſchreibung zulaſſen, ſo bedürfe es mindeſtens der rechtsförmlichen Einwilligung 
der Grundeigentümerin, ſoſern man nicht gemäß § 1180 BGB. die Einigung 
des Gläubigers und des Eigentümers für erſorderlich halte, in welchem Falle 
beide Erklärungen der Form des §8 29 GBO. bedürfen würden. Werde 
die Arreſthypothek dem Antrage des Gläubigers gemäß beſeitigt, ſo erwerbe 
die Grundeigentümerin die Sicherungshypothek. Ohne ihre Zuziehung dürfe 
daher nicht in ihr Recht auf Erwerb der Eigentümerhypothek eingegriffen werden. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Grundbuchamt zurückverwieſen: 

Das Landgericht iſt der Anſicht, daß die von dem Beſchwerdeführer ver⸗ 
langte Umſchreibung der Arreſthypotheken in ſogenannte Zwangshypotheken, 
d. h. Sicherungshypotheken gemäß § 866 Abſ. 1 ZPO. zwecklos fei, weil 
beide Hypotheken Sicherungshypotheken und einander gleich ſeien. Dieſe An⸗ 
ſicht iſt unzutreffend. Sowohl auf dem Gebiete des formellen Rechtes wie 
auch auf dem des materiellen Rechtes beſtehen zwiſchen einer Arreſthypothek 
und einer Zwangshypothek weſentliche Unterſchiede. Der Arreſtſchuldner iſt 
nach den Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung in der Lage, das durch die 
Arreſthypothek geſchaffene dingliche Recht des Arreſtgläubigers zu beſeitigen. 
Dies kann er durch Hinterlegung des in dem Arreſtbefehle feſtgeſtellten Geld⸗ 
betrags (8 923 ZPO.) oder durch Erhebung des Widerſpruchs (SS 924, 
925 ZPO.) oder auf Grund veränderter Umſtände ($ 927 ZPO.) erreichen. 
In allen dieſen Fällen erwirbt der Arreſtſchuldner die Arreſthypothek (§ 932 
Abſ. 2 verb. mit §8 868 ZPO.). Der Arreſtſchuldner kann alſo insbeſondere 
durch den Nachweis des Nichtbeſtehens eines Arreſtgrundes das Hypothekenrecht 
dem Arreſtgläubiger auch dann entziehen, wenn die Arreſtſorderung zu Recht 
beſteht. Dieſe Möglichkeit fällt bei der Zwangshypothek fort. Für ſie gelten 
die Vorſchriften des $ 868 ZPO. Danach find die Vorausſetzungen für den 
Erwerb der Hypothek durch den Eigentümer andere als bei der Arreſthypothek. 
Noch bedeutſamer tritt der Unterſchied zwiſchen Arreſthypothek und Zwangs⸗ 
hypothek auf dem Gebiete des materiellen Rechtes hervor. Die Arreſthypothek 
iſt eine Höchſtbetragshypothek, weil nach §S 932 Abſ. 1 Halbſatz 2 ZPO. bei 
ihrer Eintragung der nach § 923 ZPO. feſtgeſtellte Geldbetrag als der Höchſt⸗ 
betrag zu bezeichnen iſt, für den das Grundſtück haftet; die Zwangshypothek 
it eine gewöhnliche Sicherungshypothek ($ 866 Abſ. 1 ZPO.) Das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Höchſtbetragshypothek und gewöhnlicher Sicherungshypothek iſt 
nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu beſtimmen. Denn die 
Zivilprozeßordnung regelt zwar das Pfändungspfandrecht an beweglichen Sachen, 
wenn im weſentlichen auch nur durch Hinweis auf die für das vertragliche 
Pfandrecht geltenden Vorſchriften (§ 804 3 O.), beſchäftigt ſich dagegen nicht 
mit dem Weſen der ſogenannten Grundſtückspfandrechte. Daher iſt in den 
Beſtimmungen, in denen die Zivilprozeßordnung von Hypotheken ſpricht, oft 
ohne weiteres eine Verweiſung auf die hypothekenrechtlichen Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zu finden. Aus den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geht aber zweifellos hervor, daß für die Höchſtbetragshypothek, 
wenn ſie auch eine Unterart der Sicherungshypothek iſt (§ 1190 Abſ. 3), 
ſowohl hinſichtlich der Begründung wie hinſichtlich der Wirkungen zum Teil 
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andere Beſtimmungen gelten als für die gewöhnliche Sicherungshypothek. Was 
die Begründung des dinglichen Rechtes betrifft, jo gelten zwar für ibeide 
Arten von Hypotheken der $ 877, der § 1184 Abſ. 1 und der $ 1185 
Abſ. 1. Für die Höchſtbetragshypothek find aber noch eine Reihe von Sonder⸗ 
vorſchriften gegeben, jo der $ 1190 Abſ. 1 Satz 1, wonach die Feſtſtellung 
der Forderung vorzubehalten iſt, während bei der gewöhnlichen Sicherungs⸗ 
hypothek die Forderung als eine feſtbeſtimmte einzutragen ift (8 1113, § 1184 
Abſ. 1), der $ 1190 Abſ. 1 Satz 2, der die Eintragung des Höchſtbetrags 
an Stelle der bei der gewöhnlichen Sicherungshypothek einzutragenden be⸗ 
ſtimmten Geldſumme ($ 1113 Abſ. 1) vorſchreibt, der 8 1190 Abſ. 2, 
wonach die Zinſen in den Höchſtbetrag einzurechnen ſind, während bei der ge⸗ 
wöhnlichen Sicherungshypothek der Zinsſatz zu dem Geldbetrage der Forderung 
hinzuzufügen iſt (§ 1115 Abſ. 1) und der § 1190 Abſ. 3, der im Gegen: 
ſatz zu §S 1184 Abſ. 2 die Bezeichnung der Höchſtbetragshypothek als Siche⸗ 
rungshypothek im Grundbuche für entbehrlich erklärt. Was die Wirkungen 
betrifft, ſo ſind zwar auch in dieſer Beziehung Beſtimmungen vorhanden, 
die für die Höchſtbetragshypothek ebenſo gelten wie für die gewöhnliche Siche⸗ 
rungshypothek, jo insbeſondere der $ 1184 Abſ. 1, der 8 1185 Abſ. 2 und 
der § 1186. Gerade hier aber tritt die Verſchiedenheit der beiden Hypotheken⸗ 
arten beſonders hervor. So iſt nach $ 1190 Abſ. 4 bei der Höchſtbetrags⸗ 
hypothek die Abtretung der Forderung nach ſchuldrechtlichen Grundſätzen, alſo 
ohne die Hypothek, zuläſſig, während nach 8 1153 Abſ. 2 beim Vorliegen 
einer gewöhnlichen Sicherungshypothek die Forderung nicht ohne die Hypothek 
übetragen werden darf. Sodann kann die Höchſtbetragshypothek von dem 
Eigentümer erſt nach der durch Vertrag oder Urteil zu bewirkenden Feſtſtellung 
der Forderung erworben werden (RGZ. 51, 115; 55, 217; RIA. 4, 240 
und 9, 64), während für die gewöhnliche Sicherungshypothek die Vorſchriften 
des § 1163 Abſ. 1 ohne Einſchränkung gelten. Endlich tritt der Unterſchied 
zwiſchen beiden Arten in der Zwangsverſteigerung inſofern hervor, als der 
Betrag der gewöhnlichen Sicherungshypothek, wenn kein Widerſpruch erhoben 
wird, auszuzahlen, der Betrag der Höchſtbetragshypothek dagegen, wenn nicht 
die vorgängige Feſtſtellung der Forderung erfolgt, zu hinterlegen iſt (Jaeckel 
[3] Anm. 5, 9 zu § 114). 

Beſtehen hiernach weſentliche Unterſchiede zwiſchen der Arreſthypothek und 
der Zwangshypothek, ſo kann nicht zweifelhaft ſein, daß der Arreſtgläubiger 
ein erhebliches Intereſſe daran hat, an Stelle der Arreſthypothek eine Zwangs⸗ 
hypothek zu erhalten, und daß demnach die Umwandlung der Arreſthypothek 
in eine Zwangshypothek zuläſſig iſt. Dies wird auch übereinſtimmend in der 
Rechtslehre angenommen. Es fragt ſich nur, auf welchem Wege die Um⸗ 
wandlung zu erreichen iſt. 

Bei Gaupp⸗Stein wird für das Arreſtpfandrecht an beweglichen Sachen 
die Anſicht vertreten, daß mit dem Augenblick, in welchem das Urteil in der 
Hauptſache vollſtreckbar wird, das Arreſtpfandrecht kraft Geſetzes in ein gewöhn⸗ 
liches Vollſtreckungspfandrecht übergehe. Ob dieſe Anſicht richtig iſt, bedarf 
hier keiner Entſcheidung. Jedenfalls iſt ihre Uebertragung auf das Arreſt⸗ 
pfandrecht an Grundſtücken ausgeſchloſſen. Der Arreſt iſt zwar eine vorweg⸗ 
genommene Zwangsvollſtreckung, jedoch wird die Zwangsvollſtreckung nur in⸗ 
ſoweit vorweggenommen, als der Sicherungszweck es verlangt. Es wird alſo 
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nur diejenige Form der Vollſtreckung gewählt, die dazu geeignet ift, die ſpätere 
Vollſtreckung auf Grund des in der Hauptſache beſchafften vollſtreckbaren Schuld⸗ 
titels zu ſichern. Danach kann die Arreſtvollziehung in derſelben Form erfolgen 
wie die Hauptvollſtreckung; notwendig iſt das aber nicht. Sind weniger ein⸗ 
ſchneidende Maßregeln für den Sicherungszweck ausreichend, ſo wird das Geſetz 
dieſe wählen. Bei beweglichen Sachen wird nach $ 930 Abſ. 1 Satz 1, 2 
ZPO. der Arreſt durch Pfändung der Sache nach denſelben Grundſätzen und 
mit denſelben Wirkungen vollzogen, wie ſie für jede andere Pfändung von 
beweglichen Sachen beſtehen; nur die Verſteigerungsbefugnis ($ 814 ZPO.) 
fehlt, oder es iſt, wenn fie ausnahmsweiſe gegeben iſt ($ 930 Abſ. 3), der 
Erlös nicht dem Gläubiger auszuhändigen, ſondern zu hinterlegen ($ 830 Abſ. 3). 
Bei dieſer Rechtslage beſteht die Möglichkeit der Auffaſſung, daß mit dem Voll⸗ 
ſtreckbarwerden des Urteils in der Hauptſache das Arreſtpfandrecht an einer 
beweglichen Sache von ſelbſt in das gewöhnliche Vollſtreckungspfandrecht ſich 
verwandele. Anders iſt dagegen die Rechtslage, wie ſie durch die Vollziehung 
des Arreſtes in ein Grundſtück geſchaffen wird. Als Form der Arreſtvoll⸗ 
ziehung hat hier das Geſetz die Eintragung einer Höchſtbetragshypothek vor⸗ 
geſchrieben (8 932 Abſ. 1), ohne entſprechend dem § 930 hinzuzufügen, daß 
dieſe Hypothek nach denſelben Grundſätzen und mit denſelben Wirkungen be⸗ 
gründet würde, wie die Sicherungshypothek nach 8 866 ZPO. Die Zivil⸗ 
prozeßordnung konnte auch einen ſolchen Zuſatz nicht machen, weil ſie ſich, wie 
oben bemerkt, mit dem Weſen der Grundſtückspfandrechte nicht beſchäftigt, 
ſondern deren Regelung dem Bürgerlichen Geſetzbuch überlaſſen hat. Da aber, 
wie gleichfalls oben dargelegt, die Höchſtbetragshypothek und die gewöhnliche 
Sicherungshppothek in weſentlichen Punkten voneinander verſchieden ſind, ſo 
folgt, daß bei unbeweglichen Sachen die Form der Arreſtvollziehung eine andere 
iſt als die Form der ordentlichen Zwangsvollſtreckung. Die Zivilprozeßordnung 
hat alſo nicht wie bei der Fahrnisvollſtreckung eine der ordentlichen Vollſtreckung 
gleiche Form zur Erreichung des Sicherungszwecks gewählt. Der Sicherungs⸗ 
zweck des Arreſts tritt hier deutlicher zutage als bei der Fahrnisvollſtreckung: 
Die Arreſthypothek iſt nicht ſchon die ordentliche Zwangsvollſtreckung ſelbſt, 
ſondern ſie bereitet dieſe nur in ſicherſtellender Weiſe vor. Es bedarf daher 
nach Erwirkung des vollſtreckbaren Titels noch der ordentlichen Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, und dieſe erfolgt nach $ 866 Abſ. 1 ZPO. durch Eintragung, d. h. 
durch Neubegründung einer Sicherungshypothek. Von einer kraft Geſetzes ein⸗ 
tretenden Sicherungshypothek iſt alſo keine Rede. Hierfür ſpricht auch der 
Umſtand, daß das Bürgerliche Geſetzbuch, das nach dem oben Geſagten zur 
Anwendung kommt, nur einen einzigen Fall der geſetzlichen Verwandlung einer 
Belaſtungsform in eine andere, nämlich den Fall des $ 1177 Abſ. 1 kennt, 
im übrigen aber Umwandlung durch Eintragung verlangt ($S 877, 1186, 
1198, 1203). 

Tritt hiernach eine Verwandlung der Arreſthypothek in eine Zwangshypothek 
kraft Geſetzes nicht ein, ſo kann es ſich nur um eine rechtsgeſchäftliche Um⸗ 
wandlung der Höchſtbetragshypothek in eine gewöhnliche Sicherungshypothek 
handeln, wie fie in entſprechender Anwendung des $ 1186 BGB. auch ſouſt 
allgemein für zuläſſig erachtet wird. Die Umwandlung hat jedoch zwei Be⸗ 
ſonderheiten. Einmal bedarf es nicht, wie ſonſt nach §8 877 und § 873 
Abſ. 1 BGB. materiellrechtlich der Einigung. Dieſe wird vielmehr, wie ſonſt 
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bei der Zwangshypothek nach S 867 Abſ. 1 Satz 2 ZRO,, durch den voll⸗ 
ſtreckbaren Schuldtitel erſetzt. Dieſer erübrigt infolgedeſſen auch formellrechtlich 
die ſonſt nach 8 19 GB. erforderliche Eintragungsbewilligung des Eigen⸗ 
tümers. Denn da der Schuldtitel nach $ 866 Abſ. 1 ZPO. im Falle der 
unmittelbaren Eintragung der Zwangshypothek die Bewilligung des Eigentümers 
erſetzt und da ferner die Umwandlung der Arreſthypothek in eine Zwangs⸗ 
hypothek auch weiter nichts iſt als die Neueintragung einer Zwangshypothek 
an der durch die Höchſtbetragshypothek kraft des Sicherungszwecks des Arreſts 
geſicherten Rangſtelle, ſo ſteht nichts im Wege, in dem Titel auch den Erſatz 
für die Bewilligung der Umwandlung ſeitens des Eigentümers zu ſehen. 
Zweitens erfordert die Umwandlung nicht auch die Bewilligung des Gläubigers. 
Die Denkſchrift zu § 18 des zweiten Entwurfs einer Grundbuchordnung (letzt 
§ 19 GBO.) ſagt: „Handelt es ſich um Aenderungen des Inhalts eines 
Rechtes an dem Grundſtücke, ſo iſt die Bewillung des Berechtigten und des 
Eigentümers erforderlich, da hier ſowohl das Recht an dem Grundſtück als 
auch das Eigentum ſelbſt von der Eintragung betroffen wird.“ Ob dieſe 
Bemerkung überall zutrifft, kann hier auf ſich beruhen. Jedenfalls iſt es 
regelmäßig richtig, wenn die Denkſchrift fortfährt: „Dies gilt insbeſondere für 
die Fälle, in denen eine Buchhypothek in eine Briefhypothek oder eine Brief⸗ 
hypothek in eine Buchhypothek, eine Sicherungshypothek in eine gewöhnliche 
Hypothek, eine gewöhnliche Hypothek in eine Sicherungshypothek, eine Hypothek 
in eine Grundſchuld, eine Grundſchuld in eine Hypothek umgewandelt oder in 
denen an die Stelle der Forderung, für welche die Hypothek beſteht, eine 
andere Forderung geſetzt werden ſoll (zu vgl. SS 1116, 1180, 1186, 1198 
BGB.)!“ Hiernach bedarf es regelmäßig auch für die Umwandlung einer 
Höchſtbetragshypothek in eine Sicherungshypothek der Bewilligung des Gläubigers. 
Der Grund hierfür iſt der, daß jede der beiden Belaſtungsformen für den 
Gläubiger ihre Vorteile und ihre Nachteile hat und daß, ſoweit die Nachteile 
der neuen Belaſtungsform in Betracht kommen, der Gläubiger von der Ein⸗ 
tragung der Umwandlung betroffen wird. Im vorliegenden Falle iſt die 
Rechtslage jedoch eine andere. Da die Arreſthypothek dem Zwecke des Arreſtes 
entſprechend lediglich der Sicherung und Vorbereitung der Hauptvollſtreckung 
dient und dieſe durch die Eintragung einer Zwangshypothek erfolgt, ſo bedeutet 
die Zwangshypothek gegenüber der Arreſthypothek nur eine Verbeſſerung der 
rechtlichen Stellung des Gläubigers. Wird ſonach dieſer durch die Eintragung 
der Zwangshypothek nicht betroffen, ſondern lediglich begünſtigt, ſo iſt auch 
ſeine Bewilligung nicht erforderlich. Es genügt vielmehr wie bei der unmittel⸗ 
baren Eintragung der Zwangshypothek der nicht der Form des $ 29 EBD. 
bedürfende Antrag des Gläubigers, um die Umwandlung der Arreſthypothel 
in eine Zwangshypothek einzutragen. 

Zu den hiernach erſorderlichen Vorausſetzungen der Eintragung der Um⸗ 
wandlung — vollſtreckbarer Schuldtitel und Eintragungsantrag — muß im 
Falle der Belaſtung mehrerer Grundſtücke noch eine Verteilungserklärung des 
Gläubigers gemäß § 867 Abſ. 2 3PO. hinzutreten. Denn dieſe für die 
unmittelbare Eintragung der Zwangshypothek gegebene Vorſchrift muß auch 
auf die Umwandlungseintragung entſprechende Anwendung finden, weil die 
Umwandlung, wie bemerkt, die Neueintragung der Zwangshypothek an der 
durch die Arreſthypothek geſicherten Stelle iſt. Auch der Umſtand, daß nach 
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8 932 Abſ. 2 verbunden mit § 867 Abſ. 3 ZPO. bereits vor der Ein⸗ 


tragung der Arreſthypothek eine Verteilung vorgenommen werden muß, macht 
die erneute Verteilung nicht entbehrlich, wenn, wie hier, die Forderung durch 
einen einheitlichen Schuldtitel feſtgeſtellt iſt und ſomit die Möglichkeit beſteht, 


bei der Umwandlung der Arreſthypothek in eine Zwangshypothek die Verteilung 


anders zu bewirken als bei der Eintragung der Arreſthypothek. Die Ver⸗ 


teilungserklärung bedarf jedoch auch in einem Falle wie dem vorliegenden nicht 


der Form des § 29 GBO. (NGZ. 71, 312). Es genügt daher die in 
privatſchriftlicher Form abgegebene Erklärung, wie ſie hier ausgeſtellt iſt. 
Weiteren Vorausſetzungen unterliegt die Umwandlung nicht. Auch die 
Streitfrage, ob die Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek in eine Sicherungs⸗ 
hypothek die vorgängige Feſtſtellung der Forderung verlangt (dafür: RIA. 
3, 154; dagegen: RGZ. 60, 243), iſt hier belanglos. Denn dieſe Voraus⸗ 


ſetzung liegt hier nicht vor, weil die Forderung durch das Urteil im Haupt: 


prozeſſe feſtgeſtellt iſt. 

Eine Eigentumshypothek, von der die Vorinſtanzen ſprechen, kommt im 
vorliegenden Falle nicht in Betracht. Denn ſie tritt nur ein, wenn die feſt⸗ 
geſtellte Forderung den Höchſtbetrag nicht erreicht. Hier iſt das Gegenteil 
der Fall. Die Umwandlung ſoll auf jedem Grundſtück in Höhe von 2474,38 M. 
nebſt fünf vom Hundert Zinſen von 2445,75 M. ſeit dem 10. Februar 
1910 erfolgen. An dem Höchſtbetrage fehlen daher nur 25,62 M. Dieſer 
Betrag wird durch die Zinſen von dem 10. Februar 1910 bis zum Tage 


der Eintragung, d. h. dem Tage des Beginns der dinglichen Wirkung der 


Umwandlung ausgefüllt. Ein unter dem Höchſtbetrage von 2500 M. blei⸗ 
bender Betrag iſt daher nicht vorhanden. Die genannten Zinſen überſteigen 
aber auch noch den Höchſtbetrag. In Höhe dieſes Mehrbetrags iſt die Ein⸗ 
tragung der Umwandlung unzuläſſig. Allerdings dürfen nach 8 1119 Abſ. 1 
BGB. dem Höchſtbetrage bei der Umwandlung Zinſen hinzugefügt werden. 
Dies iſt aber, auch wenn keine gleich- oder nachſtehende Berechtigte vorhanden 
ſind, erſt von dem Tage der Eintragung der Umwandlung an zuläſſig, weil 
mit dieſem Tage erſt die Zwangshypothek zur Entſtehung gelangt, bis dahin 
alſo die Vorſchrift des S 1190 Abſ. 2 BGB. gilt (K GJ. 31, 337). Danach 
muß der Beſchwerdeführer die Zinſen von 2445,75 M. in Höhe non 25,62 M. 
zum Kapital hinzurechnen, ſo daß 2500 M. herauskommen, und in Höhe des 
Reſtbetrags fallen laſſen; andererſeits kann er fünf vom Hundert Zinſen von 


2445,75 M. vom Tage der Eintragung der Umwandlung an verlangen. 


Dieſe Aenderung feines Antrags wird dem Beſchwerdeführer durch Zwiſchen⸗ 
verfügung anheimzugeben ſein. 
Aus dieſen Gründen ſind die Vorentſcheidungen aufzuheben. 


Berichtigung des Grundbuchs durch Löſchung einer Vormerkung. 
S 894 BGB., § 22 GBO. 
Kammergericht Berlin, 3. Oktober 1910. — Bd. 11 S. 60. 
Im Grundbuche von T. Bd. 1 Bl. 16 ſteht in Abt. II eine Vormerkung 


zur Erhaltung des Rechtes auf Auflaſſung aus dem Kaufvertrage vom 16. Aug. 
1906 für den Landwirt M. K. eingetragen. Die Auflaſſung des Grundſtücks 
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an K. iſt am 1. September 1906 vor dem Grundbuchamt erfolgt. Am 
22. Juli 1909 hat der Landwirt M. K. das Grundſtück an den Rentner 
A. K. und den Landwirt W. K. aufgelaſſen; dieſe ſind an demſelben Tage 
zu gleichen Rechten und Anteilen als Eigentümer eingetragen worden. Der 
Verkäufer hat ſich in dem der Auflaſſung zugrunde liegenden privatſchriftlichen 
Kaufvertrage vom 22. Juli 1909 verpflichtet, die erwähnte Vormerkung löſchen 
zu laſſen. Darauf haben die Grundſtückseigentümer A. und W. K. die Löſchung 
der Vormerkung auf Grund des Kaufvertrags vom 22. Juli 1909 und der 
Tatſache, daß die Auflaſſung an K. ſtattgefunden habe, beantragt. Das Grund⸗ 
buchamt lehnte den Antrag mangels der Bewilligung des Berechtigten ab. Auch 
das Landgericht wies die Beſchwerde der Grundeigentümer zurück. 


Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Grundbuchamt zurückverwieſen: 


Nach § 22 Abſ. 1 Satz 1 GBO. bedarf es zur Berichtigung des Grund⸗ 
buchs der Bewilligung desjenigen, deſſen Recht von der Berichtigung betroffen 
wird, nicht, wenn die Unrichtigkeit nachgewieſen wird. Dieſe Vorſchrift gilt 
auch für Vormerkungen. Allerdings iſt ſtreitig, ob der den materiellrechtlichen 
Berechtigungsanſpruch behandelnde $ 894 BGB, auf Vormerkungen anwendbar 
iſt. Dagegen herrſcht darüber in der Rechtſprechung und der Rechtslehre 
Uebereinſtimmung, daß der $ 22 GBO. ſich auch auf Vormerkungen bezieht. 
An der Richtigkeit dieſer Anſicht iſt nicht zu zweifeln. Denn wenn auch durch 
die Eintragung einer Vormerkung nicht ein dingliches Recht begründet wird, 
ſondern nur dem ſchuldrechtlichen Anſpruche gewiſſe dingliche Wirkungen ver⸗ 
liehen werden, ſo muß doch die Ausnahme, die das Geſetz durch den § 22 
gegenüber dem auch für Vormerkungen geltenden Bewilligungsgrundſatze (§ 19 
GBO.) für dingliche Rechte geſchaffen hat, um fo mehr für den ſchwächer 
wirkenden Tatbeſtand der Vormerkung platzgreifen. 

Einen Hauptfall der Anwendung des $ 22 EBD. auf Vormerkungen 
bildet der Fall, daß der durch die Vormerkung geſicherte Anſpruch erloſchen iſt. 
Denn da die Vormerkung lediglich zur Sicherung eines ſchuldrechtlichen An⸗ 
ſpruchs dient, fo muß fie mit deſſen Fortfall kraft Geſetzes erlöſchen (KG. 
32, 16). Das Grundbuch wird demnach mit dem Augenblicke des Erlöſchens 
des Anſpruchs unrichtig; der Unterſchied, den das Landgericht zwiſchen Un⸗ 
richtigkeit und Gegenſtandsloſigkeit macht, iſt alſo mindeſtens für den vor⸗ 
liegenden Fall unzutreffend. 

Der Anſpruch, zu deſſen Sicherung die hier fragliche Vormerkung dient, 
iſt durch Erfüllung erloſchen. Die Vormerkung iſt zur Sicherung des Anſpruchs 
eingetragen worden, der aus dem notariellen Kaufvertrage vom 16. Aug. 1906 
dem Landwirt K. gegen den damaligen Grundſtückseigentümer G. erwachſen 
und auf Uebertragung des Eigentums an dem Grundſtücke gerichtet war. 
Dieſer Anſpruch iſt dadurch erfüllt worden, daß der letztere das Grundſtück am 
1. September 1906 dem Käufer aufließ und dieſer an dem gleichen Tage als 
Eigentümer eingetragen wurde. Der Anſpruch iſt alſo durch Erfüllung erloſchen 
(8 362 Abſ. 1 BGB.). Dadurch iſt auch die Vormerkung fortgefallen. 


Danach rechtfertigt ſich die getroffene Entſcheidung. 
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Unzuläſſſgkeit der Löſchung einer Hypothek auf Grund einer Quittung und 

Löſchungsbewilligung des eingetragenen Hypothekengläubigers, wenn dem 

Grundbuchrichter aus den Grundakten oder aus auderen Akten der Mangel 

des Verfügungsrechts des eingetragenen Gläubigers bekaunt iſt nud ihm 

der gute Glaube des Grundſtückseigentümers nicht grundbuchmäßig nach⸗ 
gewieſen wird. 


88 891, 893 BGB., 88 19, 22, 40 G80. 
Kammergericht Berlin, 10. Oktober 1910. — Bd. 11 S. 62. 


Im Grundbuche von M. Bd. 1 Bl. 17 iſt in Abt. III unter Nr. 7 
eine Buchhypothek von 600 M. für Valentin P. eingetragen. Als Eigentümer 
des belaſteten Grundſtücks ſind die Stellmacher K.ſchen Eheleute eingetragen. 
In der notariell beglaubigten Urkunde vom 24. Mai 1910 bekannte Valentin P., 
die 600 M. von den Eigentümern des belaſteten Grundſtücks bezahlt erhalten 
zu haben, und bewilligte ihre Löſchung im Grundbuche. In derſelben Urkunde 
beantragte der Ehemann K. die Löſchung. Das Grundbuchamt beanſtandete 
den Löſchungsantrag, indem es auf Grund ſeiner aus anderen Grundakten 
und Inventarerrichtungsakten geſchöpften Kenntnis, daß der eingetragene 
Gläubiger P. in Gütergemeinſchaft verheiratet geweſen, daß ſeine Frau ver⸗ 
ſtorben und von Kindern erſter und zweiter Ehe beerbt worden ſei, die Bei⸗ 
bringung der Löſchungsbewilligungen der Erben der Frau P. forderte. Die 
hiergegen von dem Antragſteller eingelegte Beſchwerde wurde vom Landgericht 
zurückgewieſen. 

Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht aus folgenden 
Gründen den Erfolg verſagt. 

Zunächſt iſt den Vorinſtanzen darin beizutreten, daß der Grundbuchrichter 
berechtigt war, ſeine Kenntnis von Güter⸗ und Erbrechtsverhältniſſen, die ihm 
aus anderen Akten geworden war, bei der Prüfung der Verfügungsbefugnis 
des Ausſtellers der dem Löſchungsantrage zugrunde liegenden Quittung und 
Löſchungsbewilligung zu berückſichtigen. Das Kammergericht hat ſchon im Be⸗ 
ſchluſſe vom 17. September 1900 (RIA. 1, 162) ausgeſprochen, daß der 
Grundbuchrichter in Erfüllung ſeiner Aufgabe, das Grundbuch mit der Wirk⸗ 
lichkeit möglichſt im Einklange zu halten, bei Prüfung der Rechtsgültigkeit einer 
Eintragungsbewilligung — eine ſolche iſt auch die Löſchungsbewilligung — 
Umſtände, die ſich nicht aus dem Grundbuche, wohl aber aus den Grundakten 
ergeben, verwerten dürfe. Dem iſt das Oberlandesgericht in Karlsruhe bei⸗ 
getreten (Os GRſp. 8, 305). In dem Beſchluſſe des Kammergerichts vom 
7. Juli 1902 (KGJ. 25, 117) iſt weiter ausgeführt, es ſtehe nichts im 
Wege, daß der Grundbuchrichter auch ſonſtige Tatſachen, nie in beglaubigter 
Form im Rahmen ſeiner dienſtlichen Tätigkeit, wenn auch nicht gerade in ſeiner 
Fun ktion als Grundbuchrichter, zu ſeiner Kenntnis gelangt ſeien, berückſichtige; 
die in den Motiven zum erſten Entwurf einer Grundbuchordnung vertretene 
Anſicht, daß nur die von den Beteiligten vorgelegten Urkunden zu berückſichtigen 
ſeien, habe im Geſetze ſelbſt keinen Ausdruck gefunden; der Grundbuchrichter 
habe daher auch das, was er als Prozeßrichter in beglaubigter Form erfahren 
habe, in Betracht ziehen dürfen. Aus denſelben Gründen iſt es im vor⸗ 
liegenden Falle unbedenklich, daß das Grundbuchamt gegen die im § 891 BGB. 
aufgeſtellte Vermutung der Richtigkeit des Grundbuchs die ihm aus anderen 
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Akten bekannt gewordenen Tatſachen des Eintritts des eingetragenen Gläubigers 
in eine gütergemeinſchaftliche Ehe und der Rechtsnachfolge dritter Erben in 
das Vermögen der verſtorbenen Frau verwertet hat. Dieſen Tatſachen zufolge 
erſcheinen die Erben der Ehefrau P. als an der Hypothek materiell mitberechtigt 
und deshalb im Sinne des §S GBO. als von der Löſchung in ihrem Rechte 
mitbetroffen, ſo daß eine Löſchungsbewilligung, die nicht von ihnen mitvollzogen 
iſt, den Löſchungsantrag nicht zu begründen vermag. 

Der eingetragene Gläubiger hat aber nicht nur eine Löſchungsbewilligung, 
ſondern zugleich eine Quittung erteilt. Und es fragt ſich, was in den Vor⸗ 
inſtanzen nicht erörtert iſt, ob nicht durch dieſe Quittung in Verbindung mit 
§ 893 BGB. die Befriedigung der Hypothekengläubiger durch die Grund: 
ſtückseigentümer nachgewieſen wird. Wäre dies der Fall, ſo würde erhellen, 
daß die Hypothek entweder nach §S 1163 Abſ. 1 Satz 2, § 1177 Ubi. 1 
oder nach §S 1143, 8 1177 Abſ. 2 BGB. auf die Grundſtückseigentümer, 
Eheleute K., übergegangen ſei. Dieſe wären dann diejenigen, deren außerhalb 
des Grundbuchs erworbenes Recht von der Löſchung der Hypothek betroffen 
werden würde. Ihre Löſchungsbewilligung, nicht diejenige der befriedigten 
Hypothekengläubiger, wäre gemäß den 88 19, 22 GB0. erforderlich; oder 
es würde vielmehr, da die Eheleute K. in Gütergemeinſchaft leben, kraft des 
Rechtes des Mannes, über das Geſamtgut zu verfügen ($ 1443 BGB.; 
KGJ. 22, 140), die Löſchungsbewilligung des Ehemannes K. genügen, wie 
ſie hier in deſſen Löſchuagsantruge vorliegt. Von der vorherigen Eintragung 
der Eheleute K. als Hypothekeninhaber (8 40 GBO.) wäre eine auf dieſer 
Grundlage erfolgende Löſchung der Hypothek nicht abhängig zu machen, da 
nach einem, namentlich auch in der Rechtſprechung des Kammergerichts, feſt⸗ 
ſtehenden Rechtsſatze die eingetragenen Eigentümer bereits als eventuell ein⸗ 
getragene Inhaber der ihnen nach den Regeln der Eigentümerhypothek zufallenden 
Hypotheken gelten. N 

Die im vorigen Abſatz unterſtellte Möglichkeit der Ergänzung der Beweis⸗ 
kraft der Quittung durch die bloße Berufung auf den $ 893 BGB. iſt in⸗ 
deſſen für das Grundbuchverfahren zu verneinen. Die drei Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, die ſich mit dem Grundbuch als Erkenntnisquelle be⸗ 
ſchäftigen, die 88 891, 892, 893, unterſcheiden ſich grundſätzlich dadurch 
voneinander, daß der §S 891 mit der Beſtimmung: ... ſei im Grundbude 
für jemand ein Recht eingetragen, ſo werde vermutet, daß ihm das Recht 
zuſteht, eine allgemeine Vorſchrift für jeden gibt, der an dem Beſtehen des 
eingetragenen oder an dem Nichtbeſtehen des gelöſchten Rechtes ein rechtliches 
Intereſſe hat, während die SS 892, 893 nur zugunſten einer beſtimmten 
Perſon, nämlich desjenigen, welcher ein Recht an einem Grundſtück oder ein 
Recht an einem ſolchen Rechte durch Rechtsgeſchäft erwirbt, und desjenigen, 
welcher auf Grund eines im Grundbuch eingetragenen Rechtes an den ein⸗ 
getragenen Berechtigten eine Leiſtung bewirkt oder mit ihm in Anſehung dieſes 
Rechtes ein nicht in dem Erwerbe des Rechtes beſtehendes, eine Verfügung über 
das Recht enthaltendes Rechtsgeſchäft vornimmt, den guten Glauben an den 
Inhalt des Grundbuchs für maßgebend erklären. Was für jeden Rechtsgenoſſen 
gilt, muß auch für das Grundbuchamt gelten. Daraus ergibt ſich, daß der 
§ 891 auch vom Grundbuchamt anzuwenden iſt, bis die dort aufgeſtellte Ver⸗ 
mutung in der gehörigen Form widerlegt wird. Das Recht, das nur eine 
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beftimmte Perſon im Widerſpruche zu der wirklichen Rechtslage, alſo im Gegen⸗ 
ſatze zu der Allgemeinheit der Rechtsgenoſſen hat, muß dagegen der Berechtigte 
dem Grundbuchamte nachweiſen; das Grundbuchamt hat ſich ſonſt kraft ſeiner 
der Wahrung der wirklichen Rechtslage dienenden Amtspflicht um ein ſolches 
Recht nicht zu kümmern. Nur dann alſo, wenn dem Grundbuchrichter nach⸗ 
gewieſen wird oder er ſonſt weiß, daß der Erwerb, die Leiſtung oder das ander⸗ 
weitige Verfügungsrecht gutgläubig vorgenommen iſt, hat er die aus den 
SS 892, 893 BGB. ſich ergebende Ausnahmerechtslage zu beachten. Eine 
Vermutung kann dieſen Nachweis nicht erſetzen. Auch der Umſtand, daß im 
Prozeſſe der Gegner desjenigen, welcher ſich auf die Vornahme des Rechts⸗ 
geſchäfts in gutem Glauben an das Grundbuch beruft, die Bösgläubigkeit bes 
weiſen muß, iſt für das grundbuchrichterliche Verfahren unerheblich. 

Danach iſt durch die beglaubigte Quittung des allein im Grundbuch 
eingetragenen, aber gerichtskundigerweiſe nicht allein berechtigten Gläubigers 
Valentin P. der Uebergang der Hypothek auf die Eigentümer des Grundſtücks, 
Eheleute K., nicht grundbuchmäßig nachgewieſen. Es bedarf dazu eines be⸗ 
glaubigten Anerkenntniſſes der Rechtswirkſamkeit der Zahlung durch die Erben 
der Ehefrau P., das ſich K., wenn er die Zahlung an Valentin P. in gutem 
Glauben an deſſen Alleinberechtigung bewirkt hat, nötigenfalls im Wege des 
Prozeſſes gegen die Erben beſchaffen kann. 

Aus den dargelegten Gründen iſt weder die Löſchungsbewilligung noch 
die Quittung des eingetragenen Gläubigers eine ausreichende Unterlage des 
Löſchungsantrags; die erſtere müßte durch die Löſchungsbewilligung der Erben 
der verſtorbenen gütergemeinſchaftlichen Ehefrau des eingetragenen Gläubigers, 
die letztere durch ein ſeitens derſelben Perſonen erklärtes Anerkenntnis des vor⸗ 
bezeichneten Inhalts ergänzt werden. In dieſem Sinne iſt die in den Vor⸗ 
inſtanzen ausgeſprochene Beanſtandung des Löſchungsantrags durch Zurück⸗ 
weiſung der weiteren Beſchwerde aufrecht zu erhalten. 


Rechtliche Natur des Rangvorbehalts; Befugnis des Eigentümers, nach 

der Löſchung der Vorrangshypothek von dem Rangvorbehalte zugunſten 

einer anderen Hypothek Gebrauch zu machen, ſoweit ſich nicht ans dem 
Grundbuche eine Beſchränkung dieſer Befugnis ergibt. 


8 881 BGB. 
Kammergericht Berlin, 10. Oktober 1910. — Bd. 11 S. 65. 


Auf dem Blatte des für den Maurermeiſter R. als Eigentümer ein⸗ 
getragenen Grundſtücks H. Bd. 219 Bl. Nr. 7369 ſteht in Abt. III unter 
Nr. 3 eine Briefhypothek von 12 000 M. für die Witwe M. unter dem 
Vorbehalte des Ranges für eine noch einzutragende Hypothek von 52 000 M. 
eingetragen. Am 30. Januar 1909 iſt in Abt. III unter Nr. 4 eine 
Briefhypothek von 50 000 M. und unter Nr. 5 eine Höchſtbetragshypothek 
von 600 M. für die Stadtgemeinde W. mit dem Range vor der Poſt Nr. 3 
eingetragen worden. Gleichzeitig iſt zu den Poſten Nr. 3, 4 und 5 vermerkt, 
daß die Poſten Nr. 4 und 5 den vorbehaltenen Vorrang vor der Poſt Nr. 3 


hätten. In der von dem Notar L. beglaubigten Urkunde vom 26. Mai 


1910 hat der Eigentümer ſodann die Eintragung einer Brieſhypothek von 
52000 M. für den Rittergutsbeſitzer H. mit der Maßgabe bewilligt und 
Blätter f. Rechtspfl. LIX. N. F. XXXIX. Freiw. Gerichtsbark. 2 
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beantragt, daß dieſe Hypothek nach Löſchung der Hypotheken Nr. 4 und 5 
den vorbehaltenen Rang vor der Hypothek Nr. 3 haben ſollte. Die Hypothek 
iſt am 10. Juni 1910 in Abt. III unter Nr. 6 eingetragen worden. 

Mittels Eingabe vom 18. Juli 1910 überreichte der Notar L. die von 
ihm beglaubigte Löſchungsbewilligung der Stadtgemeinde W. hinſichtlich der 
Poſten Nr. 4 und 5, verbunden mit dem von ihm beglaubigten Löſchungs⸗ 
antrage des Eigentümers, ſowie den Brief über die Poſt Nr. 6 mit dem 
Antrag um Vornahme der Löſchungen und der Bitte, auf dem Brieſe über 
die Poſt Nr. 6 zu vermerken, daß die Hypotheken Nr. 4 und 5 gelöſcht 
ſeien und daß die 52 000 M. den vorbehaltenen Rang vor der Poſt von 
12 000 M. erhalten hätten. Das Grundbuchamt verlangte durch Zwiſchen⸗ 
verfügung die Stellung eines Antrags auf Eintragung des Rangverhältniſſes 
zwiſchen den Poſten Nr. 3 und 6 ſowie die Einreichung einer Vorrangs⸗ 
bewilligung der Frau M., weil der Rangvorbehalt in Höhe von 50 600 M. 
bereits verbraucht ſei, alſo nur noch in Höhe von 1400 M. beſtehe. Der 
Notar legte gegen dieſe Zwiſchenverfügung Beſchwerde mit dem Antrag ein, 
den Vorrang der Poſt Nr. 6 vor der Poſt Nr. 3 einzutragen. Das Land⸗ 
gericht wies die Beſchwerde zurück. 

Auf die hiergegen eingelegte weitere Beſchwerde hat das Kammergericht 
unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung 
und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Grundbuchamt 
zurückverwieſen. 

Die Entſcheidung hängt von der Beantwortung der Frage ab, ob der 
gemäß $ 881 BGB. bei einer Hypothek, der ſogenannten Vorbehaltshypothek, 
eingetragene Rangvorbehalt durch die Eintragung einer als die vorbehaltene 
bezeichneten Hypothek, der ſogenannten Vorrangshypothek, verbraucht wird 
oder ob er eine dauernde Befugnis des Eigentümers begründet derart, daß 
nach Löſchung der Vorrangshypothek eine zweite Vorrangshypothek, nach deren 
Löſchung eine dritte Vorrangshypothek uſw. eingetragen werden darf. In 
den Materialien zum Bürgerlichen Geſetzbuch iſt dieſe Frage nicht erörtert worden 
(Motive 3, 233 f.; Protokolle 3, 99 ff.; Denkſchrift 179). Der Wortlaut 
des $ 881 BGB. ergibt ebenfalls keinen Anhalt zur Entſcheidung der Frage. 
Allerdings bezeichnet der § 881 den Rangvorbehalt als die Befugnis des 
Eigentümers, „ein anderes, dem Umfange nach beſtimmtes Recht mit dem 
Range vor jenem Rechte“ — d. h. dem Vorbehaltsrechte — „eintragen zu 
laſſen“. Es darf indeſſen daraus, daß das Geſetz nur von einem anderen 
Rechte ſpricht, nicht der Schluß gezogen werden, daß eine mehrfache Eintragung 
von Vorrangsrechten nicht zuläſſig ſei. Zuläſſig iſt eine ſolche mehrfache Ein⸗ 
tragung jedenfalls in der Weiſe, daß die vorbehaltene Rangſtelle durch mehrere 
Rechte ausgefüllt iſt, die erſt in ihrer Geſamtheit den Umfang des Rangvor⸗ 
behalts erreichen oder hinter ihm noch zurückbleiben, wie denn auch im vor⸗ 
liegenden Falle zwei Vorrangshypotheken, die eine von 50 000 M. und die 
andere von 600 M., eingetragen worden ſind und demnach noch die Ein⸗ 
tragung einer dritten Vorrangshypothek von 1400 M. zuläſſig wäre. Die 
Worte: „ein anderes ... Recht“ ſollen daher nur den Gegenſatz zu den 
Worten: „mit einem Rechte“ bilden, nicht aber in dem hier fraglichen Punkte 
einer ſachlichen Stellungnahme vorgreifen. Auch in der Rechtslehre iſt die 
hier zu entſcheidende Frage, ſoweit erjichtlich, nirgends erörtert. 


Zur Beantwortung der Frage iſt ein Eingehen auf die Rechtsnatur des 
Rangvorbehalts erforderlich. 

In der Rechtslehre wird eine Reihe von Auffaſſungen über das Weſen 
des Rangvorbehalts vertreten. Der Rangvorbehalt wird bezeichnet als Be⸗ 
laſtung des Vorbehaltsrechts mit einem Rechte des Eigentümers oder als be⸗ 
dingte Rangabtretung oder als bedingte Inhaltsänderung des Vorbehaltsrechts 
oder als eine beſondere Art der Vormerkung oder als dingliche Verfügungs⸗ 
berechtigung des Eigentümers über den Rang. Alle dieſe Auffaſſungen laſſen 
ein Eingehen auf denjenigen Punkt, welcher gerade für die Rechtsnatur des 
Rangvorbehalts von Bedeutung iſt, d. h. darauf vermiſſen, daß bei dem Rang⸗ 
vorbehalte zwei Rechtsſtellungen, die des Eigentümers und die des Inhabers 
des Vorbehaltsrechts, einander gegenübertreten. Was die Rechtsſtellung des 
Eigentümers betrifft, ſo iſt von dem $ 903 BGB. auszugehen. Nach dieſer 
Vorſchrift kann der Eigentümer eines Grundſtücks, ſoweit nicht das Geſetz 
oder Rechte Dritter entgegenſtehen, mit dem Grundſtücke nach Belieben ver⸗ 
fahren und andere von jeder Einwirkung ausſchließen. Der Eigentümer hat 
hiernach das Recht, über die erſte Hypothekenrangſtelle — für andere Rechte 
als Hypotheken gilt das gleiche — nach Belieben zu verfügen. Beſetzt er 
die erſte Rangſtelle mit einer Hypothek, ſo verliert er grundſätzlich das Recht, 
über dieſe Stelle anderweit zu verfügen. Der § 881 BGB. ſchafft eine 
Ausnahme von dieſer Rechtswirkung. Der Eigentümer kann, wenn er von 
der ihm im $ 881 eingeräumten Befugnis Gebrauch macht, trotz der Ver⸗ 
fügung über die erſte Rangſtelle das Recht behalten, ſpäter dieſe Rangſtelle 
zugunſten einer anderen zu verwenden, alſo den erſten Hypothekengläubiger 
zum Rangrücktritte zu zwingen. Der Eigentümer behält ſich daher mittels 
des Rangvorbehalts eine ihm auf Grund ſeines Eigentumsrechts zuſtehende 
Befugnis vor. Der Rangvorbehalt iſt demnach für den Eigentümer ein Stück 
vorbehaltenen Eigentumsrechts. Betrachtet man dagegen die Rechtslage vom 
Standpunkte des Gläubigers der Vorbehaltshypothek, ſo ergibt ſich folgendes: 
Der Hypothekengläubiger erwirbt durch die Eintragung ſeiner Hypothek die 
erſte Rangſtelle. Dieſe bleibt ihm, ſolange fein Recht beſteht, grundſätzlich 
erhalten, ſoweit er ſie nicht freiwillig, d. h. im Wege der Rangänderung 
($ 880 BGB.) zugunſten eines anderen dinglich Berechtigten aufgibt. Auch 
dieſer Rechtslage gegenüber begründet der $ 881 eine Ausnahme. Der Hy⸗ 
pothekengläubiger muß, wenn ein Rangvorbehalt bei ſeiner Hypothek einge⸗ 
tragen iſt, es ſich gefallen laſſen, daß der Eigentümer eine andere Hypothek 
an die erſte Stelle ſetzt und ihn dadurch in die zweite Stelle drängt. Der 
Rangvorbehalt bedeutet demnach für den Hypothekengläubiger eine Beſchränkung 
des Hypothekenrechts inſofern, als der Gläubiger für den Fall der Ausübung 
des Rangvorbehalts nur an zweiter Stelle ſeine Befriedigung aus dem Er⸗ 
löſe verlangen kann. 

Aus dieſen Darlegungen ergibt ſich, daß der Rangvorbehalt ein Stück 
vorbehaltenen Eigentumsrechts mit der Wirkung der Beſchränkung des Bor: 
behaltsrechts iſt. Die Beſchränkung des Vorbehaltsrechts iſt daher nur eine 
Wirkung des Rangvorbehalts, beſtimmt aber nicht deſſen Rechtsnatur. Der 
Nangvorbehalt iſt feinem rechtlichen Weſen nach vielmehr lediglich der Vorbehalt 
einer Befugnis des Eigentumsrechts, iſt alſo ſelbſt Eigentumsrecht oder doch 
dingliche Selbſtändigmachung eines Stückes des Eigentumsrechts. Mit dieſer 
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Auffaſſung ſtimmt die Anficht überein, die das Reichsgericht in dem Urteile 
vom 19. Juni 1907 (Recht 1907, 1137 Nr. 2738) ausgeſprochen hat. 
Das Reichsgericht jagt: „Ein bei einer Hypothek für den Eigentümer einge⸗ 
tragener Vorbehalt der Befugnis, ein anderes dem Umfange nach beſtimmtes 
Recht mit dem Range vor jener Hypothek eintragen zu laſſen, bildet ein voll⸗ 
endetes dingliches Recht des Eigentümers, das feſt mit dem Eigentume ver⸗ 
bunden iſt ...“ Das vorbehaltene Stück Eigentum iſt nach der Anſicht 
des Reichsgerichts zu einem ſelbſtändigen dinglichen Rechte geworden, und 
zwar derart, daß dieſes Recht ein Beſtandteil des Eigentumsrechts im Sinne 
des § 96 BGB. if. Auch nach dieſer Auffaſſung iſt der Rangvorbehalt 
ſeinem Weſen nach Eigentumsrecht. In dieſen Zuſammenhang gehört auch 
die Vorſchrift des S 881 Abſ. 3 BGB. Danach geht im Falle der Ber: 
äußerung des Grundſtücks die vorbehaltene Befugnis auf den Erwerber über. 
Schon der erſte Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuchs enthielt dieſe Vorſchrift. 
Er brachte ſie allerdings nur dadurch zum Ausdrucke, daß er dem Eingange 
des dem $ 881 BGB. entſprechenden § 842 folgende Faſſung gab: „Der 
Eigentümer eines Grundſtücks kann bei deſſen Belaſtung mit einem Rechte 
dem jeweiligen Eigentümer die Befugnis vorbehalten uſw.“ und als Abſ. 2 
die Beſtimmung hinzufügte: „Der Vorbehalt erliſcht durch die Veräußerung 
des Grundſtücks im Wege der Zwangsverſteigerung.“ Die Motive (3, 284) 
bemerken dazu: „Durch den Vorbehalt wird eine Vergünſtigung für den Eigen⸗ 
tümer als ſolchen begründet. Das erhebliche Intereſſe, welches letzterer daran 
haben kann, daß dieſelbe auch ſeinem Rechtsnachfolger zuteil werde, muß als 
ein berechtigtes anerkannt werden. Der Vorbehalt erliſcht daher nicht, wenn 
das Grundſtück vertragsmäßig veräußert wird.“ Von der zweiten Kommiſſion 
wurde die für den Fall der Zwangsverſteigerung gemachte Ausnahme aus 
folgendem Grunde beſeitigt: „Es laſſe ſich nicht rechtfertigen, den Erſteher 
zum Beſten eines eingetragenen Realgläubigers zu ſchädigen und dieſem einen 
Vorzug zu gewähren, auf den er gar nicht hatte rechnen können“ (Protokolle 
3, 102). Entſtammt der Rangvorbehalt dem 8 903 BGB. und iſt er durch 
den § 881 Abſ. 3 zu einem Rechte des jeweiligen Grundſtückseigentümers 
gemacht, ſo iſt der Schluß geboten, daß der Rangvorbehalt ſeiner rechtlichen 
Natur nach ſelbſt Eigentumsrecht iſt. So heißt es auch im Kommentar von 
Reichsgerichtsräten S. 779 Anm. 3 Abſ. 3 zu § 881: „Das Recht aus 
dem Vorbehalt iſt eine mit dem Eigentume verbundene, einen Teil des Eigen⸗ 
tumsrechts darſtellende Befugnis.“ Ebenſo bezeichnet Neumann (§ 881 Anm. 3a) 
den Rangvorbehalt „als eine dem Eigentümer als ſolchem verbliebene Be⸗ 
fugnis“. Weil der Rangvorbehalt nicht ein von dem Eigentumsrechte los⸗ 
gelöſtes, ſondern einen Beſtandteil des Eigentumsrechts bildendes dingliches Recht 
iſt, hat das Reichsgericht die ſelbſtändige Pfändung oder Uebertragung des 
Rangvorbehalts für unzuläſſig erklärt, und dieſer Anſicht ſind ſowohl das 
Kammergericht (RJ A. 8, 53), das bayriſche oberſte Landesgericht (Recht 1908 
S. 165 Nr. 981) und das Oberlandesgericht Breslau (OL GRſpr. 17, 341) 
wie auch faſt einſtimmig die Rechtslehre gefolgt. 

Iſt nach alledem der Rangvorbehalt nicht ein ſelbſtändiges dingliches 
Recht, namentlich nicht ein Geſtaltungsrecht im Sinne der neuen Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, ſondern Eigentumsrecht, ſo iſt er ebenſo wie das Eigentum ein 
Zuſtandsrecht. Da aber Zuſtandsrechte ſolche Rechte ſind, die ihre Berechtigung 
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in ſich ſelbſt haben und nicht durch einmalige Ausübung erlöſchen, wie die 
Anſprüche (§ 194 Abſ. 1 BGB.) und die Geſtaltungsrechte (Hirſch, Ueber⸗ 
tragung der Rechtsausübung, Bd. 1, 69), ſo folgt, daß der Rangvor⸗ 
behalt nicht durch einmalige Ausübung erliſcht. Sein Erlöſchen tritt vielmehr 
erſt durch die rechtsgeſchäftliche Aufhebung und Löſchung des Rangvorbehalts 
ſelbſt oder des Vorbehaltsrechts oder durch den Zuſchlag ein. 

Durch dieſe Auffaſſung unterſcheidet ſich der Rangvorbehalt von der 
Vormerkung zur Sicherung eines perſönlichen Anſpruchs des Eigentümers 
auf künftigen Rücktritt einer Hypothek zugunſten einer neu einzutragenden 
Hypothek. Iſt der perſönliche Anſpruch erfüllt und der Rangrücktritt einge⸗ 
tragen, ſo iſt die Rechtslage die gleiche wie ſonſt im Falle der nachträglichen 
Rangänderung (§S 880 BGB.). Wird das vorgetretene Recht gelöſcht, jo 
tritt die zurückgetretene Hypothek wieder an ihre frühere Rangſtelle und kann 
aus dieſer nicht durch die bloße Neueintragung einer Hypothek, ſondern nur 
durch freiwillige Vorrangseinräumung ($ 880 BGB.) verdrängt werden. Im 
Falle der Eintragung eines Rangvorbehalts tritt zwar auch die Vorbehalts⸗ 
hypothek infolge der Löſchung der Vorrangshypothek an ihre frühere Rang⸗ 
ſtelle zurück; ſie kann aber aus dieſer durch den Willen des Eigentümers, 
d. h. dadurch verdrängt werden, daß der Eigentümer eine neue Vorrangs⸗ 
hypothek eintragen läßt. Es bedarf alſo nicht wie im Falle des § 880 
BGB. einer Zuſtimmung des Gläubigers der Vorbehaltshypothek. Dieſes 
Ergebnis entſpricht auch allein den Zwecken des Rangvorbehalts. Denn 
wenn der Gläubiger im Wege der Einigung dem Eigentümer die Befugnis 
einräumt, ein Recht von beſtimmtem Umfange mit dem Range vor ſeinem 
Rechte eintragen zu laſſen, ſo wird der Wille der Beteiligten regelmäßig dahin 
gehen, daß der Gläubiger dauernd in die Rangſtelle zurücktritt, die er durch 
die Ausübung der Vorbehaltsbefugnis erhält. Allerdings werden auch Fälle 
vorkommen, in denen ein ſolches Zurücktreten nur zugunſten einer beſtimmten 
Hypothek, d. h. der Hypothek eines beſtimmten Gläubigers zur Sicherung 
der Forderung aus einem beſtimmten Rechtsverhältniſſe beabſichtigt iſt. In 
ſolchen Fällen ſteht es den Beteiligten frei, die Ausübung des Rangvorbehalts 
zu beſchränken. Die Zuläſſigkeit der Beſchränkung ergibt ſich, trotzdem im 
Sachenrechte grundſätzlich keine Vertragsfreiheit herrſcht, daraus, daß der Rang⸗ 
vorbehalt ein Stück vorbehaltenen Eigentums it, und der Eigentümer gemäß 


8 903 BGB. für befugt erachtet werden muß, den Umfang der Ausſchließung 


ſeiner Einwirkung auf das Grundſtück zu beſtimmen. Es kann demnach die 
Ausübung des Rangvorbehalts auf einen Fall oder mehrere Fälle oder auf 
Fälle beſtimmter Art beſchränkt werden. Durch die auf dieſe Weile den Bes 
teiligten eingeräumte Beſtimmungsbefugnis unterſcheidet ſich der Rangvorbehalt 
auch von der Eigentümergrundſchuld ($ 1196 BGB.). Wird dieſe gelöſcht, 
ſo tritt das dahinter ſtehende Recht dauernd vor, ſoweit nicht durch eine ſpätere 
Rangeinräumung das Rangverhältnis von neuem geändert wird. Im vor: 
liegenden Falle iſt eine Beſchränkung des Rangvorbehalts im Grundbuche 
nicht eingetragen. Dies würde auch dann zu gelten haben, wenn die Be⸗ 
ſchränkung durch die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung zum Aus⸗ 
drucke gebracht werden könnte. Denn die Eintragungsbewilligung vom 14. April 
1908, auf die im Eintragungsvermerke verwieſen iſt, enthält eine Beſchränkung 
des Rangvorbehalts nicht. 
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Aus dieſen Gründen ergibt ſich, daß nach Löſchung der Hypotheken Nr. 4 
und 5 die Eintragung einer neuen Vorrangshypothek in voller Höhe des 
Rangvorbehalts erfolgen kann. Dieſe Hypothek iſt allerdings bereits einge⸗ 
tragen (Abt. III Nr. 6). Auch das ſteht aber der erneuten Ausübung 
des Rangvorbehalts nicht entgegen. Denn gemäß $ 877 BGB. kann auch 
nachträglich eine Hypothek als diejenige bezeichnet werden, die den vorbehaltenen 
Rang einnimmt. Einer Zuſtimmung des Gläubigers der Hypothek Nr. 6 
bedarf es nicht, weil dieſer von der Eintragung nicht betroffen wird (§ 19 
GB.), ſondern nur gewinnender Teil iſt. Die hiernach allein erforderliche 
Bewilligung des Eigentümers iſt in der Urkunde vom 26. Mai 1910 ent⸗ 
halten. Daß fie an den Vorbehalt der Löfchung der Hypotheken Nr. 4 und 
5 geknüpft iſt, ſteht ihrer Vollziehung nach erfolgter Löſchung der genannten 
Rechte nicht entgegen. 

Hiernach ſind die Vorentſcheidungen aufzuheben. 


Eintragung einer Hypothek für das Darlehn einer Kreditanftalt, deren 
Satzung von der zuſtändigen Behörde öffentlich bekannt gemacht worden 
it; Zuläſſigkeit der Bezugnahme auf die Satzung zur Bezeichnung der 
ſatzungsgemäß zu entrichtenden Nebenleiſtungen ohne den Zuſatz, daß die 
Bezugnahme wegen der Nebenleiſtungen erfolge. 


8 1115 Abs. 2 BOB. \ 
Kammergericht Berlin, 17. Oktober 1910. — Bd. 11 S. 71. 


Im Grundbuche von M. Bd. 38 Bl. 1145 iſt in Abt. III unter 
Nr. 5 eine Darlehnshypothek von 185000 M. für die Aktiengeſellſchaft 
b. ſche Hypotheken⸗ und Wechſelbank in M. eingetragen. Am Schluſſe des 
Eintragungsvermerkes heißt es: „unter Bezugnahme auf § 34 der Satzungen 
der Gläubigerin eingetragen am 12. Januar 1910“. Unter dem 7. Juli 1910 
beantragte die Gläubigerin, bei der Hypothek auch noch die Nebenleiſtungen, 
die in dem veröffentlichten § 34 ihres revidierten Statuts erwähnt ſeien, 
einzutragen, mindeſtens aber bei der Eintragung auf dieſe Nebenbeſtimmungen 
Bezug zu nehmen oder ſie allgemein zu erwähnen. 

Das Grundbuchamt lehnte den Antrag ab. 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde der Gläubigerin wurde vom Land⸗ 
gerichte mit der Begründung zurückgewieſen, daß nach 8 1115 Abi. 2 
BGB. für die Eintragung der Nebenleiſtungen die Bezugnahme auf die 
Satzung ſchlechthin genüge. 

Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg 
verſagt. 
| In den Gründen wird ausgeführt: 

Daß die Vorausſetzungen der Anwendbarkeit des §S 1115 Abi. 2 BGB. 
vorliegen, iſt nicht zweifelhaft. Es handelt ſich um eine Hypothek für ein 
Darlehn. Gläubigerin der Hypothek iſt eine Kreditanſtalt, deren Satzung 
von der zuſtändigen Behörde vorſchriftsmäßig öffentlich bekannt gemacht worden 
ft. Nach S 1115 Abſ. 2 BGB. genügte zur Bezeichnung der außer den 
Zinſen ſatzungsgemäß zu entrichtenden Nebenleiſtungen die Bezugnahme auf 
die Satzung. Schon der Wortlaut der angezogenen Geſetzesvorſchrift ſpricht 
dafür, daß lediglich die Bezugnahme auf die Satzung genügt und es nicht 
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erforderlich iſt, daneben noch im Grundbuche zu bemerken, daß die Bezug⸗ 
nahme wegen der Nebenleiſtungen erfolge. Zu dieſer Geſetzesauslegung 
kommt man um jo mehr, wenn man den § 874 BGB. zur Ber: 
gleichung heranzieht. Dort iſt zum Ausdrucke gebracht, daß das Recht, 
mit dem ein Grundſtück belaſtet wird, in das Grundbuch einzutragen 
iſt, während zur näheren „Bezeichnung des Inhalts dieſes Rechtes, auf 
die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden kann; im § 1115 
Abſ. 2 dagegen iſt vorgeſehen, nicht etwa, daß die Nebenleiſtungen einzu⸗ 


tragen ſeien und nur zur näheren Bezeichnung ihres Inhalts auf die Satzung 


Bezug genommen werden könne, ſondern daß es zur Bezeichnung der Neben⸗ 
leiſtungen ſelbſt genüge, auf die Satzung Bezug zu nehmen. Auch die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des §S 1115 Abſ. 2 BGB. iſt für die hier vertretene Auf⸗ 
faſſung zu verwerten. Die Vorſchrift iſt von der zweiten Kommiſſion ausweis⸗ 
lich der Protokolle (3, 545) vorzugsweiſe auf Grund eines gutachtlichen 
Beſchluſſes des preußiſchen Landes⸗Oekonomiekollegiums aufgenommen worden 
(zu vergl. Zuſammenſtellung der gutachtlichen Aeußerungen zu dem Ent⸗ 
wurf eines Bürgerlichen Geſetzbuchs, gefertigt im Reichs⸗Juſtizamte, 1890 
Bd. 3, 303). In dieſem Gutachten wird ausgeführt, daß die Haftung 
eines bepfandbrieften Grundſtücks unbedenklich auf die in Rede ſtehenden 
Nebenleiſtungen (Beiträge zu den Verwaltungskoſten, Verzinſung rückſtändiger 
von der Landſchaft vorgeſchoſſener Zinſen, Vertragsſtrafen bei nicht pünktlicher 
Zinszahlung uſw.) erſtreckt werden können, weil dieſe, obſchon von großem 


Werte für die Landſchaften, doch an ſich nur geringfügig und daher weder 


für den Schuldner drückend noch für den Realkredit und die Intereſſen der 
nachſtehenden Gläubiger nachteilig ſeien. Demgemäß ſei es in Preußen früher 
— nämlich vor 1872 — üblich geweſen, bei der Eintragung von Pfand⸗ 


briefdarlehn die Haftung für jene Nebenleiſtungen durch Bezugnahme auf das 


Landſchaftsreglement auszudrücken. Dieſe Stellung der Landſchaften ſei unab⸗ 
ſichtlich durch die Geſetzgebung vom 5. Mai 1872 beeinträchtigt worden. 
Für die Provinz Hannover indeſſen beſtimme der § 20 des Geſetzes über 
das Grundbuchweſen vom 28. Mai 1873, daß das bepfandbriefte Grund⸗ 
ſtück für die ſtatutenmäßigen Beiträge und ſonſtigen Leiſtungen des Schuld⸗ 
ners kraft Geſetzes hafte auch inſoweit, als dieſelben nicht Kapitalabtrag ſeien. 


Die Uebernahme dieſer Beſtimmung in das Bürgerliche Geſetzbuch ſei nicht nur 
von den hannoverſchen Inſtituten, ſondern auch von den altländiſchen Land⸗ 
haften lebhaft gewünſcht worden. Werde in der Eintragung auf das 


Landſchaftsreglement Bezug genommen, ſo könne jeder Intereſſent ſich aus 


demſelben über den möglichen Umfang der Nebenleiſtungen unterrichten. 


Wie ſchon dieſes Gutachten als die Anſicht des Landesökonomiekollegiums 
erkennen läßt, wird das Verkehrsintereſſe nicht dadurch beeinträchtigt, daß im 
Grundbuche lediglich auf die Satzung bezug genommen, dabei aber nicht aus⸗ 
drücklich hervorgehoben wird, es erfolge die Bezugnahme wegen der Neben⸗ 
leiſtungen. Jeder Intereſſent wird durch die Bezugnahme darauf hingewieſen, 
daß ſich in der Satzung Beſtimmungen vorfinden, welche die Haftung des 
Grundſtücks berühren, und zum andern iſt er infolge der Erwähnung der 
Satzung unter Angabe ihrer Fundſtelle (des amtlichen Publikationsorgans) 
leicht in der Lage, ſich von dem die Nebenleiſtungen betreffenden Inhalte 
der Satzung zu überzeugen und danach die Tragweite des Eintragungsvermerkes 


zu ermeſſen. Die Entſcheidungen des Kammergerichts (RIA. 1, 205; Kg. 
32, 255) gehen offenbar ebenfalls davon aus, daß die einfache Bezugnahme 
auf die Satzung genüge, wenn auch eine ausdrückliche Entſcheidung der Streit: 
frage dort nicht getroffen iſt. Auch in der Literatur finden ſich keine 
abweichenden Aeußerungen über die vorliegende Rechtsfrage. Daß Turnau⸗ 
Förſter (Liegenſchaftsrecht (3.) 1, 745 Anm. 2 zu § 1115) in der 
Formulierung des Eintragungsvermerkes bei der Bezugnahme auf die Satzung 
die Worte „wegen Nebenleiſtungen“ einfügen wollen, beweiſt nicht, daß nach 
ihrer Anſicht der Grundbuchrichter die Eintragung in der vorgeſchlagenen 
Faſſung vornehmen müſſe; vielmehr ſprechen die ſonſtigen Darlegungen dieſer 
Schriſtſteller (zu vergl. S. 743) dafür, daß fie die bloße Bezugnahme auf 
die Satzung bei der Eintragung der Nebenleiſtungen für ausreichend halten. 
Daß der Grundbuchrichter den Vermerk fo eintragen kann, wie Tur nau⸗ 
Förſter es vorſchlagen, und daß er zweckmäßigerweiſe eine ſolche die Neben: 
leiſtungen ausdrücklich erwähnende Faſſung regelmäßig bevorzugen wird, hat 
ſchon das Landgericht mit Recht hervorgehoben. Denn der $ 1115 Abi. 2 
beſtimmt nur den Mindeſtumfang der Eintragung und es iſt daher dem 
Grundbuchrichter unbenommen, auch eine ausführlichere Form des Vermerkes 
zu wählen und dabei hervorzuheben, daß es ſich bei der Bezugnahme um 
Nebenleiſtungen handle. Ein Zwang hierzu beſteht aber nicht; die gegenteilige 
— übrigens nicht näher begründete — Rechtsauffaſſung des Landgerichts 
Hannover in einem Beſchluſſe vom 20. Auguſt 1906 kann nicht als zu⸗ 
treffend anerkannt werden. Der Umſtand, daß die Gläubigerin in dem von 
ihr entworfenen Eintragungsvermerk ausdrücklich hervorgehoben hatte, es 
handle ſich um Nebenleiſtungen, iſt nicht entſcheidend. Denn der Grund: 
buchrichter iſt an die Faſſung des Eintragungsvermerkes, die von den Beteiligten 
hinſichtlich der Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung oder die Satzung 
beantragt iſt, bei der Eintragung der Hypothek nicht gebunden (KJ. 
32, 252). Hiernach mußte die weitere Beſchwerde als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen werden. 


Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung einer Hypothek 

für den Fall, daß die Hypothek ſich mit dem Eigentum in einer Per⸗ 

ſon vereinigt. Erlöſchen des vorgemerkten, im geringſten Gebote nicht 

berückſichtigten Rechtes durch den Zuſchlag; Pflicht des Grund buch⸗ 

amts, die Vormerkung auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts zu löſchen. 
§ 1179 BGB., $ 39 GB., $ 130 3G. 


Oberſtes Landesgericht München, 21. Oktober 1910. — Bd. 11 S. 73. 


Am 28. Juni 1910 wurde ein Grundſtück der Steuergemeinde F. im 
Wege der Zwangsvollſtreckung verſteigert. Auf dem Blatte für dieſe Grund⸗ 
ſtücke war für ein Annuitätendarlehen der S. ſchen Bodenkreditbank von 
7000 M. eine Hypothek an erſter Rangſtelle eingetragen. Für dieſelbe 
Gläubigerin war auch eine Vormerkung zur Sicherung ihres Anſpruchs auf 
Löſchung dieſer Hypothek (S 1179 BGB.) eingetragen. Nachdem der 
Teilungsplan ausgeführt und der Zuſchlag rechtskräftig war, erſuchte das 
Vollſtreckungsgericht das Grundbuchamt, in der Abt. II den Zwangsver⸗ 
ſteigerungsvermerk und in der Abt. III ſämtliche Poſten mit Ausnahme der 


beſtehen gebliebenen Hypothek der S. chen Bodenkreditbank zu löſchen und 
im Titel den Erſteher als Eigentümer einzutragen. Das Grundbuchamt hat 
am 22. Auguſt das Erſuchen im vollen Umfange vollzogen und hierbei auch 
die für die S. ſche Bodenkreditbank eingetragene Vormerkung gelöſcht. Gegen 
dieſe Löſchung erhob die Gläubigerin Beſchwerde, in der ſie die Geſetzmäßig⸗ 
keit der Löſchung beſtritt und den Antrag ſtellte, einen Widerſpruch nach 
§ 71 Abſ. 2 und § 54 GBO. einzutragen. Das Grundbuchamt hat der 
Beſchwerde nicht abgeholfen, da die Vormerkung bei der Feſtſetzung des 
geringſten Gebots nicht berückſichtigt worden und daher durch den Zuſchlag 
erloſchen ſei. Nach 8 130 3G. habe das Vollſtreckungsgericht die 
Löſchung aller durch den Zuſchlag erloſchenen Rechte zu veranlaſſen: 
zu dieſen Rechten werde in der Rechtsanwendung auch die Vormerkung nach 
S 1179 BGB. gerechnet. Das Landgericht hat die Beſchwerde als unzu⸗ 
läſſig verworfen. 

Der weiteren Beſchwerde hat das Oberſte Landesgericht in München den 
Erfolg verſagt. In den Gründen wird ausgeführt: 

Zutreffend hat das Beſchwerdegericht angenommen, daß das Grund⸗ 
buchamt durch die Eintragung der Löſchung eine geſetzliche Vorſchrift nicht 
verletzt hat. Der Beſchwerde kann darin beigetreten werden, daß die Vor⸗ 
ſchrift des 8 39 GBO. das Prüfungsrecht und die Prüfungspflicht des 
Grundbuchrichters beſtimmt und die Vorſchrift des 8 130 3G. den Um⸗ 
fang der Befugniſſe des Vollſtreckungsgerichts begrenzt. Zu billigen iſt auch 
die Annahme, daß Rechtsänderungen, die nicht durch das Vollſtreckungsver⸗ 
fahren herbeigeführt werden, nicht Gegenſtand des Erſuchens des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts ſein können (RIA. Bd. 2, 184; 3, 48). Unſtichhaltig iſt aber die 
Ausführung der Beſchwerde, daß die im $ 130 ZUBE. erwähnten, „durch den 
Zuſchlag erloſchenen Rechte“ nur dingliche Rechte in ſich begreifen. Die Aus⸗ 


gleichung der Intereſſen des betreibenden Gläubigers und der dinglich Berechtigten 


bildet allerdings einen weſentlichen Inhalt des Zwangsverſteigerungs verfahrens; 
fie begrenzt aber nicht, wie ſich ſchon aus S 9 3G. ergibt, den Kreis der 
von der Vollſtreckung getroffenen Rechte. Sie iſt auch nicht der Zweck der 
Vorſchrift des § 130; dieſe iſt im Gegenteile die Folge der Rückwirkung, 
die das Zwangsverfahren auf die beſtehenden Rechte äußert. Der Zweck der 
Vorſchrift iſt, das Grundbuch mit der durch die Zwangsvollſtreckung herbeige⸗ 
führten Rechtslage in Uebereinſtimmung zu bringen und jede Beläſtigung 
der Beteiligten und des Erſtehers auszuſchließen. Daraus muß gefolgert 
werden, daß alle Rechte, die im Grundbuch eingetragen oder vorgemerkt ſind, 
für den Fall, daß ſie durch den Zuſchlag erlöſchen, von dem Vollſtreckungs⸗ 
gerichte nach §S 130 zur Löſchung zu bringen find (RJA. 2, 253; OLG⸗ 
Rechtſpr. 16, 343). Unter diefe Rechte iſt auch der Anfpruch auf Grund 
des § 1179 BGB. einzureihen. Der Anſpruch wird im Grundbuche vor⸗ 
gemerkt und hierdurch mit dinglicher Wirkung ausgeſtattet (RG. 63, 152; 
72, 274) und kann, ſofern er in dem Verſteigerungsverfahren nicht zu 
berückſichtigen iſt, als eine Beſchränkung des Eigentümers (Bay O83. 
10, 456, 457, RIA. 3, 129) dem Erſteher gegenüber nicht beſtehen bleiben. 

Demgemäß war die weitere Beſchwerde als unbegründet zurückzu⸗ 
weiſen. 
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Erfordernis der Einwilligung der in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden 
Ehefrau zur Eintragung einer Wegegerechtigkeit an einem zum Geſamtgute 
gehörenden Grundſtücke, deren Beſtehen der Ehemann in einem von ihm 


ohne Zuſtimmung feiner Frau geführten Rechtsſtreit im Wege gerichtlichen 


Vergleichs anerkannt hat. 
§ 1443 bj. 1, $ 1445 BGB., § 19, § 22 Abſ. 1 EBD. §S 740 ZPO. 


Kammergericht Berlin, 12. Dezember 1910. — Bd. 11 S. 75. 


Im Grundbuche von O. Bd. 20 Bl. 100 ſtehen in Abt. I die Ehe 
leute W. als Eigentümer in allgemeiner Gütergemeinſchaft des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs eingetragen. An einer der in dieſem Grundbuch eingetragenen 
Parzellen beanſpruchte der Kaufmann P. für ſein Grundſtück eine Wegege⸗ 
rechtigkeit und verklagte den Ehemann W. auf Anerkennung dieſer Grund- 
gerechtigkeit. Der Rechtsſtreit wurde am 27. Mai 1910 durch einen vor 
dem Prozeßgerichte geſchloſſenen Vergleich erledigt; in dieſem Vergleich erkannte 
der Ehemann W. dem P. gegenüber an, daß dem letzteren für ſein Grund⸗ 
ſtück auf dem Grundſtücke des W. ein Fußpfad zum Gehen und Schieben 
mit Schubkarren zu allen landwirtſchaftlichen Zwecken und zwar in einer Breite 
von vier Fuß zuſtehe und bewilligte die Eintragung der Wegegerechtigkeit im 
Grundbuche. Die mit einer Vollſtreckungsklauſel verſehene gerichtliche Ver⸗ 
gleichsurkunde wurde von dem Kaufmann P. dem Grundbuchamte mit 
dem Antrag auf Eintragung der Grundgerechtigkeit im Grundbuch über: 
reicht. 

Das Grundbuchamt wies den Antrag ab, weil die Ehefrau W. 
dem Prozeßvergleiche hätte zuſtimmen müſſen. Die Beſchwerde des P. 
wurde vom Landgericht aus demſelben Grunde zurückgewieſen. 

Auch der hiergegen eingelegten weiteren Beſchwerde hat das Kammerge⸗ 
richt den Erfolg verſagt. 

In den Günden wird ausgeführt; 

Nach § 1445 BGB. bedarf der mit feiner Ehefrau in der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs lebende Ehemann der Ein⸗ 
willigung der Frau zur Verfügung über ein zu dem Geſamtgute gehörendes 
Grundſtück. Die Vorinſtanzen nehmen an, daß eine ſolche Verfügung des 
Ehemanns W. in dem von ihm am 27. Mai 1910 abgeſchloſſenen Prozeß⸗ 
vergleiche zu finden ſei, da er in dieſem das zum Geſamtgute gehörende 
Grundſtück mit einer Grundgerechtigkeit zugunſten des Kaufmanns P. 
belaſtet habe. Wenn wirklich der Ehemann W. in dem Vergleiche das Grund⸗ 
ſtück mit einer zu den dinglichen Rechten gehörenden Wegegerechtigkeit belaſtet 
hätte, ſo würde es allerdings keinem Zweifel unterliegen können, daß er damit 
eine Verfügung über ein Grundſtück im Sinne des $ 1445 BGB. vorgenommen 
hätte. Es könnte aber im vorliegenden Falle die Frage aufgeworfen worden, 
ob denn nicht der Ehemann W. bei dem Abſchluſſe des Vergleichs lediglich 
eine bereits beſtehende Grundgerechtigkeit ſeines Gegners anerkannt habe, ohne 
daß es in ſeiner Abſicht gelegen hätte, ſein Grundſtück mit einer neuen 
Wegegerechtigkeit zu belaſten. Die Entſcheidung dieſer Frage erübrigt ſich 
jedoch, weil ſelbſt dann, wenn lediglich eine Berichtigung des Grundbuchs in 
Frage käme, die Zuſtimmung der Ehefrau W. nicht entbehrt werden könnte. 
Nach 8 22 Abſ. 1 GBO. kann nämlich die Berichtigung des Grundbuchs 


nur erfolgen, wenn entweder die Unrichtigkeit nachgewieſen wird oder die Be⸗ 
willigung desjenigen vorliegt, deſſen Recht von der Berichtigung getroffen 


wird (RIA. 9, 203). Von einem Nachweiſe der Unrichtigkeit des Grund⸗ 


buchs durch den Prozeßvergleich kann keine Rede ſein; denn durch dieſen 
Vergleich iſt nicht etwa die objektive Sach⸗ und Rechtslage feſtgeſtellt, ſondern 
nur im Wege gegenſeitigen Nachgebens der Streit oder die Ungewißheit der 
Beteiligten über die beſtehende Wegegerechtigkeit beſeitigt worden. Zur Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs würde hiernach gemäß § 19 GBO. die Bewilligung 
deſſen erforderlich ſein, der durch die Eintragung der Grundgerechtigkeit in 
ſeinem Recht betroffen wird. Es iſt jedoch in Anlehnung an die in den Be⸗ 
ſchlüſſen des Kammergerichts vom 1 1. Januar 1909 und vom 19. Oktober 1908 
(RIA. 9, 274) entwickelten Grundſätze davon auszugehen, daß auch für die 
Vornahme einer berichtigenden Eintragung die Bewilligung desjenigen genügt, 
dem das Verfügungsrecht über die betroffene materielle Berechtigung zuſteht 
(Güthe, 1, 481 Anm. 31 zu § 19). Es iſt alſo nicht ſtets die Bewilligung 
deſſen notwendig, der das betreffende Recht hat. Vielmehr kommt es nur auf 
die Verfügungsberechtigung an, da die Bewilligung ebenſo wie die Einigung 
eine Erklärung iſt, durch die über ein Recht dinglich verfügt wird. Daraus 
folgt, daß die Berichtigungsbewilligung eines materiell Berechtigten, dem das 
Verfügungsrecht nicht zuſteht, nicht erforderlich iſt, um die Berichtigung herbei⸗ 
zuführen. Wenn alſo im vorliegenden Falle der Ehemann W. befugt wäre, 
über das zum Geſamtgute gehörende Grundſtück allein zu verfügen, ſo würde 
die Wegegerechtigkeit auch im Wege der Grundbuckberichtigung auf Grund 
des Prozeßvergleichs eingetragen werden können, obwohl neben dem Ehemann 
auch die Ehefrau W. die materiell berechtigte Eigentümerin des Grundſtücks 
iſt. Nach § 1445 BGB. bedarf nun aber der Mann der Einwilligung 
der Frau zur Verfügung über ein zum Geſamtgute gehörendes Grundſtück; 
er iſt alfo inſoweit nicht allein verfügungsberechtigt. Daraus folgt, daß auch 
die Berichtigungsbewilligung von beiden Eheleuten gemeinſam abgegeben werden 
muß, ſo daß in diefem Falle die materielle Berechtigung und die Verfügungs⸗ 
berechtigung der Eheleute zuſammenfallen. 

Reicht aber hiernach die Bewilligung des Ehemanns W. allein nicht 
aus, um die Eintragung der Grundgerechtigkeit im Wege der Berichtigung 
des Grundbuchs zu bewirken, ſo kann nur in Frage kommen, ob die alleinige 
Erklärung des Mannes etwa um deswillen genügt, weil ſie von dieſem in 
einem von ihm ohne Zuziehung feiner Frau geführten Prozeſſe abgegeben 
worden if. Nach § 1443 Abſ. 1 BGB. iſt nämlich der Mann in Aus⸗ 
übung des ihm am Geſamtgute zuſtehenden Verwaltungsrechts befugt, Nechts⸗ 


ſtreitigkeiten, die ſich auf das Geſamtgut beziehen, im eigenen Namen führen. 


Der Mann iſt durch dieſe geſetzliche Vorſchrift zur Prozeßführung ohne Zuſtimmung 
der Frau auch inſoweit ermächtigt, als er zu Verfügungen gemäß 8§ 1444 
bis 1446 BGB. ihrer Einwilligung bedarf; denn eine Einſchränkung des 
Prozeßführungsrechts des Mannes nach irgendeiner Richtung hin hat das 
Geſetz nicht vorgeſehen und auch nicht beabſichtigt, wie die Motive 4, 360 
klar erkennen laſſen. Auch das Kammergericht (KGJ. 26, 261; OL GRſp. 
9, 113) ſteht in Uebereinſtimmung mit der Literatur auf dieſem Rechtsboden. 
Soweit mithin lediglich die Prozeßführung des Mannes und die ſich aus 
ihr ergebenden Folgen in Frage kommen, bedarf es der Mitwirkung der Frau 
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nicht. Wenn alſo der Mann einen Prozeß führt, in dem es ſich um eine 
Grundgerechtigkeit gegenüber einem zum Geſamtgute gehörenden Grundſtücke 
handelt, ſo bedarf es der Zuziehung der Frau nicht, obwohl, wie oben er⸗ 
wähnt, der Mann nach S 1445 BGB. die Einwilligung der Frau zur Be 
laſtung eines ſolchen Grundſtücks mit einer Grunddienſtbarkeit nötig hat. Hieraus 
folgt, daß, wenn der Mann in einem ſolchen Rechtsſtreite verurteilt wird, 
in die Eintragung einer Grundgerechtigkeit auf dem zum Geſamtgute gehörenden 
Grundſtücke zu willigen, die Zuſtimmung der Frau nicht erforderlich iſt, um 
die Eintragung der Laſt bei dem Grundbuchamte zu erreichen. Denn nach 
den 88 740, 894 ZPO. in Verbindung mit § 1443 BGB. würde, ſobald 
das Urteil rechtskräftig geworden iſt, die auf Beſtellung der Grunddienſtbarkeit 
gerichtete Erklärung des Mannes als abgegeben gelten und damit auch die 
Zuſtimmung der Frau erfolgt ſein. Dieſen Rechtsgrundſatz hat das Kammer⸗ 
gericht in dem Beſchluſſe vom 19. Oktober 1903 (KGJ. 26, 261) unter 
ausführlicher Begründung entwickelt. 

Im vorliegenden Falle iſt die Sachlage inſofern anders geſtaltet, als der 
vom Manne ohne Zuziehung ſeiner Frau geführte Rechtsſtreit nicht durch 
Urteil, ſondern durch einen gerichtlichen Vergleich beendet worden iſt. Es 
fragt ſich, ob ein ſolcher Vergleich vollſtändig im Rahmen der Prozeßführungs⸗ 
befugniſſe des Mannes liegt und daher im Hinblick auf $ 1443 Abſ. 1 
BGB. ſelbſt dann der Zuſtimmung der Frau nicht bedarf, wenn an ſich 
dieſe Zuſtimmung nach $ 1445 BGB. erforderlich wäre. Die Vorinſtanzen 
haben dieſe Frage verneint und ihrer Rechtsauffaſſung iſt beizutreten. Ein 
Prozeßvergleich kann zwar als eine Prozeßhandlung im weiteren Sinne in⸗ 
ſofern angeſehen werden, als er in dem Rechtsſtreit und zu deſſen Beilegung 
geſchloſſen iſt. Auch findet die gerichtliche Verlautbarung des Vergleichs, da 
fie von den Prozeßparteien in der Verhandlung bewirkt wird, im Laufe 
des Prozeßbetriebs ſtatt; aber die Verbindung mit dem Prcazeſſe iſt keine 
weſentliche und für eine gerichtliche Entſcheidung im anhängigen Prozeſſe 
ſoll eine Grundlage nicht geſchaffen werden. Der Umſtand, daß der gericht⸗ 
lich abgeſchloſſene Vergleich, von ſeiner äußeren Geſtalt aus betrachtet, die 
Kennzeichen einer Prozeßhandlung an ſich tragen würde, nötigt nicht dazu, 
ihn ausſchließlich als eine reine Prozeßhandlung aufzufaſſen. Seinem inneren 
Weſen nach ſtellt er ſich als ein privatrechtlicher Verfügungsakt über das im 
Streit befangene Recht dar (RG. 48, 183; 56, 333). Unter der Ber: 
fügung über ein Recht verſteht man ein Rechtsgeſchäft, deſſen Rechtswirkung 
auf das Recht unmittelbar gerichtet iſt. Die Verfügung geht alſo weiter als 
die Prozeßführung, die nur die Wahrnehmung der Parteirechte in einem über 
ein Recht anhängigen Rechtsſtreit umfaßt, das Recht ſelbſt aber unangetaſtet 
läßt. Sobald eine Partei durch Vergleich über das im Streite befangene 
Recht verfügt, überſchreitet ſie die Grenzen der bloßen Prozeßführung und 
wirkt zerſtörend oder abändernd oder beſtätigend auf das Recht ein. Soweit daher 
der Mann auch ſonſt der Einwilligung der Frau zur Verfügung über eine 
Sache oder ein Recht bedarf, hat er ſie auch dann nötig, wenn er dieſe 
Verfügung zur Beilegung eines von ihm geführten Rechtsſtreits vorgenommen 
hat. Dies iſt auch der Standpunkt des Geſetzgebers, der, wie die Motive 
(4, 360) klar erkennen laſſen, dem Manne mit dem Rechte der Prozeß⸗ 
führung nicht auch das Recht zubilligen wollte, einen Rechtsſtreit einſeitig 


durch prozeſſuale Rechtsgeſchäfte, wie Vergleich, Verzicht und Anerkenntnis, 
zu erledigen, ſoweit ein ſolches Rechtsgeſchäft, außerhalb des Prozeſſes ge: 
ſchloſſen, an die Einwilligung der Ehefrau gebunden iſt. Auch in der Lite⸗ 
ratur ſtimmt die herrſchende Lehre hiermit überein. Die abweichende Anſicht 
von Hellwig (Anſpruch und Klagerecht S. 336 Anm. 20) und von Meikel 
(Blätter für Rechtsanwendung in Bayern 67, 221) kann nicht gebilligt 
werden. Die Begründung Hellwigs, „der Ehemann ſei Partei, alſo auch in 
der Prozeßführung unbefchränkt“, überſieht, daß es ja eben zweifelhaft iſt, ob 
und inwieweit der Abſchluß eines Vergleichs zur eigentlichen Prozeß führung 
gehört, und daß es keineswegs ohne weiteres feſtſteht, ob nicht gewiſſe Prozeß⸗ 
akte gleichzeitig das materielle Rechtsgebiet berühren und deshalb auch den 
für dieſes geltenden Normen unterworfen ſind. Auch die Beweisführung von 
Meikel (222, 223) iſt nicht überzeugend; zuzugeben iſt ihm freilich, daß in 
den SS 1444 ff. BGB. die im § 1443 zwiſchen Verfügungen des Mannes 
und ſeiner Prozeßführungsbefugnis gemachte Unterſcheidung aufrecht erhalten 
werden ſollte. Daraus ergibt ſich aber nur, daß es der Einwilligung der 
Frau nicht bedarf zur Führung von Rechtsſtreitigkeiten, die Sachen oder Rechte 
betreffen, hinſichtlich deren der Mann zur Verfügung der Zuſtimmung der 
Frau bedarf. Dagegen iſt die Schlußfolgerung nicht gerechtfertigt, daß der 
Mann im Prozeſſe zur Verfügung über ſolche Sachen oder Rechte befugt 
wäre. Es iſt auch den Ausführungen von Meikel inſofern zuzuſtimmen, daß 
die Zivilprozeßordnung im allgemeinen eine Genehmigung Dritter zu einzelnen 
Prozeßhandlungen nicht verlangt und daher der Mann, da er die allgemeine 
Ermächtigung zur Prozeßführung bezüglich der in den SS 1444 ff. BGB. 
bezeichneten Gegenſtände hat, nach der Zivilprozeßordnung auch zum Abſchluſſe 
des Vergleichs berechtigt iſt. Dies ſchließt aber nicht aus, daß der Mann 
nach bürgerlichem Rechte der Zuſtimmung eines Dritten bedarf, wenn er eine 
Prozeßhandlung vornehmen will, die gleichzeitig eine materiell⸗rechtliche Ver⸗ 
fügung über den Prozeßgegenſtand in ſich ſchließt. 

Richtig iſt freilich, wie Meikel (223, 224) hervorhebt, daß der Mann 
die Wirkung eines Anerkenntniſſes dadurch herbeiführen kann, daß er Ver⸗ 
ſäumnisurteil gegen ſich ergehen und dieſes rechtskräftig werden läßt. Dieſer 
Rechtszuſtand iſt nur bei der eigenartigen geſetzlichen Regelung des Ver⸗ 
ſäumnisverfahrens möglich. Er iſt aber lediglich eine Folge des prozeſſualen 
Verhaltens des Mannes, der inſoweit über die Grenze ſeiner Prozeßführungs⸗ 
rechte nicht hinausgeht, insbeſondere auch eine Verfügung über das im 
Streit befangene Recht nicht vornimmt. Dasſelbe Ergebnis würde der 
Mann auch herbeiführen können, wenn er, ohne den Anſpruch anzuerkennen, 
tatſächliche Erklärungen abgeben würde, aus denen ohne weiteres ſeine 
Verurteilung herzuleiten wäre. Auch bei Abgabe dieſer Erklärung würde der 
Mann ſich im Rahmen ſeiner eigentlichen Prozeßführungsbefugniſſe halten, 
ohne rechtsgeſchäftlich zu verfügen, und deshalb müßte ſein Verhalten auch 
der Frau gegenüber wirken, wenn es auch noch ſo ſehr zu ihrem Nachteile 
ſein ſollte. 

Aus der vorerörterten Rechtslage ergibt ſich, daß die Vorſchrift des 
S 740 3PO., wonach bei dem Güterſtande der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft zur Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut ein gegen den Ehemann 
ergangenes Urteil erforderlich und genügend iſt, auf gerichtliche Vergleiche nicht 
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ohne weiteres anwendbar iſt, nämlich dann nicht, wenn in dem Vergleiche der 
Mann über Sachen oder Rechte verfügt hat, die der Verfügungsgewalt des 
Mannes nach den SS 1444 ff. BGB. nur mit Zuſtimmung der Frau unter: 
worfen ſind. 

Die Vorinſtanzen haben hiernach mit Recht zur Eintragung der Grund⸗ 
gerechtigkeit die Zuſtimmung der Frau W. verlangt. 


Unzuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde gegen einen Beſchluß des Beſchwerde⸗ 

gerichts, durch den ein erſt bei dieſem geſtellter Zwiſchenantrag zurückge⸗ 

wieſen wird. Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen einen ſolchen Beſchluß nur 
in den geſetzlich beſtimmten Ausnahmefällen. 


88 19, 27 80. 
Oberſtes Landesgericht München, 3. März 1911. — Bd. 11 S. 81. 


Die Gutsbeſitzersehefrau St. beantragte bei dem Vormundſchaftsgericht, ihren 
Ehemann J. St. wegen Geiſteskrankheit oder doch wegen Geiſtesſchwäche oder 
Trunkſucht zu entmündigen und ihn unter vorläufige Vormundſchaft zu ſtellen. 
Das Vormundſchaftsgericht ordnete die vorläuſige Vormundſchaft über J. St. an 
und beſtellte als Vormund den Rechtsanwalt Z. Auf die ſofortige Beſchwerde 
des J. St. hob das Landgericht die Verfügung des Vormundſchaſtsgerichts auf 
und ordnete die ſofortige Wirkſamkeit der Entſcheidung an. Frau St. legte die 
ſofortige weitere Beſchwerde mit dem Erfolg ein, daß die Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts aufgehoben und das Beſchwerdegericht angewieſen wurde, in der Sache 
anderweit zu entſcheiden. Im Januar 1911 beantragte Frau St. beim Land⸗ 
gerichte, für 3. St. unverzüglich wieder einen Vormund aufzuſtellen, da nach 
dem von dem Rechtsanwalt Z. am 17. Dezember an das Vormundſchaftsgericht 
erſtatteten Berichte die Wiederaufſtellung eines Vormunds dringlich ſei. Das 
Landgericht hat Ermittelungen angeordnet und ſodann den Antrag der Frau St. 
zurückgewieſen. Gegen dieſen Beſchluß legte Frau St. die „ſofortige weitere“ 
Beſchwerde mit dem Antrage ein, den Beſchluß aufzuheben. Zur Begründung 
wurde geltend gemacht, daß das Beſchwerdegericht gegen den $ 16 FGG. ver: 
ſtoßen habe. Durch den Beſchluß des oberſten Landesgerichts ſei die land⸗ 
gerichtliche Entſcheidung im vollen Umfang außer Wirkſamkeit geſetzt und der 
Zuſtand wiederhergeſtellt worden, der vor der Erlaſſung des landgerichtlichen 
Beſchluſſes beſtand. Das Landgericht habe nach ſeinem Beſchluſſe den Vor⸗ 
mund benachrichtigt, daß die amtsgerichtliche Verfügung aufgehoben und ſeine 
Vormundſtellung beendet ſei. Aufgabe des Landgerichts wäre es daher ge 
weſen, nach der Aufhebung ſeines Beſchluſſes auch den Vormund zu benach⸗ 
richtigen, daß die amtsgerichtliche Verfügung wieder zu Recht beſtehe. Der 
Antrag habe nur den Zweck verfolgt, das Landgericht zu dieſer Tätigkeit 
anzuregen. Das oberſte Landesgericht hat die Beſchwerde als unzuläſſig ver⸗ 
worfen. Ä 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Das eingelegte Rechtsmittel iſt unzuläſſig. Eine weitere Beſchwerde liegt 
nicht vor; denn das Rechtsmittel richtet ſich nicht gegen eine Entſcheidung, 
durch die das Landgericht über die gegen eine Verfügung des Amtsgerichts 
erhobene Beſchwerde erkannt hat, ſondern gegen eine Entſcheidung, die das 
Landgericht auf einen erſt bei ihm geſtellten Zwiſchenantrag, ſohin in erſter 
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Inſtanz erlaſſen hat. Es könnte ſich daher nur um eine erſte Beſchwerde 
handeln. Dieſe iſt aber nach $ 19 FG. in der Regel nur zugelaſſen gegen 
eine Verfügung des Amtsgerichts. Nur ausnahmsweiſe (SS 14, 15, 64, 143) 
findet gegen eine von dem Landgericht als erſter Inſtanz erlaſſene Entſcheidung 
die Beſchwerde ſtatt. Ein Fall dieſer Art iſt aber nicht gegeben. 

Demnach iſt die Beſchwerde als unzuläſſig zu verwerfen. 


Zuläſſigkeit der Beſchwerde des Vaters gegen die Volljährigkeitserklärung 
eines unter ſeiner elterlichen Gewalt ſtehenden Kindes, auch wenn ihm die 
Sorge für die Perſon und das Vermögen des Kindes entzogen und des⸗ 
halb ſeine Einwilligung zur Volljährigkeitserklärung nicht erforderlich iſt. 
88 3, 4, 1626, 1627 BGB., § 20 86. 
Kammergericht Berlin, 3. Februar 1911. — Bd. 11 S. 83. 


Dem Vater der am 18. Juni 1891 geborenen Martha H., Franz H., iſt 
durch Beſchluß vom 21. Oktober 1910 die Sorge für die Perſon und das 
Vermögen ſeines Kindes entzogen. 

In dem Termine vom 9. Dezember 1910 hat das Vormundſchaftsgericht 
den D. als Pfleger der Martha H. „zwecks Wahrnehmung ihrer perſönlichen 
und vermögensrechtlichen Intereſſen“ verpflichtet. Es hat ſodann den Antrag 
der Martha H. entgegengenommen, ſie für großjährig zu erklären, weil ſie 
nächſtens den K. heiraten wolle, die Erklärung des Pflegers angenommen, 
daß er mit der Volljährigkeitserklärung der Martha H. einverſtanden ſei, und 
ſodann die Martha H. für volljährig erklärt. Demnächſt ſind die weiteren 
Erklärungen der Martha H. und des Pflegers entgegengenommen, daß ſie 
auf ein Rechtsmittel gegen den die Volljährigkeit ausſprechenden Beſchluß ver⸗ 
zichteten, und es iſt der fernere Antrag der Martha H. entgegengenommen, 
die elterliche Einwilligung zur Heirat mit K. durch das Vormundſchaftsgericht zu er⸗ 
ſetzen. Dieſem Antrag gemäß iſt beſchloſſen: „Seitens des Vormundſchaftsgerichts 
wird die elterliche Einwilligung der für volljährig erklärten Martha H. zur 
Eheſchließung mit dem Grubenarbeiter K. hiermit erſetzt.“ 

Alles dieſes iſt in dem Termine vom 9. Dezember 1910 geſchehen, 
zu dem der Vater H. nicht geladen und demzufolge auch nicht erſchienen war. 

Das Vormundſchaftsgericht hat den Volljährigkeitsbeſchluß nur der für 
volljährig erklärten Martha H. und den die Erſetzung der elterlichen Ein⸗ 
willigung in die Heirat durch das Vormundſchaftsgericht ausſprechenden Be⸗ 
ſchluß nur dem Vater H. zugeſtellt. Es hat in ſeiner Verfügung zum Aus⸗ 
drucke gebracht, daß der Volljährigkeitsbeſchluß die Rechtskraft beſchritten habe. 

Gegen den ihm zugeſtellten, die Erſetzung der elterlichen Einwilligung 
in die Heirat durch das Vormundſchaftsgericht ausſprechenden Beſchluß hat 
der Vater H. ſofortige Beſchwerde eingelegt, die vom Landgerichte zurückge⸗ 
wieſen worden iſt. | 

Auf die hiergegen eingelegte weitere Beſchwerde hat das Kammergericht 
unter Aufhebung der Vorentſcheidungen den Antrag der Martha H. vom 
9. Dezember 1910, die elterliche Einwilligung zu ihrer Eheſchließung mit 
dem Grubenarbeiter K. ſeitens des Vormundſchaftsgerichts zu erſetzen, zurüd= 
gewiefen. | 

In den Gründen wird ausgeführt: 
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Nach § 1626 BGB. ſteht Martha H., ſolange fie minderjährig iſt, 
unter der elterlichen Gewalt ihres Vaters. Dieſe elterliche Gewalt über ſie 
wird ihrem Vater nach 8 3 BGB. durch die Volljährigkeitserklärung ge: 
nommen, da die Minderjährige durch dieſe die rechtliche Stellung des Voll⸗ 
jährigen erhält. Die Volljährigkeitserklärung greift hiernach dadurch, daß ſie 
die elterliche Gewalt dem Vater für die Zukunft nimmt, auf die er ohne 
ſolche ein Recht hat, in das Recht ihres Vaters ein; die Volljährigkeitser⸗ 
klärung beeinträchtigt deſſen Recht auf Fortführung der elterlichen Gewalt bis 
zum vollendeten 21. Lebensjahre ſeines Kindes. Dem Vater ſteht hiernach 
gemäß § 20 FG. das Beſchwerderecht gegen die Volljährigkeitserklärung zu, 
wenn auch ſeine Einwilligung zur Volljährigkeitserklärung nicht erforderlich 
war, da er das Recht der Sorge für die Perſon und das Vermögen des 
Kindes zur Zeit der Volljährigkeitserklärung nicht hatte. Denn das Recht 
der elterlichen Gewalt iſt ein weitergehendes Recht als dasjenige der Sorge 
für die Perſon und das Vermögen des Kindes. Das ergibt ſich aus § 1627 
BGB., nach dem der Vater kraft der elterlichen Gewalt das Recht und die 
Pflicht hat, für die Perſon und das Vermögen des Kindes zu ſorgen. Das 
Recht der Sorge für die Perſon und das Vermögen des Kindes iſt alſo nur 
ein Ausfluß des Rechtes der elterlichen Gewalt. Dieſes Recht ſteht ihm als 
Teil des Rechtes der elterlichen Gewalt zu. Die elterliche Gewalt über die 
Martha H. gebührte alſo dem Vater derſelben noch nach dem 20. Oktober 
1910, nachdem ihm an dieſem Tage nur die aus ihr hergeleiteten Rechte der 
Sorge für die Perſon und das Vermögen der Martha H. genommen waren. 
Das Recht der elterlichen Gewalt beſeitigte erſt die am 9. Dezember 1910 
vorgenommene Volljährigkeitserklärung; gegen dieſen Eingriff in fein Recht 
der elterlichen Gewalt hat der Vater das Beſchwerderecht. Die Unterlaſſung 
der Zuſtellung des die Volljährigkeitserklärung ausſprechenden Beſchluſſes an 
den beſchwerdeberechtigten Vater hat daher die Rechtswirkſamkeit dieſes Be⸗ 
ſchluſſes bisher gehemmt. 

Iſt hiernach zurzeit die Volljährigkeitserklärung der Martha H. nach 
§ 56 56. noch nicht rechtswirkſam, kann die Volljährigkeitserklärung noch 
immer, ſei es vor der noch zu bewirkenden Zuſtellung des ſie ausſprechenden 
Beſchluſſes an den Vater oder innerhalb zweier Wochen nach der noch zu 
bewirkenden Zuſtellung, vom Vater mit der ſofortigen Beſchwerde angefochten 
worden, ſo ergibt ſich aus der Tatſache der noch nicht eingetretenen Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Volljährigkeitserklärung ohne weiteres die Unzuläſſigkeit des 
die elterliche Einwilligung in die Heirat der Martha H. erſetzenden, hier den 
Gegenſtand der weiteren Beſchwerde bildenden Beſchluſſes des Vormundſchafts⸗ 
gerichts; denn ein Beſchluß aus § 1308 BGB. iſt überhaupt erſt möglich, 
wenn das Kind, dem die Eltern die Einwilligung zur Eheſchließung weigern, 
volljährig iſt, d. h. rechtswirkfam für volljährig erklärt iſt. 

Hiernach rechtfertigt ſich die getroffene Entſcheidung. 
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Verpflichtung des Gerichts, der Beſchwerde gegen eine Verfügung, durch die 
es einen Antrag zurückgewieſen hat, abzuhelfen, weun bei Einlegung der 
Beſchwerde der Abweiſungsgrund beſeitigt wird. 


88 18, 23 36. 88 570, 571 810. 
Kammergericht Berlin, 10. April 1911. — Bd. 11 S. 82. 


Der Häusler M. beantragte beim Nachlaßgerichte die Erteilung eines 
Erbſcheins nach ſeiner verſtorbenen Schweſter. Das Nachlaßgericht beſtimmte 
durch Verfügung vom 1. Oktober 1910 dem Antragſteller eine Friſt von 
drei Monaten zur Beſchaffung fehlender Perſonenſtandsurkunden und wies, 
da innerhalb dieſer Friſt weder die Vorlegung der Urkunden ſtattfand noch 
ein Antrag auf Friſtverlängerung geſtellt wurde, durch Beſchluß vom 
12. Januar 1911 den Antrag zurück. M. erhob hiergegen Beſchwerde und 
reichte zugleich mit dieſer achtzehn Perſonenſtandsurkunden, die er als die 
bisher fehlenden bezeichnete, dem Nachlaßgericht ein. Dieſes half der Beſchwerde 
nicht ab, ſondern legte ſie dem Landgerichte vor, das auf Zurückweiſung des 
Rechtsmittels entſchied. 

Auf die hiergegen eingelegte weitere Beſchwerde hat das Kammergericht 
unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung 
und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Amtsgericht 
zurückverwieſen. 

Dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß die angefochtene Entſcheidung 
des Nachlaßgerichts zur Zeit ihres Erlaſſes durchaus gerechtfertigt war. Die 
erforderten Perſonenſtandsurkunden waren zur Erteilung des Erbſcheins nach 
88 2356, 2357 BGB. notwendig, die Friſt von drei Monaten auch zu 
ihrer Beſchaffung ausreichend, die Zurückweiſung des Antrages daher, nach⸗ 
dem innerhalb der Friſt keine Erklärung erfolgt war, wohl begründet. Das 
Landgericht überſieht jedoch, daß nach der Ausgeſtaltung, die das Rechtsmittel 
der Beſchwerde im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit gefunden hat, 
die Beſchwerde zu einer vollkommen neuen, erſchöpfenden Sachprüfung führt, 
bei der neue tatſächliche Anführungen — Behauptungen und Beweiſe — ohne 
Beſchränkung zugelaſſen ſind. Wird dem vom Gericht erſter Inſtanz geltend 
gemachten Abweiſungsgrunde bei Einlegung der Beſchwerde abgeholfen, ſo iſt 
es nach §S 18 FG., der für das Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
die Stelle des engeren § 571 ZPO. vertritt, zunächſt Sache des Gerichts 
erſter Inſtanz, durch eine der veränderten Sachlage entſprechende Entſcheidung 
der Beſchwerde abzuhelfen. Tut die erſte Inſtanz dies nicht, ſo hat, wie ſich 
aus 8 23 FG. (zu vergl. § 570 ZPO.) ergibt, das Beſchwerdegericht zu 
entſcheiden, nicht ob die angefochtene Verfügung zur Zeit ihres Erlaſſes gerecht⸗ 
fertigt war, ſondern ob ihre Aufhebung wegen veränderter Sachlage erfolgen 
ſoll (Joſef, FG. (2.) 84, Anm. 1 zu § 23; 3BlFGG. 5, 250; 6, 225). 

Daß es ſich im vorliegenden Falle um eine an ſich mögliche Ergänzung 
des urſprünglichen Antrags handelte, kann, da nur die Beibringung von 
Beweisurkunden in Frage ſtand, keinem Zweifel unterliegen, iſt auch vom 
Amtsgerichte durch die Friſtſetzung anerkannt worden. Hiernach hätte, nach⸗ 
dem mit der Beſchwerde die Urkunden nachgereicht waren, ſchon das Amts⸗ 
gericht prüfen müſſen, ob der gerügte Anſtand erledigt und auch im übrigen 
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dem Antrage ftattzugeben war. War dies zu bejahen, jo mußte das Nach⸗ 
laßgericht unter Aufhebung ſeines ablehnenden Beſchluſſes den Erbſchein erteilen. 
Nachdem das Amtsgericht dieſe ſeine Aufgabe verkannt hatte, hätte das Land⸗ 
gericht entweder an Stelle des Amtsgerichts in der Sache entſcheiden oder 
die Sache an das Amtsgericht zurückverweiſen müſſen (RIA. 8, 247). Da 
auch das Landgericht dies verkannt hat, war ſeine Entſcheidung als rechtsirrig 
aufzuheben. 


Anordnung einer Pflegſchaft zum Zwecke der Beſtimmung des Aufenthalts 
eines unter der elterlichen Gewalt der Mutter ſtehenden Kindes für die 
Dauer des Verfahrens, durch das der Mutter das Recht, den Aufenthalt 
ihres Kindes zu beſtimmen, entzogen werden ſoll. Geführdung des gei⸗ 
ſtigen Wohles eines dentſchen Kindes, wenn die Mutter ſich weigert, dem 
Kinde eine dentſche Erziehung zu gewähren. 
88 1666, 1909 BGB. 


Kammergericht Berlin, 31. März 1911. — Bd. 11 S. 85. 


Die am 24. Januar 1905 zu Rio de Janeiro geborene Elſa S. iſt 
die eheliche Tochter des am 28. Oktober 1910 zu M. bei Berlin verſtorbenen 
deutſchen Reichsangehörigen S. 

Im Juni 1910 hatte der Vater mit dem Kinde Rio de Janeiro ver⸗ 
laſſen und war nach Deutſchland gefahren, wo er das Kind zunächſt in J. 
untergebracht hatte. 

Der Vater hat in ſeinem Teſtamente die Ehefrau enterbt und ein 
Fräulein K. als Vormünderin ſeines als Alleinerben eingeſetzten Kindes be⸗ 
nannt. 

Nachdem das Amtsgericht B. ermittelt hatte, daß das Kind die deutſche 
Reichsangehörigkeit beſaß, leitete es auf Grund der SS 1666, 1909 BGB. eine 
Pflegſchaft ein; es legte das Teſtament des Vaters dahin aus, daß der Mutter 
Verwaltung und Nutznießung am Kindesvermögen entzogen ſei. Es leitete 
ferner ein Verfahren auf Grund des S 1666 BGB. gegen die Mutter ein 
und beſtellte den Rechtsanwalt M. zum Pfleger für ein gegen die Mutter 
einzuleitendes Verfahren aus $ 1666 BGB. auf Entziehung der Sorge für 
die Perſon, inſoweit die Aufenthaltsbeſtimmungsberechtigung in Frage komme. 
Gleichzeitig übertrug es durch einſtweilige Anordnung aus $ 1666 BGB. 
dem Pfleger für die Dauer des Verfahrens das Recht der Aufenthaltsbe⸗ 
ſtimmung. Der Pfleger hat das Kind einſtweilen bei deſſen väterlicher Groß⸗ 
mutter untergebracht. 

Die Mutter hat gegen die einſtweilige Anordnung, durch die ihr Perſonen⸗ 
ſorgerecht für die Dauer des Verfahrens beſchränkt wird, und gegen die An⸗ 
ordnung der Pflegſchaft inſoweit, als dem Pfleger das Recht der Aufenthalts: 
beſtimmung übertragen iſt, Beſchwerde eingelegt. Das Landgericht hat dieſe 
Beſchwerde zurückgewieſen. 

Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht aus folgenden 
Gründen den Erfolg verſagt: 

Die Beſchwerdeführerin vermißt die zur Anwendung des § 1666 BGB. 
notwendige Feſtſtellung, daß ſie ſich eines ſchuldhaften Mißbrauchs des Perſonen⸗ 
ſorgerechts ſchuldig gemacht habe. 
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Die Rüge geht fehl. Es handelt ſich für jetzt nur um eine vorläufige 
Maßregel, deren Geltung auf die Dauer des Verfahrens beſchränkt bleibt, 
das vom Amtsgerichte gemäß 8 1666 BGB. eingeleitet worden iſt. Solche 
vorläufigen Maßregeln ſind im Geſetze nicht ausdrücklich erwähnt, aber dennoch, 
wie in ſtändiger Rechtſprechung anerkannt wird, zuläſſig. Insbeſondere kann 
das Vormundſchaftsgericht vor der endgültigen Entſcheidung über Entziehung 
oder Beſchränkung der Perſonenſorge vorläufige Anordnungen, z. B. über 
den Aufenthalt des Kindes während der Dauer des Verfahrens treffen (Stau⸗ 
dinger, BGB. (5./6.) 4, 953 Anm. III A. 1; Planck (3.) 3, 530 Anm. 2a 
zu § 1666; KGJ. 20 A, 251; RIA. 2, 3; OL GRſpr. 16, 6). 

Auch ſolche vorläufigen Anordnungen können ſich allerdings nur auf 
die im § 1666 BGB. näher beſtimmten Vorausſetzungen ſtützen, unter denen 
dem berechtigten Elternteile die Perſonenſorge überhaupt entzogen oder beſchränkt 
werden darf, ſetzen alſo namentlich Verſchulden voraus. Aber es iſt natürlich 
nicht angängig, vor Erlaſſung dieſer nur vorläufigen Anordnung den Sach⸗ 
verhalt bereits erſchöpfend und nach allen Richtungen hin aufzuklären. Dies 
muß vielmehr dem eigentlichen, vormundſchaftsgerichtlichen Verfahren überlaſſen 
bleiben, das die endgültige Entſcheidung aus $ 1666 BGB. vorzubereiten hat. 
Es muß alſo ein vorläufiger Beweis, eine Art Glaubhaftmachung genügen. 

Weiter hängt die Zuläſſigkeit einer vorläufigen Anordnung, wie in den 
angeführten Entſcheidungen des Kammergerichts ſtändig angenommen iſt, da⸗ 
von ab, daß es zugunſten des Kindes dringend erforderlich iſt, eine ſolche 
zu erlaſſen. 
| Die Gründe des Landgerichts find allerdings nicht beſonders klar. Aber 
ſie ſtellen doch die Abſicht der Beſchwerdeführerin feſt, „B. mit dem Kinde 
alsbald zu verlaſſen“, was nach den eigenen, immer wiederholten Anſührungen 
der Beſchwerdeführerin dahin auszulegen iſt, daß ſie das Kind in das Reichs⸗ 
ausland bringen und dort erziehen laſſen wolle. Danach iſt alſo zu er⸗ 
warten, daß das Kind alsbald der Gewalt der deutſchen Vormundſchafts⸗ 
gerichte entzogen ſein würde, wenn es nicht durch eine vorläufige Anordnung 
für die Dauer des Verfahrens im Inlande zurückbehalten wird. Das drin⸗ 
gende Bedürfnis zur Erlaſſung einer ſolchen liegt alſo vor, ſofern Grund 
zu der Annahme beſteht, daß gegen die Mutter aus S 1666 BGB. ein⸗ 
geſchritten werden muß. 

Das iſt aber auch zu bejahen. Freilich braucht der Vormundſchafts⸗ 
richter das Kind wohl kaum vor dem Klima des Ortes zu ſchützen, an dem es geboren 
iſt und bis zum Jahre 1909 auch gelebt hat. Ebenſowenig vor Anſtren⸗ 
gungen einer Reiſe oder vor dem Einfluß ungünſtiger, wirtſchaftlicher Ver⸗ 
hältniſſe. Entſcheidend wird vielmehr nur ſein können, ob die Mutter an 
der ausdrücklich und wiederholt geäußerten Abſicht feſthält, dem Kinde eine 
Erziehung zu geben, die es dem deutſchen Weſen entfremdet. Dadurch würde 
ſie das geiſtige Wohl des Kindes gefährden. 

Das Kind iſt durch ſeine Abſtammung von einem deutſchen Vater deutſcher 
Reichsangehörige, ebenſo wie es die Mutter durch ihre Verheiratung geworden 
iſt. Dem Kind muß demnach, wie es auch der Vater mehrfach brieflich ge⸗ 
wünſcht hat, eine deutſche Erziehung gewährt werden. Ihm eine ſolche zuteil 
werden zu laſſen, hat aber die Mutter wiederholt ausdrücklich abgelehnt. 
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Als eine deutſche Frau und Mutter, die ſie durch ihre Heirat geworden 
und auch nach dem Tode ihres Ehemanns geblieben iſt, hat ſie die Pflicht, 
das Kind deutſch zu erziehen, und zwar nicht allein ihm ſeine deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit zu bewahren, ſondern es auch in der deutſchen Sprache unter⸗ 
richten und in den Sitten und Anſchauungen ſeines deutſchen Volkes auf⸗ 
wachſen zu laſſen. Ein Verſtoß gegen dieſe durch Heirat und Elternſchaft 
übernommene Pflicht würde ſelbſt dann als ſubjektives Verſchulden im Sinne 
des 5 1666 BGB. gewertet werden müſſen, wenn die Mutter für ihre Perſon 
ſich die Anſchauungen des deutſchen Volkstums noch nicht völlig hat zu eigen 
machen können. Dem Kinde darf dieſer Umſtand jedenfalls nicht zum Nach⸗ 
teile gereichen. 


Sonach reicht die Sachlage jedenfalls aus, um für die Dauer des Ver⸗ 
fahrens die angefochtene Anordnung zu rechtfertigen. Die endgültige Ent⸗ 
ſcheidung wird hauptſächlich davon abhängen, ob die Mutter eine Gewähr 
dafür bieten kann, daß dem Kinde eine deutſche Erziehung in dem oben an⸗ 
gedeuteten Sinne gewährt werde. Daß das Kind ſeine deutſche Reichsan⸗ 
gehörigkeit behält, iſt zwar daneben auch erforderlich, für ſich allein aber noch 
nicht genügend. Deutſche Erziehung iſt, wenn auch mit größeren Schwierig⸗ 
keiten und Geldopfern, unter Umſtänden auch im Reichsauslande möglich. 
Sie ſetzt alſo Erziehung in Deutſchland nicht unbedingt und wenigſtens nicht 
ohne jede Ausnahme voraus. Bei einem Elternteile, der ſelbſt nicht von 
Geburt Deutſcher war und dem trotz ſeiner Heirat mit einem Deutſchen das 
deutſche Standesbewußtſein fremd geblieben iſt, würde allerdings wohl nur 
unter ganz beſonderen Vorausſetzungen angenommen werden können, daß er 
gewillt und imſtande ſei, dem Kinde auch im Ausland eine deutſche Erziehung 
in dem oben angegebenen Sinne zu gewähren. 

Nach dieſer Richtung wird das Amtsgericht bei ſeiner endgültigen Ent⸗ 
ſcheidung das Sachverhältnis zu prüfen haben. 


Eintragung eines Geburtsfalls im Staudesregiſter; Berichtigung der Unter⸗ 
ſchrift des Anmeldenden durch Aenderung der Reihenfolge ſeiner Vornamen. 


88 13, 65 PStG. 
Kammergericht Berlin, 28. November 1910. — Bd. 11 S. 88. 


Der Malermeiſter L., der nach ſeinem Taufſcheine die Vornamen Karl 
Joachim Johann führt, meldete am 17. Februar 1908 bei dem Standes⸗ 
beamten in T. die Geburt eines Mädchens an. Er unterſchrieb die An⸗ 
meldung, wie folgt „Carl Johann Joachim L.“ N 

Der Regierungspräſident in S. leitete ein Berichtigungsverfahren ein, 
um die Unterſchrift des Anmeldenden durch Umſtellung der Vornamen zu be⸗ 
richtigen. L. erklärte ſich mit der beabſichtigten Berichtigung einverſtanden. 
Das Amtsgericht lehnte jedoch die Berichtigung der Unterſchrift ab, weil die 
abweichende Reihenfolge der Vornamen die Unterſchrift noch nicht unrichtig 
mache. Die Beſchwerde des Regierungspräſidenten wurde vom Landgerichte 
mit der Begründung zurückgewieſen, die Berichtigung einer Unterſchrift ſei 
begrifflich ausgeſchloſſen. Im übrigen begründe die verſchiedene Stellung 
der Vornamen noch keine Verſchiedenheit des Namens. 
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Auf die hiergegen eingelegte weitere Beſchwerde hat das Kammergericht 
unter Aufhebung der Vorentſcheidungen das Amtsgericht angewieſen, die be⸗ 
antragte Berichtigung anzuordnen, wenn ihr andere als die erörterten Be⸗ 
denken nicht entgegenſtehen. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Daß die Berichtigung einer Unterſchrift zuläſſig iſt, hat das Kammer⸗ 
gericht bereits in dem Beſchluſſe vom 5. November 1909 (KGJ. 39 A, 37) 
entſchieden. Die abweichende Anſicht des Landgerichts kann ſomit nicht für 
zutreffend erachtet werden. Aber auch ſachlich erſcheint der Berichtigungsantrag 
begründet. Ebenſo wie der Vorname einer Perſon dadurch, daß der zur 
Namenserteilung Berechtigte ihr den Vornamen beilegt, unwiderruflich feſtge⸗ 
ſtellt wird, ſo gilt dies auch, wenn der Perſon mehrere Vornamen erteilt werden, 
von der bei der Namensgebung beſtimmten Reihenfolge der Vornamen. Sind 
die mehreren Vornamen in der vom Namenserteiler beſtimmten Folgeordnung 
in das Standesregiſter eingetragen, ſo muß es bei dieſer Reihenfolge bewenden 
und es iſt eine Umſtellung oder anderweitige Gruppierung der Vornamen durch 
den Namenserteiler nicht mehr zuläſſig (Hinſchius⸗Boſchan (4.) Anm. 50, 
56 b zu § 22 S. 471, 479). Daraus folgt aber, daß auch der Träger 
der Vornamen, wenn er ſie ſämtlich in Verbindung mit ſeinem bürgerlichen 
Namen bei einer Beurkundung gebraucht, die Vornamen in der richtigen 
Reihenfolge anzuwenden hat und ſie nicht beliebig umſtellen darf. Anderen 
Falles liegt eine unrichtige Bezeichnung des Namens vor. 

In dem hier zu entſcheidenden Falle ſteht außer Zweifel, daß die richtige 
Reihenfolge der Vornamen die auch im Texte der Geburtsurkunde vom 17. Feb⸗ 
ruar 1908 gebrauchte iſt, nämlich „Carl Joachim Johann“. In der Unter⸗ 
ihrift find mithin die Vornamen in einer unrichtigen Reihenfolge gebraucht. 
Die Unterſchrift iſt deshalb, wenn andere als die erörterten Bedenken nicht 
entgegenſtehen, dem Antrage gemäß zu berichtigen. 


Erforderniſſe des Antrags eines Nachlaßgläubigers auf Beſtimmung einer 

Inventarfriſt für den Erben; mangelnde Befugnis des Nachlaßgerichts, von 

dem Antragſteller die Vorlegung einer Sterbeurkunde des Erblaſſers und 
den Nachweis der Erbeneigenſchaft des Autragsgegners zu verlangen. 


§ 1994 BGB., § 12 FO. 
Kammergericht Berlin 23. Januar 1911. — Bd. 11 S. 89. 


Der Rechtskonſulent M., dem laut vollſtreckbaren Zahlungsbefehls gegen 
den Händler W. eine Geldforderung zuſteht, ſtellte bei dem Amtsgericht unter 
Ueberreichung des angegebenen Schuldtitels mit der Behauptung, daß W. am 
16. November 1909 verſtorben und von ſeiner Ehefrau beerbt worden ſei, den 
Antrag, der genannten Erbin eine Inventarfriſt zu beſtimmen. Das Amtsgericht 
forderte durch Zwiſchenverfügung die Vorlegung der Sterbeurkunde des W. und 
lehnte, als die Erfüllung dieſer Auflage von dem Antragſteller verweigert wurde, 
den Antrag ab. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wurde vom Landgerichte 
zurückgewieſen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Nachlaßgericht zurückverwieſen. 


Der § 1994 BGB., nach deſſen Abſ. 1 das Nachlaßgericht den Erben 
auf Antrag eines Nachlaßgläubigers zur Errichtung des Inventars ($ 1993) 
eine Friſt zu beſtimmen hat, enthält nach Abſ. 2 die Beſtimmung, daß der 
Antragſteller ſeine Forderung glaubhaft zu machen habe. Wenn das Land⸗ 
gericht ausführt, daß zur Glaubhaftmachung der Forderung die Glaubhaf⸗ 
machung derjenigen Tatſachen gehöre, welche die Forderung gegen die in An⸗ 
ſpruch genommene Perſon, alſo gegen den Erben, begründet erſcheinen laſſen, 
jo iſt dem entgegenzuhalten, daß aus dem Zuſammenhange mit Abſ. 1, wo 
von dem Nachlaßgläubiger auf der einen und dem Erben auf der anderen 
Seite die Rede iſt, und daraus, daß im Abſ. 2 nicht die Glaubhaftmachung 
der Antragsvorausſetzungen ſchlechthin vorgeſchrieben iſt, ſich ergibt, daß das 
Erfordernis der Glaubhaftmachung der Forderung des Antragſtellers nur auf 
die Gläubigereigenſchaft im Gegenſatze zu Schuldner⸗(Erben⸗)eigenſchaft zu be⸗ 
ziehen iſt. Somit genügt zur Begründung des Antrags neben der Behauptung, 
daß der Antragsgegner Erbe (Alleinerbe oder Miterbe, KGJ. 25 A, 330) 
eines Schuldners des Antragſtellers geworden ſei, die Glaubhaftmachung der 
dem Antragſteller gegen den angeblichen Erblaſſer des Antragsgegners erwachſenen 
Forderung. Von dem Erforderniſſe der Glaubhaftmachung der Erbeneigenſchaft 
des Antragsgegners konnte das Geſetz wegen der Unwahrſcheinlichkeit des Falles, 
daß jemand die Beſtimmung der Inventarfriſt gegen einen Nichterben bean⸗ 
tragen werde, abſehen; das Geſetz konnte es für dieſen unwahrſcheinlichen 
Fall dem Antragsgegner überlaſſen, mit der ihm nach § 77 Abſ. 1 F. 
zuſtehenden ſofortigen Beſchwerde geltend zu machen, daß er nicht Erbe ſei 
(zu vergl. Joſef im ZBlf§G. 7, 479). Allerdings iſt das Nachlaßgericht 
nicht gehindert, vor der Entſcheidung über den Antrag den Antragsgegner 
zu hören (Denkſchrift zu $ 12 FG.). Wenn der Antragsgegner bei dieſer 
Gelegenheit beſtreitet, Erbe zu ſein, kann aber nicht, wie Planck (8.) 5, 
171 Anm. 2 Abſ. 2 zu § 1994) und der Kommentar von Reichsgerichts⸗ 
räten (2, 459 Anm. 4 zu § 1994) annehmen, von dem Antragſteller die 
Glaubhaftmachung derjenigen Tatſachen gefordert werden, aus denen die 
Erbeneigenſchaft des Antragsgegners folgt; ſondern es iſt dann nach § 12 36. 
Amtspflicht des Nachlaßgerichts, die zur Feſtſtellung jener Tatſachen erforderlichen 
Ermittelungen zu veranſtalten und die geeignet erſcheinenden Beweiſe aufzu- 
nehmen. Der Anwendung dieſes Ermittelungsgrundſatzes auf den Fall der 
Beſtimmung der Inventarfriſt ſteht bei der nach der Denkſchrift mit bewußter 
Abſicht gewählten allgemeinen Faſſung des Geſetzes der Umſtand nicht entgegen, 
daß es ſich hierbei um ein nur auf Antrag einzuleitendes Verfahren und 
um ſolche Tatſachen handelt, die zur Begründung des Antrags dienen 
(RIA. 8, 24). Gilt der $ 12 gemäß § 1 36. auch nur, ſoweit nicht 
ein anderes beſtimmt iſt, ſo iſt doch für den Fall der Beſtimmung der In⸗ 
ventarfriſt eine Ausnahme von der gerichtlichen Ermittelungspflicht eben nur 
mit Bezug auf die von dem Antragſteller glaubhaft zu machende Forderung 
vorgeſehen. | 

Im vorliegenden Falle hat der Antragſteller eine Forderung gegen den 
Händler W. durch Vorlegung des vollſtreckbaren Schuldtitels glaubhaft gemacht. 
Er hat ferner behauptet, daß ſein Schuldner am 16. November 1909 geſtorben 
und von der genannten Witwe beerbt worden ſei. Damit hat er den an die 
Begründung des Antrags zu ſtellenden Anforderungen genügt. Das Amtsgericht 
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hat die Antragsgegnerin, Witwe M., unter der vom Antragſteller angegebenen 
Adreſſe vorgeladen. Die Vorgeladene iſt erſchienen, dann aber nicht, wie zu 
erwarten geweſen wäre, über den Antrag gehört, ſondern laut einem richterlichen 
Aktenvermerk „in der Gerichtsſchreiberei über die Sachlage inſtruiert“ worden. 
Daß ſie ihre Erbeneigenſchaſt, insbeſondere deren erſte Vorausſetzung, den Tod 
ihres Mannes, beſtritten haben ſollte, iſt nicht erſichtlich. Es iſt im Gegenteil 
anzunehmen, daß ſie den Tod nicht beſtritten hat, da ſie als Witwe vorgeladen 
und erſchienen, als ſolche auch in dem erwähnten Vermerk aufgeführt iſt. Der 
Nachweis des Todes durch eine Sterbeurkunde erſcheint hiernach entbehrlich. 
Sollte aber irgendein Grund zum Zweifel an der Todesangabe beſtehen, ſo wäre 
dieſer Punkt von Amts wegen aufzuklären. 

Iſt mithin die Begründung zu verwerfen, mit der das Landgericht das 
Verlangen auf Beibringung der Sterbeurkunde durch den Antragſteller gebilligt 
hat, ſo erweiſt ſich auch die Begründung des amtsgerichtlichen Beſchluſſes, daß 
die Vorlegung der Sterbeurkunde zur Feſtſtellung der örtlichen Zuſtändigkeit 
erforderlich ſei, als nicht ſtichhaltig. Denn da W. zur Zeit des Erlaſſes des 
Zahlungsbefehls im Jahre 1898 und ausweislich der auf dem Zahlungsbefehle 
ſtehenden Teilzahlungs⸗ und Pfändungsvermerke eines H.er Gerichtsvollziehers 
in den Jahren 1903 und 1904 in H. gewohnt hat und feine Witwe nach 
der durch das Erſcheinen auf die Vorladung beſtätigten Angabe des Antrag⸗ 
ſtellers noch dort wohnt, kann füglich nicht bezweifelt werden, daß W. ſeinen 
letzen Wohnſitz in H. gehabt hat. Uebrigens fällt der nach der Sollvorſchrift 
des § 59 Nr. 3 PStG. in das Standesregiſter aufzunehmende Wohnort des 
Verſtorbenen nicht unter diejenigen Tatſachen, zu deren Beurkundung das Standes⸗ 
regiſter beſtimmt iſt; durch die im § 15 dieſes Geſetzes vorgeſehene Beweiskraft 
der Sterbeurkunde wird daher die Angabe über den Wohnort nicht gedeckt, fo 
daß dieſer Angabe in der Urkunde kaum ein höherer Beweiswert zukommt als 
den vorhererwähnten Indizien. 


Unwirkſamkeit der Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers wegen ſeiner Ge⸗ 

ſchäftsunfähigkeit zu der Zeit, zu welcher er ſein Amt anzutreten hat, auch 

wenn die Geſchäftsfähigkeit in dem Zeitpunkt, in welchem er das Amt an⸗ 

nimmt, nicht mehr beſteht. — Beſchwerderecht des rechtsunwirkſam ernanu⸗ 

ten Teſtamentsvollſtreckers gegen den ſeine Entlaſſung ausſprechenden Be⸗ 
ſchluß des Nachlaßgerichts. 


88 2201, 2202 BGB., 8 20 Abſ. 1, § 81 Abſ. 2 FE. 
Kammergericht Berlin, 27. Februar 1911. — Bd. 11 S. 92. 


Das Nachlaßgericht hat auf Antrag der Teſtamentsvollſtrecker Paul G. 
und F. ausgeſprochen, daß der im Konkurſe befindliche Beſchwerdeführer Wil⸗ 
helm G. „mit ſeiner Zuſtimmung“ aus dem Amte als Teſtamentsvollſtrecker 
des Nachlaſſes ſeiner Eltern entlaſſen werde. Die rechtzeitig eingelegte ſofortige 
Beſchwerde iſt vom Landgericht zurückgewieſen worden. Auf die weitere Beſchwerde 
hat das Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen den Antrag der 
Teſtamentsvollſtrecker Paul G. und F. auf Entlaſſung des Beſchwerdeführers 
Wilhelm G. aus dem Amte als Teſtamentsvollſtrecker als gegenſtandslos zurück⸗ 
gewieſen. 

In den Gründen wird ausgeführt: 
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Die Vorinſtanzen haben mit Recht die in dem Teſtamente der G. ſchen 
Eheleute angeordnete „Verwaltung des Nachlaſſes“ durch die drei älteſten Kin⸗ 
der als eine Teſtamentsvollſtreckung behandelt und dieſe den einſchlägigen Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs unterſtellt. Hiernach würden an ſich auch 
der die Entlaſſung des Teſtamentsvollſtreckers regelnde S 2227 BGB. und 
die bezügliche Verfahrensvorſchrift des 8 81 Abſ. 2 FG. anwendbar fein. 
Das Landgericht nimmt nun, wenngleich es dies nicht betont, offenbar mit 
dem Beſchwerdeführer an, daß dieſer vom Amtsgerichte gegen ſeinen Willen 
entlaſſen worden ſei, da es ſonſt die Beſchwerde ſchon deswegen hätte zurück⸗ 
weiſen müſſen, weil fie dem Beſchwerdeführer nicht zuſtehe (S 81 Abſ. 2 36. 
Planck, (3) 5, 611 Anm. 2 zu $ 2227). Dieſe Annahme iſt begründet, 
da der Beſchwerdeführer in der gerichtlichen Verhandlung vom 4. November 
1910 nur erklärt hatte, er ſei „eventuell bereit, das Amt des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers niederzulegen“, worin ein Einverſtändnis mit ſeiner Entlaſſung 
unbedenklich nicht zu finden war. | 

Auf der andern Seite ift dem Landgericht auch darin beizutreten, daß 
der Beſchwerdeführer niemals Teſtamentsvollſtrecker geweſen iſt, weil ſeine Er⸗ 
nennung nach $ 2201 BGB. unwirkſam war. Nach dem Teſtamente ſollte 
die Verwaltung des Nachlaſſes durch die drei älteſten Kinder, alſo die Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung erſt mit dem Tode des überlebenden Ehegatten beginnen. 
Zur Zeit des Todes der überlebenden Mutter aber — im November 1907 
— war der Beſchwerdeführer wegen Geiſteskrankheit oder wegen Geiſtesſchwäche 
entmündigt, alſo entweder geſchäftsunfähig oder doch in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt. ($ 104 Nr. 3, SS 106, 114 BGB.); die Entmündigung iſt 
erſt im Jahre 1909 wieder aufgehoben worden. Wenn nun der $ 2201 
BGB. beſtimmt, daß die Ernennung zum Teſtamentsvollſtrecker unwirkſam 
iſt, wenn der Ernannte zu der Zeit, zu welcher er das Amt anzutreten hat, 
geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, ſo iſt der danach 
maßgebende Zeitpunkt derjenige, in welchem er, abgeſehen von dem Mangel 
in ſeiner Geſchäftsfähigkeit, in die Lage kommt, ſich über die Annahme oder 
Ablehnung des Amtes zu erklären ($ 2202 BGB.). Es iſt dies in der 
Regel der Zeitpunkt des Erbfalls oder genauer der Zeitpunkt, in welchem der 
Ernannte von dem Erbfall und ſeiner Ernennung Kenntnis erlangt, unter 
Umſtänden — nämlich dann, wenn entweder die Ernennung unter einer zur 
Zeit des Erbfalls noch nicht eingetretenen auſſchiebenden Bedingung oder einem 
ſolchen Anfangstermin erfolgt iſt, oder wenn einer der im $ 2197 Abf. 2 
oder in den §8 2198 bis 2200 BGB. behandelten Fällen vorliegt — ein 
ſpäterer Zeitpunkt. Jedenfalls aber entſcheidet nicht der Zeitpunkt der Abgabe 
der Annahmeerklärung ($ 2202 Abſ. 1, 2) oder des tatſächlichen Amtsan⸗ 
tritts, ſondern die Zeit, zu welcher der Ernannte, wie das Geſetz klar beſagt, 
„das Amt anzutreten hat“. 

In der Literatur wird allerdings von mancher Seite die Anſicht ver⸗ 
treten, der nach $ 2201 maßgebende Zeitpunkt ſei ſchlechthin der, in welchem 
der Ernannte durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht das Amt annimmt. 
Diefe Anſicht vertreten Planck (565 Anm. 3 zu § 2201), Wilke, BGB. 5, 
198 Anm. 1 zu § 2201) und anſcheinend auch Staudinger ([3./4.] 
513 Anm. III 2a der Gemeinſamen Bemerkungen zu den SS 2197 bis 
2201), da dort geſagt wird, daß der Zeitpunkt nicht vor der Annahme des 
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Amtes liegen könne, während nach der Annahme der § 2225 BGB. 
eingreife; ferner Märker (Nachlaßbehandlung [17.] 165), Sturm (Lehre 
von den Teſtamentsvollſtreckern 32, 62) und Peiſer (Teſtamentsrecht [1.] 
202). Dieſe Anſicht gründet ſich anſcheinend auf den Wortlaut des § 2202 
Abſ. 1 BGB., nach welchem das Amt des Teſtamentsvollſtreckers erſt mit 
der Annahme „beginnt“ und auf die Vorſtellung, daß ein Amt vor ſeinem 
„Beginne“ nicht „angetreten“ werden könne. Außerdem werden vermeintliche 
Zweckmäßigkeitsgründe geltend gemacht, wie die Möglichkeit, die Ernennung 
einer zur Zeit des Erbfalls noch minderjährigen oder unter Pflegſchaft ſtehenden 
Perſon zum Teſtamentsvollſtrecker durch Hinausſchieben der Annahmeerklärung 
bzw. eines Antrags auf Friſtbeſtimmung ($ 2202 Abſ. 8) auf recht zuerhalten. 
Dieſe Erwägungen können jedoch nicht als zutreffend anerkannt werden. Was 
die Faſſung des Geſetzes betrifft, ſo können die Worte „anzutreten hat“ nicht 
wohl mit „antritt“ oder „annimmt“ für gleichbedeutend erachtet werden; ſie 
ſetzen den Amtsantritt vielmehr als etwas noch Bevorſtehendes voraus. Die 
vermeintlichen Zweckmäßigkeitsrückſichten aber würden, wie gerade der vorliegende 
Fall zeigt, unter Umſtänden auch ſehr zum Schaden der Nachlaßbeteiligten 
ausſchlagen können. Soweit ſie berechtigt ſind, läßt ſich der erſtrebte Zweck 
auf andere Weiſe erreichen. Insbeſondere kann der Erblaſſer, wenn er mit 
der Möglichkeit rechnen muß, daß der von ihm als Teſtamentsvollſtrecker Ge⸗ 
wünſchte zur Zeit des Erbfalls noch minderjährig iſt, beſtimmen, daß der Be⸗ 
treffende erſt von der Volljährigkeit ab, bis dahin aber ein anderer Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ſein ſoll. Liegt ein anderer Mangel in der Perſon des Ernannten 
vor, ſo kann der Erblaſſer eine entſprechende Anordnung treffen und dabei 
nötigenfalls eine Friſt beſtimmen, innerhalb deren der Mangel behoben ſein 
muß (Strohal, Erbrecht [3.] 1, 269, 8 40 Anm. 10 unter 2 und 4), 
Es ergibt ſich auch weder aus dem Geſetze ſelbſt noch aus den Materialien 
ein Anhalt dafür, daß ſich der Geſetzgeber von derartigen Erwägungen hätte 
leiten laſſen. Wenn in den Motiven (5, 220) unter Hervorhebung des 
Fa lles der Minderjährigkeit geſagt wird, es ſei „die ſpäter gehobene Unfähig⸗ 
keit des Ernannten während des ſich einſchaltenden Zwiſchenraums unerheblich“, 
jo bezieht ich dies nach dem klaren Zuſammenhange nur auf ſolche Fälle, 
»in welchen der Ernaunte erſt ſpäter (nämlich nicht ſofort nach dem Erbfalle), 
z. B. als Erſatzmann eintreten ſoll und kann“. Im übrigen beſtätigen 
gerade die Materialien die Richtigkeit der hier vertretenen Auffaſſung. Der 
erſte Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuchs (§ 1891) erklärte die Ernennung 
des Teſtamentsvollſtreckers für unwirſam, wenn dieſer zu der Zeit, zu welcher 
er „nach dem Willen des Erblaſſers das Amt anzutreten” habe geſchäftsunfähig 
oder in der Geſchäſtsfähigkeit beſchränkt ſei. Dementſprechend beſagen die 
Motive, es komme lediglich auf die Zeit an, zu welcher das Amt übernommen 
werden ſolle. Dieſe Ausdrucksweiſe läßt es als ausgeſchloſſen erſcheinen, daß 
im Sinne des erſten Entwurfs einfach die wirkliche Amtsannahme entſcheidend 
wäre; eine ſpätere Aenderung in dieſem Punkte iſt jedoch aus den Materialien 
nicht erſichtlich. Auf dem gleichen Standpunkt ſtand die Lehre des gemeinen 
und preußiſchen Rechtes (Dernburg, Preuß. PrivR., [4.] 3, 486 § 165 
Anm. 9), während die früheren Geſetzeswerke ſelbſt (Allg. Landr. I 12 
88 557 ff. Code civil Art. 1028— 1030; Sächſ. BGB. § 2231) eine 
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ausdrückliche Beſtimmung über den für die Fähigkeit zum Amte des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers maßgebenden Zeitpunkt nicht enthalten. 

Sit hiernach abweichend von den oben genannten Schriftſtellern, aber in 
Uebereinſtimmung mit Dernburg (Bürgerl. Recht, [3.] 5, 391 § 136 
Anm. 10) nicht der Zeitpunkt der Annahmeerklärung, ſondern derjenige Zeit⸗ 
punkt als maßgebend anzuſehen, in welchem der Ernannte, abgeſehen von 
dem Mangel in ſeiner Geſchäftsfähigkeit in die Lage kommt, das Amt anzu⸗ 
treten, d. h. ſich über deſſen Annahme oder Ablehnung zu erklären, ſo iſt die 
Ausführung der weiteren Beſchwerde verfehlt, daß die Ernennung des Be⸗ 
ſchwerdeführers zum Teſtamentsvollſtrecker rechtswirkſam geweſen ſei, weil er 
erſt im Juli 1909 nach Aufhebung der Entmündigung vor der Frage geſtanden 
habe, das Amt anzutreten, damals aber ſich dem Nachlaßgerichte gegenüber 
zur Ausübung des Amtes bereit erklärt und von dieſem Beſcheid erhalten 
habe, es ſeien die Rechte und Pflichten eines „Verwalters des Nachlaſſes“ 
nunmehr von ſelbſt auf ihn übergegangen. Die fragliche Mitteilung des 
Nachlaßgerichts war rechtsirrtümlich; ſie beruht, wie die ſonſtige Behandlung 
der Sache ſeitens des Amtsgerichts vermuten läßt, wohl darauf, daß die 
rechtliche Natur der angeordneten „Nachlaßverwaltung“ als einer Teſtaments⸗ 
vollſtreckung dem Gerichte damals noch nicht bewußt geweſen iſt. 

Zutreffend hat das Landgericht weiterhin angenommen, daß die nach 
§ 2201 BGB. beſtehende Unwirkfamkeit der Ernennung durch die ſpätere 
Aufhebung der Entmündigung nicht berührt worden iſt. So wenig wie eine 
gemäß § 2227 BGB. ausgeſprochene Entlaſſung des Teſtamentsvollſtreckers 
durch den ſpäteren Wegfall des Entlaſſungsgrundes hinfällig wird oder wie 
dieſer Wegfall auch nur ein Recht des Entlaſſenen auf erneute Beſtellung 
zum Teſtamentsvollſtrecker begründet, ebenſowenig wird eine nach §S 2201 
BGB. unwirkſame Ernennung nachträglich — ſei es ex nunc — wirk⸗ 
ſam, wenn der Mangel in der Perſon des Ernannten nach dem entſcheidenden 
Zeitpunkte, z. B. durch Erreichung der Volljährigkeit, gehoben wird (Motive 
5, 220; Planck S. 565 Anm. 3 Abſ. 2 zu § 2201). 

Unzutreffend iſt jedoch die Erwägung des Landgerichts, daß der Beſchwerde⸗ 
führer, obwohl er niemals Teſtamentsvollſtrecker geweſen ſei und demzufolge aus 
dem Amte eines ſolchen nicht habe entlaſſen werden können, doch durch die gleich⸗ 
wohl ausgeſprochene Entlaſſung nicht beſchwert ſei, weil der Rechtszuſtand, den 
die angefochtene Verfügung ſchaffen wollte, ſchon kraft Geſetzes beſtanden habe. 
Das Landgericht überſieht hierbei, daß, ganz abgeſehen von der Koſtenfolge, die 
Entlaſſung aus dem Amte eines Teſtamentsvollſtreckers, die gegen den Willen 
des Betroffenen erfolgt, ſtets eine Kränkung enthält oder doch den Anſchein 
einer ſolchen mit ſich bringt und deswegen als Beeinträchtigung eines Rechtes 
im Sinne des § 20 Abſ. 1 JG. angeſehen werden muß. Auch kann es für 
die Frage, ob eine nach $ 81 Abſ. 2 FG. anfechtbare Verfügung des Nach⸗ 
laßgerichts vorliegt, nur darauf ankommen, als was ſich die Verfügung ſelbſt 
ausgibt. Das Landgericht hätte daher nur die Unwirkſamkeit der Ernennung 
klarſtellen, im übrigen aber die amtsgerichtliche Verfügung aufheben und 
den Entlaſſungsantrag der beiden wahren Teſtamentsvollſtrecker als gegen⸗ 
ſtandslos zurückweiſen ſollen. Dementſprechend muß nunmehr unter Auf⸗ 
hebung der Beſchlüſſe beider Vorinſtanzen die Entſcheidung des Kammergerichts 
ergehen. 


Offenbarungseid über den Beſitz eines nicht in amtliche Verwahrung ge⸗ 
brachten Teſtaments; mangelnde Berechtigung des Eidespflichtigen, den 
Eid vor einem anderen Gericht als dem Nachlaßgerichte zu leiſten. 


8 12, 8 83 Abſ. 2 §G., § 261, § 2259 Abſ. 1 BB. 
Kammergericht Berlin, 20. Februar 1911. — Bd. 11 S. 95. 


Die Beſchwerdeführer ſind vom Amtsgericht ſür verpflichtet erklärt 
worden, gemäß § 2259 Abſ. 1 BGB., § 83 Abſ. 2 FG. einen Offen⸗ 
barungseid über den Beſitz einer letztwilligen Verfügung des Erblaſſers zu 
leiſten. | 


Das Landgericht hat die Beſchwerde, in der die Verpflichtung der Be⸗ 
ſchwerdeführer, zum Zwecke der Eidesleiſtung vor dem Nachlaßgerichte zu 
erſcheinen, und die ſachlichen Vorausſetzungen für die Anordnung der 
Eidesleiſtung bemängelt wurden, als unbegründet zurückgewieſen. Auch der 
weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht aus folgenden Gründen den Erfolg 
verſagt. 

Das Beſchwerdegericht hat die auf 8 261 BGB. geſtützte Einwendung 
mit Recht für unbegründet erklärt. Der § 261 enthält keine allgemein⸗ 
gültige Norm über die Zuſtändigkeit des Gerichts zur Abnahme des Offen⸗ 
barungseides bzw. über das Recht des Verpflichteten, den Eid vor dem Gericht 
eines beſtimmten Ortes abzulegen. Er bezieht ſich vielmehr zunächſt nur auf 
die Fälle der SS 259, 260 BGB., wird allerdings in ſpäteren Vorſchriften 
des BGB. (SS 2028, 2057) auch auf andere Fälle erſtreckt, kann aber 
nach der zutreffenden Ausführung des Landgerichts nicht auf den Fall des 
§ 83 Abſ. 2 FG. bezogen werden, der außerhalb des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ſteht und von anderen allgemeinen Grundſätzen beherrſcht wird. Denn während 
in den vorerwähnten Fällen die Verpflichtung zur Eidesleiſtung rein zivil⸗ 
rechtlicher Natur iſt und der Eid daher nur „auf Verlangen“ des Berechtigten 
bzw. auf einen ſeinerſeits bei dem zuſtändigen Gerichte geſtellten Antrag ab⸗ 
genommen wird (SS 79, 163 FG., 8 889 ZPO.) kommt im Falle des 
§ 83 Abſ. 2 FG. das öffentliche Intereſſe mit in Betracht und gelangt das 
Offizialprinzip des S 12 FG. zur Anwendung. Dem aber würde es nicht 
entſprechen, wenn der Eidespflichtige das feſte Recht hätte, den Eid vor einem 
anderen als dem an ſich zuſtändigen Gerichte zu leiſten. Es entſcheiden viel- 
mehr, da der § 83 Abſ. 2 die Abnahme des Eides dem Nachlaßgericht 
überträgt, die im § 73 FG. enthaltenen Vorſchriften über die örtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit. 

Im übrigen iſt es Sache tatſächlicher Würdigung, wenn der Vorder⸗ 
richter nach dem Ergebniſſe der Ermittelungen zu der Ueberzeugung gelangt 
it, es beſtehe im Sinne des 8 83 Abſ. 2 „Grund zu der Annahme“, daß 
die Beſchwerdeführer ein noch abzulieferndes Teſtament im Beſitze haben. Die 
einwandfrei getroffene Feſtſtellung dieſes Inhalts it nach S 27 FG., § 561 


3080. der Nachprüfung durch das Gericht der weiteren Beſchwerde entzogen. 


Das Rechtsmittel war hiernach als unbegründet zurückzuweiſen. 
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Rechtsnatur der Reederei; Unzulüſſigkeit der Eintragung eines Schiffs⸗ 
pfandrechts für eine Reederei. — Beſtellung eines Pfandrechts an einer 
Schiffspart; Erforderniſſe für die Bezeichnung der Part in dem Antrag 
anf Eintragung der Verpfändung. 
§ 1260 Abſ. 2 BGB., § 489 Abſ. 1, § 494 Abſ. 2 HGB., § 7, Gel, 
betr. d. Flaggenrecht d. Kauffahrteiſchiffe, v. 29. Mai 1901, 8 1272 BGB., 
§ 106 FG. 


Kammergericht Berlin, 3. Februar 1911. — Bd. 11 S. 97. 


Der Kaufmann H. beſtellte in der notariell beglaubigten Urkunde vom 
22. November 1910 „den Reedereien“ der beiden im Schiffsregiſter unter 
Nr. 761 und 823 eingetragenen Schiffe Alpha und Delta „mit gleichem 
Range unter ſich“ ein Pfandrecht bis zum Geſamtbetrage von 7150 M. an 
den ihm an vier Dampfern zuſtehenden Schiffsparten, und zwar an Alpha 
in Höhe von 3000 M., Beta in Höhe von 5500 M., Gamma in Höhe 
von 2500 M. und Delta in Höhe von 11750 M. 

Das Amtsgericht lehnte unter anderen den Antrag deshalb ab, weil 
die verpfändeten Parten nicht nach den Nummern des Zertifikats, unter denen 
ſie eingetragen ſtänden, angegeben ſeien. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde 
hat das Landgericht zurückgewieſen. 

Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt. 
In den Gründen wird ausgeführt: 

Nach § 1260 Abſ. 2 BGB. muß bei der Eintragung eines Schiffs⸗ 
pfandrechts der Gläubiger angegeben werden. Als die in das Seeſchiffs⸗ 
regiſter einzutragenden Gläubiger ſind im vorliegenden Falle die Reedereien 
der Schiffe Alpha und Delta bezeichnet. Es fragt ſich, ob überhaupt Reede⸗ 
reien in das Schiffsregiſter eingetragen werden können. Dieſe Frage iſt zu 
verneinen. Nach § 489 Abſ. 1 HGB. beſteht eine Reederei, wenn von 
mehreren Perſonen ein ihnen gemeinſchaftlich zuſtehendes Schiff zum Erwerbe 
durch die Seefahrt für gemeinſchaftliche Rechnung verwendet wird. Die juriſtiſche 
Natur der Reederei iſt aus dieſer Geſetzesvorſchrift nicht ohne weiteres zu 
erkennen, und da auch das Allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch im Artikel 456 
die Reederei in völlig gleichlautender Weiſe beſtimmte, ſo herrſcht ſeit langem 
in der Literatur über die Beſtimmung des Begriffs der Reederei lebhafter 
Streit. Nach Lewis (Deutſches Seerecht (1) 1, 41) iſt die Reederei eine 
juriſtiſche Perſon. Die Unrichtigkeit dieſer — übrigens auch von Lewis ſpäter 
([2] 1, 63) aufgegebenen — Anſicht erhellt ohne weiteres, da die Reederei 
im Rechtsleben nicht als ſelbſtändiges Rechtsſubjekt auftritt, auch weder einen 
beſonderen Namen noch eine ſelbſtändige Firma hat und nicht Inhaberin eines 
beſonderen Vermögens iſt; vielmehr ſind es die einzelnen Mitreeder, die un⸗ 
mittelbar berechtigt und verpflichtet werden und auch in den Angelegenheiten 
des Reedereibetriebs aktiv und paſſiv zur Prozeßführung berufen find. Es 
herrſcht daher jetzt ſowohl in der Praxis der oberſten Gerichtshöfe (ROG. 
4, 85; 8, 342; 16, 382; RGg. 1, 295; 11, 193; 14, 14; 42, 69; 
71. 26), wie auch in der Literatur Einhelligkeit darüber, daß die Reederei 
als juriſtiſche Perſon nicht angeſehen werden kann. Dagegen wollen einige 
Schriſtſteller in Uebereinſtimmung mit dem Beſchwerdeführer die Reederei als 
eine „relative, d. h. nur in einigen Beziehungen vorhandene juriſtiſche Perſon“ 
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bezeichnen. Es iſt nicht zu verkennen, daß das Handelsgeſetzbuch an mehreren 
Stellen, z. B. in den SS 493, 494, 496, 502 von Rechten und Pflichten 
der „Reederei“ ſpricht und damit anzudeuten ſcheint, daß die Reederei ein 
ſelbſtändiges rechtliches Gebilde neben den einzelnen Mitreedern ſei. Trotzdem 
kann von einer ſogenannten relativen juriſtiſchen Perſon keine Rede ſein, da 
dieſe, falls ein Korreſpondentreeder nicht beſtellt iſt, überhaupt kein Vertretungs⸗ 
organ hätte und ſich daher am Rechtsleben nicht beteiligen könnte. Daß 
übrigens der Geſetzgeber an den angegebenen Stellen unter „Reederei“ nur 
die Geſamtheit der Mitreeder verſtanden haben kann, ergibt ſich aus § 494 
Abſ. 2 HGB. Denn dort werden als die aus einem von dem Korreſpondent⸗ 
reeder abgeſchloſſenen Geſchäft Verpflichteten lediglich die Mitreeder und nicht 
etwa die Reederei als ſolche bezeichnet. Es wird denn auch gegenwärtig faſt 
allgemein angenommen, daß unter der Reederei ein Geſellſchaftsverhältnis be⸗ 
ſonderer Art zu verſtehen iſt. Die Eigenart dieſer Geſellſchaft beſteht be⸗ 
ſonders darin, daß die Mitgliedſchaft an das Eigentum an einer oder mehreren 
Schiffparten geknüpft, eine Aenderung des Perſonenſtandes auf den Beſtand 
der Reederei ohne Einfluß iſt und im Gegenſatze zu der offenen Handelsge⸗ 
ſellſchaft und der Kommanditgeſellſchaft keine Geſellſchaftsfirma und nach außen 
kein Geſellſchaftsvermögen beſteht. Die Reederei ſtellt alſo eine auf dem Mit⸗ 
eigentum am Schiffe beruhende Erwerbsgeſellſchaft nach bürgerlichem Rechte 
dar. In dieſer Weiſe haben auch das Reichsoberhandelsgericht (8, 342; 16, 
382) und das Reichsgericht (11, 195; 42, 75; 71, 27) das Weſen der 
Reederei aufgefaßt. Von einem bloßen Miteigentumsverhältniſſe (Dernburg, 
preußiſches Privatrecht [4] 2, 667 kann daher keine Rede ſein; andererſeits 
iſt richtig, daß die Geſellſchaft von der des bürgerlichen Rechtes erheblich ver⸗ 
ſchieden iſt; denn während die letztere auf der Grundlage einer Rechtsgemeinſchaft 
zur geſamten Hand aufgebaut iſt, haben die Mitreeder an dem Hauptbeſtand⸗ 
teile des Geſellſchaftsvermögens, dem Schiffe, ideelle Miteigentumsanteile, über 
die ſie ſelbſtändig verfügen können, und von einem Geſamthandsverhältniſſe 
kann höchſtens inſoweit die Rede ſein, als das ſonſtige Schiffsvermögen, ins⸗ 
beſondere das durch die Beiträge der Reeder und den Betrieb Erworbene, in 
Frage kommt. 

Kann aber hiernach die Reederei nur als eine Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechtes aufgefaßt werden, ſo iſt ſie als ſolche nicht vermögensfähig und 
kann nicht Subjekt von Rechten und Verbindlichkeiten ſein. Sie kann daher 
auch nicht, wie die offene Handelsgeſellſchaft oder die Kommanditgeſellſchaft 
Eigentum und andere dingliche Rechte an Grundſtücken oder Schiffen erwerben. 
Fur fie kann mithin ein Pfandrecht im Schiffsregiſter nicht eingetragen werden 
und das Landgericht verlangt zu Unrecht die Angabe des Sitzes der als 
Pfandgläubiger bezeichneten Reedereien. Sowenig die Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechtes einen Sitz hat, kann auch für die Reederei ein Sitz in Frage 
kommen. Dies erkennt auch der § 7 des Geſetzes vom 29. Mai 1901, 
betreffend das Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe, an; denn dort iſt vorge⸗ 
ſchrieben, daß der Ort des Sitzes nur bei Handelsgeſellſchaften, eingetragenen 
Geſellſchaften und juriſtiſchen Perſonen anzugeben iſt, während bei der Ein⸗ 
tragung der zu einer Reederei gehörenden Mitreeder von einem Sitze des 
Unternehmens nicht die Rede iſt. Die Eintragung der beantragten Höchſt⸗ 
betragspfandrechte könnte daher nur für die einzelnen Schiffsreeder nach Ver⸗ 


hältnis ihrer Schiffsparten erfolgen; in Uebereinſtimmung hiermit ſchreibt der 
§ 7 Nr. 5 des erwähnten Geſetzes vor, daß bei der Eintragung im Schiffs⸗ 
regiſter bei einer Reederei der Name und die nähere Bezeichnung aller Mit- 
reeder und des Korreſpondentreeders ſowie die Größe der den einzelnen Mit⸗ 
reedern gehörenden Schiffsparten zu vermerken ſeien. Auch die allgemeine 
Verfügung des Juſtizminiſters über die Führung des Schiffsregiſters vom 
11. Dezember 1899 (PrJMBl. 753) ſteht offenbar auf dem Standpunkte, 
daß eine Reederei im Regiſter als Berechtigte nicht eingetragen werden könne. 
Denn fie ordnet im § 17 Abſ. 2 an, daß bei der Eintragung „der Reeder“ 
in das Schiffsregiſter die Vorſchriften des § 7 Nr. 5 des Flaggengeſetzes 
zu beachten ſind. Die hiernach zuläſſige Eintragung der einzelnen Mitreeder 
der Reedereien der Schiffe Alpha und Delta iſt aber nicht beantragt, und 
es kann daher unerörtert bleiben, ob ſie erfolgen könnte, obwohl die Mit⸗ 
reeder weder nach ihrem Namen noch ſonſt näher bezeichnet ſind. Das Ver⸗ 
langen des Beſchwerdeführers, ſchlechthin „die Reeder“ der beiden Dampfer 
ohne nähere Angabe des Namens uſw. in das Schiffsregiſter einzutragen, 
iſt unbegründet und ſteht mit dem § 7 Nr. 5 des Flaggengeſetzes in Wider⸗ 
ſpruch. 

Dem Antrag auf Eintragung der Pfandrechte kann aber auch um des⸗ 
willen nicht entſprochen werden, weil die verpfändeten Schiffsparten nicht 
ordnungsmäßig bezeichnet find. Nach §S 1272 BGB. gelten die für das 
Pfandrecht an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe ergangenen Vor⸗ 
ſchriften der 88 1260 bis 1271 auch für das Pfandrecht an einer Schiffs⸗ 
part. Deshalb finden die SS 100 ff. FG. über das Schiffspfandrecht an 
Schiffen auch auf die Verpfändung von Schiffsparten Anwendung. Nach 
S 106 dieſes Geſetzes find in der Eintragungsbewilligung oder in dem Ein⸗ 
tragungsantrage der Name und die Ordnungsnummer, unter der das Schiff 
im Schiffsregiſter eingetragen iſt, anzugeben. Dieſe dem S 28 GBO. nach⸗ 
gebildete Vorſchrift bezweckt, über das zu verpfändende Schiff keinen Zweifel 
aufkommen zu laſſen und Irrtümer und Verwechſelungen nach Möglichkeit 
auszuſchließen. Die Beſtimmung muß auf die Verpfändung einer Schiffs⸗ 
part entſprechend angewendet werden, da auch hier der Regiſterrichter zur Er⸗ 
zielung eines der wahren Rechtslage entſprechenden Zuſtandes verlangen kann, 
daß ihm die zu verpfändende Schiffspart genau und deutlich bezeichnet wird. 
Denn nur in dieſem Falle kann er im Regiſter zuverläſſig vermerken, auf 
welche der einzelnen Schiffsparten ſich das einzutragende Pfandrecht bezieht. 
Dies muß um ſo mehr gelten, wenn, wie im vorliegenden Falle, an jedem der 
beteiligten vier Schiffe weit über hundert einzelne Mitreeder beteiligt ſind und 
die Gefahr einer Verwechſelung der zu verpfändenden Parten mit anderen 
Parten beſonders nahe liegt. Die Bezeichnung der verpfändeten Parten 
entſpricht dieſen Anforderungen im vorliegenden Falle in keiner Weiſe. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob die Parten nach den Nummern der Schiffs⸗ 
zertifikate, unter denen ſie eingetragen ſtehen, hätten bezeichnet werden müſſen. 
Denn jedenfalls durften ſie nicht, wie geſchehen, lediglich nach den von dem 
Antragſteller ziffermäßig angegebenen Werten bezeichnet werden. Die Sckiffs⸗ 
parten find ideelle Miteigentumsanteile am Schiffe (RGZ. 14, 15), die im 
Verkehrsleben durch eine Bruchzahl ausgedrückt und näher gekennzeichnet werden. 
Deshalb beſtimmt auch der § 27 Abſ. 4 der genannten Allgemeinen Ver⸗ 
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fügung vom 11. Dezember 1899, daß in Spalte 8 Unterſpalte c des See⸗ 
ſchiffsregiſters bei einer Reederei die Größe der den einzelnen Mitreedern ge⸗ 
hörenden Schiffsparten in Form eines Bruches zu vermerken iſt. Will alſo 
ein Mitreeder ſeine Part verpfänden, ſo muß er in der Eintragungsbewilligung 
oder in dem Eintragungsantrage zur näheren Beſchreibung der Part zum 
mindeſten den Bruchteil angeben, der ihm an dem zu verpfändenden Schiffe 
zuſteht. 

Hiernach mußte die weitere Beſchwerde als unbegründet zurückgewiefen 
werden. 


Ungültigkeit eines Beſchluſſes der Geueralverſammlung einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft über Aenderung der Satzungen, wenn dem Beſchluſſe die 
in der Satzung vorgeſchriebene Zuſtimmung aller Genoſſen fehlt. 
(Vgl. RIA. 10, 259.) 

SS 16, 51 Gen. 


Reichsgericht I. Zivilſenat, 22. April 1911. — Bd. 11 S. 100. 


Die ſeitherigen Satzungen der eingetragenen Genoſſenfchaft A. J., Spar: 
und Darlehnskaſſenverein, enthalten im § 39 unter b die Beſtimmung, daß 
die Abänderung des Einleitungsſatzes des § 28 über die unentgeltliche Mühe⸗ 
waltung von Vorſtand und Aufſichtsrat, die Abänderung des § 31 über die 
Feſtſetzung des Höchſtbetrags der Dividende, ... der Beſtimmungen des 
gegenwärtigen § 39b bezüglich der Abänderung des Status im beſonderen 
ſowie die Aufhebung der Satzungen überhaupt und die Einführung einer 
neuen Satzung nur ſtattfinden kann, wenn alle Mitglieder der Genoſſenſchaft 
dafür ſtimmen, und zwar in vorſchriftsmäßiger Sitzung. 

Am 14. April 1910 meldete der Vorſtand der Genoſſenſchaft einen Beſchluß 
der Generalverſammlung vom 2. März 1910 über Annahme der beigelegten 
neuen Satzung vom gleichen Tage zur Eintragung in das Genoſſenſchaſts⸗ 
regiſter an. Der Anmeldung war ein Auszug aus dem Protokolle der General⸗ 
verſammlung beigelegt, in dem feſtgeſtellt iſt, daß die neue Satzung in der vor⸗ 
gelegten Form mit allen Stimmen angenommen wurde. Am Kopfe dieſes 
Eintrags findet ſich der Vermerk: „28. Generalverſammlung. Mitgliederzahl 44. 
Anweſend waren 31. Es fehlten mit Entſchuldigung 9, ohne Entſchuldigung 4.“ 
Das Regiſtergericht lehnte die Eintragung ab, weil nach § 39 des ſeitherigen 
Statuts die Einführung neuer Satzungen unter Aufhebung der ſeitherigen 
nur ſtattfinden könne, wenn alle Mitglieder in vorſchriftsmäßiger Sitzung 
erſcheinen und dafür ſtimmen, in der Generalverſammlung aber nicht alle Mit⸗ 
glieder anweſend geweſen ſeien. Die von der Genoſſenſchaft hiergegen einge⸗ 
legte Beſchwerde wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. 

Gegen dieſen Beſchluß hat die Genoſſenſchaft weitere Beſchwerde erhoben. 

Das Königlich Preußiſche Kammergericht in Berlin war der Anſicht, 
daß die Auslegung, welche das Kaiſerliche Oberlandesgericht in Colmar in 
einem Beſchluſſe vom 6. Juli 1910 (RIA. 11, 27) dem § 51 Gen. 
gegeben hat, eine irrige iſt, und daß in den Fällen, in welchen das Statut 
einer Genoſſenſchaft zur Annahme einer neuen Satzung oder zur Abänderung 
beſtimmter Satzungsvorſchriften die einhellige Zuſtimmung aller vorhandenen 
Genoſſenſchaftsmitglieder in der Generalverſammlung erfordert, einerſeits ſchon 
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das Nichterſcheinen eines einzigen Genoſſen genügt, um die Annahme der 
beabſichtigten Abänderung zu verhindern, anderſeits für die Anfechtungs⸗ 
klage aus $ 51 kein Raum bleibt, da in den Fällen dieſer Art ſchon das 
Nichterſcheinen eines einzigen Genoſſen in der Generalverſammlung ausreicht, 
um das Zuſtandekommen eines ordnungsmäßigen Beſchluſſes zu verhindern, 
während es zugleich an den Vorausſetzungen des Abſ. 2 des § 51 durchaus 
fehle. Dabei verkannte das Kammergericht nicht, daß da, wo zur Abänderung 
einer beſtimmten Satzungsvorſchriſt eine erhöhte Stimmenmehrheit erfordert 
wird, ein mit einfacher Mehrheit der Erſchienenen gefaßter Abänderungsbe⸗ 
ſchluß dadurch rechtswirkſam und eintragsfähig werden kann, daß ſeine An⸗ 
fechtung innerhalb der einmonatigen Friſt des § 51 unterbleibt. 

Auf Grund dieſer rechtlichen Auffaſſung würde das Kammergericht die 
erhobene weitere Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen haben, ſah ſich 
aber durch den angeführten Beſchluß des Oberlandesgerichts in Colmar hieran 
behindert und hat deshalb die weitere Beſchwerde dem Reichsgerichte zur 
Entſcheidung vorgelegt. Das Reichsgericht hat die weitere Beſchwerde aus 
folgenden Gründen als unbegründet zurückgewieſen: 

Das ſeitherige Statut der Genoſſenſchaft läßt im S 399 die Aufhebung 
des gegenwärtigen Statuts und die Einführung eines neuen ... nur dann zu, 
wenn alle Mitglieder der Genoſſenſchaft „dafür ſtimmen, und zwar in vorſchrifts⸗ 
mäßiger Sitzung“. Das damit für die Beſchlußfaſſung der Generalverſammlung 
das doppelte Erfordernis aufgeſtellt wird, daß erſtlich die ſämtlichen Mitglieder 
der Genoſſenſchaft in der betreffenden Generalverſammlung anweſend ſein müſſen 
und daß ſie zweitens der vorgeſchlagenen Aenderung einhellig zuſtimmen müſſen, 
bezweifelt die weitere Beſchwerde ſelbſt nicht. Ebenſowenig iſt auch die Zuläſſig⸗ 
keit einer derartigen Feſtſetzung zu bezweifeln. Denn der § 16 des Gen., 
welcher die Abänderung des Statuts ausſchließlich der Beſchlußfaſſung in der 
Generalverſammlung überweiſt und ſelbſt zu einer Abänderung des Gegen⸗ 
ſtandes des Unternehmens wie zu ſonſtigen Aenderungen des Statuts nur 
eine Mehrheit von drei Vierteilen der in der Generalverſammlung erſchienenen 
Genoſſen verlangt, macht im letzten Satze des Abſ. 2 den Vorbehalt, „ſofern 
nicht das Statut andere Erforderniſſe aufſtellt“. Daß dieſe „anderen Er: 
forderniſſe“ mancherlei Art ſein und in dem Verlangen größerer Mehrheiten, 
wiederholter Beſchlußfaſſungen ſowie der Anweſenheit beſtimmter Bruchteile 
der Mitglieder in der Generalverſammlung beſtehen können, iſt bei der Beratung 
des Geſetzes wie bei der Anwendung desſelben und in der Literatur allge⸗ 
mein anerkannt; im Kommiſſionsbericht iſt ſeinerzeit beſonders (7) hervorgehoben 
worden, daß ſie ſich auch auf die Beſtimmungen über die Beſchlußfähigkeit der 
Generalverſammlung beziehen. Es hat auf dieſe Weiſe den Genoſſenſchaften 
die Möglichkeit gewährt werden ſollen, die Einzelvorſchriften des Statuts je 
nach dem Zwecke, dem Bedürfnis und der verſchiedenen Auffaſſung der Mit⸗ 
glieder in individueller Weiſe zu geſtalten. Danach kann es mit Grund nicht 
bezweifelt werden, daß ein Genoſſenſchaftsſtatut auch das Erfordernis aufſtellen 
kann, daß bei gewiſſen Beſchlußfaſſungen der Generalverſammlungen über 
Statutenänderungen die ſämtlichen Mitglieder anweſend ſein und überein⸗ 
ſtimmend der vorgeſchlagenen Aenderung zuſtimmen müſſen. Zwar vertritt 
Birkenbiehl, der das Erfordernis der Uebereinſtimmung aller anweſenden Mit⸗ 
glieder gleichfalls für zuläſſig hält, in der zweiten Auflage des Dr. Maurer⸗ 
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ſchen Kommentars zum Genoſſenſchaftsgeſetze (203 Anm. 2 zu § 41) die 
Anſicht, Uebereinſtimmung aller Genoſſen könne nicht erfordert werden, denn 
eine ſolche Beſtimmung würde einer korporativen Vereinigung nicht entſprechend 
ſein. Allein für dieſe Meinung fehlt es an der Begründung aus dem Ge⸗ 
ſetze, welches eine derartige Beſchränkung der freien Geſtaltung des Statuts 
nicht kennt, während berechtigte Intereſſen gewiſſer genoſſenſchaftlicher Ver⸗ 
einigungen es als wünſchenswert erſcheinen laſſen können, daß die grundlegenden 
Beſtimmungen der Vereinigung auf eine nur ſchwer zu erſchütternde, gemein⸗ 
ſame Auffaſſung der Genoſſen ſich ſtützen, die dann freilich die Kehrſeite hat, 
daß es für die Genoſſenſchaft ſchwieriger wird, ſich den wechſelnden Bedürfniſſen 
des Lebens anzubequemen. Jedenfalls findet ſich aber in dem geltenden 
Genoſſenſchaftsgefetze keine Vorſchrift, welche es ausſchließt, daß für gewiſſe 
Abänderungen des Statuts das Erfordernis aufgeſtellt wird, daß in der 
Generalverſammlung die ſämtlichen Mitglieder der Genoſſenſchaft anweſend ſein 
und den geplanten Abänderungen zuſtimmen müſſen. 

Iſt aber ein Erfordernis dieſes Inhalts geſetzlich zuläſſig und, wie hier, 
in das Statut der Genoſſenſchaft aufgenommen, ſo ſtellt ſich dieſe Beſtimmung 
als vertragliche Grundlage der genoſſenſchaftlichen Vereinigung dar, welche 
für alle Genoſſen gleichverbindlich iſt, aber auch jedem Genoſſen ein unentzieh- 
bares Recht darauf gewährt, daß in bezug auf die verfaſſungsmäßigen Vor⸗ 
ſchriften, welche von jener Feſtſetzung berührt werden, eine Abänderung ohne 
die in der Generalverſammlung erklärte Zuſtimmung aller Genoſſen nicht ge⸗ 
troffen werden kann. Eine Generalverſammlung, in welcher nicht alle Genoſſen 
anweſend ſind, iſt für eine Beſchlußfaſſung über die betreffenden Angelegen⸗ 
heiten überhaupt nicht zuſtändig und ihre Beſchlüſſe ſind nichtig. Faßt ſie 
ſolche dennoch, ſo liegt in der Tat nur der Schein eines Generalverſammlungs⸗ 
beſchluſſes vor, weil nach dem maßgebenden Statut eine Generalverſammlung, 
in welcher nicht alle Genoſſen anweſend ſind, zur ſachlichen Beſchlußfaſſung 
überhaupt nicht befugt iſt. Es handelt ſich hierbei keineswegs um die Beob⸗ 
achtung einer formellen Vorſchrift, ſondern um die Aufrechthaltung einer von 
den Genoſſen ſelbſt gewollten, ſachlich wichtigen Satzungsbeſtimmung, deren 
rechtliche Verbindlichkeit nicht dadurch erſchüttert werden kann, daß ihre Folgen 
im einzelnen Falle ſich als läſtig und hinderlich erweiſen. Kann nach dem 
Statute, wie es rechtsgültig geſchaffen worden iſt, ſchon das Wegbleiben 


eines einzigen Mitglieds von der Generalverſammlung eine rechtswirkſame 


Beſchlußfaſſung über die im § 39 unter b bezeichneten Gegenſtände vereiteln, 
ſo liegt dies nicht an dem Geſetze, ſondern an der Art, in welcher von der 
geſetzlich gewährten Freiheit, die Verhältniſſe der Genoſſenſchaft zu geſtalten, 
hier Gebrauch gemacht worden it. Daß auf dem Wege des § 51 hier 
keine Abhilfe gefunden werden kann, ergibt ſich aus den Vorausſetzungen, welche 
der Abſ. 2 des § 51 für die Anfechtungsklage aufſtellt. Keinem der in der 
Generalverſammlung vom 2. März 1910 weggebliebenen Genoſſen ſtand hier⸗ 
nach ein Anfechtungsrecht zu; es kann demnach auch die dieſen Genoſſen zu⸗ 
ſtehende Berechtigung nicht durch den Nichtgebrauch der Anfechtung erloſchen 
ſein. Die Tragweite des § 51 iſt in dem Urteile des erkennenden Senats 


vom 18. Februar 1911 (RG3. 75, 239) eingehend dargelegt worden. 


Somit iſt die Eintragung der neuen Satzung mit Recht abgelehnt 
worden. 


Blätter f. Rechtspfl. LIX. N. F. XXXIX. Freiw. Gerichtsbark. 4 
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Umfang der Prüfungspflicht des Regiſterrichters bei der Eintragung der von 
dem Vorſtand einer eingetragenen Genoſſenſchaft beſchloſſenen Ausſchließung 
eines Genoſſen. 


§ 68 Gen., § 6, § 31 Nr. 4 der Bekanntmachung des Reichskanzlers, 
betr. Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die Anmeldung zu dieſem Regiſter, 
vom 1. Juli 1899. 


Kammergericht Berlin, 11. November 1910. — Bd. 11 S. 108, 


Der Beſchwerdeführer H. iſt Mitglied einer eingetragenen Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftpflicht. Nach § 3 des Statuts dieſer Genoſſenſchaft 
können Genoſſen, die den Intereſſen des Vereins zuwiderhandeln, durch Bes 
ſchluß des Vorſtandes aus der Genoſſenſchaft ausgeſchloſſen werden. Der 
Ausſchließungsbeſchluß iſt dem betroffenen Genoſſen durch eingeſchriebenen Brief 
gegen Behändigungsſchein bekannt zu machen. 

Der Vorſtand überreichte am 23. Auguſt 1910 zu den Regiſterakten 
eine Abſchrift des Protokolls ſeiner Sitzung vom 5. Juli 1910, laut welchem 
er beſchloſſen hat, den Genoſſen H. aus der Genoſſenſchaft auszuſchließen. 
Er fügte eine Abſchrift des Schreibens vom gleichen Tage an den Beſchwerde⸗ 
führer bei, in welchem die Gründe dieſes Beſchluſſes niedergelegt ſind, insbe⸗ 
ſondere ausgeführt iſt, daß der Beſchwerdeführer den Intereſſen des Vereins 
zuwider gehandelt habe. Bei Einreichung dieſer Schriftſtücke beantragte der 
Vorſtand, das Genoſſenſchaftsregiſter zu berichtigen. Das Regiſtergericht gab 
dieſem Antrage ſtatt und trug die Ausſchließung des Beſchwerdeführers in die 
Liſte der Genoſſen ein. 

H. erhob gegen die Eintragung ſeiner Ausſchließung Einſpruch, verlangte 
Löſchung derſelben und begründete ſein Verlangen damit, daß nach den ſtatu⸗ 
tariſchen und geſetzlichen Vorſchriften der Ausſchließungsbeſchluß durch einge⸗ 
ſchriebenen Brief gegen Behändigungsſchein zugeſtellt werden müßte, daß ihm 
aber der Beſchluß des Vorſtandes in ſeiner Abweſenheit mit cer Zuſtellungs⸗ 
urkunde zugegangen ſei. 

Das Regiſtergericht lehnte bas Verlangen des Beſchwerdeführers ab. Die 
dagegen erhobene Beſchwerde wies das Landgericht zurück. 

Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Die Entſcheidung hängt davon ab, ob die Vorausſetzungen des § 142 F. 
für die Löſchung vorliegen, ob alſo die Eintragung der Ausſchließung in die 
Genoſſenſchaftsliſte wegen Mangels einer weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſig 
war. Dieſe Frage iſt im Hinblick auf 8 31 Nr. 4 der Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 1. Juli 1899, betr. die Führung des Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſters, zu verneinen. Danach erfolgt die Eintragung des Ausſchei⸗ 
dens des Genoſſen im Falle ſeiner Ausſchließung auf Grund der von dem 
Vorſtand einzureichenden Abſchrift des Ausſchließungsbeſchluſſes. Deshalb 
brauchte das Regiſtergericht, nachdem ihm diefe Abſchrift mit dem vorſchriſts⸗ 
mäßigen Antrage des Vorſtandes auf Eintragung (88 6, 7 der Bekanntm. 
vom 1. Juli 1899) überreicht war, eine weitere Prüfung der formellen 
Vorausſetzungen des Ausſchließungsverfahrens nicht vorzunehmen, ſofern der 
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Für das Regiſtergericht lag auch keine Veranlaſſung vor, für die Ein⸗ 
tragung der Ausſchließung andere Erforderniſſe als die Einreichung der Ab⸗ 
ſchrift des Ausſchließungsbeſchluſſes aufzuſtellen. Insbeſondere hat es nicht 
von der Nachprüfung der Behändigung des Beſchluſſes an den Beſchwerde⸗ 
führer die Eintragung der Ausſchließung abhängig zu machen (Pariſius⸗ 
Crüger, [6.] 389 Anm. 5 zu § 68). Ob die Ausſchließung ſelbſt als 
zu Recht beſtehend erfolgt iſt, war vom Regiſterrichter nicht materiell nachzu⸗ 
prüfen. Darüber iſt nötigenfalls im ordentlichen Rechtswege zu entſcheiden 
(RG3Z. 57, 154; Recht 1908 S. 282 Nr. 1679, Warneyer Er⸗ 
gänzungsband, 1908 S. 245 Nr. 335). Hiernach iſt die weitere Beſchwerde 
als unbegründet zurückzuweiſen. 


Erwerb des Geſchäftsguthabens eines aus der Genoſſenſchaft ausſcheidenden 
Genoſſen durch eine Perſon, die an Stelle des Ausſcheidenden Genoſſe 
wird. Umfang der Prüfungspflicht des Regiſterrichters bei der Eintragung 
dieſer Tatſachen. 
SS 15, 76 GenG., § 12 FG., § 31 Nr. 5, § 32 Ab). 5 der Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers, betr. Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und 
die Anmeldung zu dieſem Regiſter, vom 1. Juli 1899. 


Kammergericht Berlin, 3. März 1911. — Bd. 11 S. 105. 


Der in die Liſte der Genoſſen einer eingetragenen Genoſſenſchaft ein⸗ 
getragene Genoſſe A. hat durch ſchriftliche Vereinbarung ſein Geſchäftsguthaben 
im Betrage von 501 M. an ſeine Ehefrau übertragen, nachdem dieſe vorher 
ſchriftlich ihren Beitritt zu der Genoſſenſchaft erklärt hatte. 

Die Vereinbarung nebſt Beitrittserklärung hat der Vorſtand der Ge⸗ 
noſſenſchaft dem Regiſtergerichte mit dem Antrag eingereicht, das Ausſcheiden 
des Genoſſen und den Beitritt ſeiner Ehefrau einzutragen. 

Das Regiſtergericht hat den Antrag mit der Begründung abgelehnt, daß 
nach $ 39 des Statuts die Uebertragung des Geſchäftsguthabens nur mit 
Genehmigung des Aufſichtsrats und des Vorſtandes zuläſſig, eine Genehmigung 
des Aufſichtsrats aber nicht beigebracht ſei. 

Die Beſchwerde der Genoſſenſchaft iſt vom Landgerichte zurückgewieſen 
worden. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Regiſtergericht zurückverwieſen. 


Nach §8 76 GenG. und § 31 Nr. 5 der Bekanntmachung des Reichs⸗ 
kanzlers vom 1. Juli 1899 erfolgt die Eintragung des Ausſcheidens eines 
Genoſſen im Falle der Uebertragung des Geſchäftsguthabens auf Grund folgender 
vom Vorſtande der Genoſſenſchaft eingereichten Urkunden: der zwiſchen dem 
Ausſcheidenden und dem Erwerber des Guthabens wegen der Uebertragung 
geſchloſſenen Uebereinkunſt oder einer beglaubigten Abſchrift der Uebereinkunft 
und, falls der Erwerber des Guthabens noch nicht Mitglied der Genoſſenſchaft 
iſt, ſeiner vorſchriftsmäßigen Beitrittserklärung. 
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Hiernach bildet der Veräußerungsvertrag die Grundlage der Eintragung; 
einer beſonderen Austrittserklärung des Veräußerers bedarf es nicht. Nach 
§ 76 Abſ. 3 Satz 3 darf die Eintragung der Uebertragung in dem Falle, 
daß der Erwerber noch nicht Genoſſe iſt, nur zugleich mit der Eintragung 
des letzteren erfolgen; denn die Veräußerung des Guthabens und damit das 
Ausſcheiden des Genoſſen ſind in ihrer Wirkung davon abhängig, daß der 
Erwerber Mitglied der Genoſſenſchaft wird (Begründung zu $ 71 des Ent: 
wurfs eines Genoſſenſchaftsgeſetzes, Sten. Ber. d. Reichstags 108, 233). 

Hiernach hat die Prüfung des Regiſterrichters ſich nicht nur auf das 
vorſchriftsmäßige Ausſcheiden des bisherigen Genoſſen, ſondern auch auf den 
ordnungsmäßigen Beitritt des neuen Genoſſen zu erſtrecken; in welcher Weiſe 
hierbei der Richter zu verfahren habe, iſt im § 32 Abſ. 5 der Bekannt⸗ 
machung vom 1. Juli 1899 beſtimmt. Es heißt dort: „Hinſichtlich der 
Prüfung der Urkunden finden die Vorſchriften des S 29 Abſ. 3 und 4 ent⸗ 
ſprechende Anwendung“. 

Danach hat der Richter ebenſo wie im Falle des Beitritts eines Ge⸗ 
noſſen ($ 15) die zur Eintragung des Ausſcheidens einzureichenden, vorer⸗ 
wähnten Urkunden lediglich auf ihre formelle Rechtsbeſtändigkeit zu prüfen. 
Er hat ſich davon zu überzeugen, ob die eingereichte Uebereinkunft ſowie die 
Beitrittserklärung des Erwerbers des Guthabens mit den Namen der Be⸗ 
teiligten unterſchrieben und unbedingt ſind und ob die Einreichung ordnungs⸗ 
mäßig durch den Vorſtand erfolgt iſt. 

Auf die Echtheit der Unterſchriften und die Wirkſamkeit der Uebereinkunft 
ſowie der Beitrittserklärung erſtreckt ſich die Prüfung des Gerichts nicht; viel: 
mehr bleibt es im allgemeinen den Beteiligten überlaſſen, Mängel in dieſer 
Richtung im Wege der Klage geltend zu machen. Eine Ablehnung der Ein⸗ 
tragung aus ſolchen Gründen iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen, falls die Unwirk⸗ 
ſamkeit der Uebereinkunft oder der Beitrittserklärung, ohne daß es weiterer 
Ermittelungen bedarf, aus den dem Gerichte bekannten Tatſachen ſich als 
zweifellos ergibt. Der Regiſterrichter hat hiernach im allgemeinen die ma⸗ 
terielle Richtigkeit der eingereichten Urkunden nicht nachzuprüfen; ſeine Prüfung 
iſt eine weſentlich formelle und erſtreckt ſich nur darauf, ob die vorgedachten 
Urkunden vorſchriftsmäßig und vollſtändig vorliegen; die allgemeine Ermittelungs⸗ 
pflicht des § 12 FG. iſt daher für dieſe die Lifte der Genoſſen betreffenden 
Eintragungen beſeitigt. 

Dieſe Rechtsſätze ſind in der ſtändigen Rechtſprechung des Kammergerichts 
entwickelt (KG J. 23 A, 112; 27 A, 67; 32 A, 163; RA. 8, 105; 
ebenſo Oberlandesgericht Kolmar in der Deutſchen Juriſtenzeitung 1902 S. 324) 
und werden auch in der einſchlägigen Literatur gebilligt. Sie finden auch 
eine Stütze in der Begründung zum Entwurfe des $ 15 Gen. Hier wird 
hervorgehoben, daß die Einreichung der Beitrittserklärung durch den Vorſtand 
genüge und es eines beſonderen Nachweiſes der Zulaſſung ſeitens der Ge⸗ 
noſſenſchaft nicht bedürfe. Es heißt dann weiter: „Hat der Vorſtand hierbei 
die Grenzen ſeines Auftrags gegenüber der Genoſſenſchaft überſchritten, Be⸗ 
ſtimmungen derſelben, insbeſondere Bedingungen, die von ihr für die Zulaſſung 
aufgeſtellt waren, unbeachtet gelaſſen, hat er ohne oder gegen den Beſchluß 
der Generalverſammlung oder des Auſſichtsrats gehandelt uſw., fo kann er 
ſich gegenüber der Genoſſenſchaft verantwortlich gemacht haben, aber er hat 


die Erklärung kraft ſeiner nicht einzuſchränkenden geſetzlichen Befugnis, die 
Genoſſenſchaft zu vertreten, für dieſe abgegeben .. .. ein Zurückgehen auf 
jene internen Vorgänge, auf beſondere Nebenabreden bei der Zulaſſung oder 
auf beſondere, etwa in den Statuten außer der Zulaſſung durch den Vorſtand 
vorgeſehene Bedingungen für den Erwerb der Mitgliedſchaft iſt nicht zu ge⸗ 
ſtatten.“ 

Dieſe in der Begründung zum Entwurfe des Genoſſenſchaftsgeſetzes zu⸗ 
nächſt nur für den Beitritt eines Genoſſen entwickelten Grundſätze müſſen 
auch für das Ausſcheiden von Genoſſen entſprechende Anwendung finden. 
Denn ebenſo wie gemäß § 15 Abi. 3 die Mitgliedſchaft des Beitretenden 
erſt durch die Eintragung entſteht, jo wird auch nach § 76 das Ausſcheiden 
des ſein Guthaben veräußernden Genoſſen erſt mit der Eintragung wirkſam. 
Für beide Fälle iſt daher in den SS 15, 76 dem Regiſterrichter die „uns 
verzügliche“ Vornahme der Eintragung zur Pflicht gemacht. 

Dieſe Pflicht würde er nicht erfüllen können, wenn er auch in eine 
Prüfung der materiellen Rechtswirkſamkeit der eingereichten Urkunden einzu⸗ 
treten hätte. 

Wendet man die vorſtehend dargelegten Grundſätze auf den vorliegenden 
Fall an, ſo ergibt ſich, daß die Vorinſtanzen von der Genoſſenſchaft zu Unrecht 
den Nachweis der im § 39 des Statuts vorgeſehenen Genehmigung des 
Aufſichtsrats zur Uebertragung des Geſchäftsguthabens verlangt haben. Denn 
der Regiſterrichter hatte lediglich zu prüfen, ob die eingereichte Vereinbarung 
über die Uebertragung des Geſchäftsguthabens und die Beitrittserklärung der 
Frau A. den geſetzlichen Vorſchriften genügen, alſo namentlich ob ſie von den 
A.ſchen Eheleuten unterſchrieben ſind und nicht Bedingungen oder Einſchrän⸗ 
kungen enthalten, die ſie zur Eintragung ungeeignet machen; ferner hatte der 
Richter feſtzuſtellen, ob die Einreichung der Urkunden durch den Vorſtand 
ordnungsmäßig bewirkt war, insbeſondere ob die beiden Vorſtandsmitglieder, 
die die Erklärung unterzeichnet haben, zur Vertretung der Genoſſenſchaft befugt 
waren. Dagegen durfte der Regiſterrichter nicht in eine Prüfung der Frage 
eintreten, ob der Aufſichtsrat ſeine Zuſtimmung zur Uebertragung des Gut⸗ 
habens gegeben habe; denn wenn auch das Statut dieſe Mitwirkung des 
Aufſichtsrats bei dem erwähnten Rechtsakte vorſchreibt, ſo handelt es ſich hierbei 
nur um eine innere Angelegenheit der Genoſſenſchaft, die zwar für das Ver⸗ 
hältnis der Beteiligten untereinander und zur Genoſſenſchaft von Bedeutung 
iſt, der Nachprüfung durch das Regiſtergericht aber entzogen iſt. 

Der Regiſterrichter könnte nur dann den Antrag wegen Fehlens des 
Nachweiſes der Zuſtimmung des Auſſichtsrats ablehnen, wenn er ohne An⸗ 
ſtellung weiterer Ermittelungen aus den ihm bekannten Tatſachen mit Sicherheit 
entnehmen könnte, daß der Aufſichtsrat im vorliegenden Falle der Uebertragung 
des Geſchäftsguthabens nicht zugeſtimmt hat. Daß der Richter Kenntnis 
von der Nichtmitwirkung des Aufſichtsrats gehabt habe, erhellt in keiner Weiſe. 
Nur dann wäre eine Ablehnung des Antrags auch ohne weitere Ermittelungen 
geboten geweſen, wenn etwa das Statut die Uebertragung des Geſchäfts⸗ 
guthabens überhaupt verbieten würde. Denn in dieſem Falle würde der 
Regiſterrichter lediglich aus der Einſichtnahme des ihm vorliegenden Statuts 
die Unwirkſamkeit der Uebertragung des Geſchäftsguthabens feſtſtellen können. 
Eine ſolche Feſtſtellung iſt aber ohne weiteres nicht möglich, wenn die Ueber⸗ 


tragung des Guthabens nicht überhaupt verboten, ſondern von der Zuſtimmung 
von Organen der Genoſſenſchaft abhängig gemacht iſt. 

Zu bemerken iſt auch, daß die von den Vorinſtanzen zur Begründung 
ihrer gegenteiligen Rechtsanſicht herangezogene Entſcheidung des Kammergerichts 
vom 10. April 1901 (RIA. 2, 79) auf den vorliegenden Fall keine An- 
wendung finden kann; denn ſie hat zur Grundlage die Vorſchrift des § 238 
HGB., während es ſich vorliegend um die Auslegung von Beſtimmungen des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes und der dazu ergangenen Bekanntmachung des Reichs⸗ 
kanzlers handelt. 

Hiernach waren die Vorentſcheidungen aufzuheben. 


Rechte aus einem Generalvertretungsvertrag als Sacheinlagen auf das 
Grundkapital einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 


| § 5 GmbHG. 
Kammergericht Berlin, 17. März 1911. — Bd. 11 S. 108, 


Die Gebrüder H. und E. Th. haben einen notariellen Geſellfchaftsvertrag 
zwecks Gründung einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung geſchloſſen. 

Der S 5 dieſes Vertrags laute: 

„Hugo Th. bringt als Sacheinlage ein: ſämtliche Rechte aus einem mit 
der Firma Patent⸗ und techniſches Bureau Trias in L. geſchloſſenen Ver⸗ 
trage, nach welchem ihm die Generalvertretung dieſer Firma für das 
Deutſche Reich auf die Dauer von 6 Jahren, und zwar bis September 
1916 zuſteht, aber ohne Gewähr für eine beſtimmte Dauer dieſer Ver⸗ 
tretung.“ 

Das Amtsgericht hat die beantragte Eintragung der Geſellſchaft mit 
der Begründung abgelehnt, daß die von dem Geſellſchafter Hugo Th. gemachte 
Sacheinlage als Sacheinlage ungeeignet ſei, weil ſie ſich auf künftighin möglicher⸗ 
weiſe erſt entſtehende Anſprüche beziehe, deren Entſtehen objektiv ungewiß ſei. 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde hat das Landgericht nicht ſtattgegeben. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Ent⸗ 
ſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Amtsgericht zurück⸗ 
verwieſen. 

Nach S 5 GmbHG. find alle vorhandenen, ſelbſtändigen Wertgegen⸗ 
ſtände, die dem Rechtsverkehre nicht vom Geſetz entzogen ſind, als Sachein⸗ 
lagen geeignet. Dieſen Anforderungen iſt im vorliegenden Falle Genüge 
getan, da ein beſtehendes, vertraglich feſtgelegtes Recht gegenüber der Firma 
„Trias“ eingebracht iſt. Wie hoch der wirkliche Wert dieſes eingebrachten 
Rechtes iſt, braucht nicht feſtgeſtellt zu werden; im Geſellſchaftsvertrage bedarf 
es lediglich der Angabe, wie hoch die Sacheinlage „feſtgeſetzt“, d. h. von 
den vertragſchließenden Geſellſchaftern bewirkt iſt und welcher Geſchäftsanteil 
für ſie gewährt wird. 

Aber auch die Fixierung der Sacheinlage entſpricht den Erforderniſſen 
des § 5 Abſ. 4. 

Die genannte Vorſchrift will verhüten, daß nicht bei anfcheinender Bar: 

gründung durch Hingabe von Gegenſtänden an Zahlungsſtatt eine Täuſchung 


we. BE: 


über die Fundierung der Geſellſchaft entſtehe. Deshalb muß eine Vereinbarung, 
daß nicht Geld, ſondern Gegenſtände zu leiſten find, im Geſellſchaftsvertrag 
ihrem weſentlichen Inhalte nach, d. h. nach Sache, Perſon und Wertfeſtſetzung 
niedergelegt ſein. Der Angabe der Perſon und der Wertfeſtſetzung iſt hier 
zweifellos Genüge getan. Aber auch der Gegenſtand iſt ſo bezeichnet, daß 
über ſeine Identität ein Zweifel nicht beſteht. Der § 5 des Geſellſchafts⸗ 
vertrags bezeichnet als Gegenſtand der Sacheinlage Hugo Th. s deſſen Rechte 
aus einer Generalvertretung für eine genau bezeichnete Firma und ein be⸗ 
ſtimmtes Gebiet, wie ſie in dem Alleinvertretungsvertrage feſtgelegt iſt. Damit 
iſt die Identität des eingebrachten Gegenſtandes feitgeftellt. . . . . 


Mangelndes Beſchwerderecht des früheren Liquidators, einer im Handels⸗ 

regiſter gelöſchten Aktiengeſellſchaft gegen den Beſchluß des Regiſtergerichts, 

durch den er zur Fortſetznug der Liquidation von neuem zum Liquidator 
beſtellt wird. 


8 20 36, 
Kammergericht Berlin, 17. März 1911, — Bd. 11 S. 109. 


Nachdem die „Allgemeine Beleuchtungs- und Heiz⸗Induſtrie⸗Aktiengeſell⸗ 
ſchaft“ in Liquidation getreten war, meldete der Liquidator Kaufmann K. am 
15. Juli 1909 das Erlöſchen der Geſchäſtsfirma zur Eintragung in das 
Handelsregiſter an. Demgemäß trug das Regiſtergericht die Beendigung der 
Liquidation und das Erlöſchen der Firma in das Handelsregiſter ein. Mittels 
Eingabe vom 14. Dezember 1910 ſtellte die Firma Modellbauanſtalt W., die 
ſeit dem Jahre 1902 gegen die „Allgemeine Beleuchtungs⸗ und Heiz⸗Induſtrie⸗ 
Aktiengeſellſchaft“ einen Prozeß wegen Zahlung von 4856 M. führt, bei dem 
Regiſtergerichte den Antrag, „die Aktiengeſellſchaft als in Liquidation befindlich 
wieder einzutragen und die früheren Liquidatoren zu Liquidatoren zu ernennen, 
eventuell neue Liquidatoren zu beſtellen“. Zur Begründung ihres Antrags 
berief ſie ſich darauf, daß bei der Liquidation auf ihre Forderung keine Rück⸗ 
ſicht genommen, insbeſondere keine Sicherheit geleiſtet worden ſei, daß deshalb 
die Verteilung des Geſellſchaftsvermögens unter die Aktionäre verfrüht geweſen 
jet und die Geſellſchaft, die gegenüber den Aktionären nach §S 217 HGB. 
Anſpruch auf Rückzahlung des Geleiſteten habe, auch jetzt noch Vermögen beſitze. 
In jenem Prozeß iſt die Aktiengeſellſchaft durch Urteil des Landgerichts ver⸗ 
urteilt worden, an die klagende Firma 4856 M. zu zahlen. Der Rechtsſtreit 
ſchwebt gegenwärtig in der Berufungsinſtanz. 

Darauf erließ das Regiſtergericht einen Beſchluß dahin, daß das Ver⸗ 
fahren der Liquidation der „Firma Allgemeine Beleuchtungs⸗ und Heiz⸗Induſtrie⸗ 
Aktiengeſellſchaft für wiedereröffnet erklärt und der frühere Liquidator K. von 
neuem zum Liquidator ernannt“ würde. Es trug ferner die Aktiengeſellſchaft 
als in Liquidation befindlich aufs neue in das Handelsregiſter ein. 


Gegen den Beſchluß des Amtsgerichts haben der Liquidator K. und die 
Aktiengeſellſchaft die ſofortige Beſchwerde eingelegt, die vom Landgericht zurück⸗ 
gewieſen worden iſt. Das Landgericht verneint das Beſchwerderecht des 
Liquidators, hält aber das Rechtsmittel auch für fachlich unbegründet, da der 
§ 302 Abi. 4 HGB. die Beſtellung eines Liquidators in allen Fällen recht⸗ 
fertige, in denen noch eine Ergänzung der Liquidation erforderlich ſei. 


Auch der fofortigen weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den 
Erfolg verfagt. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Zutreffend iſt zunächſt die Anſicht des Landgerichts, daß dem Liquidator 
perſönlich die Beſchwerde nicht zuſtehe. Notwendige Vorausſetzung für die 
Beſchwerdebefugnis iſt nach S 20 EG., daß ein Recht des Beſchwerdeführers 
durch die angefochtene Verfügung beeinträchtigt wird. Es iſt nun nicht ein⸗ 
zuſehen, welches Recht des Liquidators durch den amtsgerichtlichen Beſchluß 
verletzt ſein könnte. Die Wiederherſtellung der Liquidation greift nur in die 
Rechtsſphäre der Aktiengeſellſchaft ein. Der Liquidator erleidet dadurch keine Ein⸗ 
buße in feinen Rechten. Denn die Uebertragung des Liquidatoramts geſchieht 
mit ſeinem freien Willen. Durch die bloße Erklärung, daß er die Uebernahme 
des Amtes ablehne, war er jederzeit in der Lage, ſich der Ausübung der 
Liquidatortätigkeit zu entziehen. 

Die Erneuerung der Liquidation hat auch nicht etwa eine Erweiterung 
der Haftpflicht des Liquidators aus ſeiner früheren Geſchäftsführung zur Folge. 
Soweit er durch Verletzung ſeiner Obliegenheiten, insbeſondere bei der Vee⸗ 
mögensverteilung, ſich gegenüber der Geſellſchaft oder den Aktionären oder den 
Gläubigern haftbar gemacht hat, haftet er ohne Rückſicht auf die Wieder⸗ 
eröffnung der Liquidation genau ebenſo, wie es früher der Fall war. 

Deshalb kann ſeine Ernennung zum Liquidator, zu der er ausdrücklich 
ſeine Zuſtimmung erteilt hat, unmöglich als eine Schädigung ſeiner Rechte 
aufgefaßt werden, und ſeine weitere Beſchwerde iſt ſchon wegen des Mangels 
des Beſchwerdrechts hinfällig. 

Das Kammergericht führt ſodann aus, daß die Beſchwerde der Aktien⸗ 
geſellſchaft aus dem vom Landgericht angeführten Grunde ſachlich nicht be⸗ 
gründet ſei. 


Mangelnde Befugnis des Regiſtergerichts, eine Firma von Amts wegen 

im Handelsregiſter zu löſchen, wenn fie zu Zwecken des Wettbewerbs 

gebildet und geeignet iſt, Verwechſelungen mit einer anderen Firma hervor⸗ 
zurufen. 


88 142, 143 FG., 8 16 UnlWG. 
Kammergericht Berlin, 8. April 1911. — Bd. 11 S. 114. 


Am 1. Juni 1910 iſt in das Handelsregiſter die Firma „Lamſcheider 
St. Georg Stahlquelle, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“, mit dem Sitz 
in S. eingetragen worden. 

Ende Juni 1910 beantragte die Firma „Lamſcheider Stahlbrunnen, 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“, mit dem Sitze in D., die eingangs 
genannte Firma zu löſchen oder ihr die Aenderung der Firma durch Beſeitigung 
des Wortes „Lamſcheider“ aufzugeben. Zur Begründung wurde geltend 
gemacht, die Antragſtellerin ſei Eigentümerin der in S. betriebenen Stahl⸗ 
quelle, die unter der als Warenzeichen geſchützten Bezeichnung „Lamſcheider 
Stahlbrunner“ ſeit langer Zeit bekannt ſei; durch die Firma der Antrags⸗ 
gegnerin werde das Publikum in den irrigen Glauben verſetzt, daß das von 
jener vertriebene Waſſer identiſch ſei mit demjenigen, welches aus der Ouelle 
der Antragſtellerin ſtamme. 


ee Be 


Die Antragsgegnerin widerſprach der vom Regiſtergericht in Ausſicht ges 
nommenen Löſchung, und dieſes wies darauf den Antrag auf Löſchung der 
Firma zurück, weil ſie ſich von der Firma der Antragſtellerin deutlich unter⸗ 
ſcheide. 

Nunmehr wiederholte die Der Firma ihren Antrag auf Löſchung der 
S. er Firma beim Landgerichte. Das Landgericht eröffnete der S.er Firma, 
daß die beantragte Löſchung wegen Verwechſelungsgefahr mit der Firma der 
Antragſtellerin gemäß $ 16 Unl WG. beabſichtigt werde und beſtimmte ihr zur 
Geltendmachung eines Widerſpruchs eine Friſt von 4 Wochen. 

Die Antragsgegnerin erhob rechtzeitig Widerſpruch. Das Landgericht er⸗ 
klärte aber den Widerſpruch für unbegründet und ordnete die Löſchung der 
Firma der Antragsgegnerin an. Das Landgericht glaubte auf Grund des 
§ 16 UnlWG. die Löſchung der Firma anordnen zu müſſen, weil die Be⸗ 
nutzung der letzteren zu Verwechſelungen mit der Firma der Antragſtellerin 
führen müſſe und weil die Antragsgegnerin dieſe Verwechſelung in unlauterer 
Abſicht bei Annahme ihrer Firma beabſichtigt habe. 

Auf die hiergegen von der Ster Firma eingelegte ſofortige Beſchwerde 
hat das Kammergericht die angefochtene Entſcheidung aufgehoben. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Das Landgericht hat von der ihm durch § 143 FG. gegebenen Be⸗ 
fugnis, die Löſchung einer Eintragung gemäß den Vorſchriften des § 142 
des Geſetzes zu verfügen, Gebrauch gemacht. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das Landgericht beabſichtigt hat, die in 
Rede ſtehende Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung als nichtig zu löſchen, und 
ob für dieſen Fall die beſonderen Vorausſetzungen, d. h. die Erforderniſſe der 
Nichtigkeitsklage aus den SS 75, 76 GmbH., vorliegen würden, die der 
§ 144 FG. für eine ſolche Löſchung vorſchreibt (RJA. 10, 13). Denn 
jedenfalls hat das Landgericht zu Unrecht angenommen, daß die allgemeinen 
Vorausſetzungen gegeben find, die nach dem §S 143 Abſ. 1 und dem $ 142 
Abſ. 1 FG. ſtets erfüllt ſein müſſen, wenn die Löſchung einer im Handelsregiſter 
vorgenommenen Eintragung erfolgen ſoll. Das Geſetz geſtattet die Löſchung 
einer im Handelsregiſter eingetragenen Firma nicht etwa, wie das Landgericht 
anzunehmen ſcheint, ſchon dann, wenn die Firma gegen irgendeine geſetzliche 
Beſtimmung verſtößt, ſondern nur unter der Bedingung, daß die Eintragung 
der Firma wegen Mangels einer weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſig war 
(8 142 Abſ. 1). Es fragt ſich alſo, ob der Regiſterrichter die Firma der 
Antragsgegnerin wegen Mangels einer weſentlichen Vorausſetzung nicht hätte 
eintragen dürfen. Was als „weſentliche Vorausſetzung“ einer Firmeneintragung 
anzuſehen iſt, darüber gibt das Geſetz keine nähere Beſtimmung. In der 
Denkſchrift zum Entwurfe des Geſetzes wird dies ausdrücklich hervorgehoben; 
dabei wird bemerkt, es werde beiſpielsweiſe gerechtfertigt ſein die Löſchung 
einer Firma, die den geſetzlichen Vorſchriften über die Bildung der Firma 
nicht entſpreche oder ſich von einer anderen bereits eingetragenen Firma nicht 
unterſcheide (58 18 ff., 30 HGB.). In Uebereinſtimmung hiermit hat auch 
die Rechtſprechung des Kammergerichts die Löſchung einer Firma gemäß 
SS 142, 143 für zuläſſig erachtet, wenn bei der Firmenbildung gegen die 
Vorſchriften der SS 18 ff., 30 HGB. verſtoßen iſt oder wenn die Firma für 
das Gewerbe eines gemäß § 4 HGB. nicht eintragungsfähigen Minderkaufmanns 
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oder gar für jemanden eingetragen iſt, der überhaupt kein Gewerbe betreibt 
(KGJ. 28 A, 39; 31A, 147, 152 RIA. 10, 20). 

Würde alſo die Firma der Antragsgegnerin derartigen Beſtimmungen 
des Handelsgeſetzbuchs widerſprechen, ſo würde von Amts wegen ihre Löſchung 
angeordnet werden können, da das Handelsregiſter von ſolchen ungeſetzlichen 
Firmen freigehalten werden ſoll. Das Landgericht hat nun aber hervorgehoben, 
daß die beanſtandete Firma gegen Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs nicht 
verſtoße; insbeſondere hat es darauf hingewieſen, daß die Firma ſich von der 
der Antragſtellerin deutlich unterſcheide und auch eine Täuſchung über die 
Art und den Umfang des Geſchäfts oder die Verhältniſſe des Geſchäftsinhabers 
nicht herbeiführen könne, mithin gegen die Beſtimmungen des § 30 und des 
§ 18 Abſ. 2 HGB. nicht verſtoße. Dieſen Ausführungen des Landgerichts 
wird unbedenklich beigetreten werden können, da nicht erſichtlich iſt, inwiefern 
die Firma der Antragsgegnerin gegen die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs 
über die Bildung von Firmen verſtoßen ſoll. Damit. entfällt aber auch die 
Möglichkeit, die Löſchung der Firma in dem durch die SS 142, 143 F. 
geregelten Verfahren anzuordnen. Das Landgericht irrt in der Annahme, daß 
einer Firma, die gegen $ 16 Unl WG. verſtößt, eine weſentliche Vorausſetzung 
im Sinne des § 142 Abſ. 1 fehle. Der Regiſterrichter hat bei der Ein⸗ 
tragung von Firmen lediglich zu prüfen, ob die angemeldete Firma den Vor⸗ 
ſchriften entſpricht, die das Handelsgeſetzbuch über die Berechtigung zu ihrer 
Führung und die Art ihrer Bildung aufgeſtellt hat. Dagegen iſt es nicht 
ſeine Aufgabe, zu unterſuchen, ob die angemeldete Firma etwa zu Zwecken 
des unlauteren Wettbewerbes und in der Abſicht gebildet iſt, Verwechſelungen 
mit der Firma eines Konkurrenzunternehmens hervorzurufen. Hierzu würde 
ſelbſt dann ein Anlaß nicht beſtehen, wenn dem Regiſterrichter ſchon vor der 
Eintragung der Firma bekannt wäre, daß von anderer Seite gegen den Ge⸗ 
brauch der angemeldeten Firma auf Grund der Vorſchriften des Wettbewerbs⸗ 
geſetzes Einſpruch erhoben würde. Der Regiſterrichter iſt vielmehr lediglich 
zur Ueberwachung der Einhaltung der firmenrechtlichen Vorſchrift des Handels⸗ 
geſetzbuchs berufen und der oft ſchwierigen und zeitraubenden Prüfung über⸗ 
hoben, ob eine angemeldete Firma in einer Weiſe benutzt werde, die geeignet 
ſei, Verwechſelungen mit einer anderen Firma hervorzurufen. Hiernach kann 
über die Frage, ob die Antragsgegnerin wegen Verſtoßes gegen $ 16 UnlWG. 
von der Antragſtellerin auf Unterlaſſung der Benutzung der Firma in An⸗ 
ſpruch genommen werden kann, lediglich im Prozeßweg entſchieden werden. 

Mit der hier vertretenen Rechtsauffaſſung ſtimmt die Entſcheidung des 
oberſten Landesgerichts in München vom 26. Februar 1909 (Recht 1909 
Ziff. 1395) überein; dort wird ebenfalls hervorgehoben, daß das Regiſter⸗ 
gericht nicht zu prüfen habe, ob eine Firmenanmeldung unlauterem Wettbewerbe 
dienen ſoll, daß vielmehr über dieſe Frage nur im Rechtsweg entſchieden 
werden könne (zu vgl. auch Recht 1902 S. 23 Ziff. 95). Auch das 
Kammergericht hat, zwar nicht für das Gebiet des unlauteren Wettbewerbes, 
wohl aber für verwandte, nach dem Geſetze zum Schutze der Warenbezeichnungen 
zu beurteilende Rechtsverhältniſſe in dem Beſchluſſe vom 3. Mai 1906 (RM. 
7, 199) den Grundſatz ausgeſprochen, daß der Warenzeichenſchutz nicht zu den 
Aufgaben des Handelsregiſtergerichts gehöre, vielmehr im Prozeßwege zu 
wahren ſei. Die vom Landgericht angezogene Entſcheidung des Reichsgerichts 
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vom 3. April 1906 (RGZ. 63, 138) befaßt ſich mit der hier allein inter: 
eſſierenden Frage, ob die auf Grund des Wettbewerbsgeſetzes erhobenen An⸗ 


‚Sprüche der Entſcheidung durch den Regiſterrichter unterliegen, nicht, ſpricht 


vielmehr nur den Grundſatz aus, daß der Prozeßrichter auf Grund des Wett⸗ 
bewerbsgeſetzes einem Handeltreibenden die Benutzung der für ihn im Handels⸗ 
regiſter eingetragenen Firma allgemein unterſagen könne. 

Somit mußte der Beſchluß des Landgerichts, der in unzuläſſiger 
Weiſe über einen der Entſcheidung des Prozeßrichters vorbehaltenen Anſpruch 
befunden hat, aufgehoben werden. 


Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Hypothek unter Beſtimmung des Höchſt⸗ 
betrags der Haftung für Forderungen, die verſchiedenen Gläubigern zu⸗ 
ſtehen. Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Eigentümergrundſchuld für 


den Fall, daß bei der Feſtſtellung der Forderungen, für die eine Höchſt⸗ 


betragshypothek beſtellt iſt, der feſtgeſtellte Forderungsbetrag den Höchſt⸗ 
betrag nicht erreicht. 
$S 1113, 1115, 8 1163 Abſ. 1, SS 1177, 1190 BGB., $ 40 GBO. 


Reichsgericht, V. Zivilſenat, 1. März 1911. — Bd. 11 S. 117. 


Im Grundbuche von S. Bd. 2 Bl. 28 iſt am 21. Juni 1906 in 
Abt. III für die Deutſche Mittelſtandskaſſe, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, 
eine Sicherungshypothek zum Höchſtbetrage von 1300 M. unter Bezugnahme 
auf die Eintragungsbewilligung der damaligen Eigentümer, Eheleute M., ein⸗ 
getragen worden. Nach der Eintragungsbewilligung ſollten die Anſprüche der 
Mittelſtandskaſſe wegen aller Schäden geſichert werden, die ihr aus der Nicht⸗ 
erfüllung der von den Eheleuten M. übernommenen Verpflichtungen etwa er⸗ 
wachſen würden. Am 31. Auguſt 1907 iſt folgende Veränderung bei der 
Hypothek zur Eintragung gelangt: 

„Soweit dieſe Hypothek von der Mittelſtandskaſſe nicht in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird, dient fie auch zur Sicherung aller Anſprüche, die dem Spar: 
und Darlehnskaſſenverein, eingetragene Genoſſenſchaft in Z., gegen die Ehe⸗ 
leute M. und deren Rechtsnachfolger im Grundbuch erwachſen werden, ins⸗ 
beſondere aus der Gewährung von Darlehen.“ 

Das Grundſtück iſt ſodann am 6. Januar 1910 auf die Eheleute H. 

umgeſchrieben und bei der Hypothek iſt an demſelben Tage vermerkt worden: 

„Die Hypothek dient auch zur Sicherung aller Forderungen, die der 
Deutſchen Mittelſtandskaſſe gegen die H. ſchen Eheleute erwachſen find oder 
gegen ſie oder ihre Rechtsnachfolger im Eigentum des Grundſtücks noch 
erwachſen werden.“ 

Mittels gerichtlich beglaubigter Urkunde vom 4. März 1910 bewilligte 
und beantragte die Mittelſtandskaſſe in eigenem Namen und im Namen der 
Eheleute H., 

„die Sicherungshypothek dahin abzuändern, daß ſie in erſter Linie 
ihre Anſprüche gegen die Eheleute M. und die Eheleute H. und 
deren Rechtsnachfolger im Beſitz oder Eigentum des Grundſtücks, die 
bereits entſtanden ſind und noch entſtehen werden, ſichere und der Deutſche 
Spar- und Darlehnskaſſenverein in Z. wegen ſeiner eingetragenen 
Forderung nur inſoweit berechtigt ſei, als fie die Sicherungshypothek 
nicht in Anſpruch nehme.“ 
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Der Z.er Verein bewilligte ſeinerſeits in der gerichtlich beglaubigten 
Urkunde vom 11./15. März 1910, 

„daß die Sicherungshypothel in Zukunft in erſter Linie die Anſprüche, 
die der Mittelſtandskaſſe gegen die Eheleute H. und deren Rechts⸗ 
nachfolger im Beſitz oder Eigentum des belaſteten Grundſtücks ent⸗ 
ſtanden ſind und noch entſtehen werden, und ſoweit ſie von der 
Mittelſtandskaſſe nicht in Anſpruch genommen werde, die Anſprüche, 
die ihm ſelbſt gegen die Eheleute H. und deren Rechtsnachfolger im 
Beſitz oder Eigentum des Grundſtücks entſtanden ſind oder noch ent⸗ 
ſtehen werden, ſichere, und daß dieſe Aenderung in das Grundbuch 
eingetragen werde.“ 

Beide Urkunden überreichte die Mittelſtandskaſſe nebſt der ihr von den 
Eheleuten H. in gerichtlich beglaubigter Form erteilten Vollmacht dem zuſtändigen 
Grundbuchamte. Dieſes lehnte die beantragte Eintragung ab, weil dieſe nur 
eine Wiederholung der Eintragung vom 31. Auguſt 1907 ſein würde. Die 
Beſchwerde der Mittelſtandskaſſe wurde vom Landgerichte mit der gleichen Be⸗ 
gründung zurückgewieſen. 

Das Königlich Preußiſche Kammergericht in Berlin hält die Beichlüffe 
für unrichtig, weil der vorliegende Antrag eine noch nicht eingetragene Rang⸗ 
änderung bezwecke. Es würde der von der Deutſchen Mittelſtandskaſſe er⸗ 
hobenen weiteren Beſchwerde ſtattgeben, glaubt jedoch, hieran durch die Auf⸗ 
faſſung gehindert zu ſein, die das Reichsgericht in einer Reihe von Urteilen 
(RGZ. 51, 115; 55, 217; 61, 37; Gruch. Beitr. 48, 606; 52, 1064) 
hinſichtlich des Zeitpunktes des Erwerbes der Höchſtbetragshypothek durch den 
Eigentümer vertreten habe, und deshalb die weitere Beſchwerde dem Reichs⸗ 
gerichte vorgelegt. Seine Anſicht ſtützt es auf folgende Erwägungen: In ſeinem 
Beſchluſſe vom 17. Juni 1901 (RIA. 2, 187) habe es den Grundſatz aus⸗ 
geſprochen, eine Höchſtbetragshypotheck könne gleichzeitig zur Sicherheit mehrerer 
Gläubiger dergeſtalt beſtellt werden, daß die Hypothek nur dann und inſoweit 
für die Forderungen aus dem an die zweite Stelle geſetzten Schuldverhältnis 
in Betracht komme, wenn und inſoweit die endgültig feſtgeſtellten Forderungen 
des an die erſte Stelle geſetzten Gläubigers hinter dem Höchſtbetrage zurück⸗ 
blieben; eine ſolche Beſtimmung könne auch während des Beſtehens der Hypothek 
getroffen werden. An dieſem Grundſatze ſei trotz der in der Literatur da⸗ 
gegen geäußerten Bedenken, allerdings aus anderen als den in dem Beſchluſſe 
vom 17. Juni 1901 angenommenen Gründen, feſtzuhalten. Die nachträgliche 
Beſtimmung der Hypothek, in der bezeichneten Weiſe auch zur Sicherung der 
Forderungen eines zweiten Gläubigers zu dienen, laſſe ſich nämlich, da ja 
der dem zweiten Gläubiger zugedachte Teil der Hypothek nicht mit Forderungen 
des erſtens Gläubigers bekleidet ſei, dieſem alſo nicht zuſtehe, weder durch Ab⸗ 
tretung ſeitens des erſten Gläubigers noch auf dem im $ 1180 BGB. vor⸗ 
geſehenen Wege (RGZ. 48, 56) herbeiführen. Sie laſſe ſich vielmehr nur 
dadurch bewerkſtelligen, daß der Eigentümer ſeine Eigentümergrundſchuld, unter 
gleichzeitiger Umwandlung in eine neue Höchſtbetragshypothek, an den zweiten 
Gläubiger abtrete. So ſei auch der rechtliche Vorgang zu denken, der der 
Eintragung des dem 3.er Verein eingeräumten Rechtes zugrunde liege. Die 
Eintragung der Abtretung der Eigentümergrundſchuld ſei aber nach der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts (61, 374; 72, 274) bis zur Feſtſtellung der 
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durch die Höchſtbetragshypothek geſicherten Forderungen unzuläfſig, wenn man 
in der Eigentümergrundſchuld bis dahin nicht ein gegenwärtiges, ſondern nur 
ein zukünftiges Recht ſehen dürfe. Wie aus den Grundakten hervorgehe, ſeien 
am 31. Auguſt 1907 die Anſprüche der Mittelſtandskaſſe gegen die Eheleute 
M., zu deren Sicherung die Höchſtbetragshypothek von vornherein habe dienen 
ſollen, noch nicht feſtgeſtellt geweſen. Die Eintragung für den Z.er Verein 
ſei alſo zu einer Zeit geſchehen, als die — dem Verein unter Umwandlung 
in eine neue Höchſtbetragshypothek abgetretene — Eigentümergrundſchuld der 
Eheleute M. nach der Auffaſſung des Reichsgerichts noch eine „künftige“ 
Eigentümergrundſchuld geweſen ſei. Infolgedeſſen enthalte der Vermerk vom 
31. Auguſt 1907 vom Standpunkte des Reichsgerichts aus eine nach ihrem 
Inhalt unzuläſſige Eintragung im Sinne des § 54 Abſ. 1 Satz 2 GBO. 
Eine ſolche Eintragung ſei unwirkſam und deshalb auch nicht geeignet, die 
Grundlage einer weiteren Eintragung, wie ſie jetzt zum Zwecke der Aenderung 
des Rangverhältniſſes zwiſchen dem Rechte des Z.er Vereins und dem am 
6. Januar 1910 eingetragenen Rechte der Mittelſtandskaſſe beantragt worden 
ſei, zu bilden. 

Im Ergebniſſe würde hiernach das Kammergericht die Entſcheidung über 
die weitere Beſchwerde der Mittelſtandskaſſe von der Beantwortung der Frage 
abhängig machen, ob es zuläſſig ſei, daß bei der Höchſtbetragshypothek eine 
Verfügung des Eigentümers über ſeine etwaige Eigentümergrundſchuld im 
Grundbuch eingetragen werde, ſolange nicht die Höhe des durch die Hypothek 
geſicherten Forderungsbetrags endgültig feſtſtehe, und da das Reichsgericht die 
Frage wiederholt verneint hat (61, 374; 72, 274), während das Kammer⸗ 
gericht meint, daß die Auslegung der das Grundbuchrecht betreffenden Vor⸗ 
ſchriften der 88 1113, 1163, 1177, 1190 BGB. zur Bejahung führen 
müſſe, ſo ſind die Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des § 79 Abſ. 2, 3 
GBO. allerdings gegeben. 

Die weitere Beſchwerde würde jedoch ſelbſt im Falle der Bejahung der 
Frage nicht ohne weiteres zur Anordnung einer Eintragung führen können. 
Denn es iſt nicht zuzugeben, daß der von der Beſchwerdeführerin geſtellte 
Eintragungsantrag lediglich die Aenderung des Rangverhältniſſes zwiſchen den 
nach dem Vermerke vom 6. Januar 1910 für ſie geſicherten Forderungen 
und den für den Z.er Verein eingetragenen Anſprüchen bezweckte. Indem 
die Beſchwerdeführerin die Sicherungshypothek dahin abgeändert wiſſen will, 
daß dieſe in erſter Linie ihre Anſprüche gegen die Eheleute M. und die Ehe⸗ 
leute H. und deren Rechtsnachfolger im Beſitz oder Eigentume des Grund⸗ 
ſtücks, die bereits entſtanden ſind und noch entſtehen werden, ſichere und der 
Z.er Verein wegen ſeiner eingetragenen Forderung nur inſoweit berechtigt ſei, 
als ſie die Hypothek nicht ſelbſt in Anſpruch nehme, verlangt ſie außer der 
Eintragung der Rangänderung der bereits geſicherten Forderungen auch die 
Aufnahme neuer Forderungen in die Hypothek, nämlich ihrer Forderungen 
gegen die Rechtsnachfolger der Eheleute H. im Beſitze des Grundſtücks, und 
zwar gleichfalls mit dem Range vor den Anſprüchen des Z.er Vereins. Zur 


Einbeziehung neuer Forderungen in die Hypothek bedarf es aber der Ein⸗ 


willigung der Eheleute M., die bisher ebenſo fehlt, wie ſie anſcheinend bei 
der Eintragung des Vermerkes vom 6. Januar 1910 nicht vorhanden geweſen 
iſt. Die Eheleute M. haben die Hypothek beſtellt, und es iſt deshalb davon 


auszugehen, daß ihnen der von den eingetragenen Forderungen nicht ausge 
füllte Teil der Hypothek als Eigentümergrundſchuld gebührt (RGZ. 55, 220 ff.). 
Ueberdies iſt es mindeſtens zweifelhaft, ob der Z. er Verein in die Neuregelung 
des Rangverhältniſſes zu ſeinen Ungunſten bedingungslos eingewilligt hat oder 
ob nicht vielmehr ſeine Eintragungsbewilligung vom 11./15. März 1910 an 
den Vorbehalt geknüpft iſt, daß auch ſeine Anſprüche gegen die Rechtsnach⸗ 
folger der Eheleute H. im Beſitze des Grundſtücks der Hypothek untergelegt 
werden. Dieſe Anſtände würden ſich nun zwar möglicherweiſe beſeitigen laſſen, 
und es würde deshalb angezeigt ſein, unter Aufhebung der Vorentſcheidungen 
die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſchließung gemäß § 18 GB. 
an das Amtsgericht zurückzuverweiſen. Allein die Zurückweiſung der weiteren 
Beſchwerde iſt aus folgenden Gründen geboten: 

Das Geſetz geht davon aus, daß jeder Hypothek nur eine einzelne, 
beſtimmte (wenn auch bedingte oder künftige) Forderung zugrunde liegt 
(S8 1113, 1115 BGB.). Damit iſt allerdings die Sicherung mehrerer 
Forderungen durch dieſelbe Hypothek nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen, ſie bildet 
bei der Höchſtbetragshypothek, die ja vorzugsweiſe dem wechſelnden Kreditver⸗ 
kehre zu dienen beſtimmt iſt, ſogar die Regel. Immerhin muß jedoch die 
Einheitlichkeit des Forderungsverhältniſſes wenigſtens inſofern gewahrt bleiben, 
als durch eine und dieſelbe ungeteilte Hypothek mehrere Forderungen grund⸗ 
ſätzlich nur dann geſichert werden können, wenn ſie demſelben Gläubiger gegen 
denſelben Schuldner zuſtehen. Es mag deshalb für zuläſſig zu erachten ſein, 
daß eine Höchſtbetragshypothek einem Gläubiger für alle ſeine gegenwärtigen 
und künftigen Forderungen gegen den nämlichen Schuldner eingeräumt wird 
(zu vergl. JW. 1907 S. 513 19). Dagegen findet die Beſtellung einer un⸗ 
geteilten Hypothek für verſchiedene Forderungen, die je einem anderen Gläubiger 
zuſtehen oder für mehrere Forderungen gegen verſchiedene, nicht in einer Ver⸗ 
pflichtungsgemeinſchaſt ſtehende Schuldner im Geſetz keine Stütze. Durch eine 
ſolche Beſtellung würden auch ganz unklare Verhältniſſe geſchaffen werden, 
zumal wenn, wie im vorliegenden Falle, die Perſönlichkeiten der nicht namentlich 
bezeichneten Schuldner noch gar nicht feſtſtänden, ihre Feſtſtellung vielmehr 
von ihrem Eintritt in ein gewiſſes Verhältnis, wie das Eigentum am Grund⸗ 
ſtück oder gar deſſen Beſitz, abhängig gemacht würde. 

Das Kammergericht hat aus der Mehrheit der Schuldner ein Bedenken 
anſcheinend nicht entnommen, obgleich ein ſolches gerade hier beſonders hervor⸗ 
tritt. Dagegen glaubt es die Zweifel, die ſich gegen die Richtigkeit des in 
ſeinem Beſchluſſe vom 17. Juni 1901 (RIA. 2, 187) ausgeſprochenen Rechts⸗ 
grundſatzes daraus ergeben, daß dieſelbe ungeteilte Höchſtbetragshypothek zur 
Sicherung mehrer, je einem anderen Gläubiger zuſtehender Forderungen dienen 
ſoll, durch folgende Ausführungen beſeitigen zu können: Das Grundbuch müſſe 
zwar grundſätzlich eine beſtimmte Perſon nachweiſen, die aus der Hypothek 
berechtigt ſei. Dieſer Grundſatz werde jedoch durch Ausnahmen erheblich ab⸗ 
geſchwächt. Innerhalb einer Hypothek könne eine Mehrheit nicht in Rechts⸗ 
gemeinſchaft ſtehender Gläubiger zuſammentreffen, wenn eine Teilabtretung oder 
die Erſetzung eines Teiles der Forderung durch die Forderung eines anderen 
Gläubigers ($ 1180 Abſ. 2 BGB.) erfolge. Teilabtretung und Teilerſetzung ſeien, 
da für fie eine dem $ 925 Abſ. 2 BGB. entſprechende Vorſchrift nicht beſtehe, 
nach der allgemeinen Regel des $ 158 BGB. auch unter einer aufſchiebenden 
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oder auflöſenden Bedingung möglich. Es könne alſo der Fall eintreten, daß 
neben den urſprünglichen ein anderer Gläubiger trete, ohne daß aus dem 
Grundbuch erſichtlich ſeÜ,, wem das Recht ſpäter zuſtehen werde. In dieſen 
Fällen ſei allerdings immer noch beſtimmt, welcher Teilbetrag der Hypothek von 
dem Rechte des bedingt eingetretenen neuen Teilgläubigers betroffen werde; auch 
dieſe Beſtimmtheit könne jedoch durch die Grundſätze der Eigentümerhypothek 
beſeitigt werden. In allen Fällen nämlich, in denen von vornherein nicht 
feſtſtehe, in welcher Höhe der Gläubiger die Hypothek erwerben oder behalten 
werde, d. h. in den Fällen der Hypothek für eine künftige oder bedingte 
Forderung ($ 1113 Abſ. 2 BGB.) und der Höchſtbetragshypothek (8 1190 
BGB.) ſei aus dem Grundbuche nicht zu erſehen, zu welchem Teilbetrage der 
Eigentümer und zu welchem der Gläubiger an der Hypothek berechtigt ſei. 
Sei dieſe Ungewißheit aber erſt einmal durch die geſetzlichen Vorſchriften über 
die Eigentümerhypothek geſchaffen, ſo ſei nicht erſichtlich, warum der Eigentümer 
in ſolchen Fällen nicht ebenſo wie in anderen Fällen über ſeine Eigentümer⸗ 
grundſchuld ſollte verfügen können. Daß er dadurch in die Lage verſetzt werde, 
die ungewiſſe Rechtsſtellung, die er ſelbſt habe, auf andere zu übertragen, ſtehe 
dem nicht entgegen. Denn für die Beſtimmtheit der Grundbucheintragungen ſei 
es unerheblich, ob der Eigentümer oder ein Dritter zu dem Gläubiger in der 
angegebenen ungewiſſen Rechtslage ſich befinden. 

Dieſe Erwägungen gehen in ihrem erſten Teile deshalb fehl, weil mit 
der Teilabtretung oder der Erſetzung eines Teils der Forderung durch die 
Forderung eines neuen Gläubigers die bis dahin einheitliche Hypothek als 
ſolche zu beſtehen aufhört. An ihre Stelle treten die mehreren Teilhypotheken, 
die nunmehr je die gleiche rechtliche Selbſtändigkeit haben, wie ſie vorher ihr 
eigen war. Es kann aljo nicht davon die Rede fein, daß in derartigen 
Fällen durch eine einheitliche Hypothek die Forderungen verſchiedener, nicht in 
einer Rechtsgemeinſchaft ſtehender Gläubiger geſichert würden. Die Zuläſſigkeit 
der Beſtellung einer Höchſtbetragshypothek zur Sicherung der Forderungen 
verſchiedener Gläubiger in der Weiſe, daß die Hypothek zunächſt für die 
Forderungen des einen Gläubigers und, ſoweit dieſe den Höchſtbetrag nicht 
ausfüllen ſollten, für die Forderungen eines anderen Gläubigers haftet, läßt 
ſich aber ebenſowenig mit den Grundſätzen über die Eigentümergrundſchuld recht⸗ 
fertigen. Es mag zugegeben werden, daß der in mehreren Entſcheidungen des 
Reichsgerichts (51, 117; 61, 41; Gruch. Beitr. 48, 608; 52, 1070; 
zu vergl. andrerſeits RGZ. 49, 165; 55, 220 ff.) ausgeſprochene Grund⸗ 
ſatz, die Höchſtbetragshypothek ſei, auch wenn ſie für künftige, d. h. zur 
Zeit der Einigung und Eintragung noch nicht entſtandene Forderungen beſtellt 
worden, von vornherein Gläubigerhypothek, und ſie werde erſt Eigentümergrund⸗ 
ſchuld, wenn und ſoweit feſtſtehe, daß Forderungen nicht entſtanden ſeien 
und nicht mehr entſtehen könnten, einer erneuten Prüfung nicht ſtandhält, daß 
vielmehr hinſichtlich des Zeitpunkts der Entſtehung der Eigentümergrundſchuld 
(zu vergl. $ 1163 Abſ. 1, § 1177 BGB.) zwiſchen einer ſolchen Höchſtbe⸗ 
tragshypothek und einer anderen Hypothek für eine künſtige Forderung $ 1113 
Abi. 2 BGB.; NGZ. 51, 44) ein Unterſchied nicht gemacht werden 
darf. Allein aus dem Umſtande, daß auch bei der Höchſtbetragshypothek für 
eine künftige (zur Zeit der Einigung und Eintragung noch nicht vorhandene) 
Forderung ſofort eine Eigentümergrundſchuld entſteht, folgt keineswegs, daß 


diefe ihrer Natur nach nur vorläufige Eigentümergrundſchuld der Eintragung 
in das Grundbuch fähig wäre und daß demgemäß auch etwaige über ſie 
getroffene Verfügungen in das Grundbuch eingetragen werden könnten. Gegen 
die Zuläſſigkeit derartiger Eintragungen ſprechen, wie in dem Beſchluſſe des 
Reichsgerichts vom 18. Oktober 1905 (61, 374) eingehend dargelegt worden 
iſt, das Weſen und der Zweck der Grundbuchgeſetzgebung überhaupt und die 
Vorſchrift des S 40 GBO. insbeſondere. Dieſer Beſchluß beruht nicht etwa, 
wie das Kammergericht anzunehmen ſcheint, auf der Auffaſſung, daß der Eigen⸗ 
tümer erſt mit der Feſtſtellung (dem Feſtſtehen) der durch die Höchſtbetrags⸗ 
hypothek geſicherten Forderungen eine Eigentümergrundſchuld erlange und daß 
er bis dahin über ſein bloß künftiges Recht dinglich nicht verfügen könne. 
Das Reichsgericht läßt es vielmehr ausdrücklich dahingeſtellt, ob nicht ſchon 
während der Schwebezeit ein der dinglichen Verfügung des Eigentümers unter⸗ 
worfenes Recht beſteht. Es verneint trotz des etwaigen Beſtehens eines ſolchen 
Rechtes die Zuläſſigkeit der Eintragung, weil neben dem Vermerke der Hypo⸗ 
thek, die dazu beſtimmt iſt, mit der Entſtehung der Forderung eine vollwertige 
Gläubigerhypothek zu werden, für die mit der Eintragung entſtandene Eigen⸗ 
tümergrundſchuld, deren Beſtimmung dahin geht, mit der Entſtehung der 
Forderung zu erlöſchen, im Grundbuche kein Raum iſt. Von dieſer, auch dem 
Beſchluſſe vom 11. Dezember 1909 (ROZ. 72, 274) zugrunde liegenden Rechts⸗ 
auffaſſung abzugehen, beſteht kein Anlaß. Indem das Geſetz die Beſtellung 
einer Hypothek für eine künftige Forderung vorſieht und mit der Eintragung 
des Vermerkes dieſer Hypothek eine durch die Entſtehung der Forderung auf⸗ 
löſend bedingte Eigentümergrundſchuld ins Leben treten läßt, bringt es 
gleichzeitig zum Ausdrucke, daß während des Schwebens der Bedingung die 
Eigentümergrundſchuld im Grundbuche nicht zur Darſtellung zu kommen hat. 
Aus der Nichteintragbarkeit der Eigentümergrundſchuld während des Schwebezu⸗ 
ſtandes folgt aber ohne weiteres, dies ſtellt S 40 GBO. noch beſonders 
klar, die Nichteintragbarkeit einer etwa zuläſſigen Abtretung oder ſonſtigen 
dinglichen Verfügung. 


Unterzeichnung der Erklärung des Beitritts zu einer eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft; Gültigkeit der Erklärung, auch wenn ſie keine Angabe über den 
Beruf und Wohnort des Beitretenden euthält. 
§ 15 Abſ. 1 Gen., $$ 126, 1355 BGB., § 29 Abſ. 1, 3 der Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers, betr. Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die 
Anmeldung zu dieſem Regiſter, vom 1. Juli 1899. 


Kammergericht Berlin, 31. März 1911. — Bd. 11 S. 111. 


Der Vorſtand einer eingetragenen Genoſſenſchaft beantragte mit dem 
Schreiben vom 29. Dezember 1910 beim Regiſtergericht unter Ueberreichung 
mehrerer Betrittserklärungen die Eintragung der Beitretenden in die Liſte der 
Genoſſen. Die Beitrittserklärungen waren nur mit dem Vor⸗ und Zunamen der 
beitretenden Perſonen unterſchrieben; auch die ſechs beitretenden Frauen hatten 
ihrem Vor⸗ und Zunamen ihren Geburtsort nicht beigefügt. Der Beruf und 
der Wohnort der Beitretenden waren zwar in dem Schreiben des Vorſtandes, 
nicht aber in den Beitrittserklärungen ſelbſt enthalten. 


Das Regiſtergericht beanſtandete den Antrag mit der Begründung, daß 
jeder Beitretende in ſeiner Erklärung Beruf und Wohnort ſelbſt angeben müſſe 
und Ehefrauen die Erklärungen auch mit ihrem Geburtsnamen unterzeichnen müßten. 


Die von der Genoſſenſchaft hiergegen eingelegte Beſchwerde wies das 
Landgericht zurück. | 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Regiſtergericht zurückverwieſen. 


Nach § 15 Abſ. 1 Gen. bedarf es nach der Anmeldung des Statuts 
zum Genoſſenſchaftsregiſter zum Erwerbe der Mitgliedſchaft einer von dem 
Beitretenden zu unterzeichnenden, unbedingten Erklärung des Beitritts. In 
welcher Weiſe die Unterzeichnung zu bewirken ſei, iſt im Genoſſenſchaftsgeſetze 
ſelbſt nicht geſagt. Auch aus § 29 Abſ. 3 der Bekanntmachung des Reichs⸗ 
kanzlers vom 1. Juli 1899 geht nur hervor, daß die Beitrittserklärung die 
Unterſchrift“ des Genoſſen tragen muß; denn nach der angezogenen Vorſchrift 
hat das Gericht bei der Eintragung eines Genoſſen, der nach der Anmeldung 
des Statuts der Genoſſenſchaft beitritt, unter anderem zu prüfen, ob die 
Beitrittserklärung die „Unterſchrift“ des Genoſſen trägt. Wie aber die 
„Unterſchrift“ zu lauten habe, iſt auch in der Bekanntmachung des Reichs⸗ 
kanzlers nicht angegeben. Man wird daher, um Klarheit über die Art der 
Unterzeichnung der Beitrittserklärung zu gewinnen, auf die allgemeinen Bor: 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Errichtung ſchriftlicher Urkunden 
zurückgreifen müſſen. Von dieſen kommt der $ 126 BGB. in Frage, wonach 
die Urkunde, wenn durch Geſetz ſchriftliche Form vorgeſchrieben iſt, von dem 
Ausſteller eigenhändig durch Namensunterſchrift oder mittels gerichtlich oder 
notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet werden muß. Danach iſt die 
Stellungnahme der Vorinſtanzen nicht gerechtfertigt. Denn die Ausſteller hatten 
nach §S 126 BGB. ihre Beitrittserklärung lediglich durch „Namensunterſchrift“ 
zu vollziehen. Sie durften hiernach ihre Erklärung allerdings nicht mit anderen 
Worten als ihrem Namen unterſchreiben; erforderlich und genügend war 
aber der Gebrauch des bürgerlichen Namens bei der Unterzeichnung der Ur⸗ 
kunden. Unter dem bürgerlichen Namen verſteht man den Namen, deſſen ſich 
der Unterſchreibende im bürgerlichen Geſchäftsverkehre zu bedienen pflegt 
(RIA. 6, 261; 10, 135 KGJ. 39 4, 37, 114). Im geſchäftlichen Ver⸗ 
kehre herrſcht aber die Gewohnheit, daß jeder ſich bei der Vornahme von 
Rechtsakten mit ſeinem Familiennamen (Nachnamen) bezeichnet; von den Aus⸗ 
nahmefällen, in denen ſich gewiſſe erlauchte Perſonen bei der Unterſchrift her⸗ 
kömmlich nur ihres Vornamens bedienen und andere Perſönlichkeiten (wie 
Schauſpieler und Schriftſteller) mitunter einen angenommenen Namen dauernd 
als Bezeichnung im Verkehre ſühren (RIA. 6, 261; KGJ. 39 A, 37), kann 
hier abgeſehen werden. Hiernach muß es für die Rechtswirkſamkeit der ſchrift⸗ 
lichen Beitrittserklärungen genügen, wenn ſie mit dem Familiennamen der 
Unterzeichnenden unterſchrieben ſind. Ob es hiernach erforderlich iſt, die Bei⸗ 
tritts erklärungen auch mit dem Vornamen zu unterſchreiben, kann vorliegend 
dahingeſtellt bleiben, weil alle Erklärungen auch mit dem Vornamen der Bei: 
tretenden unterzeichnet ſind. 


Jedenfalls aber erweiſt ſich das Verlangen der Vorinſtanzen, daß die 
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Unterzeichner ihren Unterſchriften auch Stand und Wohnort beizufügen hätten, 
als unbegründet. Wenn auch der § 29 Abſ. 1 der Bekanntmachungen vom 
1. Juli 1899 vorſchreibt, daß in den Spalten 1 bis 4 der Liſte der Genoſſen 
die Mitglieder der Genoſſenſchaft unter laufenden Nummern nach Familien⸗ 
namen, Vornamen, Beruf und Wohnort einzutragen ſeien, ſo folgt daraus 
keineswegs, daß alle dieſe Angaben bereits in der Beitrittserklärung von den 
Beitretenden ſelbſt angegeben werden müßten; ein ſolches Verlangen würde 
für die Beitrittserklärungen neue Erforderniſſe ſchaffen, die weder das Genoſſen⸗ 
ſchaſtsgeſetz noch die zu feiner Ausführung ergangene Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vorgeſchrieben haben. Es muß daher dem Regiſterrichter ge: 
nügen, daß ihm die zur Vervollſtändigung der Eintragungen nötigen Angaben 
über den Beruf und Wohnort der beitretenden Genoſſen vom Vorſtande der 
Genoſſenſchaft bei der Anmeldung gemacht werden. 

Ebenſowenig gerechtfertigt iſt das weitere Verlangen der Vorinſtanzen, 
daß die beitretenden Frauen ihrem Familiennamen noch ihren Geburtsnamen 
beizufügen hätten. Nach §8 1355 BGB. erhält die Frau den Familiennamen 
des Mannes, und hat nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht, fortan 
ſich im bürgerlichen Verkehr an Stelle ihres Geburtsnamens des Familien⸗ 
namens ihres Mannes zu bedienen; dieſe Pflicht folgt aus der Verpflichtung 
der Frau zur ehelichen Lebensgemeinſchaft ($ 1353 Abſ. 1 BGB.; Staudinger, 
(5./6.) 4, 148 Anm. 6 zu § 1355). Allerdings iſt die Frau durch die 
Vorſchrift des $ 1355 nicht gehindert, den Familiennamen des Mannes ihren 
früheren Familiennamen mit einem entſprechenden Zuſatze, wie „geborene N.“, 
„verwitwete N.“, „geſchiedene N.“ beizufügen. Eine Verpflichtung aber, durch 
einen derartigen Zuſatz zu dem Familiennamen des Mannes auf ihren eigenen 
früheren Familiennamen hinzudeuten, beſteht nicht. Wenn daher das Geſetz 
die Unterzeichnung einer Urkunde mit dem Familiennamen vorſchreibt, ſo ge⸗ 
nügen die Frauen dieſer Vorſchrift dadurch, daß fie als Unterfchrift den Namen 
ihres Manncs, der nunmehr auch ihr Familienname iſt, verwenden. Der 
Geburtsname der der Genoſſenſchaft beitretenden Frauen braucht übrigens auch 
nicht einmal vom Vorſtande bei der Anmeldung des Beitritts angegeben zu 
werden. Denn nach § 29 Abſ. 1 der Bekanntmachungen ſind nur die 
Familiennamen und Vornamen in die Liſte der Genoſſen einzutragen; daß bei 
Frauen auch der Geburtsname miteingetragen werden müſſe, iſt nicht vor⸗ 
geſchrieben. 

In der einſchlägigen Literatur wird allerdings durchweg ein anderer 
Rechtsſtandpunkt vertreten und verlangt, daß die Beitrittserklärungen den Beruf 
und Wohnort der Beitretenden enthalten und von Frauen auch mit ihrem 
Geburtsnamen unterzeichnet werden müßten. Dieſe Anſicht, die übrigens von 
keinem der genannten Schriftfteller näher begründet iſt, kann nach den vor⸗ 
ſtehenden Erörterungen als richtig nicht anerkannt werden; ſie iſt auch wohl 
nur durch das Beſtreben zu erklären, aus Gründen praktiſcher Zweckmäßigleit 
dem Regiſterrichter ſchon in den Beitrittserklärungen allein Unterlagen zu ver⸗ 
ſchaffen, die zur Vornahme der erforderlichen Eintragungen ausreichen und 
alle Angaben enthalten, die in die Liſte der Genoſſen zu übernehmen ſind. 
Hiernach waren die Vorentſcheidungen aufzuheben. 


Auflaſſung eines Nachlaßgrundſtücks durch den von den Beſchrünkungen 
ſeines Verfügungsrechts befreiten Vorerben des eingetragenen Eigentümers 
ohne Einwilligung der Nacherben, wenn die von dem Vorerben erklärte 
Anflaſſung auf einem notariell beurkundeten Kaufvertrage beruht. (Vergl. 
RIA. 8, 219.) 
§ 2113 Abſ. 2, $ 2136 BGB., 8 29 EBD. 


Kammergericht Berlin, 7. November 1910. — Bd. 11 S. 123. 


In: Grundbuche von K. Bd. 2 Art. 52 iſt als Eigentümer der daſelbſt 
verzeichneten Grundſtücke der am 16. Februar 1907 verſtorbene Landwirt R. 
eingetragen. Dieſer hatte ein gerichtliches Teſtament errichtet, in deſſen § 1 
er anordnete: 

„ . . . Meine Ehefrau Alma geb. B. ernenne ich zur Vorerbin meines 
geſamten Vermögens. Dieſelbe ſoll zur Verfügung über die Erbſchaft in⸗ 
ſoweit berechtigt ſein, als es das Geſetz zuläßt.“ 
Zu Nacherben nach dem Tode ſeiner Ehefrau ernannte der Erblaſſer im 82 
des Teſtaments ſeine Kinder. 

Durch den notariellen Vertrag vom 21. März 1910 verkaufte die 
Witwe R. als Erbin ihres Mannes einen Teil der Grundſtücke an den 
Zimmermann G. für 4150 Mark. Der Kaufpreis ſollte Zug um Zug gegen 
Uebergabe und ſchuldenfreie Auflaſſung bar bezahlt werden. Am 2. Juli 
1910 ließ die Verkäuferin vor dem Grundbuchamte das Grundſtück an den 
Käufer auf; beide Teile bewilligten und beantragten die Eintragung des Eigen⸗ 
tumsüberganges in das Grundbuch. Sie erklärten zugleich, daß der Kauf⸗ 
preis dem Werte des Grundſtücks entſpreche. Durch die Verfügung vom 
15. Auguſt 1910 eröffnete das Grundbuchamt der Witwe R., daß es den 
Eigentumsübergang zurzeit nicht eintragen könne, da ſie nicht befreite Vor⸗ 
erbin und daher zur Auflaſſung eines Grundſtücks gemäß § 2113 BGB. 
allein nicht berechtigt ſei. Es ſetzte ihr eine Friſt von drei Wochen, innerhalb 
deren ſie die Zuſtimmung der Nacherben beibringen ſollte, widrigenfalls der 
Antrag zurückgewieſen werden würde. Die gegen dieſe Verfügung von der 
Witwe R. eingelegte Beſchwerde wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. Auf 
die hiergegen eingelegte weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter 
Aufhebung der Vorentſcheidung die Sache zur anderweitigen Erörterung und 
Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Grundbuchamt 
zurückverwieſen. 

Es wird zunächſt ausgeführt, daß die Teſtamentsbeſtimmung, die Vor⸗ 
erbin ſolle „zur Verfügung über den Nachlaß inſoweit berechtigt ſein, als es 
das Geſetz zuläßt“, nur bedeuten könne, daß das Verfügungsrecht der Vor⸗ 
erbin nicht auf den normalen geſetzlichen Umfang beſchränkt ſein ſollte ſondern, 
daß es darüber hinaus ſo weit gehen ſollte, als es nach dem Geſetze durch die 
Anordnung des Erblaſſers überhaupt erſtreckt werden kann. 

Das Kammergericht fährt ſodann fort: Aus dieſen Gründen iſt die 
Witwe R. als befreite Vorerbin ihres Mannes anzuſehen. Allerdings iſt 
auch der befreite Vorerbe gemäß 8 2113 Abſ. 2, $ 2136 BGB. nicht un⸗ 
beſchränkt verfügungsberechtigt; vielmehr ſind ſeine unentgeltlichen Verfügungen 
im Falle des Eintritts der Nacherbfolge inſoweit unwirkſam, als ſie das 
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Recht der Nacherben beeinträchtigen würden. Der Vorerbe hat deshalb, wie 
das Reichs⸗ und Kammergericht in ſtändiger Rechtſprechung angenommen 
haben, dem Grundbuchamte die Entgeltlichkeit einer Grundſtücksveräußerung 
nachzuweiſen, wenn er es nicht vorzieht, vor der Veräußerung ſich als Vorerben 
und zugleich gemäß §S 52 GBO. das Recht der Nacherben in das Grund⸗ 
buch eintragen zu laſſen. Eines in der Form des § 29 Satz 2 GBO. zu 
führenden Nachweiſes der Entgeltlichkeit bedarf es jedoch dann nicht, wenn die 
Entgeltlichkeit des Geſchäfts bei Gericht offenkundig iſt oder ſich, was gemäß 
neueren Entſcheidungen des Reichsgerichts (RG.3Z. 69, 258; 3BlfF§G. 8, 
554) dem gleichzuſtellen iſt, aus der Natur der Sache oder der Sachlage 
ergibt. Das letztere iſt nach dem vom Kammergericht in der Entſcheidung 
vom 5. Juli 1909 (KGJ. 38 A, 223) aufgeſtellten und ſeitdem wieder⸗ 
holt angewandten Grundſatze regelmäßig dann anzunehmen, wenn eine Ein⸗ 
tragungsbewilligung des Vorerben Beſtandteil eines zweiſeitigen entgeltlichen 
Geſchäfts iſt; das gleiche gilt, wenn die von einem Vorerben erklärte Auf⸗ 
laſſung auf einem zweifeitigen entgeltlichen Geſchäft beruht, wie es hier in 
dem von den Beteiligten bei der Auflaſſung überreichten notariellen Kauf⸗ 
vertrage beurkundet iſt. Das Grundbuchamt wird deshalb, wenn nicht etwa 
beſondere, ihm bekannte, aus den Grundakten nicht erſichtliche Tatumſtände 
eine Ausnahme von der angegebenen Regel rechtfertigen ſollten, von der Ent⸗ 
geltlichkeit der vorliegenden Veräußerung und damit der Verfügungsberechtigung 
der befreiten Vorerbin auszugehen haben. Sollten aber beſondere tatſächliche 
Verhältniſſe die Annahme einer durch den Kaufvertrag verdeckten Schenkung 
nahe legen, ſo iſt die getroffene Zwiſchenverfügung doch zu eng. Das Grund⸗ 
buchamt hat dann, wie aus dem Vorgeſagten folgt, den Beteiligten die Wahl 
zu laſſen ob ſie die Zuſtimmung der Nacherben beibringen oder die durch die 
zuvorige Eintragung der Vorerbin bedingte Eintragung des Nacherbenrechts 
herbeiführen wollen. 

Die Sache war demgemäß unter Aufhebung der Vorentſcheidungen an 
das Grundbuchamt zurückzuverweiſen. 


Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung des Erben als Eigentümer 
eines Nachlaßgrundſtücks auf Antrag des Teſtamentsvollſtreckers ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Erben. 


§ 22 Abſ. 2 GB80., §§ 2203, 2205 BGB. 
Kammergericht Berlin, 16. Januar 1911. Bd. 11 S. 125. 


Die Eigentümer des im Grundbuche der Stadt Ch. Bd. 15 Bl. 877 
verzeichneten Grundſtücks, Eheleute P. ſind verſtorben. In ihrem Teſtamente 
haben ſie beſtimmt, daß ihr Nachlaß an die Stadtgemeinde Ch. fallen ſoll. 
Die Teſtamentsvollſtrecker beantragten, die Stadtgemeinde Ch. im Grundbuch 
als Eigentümerin des vorbezeichneten Grundſtücks einzutragen. Das Grund⸗ 
buchamt machte die beantragte Eintragung von der Zuſtimmung der Stadt: 
gemeinde Ch. abhängig. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wurde vom 
Landgerichte zurückgewieſen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Ent⸗ 
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ſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Grundbuchamt zurüd- 
verwieſen. 

Die Vorinſtanzen ſtützen die Zurückweiſung des Antrags lediglich darauf, 
daß die neben dem Antrage nach S 22 Abſ. 2 GBO. erforderliche Zuſtimmung 
des Eigentümers nicht nachgewieſen ſei, weil die Teſtamentsvollſtrecker zur 


Abgabe dieſer Erklärung nicht befugt ſeien. Dieſer Anſicht kann nicht bei⸗ 


getreten werden. Unter dem im § 22 Abſ. 2 GBO. gemeinten Eigentümer 
iſt, wie nicht zweifelhaft fein kann (RGZ. 73, 154; KGJ. 25, 98), der 
neu einzutragende wirkliche Eigentümer zu verſtehen. Dies iſt in dem vor⸗ 
liegenden Falle die Stadtgemeinde Ch. Ihre Zuſtimmung zu ihrer Eintragung 
als Eigentümerin iſt nicht beigebracht. Die Zuſtimmung iſt vielmehr durch 
die Teſtamentsvollſtrecker erklärt. Dieſe ſind zwar nicht Vertreter des Erben 
(RGZ. 56, 327; 59, 361; 61, 145; RIA. 3, 101; KGJ. 25 A, 73) 
und daher nicht befugt, im Namen der Stadtgemeinde die Zuſtimmung zu 
erklären, ſie üben vielmehr nur kraft eigenen Rechtes ein Amt aus. Dieſes 
ermächtigt ſie aber, unabhängig von dem Willen des Erben im eigenen Namen 
die nach § 22 Abſ. 2 GBO. erforderliche Zuſtimmung zu erteilen. Dieſe 
Annahme läßt ſich freilich nicht aus der Verfügungsmacht herleiten, die das 
Geſetz dem Teſtamentsvollſtrecker einräumt (§ 2205 Satz 2 BGB.); denn 
da es ſich lediglich um die Verlautbarung einer außerhalb des Grundbuchs 
eingetretenen Rechtsänderung handelt, ſteht eine Verfügung nicht in Frage. 
Außer dem Verfügungsrechte hat aber der Teſtamentsvollſtrecker auch das 
Recht, den Nachlaß zu verwalten § (2205 Satz 1 BGB.), und das Recht, 
die letzwilligen Verfügungen des Erblaſſers zur Ausführung zu bringen (§ 2203 
BGB.). Da das Eigentumsrecht der Stadt Ch. an dem Nachlaßgrundſtück 
auf dem Willen der Erblaſſer beruht, gehört es auch zu den Aufgaben der 
Ausführung des letzten Willens und der Verwaltung des Nachlaſſes, das 
Eigentumsrecht nach außen hin kenntlich zu machen und ihm die rechtlichen 
Vorteile zu verſchaffen, die das Geſetz an die Grundbucheintragung knüpft. 
Wenn der Teſtamentsvollſtrecker befugt iſt, kraft eigenen Rechtes Nachlaß⸗ 
grundſtücke an Dritte aufzulaſſen und zu belaſten ($ 2205 Satz 2 BGB.), 
und wenn er weiter befugt iſt, die Eintragung eines mit Mitteln der Erb⸗ 
ſchaft erworbenen Grundſtücks auf den Namen der Erben herbeizuführen (zu 
vergl. den zum Abdruck im Jahrbuche beſtimmten Beſchluß vom 23. Mai 
1910), ſo muß ihm auch das viel weniger erhebliche Recht zugeſprochen werden, 
die Eintragung des Erben als Eigentümer eines Nachlaßgrundſtückes herbei⸗ 
zuführen. Da hierzu aber die Erteilung der Zuſtimmung gemäß § 22 
Abſ. 2 EBD. gehört, jo kann dem Teſtamentsvollſtrecker die Befugnis nicht 
verſagt werden, dieſe Zuſtimmung kraft eigenen Rechtes zu erklären. Ihn 
in dieſer Rechtshandlung von dem Willen des Erben abhängig zu machen, 
widerſpricht der Selbſtändigkeit ſeines Amtes und entbehrt der Begründung 
um ſo mehr, als die Verlautbarung des Eigentumsrechts eine Beſchwerung 
des Erben gar nicht enthält. Die Vorſchrift des §S 22 Abſ. 2 GBO. verdankt 
ihre Entſtehung lediglich der Erwägung, daß das Eigentum nicht nur Rechte 
gewähre, ſondern an die Eintragung des Eigentümers ſich auch Verpflichtungen 
öffentlichrechtlicher Natur, insbeſondere in polizeilicher und ſteuerlicher Hinſicht 
knüpften (Hahn⸗Mugdan, Materialien 5, 221). Dieſer Geſichtspunkt trifft 
aber dann nicht zu, wenn die Unrichtigkeit des Grundbuchs auf Erbgang 


beruht, der eingetragene Nichteigentümer daher den öffentlichen Pflichten nicht 
mehr unterworfen werden kann. Ueberdies muß der Teſtamentsvollſtrecker, 
da er ſogar zur Eingehung von neuen Verbindlichkeiten für den Nachlaß be⸗ 
fugt iſt ($ 2206 BGB.), um fo mehr das Recht haben, die Verpflichtungen 
zum äußeren Ausdrucke zu bringen, die ſich aus der Rechtsſtellung des Erben 
als ſolcher ergeben. Aus dieſen Gründen iſt in Uebereinſtimmung mit Fuchs⸗ 
Arnheim (Grundbuchrecht 2, 556 Anm. 4 zu § 58 GB.) und Güthe ([1.] 
S. 721 Anm. 72 zu § 36) und gegen Kretzſchmar (3BlfFG. 2, 720) 
anzunehmen, daß der Teſtamentsvollſtrecker befugt iſt, die nach § 22 Abf. 2 
GBO. zur Eintragung des Erben als Eigentümer eines Nachlaßgrundſtücks 
erforderliche Zuſtimmung kraft eigenen Rechtes zu erklären. 


Belaſtung mehrerer Grundſtücke mit einer Geſamthypothek; Unzuläſſigkeit 
einer Aenderung der Rückzahlungs⸗ und Kündigungsbedingungen, die nur 
auf einem der Grundſtücke eingetragen werden ſoll. 


§ 1132 BGB., 8 49 GB. 
Kammergericht Berlin, 28. Januar 1911. — Bd. 11 S. 127. 


Im Grundbuche von S. (Kreis Landsberg) Bd. I Bl. Nr. 1 iſt in 
Abteilung III unter Nr. 14 für die Vereinsbank F., Aktiengeſellſchaft, eine 
Briefhypothek von 30000 M. mit der Maßgabe eingetragen worden, daß 
die Hypothek für die Gläubigerin bis zum 1. April 1914 unkündbar iſt. 
Mit der von dem belaſteten Grundſtück am 3. Juni 1909 abgeſchriebenen 
Parzelle Kartenblatt 1 Nr. 201 iſt die Hypothek auf das Blatt des Grund⸗ 
ſtücks Bd. II Bl. Nr. 63 zur Mithaft übertragen worden. In der notariell 
beglaubigten Urkunde vom 1. Oktober 1910 haben der eingetragene Eigen: 
tümer des Stammgrundſtücks, der Kaufmann H., und die Vereinsbank hin⸗ 
ſichtlich eines Teilbetrags der vorerwähnten, im Grundbuche von S. Bd. I Bl. 
Nr. 1 verzeichneten Hypothek in Höhe von 12 000 M. vereinbart, daß die 
Kündigung bis zum 1. Oktober 1911 ausgeſchloſſen und ſodann mit ſechs⸗ 
monatlicher Friſt erfolgen, das Kapital aber ohne Kündigung ſofort fällig 
ſein ſoll, wenn die Zinſen nicht binnen zehn Tagen nach Fälligkeit gezahlt 
würden. Die Eintragung iſt von beiden Vertragsteilen bewilligt und ber 
antragt worden. In derſelben Urkunde hat die Vereinsbank den „vorge⸗ 
nannten Teilbetrag“ mit den Zinſen ſeit dem 1. Oktober 1910 und dem 
Range nach dem verbleibenden Ueberreſt an den Diplomingenieur Sch. ab⸗ 
getreten und „die Eintragung der Abtretung in das Grundbuch“ bewilligt 
und beantragt. Das Grundbuchamt nahm am 3. Oktober 1910 auf Bd. I 
Bl. Nr. 1 beide Eintragungen vor und trug die Abtretung des Teilbetrags 
am 1. Dezember 1910 auf Bd. II Bl. Nr. 63 des Grundbuchs von S. 
ein. Der eingetragene Eigentümer des letztgenannten Grundſtücks, der Ziegelei⸗ 
beſitzer R., beantragte im Wege der Beſchwerde das Grundbuchamt anzu⸗ 
weiſen, in erſter Linie die Umſchreibung im Grundbuche von S. Bd. II Bl. 
Nr. 63 zu löſchen, in zweiter Linie einen Widerſpruch einzutragen. 

Der Beſchwerdeführer führte aus, daß er die Vereinsbank befriedigt und 
dieſe ſich verpflichtet habe, einen Teilbetrag von 12000 M. auf feinem 
Grundſtücke löſchen, den Reſtbetrag von 18 000 M. aber auf ihn umſchreiben 
zu laſſen. Daher ſei die Abtretung der Teilhypothek an Sch. in der Urkunde 


vom 1. Oktober 1910 auch ausdrücklich nur hinſichtlich des Grundſtücks Bd. I 
Bl. Nr. 1 erklärt, die Abtretung auf Bd. II Bl. Nr. 63 alſo zu Unrecht 
eingetragen worden. 

Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück. 

Auf die hiergegen eingelegte weitere Beſchwerde hat das Kammergericht 
unter Aufhebung der Vorentſcheidung das Grundbuchamt angewieſen, die am 
3. Oktober 1910 in der Spalte „Veränderungen“ bei der Hypothek Ab⸗ 
teilung III Nr. 14 auf dem Blatte S. Bd. I Nr. 1 erfolgte Eintragung 
und die am 1. Dezember 1910 in der Spalte „Veränderungen“ bei der 
Hypothek Abteilung III Nr. 1 auf dem Blatte S. Bd. II Bl. Nr. 63 
erfolgte Eintragung zu löſchen. 

In den Gründen wird ausgeführt: Durch die Abſchreibung und Ueber⸗ 
tragung des Trennſtücks Nr. 201 auf ein beſonderes Blatt iſt die urſprüngliche 
Einzelhypothek von 30000 M. zu einer Geſamthypothek geworden. Die 
Geſamthypothek iſt eine einheitliche Hypothek mit gleichartiger Belaſtung der 
mehreren Grundftüde für eine und dieſelbe Forderung (RGZ. 63, 74; RIA. 
2, 94; 3, 108; 8, 136; KGJ. 39 A, 248). Die Einheitlichkeit des 
Hypothekenrechts erfordert einen einheitlichen Inhalt der Belaſtung der ſämt⸗ 
lichen verpfändeten Grundſtücke. Wie es daher nicht zuläſſig iſt, das eine 
der mitverhafteten Grundſtücke mit einer Sicherungs⸗, das andere mit einer 
Verkehrshypothek oder das eine Grundſtück mit einer Brief⸗, das andere mit 
einer Buchhypothek zu belaſten (RGZ. 70, 245; RIA. 2, 94; 3, 208), 
jo iſt es auch mit dem Weſen der Geſamthypothek unvereinbar, die Zahlungs⸗ 
und Kündigungsbedingungen der Hypothekenforderung für die mehreren ver⸗ 
hafteten Grundſtücke verſchieden zu geſtalten. Die nämliche Hypothek kann 
nicht nach dem Inhalte des einen Grundbuchblatts bis zum Jahre 1911 
unkündbar und bei nicht pünktlicher Zinszahlung erſt nach vorgängiger Kün⸗ 
digung fällig ſein, nach dem des anderen bis zum Jahre 1914 unkündbar 
und bei nicht pünktlicher Zinszahlung ohne Kündigung fällig ſein. Das Kammer⸗ 
gericht hat allerdings in einem früheren Beſchluſſe (KGJ. 21 A, 168) es 
für ſtatthaft erklärt, den Zinsfuß nur für eines der mehreren Grundſtücke 
zu erhöhen oder zu ermäßigen. Dieſe Anſicht ſteht aber mit der hier ver⸗ 
tretenen Auffaſſung nicht im Widerſpruche. Denn während es ſich dort nur 
um eine Aenderung des Umfanges der Geſamtbelaſtung handelte, ſteht hier 
die verſchiedene Geſtaltung des Inhalts der Belaſtung in Frage. Während 
es alſo zuläſſig iſt, daß die Geſamtbelaſtung auf dem einen Grundſtücke 
weiter geht als auf dem anderen, muß, ſoweit der Umfang der Belaſtung 
auf beiden Grundſtücken ſich deckt, die Geſamtbelaſtung ihrem Inhalte nach 
einheitlich geſtaltet ſein. Dieſe Anſicht wird in der Rechtslehre von Predari 
(626 Anm. 1 zu § 49) und Fuchs⸗Arnheim (Grundbuchrecht, 2, 518 Anm. 9 
zu § 49 G80.) vertreten. Die abweichende, als herrſchend zu bezeichnende 
Anſicht (Biermann im Recht 1905 S. 265; Güthe [1.] 863 Anm. 28 zu 
§ 49; Plank [3.] 3, 569 Anm. 4 zu § 1132; Staudinger [5./6.] 3, 
713 Anm. 1 zu $ 1132; Neumann, BGB., [5.] Anm. II 1 zu 
§ 1132; Crome, BGB. 3, 779; Oberneck, Grundbuchrecht [4.] 2, 320) 
iſt demnach nicht zu billigen. 

Wird die Rechtslage unter Zugrundelegung der dargelegten Auffaſſung 
geprüft, ſo ergibt ſich folgendes: Dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß 
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die Vereinbarung der neuen Zahlungs: und Kündigungsbedingungen, die 
lediglich mit dem Eigentümer des Grundſtücks Bd. I Bl. Nr. 1 getroffen 
worden iſt, nur dieſes Grundſtück betrifft. Auf dem gleichen Standpunkte 
ſteht offenbar auch das Grundbuchamt. Dieſes hätte daher die grundbuch⸗ 
mäßige Verlautbarung einer ſolchen, den Grundſätzen der Geſamthypothek 
widerſtreitenden Vereinbarung ablehnen müſſen. Da die Eintragung der 
Kündigungsbedingungen erfolgt iſt, ſo muß das Grundbuchamt ſie gemäß 
§ 54 Abſ. 1 Satz 2 GBO. von Amts wegen wieder löſchen. Gleichzeitig 
iſt aber auch der Umſchreibungsvermerk auf beiden Grundbuchblättern von 
Amts wegen zu löſchen. Denn da die Abtretung der Teilhypothek auf dem 
Blatte S. Bd. I Bl. Nr. 1 nach dem Willen der Beteiligten und dem In⸗ 
halte des Grundbuchs eine Einheit mit der Eintragung der neuen Kündigungs⸗ 
bedingungen bildet, ſo folgt aus der inhaltlichen Unzuläſſigkeit der letztgedachten 
Eintragung auch die inhaltliche Unzuläſſigkeit des auf dem Blatte S. Bd. 1 
Bl. Nr. 1 befindlichen Umſchreibungsvermerkes. Wird dieſer aber beſeitigt, 
ſo muß auch die auf dem Blatte S. Bd. II Bl. Nr. 63 erfolgte Eintragung 
der Abtretung der Teilhypothek von Amts wegen gelöſcht werden, da die Geſamt⸗ 
hypothek als eine einheitliche Belaſtung mehrerer Grundſtücke auf den ver⸗ 
ſchiedenen Blättern nicht für verſchiedene Berechtigte eingetragen ſein darf. 
Sache der Beteiligten iſt es alsdann, auf Grund einer Löſchungsbewilligung 
die Löſchung der Teilhypothek von 12000 M. auf dem Blatte S. Bd. II 
Bl. Nr. 63 herbeizuführen. 
Aus dieſen Gründen iſt der landgerichtliche Beſchluß aufzuheben. 


Vorausſetzungen für die von Amts wegen zu bewirkende Eintragung eines 
Widerſpruchs; Unzuläſſigkeit der Eintragung, wenn dadurch das nach der 
Entſtehung der Unrichtigkeit des Grundbuchs eingetragene Recht eines 
Dritten betroffen wird, ſofern nicht dem Grundbuchamte glaubhaft gemacht 
wird, daß die Unrichtigkeit dem Dritten gegenüber noch fortdanert. 


§ 54 GB., 88 892, 899 BGB., § 920 Abſ. 2, § 936 380. 
Kammergericht Berlin, 6. Februar 1911. — Bd. 11 S. 130. 


Im Grundbuche von E. Bd. 6 Bl. 221 iſt am 28. Februar 1900 auf 
Grund des Flurbuchanhanges für 1899 als Teil der Grundfläche des Haus⸗ 
grundſtücks Bahnhofſtraße 27 unter anderen Trennſtücken auch die Parzelle 1143 
in einer Größe von 9 qm eingetragen worden. Unberückſichtigt geblieben iſt, 
daß in dem Flurbuchanhange für 1899 in Spalte 13 als gegenwärtiger Eigen⸗ 
tümer dieſes Trennſtücks die Stadtgemeinde E. verzeichnet und im Gebäude⸗ 
ſteuerrollenanhang für 1900 vermerkt war, „Grund und Boden der Parzelle 
1143 gehört der Stadtgemeinde E.“ Das Grundſtück iſt am 8. Mai 1900 
von dem damals als Eigentümer eingetragen gewefenen Fleiſchermeiſter P. an 
den Rentier W. und von dieſem am 5. April 1904 an den Kaufmann Sp, 
aufgelaſſen worden. 

Die Eintragung der neuen Eigentümer iſt am 8. Mai 1900 und am 
7. April 1904 erfolgt. Der Magiſtrat der Stadt E. erſuchte das Grund⸗ 
buchamt in der Eingabe vom 14. April 1909 um Berichtigung des Grund: 
buchs. Er führte aus, daß die Parzelle 1143 aus dem ehemaligen Straßen⸗ 
gelände herausgemeſſen und, da eine Auflaſſung nie ſtattgefunden habe, im 
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Eigentume der Stadtgemeinde verblieben ſei. Nachdem das Kataſteramt die 
Angaben über die Herausmeſſung aus der ungetrennten Stadtlage beſtätigt 
hatte, beantragte der Magiſtrat in der Eingabe vom 2. Juli 1910 die Ein⸗ 
tragung des Eigentums der Stadt an dem Trennſtück unter Einreichung der 
Beſcheinigung der Polizeiverwaltung in E. vom 20. Mai 1910, daß die 
Stadtgemeinde die Parzelle ſeit mehr als 44 Jahren vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs in ruhigem und ungeſtörtem Beſitze gehabt habe 
und dieſe Fläche bis zur Ueberbauung mit dem Hauſe Bahnhofſtraße 27 im 
Beſitze der Stadtgemeinde geweſen ſei. Darauf verfügte der Grundbuchrichter 
die Eintragung eines Widerſpruchs „zugunſten der Stadtgemeinde E. gegen 
die Eintragung der Parzelle 1143 als Teil der Grundfläche des Grundftüds 
Bahnhofſtraße 27“. 

Die Eintragung erfolgte am 14. September 1910 in der Spalte „Ab⸗ 
ſchreibungen“ des Titels. 

Der Grundſtückseigentümer Sp. beantragte, den Widerſpruch zu löſchen. 
Er ſtützte den Antrag auf 8 54 GBO. und bezeichnete die Eintragung als 
unzuläſſig. 

Das Landgericht wies die Beſchwerde als unbegründet zurück. 

Der hiergegen eingelegten weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht 
den Erfolg verſagt. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Der Widerſpruch, deſſen Löſchung der Beſchwerdeführer begehrt, iſt nicht 
auf Antrag der Stadtgemeinde E., ſondern gemäß $ 54 GBO. von Amts 
wegen eingetragen worden. Ein Antrag auf Eintragung eines Widerſpruchs 
lag nicht vor. Der Widerſpruch bezeichnet das Recht, zu deſſen Erhaltung 
er dient, und den Berechtigten, zu deſſen Gunſten er eingetragen iſt, entſpricht 
alſo den notwendigen geſetzlichen Erforderniſſen. Die Eintragung iſt daher 
nicht inhaltlich unzuläſſig und deshalb der Löſchung gemäß § 54 Abſ. 1 
Satz 2 GB. nicht unterworfen. 

Die Wirkſamkeit des Widerſpruchs wird auch dadurch nicht berührt, daß 
dieſer nicht nach der Vorſchrift des 8 14 Abſ. 1 Nr. 1 der Allg. Vf. 
vom 20. November 1899 (PrJMBl. 349) in der zweiten Abteilung, ſondern 
in dem Titel des Grundbuchs eingetragen iſt. Denn da die Einteilung des 
Grundbuchblatts lediglich auf landesgeſetzlichen Ordnungsvorſchriften beruht, ſo 
hat deren Verletzung die Ungültigkeit der Eintragung nicht zur Folge (RGzZ. 
28, 234; JW. 1891, 432). 

Die Eintragung des Widerſpruchs iſt auch zu Recht erfolgt. 

Der § 54 Abſ. 1 Satz 1 GBO. bezeichnet als Vorausſetzungen des 
Widerſpruchs die Vornahme einer das Grundbuch unrichtig machenden Ein⸗ 
tragung und die Verletzung geſetzlicher Vorſchriften bei Vornahme dieſer Ein⸗ 
tragung. Beide Vorausſetzungen liegen hier vor. 

Die Parzelle 1143 ſtand, als ſie im Grundbuch als Beſtandteil des 
Grundſtücks Bd. 6 Bl. 221 eingetragen wurde, im Eigentume der Stadt⸗ 
gemeinde E. Dies wird durch den Flurbuchanhang für 1899, den Gebäude: 
ſteuerrollenanhang für 1900, die amtliche Auskunft des Kataſteramts vom 
15. September 1909 und die Beſcheinigung der Polizeiverwaltung in E. zur 
Gewißheit dargetan. 


Durch die Eintragung der Parzelle auf Bl. 221 ift das Grundbuch 
daher unrichtig geworden. Die Eintragung iſt ferner auch unter Verletzung 
geſetzlicher Vorſchriften erfolgt. Der Flurbuchanhang für 1899, der nach der 
Feſtſtellung des Landgerichts die Grundlage der Buchung bildete, bezeichnet als 
den Eigentümer des Trennſtücks 1143 die Stadtgemeinde E. 

Das Grundbuchamt verletzte daher, indem es die Parzelle auf dem Blatte 
des dem Fleiſchermeiſter P. gehörenden Grundſtücks eintrug, den allgemeinen 
Rechtsgrundſatz, daß im Grundbuche der wirkliche Eigentümer einzutragen iſt. 

Die im § 54 Abſ. 1 Satz 1 GBO. ausdrücklich hervorgehobenen 
Erforderniſſe ſind daher gegeben. Aus der Rechtsnatur des Widerſpruchs, 
deſſen Weſen darin beſteht, gegen die Folgen des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs Schutz zu gewähren, folgt aber als weiteres Erfordernis für die 
Eintragung eines Widerſpruchs, daß dieſer Schutz noch möglich, das Grund⸗ 
buch alſo noch zur Zeit der Widerſpruchseintragung unrichtig iſt (RGZ 65, 
98; RIA 6, 241). 

Für die Eintragung des Widerſpruchs wäre daher kein Raum geweſen, 
wenn der Beſchwerdeführer oder ſein Rechtsvorgänger W. im Vertrauen auf 
die Richtigkeit des Grundbuchs die Parzelle zu Eigentum erworben hätten 
($ 892 BGB.). 

Das Kammergericht hat in dem erwähnten Beſchluſſe vom 5. Oktober 
1905 (RIA. 6, 241) die Auffaſſung vertreten, daß in einem ſolchen Falle 
d. h. in dem Falle, daß nach der Entſtehung der Unrichtigkeit des Grundbuchs 
das Eigentum des Grundſtücks durch Rechtsgeſchäft von einem Dritten erworben 
iſt, die Eintragung eines Widerſpruchs nur dann zuläſſig ſei, wenn dem 
Grundbuchrichter in den Formen des S 20 GBO. nachgewieſen würde, daß 
der §S 892 BGB. dem Erwerber nicht zur Seite ſtände. Ob dieſe Auffaſſung 
mit dem Urteile des Reichsgerichts vom 16. Januar 1907 (65, 98) in 
Widerſpruch ſich befinde, wie das Landgericht meint, kann dahingeſtellt bleiben. 
Denn das Kammergericht ſchränkt ſeine frühere Anſicht inſofern ein, als es 
nunmehr für ausreichend erachtet, daß das Nichtvorliegen eines gutgläubigen 
Erwerbes glaubhaft gemacht iſt. Die Berechtigung zu dieſer Einſchränkung 
iſt daraus herzuleiten, daß der Antragswiderſpruch nach § 899 Abſ. 2 BGB. 
auch auf Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragen werden kann, dieſe 
aber nach § 936, S 920 Abſ. 2 ZPO. nur die Glaubhaftmachung des 
Berichtigungsanſpruchs erfordert. 

Eine ſolche Glaubhaftmachung liegt hier vor. Das Trennſtück hat, wie 
das Landgericht feſtſtellt, vor der Aufführung des Hotelneubaus einen Teil 
des öffentlichen Bürgerſteigs gebildet. Dieſe Tatſache macht die Annahme 
wahrſcheinlich, daß der Erwerbswille des Rentiers W. bei dem Erwerbe des 
Grundſtücks auf die Parzelle nicht mitgerichtet geweſen ſei, ſich vielmehr ledig⸗ 
lich auf denjenigen Teil der Erdoberfläche erſtreckt habe, der nach dem damaligen 
Zuſtande des Grundſtücks dem Erwerber als Hausgrundſtück des Veräußerers 
erſcheinen mußte. Wollte W. aber an dem Bürgerſteige kein Eigentum erwerben, 
ſo erlangte er das Eigentum an der Parzelle auch dadurch nicht, daß dieſe 
in dem Grundbuch als Teil des P.ſchen Hausgrundſtücks eingetragen ſtand 
(NGZ. 20, 225; 46, 225; 60, 338; 61, 195). 

Dieſelbe Erwägung trifft auf den Beſchwerdeführer zu. Dies wird auch 
durch die Tatſache beſtätigt, daß er dem Grundbuchamte durch feinen Bevoll⸗ 


mächtigten hat erklären laſſen, er würde der Abſchreibung des Trennſtücks von 
ſeinem Grundbuchblatte zuſtimmen, wenn die Parzelle nicht inzwiſchen in den 
Neubau miteinbegriffen worden wäre. Der Beſchwerdeführer hat hiernach 
anſcheinend von der grundbuchmäßigen Zugehörigkeit des Bürgerſteigs zu ſeinem 
Hausgrundſtück erſt dann Kenntnis erlangt, als er den Grundbuchbeſtand zum 
Zwecke des Neubaus neuerdings kataſtermäßig vermeſſen ließ. Demgemäß iſt 
wahrſcheinlich, daß die Parzelle trotz der wiederholten Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks Bd. 6 Bl. 221 in dem Eigentume der Stadtgemeinde E. verblieben iſt, die 
Unrichtigkeit des Grundbuchs alſo noch fortdauert. Aber auch dann, wenn 
der Erwerbswille der Erwerber ſich tatſächlich auch auf das Trennſtück 1143 
erſtreckt hätte, iſt als glaubhaft gemacht anzuſehen, daß die Erwerber das Eigentum 
an dieſem Trennſtücke nicht erworben haben. Denn in dieſem Falle iſt wahr⸗ 
ſcheinlich, daß fowohl W. wie auch Sp. das Trennſtück nicht in gutem Glauben 
an die Richtigkeit des Grundbuchs erworben haben, da der Umſtand, daß die 
Parzelle einen Teil des öffentlichen Bürgerſteigs gebildet hat, erhebliche Bedenken 
gegen die Gutgläubigkeit der Erwerber begründet. 
Die Eintragung des Widerſpruchs iſt daher gerechtfertigt geweſen. 


Zuläſſigkeit der Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit des Inhalts, daß der 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks als Windſchutz für das berechtigte 
Gruudſtück einen auf ſeinem Grundſtücke befindlichen Waldſtreifen dauernd 
als Waldſtreifen zu erhalten und, ſoweit es nötig wird, aufzuforſten hat. 


SS 1018, 1021, 1105 BGB. 
Kammergericht Berlin, 6. Februar 1911. — Bd. 11 S. 133. 


Der im Grundbuche von R., Bd. 1 Artikel 3 als Eigentümer der 
Parzelle 1 Nr. 537 eingetragene Ackerer W. übernahm in einem notariellen 
Vertrage gegenüber der als Eigentümerin der Parzelle Nr. 540 eingetragenen 
B. ſchen Terraingeſellſchaft für ſich und den jeweiligen Eigentümer der Parzelle 
Nr. 537 die Verpflichtung: 

den an der Weſtſeite dieſer Parzelle liegenden Waldſtreifen, der die Parzelle 
Nr. 540 vor weſtlichen Winden ſchützt, zum Vorteile letzterer Parzelle dauernd 
als Waldſtreifen zu erhalten und, ſoweit nötig, aufzuforſten. 

Gleichzeitig bewilligte und beantragte W., die angegebene Verpflichtung 
als Grunddienſtbarkeit zum Vorteile der Parzelle Nr. 540 als herrſchenden 
Grundſtücks auf die Parzelle Nr. 537 als dienendes Grundſtück einzutragen. 
Das Grundbuchamt lehnte den Eintragungsantrag mit der Begründung ab, 
daß die übernommene Verpflichtung nicht eintragungsfähig ſei, weil eine Grund⸗ 
dienſtbarkeit nicht in einem Tun beſtehen könne. Die hiergegen eingereichte 
Beſchwerde wurde von dem Landgerichte zurückgewieſen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Grundbuchamt zurückverwieſen. 

Die Begriffsmerkmale der Grunddienſtbarkeit ſind im § 1018 BGB. 
beſtimmt. Ein Grundſtück kann danach zugunſten des jeweiligen Eigentümers 
eines anderen Grundſtücks in der Weiſe belaſtet werden, daß dieſer das Grund⸗ 
ſtück in einzelnen Beziehungen benutzen darf oder daß auf dem Grundſtücke 
gewiſſe Handlungen nicht vorgenommen werden dürfen oder daß die Ausübung 
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eines Rechtes ausgeſchloſſen iſt, das ſich aus dem Eigentum an dem belaſteten 
Grundſtücke dem anderen Grundſtücke gegenüber ergibt. Aus dieſer Begriffs- 
beſtimmung folgt, daß, wie nach römiſchem und preußiſchem Rechte (J. 15 
§ 1 D. de serv. 8, 1; $$ 11, 12 J 22 PrAL R.), auch nach dem geltenden 
Rechte eine Grunddienſtbarkeit grundſätzlich nur in einem Dulden oder Unter⸗ 
laſſen, dagegen nicht in einem Tun beſtehen kann (Motive 3, 479). Ein 
Grundſtück kann zwar auch in der Weiſe belaſtet werden, daß an den Berechtigten 
wiederkehrende Leiſtungen aus dem Grundſtücke zu entrichten find; eine derartige 
Belaſtung ſtellt ſich aber nicht als eine Grunddienſtbarkeit, ſondern nach $ 1105 
BGB. als eine Reallaſt dar. Eine ſolche kann nach den durch die Artikel 113, 
115 PréG. zu BGB. aufrecht erhaltenen Vorſchriften im § 91 Abſ. 2, 
§ 6 des Preußiſchen Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850 aus einem privat: 
rechtlichen Titel nur noch in der Geſtalt einer feſten Geldrente begründet werden. 
Die im vorliegenden Falle übernommene, nicht in Geldleiſtungen beſtehende 
Verpflichtung iſt ſomit als Reallaſt nicht begründbar; fie ſoll nach Eintragungs⸗ 
bewilligung und Antrag auch gar nicht ſo, ſondern als Grunddienſtbarkeit 
eingetragen werden. 

Der für den Inhalt der Grunddienſtbarkeit geltende, oben angegebene 
Grundſatz ſchließt es nicht aus, daß zugleich mit der das Weſen dieſer Belaſtungs⸗ 
form ausmachenden Verpflichtung des jeweiligen Eigentümers des belaſteten 
Grundſtücks zu einem Dulden oder Unterlaſſen dieſem Eigentümer die Verpflich⸗ 
tung zu poſitiven Nebenleiſtungen auferlegt wird. Im römiſchen Rechte war 
es allerdings nur für die servitus oneris ferendi anerkannt, daß der 
Eigentümer des dienenden Grundſtücks die eine Baulichkeit auf dem herrſchenden 
Grundſtücke ſtützende Mauer in tragfähigem Zuſtande zu erhalten habe (1. 
33 D. de serv. pr. urb. 8, 2; l. 6 $8$ 2, 3 D. si serv. vind. 3, 5). 
Ob nach gemeinem Rechte darüber hinaus bei allen Servituten die Bela ſtung 
des dienenden Grundſtücks mit einer Unterhaltungspflicht in Anſehung der 
Dienſtbarkeitsanlage zuzulaſſen war, iſt der Gegenſtand des Streites geweſen 
(Dernburg, Pandekten [7.] 1, 563 § 236 Nr. 2; Motive 3, 483 zu § 971). 
Das preußiſche Recht hat ein Tun des Eigentümers des dienenden Grundſtücks 
als Nebenbeſtandteil einer Dienſtbarkeit nicht nur in den im letzten Satze 
bezeichneten, ſondern in noch weiteren Grenzen zugelaſſen. In dem Beſchluſſe 
des Kammergerichts vom 26. September 1910, der eine unter der Herrſchaft 
des preußiſchen Allgemeinen Landrechts eingetragene Belaſtung betrifft, iſt hierüber 
ausgeführt: Die Grundgerechtigkeit werde in den SS 11, 12 I 22 PrAL R. 
als die mit einem Grundſtücke verknüpfte Befugnis den Eigentümer eines 
anderen Grundſtücks in der freien Ausübung ſeines Eigentumsrechts einzu⸗ 
ſchränken, definiert. Der weſentliche Inhalt der Servitut könne danach nicht 
von einer an den Berechtigten zu bewirkenden Leiſtung gebildet werden. Wohl 
aber könne dem jeweiligen Eigentümer des mit der Servitut belaſteten Grund⸗ 
ſtücks eine unterſtützende Tätigkeit zur Pflicht gemacht ſein. Eine derartige 
Leiſtungspflicht komme häufig vor, wenn fie nach §S 30 I. 22 PrAL R. auch 
nicht vermutet werde. Namentlich gelte der Eigentümer des dienenden Grund⸗ 
ſtücks für verpflichtet, ſein Grundſtück in der Verfaſſung zu erhalten, daß die 
Servitut darauf ausgeübt werden könne, wenn dieſe durch läſtigen Vertrag 
beſtellt worden ſei; er habe ferner zur Inſtandhaltung beizutragen, wenn er 


die Nutzung neben dem Servitutsberechtigten beanſpruche (SS 35, 86 I 22 
AL R.). Auch abgeſehen von dieſen Fällen liege die Pflicht zur Unterhaltung 
einer Mauer, die einen fremden Bau zu tragen habe, dem Eigentümer der 
Mauer ob (8 56 I. 22 AL R.). Der Holzungsberechtigte endlich könne den 
Waldeigentümer zur ordentlichen Bewirtſchaftung des Waldes und Wieder⸗ 
anpflanzung der Holzarten, auf die er ein Recht habe, anhalten (88 230, 
232, 233 I. 22 AL R.). Die den Belaſteten ihrem Weſen nach zu einem 
Dulden oder Unterlaſſen verpflichtende Grundgerechtigkeit könne ſomit nebenher 
auch die Verpflichtung zu einem Tun umſchließen. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch läßt in gewolltem Anſchluß an den Stand⸗ 
punkt des preußiſchen Rechtes (Motive 3, 483 zu § 971) im § 1021 Abſ. 1 
Sag 1 für den Fall, daß zur Ausübung einer Grunddienſtbarkeit eine Anlage 
auf dem belaſteten Grundſtücke gehört, die Vereinbarung zu, daß der Eigen⸗ 
tümer dieſes Grundſtücks die Anlage zu unterhalten habe, ſoweit das Intereſſe 
des Berechtigten es erfordere, und ſchreibt im S 1022 vor, daß, wenn die 
Grunddienſtbarkeit in dem Rechte beſtehe, auf einer baulichen Anlage des 
belaſteten Grundſtücks eine bauliche Anlage zu halten, ſchon in Ermangelung 
einer abweichenden Vereinbarung der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 
ſeine Anlage zu unterhalten habe, ſoweit das Intereſſe des Berechtigten es 
erfordere. Während die letztere dispoſitive Vorſchrift auf eine beſtimmt gekenn⸗ 
zeichnete Art von Grunddienſtbarkeiten abgeſtellt iſt, hat die im § 1021 Abſ. 1 
Satz 1 zugelaſſene Qualifikation des Begründungsvertrags, wie ſich aus dem 
Inhalte dieſer Beſtimmung im Zuſammenhange mit der rechtsgeſchichtlichen 
Entwicklung ergibt, allgemeinere Bedeutung. Die Beſtimmung iſt von dem 
typiſchen Falle der Unterhaltung einer Dienſtbarkeitsanlage analog auf andere 
Fälle auszudehnen, in denen eine Tätigkeit des Eigentümers des belaſteten 
Grundſtücks zur Erhaltung dieſes Grundſtücks in dem der Dienſtbarkeit ent⸗ 
ſprechenden Zuſtande dient. In dieſem Sinne iſt die von dem Kammergericht 
in dem früheren Beſchluſſe für das preußiſche Recht entwickelte Regel, daß die 
Verpflichtung zu einem poſitiven Tun zwar nicht den weſentlichen Inhalt, wohl 
aber einen Nebenbeſtandteil einer Grunddienſtbarkeit ausmachen kann, auch 
für das heutige Recht anzuerkennen (Staudinger [5./6.] 3, 506 Anm. II 
2a zu BGB. § 1018). 

Die Anwendung dieſer Erwägungen auf den vorliegenden Fall führt zu 
dem Ergebniſſe, daß die von dem Eigentümer eines Waldſtreifens für ſich 
und ſeine Rechtsnachfolger im Eigentum übernommene Verpflichtung, zum 
Schutze eines Nachbargrundſtücks vor Winden den Waldſtreifen dauernd als 
ſolchen zu erhalten und, ſoweit nötig, aufzuforſten, den zuläſſigen Inhalt einer 
Grunddienſtbarkeit im Sinne der zweiten Alternative des § 1018 bildet. 
Denn dieſe Verpflichtung bedeutet in erſter Linie eine Beſchränkung des Eigentums 
von Waldgrundſtücken nach der Richtung, daß der Eigentümer den Wald nicht 
beſeitigen und das Grundſtück weder als Acker noch als Bauland noch in 
irgendeiner anderen die Erhaltung des Waldes beeinträchtigenden Art benutzen 
darf. Der Sinn der Verpflichtung beſteht alſo in der Unterlaſſung gewiſſer 
Handlungen auf dem belaſteten Grundſtücke. Erſt in zweiter Linie erfordert 
die zunächſt negative Pflicht zur Belaſſung des Grundſtücks in ſeinem gegen⸗ 
wärtigen, es zum dienenden Grundſtück geeignet machenden Kulturzuſtand auch 
poſitive Leiſtungen, wie die Ausmerzung etwaigen überſtändigen Holzes und 


a Ra 


deſſen Erja durch Nachpflanzung. Die nachgeordnete Bedeutung dieſer poſi⸗ 
tiven gegenüber den negativen Pflichten iſt auch in dem Begründungsvertrage 
durch die Art, wie die Pflicht zur Aufforſtung derjenigen zur Erhaltung 
des Waldſtreifens angefügt iſt, zum Ausdrucke gebracht. Der Fall liegt 
infolge dieſer Faſſung des Begründungsvertrags noch klarer als der durch 
den oben angezogenen Beſchluß des Kammergerichts vom 26. September 1910 
entſchiedene landrechtliche Fall, in welchem die eingetragene Verpflichtung des 
jeweiligen Eigentümers zur dauernden Erhaltung aufgeforſteter Parzellen als 
Holzung, zur Nachpflanzung ſowie zum ausreichenden Schutze und zur zweck⸗ 
mäßigen Pflege der Pflanzungen nicht als eine dem preußiſchen Ablöſungsgeſetz 
unterworfene Reallaſt, ſondern als eine mit der Verpflichtung des Eigentümers 
zu poſitiven Nebenleiſtungen verbundene Dienſtbarkeit aufgefaßt iſt (zu vgl. 
RGzZ. 60, 87). Daher waren die Vorentſcheidungen aufzuheben. 


Verwandlung des vom Grundeigentümer bezahlten Teiles einer Hypothek 
in eine Eigentümergrundſchuld. Abtretung der Eigentümergrund ſchuld an 
einen Dritten unter Rückumwandlung in eine Hypothek; mangelnde Befugnis 
des Notars zur Herſtellung des für den neuen Gläubiger zu bildenden 
Teilhypothekenbriefs. 
§ 1145 Abſ. 1, 8 1163 Abſ. 1, 8 1177 Abſ. 1, 8 1192 Abſ. 1 BGB., 
S 61, S 70 Abſ. 1 GBO. 


Kammergericht Berlin, 27. Februar 1911. — Bd. 11 S. 138. 


Auf dem Blatte des für den Kaufmann M. eingetragenen Grundſtücks 
iſt in Abteilung III eine Briefhypothek von 22000 M. für den Kaufmann 
L. eingetragen. In der von dem Notar S. aufgenommenen Urkunde hat der 
Kaufmann L. erklärt, daß ein Teilbetrag der Hypothek von 10000 M. 
ihm von dem Eigentümer bezahlt worden und infolgedeſſen in eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld übergegangen ſei. Der Eigentümer M. hat in der gleichen Urkunde 
bekannt, einer eingetragenen Genoſſenſchaft ein Darlehn von 5000 M. zu 
ſchulden, und einen Teilbetrag ſeiner Eigentümergrundſchuld von 5000 M. 
unter Umwandlung der Grundſchuld in eine Hypothek an die Genoſſenſchaft 
abgetreten ſowie die Eintragung der Umwandlung, der Abtretung und des von 
dem Gläubiger L. bewilligten Vorrangs ſowie die Bildung eines Teilbriefs 
beantragt. 

Der Notar überreichte dem Grundbuchamt Ausfertigung dieſer Verhand⸗ 
lung ſowie den Hypothekenbrief und einen von ihm hergeſtellten Teilbrief mit 
der Bitte um Erledigung. Dieſes wies den Antrag mit der Begründung 
koſtenpflichtig zurück, daß ein ſelbſtändiger Hypothekenbrief und nicht ein Teil⸗ 
brief zu bilden und daß der Notar nicht befugt geweſen ſei, den Nachgültig⸗ 
keitsvermerk auf den Stammbrief und den Umwandlungsvermerk auf beide Briefe 
zu ſetzen. Das Landgericht hob auf die Beſchwerde des Notars den amtsgericht⸗ 
lichen Beſchluß auf und wies das Grundbuchamt an, eine Zwiſchenverfügung 
zu erlaſſen. 

Der hiergegen eingelegten weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht 
den Erfolg verſagt. 

In den Gründen wird ausgeführt: 
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Das Landgericht iſt in Uebereinſtimmung mit dem Grundbuchamte der 
Anſicht, daß dann, wenn ſich ein Teil einer Hypothek in eine Eigentümergrund⸗ 
ſchuld verwandelt, über dieſen Teil ein ſelbſtändiger Grundſchuldbrief und nicht 
ein Teilbrief zu erteilen ſei. Das Kammergericht hat in dem zum Abdruck im 
Jahrbuch beſtimmten Beſchluſſe vom 2. Mai 1910 (OL GRſpr. 21, 40), 
unter eingehender Begründung die entgegengeſetzte Anſicht ausgeſprochen und 
bleibt auch gegenüber den ausführlichen Darlegungen des Landgerichts bei dieſer 
Anſicht ſtehen. Hiernach iſt im vorliegenden Falle über die an die Genoſſenſchaft 
abgetretenen 5000 M. ein Teilbrief zu bilden. 

Dagegen hat das Landgericht mit Recht die Art der Briefherſtellung 
bemängelt. Nach §8 61 Abſ. 1 EBD. kann ein Teilbrief zwar von einem 
Notare hergeſtellt werden. Daraus folgt aber nicht, daß der Notar bei der 
Briefbildung die gleiche Rechtsſtellung wie das Grundbuchamt hätte. Die 
Beſtimmung über die Zuſtändigkeit der Notare für die Herſtellung von Teil⸗ 
briefen ſtammt aus § 1122 Abſ. 1 Satz 1 des erſten Entwurfs zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche. Die Motive (3, 761) bezeichnen ſie als eine „Konſequenz 
der Beſtimmungen des § 1119 Abſ. 2“. Zu dem § 1119 Abſ. 2 des 
erſten Entwurfs iſt in den Motiven bemerkt, daß „es ſich im Intereſſe der 
Erleichterung des Hypothekenverkehrs, nach den Vorgange der preuß. Grund⸗ 
buchordnung § 83“, empfehle, auch notarielle Teilbriefe zuzulaſſen (Motive 3, 
759). Dem § 1119 Abſ. 2 des erſten Entwurfs entſpricht der §S 1145 Abſ. 1 
BGB. Dieſer bezieht ſich ebenſo wie der § 1119 Abſ. 2 des erſten Entwurfs 
auf den — hier gerade vorliegenden — Fall, daß der Eigentümer den 
Gläubiger teilweiſe befriedigt, und beſtimmt für dieſen Fall unter anderem, 
daß der Gläubiger verpflichtet iſt, den Brief zum Zwecke der Herſtellung eines 
Teilhypothekenbriefs für den Eigentümer einem zuſtändigen Notar vorzulegen. 
Aus dieſer Vorſchrift geht hervor, daß der Notar im Falle der teilweiſen 
Befriedigung des Gläubigers durch den Eigentümer den Teilbrief „für den 
Eigentümer“ herzuſtellen hat. Ob Fälle möglich ſind, in denen der Eigentümer 
die Teilgrundſchuld außerhalb des Grundbuchs auf einen Dritten übertragen 
kann, und ob in ſolchen Fällen vielleicht auch durch einen Notar die Bildung 
eines Teilbriefs für den Dritten erfolgen darf, kann dahingeſtellt bleiben. 
Denn gegenwärtig konnte ſich der Uebergang der Teilpoſt auf die Genoſſenſchaft, 
da er unter Umwandlung der Grundſchuld in eine Hypothek erfolgen ſollte, 
die Umwandlung aber Eintragung in das Grundbuch erforderte, nicht außerhalb 
des Grundbuchs vollziehen. Eine noch nicht zur Entſtehung gelangte Rechts⸗ 
lage darf der Bildung eines Teilbriefs nicht zugrunde gelegt werden. Der 
Notar muß alſo wenigſtens in einem Falle wie dem vorliegenden der Herſtellung 
des Teilbriefs die Rechtslage zugrunde legen, die im Augenblicke der Befriedigung 
des Gläubigers entſtanden iſt. Daraus ergibt ſich zunächſt, daß der Notar 
dann, wenn die Hypothek in Höhe des bezahlten Teilbetrags zur Eigentümer⸗ 
grundſchuld geworden iſt, einen Teilgrundſchuldbrief, nicht einen Teilhpotheken⸗ 
brief herzuſtellen hat. Dem ſteht der Umſtand nicht entgegen, daß der $ 1145 
Abi. 1 Satz 2 BGB. nur von der Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs 
ſpricht. Denn da dieſe Beſtimmung nach $ 1192 Abſ. 1 BGB. auch für 
die Grundſchuld gilt, alſo im Falle der teilweiſen Befriedigung einer Grund⸗ 
ſchuld zweifellos ein Teilgrundſchuldbrief herzuſtellen iſt, ſo iſt es auch als im 
Sinne des Geſetzes liegend anzuſehen, daß im Falle der Verwandlung eines 
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Hypothekenteils in eine Grundſchuld ein Teilgrundſchuldbrief hergeſtellt wird, 
um ſo mehr, als die Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs der wirklichen Rechts⸗ 
lage widerſprechen würde. Auch aus dem § 61 Abi. 2 Satz 3 GBO. darf 
ein anderes Ergebnis nicht hergeleitet werden. Allerdings ſoll nach dieſer 
Vorſchrift eine mit dem bisherigen Briefe verbundene Schuldurkunde in be⸗ 
glaubigter Abſchrift mit dem Teilhypothekenbrieſe verbunden werden. Dieſe 
Vorſchrift kann aber dann nicht anwendbar ſein, wenn nicht ein Teilhypotheken⸗ 
brief, ſondern ein Teilgrundſchuldbrief herzuſtellen iſt. Denn nach § 70 Abſ. 1 
GBO. findet der § 61 auf den Grundſchuldbrief nur entſprechende Anwendung: 
für Grundſchulden iſt aber, da ſie von ihrem Schuldgrunde rechtlich losgelöſt 
ſind, eine Schuldurkunde nicht vorhanden. Daraus, daß bei der Herſtellung 
des Teilbriefs die im Augenblicke der Befriedigung des Gläubigers entſtandene 
Rechtslage zugrunde zu legen iſt, ergibt ſich ferner, daß die beabſichtigte ſpätere 
Aenderung der Rechtslage von dem Notar auf dem Teilbriefe nicht vermerkt 
werden darf. Der Notar iſt daher nicht befugt geweſen, die Umwandlung der 
Eigentümergrundſchuld in eine Hypothek und deren Abtretung an die Genoſſen⸗ 
ſchaft auf dem Teilbriefe zu vermerken. Während die Verwandlung der Teil⸗ 
hypothek in eine Eigentümergrundſchuld ſich kraft Geſetzes durch die Befriedigung 
des Gläubigers vollzieht ($ 1163 Abſ. 1 Satz 2, § 1177 Abſ. 1 BGB.), 
iſt zur Rückumwandlung in eine Gläubigerhypothek Eintragung erforderlich 
(58 1198, 877 BGB.). Bevor die Eintragung nicht erfolgt iſt, kann alſo 
die Rückumwandlung der Grundſchuld in eine Hypothek und die Abtretung 
dieſer Hypothek nicht bezeugt werden. Hierin zeigte ſich die Verſchiedenartigkeit der 
Rechts ſtellung von Notar und Grundbuchamt bei der Herſtellung von Teil⸗ 
briefen. Das Grundbuchamt kann — allerdings auch erſt nach erfolgter 
Eintragung — die Umwandlung der Teilhypothek in eine Eigentümergrund⸗ 
ſchuld, deren Rückumwandlung in eine Hypothek und die Abtretung und Rang⸗ 
änderung dieſer Hypothek einheitlich beurkunden, während Gegenſtand der 
Verbriefungstätigkeit des Notars nur der erſte dieſer Akte, die Verwandlung 
der Teilhypothek in eine Eigentümergrundſchuld iſt. 

Dieſen Ausführungen iſt der Notar nicht gerecht geworden. Er durfte 
nicht einen Teilhypothekenbrief für die Genoſſenſchaft unter Vermerkung der 
Rückumwandlung, Abtretung und Rangänderung, ſondern nur einen Teilgrund⸗ 
ſchuldbrief für den Eigentümer M. ausſtellen. Die Umwandlung dieſes Briefes 
in einen Teilhypothekenbrief für die Genoſſenſchaft gehört ausſchließlich zur 
Zuſtändigkeit des Grundbuchamts. Infolgedeſſen durfte der Notar auf dem 
Stammbrief nur die Verwandlung des verbrieften Teils in eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld vermerken. Auch der Nachgültigkeitsvermerk, der nach § 39 Abſ. 2 
AV. vom 20. November 1899 (PrJMBl. 349) bei der Herſtellung des 
Teilbriefs, alſo von dem Notar auf den Stammbrief zu ſetzen war, iſt inſofern 
unrichtig, als der Reſtbetrag 17000 M. beträgt, weil nur in Höhe von 
5000 M. ein Teilbrief hergeſtellt iſt. Die Beſeitigung dieſer Mängel hat 
das Grundbuchamt durch Zwiſchenverfügung zu fordern. f 
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Zuläſſigkeit der Eintragung einer Zwangshypothek für eine Forderung, 
auch wenn deren Befriedigung in der bereits vorgenommenen Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Vermögen des Schuldners 
zu erwarten iſt. 


§ 803 Abſ. 1, § 867 Abſ. 2 3) 0. 
Kammergericht Berlin, 13. Februar 1911. — Bd. 11 S. 136. 


Frau St., die eingetragene Eigentümerin des Grundſtücks M. Bd. 2 
Bl. Nr. 32, iſt durch vorläufig vollſtreckbares Verſäumnisurteil verurteilt 
worden, 710 M. an den Viehhändler H. zu zahlen. 

Auf Grund dieſes Urteils hat H. eine Reihe von beweglichen Gegen⸗ 
ſtänden, teils anſchlußweiſe, teils als erſter pfänden laſſen. Ferner iſt auf 
feinen Antrag von dem Grundbuchamte die Urteilsſumme von 710 Mark 
in Teilbeträgen auf den Grundſtücken, die auf dem eingangs erwähnten 
Blatte gebucht ſind, für ihn als Sicherungshypothek eingetragen worden. Frau 
St. beantragte im Wege der Beſchwerde die Löſchung der Sicherungshypothek 
mit der Begründung, daß die Mobiliarpfändung zur Befriedigung des Gläubigers 
vollkommen ausreiche und die Immobiliarvollſtreckung daher gemäß § 803 
ZPO. unzuläſſig geweſen ſei. Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück. 
| Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verjagt. 

In den Gründen wird ausgeführt: | 

Der § 54 Abſ. 1 Satz 1 EBD. ſetzt voraus, daß das Grundbuchamt 
geſetzliche Vorſchriften verletzt hat. An dieſem Erforderniſſe fehlt es hier. 
Der Beſchwerdeführer iſt allerdings der Anſicht, daß die Liegenſchaftsvollſtreckung 
dann unzuläſſig ſei, wenn die vorangegangene Fahrnisvollſtreckung zur Befrie⸗ 
digung des Gläubigers ausreiche. In tatſächlicher Hinſicht iſt nicht erwieſen, 
daß der Grundbuchrichter zur Zeit der Eintragung die Fahrnisvollſtreckung 
gekannt habe. Die Anſicht des Beſchwerdeführers iſt aber auch rechtsirrig. 

Nach § 803 Abſ. 1 Satz 2 ZRO. darf die Zwangsvollſtreckung in 
das bewegliche Vermögen nicht weiter ausgedehnt werden, als zur Befriedigung 
des Gläubigers und zur Deckung der Koſten der Zwangsvollſtreckung erforderlich 
iſt. Eine gleiche Vorſchrift iſt für die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen nicht gegeben. In dem dieſe Zwangsvollſtreckung behandelnden 
zweiten Titel des zweiten Abſchnitts des achten Buchs der Zivilprozeßordnung 
ſind zwei Beſtimmungen über den Umfang der Vollſtreckung enthalten, der 
§ 866 Abſ. 2 und der § 867 Abſ. 2. Nach der erſten Vorſchrift kann der 
Gläubiger verlangen, daß die drei im Abſ. 1 des § 866 erwähnten Boll: 
ſtreckungsarten, Zwangsverſteigerung, Zwangsverwaltung und Eintragung einer 
Sicherungshypothek, nebeneinander ausgeführt werden. Dieſe Vorſchrift hat 
mit der hier zu entſcheidenden Frage keine Berührungspunkte, weil ſie nicht 
die Zwangsvollſtreckung in verſchiedene Gegenſtände, ſondern nur verſchiedene 
Arten der Vollſtreckung in denſelben Gegenſtand betrifft. Dagegen iſt der 
§ 867 Abſ. 2 hier von Bedeutung. Er bezieht ſich auf die Zwangsvollſtreckung 
in mehrere Grundſtücke und verbietet die Inanſpruchnahme jedes der mehreren 
Grundſtücke für den geſamten Betrag der Forderung. Dieſe Vorſchrift iſt jedoch 
nur für die eine der drei Vollſtreckungsarten, die Eintragung einer Sicherung: 
hypothek, gegeben. Dagegen iſt ſowohl die Zwangsverſteigerung wie die 
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Zwangsverwaltung in ſämtliche Grundſtücke des Schuldners gleichzeitig zuläſſig. 
Dies ergibt ſich aus den 88 2, 18, 63, 64, 76, dem $ 83 Nr. 2 und 
den §88 112, 122 ZwPVft®., und ſchon in den Motiven zu dieſem Geſetz 
iſt die „Uebertragung des Grundſatzes des § 708 Abſ. 1 Satz 2 ZRO. (jetzt 
§ 803 Abſ. 1 Satz 2) auf die Zwangsverſteigerung“ abgelehnt worden. 
St hiernach die Inanſpruchnahme mehrerer Grundſtücke im Wege der Liegen: 
ſchaftsvollſtreckung grundſätzlich zuläſſig, jo kann die Vollſtreckung in ein Grund⸗ 
ſtück um ſo weniger dadurch gehindert werden, daß wegen derſelben Forderung 
bewegliche Sachen gepfändet ſind. Dies gilt auch für die Eintragung einer 
Sicherungshypothek. Denn für dieſe iſt eine Ausnahme von den allgemeinen 
Grundſätzen nur inſoweit vorgeſchrieben, als die Zwangsvollſtreckung in mehrere 
Grundſtücke in Frage kommt. Die Eintragung einer Sicherungshypothek iſt 
demnach auch dann unbeſchränkt zuläſſig, wenn vorher bewegliche Sachen in 
einer zur Befriedigung des Gläubigers und zur Deckung der Vollſtreckungskoſten 
ausreichenden Menge gepfändet worden ſind (Fiſcher⸗Schäfer, Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen [2.] 104 Anm. 5 zu § 866 3 D.). 
Die weitere Beſchwerde iſt daher zurückzuweiſen. 


Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Zwangshypothek, wenn die den Gegen⸗ 

ſtand mehrerer vollſtreckbarer Schuldtitel bildenden Forderungen Teile einer 

einheitlichen Forderung des Gläubigers find, jedoch uur zuſammen den 
Betrag von dreihundert Mark überſteigen. 


88 5, 866 380. 
Oberſtes Landesgericht, München, 3. März 1911. — Bd. 11 S. 141. 


Der Zimmermeiſter S. hat wegen einer ihm gegen Frau B. zuſtehenden 
Warenforderung im Geſamtbetrage von 1731,36 M., ſechs Klagen gegen 
Frau B. erhoben. Er beantragte in jeder Klage, die Beklagte zur Zahlung 
eines „Teilbetrags ihrer Schuld“, der in einer Klageſchrift auf 231,36 M., in 
den übrigen Klageſchriften auf je 300 M. feſtgeſetzt iſt, zu verurteilen. Das Amts⸗ 
gericht hat die Beklagte den Klaganträgen entſprechend in ſechs Verſäumnis⸗ 
urteilen verurteilt. Am 16. Dezember 1910 legte S. dem Grundbuchamte 
vollſtreckbare Ausfertigungen der ſechs Verſäumnisurteile mit den Nachweiſen, 
daß dieſe der Schuldnerin am 11. November 1910 zugeſtellt worden find, 
vor und beantragte für ſeine vollſtreckungsreife Geſamtforderung eine Sicherungs⸗ 
hypothek auf dem der Wilhelmine B. gehörenden Grundſtück einzutragen. 
Das Grundbuchamt lehnte unter Hinweis auf § 866 Abſ. 3 ZPO. die Ein: 
tragung ab, weil keine der in den Schuldtiteln bezeichneten Forderungen des 
Gläubigers den Betrag von 300 M. überſteige und eine Zuſammenrechnung 
der in verſchiedenen Schuldtiteln enthaltenen Forderungen nicht zuläſſig ſei. 
Die hiergegen eingelegte Beſchwerde hat das Landgericht zurückgewieſen. 

Auch der weiteren Beſchwerde hat das oberſte Landesgericht in München 
aus folgenden Gründen den Erfolg verſagt: 

Das Reichsgericht hat in dem Beſchluſſe vom 17. Juni 1900 (48, 242) 
die Eintragung einer Sicherungshypothek auf Grund mehrerer Schuldtitel 
desſelben Gläubigers gegen denſelben Schuldner, von denen keiner den Betrag 
von 300 M. überſteigt, für unzuläſſig erklärt, auch wenn die Geſamtſumme 
aller aus den Schuldtiteln ſich ergebenden Forderungen mehr als 300 M. 
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beträgt. Der erkennende Senat hatte ſchon in der Entſcheidung vom 11. Mai 
1900 (neue Samml. 1, 266), wenn auch teilweiſe aus anderen Erwägungen, 
den gleichen Standpunkt vertreten. Dieſer iſt auch ſeitdem in der Recht⸗ 
ſprechung, ſoweit es ſich um den Fall handelt, daß die durch mehrere Schuld⸗ 
titel ausgewieſenen Hauptforderungen desſelben Gläubigers auf verſchiedenen 
Gründen beruhen und die Schuldtitel über die Hauptforderungen unter ſich 
in keinem prozeſſualen Zuſammenhange ſtehen, nicht mehr verlaſſen worden. 
Dagegen ſind die Meinungen darüber noch geteilt, ob die Zuſammenrechnung 
auch dann unzuläſſig ſei, wenn die einzelnen vollſtreckungsreifen Forderungen 
auf demſelben Grunde beruhen, alſo Teile einer einheitlichen Forderung des 
Gläubigers ſind oder wenn mehrere vollſtreckbare Titel nach Maßgabe des 
§ 301 ZPO. in demſelben Rechtsſtreit in der Weiſe erwirkt wurden, daß 
zunächſt ein Teilurteil und dann ein Endurteil erging, oder wenn beide 
Vorausſetzungen erfüllt ſind, weil Teil⸗ und Endurteil denſelben Anſpruch 
betreffen. Die Zuſammenrechnung der durch mehrere vollſtreckbare Titel 
ausgewieſenen Teile einer einheitlichen Forderung hält die überwiegende Anſicht 
für unſtatthaſt. Zur gegenteiligen Anſchauung ſcheint ſich unter anderem 
Seuffert ([10.] 2, 590 Anm. 3a zu § 866) zu bekennen. Die Zuſammen⸗ 
rechnung der Beträge mehrerer vollſtreckbarer Schuldtitel, die in demſelben 
Rechtsſtreit ihren Urſprung haben, wollen zulaſſen: Willenbücher, Güthe, 
Delius, Olshauſen; Turnau⸗Förſter bezeichnet die Frage als zweifelhaft; Peterſen⸗ 
Anger und Meyer geſtatten auch für den Fall, daß der Gläubiger ein Teil⸗ 
und ein Endurteil vorlegt, die zuſammen den vollſtreckbaren Hauptſachebetrag 
von mehr als 300 M. ausweiſen, keine Ausnahme. Ihnen ſcheint ſich zufolge 
einer Mitteilung im ZBNFG. 11, 266 auch das Oberlandesgericht Dresden 
in einer Entſcheidung vom 14. Januar 1910 angeſchloſſen zu haben. 

Der Fall des $ 301 ZPO. iſt hier nicht gegeben; er kann daher bei 
der folgenden Erörterung ausſcheiden. Dagegen gehen die Vorinſtanzen 
offenbar von der Annahme aus, daß es ſich bei dem Geſamtbetrage von 
1731,36 M., den Wilhelmine B. dem S. nach deſſen Klagevorbringen 
ſchuldet, um eine einheitliche Forderung des Gläubigers handelt. Ob dieſe 
Annahme als zutreffend zu erachten iſt oder ob nicht auch nach dem Klage⸗ 
vorbringen die Möglichkeit beſteht, daß ſich der Schuldbetrag von 1731,36 M. 
aus mehreren auf verſchiedenen Kaufverträgen beruhenden Einzelforderungen 
des S. zuſammenſetzt, kann dahingeſtellt bleiben. Auch braucht nicht näher 
erörtert zu werden, ob deshalb, weil das Klagevorbringen wegen Verſäumnis 
der Beklagten im Rechtsſtreite zunächſt als zugeſtanden gilt, die Verſäumnis⸗ 
urteile geeignet ſind, auch dem Grundbuchrichter gegenüber den Nachweis 
der Zugehörigkeit der einzelnen Klaganſprüche zu einer und derſelben For⸗ 
derung zu erbringen. Denn auch wenn die in den ſechs Schuldtiteln feſt⸗ 
geſtellten Beträge Teile einer und derſelben Forderung ſind, erachtet der Senat, 
der die in den Gründen früherer Entſcheidungen von ihm vertretene Rechtsauf⸗ 
faſſung (neue Samml. 2, 536; 6, 497) inſoweit nicht aufrechterhalten zu 
ſollen glaubt, den Standpunkt, den die Vorinſtanzen dem Eintragungsantrage 
vom 16. Dezember 1910 gegenüber eingenommen haben, für richtig. 

Das Reichsgericht hat in dem Beſchluſſe vom 17. Juni 1900 (48, 242) 
darauf hingewieſen, daß die Eintragung einer Sicherungshypothek als Maßregel 
der Zwangsvollſtreckung bei der Beratung der Novelle vom Jahre 1898 auf 
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Widerſpruch ſtieß nnd daß ihre Gegner beſtrebt waren, die Anwendung ber 
Zwangseintragung nach Möglichkeit einzuſchränken. Es hat daraus gefolgert, 
daß die im § 866 Abſ. 3 ZPO. zugelaſſene entſprechende Anwendung des 
S 5 30. in einſchränkendem Sinne auszulegen iſt, daß daher durch die 
Verweiſung auf den § 5 nur die Zuſammenrechnung mehrerer in demſelben 
Schuldtitel vereinigter Forderungen, nicht aber die Zuſammenrechnung mehrerer 
durch verſchiedene Schuldtitel vollſtreckbar gewordener, in einem Eintragungs⸗ 
antrage verbundener Forderungen zugelaſſen iſt. Iſt dies der Wille des Ge⸗ 
ſetzes und hiernach die Zuſammenrechnung der durch verſchiedene Schuldtitel 
ausgewieſenen Beträge nicht ſchlechthin geſtattet, ſo kann auch keine Ausnahme 
für den Fall eintreten, daß die verſchiedenen Schuldtitel, die prozeſſual von⸗ 
einander unabhängig ſind, Teile einer und derſelben Forderung betreffen. 
Dies ſchon um deswillen, weil dem Gerichte, das die Vollſtreckungshandlungen 
vorzunehmen hat, dem Grundbuchamte, nicht zugemutet werden kann, die 
Zuſammengehörigkeit der einzelnen Forderungsteile zu prüfen, ganz abgeſehen 
davon, daß dies überhaupt nur in ſeltenen Fällen möglich ſein wird. In 
der Vollſtreckungsinſtanz iſt der Rechtsſchutzanſpruch des Gläubigers auf Be⸗ 
friedigung oder Sicherung von seiner materiellrechtlichen Grundlage losgelöſt. 
Die Prüfung, ob zwei vollſtreckbare Forderungen dem Grunde nach zuſammen⸗ 
gehören, würde daher ein Zurückgehen auf die Tatſachen erfordern, die die 
Forderung entſtehen ließen. Daraus, daß es das Reichsgericht in dem vom Be⸗ 
ſchwerdegericht in Bezug genommenen Beſchluſſe vom 1. November 1905 (61, 
423) für zuläſſig erklärt hat, für eine den Betrag von 300 M. überſteigende 
Hauptforderung und eine dieſe Höhe nicht erreichende Nebenforderung auf Grund 
zweier gleichzeitig vorgelegter Schuldtitel eine Sicherungshypothek einzutragen, 
läßt ſich für die Beantwortung der hier zur Entſcheidung ſtehenden Frage nichts 
ableiten. Denn in den in jenem Beſchluſſe vorausgeſetzten Fällen iſt die 
Eintragungsfähigkeit der Hauptforderung ohne weiteres gegeben und die Neben⸗ 
forderung um deswillen eintragungsfähig, weil der für ſie erwirkte vollſtreckbare 
Titel nur eine ziffermäßige Erläuterung des vollſtreckbaren Titels über die 
Hauptforderung bildet. Es liegt auch kein wirtſchaftliches Bedürfnis vor, einem 
Gläubiger, der willkürlich an Stelle eines einheitlichen Vollſtreckungstitels für 
ſeine Forderung mehrere vollſtreckbare Titel erwirkt, der z. B., um raſcher zu 
einem vollſtreckbaren Titel zu gelangen, eine den Betrag von 300 M. weit 
überſteigende Forderung bei dem Amtsgericht in Teilbeträgen einklagt, durch 
die Zuſammenrechnung der in den einzelnen vollſtreckbaren Titeln ausgewieſenen 
Beträge und die Wiederherſtellung des Zuſammenhanges der von ihm ſelbſt 
geſchaffenen Teilforderungen die Vorteile wieder zuzuwenden, die in der Voll⸗ 
ſtreckungsinſtanz eine größere Forderung gewährt. Schließlich mag auch noch 
darauf hingewieſen werden, daß bei der Beratung der Novelle vom 1. Juni 
1909, in der dem Antrage des Abgeordneten Schultz entſprechend der im 
Entwurfe des Geſetzes geſtrichene Abſ. 3 des §8 866 ZPO. mit Ausnahme 
des Satzes 1 wieder in das Geſetz eingeſtellt wurde, von keiner Seite die 
Zuſammenrechnung der durch mehrere Schuldtitel ausgewieſenen Teile einer 
einheitlichen Forderung angeregt oder vorbehalten wurde, obwohl ſchon damals 
die herrſchende Meinung, von dem Falle des § 301 ZPO. abgeſehen, die 
Zuſammenrechnung mehrerer Schuldtitel auch dann als unzuläſſig erachtete, 
wenn es ſich dabei um Teile einer und derſelben Forderung handelt. 
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Das Grundbuchamt hat hiernach die Eintragung der Sicherungshypothek 
mit Recht abgelehnt. 


Zuläſſigkeit des Antrags des Gläubigers, eine ihm bewilligte Hypothek, 

abweichend von der Eintragungsbewilligung, nur für einen Teilbetrag 

einzutragen, wenn der übrige Teil der Hypothek auf Antrag des Eigen⸗ 
tümers infolge eines Zufalls bereits eingetragen iſt. | 


Dberlandesgeridt Jena, 4 März 1911. — Bd. 11 S. 144, 


In dem Auflaſſungstermine vom 31. März 1908 hat gelegentlich der 
Auflaſſung die Verkäuferin P. den notariellen Kaufvertrag vom 26. März 
1908 dem Grundbuchamt überreicht, das ihn zu den Akten genommen hat. 
In dieſer Urkunde ſind die Bewilligung und der Antrag auf Eintragung 
einer Kaufgeldhypothek von 9000 M. für die Verkäuferin enthalten. Den 
Antrag hatte die Käuferin geſtellt. Der Eingang dieſer Urkunde beim Gerichte 
ſtellte das Grundbuchamt vor die Frage, ob Bewilligung und Antrag zum 
Zwecke der Eintragung der Hypothek überreicht worden ſeien. Ein Zweifel 
hieran konnte nach Lage der Sache nicht aufkommen. Denn nach dem Ber: 
trage ſollte der Eintrag der Hypothek dem Eintrage des neuen Eigentümers 
unmittelbar folgen. Der Eintrag der Hypothek iſt aus einem unaufgeklärt 
gebliebenen Grunde unterblieben. Dagegen hat die Käuferin in einer fünf 
Minuten ſpäter eingegangenen Verhandlung zu Protokoll des Grundbuchamts 
den Eintrag einer Kaufgeldhypothek von 3500 M. unter gleichen Bedingungen 
für die Verkäuferin bewilligt und beantragt, wie ſie der notarielle Vertrag 
enthielt. Dieſer Antrag konnte den früher geſtellten Antrag ſchon aus dem 
Grunde nicht einſchränken, weil die Käuferin nach $ 873 Abſ. 2 BGB. an die 
Einigung über Eintrag einer Hypothek von 9000 M. gebunden war. Dies ſchon 
deshalb, weil ſie den notariellen Vertrag, der Bewilligung und Antrag enthielt, 
der Verkäuferin hatte aushändigen laſſen. Immerhin hat der Eintrag der 
Hypothek von 3500 M. die Sachlage verſchoben. Da kein Zwetfel darüber 
beſteht, daß die Hypothek von 3500 M. eine Teilbewilligung der Hypotheken⸗ 
bewilligung von 9000 M. darſtellt, ſo hatte die Verkäuferin jetzt nur noch 
einen Anſpruch auf Eintrag einer Hypothek von 5500 M. 

Der jetzt vorliegende Antrag der Verkäuferin geht dahin, das Grund⸗ 


buchamt möge das Verſäumte nachholen und für die Verkäuferin die Reſtkauf⸗ 


geldhypothek in Höhe von 5500 M. eintragen. Dieſer Antrag iſt zu Unrecht 
von den Vorinſtanzen abgelehnt worden. In Frage konnte nur noch kommen, 
ob die Bewilligung zu dem jetzt beantragten beſchränkten Eintrage formal 
ausreicht. Grundſätzlich iſt mit dem Kammergericht (RIA. 10, 60) davon 
auszugehen, daß eine Hypothek auf Grund einer Eintragungsbewilligung des 
Eigentümers nur dann eingetragen werden kann, wenn der Eintragungsantrag 
mit dem Inhalte der Eintragungsbewilligung übereinſtimmt. Der Grundſatz 
gilt auch für den Fall, daß der Antrag auf die Eintragung eines geringeren 
Betrags gerichtet iſt als des in der Bewilligung angegebenen Betrags. Eine 
Ausnahme muß aber da zugelaſſen werden — und die Zulaſſung liegt nach 
der Auffaſſung des Senats auch im Sinne des angeführten Kammergerichts⸗ 
beſchluſſes —, wenn der innere Grund für die Aufſtellung des Grundſatzes 
weggefallen iſt. Ganz zutreffend begründet das Kammergericht ſeine Anſicht 
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mit der Rückſicht auf den Willen des Eigentümers. Wenn dieſer die Eintragung 
einer Hypothek zu einem feſtbeſtimmten Betrage bewilligt, ſo bringt er ſeinen 
Willen zum Ausdrucke, daß er eine Hypothek gerade in Höhe dieſes Betrags 
eingetragen ſehen will. Die Sachlage kann derart ſein, daß ſeinen Intereſſen 
mit dem Eintrag einer geringeren Hypothek nicht gedient iſt, weil er dann 
z. B. vom Gläubiger nur einen entſprechend geringeren Betrag dargeliehen 
erhält. Im vorliegenden Falle wird nun der Wille des Eigentümers gerade dann 
reſpektiert, wenn der von der Bewilligung abweichende beſchränkte Antrag auf 
Eintragung zugelaſſen wird. Durch einen Zufall iſt nämlich die bewilligte 
Hypothek von 9000 M. bereits in Höhe von 3500 M. eingetragen worden. 
Der Aktivbeteiligte erkennt dies an und beſchränkt deshalb den Eintragungs⸗ 
antrag auf den Reſt. Die Eigenart des Falles ſpricht für die Zulaſſung 
einer Ausnahme von dem Grundſatze. 


Eintragung des Rücktritts einer Hypothek zugunſten einer anderen Hypothek 

und der mit ihr einzutragenden Vormerkung, daß der Gläubiger dieſer 

Hypothek ihre Löſchung verlangen kann, ſoweit ſie ſich mit dem Eigentum 
in einer Perſon vereinigt. 


SS 880, 1179 BGB. 
Oberſtes Landesgericht München, 12. April 1911. — Bd. 11 S. 146. 


In notarieller Urkunde bewilligten und beantragten die Gaſtwirtsehe⸗ 
leute M. für ein Annuitätendarlehen der S.ſchen Bodenkreditbank von 3000 M. 
die Eintragung einer Hypothek an ihrem Grundſtück an zweiter Rangſtelle 
nach Vorgang einer Hypothekenforderung derſelben Gläubigerin von 12000 M. 
Zugleich bewilligten und beantragten ſie, „im gleichen Range mit der Hypothek 
die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs der Gläubigerin 
auf Löſchung der Hypothek von 3000 M. ſowie die Eintragung einer gleichen 
Vormerkung bei dem vorgehenden Bankkapitale zu 12000 M., wenn und 
inſoweit ſich dieſe Hypotheken mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigen 
oder bereits vereinigt haben.“ Die Gläubigerin einer bisher an zweiter 
Rangſtelle eingetragenen Hypothek iſt hinter die Hypothek für das Darlehen 
von 3000 M. und in einer Nachtragsurkunde auch hinter die Vormerkung 
im Range zurückgetreten und hat die Eintragung der Rangänderung bewilligt 
und beantragt. Das Grundbuchamt trug unter Nr. 9 die Hypothek für das 
Darlehen von 3000 M., unter Nr. 10 die Vormerkung und unter Nr. 11 
den Rangrücktritt in Anſehung der Hypothek unter Nr. 9 ein, lehnte aber 
den Antrag der S. ſchen Bodenkreditbank im Grundbuch auch zu vermerken, 
daß die Hypothek unter Nr. 9 und die Vormerkung unter Nr. 10 unter ſich 
gleichen Rang haben und daß ſich der Rangrücktritt auch auf die Vormerkung 
erſtrecke ab, weil die Vormerkung nur kraft ihres Inhalts wirke und einen 
Rang nicht beſitze. Die Beſchwerde der S. ſchen Bodenkreditbank wurde vom 
Landgerichte zurückgewieſen. 

Hiergegen legte die S. ſche Bodenkreditbank die weitere Beſchwerde ein. 
Zu deren Rechtfertigung machte fie geltend, der von den Vorinſtanzen ein- 
genommene Standpunkt ſei mit der in dem Beſchluſſe des oberſten Landesgerichts 
vom 21. Oktober 1910 (RIA. 11, 73) vertretenen Auffaſſung nicht ver⸗ 


— 87 — 


einbar. In dieſem Beſchluſſe habe das oberſte Landesgericht die Annahme 
des Grundbuchamts, daß die in Gemäßheit des §S 1179 BGB. eingetragene 
Vormerkung durch den Zuſchlag erloſchen ſei, gebilligt und damit ausgeſprochen, 
daß der Vormerkungsanſpruch dem Rechte des betreibenden Gläubigers im Range 
nachſtehe. Richte ſich aber das Schickſal der Vormerkung in der Zwangs⸗ 
verſteigerung nach ihrem Range, ſo müßten für die Beſtimmung des Rang⸗ 
verhältniſſes die Vorſchriften des 8 879 BGB. und im beſonderen die des 
S 880 entſprechend Anwendung finden. 


Das oberſte Landesgericht hat der weiteren Beſchwerde den Erfolg aus 
folgenden Gründen verſagt. 


In dem Beſchluſſe vom 21. Oktober 1910 iſt nur ausgeſprochen, daß 
der nach §8 1179 BGB. geſicherte Anſpruch durch den Zuſchlag erlöſchen 
kann. Auf die Frage näher einzugehen, unter welchen Vorausſetzungen er 
erliſcht, beſteht im vorliegenden Falle kein Anlaß. Denn der von der 
Beſchwerdeführerin beantragten weiteren Eintragung bedarf es deshalb nicht, 
weil die von den Beteiligten getroffenen Rechtsänderungen im Grundbuch in 
ausreichender Weife eingetragen ſind. Durch den Vermerk unter Nr. 10 
haben die der Beſchwerdeführerin zuſtehenden Hypotheken die im $ 1179 
zugelaſſene Geſtaltung erhalten und durch den folgenden Vermerk in Nr. 11 
iſt den ſo geſtalteten Hypotheken der Beſchwerdeführerin der Vorrang vor der 
weiter eingetragenen Hypothek zugewieſen. Bei dieſer Rechtslage kommt hier 
der Vormerkung eine ſelbſtändige Bedeutung nicht zu; es kann daher bei 
ihr auch im Zwangsverſteigerungsverfahren ein Rangverhältnis nicht in Frage 
kommen. 

Demgemäß war die weitere Beſchwerde als unbegründet zurückzuweiſen. 


Eintragung der Rechte des Erſatznacherben bei der Eintragung des 
Vorerben. 


88 2096, 2109 BGB., § 52 GB. 
Oberlandesgericht Roſtock, 24. April 1911. — Bd. 11 S. 147. 


Das Oberlandesgericht Roſtock führt zu der Frage, ob unter den Nach⸗ 
erben des $ 52 GBO. auch Erſatznacherben zu verſtehen find, folgendes aus: 


Die Ernennung eines Erſatznacherben fällt unter den Begriff einer auf⸗ 
ſchiebend bedingten Erbeinſetzung (Subſtitution). Der unter einer Bedingung 
(d. h. unter einer anderen Bedingung als der des Erlebens des Eintritts 
der Nacherbfolge) berufene Nacherbe wird in ſeiner Rechtsſtellung gegenüber 
dem Vorerben vom Bürgerlichen Geſetzbuche nicht anders behandelt als der 
unbedingt berufene Nacherbe. Wenn ſich auch im allgemeinen die Rechts⸗ 
ſtellung, die jemand durch Uebertragung eines Rechtes unter einer Sufpenfiv- 
bedingung erwirbt, während des Schwebens der Bedingung weſentlich von der 
unterſcheidet, die durch die unbedingte Uebertragung des Rechtes erworben 
wird, ſo kommt dieſer Unterſchied doch hier nicht in Betracht. Denn auch 
der unbedingt berufene Nacherbe wird erſt mit Eintritt der Nacherbfolge Erbe, 
und das Geſetz bezweckt gerade die Sicherung eines in der Zukunft liegenden 
Rechtserwerbes durch die Vorſchriften, welche den Vorerben in der Verfügung 
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über den Nachlaß beſchränken. Daß dieſe, obwohl das Schutzbedürfnis das 
gleiche iſt, keine Anwendung finden ſollen, wenn nur eine bedingte Nacherben⸗ 
einſetzung vorliegt, dafür fehlt es beim Schweigen des Geſetzes an allem 
Anhalt. Eine ausdrückliche Beſtimmung wäre in dieſer Richtung aber um ſo 
mehr erforderlich geweſen, als der in Rede ſtehende Geſetzestitel, bevor er zu 
der Regelung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Vorerben und Nacherben über⸗ 
geht, im §S 2109 unter Nr. 1, zwei Fälle der bedingten Anordnung einer 
Nacherbfolge ausdrücklich erwähnt. Wird aber der Vorerbe in ſeiner Verfügungs⸗ 
befugnis zugunſten eines bedingt berufenen Nacherben in der durch die 
SS 2113 ff. BGB. normierten Weiſe beſchränkt, jo iſt auch die Vorſchrift 
des 52 GBO., welche nur der Durchführung jener Beſtimmungen gegenüber 
den Prinzipien des Grundbuchrechts dienen ſoll, auf den bedingt eingeſetzten 
Nacherben anzuwenden. 

Die Berufung eines Erſatznacherben weiſt allerdings im Vergleiche zu 
den ſonſtigen Fällen einer bedingten Nacherbeneinſetzung die Beſonderheit auf, 
daß auch während des Schwebens der Bedingung bereits ein — unbedingt 
eingeſetzter — Nacherbe vorhanden iſt, deſſen Rechte von dem Vorerben zu 
berückſichtigen ſind: Eintritt oder Ausfall der Bedingung entſcheidet nicht 
darüber, ob eine Nacherbfolge in Kraft tritt, ſondern darüber, in weſſen Perſon 
ſie Wirkſamkeit erlangt. Aber das Geſetz enthält keinerlei Beſtimmungen 
dahin, daß der unbedingt berufene Nacherbe den bedingt berufenen in der 
Wahrung der Rechte gegenüber dem Vorerben zu vertreten hat. Dieſer leitet 
ſein Recht nicht von jenem ab, und nirgends iſt beſtimmt, daß die Rechts⸗ 
ſtellung des Erſatzerben, deſſen Einſetzung im $ 2096 BGB. als eine 
aufſchiebend bedingte Verfügung konſtruiert wird, ſich von der eines unter 
einer ſonſtigen Bedingung berufenen Erben zu ſeinen Ungunſten unterſcheiden 
ſoll. Im Gegenteil beſteht für ihn die für die letzteren Fälle nach §S 2108 
Abſ. 2 Satz 2 (§ 2074) geltende Beſchränkung der Vererblichkeit der An: 
wartfchaft nicht (Planck [3.] 5, 390 Anm. 2, BGB. Kommentar von 
Reichsgerichtsräten 2, 524 Anm. 1 zu § 2096). Die Selbſtändigkeit feines 
Anwartſchaftsrechts wird daher dadurch nicht berührt, daß der Erſatznacherbe 
nur beim Wegfalle des erſtberufenen Nacherben Erbe wird, und es fehlt deshalb 
an einem Rechtsgrunde, ſeiner Rechtsſtellung bis zum Wegfalle des Erſtberufenen 
den Schutz gegen die aus dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs drohende 
Gefährdung, den der $ 52 GBO. dem Nacherben bieten ſoll, zu verſagen. 

Die vorſtehende Rechtsauffaſſung wird auch von dem Oberlandesgerichte 
Dresden (3 Blf§G. 11, 548) vertreten, während das Kammergericht (OL GRſpr. 
18, 332) es für unnötig und unzuläſſig erklärt, daß das Recht des Erſatz⸗ 
nacherben gemäß § 52 mit eingetragen werde, ſolange der Nacherbe nicht 
weggefallen ſei. Da aber die letztere Entſcheidung einen Erbfall betrifft, der 
nicht dem Reichsrechte, ſondern dem preußiſchen Landrecht unterſtand, weil 
die Erbfolge bereits vor 1900 eröſſnet war, ſo ſind die Vorausſetzungen des 
§ 79 Abſ. 2 GB., wie auch das Reichsgericht ſelbſt aus Anlaß der Be⸗ 
ſchwerde, die zu der eben erwähnten Entſcheidung des Oberlandesgerichts 
Dresden geführt hat, anerkannt hat, nicht gegeben. Die weitere Beſchwerde 
war daher nicht dem Reichsgerichte zur Entſcheidung vorzulegen, ſondern als 
unbegründet zurückzuweiſen. 


Eintragung eines neuen Gläubigers einer zu einem Nachlaſſe gehörenden 
Hypothek auf Grund eines Zeugniſſes des Nachlaßgerichts; Erforderniſſe 
eines ſolchen Zeugniſſes. 
§ 37 SED, 


Kammergericht Berlin, 8. Mai 1911. — Bd. 11 S. 149. 


Im Grundbuche von S. Bd. 79 Blatt Nr. 2657 ſtehen in Abteilung III 
unter Nr. 5b 8000 M. Briefhypothek nebſt Zinſen für Franz K. in B. 
eingetragen. Franz K. iſt am 18. Juli 1907 zu B. ohne Hinterlaſſung 
einer Verfügung von Todes wegen verſtorben. 

Seine geſetzlichen Erben ſind geworden: Seine Witwe Anna K. und 
ſeine Geſchwiſter, Frau Klara N. und Paul K. Paul K. iſt wegen Geiſtes⸗ 
krankheit entmündigt, zu ſeinem Vormund iſt der Gutsbeſitzer F. beſtellt. 

Die Witwe K. erteilte dem Notar Juſtizrat Ko. in B. am 30. Mai 
1908 privatſchriftliche Vollmacht zu ihrer Vertretung in dem beim Nachlaß⸗ 
gericht in B. einzuleitenden Auseinanderſetzungsverfahren. 

Der Notar Ko. beantragte darauf am 23. Juni 1909, daß die dem 
Erblaſſer Franz K. aus dem Nachlaſſe ſeines verſtorbenen Vaters Antonius K. 
zugefallenen Aktiven an ihn überwieſen würden mit dem Auftrage, davon die 
Schuldenmaſſe zu decken und den verbleibenden Reſt unter die Erben zu ver⸗ 
teilen. 

Die übrigen Erben des Franz K., für Paul f. deſſen Vormund, er⸗ 
klärten ſich zu gerichtlichem Protokolle mit der Beauftragung einverſtanden. 


Nunmehr überwies der Notar Ko. durch notariell beglaubigte Erklärung 
vom 14. Novenber 1909 die für Franz K. eingetragene Hypothek von 
8000 M. an die Witwe K. und bewilligte und beantragte die Umſchreibung 
im Grundbuche. Frau K. wiederum trat die Hypothek am 12. Januar 1910 
an den Rentner Louis L. ab und bewilligte und beantragte die Eintragung 
der Abtretung in das Grundbuch. Am 16. Januar 1911 beantragte der 
Rentner Louis L. bei dem Grundbuchamte, die für Franz K. eingetragene 
Teilhypothek von 8000 M. auf ihn umzuſchreiben. Hierzu brachte er außer 
der Abtretungserklärung der Frau K. auf ihn, dem Teilhypothekenbriefe des 
Franz K. und der notariell beglaubigten Erklärung des Notars Ko. vom 
14. November 1909 eine Ausfertigung des die Abtretung der Hypothek für 
Paul K. genehmigenden Beſchluſſes des Vormundſchaftsgerichts in M. ſowie 
eine Beſcheinigung des Nachlaßgerichts in B. bei. Die Beſcheinigung des 
Nachlaßgerichts hat folgenden Wortlaut: „Von dem unterzeichneten Nachlaß⸗ 
gericht wird beſcheinigt, daß die im Grundbuche von S. Bd. 79 Blatt Nr 2657 
in Abteilung III unter 5b für den Reſtaurateur Franz K. in B. einge⸗ 
tragene Teilhypothek von 8000 M. und Forderung gemäß der Ueberweiſung 
des Juſtizrats und Notars Ko. in B. mit dem Zinsrecht vom 1. Juli 1909 
auf die verwitwete Frau Anna K. in B. übergegangen iſt.“ 

Sie iſt weiter dahin ergänzt, daß Erben des Franz K. die oben ge⸗ 
nannten Perſonen geworden ſind und lautet ſodann weiter. „Sämtliche Erben, 
für den Paul K. deſſen Vormund, der Gutsbeſitzer F., haben den Juſtizrat 
Ko. in B. mit der Regulierung des Nachlaſſes beauftragt und ihn zur 
Abtretung von Forderungen ermächtigt.“ 
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Durch Zwiſchenverfügung vom 17. Januar 1911 forderte der Grund: 
buchrichter zur Eintragung des Louis L. noch die Vorlegung der Vollmacht 
der Frau K. auf Juſtizrat Ko. in Urſchrift oder beglaubigter Abſchrift ſowie 
den in der Form des § 29 GBO. zu erbringenden Nachweis, daß das 
Vormundſchaftsgericht die Genehmigung zu der Abtretung der Hypothek dem 
Vormunde des Geiſteskranken Paul K. gegenüber erklärt habe und die 
Genehmigung durch den Vormund auch dem anderen Teile mitgeteilt worden ſei. 

Gegen die Zwiſchenverfügung legte Louis L. Beſchwerde ein. Das 
Landgericht in B. wies die Beſchwerde zurück. Auch der weiteren Beſchwerde 
hat das Kammergericht den Erfolg verſagt. In den Gründen wird aus⸗ 
geſührt: 

Zur Umſchreibung der für den Erblaſſer Franz K. eingetragenen Teil⸗ 
briefhypothek von 8000 M. auf Louis L., den Zeſſionar der Miterbin 
Witwe K. iſt zwar eine vorherige Eintragung der Witwe K. als nunmehriger 
alleiniger Gläubigerin nicht erforderlich. Dem Grundbuchrichter muß aber 
dann nachgewieſen werden, daß materiellrechtlich, außerhalb des Grundbuchs, 
eine Uebertragung der Hypothek auf den Zeſſionar erfolgt iſt. Zu dieſem 
Nachweis iſt in erſter Linie erforderlich, daß die Hypothek materiellrechtlich auf 
die Zedentin ſelbſt als Alleingläubigerin übergegangen iſt, daß dieſe alſo 
nunmehr ſelbſt eingetragen werden könnte (vergl. RJA. 9, 207; Güthe, 
GBO. 1, 855 Anm. 3 zu § 41 GB.). 

Nach § 37 GBO. genügt, wenn bei einer zu einem Nachlaſſe gehörenden 
Hypothek einer von mehreren Erben als neuer Gläubiger eingetragen werden 
ſoll, zum Nachweiſe der Erbfolge und der Eintragungsbewilligung der Erben 
ein Zeugnis des Nachlaßgerichts. 

Welchen Inhalt ein ſolches Zeugnis haben müſſe, um rechtswirkſam zu 
ſein, iſt ſtreitig. 

Nach der einen Anſicht iſt in dem Zeugniſſe lediglich die Uebereignung 
der Hypothek an den Miterben zu bezeugen, während die andere Meinung 
dahin geht, daß die Erbfolge und das Vorliegen der Eintragungsbewilligungen 
der übrigen Erben darin bezeugt werden müſſe (zu vgl. die Literaturzuſammen⸗ 
ſtellung bei Güthe 805 Anm. 13 zu § 37). Welcher von beiden Anſichten 
der Vorzug zu geben ſein möchte, bedarf hier nicht der Entſcheidung. Denn 
wenn man auch mit den Vertretern der erſten Meinung annehmen wollte, daß 
die Uebereignung der Hypothek an den Miterben zu bezeugen ſei, ſo muß 
doch dieſe Uebereignung ſtets auf einen Uebertragungsakt der Erben ſelbſt 
zurückzuführen ſein; es darf daher, wenn das Zeugnis Gültigkeit beanſpruchen 
will, nicht aus ihm ſelbſt hervorgehen, daß dieſe Uebereignung nicht auf 
einer Bewilligung der Erben, ſondern einer dritten Perſon beruht. Wäre 
daher vom Nachlaßrichter nur beſcheinigt, daß die Hppothek auf Frau K. 
übergegangen ſei, ſo würde die Möglichkeit gegeben ſein, daß dieſer Ueber⸗ 
gang durch Erklärungen der übrigen Erben bewirkt worden ſei; in dieſem 
Falle wäre, wenn man ſich der erſterwähnten Meinung über den Inhalt 
des Zeugniſſes anſchließen wollte, die Rechtswirkſamkeit der Beſcheinigung 
nicht in Zweifel zu ziehen. Aus dem Zeugniſſe geht nun aber hervor, daß 
dem Uebergange der Hypothek auf Frau K. nicht eine Erklärung der Mit⸗ 
erben, ſondern eine Ueberweiſung des Juſtizrats Ko. zugrunde liegt. Dadurch 
werden Zweifel darüber wachgerufen, ob die Hypothek in rechtswirkſamer 
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Weiſe auf Frau K. übergegangen ift, da nicht erhellt, inwiefern Juſtizrat 
Ko. an Stelle der Miterben zur Uebertragung der Hypothek an Frau K. 
berechtigt war. 

Allerdings iſt in dem Ergänzungszuſatz erwähnt, daß „ſämtliche Erben, 
für den entmündigten Paul K. deſſen Vormund, den Juſtizrat Ko. mit der 
Regulierung des Nachlaſſes beauftragt und ihn zur Abtretung von Forderungen 
ermächtigt haben“. Dieſer Zuſatz iſt aber keineswegs geeignet, die entſtandenen 
Zweifel zu beſeitigen. Denn wenn er, wie es ſcheint, dazu dienen ſoll, die 
Berechtigung des Juſtizrats Ko. zur Ueberweiſung der Hypothek an Frau K. 
im einzelnen darzutun, ſo iſt dabei außer acht gelaſſen, daß die Ermächtigung 
ſämtlicher Erben noch nicht genügen würde, um den Juſtizrat Ko. zur Ab⸗ 
tretung der Nachlaßhypothek zu berechtigen; vielmehr würde er hierzu, da 
einer der Miterben wegen Geiſteskrankheit entmündigt iſt, gemäß § 1812 
Abſ. 1, 3 BGB. der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedürfen, und 
es hätte daher der Nachlaßrichter, um die Bedenken gegen die Rechtswirkſam⸗ 
keit der Ueberweiſung der Hypothek zu beſeitigen, in dem Zuſatze zum 
mindeſten auch beſcheinigen müſſen, daß das Vormundſchaſtsgericht feine 
Genehmigung zu der Abtretung gegeben hätte. 

Hiernach iſt das Zeugnis des Nachlaßrichters weder in ſeiner urſprüng⸗ 
lichen Faſſung noch auch im Zuſammenhange mit der Nachtragsbeſcheinigung 
geeignet, in einer für den Grundbuchrichter notwendigen, klaren und zweifels⸗ 
freien Weile den Uebergang der Hypothek auf Frau K. darzutun (vgl. 
KG J. 29 A, 65). Bietet ſomit das Zeugnis wegen feiner mangelhaften 
Faſſung keine geeignete Grundlage für die Eintragung, ſo kann unerörtert 
bleiben, ob der Grundbuchrichter, wie die Vorinſtanzen annehmen, befugt iſt, 
ein formgerechtes Zeugnis um deswillen zu beanſtanden, weil er weiß, daß 
es der wirklichen Rechtslage nicht entſpricht, oder ob eine derartige Befugnis 
des Grundbuchamts im Anſchluß an die hinſichtlich des 8 36 GBO. vom 
Kammergericht vertretene entgegengeſetzte Anſicht zu verneinen ilt... 


Raugänderung eingetragener Hypotheken; Ergänzung des mit dem Hypo⸗ 

thekenbrief über die vortretende Poſt verbundenen Grundbuchauszugs durch 

ausdrückliche Angabe des Rangverhältniſſes zwiſchen der zurücktretenden 
Hypothek und den übrigen eingetragenen Hypotheken. 


§ 880 BGB., § 57 Abſ. 2 Nr. 4 Abſ. 3 GBO. 
Kammergericht Berlin, 8. Mai 1911. — Bd. 11 S. 152. 


Im Grundbuche von B. Bd. VII Blatt 268 find folgende Poſten in 
der III. Abteilung eingetragen: 
Fe: 


Nr 8 9 000 M. 
Nr. 5 30 000 „ 
Nr. . 1 900 „ 
Nr. 1842 10 000 „ 

dd . I4 000 „ 
Nr. 1114 10 000 „ 


Nr. 175. 50 000 „ 
Der Gläubiger der Poſten 4, 5, 6 und 13 à hat der Poſt Nr. 15 
den Vorrang eingeräumt. Die Vorrangseinräumung iſt am 20. Februar 1911 
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in das Grundbuch und auf dem Briefe über die Poſt Nr. 15 eingetragen 
worden. Die Gläubige rin dieſer Bolt, die Sch. Aktien⸗Bank in B., beantragte bei 
dem Grundbuchamt in B. auf ihrem Briefe noch zu vermerken, daß ihrer Poſt 
andere eingetragene Laſten nicht vorgingen. Zur Begründung ihres Antrags 
führte ſie an, der Rang ihrer Hypothek ſei aus dem Briefe nicht erſichtlich, 
weil dieſer nicht ergebe, welchen Rang die Poſten Nr. 4, 5, 6, 13 und 14 
untereinander hätten. Das Grundbuchamt lehnte den Antrag ab, weil die 
nach §8 57 Abi. 2 Nr. 4 GBO. erforderlichen Vermerke bereits auf dem 
Briefe geſetzt ſeien. Das Landgericht wies die hiergegen erhobene Beſchwerde 
zurück. Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Grundbuchamt zurückverwieſen: 

Zu Unrecht wird allerdings von der Beſchwerdeführerin der $ 57 
Abſ. 2 Nr. 4 GBO. herangezogen. Denn dieſe Vorſchrift beſtimmt nur, 
welchen Inhalt der Grundbuchauszug bei der Herſtellung des Briefes haben 
fol. Dagegen kommt der § 57 Abſ. 3 GBO. zur Anwendung. Hiernach 
iſt der Auszug auf Antrag zu ergänzen, wenn ſich der Inhalt des Grund⸗ 
buchs ändert. Dieſe Vorausſetzung liegt hier vor. Der Inhalt des Grundbuchs 
hat ſich erſtens inſofern geändert, als die Hypotheken Nr. 4, 5, 6 und 13a 
der Hypothek Nr. 15 den Vorrang eingeräumt haben, und zweitens inſofern, 
als die Hypothek Nr. 15 an die erſte Stelle gerückt iſt. Die zweite Aenderung 
iſt außer der Vorrangseinräumung dadurch herbeigeführt worden, daß die 
zurücktretenden Poſten Nr. 4, 5, 6 und 13a an erſter Stelle, alſo vor 
den Zwiſchenpoſten Nr. 13 b und 14 geſtanden haben und die vortretende 
Poſt Nr. 15 in der Höhe ſich mit den zurücktretenden Poſten deckt, ſo daß 
die Zwiſchenpoſten Nr. 13 b und 14 durch die Rangänderung nicht beein 
trächtigt werden (§ 880 Abſ. 5 BGB.). Die erſte Aenderung, die Vorrangs⸗ 
einräumung als ſolche, iſt gemäß 8 62 Abſ. 1 GBO. von Amts wegen auf 
dem Hypothekenbrief über die Poſt Nr. 15 vermerkt worden, weil es ſich 
inſoweit um eine bei der Hypothek erfolgte Eintragung handelt. Die zweite 
Aenderung, das Einrücken der Poſt Nr. 15 in die erſte Stelle, iſt dagegen 
bisher aus dem Briefe nicht zu erſehen. Dies kommt daher, weil der Brief 
nicht erkennen läßt, daß die Poſten Nr. 4 ‚5, 6 und 13 a im Range vor den 
Poſten 13 b und 14 geſtanden haben. Allerdings ſind dieſe Poſten nach 
der Reihenfolge ihrer Nummern in dem Briefe aufgeführt. Dadurch wird 
jedoch nicht ein urkundlicher Nachweis dafür erbracht, daß der Rang der 
Poſten der Reihenfolge ihrer Nummern entſpricht. Denn einmal iſt nicht 
vorgeſchrieben, daß die vorgehenden Poſten auch dann ihrem Range gemäß 
untereinander zu ſchreiben ſind, wenn der Rang von der Reihenfolge der 
Nummern abweicht; es kommt vielmehr vom Standpunkte des § 57 Abſ. 2 
Nr. 4 GBO. nur auf das Verhältnis dieſer Poſten zu der verbrieften Poſt 
an. Ferner iſt es auch möglich, daß nach der Erteilung des Briefes der 
Rang der vorgehenden Poſten untereinander geändert iſt. Dazu kommt 
hier, daß die Poſt Nr. 13 als ein Ganzes aufgeführt iſt, der ſie betreffende 
Vermerk alſo nicht erkennen läßt, in welchem Rangverhältnis der Teil, der 
der Poſt Nr. 15 den Vorrang eingeräumt hat, zu dem anderen Teile der 


Poſt ſteht. 
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Iſt hiernach der Inhalt des Grundbuchs infofern geändert, als die Poſt 
Nr. 15 nunmehr an erſter Stelle ſteht, und ergibt ſich dieſes Rangverhältnis 
aus dem Briefe bisher nicht, jo iſt der Auszug nach 8 57 Abſ. 3 GB. 
auf den keiner Form bedürfenden Antrag der Beſchwerdeſührerin als der 
legitimierten Briefinhaberin zu ergänzen. Dieſe Ergänzung wird allerdings 
nicht durch den Vermerk zu geſchehen haben, daß der Poſt andere eingetragenen 
Laſten nicht vorgehen. Da nach § 880 Abſ. 4 BGB. der dem vortretenden 
Rechte eingeräumte Rang nur dadurch nicht verloren geht, daß das zurück⸗ 
tretende Recht durch Rechtsgeſchäft aufgehoben wird, jo folgt, daß eine geſetzliche 
Aufhebung des zurücktretenden Rechtes z. B. infolge Nichtigkeit der Einigung 
oder auflöſender Bedingung den Vorrang beſeitigt. Um dieſer Rechtslage 
gerecht zu werden, wird der ergänzende Vermerk dahin zu faſſen ſein: „Die 
Poſten, die nach dem vorſtehenden Vermerke vom 20. Februar 1911 der Poſt 
Nr. 15 den Vorrang eingeräumt haben, haben vor der Vorrangseinräumung 
an erſter Stelle geſtanden.“ 


Pfandfreie Uebertragung eines aus der Mithaft für eine Geſamthypothek 
entlaſſenen Grundſtücks auf das Blatt des Erwerbers; Zulüſſigkeit der 
Uebertragung auf Antrag des Erwerbers ohne Zuſtimmung des Veräußerers. 


§ 875, § 1175 Abſ. 1 Satz 2, § 1183 30 B.; § 27 Abſ. 2, § 47 
Abſ. 2 G80. 


Kammergericht Berlin, 22. Mai 1911. — Bd. 11 S. 154. 


Eingetragener Eigentümer des Grundſtücks B. Bd. 7 Blatt Nr. 242 
iſt Chr. W. Dieſer hat die auf ſeinem Blatt eingetragene Parzelle Karten⸗ 
blatt 13 Nr. 1166 an H. G. verkauft. Verkäufer und Käufer haben in 
der von dem Ortsgerichtsvorſteher beglaubigten Urkunde vom 10. Februar 
1911 dem A. F. Auflaſſungsvollmacht erteilt. Die Hyppothekengläubiger 
Geſchwiſter W. haben in einer in der gleichen Weiſe beglaubigten Urkunde von 
demſelben Tage wegen der für ſie in Abteilung III Nr. 3 eingetragenen 
Höchſtbetragshypothek von 549 M. die verkaufte Parzelle aus der Mithaft 
entlaſſen und die pfandfreie Abſchreibung bewilligt. 

Der Bevollmächtigte F. ließ unter Ueberreichung dieſer Urkunden vor 


dem Grundbuchamt am 15. März 1911 die genannte Parzelle namens des 


Verkäufers an den Käufer auf und beantragte namens des Käufers die 
Eigentumsänderung in das Grundbuch einzutragen und die Parzelle auf das 
Blatt B. Bd. III Blatt 81 zu übertragen, und zwar pfandfrei auf Grund 
der Freigabeerklärung der Gläubiger. Das Grundbuchamt rügte in einer 
Zwiſchenverfügung, daß weder ein Löſchungsantrag des Veräußerers vorliege noch 
der ſeitens des Erwerbers geſtellte Antrag auf pfandfreie Abſchreibung durch 
Vollmacht gedeckt werde. Das Landgericht wies die hiergegen eingelegte 
Beſchwerde am 20. April 1911 zurück. Das Grundbuchamt lehnte darauf 
den Antrag endgültig ab. 

Auf die weitere Beſchwerde gegen den landgerichtlichen Beſchluß hat das 
Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen 
Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das 
Grundbuchamt zurückverwieſen. 


en 


Das Kammergericht führt zunächſt aus, daß das Rechtsmittel trotz der 
inzwiſchen erfolgten Ablehnung des Antrags des Beſchwerdeführers zuläſſig 
iſt, und fährt dann fort: 

Der Beſchwerdeführer hält die Zuſtimmung des veräußernden Eigentümers 
deswegen für unnötig, weil hier der Fall des 8 1175 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
vorliege und auf dieſen Fall der §S 27 Abſ. 1 GBO. nicht anwendbar ſei. 
Richtig iſt, daß nach der herrſchenden Meinung die Zuſtimmung des Eigen⸗ 
tümers im Falle des §S 1175 Abſ. 1 Satz 2 BGB., d. h. dann nicht 
erforderlich iſt, wenn der Gläubiger einer Geſamthypothek auf dieſe an einem 
der Grundſtücke verzichtet. Ob aber dieſe Anſicht oder die entgegengeſetzte, 
auch vom Kammergericht (KGJ. 24 A, 135) bisher vertretene Meinung 
zutreffend iſt, bedarf hier keiner Entſcheidung. Denn es liegt hier, wie das 
Landgericht mit Recht angenommen hat, der Fall des $ 1175 Abſ. 1 Satz 2 
nicht vor. Zwar handelt es ſich um eine Geſamthypothek, weil die mit der 
Hypothek von 549 M. belaſteten Grundſtücke, darunter auch die abzuſchreibende 
Parzelle, gemäß 8 4 GBO. als ſelbſtändige Grundſtücke auf einem Blatte 
gebucht ſind. Dagegen kommt ein Verzicht der Gläubiger auf die Hypothek 
an der abzuſchreibenden Parzelle nicht in Betracht. Dies wäre nur dann 
der Fall, wenn gemäß $ 1168 Abſ. 2 BGB. beantragt wäre, den Verzicht 
auf dem Blatte der abzuſchreibenden Parzelle einzutragen. So iſt die Rechts⸗ 
lage aber nicht. Die Gläubiger haben vielmehr bewilligt und der Beſchwerde⸗ 
führer beantragt, die verkaufte Parzelle ohne Mitübertragung der Hppothek 
auf ein anderes Blatt zu übertragen. Da nach § 47 Abſ. 2 G0. die 
Nichtmitübertragung einer Hypothek auf das abzuſchreibende Grundſtück die 
Löſchung auf dem Blatte dieſes Grundſtücks bedeutet, ſo iſt der Antrag nicht 
auf die Eintragung des Verzichts, ſondern auf den Vermerk der Löſchung 
gerichtet. Für die Löſchung iſt aber nach $ 27 Abſ. 1 GBO. ſtets die 
Zuſtimmung des Eigentümers erforderlich. Der Unterſchied zwiſchen beiden 
Fällen iſt allerdings zunächſt nur ein formaler. Denn ſowohl im Falle der 
Verzichtseintragung (8 1175 Abſ. 1 Satz 2 BGB.) wie im Falle der 
Löſchung (8 875 Abſ. 1 BGB.) erliſcht die Hypothek. Trotzdem iſt der 
Unterſchied materiellrechtlich inſofern von Bedeutung, als durch die Herbei⸗ 
führung der Verzichtseintragung das Geſetz dem Gläubiger die Befugnis 
verſchafft, die Hypothek entgegen der Regel des 8 1183 BGB. ohne die 
Zuſtimmung des Eigentümers zum Erlöſchen zu bringen (RGZ. 70, 91, 
insbeſ. S. 93). Dieſe Ausnahme gilt jedoch nur für den Fall des Verzichts. 
Für den Fall der Aufhebung der Hypothek durch Löſchung bleibt es bei der 
Regel des 8 1183 BGB. Darum verlangt der § 27 Abſ. 1 GB. 
für jeden Fall der Löſchung einer Hypothek die Zuſtimmung des Eigentümers. 

Der Eigentümer, der zuſtimmen muß, ſcheint derjenige zu ſein, dem das 
Grundſtück zur Zeit der Abſchreibung gehört, d. h. der veräußernde Eigen⸗ 
tümer. Allerdings wird gerade für den Fall der Veräußerung die Anſicht 
vertreten, daß es der Zuſtimmung des Eigentümers nicht bedarf (ſo Turnau⸗ 
Förſter, Liegenſchaftsrecht [3.] 2, 342 Anm. 4 zu $ 47, auch Predari, 
GBO. 612; andrerſeits Güthe, GBO. 926 Anm. 13 zu $ 47). Indeſſen 
kann dieſe Frage auf ſich beruhen bleiben. Denn hier iſt namens des 
erwerbenden Eigentümers die Zuſtimmung zu der Löſchung erteilt, und dies 
muß mindeſtens als ausreichend angeſehen werden. Dies ergibt ſich aus 


S 3 E * — Err 


— 95 — 


folgenden Erwägungen. Würde die Hypothek auf das abgeſchriebene Grund⸗ 
ſtück mitübertragen werden, ſo iſt nicht zweifelhaft, daß ſofort nach der Mit⸗ 
übertragung der als Eigentümer des abgeſchriebenen Grundſtücks eingetragene 
Erwerber die Löſchung der Hypothek dadurch herbeiführen könnte, daß er der 
von dem Gläubiger ausgeſtellten Löſchungsbewilligung zuſtimmt und die Löſchung 
beantragt. Denn zu der Löſchung der Geſamthypothek auf dem einen der 
belaſteten Grundſtücke bedarf es nach 8 1183 BGB. und § 27 Abi. 1 
GBO. nur der Zuſtimmung des Eigentümers dieſes Grundſtücks. Genügt 
aber die Zuſtimmung dieſes Eigentümers unmittelbar nach der Mitübertragung 
der Hypothek, ſo muß ſie auch dann genügen, wenn die Löſchung gleichzeitig mit 
der Eintragung dieſes Eigentümers erfolgen, wenn alſo die Mitübertragung der 
Hypothek unterbleiben ſoll. Denn in dem Augenblick, in dem der Erwerber der 
abgeſchriebenen Parzelle als deren Eigentümer eingetragen wird, verliert der 
Veräußerer das Eigentum an dieſer Parzelle und damit die Befugnis, die 
Zuſtimmung zu der Aufhebung der Hypothek zu geben. In dem gleichen 
Augenblicke geht dieſe Befugnis auf den Erwerber über, ſo daß deſſen 
Zuſtimmungserklärung mit ſeiner Eintragung als Eigentümer wirkſam wird 
($ 185 Abſ. 2 BGB.). Daher kann gleichzeitig mit dieſer Eigentumsein⸗ 
tragung die Löſchung vorgenommen werden, wenn der Erwerber zugeſtimmt 
hat. Ob hiernach die Zuſtimmung des Veräußerers auch genügt oder niemals 
ausreichend iſt, bedarf hier keiner Entſcheidung. 

Im vorliegenden Falle hat der Auflaſſungsbevollmächtigte die Zuſtimmung 
namens des Erwerbers abgegeben. Hierzu iſt er, wie gegen das Grund⸗ 
buchamt anzunehmen iſt, auf Grund der Vollmacht vom 10. Februar 1911 
ermächtigt geweſen. Denn wenn die Vollmacht ihm das Recht verleiht, 
namens des Käufers die Auflaſſung entgegenzunehmen und die Eintragung 
des Käufers zu beantragen, ſo iſt darunter nicht nur die Auflaſſungserklärung 
als ſolche, ſondern auch die Beſtimmung darüber zu verſtehen, wo die Eigen⸗ 
tumsübertragung des Erwerbers und in welcher Art ſie erfolgen ſoll. Der 
Bevollmächtigte durfte daher nicht nur das Blatt bezeichnen, auf das die 
abzuſchreibende Parzelle zu übertragen iſt, ſondern auch beſtimmen, daß die 
Eigentumseintragung nicht ohne die Löſchung der Hypothek geſchehen ſolle 
($ 16 Abſ. 2 GBO.), und, um dies zu erreichen, die Löſchung ſelbſt bean⸗ 
tragen. Dieſe Auslegung wird dadurch beſtätigt, daß die Pfandentlaſſungs⸗ 
urkunde am gleichen Tage wie die Vollmacht ausgeſtellt iſt. 


Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Verpflichtung des jeweiligen Eigen⸗ 
tümers eines mit einer Hypothek belaſteten Grundſtücks, den Gläubiger 
unter beſtimmten Vorausſetzungen wegen ſeiner Forderung zu befriedigen. 


88 1118, 1142, 1146, 1147 B63. 
Kammergericht Berlin, 29. Mai 1911. — Bd. 11 S. 156. 


Die Eigentümerin des Ritterguts St. hat von der Pter Landſchaft 
zwei Darlehne unter den Bedingungen der von dem Notar aufgenommenen 
Urkunde vom 27. Oktober 1910 erhalten. Unter dieſen befindet ſich auch 
folgende: | 

„Die Schuldnerin ift verpflichtet, für den Fall, daß durch den Betrieb 
eines Bergwerks oder durch ſonſtige Hebungen von Bodenſchätzen Teile des 
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Grundſtücks der landwirtſchaftlichen Nutzung entzogen werden, auf Verlangen 
der P. er Landſchaft ohne Kündigung einen von der Landſchaftsdirektion 
nach freiem Ermeſſen zu beſtimmenden Teil des Pfandbriefdarlehns zurüdzus 
zahlen.“ 

Auf Grund der in derſelben Urkunde enthaltenen Eintragungsbewilligungen 
ſind am 19. November 1910 durch das Grundbuchamt auf dem Blatte des 
Ritterguts St. Hypotheken für die Darlehne eingetragen worden. In den 
Eintragungsvermerken iſt „hinſichtlich der Verzinſungs-, Kündigungs⸗ und 
Rückzahlungsbedingungen“ auf die in der Urkunde vom 27. Oktober 1910 
enthaltenen Eintragungsbewilligungen Bezug genommen worden. Dieſe haben, 
ſoweit ſie hier in Betracht kommen, folgenden Wortlaut: 

„Ich bewillige und beantrage ... auf dem Grundbuchblatte des ver⸗ 
pfändeten Ritterguts einzutragen .. 3. . .. und zwar mit der Maßgabe, 
daß a) .. . b) der Ber Landſchaft das Recht zuſteht, dieſes Pfandbrief⸗ 
darlehn aus den in dieſer Urkunde angegebenen Gründen mit dreimonatiger 
Friſt zu kündigen.“ 

In der von dem Notar C. beglaubigten Urkunde vom 22. Dezember 
1910 hat die Grundſtückseigentümerin unter anderem bei den genannten 
beiden Hypotheken eine Verpflichtung einzutragen bewilligt und beantragt, 
welche der in der Urkunde vom 27. Oktober 1910 enthaltenen und oben 
angeführten Bedingung inhaltlich gleichlautet und nur inſoweit, abweicht, als 
„der jedesmalige eingetragene Rittergutseigentümer“ von der Verpflichtung 
betroffen ſein ſoll. Die gleiche Eintragung hat in der Urkunde vom 29. Dezember 
1910 die Hypothekengläubigerin, die P.er Landſchaft beantragt. 

Das Grundbuchamt lehnte den Antrag mit der Begründung ab, daß 
eine gleiche Beſtimmung bereits in der Urkunde vom 27. Oktober 1910 
enthalten und durch die im Grundbuch eingetragene Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligungen vom 27. Oktober 1910 Inhalt des Grundbuchs 
geworden ſei; eine doppelte Eintragung ſei unzuläſſig. 

Das Landgericht wies die dagegen eingelegte Beſchwerde zurück. 

Das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde ebenfalls den Erfolg 
verſagt. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Beide Vorinſtanzen gehen allerdings von einer irrigen Vorausſetzung 
aus, wenn ſie annehmen, daß die hier fragliche Beſtimmung durch die 
Eintragungsbewilligungen vom 27. Oktober 1910 gedeckt und daher durch 
Bezugnahme im Grundbuch eingetragen ſei. Dieſe Urkunden regeln zunächſt 
das perſönliche Darlehnsſchuldverhältnis zwiſchen der Grundſtückseigentümerin 
und der Darlehnsgläubigerin. Für das dingliche Rechtsverhältnis iſt jedoch 
nicht die persönliche Verbindlichkeit, ſondern allein die Eintragungsbewilligung 
maßgebend. Nur auf ſie iſt in den Eintragungsvermerken Bezug genommen 
worden, nur auf fie konnte auch Bezug genommen werden ($ 1115 Abſ. 1 
Halbſatz 2 BGB.). Die Eintragungsbewilligungen ſind zwar mit den das 
Darlehnsſchuldverhältnis betreffenden Erklärungen zu einer Urkunde verbunden, 
äußerlich und innerlich aber von dieſen geſondert, d. h. die Eintragungs⸗ 
bewilligungen ſind abgeſehen von einigen hier unerheblichen Ausnahmen nicht durch 
einen Hinweis auf die vorangegangenen Erklärungen, ſondern unabhängig von 
dieſen zum Ausdruck gebracht. Als durch Bezugnahme eingetragen iſt daher 
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nur der Teil der Urkunden anzuſehen, der mit den Worten: „Wir bewilligen 
und beantragen“ beginnt. In dieſem Teile iſt allerdings, was die Fähigkeits⸗ 
bedingungen betrifft, die Vereinbarung, daß die Gläubigerin unter gewiſſen 
Gründen zu einer dreimonatigen Kündigung berechtigt iſt, wiederholt und 
inſoweit auf die Schuldurkunde verwieſen. Dagegen iſt die hier fragliche 
Beſtimmung, daß die Gläubigerin unter beſtimmten Vorausſetzungen zur 
ſofortigen Zurückforderung des Darlehns oder eines Teiles des Darlehns 
befugt iſt, in den Eintragungsbewilligungen weder wiederholt noch durch Ver⸗ 
weiſung auf die Schuldurkunde zum Ausdruck gebracht. Dieſe Vereinbarung 
iſt daher bisher nicht eingetragen. 

Trotzdem iſt die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen, weil die Eintragung 
der Beſtimmung in der verlangten Form unzuläſſig iſt. Das Bürgerliche 
Geſetzbuch kennt nur eine begrenzte Anzahl dinglicher Rechte. Andere als 
im Geſetz anerkannte dingliche Rechte können nicht wirkſam begründet werden. 
Daraus folgt, daß auch die geſetzlich anerkannten Rechte nicht durch Hinzu⸗ 
fügung vertragsmäßiger Beſtimmungen derartig verändert werden dürfen, 
daß ſie dem vom Geſetzgeber feſtgeſtellten Weſen des Rechtes widerſprechen. 
Hier ſoll eine dingliche Zahlungspflicht eingetragen werden. Denn der jedes⸗ 
malige Grundſtückseigentümer ſoll unter beſtimmten Vorausſetzungen zur Rück⸗ 
zahlung des Darlehns verpflichtet ſein. Eine ſolche Verpflichtung widerfpricht 
dem Weſen der Hypothek. Dieſes beſteht zwar in der dinglichen Sicherung 
des Gläubigers der perſönlichen Forderung. Die Sicherung wird aber nicht 
dadurch bewirkt, daß der Grundſtückseigentümer verpflichtet wäre, die eingetragene 
Summe zu bezahlen oder in ſonſtiger Weiſe den Gläubiger zu befriedigen, 
ſondern nur dadurch, daß dem Eigentümer die Verpflichtung auferlegt iſt, die 
Zwangsvollſtreckung in ſein Grundſtück zwecks Befriedigung des Gläubigers 
u dulden. 
Zwar beſtimmt der § 1113 Abſ. 1 BGB., daß an den Gläubiger 
der perſönlichen Forderung kraft der Hypothek eine Geldſumme zu zahlen iſt. 
Die Zahlung hat jedoch, wie das Geſetz ausdrücklich hinzufügt, nicht ſchlechthin, 
ſondern „aus dem Grundſtücke“ zu erfolgen. Mit dieſem Zuſatz ſoll, wie 
der $ 1147 BGB. erkennen läßt, nicht eine Zahlungspflicht des Eigentümers 
geſchaffen, ſondern zum Ausdrucke gebracht worden, daß die Befriedigung des 
Gläubigers aus dem Grundſtücke geſchieht. Sonſtige Beſtimmungen über die 
Befriedigung des Gläubigers durch den Eigentümer enthält das Bürgerliche Ge⸗ 
ſetzbuch nur noch im § 1142. Dieſe Vorſchrift bezieht ſich auf den Fall, daß die 
Hypothek als ſolche dem Eigentümer gegenüber oder daß die perſönliche Forderung 
fällig geworden iſt. Einer dieſer Fälle liegt hier jedenfalls vor, je nachdem man 
die getroffene Vereinbarung auf die Hypothek oder die perſönliche Forderung 
bezieht. Für beide Fälle ſpricht das Geſetz jedoch nur von einer Berechtigung 
der Eigentümer zur Leiſtung. Die Beſtimmung wäre überflüſſig, wenn eine 
Zahlungs verpflichtung des Eigentümers beſtände. Denn eine Verpflichtung 
zur Leiſtung umfaßt ſtets das entſprechende Recht. Für dieſe Auffaſſung 
ſpricht ferner die Erwägung, daß anderenfalls der $ 1146 BGB. überflüſſig 
wäre, da, wenn der Eigentümer zur Befriedigung des Gläubiger verpflichtet 
wäre, feine Verpflichtung zur Leiſtung von Verzugszinſen ſchon aus § 288 
BGB. folgen würde. Endlich ließe ſich auch das allgemeine anerkannte 
Fortbeſtehen der Hypothek für den Fall, daß der Eigentümer das Eigentum 
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an dem Grundſtück gemäß $ 928 Abſ. 1 BGB. aufgegeben hat, mit dem 
Beſtehen einer Zahlungspflicht des Eigentümers nicht vereinigen. Aus dieſen 
Gründen muß die vom Geſetz offen gelafjene (Protokolle 3, 539, auch 
572, 582, 712) Frage, ob die Hypothek eine Realobligation ſchaffe, verneint 
werden. 

Hieraus ergibt ſich die Unzuläſſigkeit der verlangten Eintragung und 
damit die Zurückweiſung der weiteren Beſchwerde. 

Die Beteiligten können die Verdinglichung der getroffenen Abrede nur 
dadurch erreichen, daß ſie beantragen, die unter den beſtimmten Vorausſetzungen 
erfolgende ſofortige Fälligkeit der perſönlichen Forderung in das Grundbuch 
einzutragen. 


Einlegung der weiteren Beſchwerde durch eine Behörde; Begriff der Be⸗ 

hörde. — Erfordernis der Unterzeichnung der Beſchwerdeſchrift durch einen 

Rechtsanwalt, wenn die weitere Beſchwerde von der Rentkammer eines 
. Standesherru eingelegt wird. 


§ 29 36. 
See Darmſtadt, 23. Juni 1911. — Bd. 11 S. 161. 


Das Oberlandesgericht Darmſtadt führt aus: Nach § 29 FG. muß, 
wenn die Einlegung der weiteren Beſchwerde durch Einreichung einer Be⸗ 
ſchwerdeſchrift erfolgt, dieſe von einem Rechtsanwalt unterzeichnet ſein. Der 
Zuziehung eines Rechtsanwaltes bedarf es nur dann nicht, wenn die weitere 
Beſchwerde von einer Behörde oder von einem Notar eingelegt wird, der in 
der Angelegenheit für den Beſchwerdeführer einen Antrag bei dem Gericht 
erſter Inſtanz geſtellt hat. Der letztere Fall iſt hier nicht gegeben. Als 
Beſchwerdeführer erſcheint Seine Durchlaucht der Fürſt Franz Joſeph von J. 
Die Beſchwerde ſelbſt iſt namens desſelben von der Fürſtlichen Rentkammer 
eingelegt. Nach Artikel 39 des Geſetzes vom 18. Juli 1858, die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Standesherren im Großherzogtum Heſſen betreffend, iſt die 
Fürſtliche Rentkammer befugt, den Fürſten auch ohne beſondere Vollmacht in 
dieſer Angelegenheit zu vertreten. Sie kann aber als Behörde im Sinne des 
angeführten § 29 nicht betrachtet werden. Als ſolche iſt vielmehr nur ein 
Organ der Staatsgewalt anzuſehen, das dazu berufen iſt, unter öffentlicher 
Autorität für die Herbeiführung der Zwecke des Staates oder derjenigen 
Zwecke deren Förderung zu den Aufgaben des Staates gehört, ſelbſtändig 
tätig zu fein OLG. Rſpr. 9, 357; RG. St. 18, 246). Es wird alſo 
erfordert, daß eine Behörde im Sinne des angeführten § 29 im Intereſſe der 
Oeffentlichkeit und des Staates als öffentliches Organ tätig iſt. Das iſt aber 
die Rentkammer eines Standesherrn zweifellos nicht. Sie iſt vielmehr nur 
dazu berufen, die Privatangelegenheiten des Standesherrn zu beſorgen und 
in deſſen Intereſſe tätig zu ſein, beſitzt aber keine öffentliche Autorität und 
wahrt keine Intereſſen des Staates. Daran kann auch der Umſtand nichts 
ändern, daß durch Artikel 37 des Geſetzes vom 18. Juli 1858 den Standes- 
herren die Befugnis gegeben iſt, kollegialiſch vereinigte Verwaltungsbehörden 
zu bilden. Es geſchieht dies nur „zur Verwaltung ihrer Güter, Einkünfte 
und Waldungen“, alſo nur zu Privatzwecken, keineswegs im öffentlichen In⸗ 
tereſſe und zu Zwecken des Staates, ſei es auch nur mittelbar. Die Eigenſchaft 


als Organ der Staatsgewalt, als Behörde im obenbezeichneten Sinne, iſt den 
Rentkammern der Standesherren weder durch dieſe Beſtimmung noch auch 
überhaupt durch ein Gefetz verliehen worden. Es war deshalb nach § 29 
FG. erforderlich, daß die Beſchwerdeſchrift von einem Rechtsanwalt unterzeichnet 
wurde, und da dieſer zwingenden Vorſchrift zuwidergehandelt worden iſt, muß die 
eingelegte weitere Beſchwerde als unzuläſſig verworfen werden. 


Mangelndes Beſchwerderecht des Vaters, dem die Verwaltung über das 

von Todeswegen erworbene Vermögen ſeines minderjährigen Kindes durch 

letztwillige Verfügung des Erblaſſers entzogen iſt, gegen die Entſcheidung 

des Vormundſchaftsgerichts, durch die ſein Antrag anf Entlaſſung des für 
die Vermögensverwaltung beſtellten Pflegers abgelehnt wird. 


88 1629, 1638, 1909 BGB., 88 20, 57 86. 
Kammergericht Berlin, 12. April 1911. — Bd. 11 S. 162. 


Dem Vater des minderjährigen Otto T. iſt die Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung an dem ſeinem Sohne aus dem Nachlaß der Großeltern zugefallenen 
Verwögen durch letztwillige Verfügung entzogen. Gemäß § 1909 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. iſt dem Otto T. für die Verwaltung dieſes Vermögens der 
Sparkaſſenrendant S. als Pfleger beſtellt worden. 

Im Auguſt 1910 hat der Vater bei dem Vormundſchaftsgerichte den 
Antrag geſtellt, den Rendanten S. aus ſeinem Amte als Pfleger zu entlaſſen, 
weil er fortgeſetzt ſeine Pflichten verletze und es ihm (dem Vater) nicht möglich 
ſei, noch länger bei Verwaltungsmaßregeln gemäß § 1629 BGB. mit dieſem 
Pfleger zuſammen zu wirken. 

Das Vormundſchaftsgericht lehnte den Antrag ab. Das Landgericht wies 
die dagegen eingelegte Beſchwerde zurück. Auch der weiteren Beſchwerde hat 
das Kammergericht aus folgenden Gründen den Erfolg verſagt. 

Die weitere Beſchwerde muß daran ſcheitern, daß dem Beſchwerdeführer 
die Beſchwerdebefugnis fehlt. 

Der Beſchwerdeführer iſt der Anſicht, daß der Pfleger nach § 1629 
BGB. verpflichtet ſei, mit ihm bei der Verwaltung des Vermögens zuſammen 
zu wirken. Weil er das nicht tue, verletze er das Recht des Vaters aus 
$ 1629, und ebenſo werde dieſes Recht durch den angefochtenen Beſchluß 
verletzt, da ein Pfleger, mit dem er nicht zuſammen zu wirken imſtande ſei, 
im Amte belaſſen werde. Dieſe Ausführung beruht auf einem Mißverſtändnis 
der im $ 1629 BGB. enthaltenen Vorſchrift. Dieſe Beſtimmung, die dem für 
die Geſchäftsführung mehrerer Vormünder geltenden § 1798 entſpricht (Motive 4, 
1095), betrifft ausſchließlich den Fall, daß eine und dieſelbe Angelegen⸗ 
heit des Kindes ſowohl den Kreis der Perſonenſorge als auch das Gebiet 
der Vermögensverwaltung berührt und dann eine Meinungsverſchiedenheit 
zwiſchen der das Sorgerecht für die Perſon des Kindes und der das Ver⸗ 
mögen verwaltenden Perſon auftaucht. Auf die Vermögensverwaltung allein 
bezieht ſich der $ 1629 BGB. überhaupt nicht. it dem Vater gemäß 
§ 1638 von dem Erblaſſer die Verwaltung des dem Kinde aus dem Nach⸗ 
laſſe zugefallenen Vermögens entzogen und wird die Verwaltung dieſes Ver⸗ 
mögens daher nach $ 1909 Abſ. 1 S. 2 durch einen Pfleger geführt, jo 
hat der Vater bei der Verwaltung des Pflegers in keiner Weiſe mitzuwirken. 
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Schon der 8 1628 BGB. beſtimmt, daß das Recht und die Pflicht, für die 
Perſon und das Vermögen des Kindes zu ſorgen, ſich nicht auf Angelegen⸗ 
heiten des Kindes erſtreckt, für welche ein Pfleger beſtellt iſt. Diele Vor⸗ 
ſchrift braucht aber nicht einmal angewendet zu werden. Denn der Pfleger 
iſt nur beſtellt für dasjenige Vermögen des Pfleglings, das ihm vom Erb⸗ 
laſſer mit der Beſtimmung zugewendet worden iſt, daß es der Verwaltung 
des Vaters entzogen fein ſoll. Dieſes Vermögen des Otto T. iſt mithin nie- 
mals in die Verwaltung des Vaters gelangt. 

Die Pflegſchaft beeinträchtigt alſo kein eigenes Recht des Vaters. Noch 
weniger geſchieht das durch die Auswahl der Perſon des Pflegers, dem lediglich 
die Sorge für ſolches Vermögen des Kindes obliegt, an dem der Vater keine 
Rechte hat; Rechte des Vaters können daher durch Maßregeln dieſes Pflegers 
nicht verletzt werden. 

Hiernach fehlt es dem Beſchwerdeführer an einem Beſchwerderecht, das 
aus § 20 FG. hergeleitet werden könnte. Aber auch zu Gunſten des 
Kindes kann der Vater unter den Umſtänden des beſonderen Falles Beſchwerde 
nicht führen. Keiner der im $ 57 FG. geordneten Fälle liegt vor. Ins⸗ 
beſondere trifft der § 57 Nr. 9 nicht zu, da dieſer ſich auf die die Perſon des 
Mündels betreffenden Angelegenheiten beſchränkt, während hier eine reine 
Vermögensangelegenheit vorliegt. 


Beſchwerderecht der Mutter eines unehelichen Kindes gegen den Beſchluß 

des Vormundſchaftsgerichts, durch den ihr Antrag auf Entlaſſung des Bor: 

mundes wegen Verletzung der ihm kraft des Rechtes der Sorge für die 
Perſon des Kindes obliegenden Pflichten abgelehnt wird. 


SS 1689, 1707 BGB., $ 57 Nr. 9 FG. 
Kammergericht Berlin, 28. April 1911. — Bd. 11 S. 164. 


Die unverehelichte Anna S. hat am 12. Januar 1898 die Marie S. ge⸗ 
boren. Erzeuger des Kindes iſt Dr. B.; er bezahlt ſeit der Geburt des Kindes 
monatlich 20 M. Unterhaltsgeld. Vormund des Kindes war urſprünglich 
Friedrich G., bei dem ſich das Kind in Pflege befand. Dieſer Vormund iſt 
am 12. Februar 1904 durch Hellmuth S. erſetzt, weil die Eheleute G. 
mit dem Plane umgingen, das Kind zu adoptieren. Am 8. Februar 1910 
haben die Kindesmutter, der Vormund und die Eheleute G. notariell den 
Adoptionsvertrag geſchloſſen. Am 12. Mai 1910 hat das Vormundſchafts⸗ 
gericht dem Vertrage die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung verſagt. Die 
hiergegen erhobene Beſchwerde iſt erfolglos geblieben. 

Im Januar 1911 hat die Mutter des Kindes bei dem Vormundſchafts⸗ 
gericht beantragt: 

a) den Vormund des Kindes S. aus dem Amte zu entlaſſen und einen 

anderen Vormund zu ernennen, 

b) eventuell dem Mündel zum Zwecke der Prozeßführung gegen den Vor⸗ 

mund einen Pfleger zu beſtellen. 

Das Vormundſchaſtsgericht hat nach Anhörung des Vormundes den An⸗ 
trag als unbegründet abgelehnt. Die hiergegen erhobene Beſchwerde hat das 
Landgericht mit der Begründung zurückgewieſen, der Kindesmutter fehle es 
an einem Beſchwerderecht, ſoweit ſie die Entlaſſung des Vormundes begehre, 
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die Beſchwerde über die Ablehnung ihres Antrags zu b ſei dagegen unbe⸗ 
gründet. Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidung die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Landgericht zurückverwieſen. 
Das Kammergericht führt zunächſt aus, daß der Antrag zu b ohne weiteres 
hinfällig werde, wenn dem Antrage zu a ſtattgegeben wird, und fährt 
dann fort: 

Der Beſchwerdeführerin iſt das Recht zur Beſchwerde über die Abweiſung 
des Antrags zu a zu Unrecht verſagt. Nach § 57 Nr. 9 36. ſteht die 
Beſchwerde gegen eine Verfügung, die eine Entſcheidung über eine die Sorge 
für die Perſon des Mündels betreffende Angelegenheit enthält, jedem zu, der 
ein berechtigtes Intereſſe hat, dieſe Angelegenheit wahrzunehmen. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift umfaßt alle Fälle, in denen eine Angelegenheit in Frage ſteht, die 
irgendwie, unmittelbar oder mittelbar, die Sorge für die Perſon des Kindes 
betrifft, mag dabei auch gleichzeitig das Kindesvermögen und daher die Sorge 
für dieſes mit in Betracht kommen. (KGJ. 38 A, 65.) So fällt in den 
Kreis der Perſonenſorge der Unterhalt des Kindes. Mit Bezug auſ § 1666 
Abſ. 2 BGB. iſt angenommen RIA. 8, 167, daß die Verletzung des Rechts 
auf Unterhalt das körperliche Wohl des Kindes gefährdet und deshalb die 
Sorge für den Unterhalt des Kindes zur Perſonenſrage gerechnet iſt. Im 
RIA. 8, 7, iſt ausgeführt, daß die Beſtimmung des Auſwandes für den 
Unterhalt des Mündels, ſofern von der Höhe verfügbaren Mittel die Art der 
Erziehung und des Unterhalts abhängt, eine Angelegenheit iſt, die ſowohl das 
Vermögen als die Perſon des Kindes betrifft. Im KGJ. 36 A, 43 iſt 
endlich die Verpflegung des Kindes für eine die Sorge für die Perſon des 
Mündels betreffende Angelegenheit erklärt. Nach § 1631 BGB. umfaßt die 
Sorge für die Perſon des Kindes das Recht und die Pflicht, das Kind zu 
erziehen, zu beaufſichtigen und ſeinen Aufenthalt zu beſtimmen. Nach § 1757 
BGB. erlangt das Kind durch die Annahme an Kindesſtatt die rechtliche 
Stellung des ehelichen Kindes des Annehmenden; der Annehmende erlangt 
durch die Annahme an Kindesſtatt die Perſonenſorge über das Kind. 

Nach § 1707 BGB. hat die uneheliche Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen. Der Vormund des Kindes 
hat, ſoweit der Mutter die Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung eines Bei⸗ 
ſtandes ($ 1689 flg. BGB.); er hat auch nach 8 1793 BGB. neben der 
Mutter die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen. Aus dieſer 
Stellung der Mutter ergibt ſich, daß ſie ein berechtigtes Intereſſe an allen 
Verfügungen hat, die eine Entſcheidung über eine die Sorge für die Perſon 
des Kindes betreffende Angelegenheit enthalten; aus der Stellung des Vor⸗ 
mundes gegenüber dem Kinde ergibt ſich, daß die Mutter auch ein berechtigtes 
Intereſſe an der Auswahl der Perſon des Vormundes des Kindes hat, 
in deſſen Hände die die Perſon des Kindes betreffenden Angelegenheiten mit 
gelegt ſind. 

Hier hat die Mutter behauptet, der jetzige Vormund habe ſeine Pflicht 
bezüglich der Ausübung des Perſonenſorgerechts über ſeinen Mündel, ihr unehe⸗ 
liches Kind, verletzt, und zwar dadurch, 

a) daß er die gerichtliche Beſtätigung des von ihr, dem Vormund und 
den Eheleuten G. geſchloſſenen Adoptionsvertrag durch Verbreitung unwahrer 
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Angaben über das Verhalten des Ehemanns G. ſchuldhaft vereitelt und da⸗ 
durch verhindert habe, daß der Mündel gegenüber den Eheleuten G. die 
rechtliche Stellung des ehelichen Kindes erlangt habe und daß die Perſonen⸗ 
ſorge über das Kind auf die Eheleute G. übergegangen ſei; 

b) daß er ſich um eine ordnungsmäßige Erziehung des Kindes über⸗ 
haupt nicht gekümmert habe; 

c) daß er trotz ihres Drängens nicht dafür geſorgt habe, daß der Mündel 
die zur Beſtreitung ſeines ſtandesgemäßen Unterhalts nötigen Unterhaltsgelder 
von 30 M. monatlich von ſeinem Erzeuger erhalte. 

Sie hat alſo behauptet, daß in dreifacher Richtung von dem Vormunde 
das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes verletzt ſei. Wenn fie nun 
bei dem Vormundſchaftsgerichte beantragt, daß dieſer das Perſonenſorgerecht über 
ihr Kind verletzende Vormund entlaſſen und durch einen anderen Vormund 
erſetzt wird, ſo begehrt ſie mit dieſem Antrag auch eine Entſcheidung des 
Vormundſchaftsgerichts über eine Angelegenheit, die die Sorge für die Perſon 
ihres Kindes betrifft, und damit eine Entſcheidung, an der ſie ein berechtigtes 
Intereſſe hat, vgl. RJ A. 8, 3. Denn fie will das Kind durch eine Perſönlichkeit 
als Vormund vertreten wiſſen, die das dem Vormund als ihrem Beiſtand 
obliegende Perſonenſorgerecht ſorgſamer ausüben würde, als ſolches der ſeit⸗ 
herige Vormund tut, und die das Kind in ſeinen die Perſon, die Erlangung 
der Stellung eines ehelichen Kindes der Eheleute G., die Erziehung und den 
Unterhalt betreffenden Angelegenheiten beſſer als der ſeitherige Vormund ver⸗ 
tritt. Gegen die Ablehnung der Entlaſſung des Vormundes und der Be⸗ 
ſtellung eines anderen Vormundes ſteht hiernach aus $ 57 Nr. 9 FGG. der 
Mutter das Beſchwerderecht zu. 


Anfechtbarkeit der Uebernahme einer Vormundſchaft durch ein anderes 
Gericht im Wege der Beſchwerde; Beſchwerderecht der Verwandten des 
Mündels. a 


8 46, 8 57 Nr. 9 FG. 
Oberlandesgericht Dresden, 4. Juli 1911 — Bd. 11 S. 166. 


Das Amtsgericht W. in Sachſen hat dem Fräulein L. von B. wegen 
geiſtiger Erkrankung im Juli 1909 einen Pfleger zur Beſorgung ihrer Ver⸗ 
mögensverhältniſſe auf Grund des $ 1910 Abſ. 2 BGB. beſtellt. In dem 
darauf eingeleiteten Entmündigungsverfahren bei dem preußiſchen Amtsgerichte 
L. wurde im September 1909 die Entmündigung des Frl. L. von B. wegen 
Geiſteskrankheit ausgeſprochen. Das Amtsgericht L. hat ſodann die Akten dem 
Amtsgericht W. mitgeteilt mit dem Erſuchen, die nunmehr über die Entmündigte 
einzuleitende Vormundſchaft zu übernehmen, da eine Pflegſchaft über ſie dort 
bereits längere Zeit geführt werde und der bisherige Pfleger die geeignete 
Persönlichkeit zur Führung der Vormundſchaft fein werde. Das Amtsgericht 
W. hat auch die Vormundſchaft übernommen und den Pfarrer L. zum Vor⸗ 
munde beſtellt. Im November 1910 erhob die Tante der Entmündigten, 
Frl. C. v. B., Beſchwerde gegen die Uebernahme der Vormundſchaft durch das 
Amtsgericht W. Das Landgericht hat die Beſchwerde als unzuläſſig verworfen. 
Auf die weitere Beſchwerde hat das Oberlandesgericht Dresden den Beſchluß 
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des Landsgerichts aufgehoben und die Sache zur anderweitigen Entſcheidung 
an das Landgericht zurückverwieſen und zwar aus folgenden Gründen: 

Die Uebernahme der Vormundſchaft durch ein anderes Gericht gemäß 
§ 46 Abſ. 1 FG. iſt eine Verfügung, die eine Entſcheidung über eine die 
Sorge für die Perſon des Mündels betreffende Angelegenheit im Sinne von 
§ 57 Nr. 9 enthält. Ob die Entſtehungsgeſchichte der erſt durch die Reichs⸗ 
tagskommiſſion in den § 57 eingeſchalteten Nr. 9 mit Notwendigkeit hierauf 
hinweiſt (RG. 64, 290), kann dahingeſtellt bleiben. So, wie die Nr. 9 
einmal gefaßt worden iſt, ſteht ihrer Anwendung nichts entgegen. Sie bezieht 
ſich, wie das Kammergericht, OL GRſpr. 17, 363, zutreffend ausführt, nach 
ihrem klaren Wortlaut auf alle Fälle, wo es ſich um eine Verfügung handelt, 
die eine Entſcheidung über eine die Sorge für die Perſon des Mündels betreffende 
Angelegenheit enthält, und zwar auch dann, wenn ſie nicht lediglich dieſe, 
ſondern gleichzeitig die Sorge für das Vermögen betrifft. Unweſentlich iſt, ob 
die Entjheidnng eine ſolche Angelegenheit unmittelbar zum Gegenſtande hat 
oder ſie nur mittelbar berührt. Die Uebernahme der Vormundſchaft durch 
ein anderes Gericht berührt aber jedenfalls, wenn nicht unmittelbar, ſo doch 
mittelbar die Sorge für die Perſon. Sie verſchafft dem Gericht eine weit⸗ 
gehende Aufſicht über die Vormundſchaftsführung und damit zugleich Einfluß 
auf die Sorge für die Perſon (OL GRſpr. 2, 347). Hieran ändert es nichts, 
wenn die Vormundſchaft, wie im vorliegenden Falle, über einen geiſteskranken 
Volljährigen geführt wird, für deſſen Perſon der Vormund nur inſoweit zu 
ſorgen hat, als der Zweck der Vormundſchaft es erfordert (S 1901 BGB.); 
dieſer Zweck verlangt es immerhin, daß der Vormund auf Maßnahmen zur 
Herbeiführung einer etwa. möglichen Heilung oder doch einer gehörigen Pflege, 
alſo auf des perſönliche Wohl des Mündels bedacht iſt (OL GRſpr. 7, 339, 
340). 

Das Beſchwerderecht aus § 57 Nr. 9 iſt — RGzZ. 64, 290 — nur 
demjenigen gegeben, welcher im Intereſſe des Mündels und zwar in deſſen 
perſönlichem Intereſſe die angeblich dieſes Intereſſe verletzende Verfügung an⸗ 
greifen will und zur Erhebung der Beſchwerde zugleich durch ein eigenes 
berechtigtes Intereſſe legitimiert iſt. Auch dieſen Vorausſetzungen iſt hier 
genügt. Die Beſchwerdeführerin hat ſich gegen die Uebernahme der Vormund⸗ 
ſchaft durch das Amtsgericht W. zugleich um deswillen gewendet, weil die 
Uebernahme dem perſönlichen Intereſſe des Mündels zuwiderlaufe. Im übrigen 
hat die Beſchwerdeführerin als nahe Verwandte unverkennbar ein N 
Intereſſe zur Wahrnehmung der Angelegenheit. 

Die Anfechtbarkeit der Uebernahme einer Vormundſchaft läßt ſich an ſich 
mit Grund ebenfalls nicht verneinen. Die Anſichten über die Anfechtbarkeit 
ſind allerdings geteilt. 

Schmidt⸗Bardeleben, Rechtszug nach einem Gerichtswechſel S. 44, 45, 
folgert die Unanfechtbarkeit der auf dem Ermeſſen der beteiligten Gerichte 
beruhenden Ueberleitung einer Vormundſchaft daraus, daß der „Einigung“ der 
Gerichte der Charakter einer „gerichtlichen Verfügung“ im Sinne der §8 18, 
19, 21 FG. abgeſprochen werden müſſe. Unter einer ſolchen Verfügung ſei immer 
nur die Verfügung eines Gerichts, nicht aber ein gemeinſchaftlicher Akt mehrerer 
Gerichte zu verſtehen. Die Einigung ſei in gewiſſer Weiſe ein Vertrag öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur zwiſchen zwei Gerichten über die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
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(uebſt hinzutretender Ausführungshandlung). Dieſer Schriftſteller ſteht indeſſen, 
ſoweit es ſich überſehen läßt, mit feiner Anſicht allein. Schultze⸗Göritz, Rausnitz, 
Keidel, Weißler erkennen die Anfechtbarkeit der Vormundſchaftsüberleitung an. Nur 
über das Verfahren ſind ſie verſchiedener Meinung. Schultze⸗Göritz, Anm. 3 
zu § 46 FG. nimmt an, das Geſetz laſſe betreffs der Frage, welches Gericht 
über die Beſchwerde zu entſcheiden habe, im Stich; nach der den 88 5, 46 
FG. zugrunde liegenden Tendenz werde es ſich rechtfertigen, hier wie im Falle 
des § 46 Abſ. 2 das gemeinſchaftliche obere Gericht zur Entſcheidung für 
zuſtändig zu erachten. Rausnitz Anm. 10 b und Kreidel [2.] Anm. 3 
zu § 46 FGG. find der Anſicht, daß die Beſchwerde gegen die Verfügung des 
abgebenden, nicht gegen die des übernehmenden Gerichts zu richten ſei. Weißler 
Anm. 2 zu § 46 FG. läßt die Beſchwerde ſowohl gegen die Verfügung des 
abgebenden als auch gegen die Verfügung des übernehmenden Gerichts zu 
und verweiſt darauf, daß, wenn die Abgabe oder Uebernahme der Vormund⸗ 
ſchaft auf Grund der Beſchwerde aufgehoben werde, der Fall des § 46 Abſ. 2 
gegeben ſei, ſodaß alsdann das daſelbſt beſtimmte obere Gericht anzugehen ſei. 

Wenn Schmidt⸗Bardeleben von einer Einigung der beteiligten Gerichte 
ſpricht, ſo findet er einen gewiſſen Anhalt im § 46 Abſ. 2, der eine Beſtimmung 
für den Fall trifft, daß ſich die Gerichte nicht „einigen“. In der Einigung 
aber einen Vertrag öffentlichrechtlicher Natur oder etwas dem Aehnliches zu ſehen, 
verbietet ſich ſchon deshalb, weil die Abſicht einer gegenſeitigen Bindung fehlt. 
Die Hereinziehung des Vertragsgeſichtspunkts wird zudem nicht der Art und 
Weiſe gerecht, wie die Ueberleitung der Vormundſchaft vor ſich geht. Das 
abgebende Gericht trifft eine Verfügung dahin, daß wegen des Vorliegens eines 
wichtigen Grundes die Abgabe vorzunehmen iſt, das übernehmende Gericht 
verfügt, daß die Wichtigkeit des geltend gemachten Grundes anerkannt und 
demgemäß die Uebernahme erklärt wird. Beide Verfügungen beſtehen für ſich. 
Daß zur Ueberleitung ihr Zuſammenſtimmen gehört, ändert daran nichts. 
Man mag, um ſich kurz auszudrücken, von einer Einigung der Gerichte reden; 
in der Einigung etwas über den beiden Verfügungen Stehendes zu finden, 
das um deswillen unanſechtbar ſei bezw. die Verfügungen unanfechtbar mache, 
entbehrt der Berechtigung. 

Aus dem § 46 Abi. 2 läßt ſich ebenfalls nicht, wie es für den erſten 
Blick vielleicht ſcheinen könnte, für die Unanfechtbarkeit etwas herleiten. Der 
§ 46 Abſ. 2 befaßt ſich mit dem Falle, daß die Verfügungen der Gerichte 
nicht zuſammenſtimmen, und läßt allerdings für ſeinen Bereich der Beſchwerde 
keinen Raum. Zu der Annahme aber, daß der Geſetzgeber damit auch für 
den Fall zuſammenſtimmender Verfügungen der Gerichte die Beſchwerde habe 
ausſchließen wollen, fehlt jeder Grund. Dies um ſo gewiſſer, als die An⸗ 
fechtbarkeit einer ſolchen Vormundſchaftsüberleitung durch das praktiſche Be⸗ 
dürfnis geboten iſt. Es muß für die Fälle, in denen das Ermeſſen der 
Gerichte bei ihrer Entſchließung zum Nachteile des Mündels fehlgegangen iſt, 
die Möglichkeit einer Abhilfe gegeben ſein, und zwar zumal dann, wenn bei 
der Ueberleitung, wie hier, ein Vormund noch nicht vorhanden war, der 
Widerſpruch erheben und dadurch die Entſcheidung des oberen Gerichts nach 
S 46 Abſ. 2 herbeiführen konnte. 

Liegt der Ueberleitung der Vormundſchaft je eine Verfügung der abgebenden 
und des übernehmenden Gerichts zugrunde, ſo kann es ſich gegenüber dem 
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§ 19 F. lediglich fragen, ob jede der beiden Verfügungen oder nur die 
eine oder die andere anfechtbar ſei. Damit verliert die Annahme von Schultze⸗ 
Göritz, daß es an einem zur Entſcheidung über die Beſchwerde berufenen 
Gerichte fehle, ihren Boden; auf die Bedenken der von ihm empfohlenen 
Löſung braucht daher nicht eingegangen werden. Im übrigen vermag das 
Gericht ſich nicht der Meinung anzuſchließen, daß die Beſchwerde nur gegen 
die Verfügung des abgebenden Gerichts und nicht gegen die Verfügung des 
übernehmenden Gerichts erhoben werden könne. Beide Verfügungen ſind für 
die Ueberleitung der Vormundſchaft zum mindeſten gleich bedeutſam. Mag 
auch die auf die Abgabe gerichtete Verfügung den Anſtoß zur Ueberleitung 
geben, zur Vollendung gelangt dieſe erſt durch die zuſtimmende Verfügung 
des übernehmenden Gerichts. Außerdem ſteht das Gericht, das die Vormund⸗ 
ſchaft übernommen hat, den Beteiligten allein als das zuſtändige Vormundſchafts⸗ 
gericht gegenüber. Die Beſchwerde gegen die Verfügung des übernehmenden 
Gerichts muß alſo als zuläſſig angeſehen werden. Hat ſie Erfolg, ſo fehlt, 
wie Weißler mit Recht hervorhebt, die Uebereinſtimmung der Gerichte und 
kommt es alsdann, wenn ſich das Gericht, das die Vormundſchaft abgegeben 
hat, bei der Verneinung der Wirkſamkeit der Uebernahme nicht beſcheidet, zum 
Angehen des oberen Gerichts nach $ 46 Abſ. 2 — ſelbſtverſtändlich unbe⸗ 
ſchadet der Gültigkeit der inzwiſchen von dem übernehmenden Gerichte vor⸗ 
genommenen Handlungen ($ 7 F.). 

Hiernach war die Entſcheidung aufzuheben und die Sache mit Rückſicht 
darauf, daß es noch an einer ſachlichen Prüfung der Anfechtung der vom 
Amtsgerichte verfügten Uebernahme der Vormundſchaft fehlt, zur anderweitigen 
Entſcheidung an das Landgericht zurückzuverweiſen. 


Verlangen der Witwe, daß die auf ihren Antrag erfolgte Beſtellung eines 
Beiſtandes ſowie die Uebertragung der Vermögensverwaltung auf ihn 
anfgehoben werde. 


88 1687, 1693, 1695 BGB. 
Kammergericht Berlin, 7. Juli 1911. Bd. 11 S. 170. 


Der Ingenieur v. D. war urſprünglich Teilungspfleger der minderjährigen 
Kinder des A. S. und der C. S. Nachdem der Vater am 28. Januar 
1900 geſtorben war und dadurch die Mutter die elterliche Gewalt erlangt 
hatte, wurde v. D. am 28. Juli 1900 der Mutter auf ihren Antrag als 
Beiſtand für die Ausübung der elterlichen Gewalt über die beiden minder⸗ 
jährigen Kinder M. S. und A. S. beſtellt. Sein Wirkungskreis wurde dahin 
beſtimmt, daß er alle Angelegenheiten umfaſſe. Sodann heißt es in dem 
Protokolle weiter: „Auf Antrag der Witwe S. wird dem Beiſtande die ge⸗ 
ſamte Vermögensverwaltung übertragen“. 

Am 14. Oktober 1908 iſt der Buchhalter W. S. zum Beiſtande beſtellt. 
Neben ſeinen Wirkungskreis iſt ſowohl in dem Verpflichtungsprotokoll als auch 
in der Beſtallung geſagt, daß er die „Verwaltung des Vermögens der Kinder 
umfaßt“. 

Im November 1909 fragte die Mutter bei dem Amtsgericht an, aus 
welchen Gründen die Beiſtandſchaft angeordnet ſei, ſie wolle noch nachträglich 
gegen dieſe Anordnung Stellung nehmen. Das Amtsgericht lehnte darauf 
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die „offenbar gewünſchte Aufhebung der Beiſtandſchaft“ ab, weil die Mutter 
den Schwierigkeiten der Vermögensverwaltung nicht gewachſen ſei. Im März 
1911 erhob die Mutter dagegen Beſchwerde mit folgenden Ausführungen. 
Sie beſchwere ſich darüber, daß ihr für die einfache und kleine Vermögens⸗ 
verwaltung ein Beiſtand beigeordnet ſei, den ſie nicht gefordert habe. Sie 
wolle keine Beiſtandſchaft. Für die Vermögensverwaltung würde der Beiſtand 
außerdem nicht mehr Beiſtand ſein, ſondern die Eigenſchaft des Pflegers haben. 
Zu einer Pflegſchaft liege aber ebenſowenig ein Anlaß vor. Das Landgericht 
wies die Beſchwerde zurück, weil es annahm, daß die Vorausſetzungen des 8 1687 
Nr. 3 BGB. gegeben ſeien. Hiergegen erhoben die minderjährigen Geſchwiſter 
M. S. und A. S., vertreten durch ihre Mutter, weitere Beſchwerde. Das 
Kammergericht hat darauf unter Aufhebung der Vorentſcheidung die Sache zur 
anderweitigen Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der nachfolgenden 
Gründe an das Landgericht zurückverwieſen. ö 

Die Mutter hat im eigenen Namen den Antrag auf Aufhebung der 
Beiſtandſchaft als ſolcher geſtellt und in der Beſchwerde den allerdings nicht 
ausdrücklich geſtellten, aber aus dem Zuſammenhange deutlich erſichtlichen Hilfs⸗ 
antrag verfolgt, zum mindeſten die Anordnung aufzuheben, durch die dem 
Beiſtande die Vermögensverwaltung mit den Rechten eines Pflegers ganz 
übertragen worden war. Der Hauptantrag iſt von den Vorinſtanzen ab: 
gelehnt, der Hilfsantrag vom Landgerichte bisher nicht beachtet und jedenfalls 
nicht geprüft worden. Die Befugnis zur weiteren Beſchwerde ſteht auch den 
minderjährigen Geſchwiſtern S. zu, wenn ſie, wie hier, vertreten durch ihre 
Mutter, die weitere Beſchwerde erheben. Auf § 59 FG. läßt ſich zwar dieſe 
Befugnis nicht ſtützen, weil eine die Perſon des Mündels betreffende An⸗ 
gelegenheit nicht vorliegt. Denn die Beiſtandſchaft umfaßt ſeit der Beſtellung 
des W. S. nur noch die Vermögensangelegenheiten der Kinder. Die weitere 
Beſchwerde der beiden Minderjährigen kann ſich aber hier auf $ 20 FG. 
ſtützen, da fie — nicht allein, ſondern durch ihre geſetzliche Vertreterin — 
geltend machen, daß die Verwaltung des ihnen zuſtehenden Vermögens anſtatt 
durch die geſetzlich dazu berufene Mutter durch einen nach ihrer Meinung zu 
Unrecht beſtellen oder im Amte belaſſenen Beiſtand geführt oder beaufſichtigt 
werde. 

Die weitere Beſchwerde führt auch zur Aufhebung der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung. Die dem W. ©. erteilte Beſtallung iſt allerdings unklar. Sie 
bezeichnet lediglich den Wirkungskreis des Beiſtandes (Verwaltung des Ver⸗ 
mögens), hebt aber nicht beſonders hervor, daß dem Beiſtande gemäß § 1693 
BGB. die Vermögens verwaltung an Stelle der Mutter ganz übertragen ſei. 
Dies beſonders hervorzuheben war notwendig, weil in dieſem Falle der Beiſtand 
die Stellung eines Pflegers hat, vgl. Weizſäcker⸗Lorenz, Formularbuch f. FG. 
S. 62 Anm. 3. Die Hervorhebung iſt anſcheinend nur deshalb unterblieben, 
weil das Vormundsſchaftsgericht ſich im Irrtum über die Bedeutung des § 1693 
und des § 1687 BGB. befand. Der weitere Inhalt des Protokolls vom 
14. Oktober 1908 läßt keinen Zweifel darüber, daß auch dem Beiſtande 
W. S. die Verwaltung unter Ausſchluß des mütterlichen Verwaltungsrechts 
zuſtehen ſollte. Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch iſt zwiſchen einem Beiſtande, 
deſſen Wirkungskreis die Vermögensverwaltung umfaßt, und einem Beiſtande, 
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dem die Vermögens verwaltung ganz oder teilweife übertragen iſt, ſcharf zu 
unterſcheiden. Dieſer Unterſchied, der überaus häufig unbeachtet bleibt, zeigt 
ſich darin, daß im erſten Falle der Beiſtand nur die Stellung eines Gegen⸗ 
vormundes hat, die Sorge für die Perſon und das Vermögen des Kindes 
ſowie die Verantwortung trotz des Beiſtandes aber die Mutter trifft, während 
im zweiten Falle der Beiſtand die Vermögensverwaltung mit den Rechten 
eines Pflegers ſelbſtändig und unter eigener Verantwortung zu führen hat, 
dieſe Verwaltung ſomit der Mutter entzogen iſt, ſoweit der Auftrag des Bei⸗ 
ſtandes zur ſelbſtändigen Verwaltung des Vermögens reicht. Ein Beiſtand 
mit den Rechten eines Gegen vormundes kann auch ohne Antrag der Mutter 
aus den Gründen des § 1687 Nr. 3 beſtellt werden, ein Beiſtand mit den 
Rechten eines Pflegers aber nur auf Antrag der Mutter (S 1693). Im 
vorliegenden Falle waren am 28. Juli 1900 beide Anträge von der Mutter 
geſtellt. Jetzt hat ſie beide Anträge zurückgezogen und wünſcht überhaupt 
keinen Beiſtand mehr, jedenfalls aber nicht einen Beiſtand mit den Rechten 
eines Pflegers. Dem Landgericht iſt ohne Bedenken darin beizupflichten, daß eine 
auf Antrag der Mutter ($ 1687 Nr. 2 BGB.) angeordnete Beiſtandſchaft 
nicht ſchlechthin aufgehoben werden muß, wenn die Mutter nachträglich ihre 
Aufhebung verlangt. Dies ergibt ſich aus $ 1695 BGB. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht kann in den Fällen des § 1687 Nr. 2, 3 die Beiſtandſchaft jederzeit 
aufheben, jedoch nur mit Zuſtimmung der Mutter, wenn ſie auf deren Antrag 
angeordnet war. Dagegen kann das Vormundſchaftsgericht eine urſprünglich 
auf Antrag der Mutter angeordnete Beiſtandſchaft fortbeſtehen laſſen, auch 
wenn die Mutter ihre Aufhebung verlangt. Dies folgt ſchon aus dem Wort⸗ 
laute des Geſetzes, das die Aufhebung in das pflichtmäßige Ermeſſen des 
Richters ſtellt. Es ergibt ſich aber auch notwendig aus der im $ 1687 Nr. 3 
ausgeſprochenen Befugnis des Richters, aus den dort angegebenen Gründen von 
Amts wegen eine Beiſtandſchaft einzuleiten. 

Eine andere Frage iſt es, ob nicht die im § 1693 BGB. bezeichnete 
Anordnung aufzuheben, alſo die Stellung des Beiſtandes aus der eines Ver⸗ 
mögenspflegers auf die dem Gegenvormund entſprechende eines gewöhnlichen 
Beiſtandes zurückzuführen iſt, wenn die Mutter es verlangt. Aber auch dieſe 
Frage entſcheidet der $ 1695 dahin, daß das Gericht die Uebertragung der 
Vermögensverwaltung zwar jederzeit aufheben „kann“, dies aber nur mit 
Zuſtimmung der Mutter tun ſoll. In der Literatur wird denn auch ganz 
überwiegend die Anſicht vertreten, daß es im Ermeſſen des Gerichts liegt, ob 


es einem Antrage der Mutter auf Aufhebung der nach $ 1693 BGB. ge 


troffenen Anordnung ſtattgeben will. In welchem Sinne dieſes Ermeſſen im 
vorliegenden Falle geübt werden ſoll, iſt bisher nicht entſchieden. Das Land⸗ 
gericht führt, wenn man das Ergebnis ſeiner Begründung zuſammenfaßt, 
lediglich aus, daß ein Beiſtand mit den Rechten eines Gegenvormundes ($ 1687) 
im Intereſſe der Kinder nötig ſei. Dagegen hat es gar nicht die Möglichkeit 
erwogen, dem Hilfsantrage der Mutter entſprechend, unter Fortbeſtand der 
Beiſtandſchaft die Rechte des Beiſtandes von denen eines Vermögenspflegers 
auf die eines Gegenvormundes herabzuſetzen. Damit es dieſe Entſcheidung 
nachhole, war die Sache in die Beſchwerdeinſtanz zurückzuverweiſen. 
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Befugnis des Vormundſchaftsgerichts zur Regelung des Verkehrs eines 
getrennt lebenden Ehegatten mit ſeinen Kindern, auch wenn der Ehegatte 
zu dem getrennten Leben nicht berechtigt iſt. 


§ 1636 BGB. | 
Kammergericht Berlin, 6. Auguſt 1911. — Bd. 11 S. 172, 


Aus der 1901 geſchloſſenen Ehe der Beſchwerdeführerin ſind zwei Söhne 
hervorgegangen. Ende Januar 1910 hat ſich die Beſchwerdeführerin von 
ihrem Ehemanne getrennt und im Juni 1910 Eheſcheidungsklage wegen Miß⸗ 
handlungen und Beleidigungen erhoben. Der Beklagte hat Klageabweiſung 
beantragt. Durch Beſchluß vom 10. November 1910 wurde das Verfahren 
von Amts wegen auf ein Jahr ausgeſetzt, da die Ausſicht auf Verſöhnung 
nicht ausgeſchloſſen erſcheine. Der Beklagte erhob hierauf Widerklage auf 
Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft, der durch Urteil vom 22. Juni 1911 
ſtattgegeben wurde. 

Ein Antrag der Klägerin auf einſtweilige Verfügung, wodurch ihr das 
Getrenntleben geſtattet, der Beklagte zur Zahlung einer Unterhaltsrente an⸗ 
gehalten und der Verkehr der Klägerin mit den Kindern näher geregelt werden 
ſollte, iſt durch Urteil erſter Inſtanz vom 16. Januar 1911 abgelehnt worden. 
In der Berufungsinſtanz verglichen ſich die Parteien am 18. März 1911 
dahin, daß der Beklagte für die Dauer des ſchwebenden Cheſcheidungsprozeſſes 
an die Klägerin 150 M. monatlich zu zahlen habe, und zwar ſolange ſie 
von ihm getrennt lebe. 

Am 28. April 1911 beantragte ſie bei dem Vormundſchaftsgerichte die 
nähere Regelung ihres Verkehrs mit ihren Kindern. Der Antrag wurde ab⸗ 
gelehnt, weil ein Recht der Antragſtellerin zum Getrenntleben von ihrem Ehe⸗ 
gatten nicht nachgewieſen ſei. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wurde 
vom Landgerichte zurückgewieſen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Vormundſchaftsgericht zurück⸗ 
verwieſen. Das Landgericht führt aus, auch wenn man den § 1636 Satz 2 
BGB. bei beſtehender Ehe für den Fall des tatſächlichen Getrenntlebens für 
anwendbar erachte, ſo könne das doch nur gelten, wenn das Getrenntleben 
nicht widerrechtlich ſei. Eine Berechtigung dazu ſei aber nur gegeben, wenn 
es durch einſtweilige Verfügung geſtattet jei, wenn Gründe aus § 1353 
Abſ. 2 BGB. vorlägen oder wenn der andere Ehegatte mit dem Getrennt⸗ 
leben einverſtanden ſei. Sei die Frau nicht zum Getrenntleben berechtigt, 
dann ſei ſie rechtlich gezwungen, zu ihrem Manne zurückzukehren, ſie habe 
dann das Recht zum vperſönlichen Verkehre mit den Kindern des Mannes. 
Es gehe nicht an, ein rechtswidriges Verhalten der Frau zur Grundlage einer 
Anordnung zu machen, die für ſie Rechte gegen den Willen des une 
begründen folle. 

Dieſe Ausführungen find von einer zu engen Auslegung des $ 1636 BOB. 
beeinflußt. Der Senat hält an feiner vom Reichsgerichts 69, 39 gebilligten 
Praxis feſt, daß das Vormundſchaftsgericht auch zuſtändig iſt, bei beſtehender 
Ehe den Verkehr eines tatſächlich getrennt lebenden Ehegatten mit ſeinen 
Kindern näher zu regeln. Voraus ſetzung dieſer Regelung iſt es nicht, daß 
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die tatſächliche Trennung mit dem Willen des anderen Ehegatten oder aus 
einem geſetzlichen Grunde nach $ 1353 Abſ. 2 BGB. beſteht. Dieſe Um⸗ 
ſtände ſind nur für die Rechtsbeziehungen der Ehegatten unter einander von 
Bedeutung, nicht auf die Beziehungen des getrennt lebenden Ehegatten zu 
ſeinen Kindern. Auch wenn er daher ſeinem Ehegatten gegenüber rechtlich 
verpflichtet iſt, die häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen, kann die Erfüllung dieſer 
Pflicht nicht zur Vorbedingung gemacht werden für die Ausübung ſeines 
Rechtes auf perſönlichen Verkehr mit den Kindern. Allerdings ſoll die Re⸗ 
gelung dieſes Verkehrs nur ſtattfinden, ſoweit ein Bedürfnis hierzu beſteht. 
Das Bedürfnis kann aber nicht aus dem Grunde verneint werden, weil es 
dem Ehegatten freiſtehe, in die häusliche Gemeinſchaft zurückzukehren, wo ihm 
der Verkehr mit den Kindern uneingeſchränkt möglich ſei. Die Frage, ob 
der Ehegatte in die häusliche Gemeinſchaft zurückkehren kann oder dazu dem 
anderen Ehegatten gegenüber verpflichtet iſt, hat bei der Beurteilung der Not⸗ 
wendigkeit einer näheren Regelung des Verkehrs auszuſcheiden; dieſe Not⸗ 
wendigkeit liegt vielmehr immer vor, wenn der Ehegatte fich tatſächlich weigert, 
zurückzukehren, auch wenn dies ohne Grund geſchieht. 


Wirkung des Todes des Beſchwerdeführers anf das Beſchwerdeverfahren; 
Erledigung der Beſchwerde der Mutter über die Ablehnung vormundſchafts⸗ 
gerichtlicher Maßregeln gegen den Vater des Kindes im Falle des Todes 
der Mutter. 
§ 57 Nr. 8 FG., $ 1666 BGB. 


Kammergericht Berlin, 29. September 1911. — Bd. 11 S. 174. 
Frau A. beantragte bei dem Amtsgericht in B., ihrem Manne, der ſich 


aus der Ehewohnung entfernt habe, das Recht zur Erziehung des gemein⸗ 
ſchaftlichen Kindes zu entziehen, weil er es nach Polen zu ſeinen Eltern bringen 


wolle, keine feſte Wohnung habe, ein brutaler Menſch ſei, der ſie mißhandelt 


habe, und mit der verehelichten R. Ehebruch treibe. 

Das Amtsgericht wies den Antrag als unbegründet zurück. Auf die 
Beſchwerde der Antragſtellerin hob das Landgericht den amtsgerichtlichen Be⸗ 
ſchluß auf und entzog dem Vater die Sorge für die Perſon ſeines Kindes. 
Hiergegen hat der Vater weitere Beſchwerde eingelegt. Nach Eingang des 
Rechtsmittels iſt die Antragſtellerin geſtorben. Das Kammergericht hat darauf 
unter Aufhebung des Befchluſſes des Landgerichts die Beſchwerde gegen den 
Beſchluß des Amtsgerichts durch den Tod der Beſchwerdeführerin für erledigt 
erklärt. Es führt zunächſt aus, daß die Vorausſetzungen des $ 1666 BGB. 
nicht gegeben ſeien und daher die Entſcheidung des Landgerichts aufzuheben ſei. 
Dann fährt es fort: 

Es entſteht nun die Frage, wie die Beſchwerde der Mutter gegen den 
amtsgerichtlichen Beſchluß zu behandeln iſt, nachdem die Mutter inzwiſchen 
verſtorben iſt. Abweichend von der Zivilprozeßordnung trifft das Geſetz über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit keine Beſtimmung darüber, 
welchen Einfluß der Tod eines Beteiligten auf den Gang des Verfahrens 
hat; auch die Geſetzesmaterialien laſſen nicht erkennen, daß ſich die geſetz⸗ 
geberiſchen Faktoren mit der Regelung der Frage irgendwie beſchäftigt haben. 
Dieſe iſt daher nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen zu beantworten. Voraus⸗ 
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ſetzung für die ſachliche Durchführung des Beſchwerdeverfahrens iſt die Ein: 
legung der Beſchwerde ſeitens einer zur Erhebung des Rechtsmittels befugten 
Perſon. Dieſe nimmt, wenn das Geſetz über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit auch ein eigentliches kontradiktoriſches Streitverfahren 
nicht kennt, doch an dem Verfahren während der ganzen Dauer der Inſtanz 
inſofern teil, als ſie durch ſachdienliche Anführungen — insbeſondere nach 
§ 23 durch Vorbringen neuer Tatſachen und Beweiſe — das Gericht zur 
Erweiterung ſeiner Prüfung und gegebenenfalls auch zu weiteren Ermittelungen 
veranlaſſen, andererſeits aber durch Zurücknahme der Beſchwerde dem Gerichte 
die Möglichkeit zur Entſcheidung der Sache entziehen kann. Daß dem Be⸗ 
ſchwerdeführer das Recht zur Zurücknahme ſeines Rechtsmittels jederzeit zuſteht, 
erſcheint unbedenklich, da die Einlegung des Rechtsmittels von dem freien Be⸗ 
lieben des Beſchwerdeführers abhängig iſt und das Geſetz über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit irgendeine einſchränkende Vorſchrift über 
die Zurücknahme von Rechtsmitteln nicht enthält, vielmehr im § 123 Abſ. 2 
die Möglichkeit der Zurücknahme der Beſchwerde ausdrücklich anerkennt (vgl. 
Unger in 33%. 38, 542 ff.). Erſcheint es hiernach als eine ſelbſtverſtändliche 
Vorausſetzung eines jeden Beſchwerdeverfahrens nach dem Geſetz über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, daß während der ganzen 
Dauer des Verfahrens eine Perſon vorhanden iſt, welche die Rechte des Be⸗ 
ſchwerdeführers wahrzunehmen vermag, ſo ergibt ſich daraus ohne weiteres, 
daß der Tod des Beſchwerdeführers nicht ohne Einfluß auf die Fortſetzung 
des Verfahrens ſein kann, und zwar muß die Wirkung naturgemäß ſich ver⸗ 
ſchieden geſtalten, je nachdem das Recht, das der Beſchwerdeführer verfolgt, 
vererblich iſt oder nicht. Iſt erſteres der Fall, ſo kann nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen das Recht des Beſchwerdeführers von deſſen Erben verfolgt 
werden. Gründet ſich aber die Beſchwerdebefugnis auf rein perſönliche Rechts⸗ 
beziehungen, bei denen ein Uebergang auf die Erben nicht ſtattfinden kann, 
ſo hat der Tod des Beſchwerdeführers die Beendigung des Beſchwerdeverfahrens 
zur unmittelbaren und notwendigen Folge. Ein Fall der letzteren Art liegt 
hier vor. Die Mutter gründete ihre Befugnis zur Beſchwerde über die Ab⸗ 
lehnung vormundſchaftsgerichtlicher Maßregeln aus S 1666 BGB. nicht auf 
einen Anſpruch privatrechtlichen Inhalts, ſondern auf 8 57 Nr. 8 GG., 
wonach gegen eine Verfügung, durch welche die Anordnung einer der in den 
SS 1665 bis 1667 BGB. vorgeſehenen Maßregeln abgelehnt wird, den 
Verwandten und Verſchwägerten des Kindes die Beſchwerde zuſteht. Diefe 
Vorſchrift iſt im öffentlichen Intereſſe zum Schutze der nicht geſchäftsfähigen 
Kinder gegeben; ſie begründet keinen privatrechtlichen Anſpruch, und von dem 
Uebergange des aus ihr hergeleiteten Beſchwerderechts auf die Erben des 
Beſchwerdeführers kann keine Rede ſein. Dieſe haben zwar, wenn ſie mit 
dem Kinde verwandt oder verſchwägert find, nach $ 57 Nr. 8 FGG. eben: 
falls ein Recht zur Beſchwerde. Dieſes Recht folgt aber unmittelbar aus 
den verwandſchaftlichen oder ſchwägerſchaftlichen Beziehungen und beruht nicht 
auf dem Erbrecht nach dem Beſchwerdeführer, wie es denn auch ſchon beſtand, 
als der Erbfall noch nicht eingetreten war. Hiernach unterliegt es keinen 
Bedenken, daß in einem familienrechtlichen Verfahren, bei dem es ſich um 
die Anwendung des 8 1666 BGB. handelt, die Beſchwerde ohne weiteres 
hinfällig wird, wenn der Beſchwerdeführer, der ſein Beſchwerderecht aus § 57 
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Nr. 8 5G. herleitet, verſtirbt. Für die Richtigkeit dieſer Anſicht ſpricht 
auch der Umſtand, daß der Beſchluß des Beſchwerdegerichts dem Beſchwerde⸗ 
führer gegenüber erſt mit der Zuſtellung an den Beſchwerdeführer Wirkſamkeit 
erlangt (§ 16 8G .), dieſer Erfolg aber nach dem Tode des Beſchwerde⸗ 
führers wegen der Unmöglichkeit einer ordnungsmäßigen Zuſtellung nicht mehr 
eintreten kann (vgl. auch Joſef im Recht 1906 S. 147, 151). 

Demgemäß iſt im vorliegenden Falle die Beſchwerde der Mutter durch 
deren inzwiſchen erfolgten Tod als erledigt anzuſehen. 


Berichtigung einer Eintragung, die im Geburtsregiſter eines örtlich un⸗ 
zuſtändigen Standesamts erfolgt iſt. Unzuläſſigkeit der Berichtigung durch 
Löſchung der Eintragung. 


88 15, 17, 65, 66 PStG. 
Kammergericht Berlin, 30. Juni 1911. — Bd. 11 S. 176. 


Im Geburtsregiſter des Standesamts G. Jahrgang 1890 iſt unter 
Nr. 47 die Geburt des Friedrich Karl B. beurkundet. B. iſt in der zum Bezirke 
des Standesamts Gr. Br. gehörenden Mühle Gr. Br. geboren. Sein Vater 
hatte zur Zeit der Geburt ſeinen Wohnſitz im Bezirke des Standesamts G. 

Bei Anmeldung des Geburtsfalls durch den Vater Guſtav B. lehnte 
angeblich der Standesbeamte von Gr. B. die Eintragung mit dem Bemerken 
ab, zuſtändig ſei der Standesbeamte des Wohnfiges. Der Standesbeamte von 
G. nahm dann die Anmeldung des Geburtsfalles entgegen. 


Nach Anhörung des Vaters hat der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes für 
den Landkreis G. bei dem Amtsgerichte den Antrag geſtellt, die Löſchung der 
Eintragung gemäß 88 65, 66 PStG. anzuordnen. 

Das Amtsgericht hat die beantragte Berichtigung abgelehnt. Die hier⸗ 
gegen eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte zurückgewieſen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen angeordnet, daß die Eintragung in dem Geburtsregiſter 
des Standesamtes G. Jahrgang 1890 Nr. 47 durch Beiſchreibung nachſtehenden 
Vermerkes zu berichtigen iſt: 


„Der Standesbeamte in G. war zur Beurkundung des nebenſtehend ver⸗ 
merkten Geburtsfalls nicht örtlich zuſtändig.“ 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Nach § 17 PStG. war der Standesbeamte von G. zur Beurkundung 
des Geburtsfalls in ſeinem Regiſter nicht zuſtändig, weil die Niederkunft der 
Mutter nicht in ſeinem Bezirke ſtattgefunden hatte. 

Die Zuſtändigkeit eines Standesbeamteu iſt gemäß §§ 1, 3 PStäG. 
ausſchließlich für den Bezirk begründet, für den er beſtellt iſt. Die Voraus⸗ 
ſetzungen für ſeine Tätigkeit müſſen in ſeinem Bezirk eingetreten ſein, damit 
eine nach $ 15 PStG. ordnungsmäßige Eintragung vorliegt (vgl. Hinſchius⸗ 
Boſchan, PSG. 1909 S. 456 Anm. 10 Abſ. 2 zu § 15). Kein anderer 
Standesbeamter als derjenige, in deſſen Bezirke diefe Vorausſetzungen ein⸗ 
getreten ſind, darf die Eintragung bewirken. In der Eintragung eines Geburts⸗ 
falls liegt zugleich die Erklärung, daß der amtshandelnde Standesbeamte nach 
den Vorſchriften des Perſonenſtandsgeſetzes örtlich zuſtändig war, die Anmeldung 
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entgegenzunehmen. Hat entgegen der Vorſchrift des § 17 ein unzuſtändiger 
Standesbeamter die Eintragung bewirkt, ſo entbehrt dieſe Eintragung der 
eigentümlichen ſonſt den Standesurkunden zukommenden Beweiskraft ($ 15), 
ohne daß jedoch dieſer weſentliche Mangel aus der Urkunde erkennbar wäre. 
Das Regiſter iſt mithin unrichtig. 

Die von dem Beſchwerdeführer begehrte Löſchung der Eintragung kann 
allerdings nicht angeordnet werden. Denn das Perſonenſtandsgeſetz kennt die 
Löſchung einer Eintragung überhaupt nicht. Das Kammergericht hatte zwar 
früher einmal im Falle der Rückberichtigung die Löſchung eines Randver⸗ 
merkes zugelaſſen (KGJ. 22 A, 48, 49). Dieſe auch von Sartorius, PStG. 
S. 399 Anm. d zu § 65, Hinſchius⸗Boſchan PStG. S. 590, 591 Anm. 5 zu 
SS 65, 66 Stölzel, PStG. S 152 Anm. 1 zu $ 65 vertretene Anſicht 
it aber ſpäter aufgegeben worden. Jede Berichtigung muß einen poſitiven 
Inhalt haben; ſie kann ſich nicht darauf beſchränken, daß eine Eintragung 
oder ein Randvermerk zu tilgen iſt (RIA. 7, 89; 10, 104). Hier hat 
der Berichtigungsvermerk lediglich zum Ausdruck zu bringen, daß der Standes⸗ 
beamte zur Entgegennahme der Anmeldung örtlich nicht zuſtändig war. Damit 
wird der Schein zerſtört, daß es ſich um die mit Beweiskraft verſehene Ur⸗ 
kunde eines zuſtändigen Standesbeamten handelt. 

Nicht zu entſcheiden iſt jetzt die Frage, auf welche Weiſe eine beweis⸗ 
kräftige Eintragung des Geburtsfalls anderweit noch herbeigeführt werden 
kann. Iſt von den nach §8 18 PStG. zur Anzeige verpflichteten und daher 
auch zu ihr berechtigten Perſonen noch jemand am Leben, ſo wird ſich unter 
entſprechender Anwendung des § 27 die nachträgliche Anmeldung und die 
Eintragung in dem richtigen Geburtsregiſter herbeiführen laſſen. Sind aber 
anzeigeberechtigte Perſonen nicht mehr am Leben, ſo wird ſich eine ordnungs⸗ 
mäßige Geburtsurkunde überhaupt nicht mehr herſtellen laſſen. Daraus mögen 
Schwierigkeiten in ſolchen Fällen entſtehen, in denen es auf den Beweis der 
Geburt oder der Abſtammung gerade durch Standesregiſterurkunden ankommt. 
Im übrigen aber wird die bei dem unzuſtändigen Standesbeamten bewirkte 
Anmeldung des Geburtsfalls immer noch einen Beweisgrund darſtellen, der 
für die richterliche Ueberzeugung verwertet werden kann. Jene ordnungs⸗ 
widrige Anmeldung iſt daher doch nicht ohne jede Bedeutung. 

Allerdings beweiſen nach $ 15 Abſ. 1 PStG. nur die ordnungsmäßig ge: 
führten Standesregiſter diejenigen Tatſachen, zu deren Beurkundung ſie be⸗ 
ſtimmt find. Der § 15 Abſ. 3 ſtellt das Urteil über die Beweiskraft einer 
Perſonenſtandsurkunde dann in das richterliche Ermeſſen, wenn nach Art 
und Form der Eintragung gegen das Geſetz verſtoßen iſt. Im vorliegenden 
Falle mag auch die abgeſchwächte Beweiskraft des $ 15 Abſ. 3 der Urkunde 
nicht zugute kommen. Dennoch behält ſie mindeſtens den Beweiswert, den 
eine privatſchriftliche Aufzeichnung einer zuverläſſigen Perſon haben würde; 
und auch aus dieſem Grunde erheben ſich gegen eine Löſchung gewichtige 
Bedenken. Der angeordnete Randvermerk war zwar noch nicht Gegenſtand 
des vor der Aufſichtsbehörde ſtattgehabten Verfahrens. Er konnte gleichwohl 
ohne Wiederholung dieſes Verfahrens angeordnet werden, da es ſich nur um 
eine etwas abweichende Durchführung der von der Aufſichtsbehörde erſtrebten 
Berichtigung handelt. 
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Mangelndes Beſchwerderecht des Nachlaßpflegers gegen eine im Erbſcheins⸗ 

verfahren ergangene Entſcheidung des Nachlaßgerichts, ſofern ſich der zu 

erteilende Erbſchein auf den Erbfall bezieht, in Anſehung deſſen die 

Nachlaßpflegſchaft augeordnet iſt. Anfechtung des durch die Rücknahme 

eines öffentlichen Teſtaments aus der amtlichen Verwahrung erfolgten 

Widerrufs; Erteilung eines Erbſcheins auf Grund einer Abſchrift des 
verloren gegangenen, zurückgenommenen Teſtaments. 


S 1960 BGB., 8 20 FGG.; 8 2078, 2254, 2256, 2355, 2356 BGB. 
Kammergericht Berlin, 26. Juni 1911. — Bd. 11 S. 178. 


Am 2. September 1899 errichtete Ernſt W. in H. vor dem dortigen 
Amtsgericht ein Teſtament durch Uebergabe einer verſchloſſenen Urkunde. Auf 
ſein Verlangen wurde es ihm am 18. Juni 1902 zurückgegeben. Am 
gleichen Tage überreichte er dem Gerichtsſchreiber des Amtsgerichts in H. 
einen verſchloſſenen Umſchlag in amtliche Verwahrung mit der Erklärung, daß 
dieſer ſein eigenhändiges Teſtament enthalte. Am 2. Juli 1902 ſtarb 
Ernſt W. Am 1. Oktober 1902 wurde das am 18. Juni 1902 in Ver⸗ 
wahrung gegebene Teſtament eröffnet. Es iſt datiert vom 15. Juni 1902. 
In ihm hat der Erblaſſer im § 1 ſeine Ehefrau Dorothea geb. W. als 
befreite Vorerbin eingeſetzt und im § 2 zum Nacherben auf den Ueberreſt den 
Kaufmann Paul H. ernannt. Zum Teſtamentsvollſtrecker iſt Friedrich B. ernannt. 
Dieſer hat das Amt angenommen, er iſt im Jahre 1906 geſtorben. 

Nachdem am 18. April 1910 die Ehefrau des Erblaſſers geſtorben 
war, beantragte Paul H. die Erteilung eines Erbſcheins nach Ernſt W. Das 
Nachlaßgericht erhob das Bedenken, daß das Teſtament vom 15. Juni 1902 
vom Erblaſſer nicht eigenhändig geſchrieben, ſondern nur unterſchrieben worden 
ſei. Der Antragſteller bezog ſich nunmehr auf eine Urkunde, die ſich ſelbſt 
als eine Abſchrift des am 2. September 1899 vom Erblaſſer W. errichteten 
Teſtaments bezeichnet, und die von ſeiten eines Sohnes des verſtorbenen 
Teſtamentsvollſtreckers zu den Teſtamentsakten eingereicht worden war. 

Laut dieſer Urkunde iſt im § 1 des Teſtaments Paul H. als Univerſalerbe 
eingeſetzt, während der Ehefrau des Erblaſſers nach $ 2 bis zu ihrem Tode der 
uneingeſchränkte Nießbrauch und die „vollkommenſte“, im einzelnen dargelegte 
Verwaltung zuſtehen ſoll. Im S 3 iſt Friedrich B. zum Teſtamentsvollſtrecker 
ernannt. In den Vermächtniſſen und einigen anderen Nebenbeſtimmungen finden 
ſich Abweichungen gegenüber dem Inhalte des Teſtaments vom 15. Juni 1902. 

Der Antragſteller focht in einer beim Nachlaßgericht am 30. Januar 
1911 eingegangenen Schrift die Rücknahme des Teſtaments vom 2. September 
1899 an, da der Erblaſſer zur Rücknahme dieſes Teſtaments durch die irrige 
Annahme beſtimmt worden ſei, daß das am gleichen Tage in Verwahrung 
gegebene Teſtament gültig ſei. 

Das Nachlaßgericht lehnt es ab, einen Erbſchein, ſei es auf Grund des 
„Teſtaments vom 15. Juni 1902 oder desjenigen vom 2. September 1899, 
zu erteilen. Auf die hiergegen eingelegte Beſchwerde hob das Landgericht 
den angefochtenen Beſchluß auf uud wies das Amtsgericht an, von den ge⸗ 
äußerten Bedenken, ſoweit ſie ſich auf das Teſtament vom 2. September 
1899 beziehen, Abſtand zu nehmen und über den Antrag auf Erteilung 
eines Erbſcheins anderweit zu entſcheiden. Hiergegen haben, nachdem am 
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21. April 1911 die Abſchrift des Teſtaments vom 2. September 1899 er: 
öffnet worden war, der Rechtsanwalt Dr. F. als Nachlaßpfleger für diejenigen, 
welche Erben des Erblaſſers Ernſt W. werden und der Gerichtsvollzieher G. 
als Nachlaßpfleger für diejenigen, welche Erben der Witwe Dorethea W. 
werden, weitere Beſchwerde mit dem Antrag eingelegt, unter Aufhebung des 
landgerichtlichen Beſchluſſes die Beſchwerde des Kaufmanns Paul H. gegen 
den Beſchluß des Nachlaßgerichts zurückzuweiſen. Das Kammergericht hat 
die weitere Beſchwerde zurückgewieſen. In den Gründen iſt ausgeführt: 

Die weitere Beſchwerde des Rechtsanwalts Dr. F. als des Pflegers 
über den Nachlaß des Ernſt W. ſcheitert ſchn an dem Mangel ſeiner Be⸗ 
ſchwerdeberechtigung. Zur Einlegung der weiteren Beſchwerde iſt nach § 20 
in Verbindung mit § 29 Abſ. 4 FGG. nur derjenige berechtigt, deſſen Recht 
durch die Entſcheidung des Landgerichts beeinträchtigt iſt. Einem Pfleger 
ſteht die Beſchwerde im eigenen Namen oder im Namen der von ihm Ver⸗ 
tretenen zu, je nachdem ſeine eigenen Rechte oder die der Vertretenen be⸗ 
einträchtigt find. Dr. F. iſt gemäß -$ 1960 Abſ. 2 BGB. für diejenigen, 
welche Erben des Ernſt W. werden, mit dem Wirkungskreis der Sicherung 
und der Verwaltung des Nachlaſſes zum Pfleger beſtellt. Nur innerhalb 
dieſes Wirkungskreiſes iſt er geſetzlicher Vertreter der Erben, und zwar nicht 
individuell beſtimmter Erben, ſondern des ideellen Erben, nämlich derjenigen 
Perſon (oder Mehrzahl von Perſonen), welche ſich ſchließlich als der wirkliche 
und endgültige Erbe herausſtellt. Außerhalb ſeiner Vertretungsmacht liegen 
daher mit Bezug auf den Erbfall, hinſichtlich deſſen die Nachlaßpflegſchaft 
angeordnet iſt, wie die Führung von Prozeſſen über das Erbrecht (Motive 5, 
550, 551), wie die Beſchwerde gegen eine Entſcheidung des Nachlaßgerichts 
über die Gültigkeit einer Erbſchaftsausſchlagung und wie der Antrag auf 
Erteilung eines Erbſcheines (KGJ. 40 A, 37), jo auch die Beſchwerde und die 
weitere Beſchwerde gegen eine im Erbſcheinsverfahren ergangene Entſcheidung des 
Nachlaßgerichts oder des Beſchwerdegerichts. Noch weniger kommt in dieſen 
Fällen, die das Erbrecht konkreter, vom Nachlaßpfleger nicht vertretener Perſonen 
betreffen, ein eigenes Recht des Nachlaßpflegers als verletzt in Betracht. 

Anders ſteht es mit der Beſchwerdeberechtigung des Nachlaßpflegers G., 
deſſen Wirkungskreis nach ſeiner Beſtallung die Sicherung und die Verwaltung 
des Nachlaſſes der Witwe Dorothea W., insbeſondere die Wahrung der Rechte 
dieſer Erblaſſerin an dem Nachlaß ihres Ehemanns, umfaßt. Dieſer Nachlaß⸗ 
pfleger iſt zur Einlegung der weiteren Beſchwerde dadurch berechtigt, daß laut 
dem Beſchluſſe des Landgerichts teſtamentariſche Nacherbfolge in dem Nachlaß 
des Ernſt W. eintritt, dieſer Nachlaß alſo dem Nachlaſſe der Witwe Dorothea W., 
zu dem er im Falle der geſetzlichen Beerbung des Ernſt W. (anſcheinend ganz 
und jedenfalls teilweiſe) gehören würde, entzogen wird. Durch eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung werden die Erben der Witwe, wer dieſe Erben auch ſein mögen, in ihrem 
Rechte beeinträchtigt. Die Abwendung dieſer Beeinträchtigung gehört zum Wir⸗ 
kungskreiſe des den unbekannten Erben der Witwe beſtellten Nachlaßpflegers. 

In der Sache ſelbſt iſt auch der weiteren Beſchwerde des Nachlaß⸗ 
pflegers der Erfolg zu verſagen. 

Dem Landgericht iſt zunächſt darin beizutreten, daß die Anfechtung der 
Rücknahme des Teſtaments vom 2. September 1899 wegen Irrtums rechtlich 
möglich iſt. Nach §S 2078 BGB. kann unter den dort angegebenen Voraus: 
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ſetzungen eine „letztwillige Verfügung“ angefochten werden. Als eine ſolche 
ſtellt ſich nicht nur die Errichtung, ſondern auch der Widerruf eines Teſtaments 
dar. Der Widerruf erfolgt nach §S 2254 BGB. durch Teſtament. Daneben 
find in den 88 2255, 2256 zwei andere Formen des Widerrufs zugelaſſen, 
nämlich die vorzugsweiſe für das eigenhändige Teſtament in Betracht kommende 
Vernichtung der Teſtamentsurkunde ($ 2255) und die Rücknahme eines 
öffentlichen Teſtaments aus der amtlichen Verwahrung ($ 2256). Im 
letzteren Falle tritt die Wirkung des Widerrufs mit der Rücknahme, d. h. der 
auf Verlangen des Erblaſſers erfolgten Rückgabe, ohne Rückſicht darauf ein, ob 
der Erblaſſer die Abſicht gehabt hat, das Teſtament aufzuheben. Dies ändert 
aber daran nichts, daß das von dem Geſetz einem Widerruf durch. Teſtament 
ſchlechthin gleichgeſtellte Rechtsgeſchäft der Rücknahme ſachlich, wie der Widerruf 
durch Teſtament, als eine letztwillige Verfügung zu behandeln iſt. Mängel im 
Willen des Erblaſſers, das Teſtament zurückzunehmen, wenn auch nicht der bloße 
Mangel des Aufhebungswillens, können hiernach gemäß den SS 2078 ff. BGB. 
die Anfechtung der Rücknahme begründen (vgl. Motive 5, 47, 302). 

Das Kammergericht führt ſodann aus, daß die allgemeinen Erforderniſſe 
der Anfechtung nach den 88 2080 bis 2082 BGB. vorliegen. Paul H. 
ſei zur Anfechtung berechtigt, da ihm, der in dem zurückgenommenen Teſta⸗ 
mente zum Erben oder richtiger Nacherben berufen ſei, die Aufhebung der 
Rücknahme unmittelbar zuſtatten komme ($ 2080). Die von ihm im 
Januar 1911 abgegebene Anfechtungserklärung genüge der Form der Vor⸗ 
ſchrift des 8 2081 Abſ. 1 BGB. Auch die Anfechtungsfriſt von einem 
Jahre (S 2082 BGB.) ſei gewahrt, da H. von dem Anfechtungsgrunde, 
der Nichtigkeit des von dem Erblaſſer für gültig gehaltenen Teſtaments vom 
15. Juni 1902, erſt im Herbſte 1910 Kenntnis erhalten habe. Das 
Teſtament vom 15. Juni 1902 ſei nichtig, weil es vom Erblaſſer nicht ſelbſt 
geſchrieben ſei. Die irrige Annahme, durch dieſes Teſtament die Erbfolge 
in gültiger Weiſe geordnet zu haben, aber habe den Erblaſſer zur Rücknahme des 
früheren Teſtaments beſtimmt oder, was zur Begründung der Anfechtung nach 
§ 2078 Abſ. 2 BGB. ausreiche (RGZ. 59, 33) wenigſtens mitbeſtimmt. 

Das Kammergericht fährt hierauf fort: 

Iſt die Anfechtung der Rücknahme des Teſtaments vom 2. September 
1899 hiernach begründet und die Rücknahme deshalb gemäß § 142 Abſ. 1 
BGB. nichtig, fo kann dieſes Teſtament auch die Grundlage für ein Erb⸗ 
ſcheinsverfahren bilden. Nach § 2355 und $ 2356 Abſ. 1 BGB. 
hat, wer die Erteilung eines Erbſcheins auf Grund einer Verfügung von 
Todes wegen beantragt, die Urkunde vorzulegen, auf der ſein Erbrecht beruht; 
iſt die Urkunde nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten zu 
beſchaffen, ſo genügt die Angabe anderer Beweismittel. Die hierzu in der 
weiteren Beſchwerde gemachte Ausführung, daß auch die letztere Vorſchrift das 
Vorhandenſein der Urkunde, die aus irgendwelchen Gründen nicht vorgelegt 
werden könne, vorausſetze, iſt abzulehnen. Sie widerſpricht dem unein⸗ 
geſchränkten Wortlaute des Geſetzes, nach dem die Unmöglichkeit der Bes 
ſchaffung der Urkunde auch darauf beruhen kann, daß die Urkunde verloren 
gegangen iſt, und dem auch für ſolche das Erbrecht an ſich unberührt laſſende Falle 
beſtehenden Bedürfniſſe nach einem Erbausweiſe. Es genügt demgemäß, wenn 
der Inhalt eines wirkſam gebliebenen, aber verloren gegangenen Teſtaments auf 
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irgendeine Weiſe zur Ueberzeugung des Nachlaßgerichts ($$ 2358, 2359 BGB.) 
oder des an ſeine Stelle tretenden Beſchwerdegerichts nachgewieſen wird. 

Im vorliegenden Falle hat das Beſchwerdegericht aus dem Papiere, der 
Handſchrift, einem neben der Unterſchrift befindlichen Siegelabdrucke, dem 
Inhalte der teſtamentariſchen Beſtimmungen und der Ueberreichung der „Ab⸗ 
ſchrift des am 2. September 1899 beim Königlichen Amtsgericht eingereichten 
Teſtaments“ durch einen Sohn des Teſtamentsvollſtreckers Friedrich B. ohne 
Rechtsirrtum feſtgeſtellt, daß die „Abſchrift“ eine von dem Erblaſſer ſelbſt 
gefertigte wortgetreue Kopie des Teſtaments vom 2. September 1899 iſt. 


Mangelnde ſachliche Zuſtändigkeit eines deutſchen Nachlaßgerichts für die 

Entlaſſung eines vom Erblaſſer ernannten Teſtamentsvollſtreckers, wenn 

der Erblaſſer zwar zur Zeit ſeines Todes ſeinen Wohnſitz im Inland 
hatte, aber nach ausländiſchem Rechte beerbt wird. 


Art. 25, 29 EG. z. BGB., § 73 FGG. | 
Kammergericht Berlin, 11, Juli 1911. — Bd. 11 S. 182. 


Am 6. September 1906 ſtarb der in Berlin wohnhafte Kaufmann 
K. V., der früher öſterreichiſcher Untertan geweſen, ſpäter aber aus dem 
öſterreichiſchen Staatsverband ausgeſchieden war, ohne eine andere Staats⸗ 
angehörigkeit zu erwerben. Er hinterließ neben ſeiner Witwe zwei minder⸗ 
jährige Kinder. In dem gemeinſchaftlichen Teſtamente vom 14. April 1906 
ſind A. L. und J. F. zu Teſtamentsvollſtreckern ernannt mit der Befugnis 
zur Verwaltung des Nachlaſſes, insbeſondere des dazu gehörenden Handels⸗ 
geſchäfts. Zwiſchen der Witwe und den Teſtamentsvollſtreckern kam es 1910 
zu Streitigkeiten, die ſchließlich dahin führten, daß die Witwe bei dem Amtsgerichte 
Berlin den Antrag ſtellte, die Teſtamentsvollſtrecker aus dem Amte zu entlaſſen. 

Das Amtsgericht lehnte den Antrag ab, das Landgericht wies die da⸗ 
gegen eingelegte Beſchwerde mit der Begründung zurück, daß nach Art. 25, 
29 EG. z. BGB. öſterreichiſches Recht anzuwenden und daher das Amts⸗ 
gericht Berlin nicht berufen ſei, als Nachlaßgericht tätig zu werden. Auch der 
weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt. In den 
Gründen wird ausgeführt: 

Ein Staatsvertrag über die Beerbung der beiderſeitigen Staatsangehörigen 
und die Nachlaßbehandlung iſt ſeitens des Deutſchen Reichs oder früher von 
Preußen mit Oeſterreich nicht abgeſchloſſen worden, es greift auch keines der 
bisherigen internationalen Haager Abkommen ein. Es iſt mithin aus den 
Grundſätzen des deutſchen Rechtes über die örtliche Abgrenzung der Rechts⸗ 
normen zu entnehmen, welches Recht auf den in Rede ſtehenden Erbfall zur 
Anwendung gelangt. Nach Art. 25 CG. z. BGB. wird, von der hier nicht 
in Betracht kommenden Einſchränkung des Satzes 2 abgeſehen, ein Ausländer, 
der zur Zeit ſeines Todes ſeinen Wohnſitz im Inlande hatte, nach den Ge⸗ 
ſetzen des Staates beerbt, dem er zur Zeit ſeines Todes angehörte. Nach 
Art. 29 aber werden die Rechtsverhältniſſe einer Perſon, die keinem Staate 
angehört, ſoweit die Staatsangehörigkeit entſcheidet, nach den Geſetzen des 
Staates beurteilt, dem die Perſon zuletzt angehört hat. Hiernach ſind vom 
Standpunkte des deutſchen Rechtes aus für die Beerbung des Kaufmanns 
K. V., der zuletzt Oeſterreicher geweſen iſt, die öſterreichiſchen Geſetze maß⸗ 
gebend. Ob dies mit Rückſicht darauf, daß der Erblaſſer zur Zeit ſeines 
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Todes die öſterreichiſche Staatsangehörigkeit aufgegeben hatte, vom dortigen 
Rechte vielleicht abgelehnt wird, iſt für die diesſeitige Beurteilung des Falles 
unerheblich. Dagegen iſt in Gemäßheit des im Art. 27 ausgeſprochenen 
Prinzips der Rückverweiſung zu prüfen, ob das öſterreichiſche Recht nach 
ſeinen Grundſätzen des internationalen Privatrechts etwa im vorliegenden 
Falle die Geltung ſeiner eigenen Sachnormen nicht beanſprucht, ſondern die 
Anwendung der deutſchen Geſetze vorſchreibt. Dies iſt jedoch nicht der Fall. 

Das Landgericht hat nun den Antrag auf Entlaſſung der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker in erſter Linie deswegen für unzuläſſig erklärt, weil dem angegangenen 
Berliner Gerichte die ſachliche Zuſtändigkeit als Nachlaßgericht fehle. Es befindet 
ſich dabei in Uebereinſtimmung mit den Entſcheidungen des Oberlandesgerichts 
Roſtock vom 16. Dezember 1902 (Böhms Zeitſchr. für intern. R. 13, 174 ff.) 
und des Kammergerichts vom 29. Dezember 1902 und 15. Mai 1908 
(KGJ. 25 A., 241; 36 A., 102.). In der Rechtslehre ſtehen auf dieſem 
Standpunkt u. a. Planck, Rausnitz, Dorner, insbeſondere aber Habicht⸗Greiff, 
Intern. Privatrecht S. 200 Anm. VI. zu Art. 25 EGz BGB. Abweichend 
hat das Oberlandesgericht Dresden in einem Beſchluſſe vom 20. Dezember 
1906 (OL GRſp. 14, 153) angenommen, daß die Vorſchrift des Art. 25 
EGBGB. ſich nur auf das materielle Erbrecht, nicht dagegen auf das Nach⸗ 
laßverfahren und folglich auch nicht auf die Zuſtändigkeit beziehe. Dieſe 
Auffaſſung wird in der Rechtslehre vorzugsweiſe von Niemeyer (Zeitſchr. für 
intern. R. 13, 23 ff.) und von Joſef (Zeitſchrift des deutſchen Notarvereins 
4, 202 und Kommentar z. FGG. S. 143 Zuſatz zu $ 73) vertreten. 

In der Begründung des kammergerichtlichen Beſchluſſes, Jahrb. 36 A., 
102, der die Streitfrage nicht ausdrücklich entſcheidet, ſondern nur die für 
beide Auffaſſungen geltend zu machenden Gründe gegen einander abwägt, iſt 
die Anſicht des Kammergerichts weſentlich mit auf die geſetzgeberiſchen Materialien 
geſtützt worden. Es iſt dort (S. 106) zunächſt durch Hinweis auf die 
Begründung des im Jahre 1888 fertig geſtellten Planckſchen Entwurfs 
eines Reichsgeſetzes, betreffend Angelegenheiten der nichtſtreitigen Rechtspflege 
(S. 39 zu § 55 des Entwurfs), dargelegt worden, daß das Geſetz ü. d. 
Angel. d. freiwill. Ger. (§ 73) nicht die Abſicht hat, die dem materiellen 
Rechte angehörende Frage zu entſcheiden, ob und inwieweit im einzelnen 
Falle bei vorhandenen Beziehungen zum Auslande die inländiſchen Gerichte 
überhaupt zur Wahrnehmung der dem Nachlaßgericht obliegenden Verrichtungen 
berufen ſind. Dieſe Auffaſſung, deren Richtigkeit die vorbezeichnete Dresdener 
Entſcheidung anfcheinend in Abrede ſtellen will, wird auch in der Rechtslehre 
(z. B. von Keidel, FGG. S. 217 Anm. 2 Abſ. 4 zu § 73) meiſt als 
zutreffend anerkannt. Das Kammergericht findet eine Beſtätigung dieſes Er⸗ 
gebniſſes in den Protokollen der Kommiſſion für die zweite Leſung des Ent⸗ 
wurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs (5, 693 ff.) über die Beratung des von 
dem beſchränkten Erbſcheine handelnden jetzigen 8 2369 BGB., in welchem 
die nur negative Faſſung der Vorausſetzung („. . .. . einer Erbſchaft, für 
die es an einem zur Erteilung des Erbſcheins — d. h. des regelrechten 
Vollerbſcheins — zuſtändigen deutſchen Nachlaßgerichte fehlt“) auf der An⸗ 
nahme beruht, es könne ſich ein Nachlaß vollſtändig im Inlande befinden 
und nach den Vorſchriften des internationalen Privatrechts doch das deutſche 
Nachlaßgericht nicht für die Behandlung des Nachlaſſes im ganzen zuſtändig 
ſein. Dieſe Aeußerungen der Materialien laſſen allerdings einen poſitiven 
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Schluß darauf, ob die Zuſtändigkeit des deutſchen Nachlaßgerichts dadurch hat 
bedingt ſein ſollen, daß das materielle Erbrecht ſich nach deutſchem Rechte 
regelt, noch nicht zu. Eine Aeußerung der Denkſchrift zn $ 73 FGG., aus 
der man anſcheinend einen weitergehenden Schluß nach dieſer Richtung ziehen 
könnte, nämlich der Satz: „die Vorſchrift des § 70 (jetzt § 73) Abſ. 8 
regelt den Gerichtsſtand für die Fälle, in denen nach dem internationalen 
Privatrechte der im Inlande befindliche Nachlaß eines Ausländers dem in⸗ 
ländiſchen Rechte unterliegt, es aber an einem nach § 70 Abſ. 1 zuſtändigen 
deutſchen Nachlaßgerichte fehlt“, wird im Hinblick auf das, was von Joſef 
(Zeitſchr. des deutſchen Notarvereins 4, 201 bis 204) über ihre mutmaßliche 
Entſtehung und ihre danach anzunehmende Beſchränkung auf beſondere Fälle, in 
denen die lex rei sitae entſcheidet, mitgeteilt wird, außer Betracht bleiben müſſen. 

Die Entſcheidung über die ſachliche Zuſtändigkeit des deutſchen Nachlaß⸗ 
gerichts läßt ſich mithin nur aus den Normen des internationalen Privatrechts 
gewinnen. Bei der Beratung des Art. 25 EGzBGB. iſt die Frage weder 
in der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs (Prot. 6, 72 ff.) noch in der Reichstagskommiſſion erörtert worden. 
Es bietet aber zunächſt ſchon der Wortlaut des Art. 25. einen Anhalt für 
die vom Kammergericht vertretene Anſicht. Wenn es dort heißt: „Ein Aus⸗ 
länder. . .. wird .. . . beerbt“, jo läßt ſich annehmen, daß in dieſer 
von der örtlichen Kolliſion der Rechtsnormen handelnden Vorſchrift den Worten 
„wird beerbt“, dieſelbe Bedeutung und Tragweite zukommt, wie in dem die 
Frage der zeitlichen Kolliſion regelnden Art. 213 den Worten „die erbrechtlichen 
Verhältniſſe“. Dies iſt um fo ſicherer, als im § 21 der von der erſten 
Kommiſſion für die Ausarbeitung des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſchloſſenen, 
urſprünglich nicht veröffentlichten Vorſchriften des internationalen Privatrechts 
(Prot. 6, 8 ff.) und in dem von der 2. Kommiſſion dem Bundesrate vor: 
gelegten Entwurf eines bürgerlihen Geſetzbuchs, Buch VI § 2386, auch 
bei der entſprechenden örtlichen Kolliſionsnorm der Ausdruck gebraucht war: 
„Die erbrechtlichen Verhältniſſe“, während der Gebhardſche Teilentwurf des 
Allgemeinen Teiles von 1881 im § 29 ſagte: „Der Uebergang des Ber: 
mögens eines Verſtorbenen auf die Lebenden beſtimmt ſich . ..“. Die 
Umarbeitung, die der Bundesrat an den Vorſchlägen der 2. Kommiſion für 
das internationale Privatrecht vorgenommen hat, iſt in dieſem Punkte ohne 
Bedeutung. Nun wird aber zu Art. 213 EGBGB. allgemein anerkannt, 
daß dort der Ausdruck „erbrechtliche Verhältniſſe“ im weiteſten Sinne zu 
verſtehen iſt, daß er insbeſondere nicht nur das materielle, fondern auch das 
formelle Erbrecht, alſo auch Zuſtändigkeit und Verfahren in Nachlaßſachen 
umfaßt (vgl. z. B. gerade mit Bezug auf 2227 BGB. RG. 46, 71; 
KGJ. 25 A., 75). Wird dieſer Grundſatz auf die örtliche Kolliſion der 
Rechtsnormen angewendet, ſo ergibt ſich, daß in Nachlaßſachen deutſches 
materielles Erbrecht mit deutſchem Verfahren, fremdes materielles Recht aber 
mit fremden Verfahren Hand in Hand gehen muß. Daß das deutſche Nach⸗ 
laßgericht nur deutſches Verfahren anzuwenden hat, wird auch von den 
Gegnern zugeſtanden; die Folge iſt dann aber, daß das deutſche Gericht ſich 
mit einem Nachlaſſe, der nach fremdem Verfahren zu behandeln ſein würde, 
überhaupt nicht zu befaſſen hat. Die Möglichkeit eines untrennbaren 
Zuſammenhanges zwiſchen materiellem Rechte und Verfahrungsvorſchriften gibt 
auch das Oberlandesgericht Dresden zu, ohne ſich darüber auszuſprechen, wie 
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es in ſolchen Fällen mit einem Nachlaſſe zu halten ſei, der materiell 
fremdem Erbrecht unterliegt. 

Außer dem Wortlaute des Art. 25 CGG. und ſeinem Zuſammen⸗ 
hange mit Art. 213 EGzBGB. ſprechen aber auch innere Gründe für die 
hier vertretene Anſicht. Die einheimiſche Behörde hat, ſoweit nicht Staats⸗ 
verträge geſchloſſen und durch ſie eine Gegenſeitigkeit verbürgt iſt, keinen 
Anlaß, abgeſehen von bloßen Sicherungsmaßregeln (KGJ. 25 A., 241), dem 
Nachlaß eines Ausländers ihren Schutz und ihre Bemühungen zuteil werden 
zu laſſen. Das nobile officium judicis, von dem Niemeyer S. 63 ſpricht, 
ſpielt, wo es ſich um Erforſchung des Geſetzesinhaltes handelt, keine Rolle. 
Verfehlt iſt aber auch der Hinweis dieſes Schriftſtellers (S. 24) und anderer 
Gegner darauf, daß in den Prozeßgeſetzen der Gerichtsſtand ohne Rückſicht 
auf die Staatsangehörigkeit geordnet ſei. Denn im Zivilprozeſſe wird der 
Gerichtsſtand nicht im Intereſſe des (ausländiſchen) Beklagten, ſondern zugunſten 
ſeiner (einheimiſchen) Gläubiger geſchaffen, und noch mehr gilt dies für den 
Gerichtsſtand im Konkursverfahren. Die Nachlaßbehandlung aber bezweckt 
und fördert in erſter Linie das Beſte der Erben, die in der Regel ebenfalls 
Ausländer ſein werden, wenn der Erblaſſer dies war. Ein weiterer innerer 
Grund iſt, daß nicht — wie Niemeyer S. 28, 29 und das Oberlandesgericht 
Dresden annehmen — einfach darüber hinweg gegangen werden kann, ob das 
Recht des Heimatſtaates die Zuſtändigkeit des deutſchen Nachlaßgerichts und 
die Wirkſamkeit ſeiner Amtshandlungen in der Heimat des Erblaſſers anerkennt 
oder nicht. Ergibt ſich aus dem fremden Rechte klar, daß dieſe Vorausſetzung 
zutrifft, daß alſo das Heimatrecht die ausſchließliche Zuſtändigkeit der dortigen 
Behörde in Anſpruch nimmt, fo ſteht ſchon der Wortlaut des Art. 25 EGz BGB. 
jener Annahme entgegen. Aber auch da, wo es an einem klaren Rechtsſatze 
dieſes Inhalts fehlt, iſt ſchon ein Zweifel über die Anerkennung diesſeitiger 
Amtshandlungen im Heimatſtaate geeignet, die Unterlaſſung des Einſchreitens 
der deutſchen Behörde zu rechtfertigen. 

Die Gründe, die von der Gegenſeite geltend gemacht werden, ſind nicht 
als erheblich anzuerkennen. Der Einwand, daß die fragliche Einſchränkung in 
der Faſſung des $ 73 FGG. nicht zum Ausdrucke gelangt ſei, iſt unbegründet, 
weil bei der Faſſung der neuen deutſchen Geſetze abſichtlich nur deren Geltung 
im Inlande berückſichtigt, ihre Anwendbarkeit in Fällen der örtlichen Kolliſion 
der Rechtsnormen aber außer Betracht gelaſſen iſt (Niemeyer S. 23). Der 
Hinweis darauf, daß es bei Sterbefällen von Ausländern im Inland eines 
ſofortigen und durchgreifenden Schutzes bedürfe, wie er von der entfernten 
Heimatsbehörde und auch von dem etwa vorhandenen Konſul nicht in aus⸗ 
reichendem Maße gewährt werden könne, erledigt ſich damit, daß auch nach 
der Anſicht des Kammergerichts alle Maßnahmen, die auf die Sicherung des 
Nachlaſſes abzielen, alſo nicht nur die Siegelung und Verzeichnung des Nachlaſſes, 
Hinterlegung, Beſtellung eines Pflegers, ſondern auch die Sorge für die Ab⸗ 
lieferung und vorläufige Verwahrung von Teſtamenten, dem deutſchen Nachlaß⸗ 
gericht auch dann obliegen, wenn materiell ſremdes Erbrecht anzuwenden 
und daher im allgemeinen die Zuſtändigkeit des deutſchen Gerichts zu verneinen 
iſt (zu vgl. KGJ. 25 A., 241 und wegen des inneren Grundes für dieſe Aus⸗ 
nahme noch Habicht⸗Greiff S. 200 Anm. VI 1 zu Art. 25 EGz BGB.). 
Wenn aber eben deswegen gegen die diesſeitige Auffaſſung der Vorwurf 
mangelnder Folgerichtigkeit erhoben und behauptet wird, man könne hier von 
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„ſachlicher Zuſtändigkeit“ überhaupt nicht ſprechen, ſo iſt auch dies nicht 
begründet. Eine ſachliche Zuſtändigkeit kann ſehr wohl in Anſehung einzelner 
Verrichtungen des Nachlaßgerichts beſtehen, in Anſehung anderer Verrichtungen 
dagegen nicht. Ueberdies leidet die von Niemeyer (S. 27) und Joſef (S. 205, 
206 und Komm. zum FGG. Zuſatz zu § 73) befürwortete anderweitige 
Formulierung der Frage, ob in den fraglichen Fällen dem deutſchen Nachlaß⸗ 
gerichte die ſämtlichen ihm nach inländiſchem Geſetze zugewieſenen Verrichtungen 
obliegen oder aber einzelne dieſer Verrichtungen deshalb zu unterbleiben haben, 
weil materiell ausländiſches Recht zur Anwendung kommt, an dem Mangel, 
daß dabei unbeantwortet bleibt, ob und inwieweit der deutſche Nachlaßrichter 
etwa ſolche Verrichtungen auszuführen hat, die nicht das deutſche, wohl aber 
das fremde Recht der Nachlaßbehörde zuweiſt. Der Einwand endlich, daß 
nach der Auffaſſung des Kammergerichts der deutſche Nachlaßrichter auch im 
inländiſchen Rechtsverkehre bei jedem Sterbefall erſt prüfen und von Amts wegen 
($ 12 FGG.) feſtſtellen müſſe, ob der Erblaſſer Deutſcher und das das Gericht 
deswegen zum Einſchreiten berufen ſei, daß dadurch aber — ſelbſt für die bloße 
Entgegennahme von Erklärungen der Nachlaßbeteiligten — große Verzögerung 
und ſogar Rechtsunſicherheit verurſacht werde, bedarf im Hinblick auf die 
regelmäßigen Lebens⸗ und Geſchäftsverhältniſſe keiner ernſtlichen Widerlegung. 

Das Kammergericht hält aus dieſen Gründen an der bisher bereits von 
ihm vertretenen grundſätzlichen Auffaſſung feſt. Es ſieht ſich daran auch nicht 
mit Bezug auf § 28 Abi. 2, 3 FGG. durch die Entſcheidung des Ober⸗ 
landesgerichts Dresden vom 20. Dezember 1906 behindert. Denn dieſe 
Entſcheidung betrifft die Erteilung eines Erbſcheins und ftügt ſich auch in ihrer 
Begründung auf die vermeintliche Beſonderheit des Erbſcheins als eines bloßen 
Zeugniſſes über ein vorhandends Erbrecht. Dieſe Erwägung trifft im vor⸗ 
liegenden Falle jedenfalls nicht zu, wo die Entlaſſung des Teſtamentsvollſtreckers 
durch das Nachlaßgericht in Frage ſteht, alſo eine Befugnis bezw. Obliegenheit 
des Nachlaßgerichts, die gerade dem neuen deutſchen Rechte eigentümlich iſt 
und bei der materielles Recht und Verfahren nicht von einander zu trennen ſind. 

Es ergibt ſich hieraus die Zurückweiſung der weiteren Beſchwerde, ohne 
daß auf den materiellen Inhalt des öſterreichiſchen Rechtes und auf die tat⸗ 
ſächlichen Anführungen der Beſchwerdeführerin einzugehen iſt. 


Abgeſonderte Veräußerungen von Haupt⸗ und Zweigniederlaſſung. 
8$ 22, 30 HGB., 8 28 FGG. 
Reichsgericht, 1. Zivilſenat, 20. September 1911. 
Veröffentlicht RG. Bd. 77 S. 60. 
Mangelnde Befugnis der Staatsbehörde, die Ueberſendung der Protokoll⸗ 


bücher einer eingetragenen Genoſſenſchaft zur Einſichtnahme an ihrem 
Amtsſitze zu verlangen. 


§ 47 Gens. 
Kammergericht Berlin, 21. April 1911. — Bd. 11 S. 191. 


Der Regierungspräſident in O. verlangte von dem Vorſtand einer einge⸗ 
tragenen Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht in S., daß ihm das Proto⸗ 
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kollbuch der Genoſſenſchaft, deſſen Einſichtnahme durch einen beſonderen Kom⸗ 
miſſar ihm aus praktiſchen Gründen Schwierigkeiten bereitete, eingeſendet würde. 


Da der Vorſtand dieſem Verlangen nicht nachkam, fo forderte ihn der 
Regiſterrichter auf Antrag des Regierungspräſidenten durch Verfügung vom 
21. Januar 1911 unter Androhung einer Ordnungsſtrafe auf, das Protokoll⸗ 
buch einzureichen, Der gegen dieſe Verfügung eingelegte Einſpruch wurde 
zurückgewieſen. Die hiergegen erhobene Beſchwerde wurde verworfen. Auf 
die ſofortige weitere Beſchwerde des Vorſtandes hat das Kammergericht unter 
Aufhebung der Vorentſcheidungen den Einſpruch der Genoſſenſchaft für be⸗ 
gründet erklärt und die Verfügung des Regiſtergerichts vom 21. Januar 
1911 aufgehoben. In den Gründen wird ausgeführt: 


Die Auslegung, die die Vorinſtanzen der Vorſchrift des §8 47 Gens. 
geben, kann nicht gebilligt werden. Der § 47 ſtimmt wörtlich überein mit 
dem § 45 des GenG. vom 1. Mai 1889, der wiederum dem Abſ. 2 des 
§ 35 des GenG. vom 4. Juli 1868 nachgebildet worden iſt. Die letzt⸗ 
gedachte Vorſchrift iſt zürückzuführen auf Abſ. 2 des § 33 des preußiſchen 
Gen. vom 27. März 1867, wo zum erſten Male ausgeſprochen wurde, 
daß die Einſicht des die Beſchlüſſe der Generalverſammlung enthaltenden 
Protokollbuchs „jedem Genoſſenſchafter und der Staatsbehörde geſtattet werden“ 
müſſe. In den Motiven des Entwurfs zu dieſem preußiſchen Geſetze iſt zur 
Rechtfertigung der Vorſchrift folgendes angeführt: „Da die Staatsregierung 
die Generalverſammlung nicht unter Kontrolle geſetzt hat, ſo iſt es erſorderlich, 
ihr die Mittel zur Erlangung der Ueberzeugung zu gewähren, daß die General⸗ 
verſammlungen nicht zu Verhandlungen benutzt werden, welche außerhalb des 
Zweckes der Genoſſenſchaft liegen. Deshalb iſt die Führung eines Protokoll⸗ 
buchs über die Beſchlüſſe und Geſtattung der Einſicht desſelben durch die 
Staatsbehörde im letzten Satze des § 33 vorgeſchrieben.“ Die zur Vor⸗ 
bereitung des Geſetzentwurfs eingeſetzte Kommiſſion des Preußiſchen Abge⸗ 
ordnetenhauſes kam zunächſt zu dem Ergebniſſe, daß zu einer Aufficht des 
Staates über die Genoſſenſchaften ein Anlaß nicht vorliege und ſtrich deshalb 
im § 33 Abf. 2 die Worte „und der Staatsbehörde“. Da die Staats: 
regierung aber Wert auf Beibehaltung der Vorſchriſt in der urfprünglichen 
Faſſung legte, ſo fügte die Kommiſſion die geſtrichenen Worte wieder ein 
und hob in ihrem Nachtragsbericht hervor, daß ſie nunmehr, abweichend von 
ihrem früheren Entwurf, „auch der Staatsbehörde die Einſicht in die Protokoll⸗ 
bücher geſtatten wolle“. 

Die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes zeigt, daß man der Staatsbehörde 
bei der Einſichtnahme in das Protokollbuch der Genoſſenſchaft nicht mehr 
Rechte beilegen wollte, als den Genoſſen, die in erſter Linie für befugt erklärt 
ſind, das Buch einzuſehen. Daß aber die Genoſſen nicht verlangen können, 
daß ihnen das Protokollbuch zum Zweck der Einſichtnahme zugeſandt wird, 
unterliegt keinem Bedenken und wird auch von den Vorinſtanzen nicht ver⸗ 
kannt. Die Annahme des Landgerichts, daß die Staatsbehörde der Genoſſen⸗ 
ſchaft gegenüber eine andere Stellung einnehme als der einzelne Genoſſe, 
kann, ſoweit das Recht der Einſichtnahme in das Protokollbuch in Frage 
kommt, nicht für zutreffend erachtet werden. Es kann hierbei dahingeſtellt 
bleiben, ob der Regierungspräſident als „Auſſichtsbehörde“ gegenüber der 
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Genoſſenſchaft anzuſehen iſt. Denn ſelbſt wenn man dies mit dem Land⸗ 
gericht annehmen wollte, ſo würde daraus keineswegs folgen, daß der 
Regierungspräſident befugt wäre, ſeine Aufſichtsrechte in weiterem Umfange 
geltend zu machen, als dies das Geſetz vorſieht. Das Geſetz ſpricht aber nur 
davon, daß die Genoſſenſchaft der Staatsbehörde „die Einſicht in das Prato⸗ 
kollbuch zu geſtatten“ habe; es verlangt alſo nicht, daß die Genoſſenſchaſt 
eine Handlung, wie etwa die Ueberſendung des Buches, vorzunehmen habe, 
um der Staatsbehörde die Einſichtnahme des Buches an ihrem Sitze zu er⸗ 
möglichen. Die Genoſſenſchaft hat hiernach nur in ihrem Geſchäftslokal eine 
Einſicht der Staatsbehörde zu dulden, nicht aber eine Tätigkeit zu entfalten, 
die der Behörde die Möglichkeit verſchafft, auch außerhalb des Geſchäfts⸗ 
lokals der Genoſſenſchaft Kenntnis vom Inhalte des Protollbuches zu nehmen. 

Mögen alſo auch ſonſt der Staatsbehörde gegenüber der Genoſſenſchaſt 
gewiſſe allgemeine Auſſichtsrechte zuſtehen, fo find doch jedenfalls dieſe Rechte 
infoweit geſetzlich begrenzt, als die Befugnis zur Einſichtnahme des Protokoll⸗ 
buchs in Frage kommt. 

Hinzu kommt, daß die Ueberſendung des Protokollbuchs an die Staats⸗ 
behörde inſofern zu praktiſchen Unzuträglichkeiten führen kann, als dann das Buch 
während der Zeit, wo es ſich bei der Staatsbehörde befindet, der Einſicht durch 
die Genoſſen entzogen iſt; es würde mithin während dieſes Zeitraums das Recht 
der Genoſſen auf jederzeitige Einſichtnahme in das Buch vereitelt werden. 

Mit Recht weiſt aber auch die Beſchwerdeführerin darauf hin, daß die 
ähnlich lautenden Vorſchriften anderer Geſetze (3. B. § 31 Abſ. 2 des 
preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 30. Juni 1909) in der Verwaltungs⸗ 
praxis dahin ausgelegt werden, daß die beteiligten Behörden, die von ihnen 
zu prüfenden Akten, Bücher und Schriftſtücke an Ort und Stelle einzuſehen 
haben und deren Ueberſendung an ihren Amtsſitz nicht verlangen können. 
Endlich werden auch die ſonſtigen Vorſchriften der Reichs⸗ und Landesgeſetze, 
die gewiſſen Behörden oder Privatperſonen ein Recht auf Einſichtnahme in 
Akten, Urkunden u. dgl. gewähren (z. B. 58 79, 716, 810 BGB.; 88 9, 
267, 302 HGB.; § 34 FGG.; Art. 52 Pr.), ſowohl in der Praxis 
der Gerichte (ROHG. 7, 75) wie auch in der Literatur dahin gedeutet, daß die 
Einſicht lediglich dort zu erfolgen habe, wo ſich die Akten uſw. regelmäßig befinden. 


Zuläſſigkeit von Reklamezuſätzen zu einer Firma. 
§ 18 Abſ. 2 HGB., S 1 UnlWG. 
Kammergericht Berlin, 21. April 1911. — Bd. 11 S. 193. 


Im Handelsregiſter in D. iſt die Firma „Schuhhaus Das muß man 
ſehen Adolf S.“ und als deren Inhaber Adolf S. eingetragen. „Die Ver⸗ 
einigung der Schuhwarenhändler von D.“ erſuchte das Landgericht gemäß 
§ 143 366 von Amts wegen die Löſchung des Zuſatzes „Das muß man 
ſehen“ anzuordnen. Das Landgericht leitete darauf von Amts wegen das 
Löſchungsverfahren gemäß § 143 Abſ. 1 ein und ſetzte dem S. eine Friſt von 
4 Tagen zur Geltendmachung eines Widerſpruchs gegen die beabſichtigte Löſchung. 
Der von S. erhobene Widerſpruch wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. Auf 
die hiergegen von S. eingelegte „weitere“ Beſchwerde hat das Kammergericht 
den Beſchluß des Landgerichts aufgehoben. In den Gründen iſt ausgeführt: 
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Da das Landgericht von der ihm durch § 143 Abſ. 1 FGG. eingeräumten 
Befugnis Gebrauch gemacht und an Stelle des Regiſtergerichts von Amts 
wegen die Löſchung angeordnet hat, ſo ſtellt ſich das Rechtsmittel nichts als 
weitere Beſchwerde, ſondern gemäß § 143 Abſ. 2 als erſte und zwar „ſo⸗ 
fortige“ Beſchwerde dar. Der Beſchwerde kann der Erfolg nicht verſagt werden. 

Dahingeſtellt kann bleiben, ob nicht die Entſcheidung des Landgerichts 
ſchon inſofern rechtsirrtümlich iſt, als nur die Löſchung der ganzen Firma, 
nicht aber bloß eines Zuſatzes hätte angeordnet werden können („Recht“ 1906, 
1270, Nr. 3738 OL GRſp. 6, 341; RIA. 9, 92.) 

Denn jedenfalls läßt ſich die Löſchungsanordnung auf die Vorſchriften des 
8 18 Abſ. 2 HGB. und des S 1 UWG. nicht ſtützen. 

Nach S 18 Abi. 2 HGB. darf der Firma eines Einzelkaufmanns kein 
Zuſatz beigefügt werden, der geeignet iſt, eine Täuſchung über die Art oder 
den Umfang des Geſchäfts oder die Verhältniſſe des Geſchäftsinhabers herbei⸗ 
zuführen; dagegen ſind Zuſätze, die zur Unterſcheidung der Perſon oder des 
Geſchäfts dienen, geſtattet. Hiernach ſind als Firmenzuſätze auch reine Reklame⸗ 
bezeichnungen, d. h. Angaben, die den Firmeninhaber oder deſſen Geſchäft in 
möglichſt vorteilhafter oder auffallender Weiſe zu beſtimmen geeignet ſind, 
grundſätzlich nicht ausgeſchloſſen. Allerdings hatte das Reichsgericht (RG. 
3, 165) ſowohl wie auch das Kammergericht (KGJ. 10, 14) die ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift des Art. 16 Abſ. 2 Satz 2 des allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs dahin ausgelegt, daß reine Reklamezuſätze nicht ſtatthaft 
ſeien, weil ſie zur näheren Bezeichnung der Perſon oder des Geſchäfts nicht 
dienen könnten. Dieſe Rechtsauffaſſung kann gegenüber der geänderten Faſſung 
der Beſtimmung im § 18 Abſ. 2 HGB. keine Bedeutung mehr beanſpruchen. 
Denn nunmehr ſind, ſofern nicht die beſonderen Vorausſetzungen des § 18 
Abſ. 2 Satz 1 gegeben find, alle Zuſätze geſtattet, die zur Unterſcheidung der 
Perſon oder des Geſchäfts dienen. Daß Reklamezuſätze ſehr wohl geeignet 
ſein können, das Geſchäft oder den Geſchäftsinhaber von anderen kaufmänniſchen 
Unternehmungen oder deren Inhabern unterſcheidbar zu machen, kann nicht 
zweifelhaft ſein. Nur inſofern ſind ſolche Zuſätze unzuläſſig, als ſie nicht nur 
der Anpreiſung dienen, ſondern zugleich falſche und zur Täuſchung des Publi⸗ 
kums geeignete Angaben über geſchäftliche oder perſönliche Verhältniſſe des 
Firmeninhabers enthalten. Auf dieſem Standpunkte ſteht auch die Denkſchrift 
zum Entwurf eines Handelsgeſetzbuchs. Es heißt dort Seite 36: „Die Klagen, 
daß die Firmenzuſätze vielfach marktſchreieriſche Anpreiſungen und tatſächlich 
falſche, zur Täuſchung geeignete Angaben enthalten, ſind indeſſen allgemein, 
und wenngleich bereits das Geſetz über den unlauteren Wettbewerb dieſem 
Mißbrauch entgegentritt, ſo erſcheint es doch zweckmäßig, im Handelsgeſetz⸗ 
buche noch beſonders alle Firmenzuſätze zu verbieten, die geeignet ſind, eine 
Täuſchung über die Art oder den Umfang des Geſchäfts oder die Verhältniſſe 
des Geſchäftsinhabers herbeizuführen.“ 

Der hiernach klar erkennbare Wille des Geſetzgebers ging mithin dahin, 
lediglich dem Grundſatze der Firmenwahrheit durch die Vorſchrift des S 18 
Abſ. 2 zum Siege zu verhelfen, nicht aber Zuſätze auszuſchließen, die zwar 
eine lebhafte Anpreiſung des Geſchäfts und ſeiner Waren bedeuten, ſich aber 
mit der tatſächlichen Sachlage nicht in Widerſpruch ſetzen und zur Täuſchung 
des Publikums daher nicht führen können. Auch die einſchlägige Literatur 
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ſteht überwiegend (Staub, HG. [8] I, 128, 129; Makower HGB. [13] 
1, 103; Opet in der 3 HR. Bd. 49 S. 86) auf dem Standpunkt, das ein 
Reklamezuſatz nicht lediglich deshalb, weil er eine Anpreiſung enthält, von 
der Möglichkeit als Unterſcheidungsmittel zu dienen, ausgeſchloſſen ſei. Die 
vereinzelt (vgl. Cohn, Handels- und Genoſſenſchaftsregiſter [3.] 68) ver⸗ 
tretene gegenteilige Auffaſſung wird auch von der Praxis der Regiſtergerichte 
nicht geteilt; insbeſondere finden ſich im Handelsregiſter des Amtsgerichts 
Berlin⸗Mitte zahlreiche Firmen mit reinen Reklamezuſätzen, wie z. B. bei 
Auskunftsbureaus „Cito“, „Durch Recht zum Licht“, bei einem Toiletten⸗ 
ſeifengeſchäft „Behalt mich lieb“, bei Schuhwarenhäuſern „Berliner Chic“, 
„Tip Top“ u. dgl. Auch das Landgericht verkennt die Zuläſſigkeit von 
Reklamezuſätzen an ſich nicht. Wenn es aber meint, daß der Zuſatz „Das 
muß man ſehen“ den Eindruck erwecke, als ob es ſich um eine in Aufmachung 
und vorteilhaftem Angebot ganz außergewöhnliche Schuhwarenhandlung handele, 
ſo kann dem nicht gefolgt werden. Das Kammergericht, dus vorliegend über 
eine erſte Beſchwerde zu entſcheiden hat und deshalb an die tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des Vorderrichters nicht gebunden, vielmehr zur freien Beurteilung 
des Sachverhalts in der Lage iſt, vermag in dem gedachten Zuſatze nicht 
mehr zu erblicken, als eine im geſchäftlichen Konkurrenzkampf übliche Rede⸗ 
wendung, deren reiner Reklamecharakter unſchwer erkennbar iſt. Bei Zuſätzen 
der gedachten Art wird man nicht leicht zu der Annahme kommen, daß das 
in dieſer Weiſe angeprieſene Unternehmen beſonders ſehenswert ſei und ſich 
vor ähnlichen Betrieben durch Vorzüge auszeichne, die eine beſonders günſtige 
Kaufgelegenheit darſtellten. Beſonders in Großſtädten pflegt erfahrungsgemäß 
von zahlreichen Geſchäften eine ausgedehnte Reklame betrieben zu werden, die 
durch Mittel verſchiedener Art, insbeſondere auch durch Gebrauch hochtönender 
und übertriebener Redewendungen wie „noch nie dageweſen“, „außergewöhnlich 
billig“, „konkurrenzlos“ und dgl. die Aufmerkſamkeit des Publikums zu er⸗ 
wecken beſtimmt ſind. Die Uebertreibung, die ſolchen Anpreiſungen zugrunde 
liegt, iſt für jedermann bei ſachgemäßer Würdigung der Umſtände ohne 
weiteres erſichtlich (RGZ. 52, 3; BadRpr. 1907, 298, Nr. 115). 

Die Löſchung der Firma läßt ſich aber auch nicht im Hinblick auf die 
Vorſchriften des Wettbewerbgeſetzes rechtfertigen. Der Senat hat bereits in 
dem zum Abdruck im Jahrbuche beſtimmten Beſchluſſe vom 8. April 1911 
(RIA. 11, 114) ausgeſprochen, daß der Regiſterrichter lediglich zur Ueber⸗ 
wachung der Einhaltung der firmenrechtlichen Vorſchriften des Handelsgeſetz⸗ 
buchs berufen iſt und nicht nachzuprüfen hat, ob eine Firma gegen die Be⸗ 
ſtimmungen des Wettbewerbgeſetzes verſtößt. An dieſer Rechtsauffaſſung iſt 
auch gegenwärtig feſtzuhalten. Ueber die Frage, ob eine Firma unlauterem 
Wettbewerbe dienen ſoll, kann daher nur im Prozeßweg entſchieden werden. 

Hiernach liegt bezüglich der Firma des Beſchwerdeführers ein Mangel einer 
weſentlichen Vorausſetzung im Sinne des § 142 Abſ. 1 FGG. nicht vor. Die 
Entſcheidung des Landgerichts, die zu Unrecht die Löſchung des Firmenzuſatzes 
„Das muß man ſehen“ angeordnet hat, mußte daher aufgehoben werden. 


Rechtliche Natur einer Perſonenvereinigung, die unter einer gemeinſamen 
Firma ein Handelsgewerbe betreibt; Verpflichtung, ſie als offene Handels⸗ 
geſellſchaft in das Handelsregiſter eintragen zu laſſen, auch wenn ihre 
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Firma nicht den Vorſchriften des S 19 HGB. eutſpricht und die Haftung 
der Mitglieder im Geſellſchaftsvertrag auf eine beſtimmte Einlage be⸗ 
ſchränkt iſt. 


SS 6, 19, 105, 106 HGB. | 
Kammergericht Berlin, 23. Juni 1911. — Bd. 11 S. 200. 


In P. beſteht ein Verein unter der Bezeichnung „P.er Beamten⸗Ver⸗ 
einigung“ zwecks Förderung der Wohlfahrt der Vereinsmitglieder in wirt⸗ 
ſchaftlicher Beziehung, insbeſondere durch Einkauf von Lebens⸗ und Wirtſchafts⸗ 
bedürfniſſen im großen und Abgabe im kleinen an die Mitglieder. Nach 
§ 6 der Satzungen iſt der Geſchäftsanteil jedes Mitglieds auf 15 M. feſt⸗ 
geſetzt und beſtimmt, daß über den Geſchäftsanteil hinaus kein Mitglied für 
etwaige Verluſte im Geſchäfte haftbar gemacht werden könne. Nach § 38 
der Satzungen erfolgt der Verkauf von Waren ausſchließlich an Mitglieder; 
doch dürfen die in der Vereinsbäckerei hergeſtellten Backwaren auch an Nicht⸗ 
mitglieder verkauft werden. Der Warenumſatz der Vereinigung betrug im 
Jahre 1909/1910 1760000 M. der Warengewinn im Jahre 1908/1909 
190 924 M. 13 Pf. und der Bäckereigewinn 147 332 M. 42 Pf. 

Das Regiſtergericht forderte durch Verfügung vom 9. März 1911 die 
Vereinigung auf, das Unternehmen binnen drei Wochen bei Vermeidung einer 
Ordnungsſtrafe von 30 M. als offene Handelsgeſellſchaft zur Eintragung 
anzumelden oder Einſpruch zu erheben. Der Einſpruch der Vereinigung wurde 
durch Beſchluß des Regiſtergerichts vom 30. März 1911 verworfen. 

Auf die ſofortige Beſchwerde der Vereinigung hob das Landgericht den 
Beſchluß des Regiſtergerichts auf. Auf die hiergegen eingelegte weitere Be⸗ 
ſchwerde der Handelskammer in P. hat das Kammergericht unter Aufhebung 
des Beſchluſſes des Landgerichts die ſofortige Beſchwerde der P.er Beamten⸗ 
Vereinigung gegen den Beſchluß des Regiſtergerichts zurückgewieſen. In den 
Gründen iſt ausgeführt: 

Die Eintragung der P.er Beamten⸗Vereinigung in das Handelsregiſter 
kann nur dann erzwungen werden, wenn und inſoweit dieſe Vereinigung ſich 
als eine Handelsgeſellſchaft im Sinne des Handelsgeſetzbuchs darſtellt. Denn 
nach $ 6 Abſ. 1 HGB. finden die in betreff der Kaufleute gegebenen Vor⸗ 
ſchriften, insbeſondere auch über die Verpflichtung zur Anmeldung einer Firma 
zum Handelsregiſter, nicht etwa auf alle Perſonenvereinigungen ohne Aus⸗ 
nahme, ſondern nur auf die Handelsgeſellſchaften Anwendung. Da die in 
Rede ſtehende Vereinigung zweifellos nicht zu den Vereinen gehört, welchen — 
wie den Aktiengeſellſchaften, den Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, den Ge⸗ 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung und den eingetragenen Genoſſenſchaften— 
das Geſetz ohne Rückſicht auf den Gegenſtand des Unternehmens die Eigenſchaft 
eines Kaufmanns beilegt, ſo kann ſie als Handelsgeſellſchaſt nur angeſehen 
werden, wenn und ſoweit ſie ein Handelsgewerbe betreibt. Von einem Handels⸗ 
gewerbe kann aber nur die Rede fein, wenn der Betrieb mit der Abſicht, 
Gewinn zu erzielen, unternommen iſt und er eine ſtändige Einnahmequelle 
bilden ſoll. Solche Abſicht liegt bei der Beamten⸗Vereinigung jedenfalls in⸗ 
ſoweit nicht vor, als ſie bezweckt, ihren Mitgliedern Waren für ihren eigenen 
Bedarf zu möglichſt billigen Preiſen zu beſchaffen. Denn die bei den Ver⸗ 
käufen an die Mitglieder erzielten Gewinne werden nach § 43 der Satzungen, 


— 126 — 


Soweit fie nicht dem Reſervefonds zuzuführen oder zu Abſchreibungen an Be 
ſtandteilen des Vereinsvermögens oder zu anderen Zwecken zu verwenden ſind, 
an die Mitglieder nach Verhältnis ihres Einkaufs verteilt. Dieſe Gewinne 
bilden daher keine den Mitgliedern aus einem Handelsgewerbe zufließende 
Einnahme, ſondern Erſtattung eines Teils des von ihnen für die Waren ent⸗ 
richteten Preiſes (RGSt. 5, 113; RIA. 2, 19; OL GRſp. 2, 122). 
Anders iſt aber die Rechtslage inſoweit, als die Vereinigung die in der Vereins⸗ 
bäckerei hergeſtellten Backwaren auch an Nichtmitglieder verkauft. Die bei 
dieſen Verkäufen erzielten Gewinne können, wenn ſie an die Vereinsmitglieder 
ausgezahlt werden, nicht als Rückzahlung desjenigen Teils des Kaufpreiſes 
gelten, der urſprünglich zu hoch angeſetzt war. Denn die Kaufpreiſe, die zu 
dieſem Gewinnergebniſſe geführt haben, ſind von Nichtmitgliedern entrichtet 
worden. Hiernach hat das Landgericht mit Recht angenommen, daß die Ver⸗ 
einigung, ſoweit ſie in ihrem Bäckereibetrieb mit Nichtmitgliedern in Geſchäfts⸗ 
verkehr tritt, ein Gewerbe betreibt. Es kann aber auch weiter keinem Be⸗ 
denken unterliegen, daß die Vereinigung, ſoweit ſie Backwaren an Nichtmitglieder 
verkauft, ein Handelsgewerbe im Sinne des § 1 Abſ. 2 Nr. 1 HGB. betreibt. 
Denn der Bäcker ſchafft Mehl, Butter, Eier u. dgl. an und veräußert dieſe 
Waren wieder, nachdem er fie zu Brot, Kuchen u. dgl. verarbeitet hat (NOHG. 
4, 240). Hiernach iſt der Zweck der Vereinigung, ſoweit der Bäckereibetrieb 
ſich auch auf Nichtmitglieder erſtreckt, auf den Betrieb des Handelsgewerbes 
gerichtet und, da die Vereinigung als Geſellſchaft im Sinne der $$ 705 ff. 
BGB. anzuſehen iſt, ſo würden die ſämtlichen Vorausſetzungen für eine offene 
Handelsgeſellſchaft im Sinne des §S 105 HGB. gegeben ſein, falls der Betrieb 
unter gemeinſchaftlicher Firma ſtattfindet und bei keinem der Geſellſchafter die 
Haftung gegenüber den Geſellſchaftsgläubigern beſchränkt iſt. Daß das Unter⸗ 
nehmen unter der gemeinſchaftlichen Firma „P.er Beamten⸗Vereinigung“ geführt 
wird, kann nicht zweifelhaft ſein. Dieſe Firma entſpricht allerdings nicht den 
Vorſchriften, die im §8 19 Abi. 1 HGB. für die Bildung der Firma einer 
offenen Handelsgeſellſchaft ergangen find. Dieſer Umſtand ift aber für die 
Frage, ob eine Perſonenvereinigung als offene Handelsgeſellſchaft anzuſehen 
iſt, ohne Belang (Bolze Bd. 2 Nr. 1095; RGSt. 24, 261; Recht 1908 
S. 388 Beil. 2 Nr. 2282). 

Das Landgericht glaubt nun aber der Vereinigung die Rechtsnatur einer 
offenen Handelsgeſellſchaft um deswillen abſprechen zu ſollen, weil nach § 6 
der Satzungen die Haftung der Mitglieder auf die Einlage bejchräuft und 
ausdrücklich beſtimmt ſei, daß über den Geſchäftsanteil hinaus kein Mitglied 
für etwaige Verluſte im Geſchäfte haftbar gemacht werden könne. Zu dieſer 
Zuſatzbeſtimmung ſei, ſo meint das Landgericht, der Wille der Mitglieder, 
eine mit unbeſchränkter Haftung verbundene offene Handels geſellſchaft nicht 
gründen zu wollen, klar zum Ausdrucke gelangt, und dieſer Wille müſſe re⸗ 
ſpektiert werden. Dieſen Ausführungen des Landgerichts kann nicht beigetreten 
werden. Denn hierbei iſt überſehen, daß die unbeſchränkte Haftung der Ge⸗ 
ſellſchafter gegenüber den Geſellſchaftsgläubigern ohne weiteres kraft Geſetzes 
eintritt, falls die ſonſtigen Vorausſetzungen einer offenen Handelsgeſellſchaft 
vorliegen. Durch Statutenvorſchriften läßt ſich dieſe unbeſchränkte Haftung 
nicht beſeitigen. Derartige Satzungsbeſtimmungen, wonach die Haftung der 
Mitglieder auf ihre Einlagen beſchränkt ſein ſoll, haben daher Bedeutung nur 


— 127 — 


im inneren Verhältnis der Geſellſchafter untereinander; dies gilt jedenfalls 
inſoweit, als das Unternehmen handelsgewerblichen Charakter hat. Daß die 
Mitglieder, wie das Landgericht meint, gar nicht beabſichtigt hätten, ſich in 
Form einer Handelsgeſellſchaft am geſchäftlichen Leben zu beteiligen, geht fehl. 
Denn im § 38 Abſ. 2 der Satzungen iſt ausdrücklich hervorgehoben, daß 
die in der Vereinsbäckerei hergeſtellten Backwaren auch an Nichtmitglieder ver⸗ 
kauft werden dürfen. Damit haben aber die Mitglieder deutlich zu erkennen 
gegeben, daß ſie ſich nicht lediglich auf die Förderung ihrer wirtſchaftlichen 
Stellung durch Einkäufe und Verkäufe unter ſich ſelbſt beſchränken, ſondern 
auch zu Zwecken der Gewinnerzielung auf den allgemeinen Handelsmarkt treten 
und dort in freiem Wettbewerbe mit anderen Gewerbetreibenden Waren an 
das Publikum ohne Einſchränkung abſetzen würden. Damit ſind ſie aber ein⸗ 
getreten in den großen allgemeinen handelsgewerblichen Verkehr und müſſen 
es ſich deshalb gefallen laſſen, nunmehr auch allen denjenigen Rechtsſätzen 
unterworfen zu werden, die für das Handelsgewerbe gelten. Es mag ſein, 


daß ſich die Mitglieder der Tragweite der im § 38 Abſ. 2 enthaltenen Statuten: 


vorſchrift nicht bewußt geworden ſind und angenommen haben, daß die im 
S 6 vorgeſehene Haftungseinſchränkung ſich auch auf den handelsgewerblichen 
Zweig des Unternehmens erſtrecke. Dieſe rechtsirrtümliche Auffaſſung würde 
aber keineswegs geeignet ſein, den klar zum Ausdrucke gelangten Willen der 
Beteiligten, ein Handelsgewerbe unter einer gemeinſchaftlichen Firma zu be⸗ 
treiben, zu beſeitigen. Dieſer in die Tat umgeſetzte Wille genügt aber, wie 
gezeigt, die unbeſchänkte Haftung der Mitglieder gegenüber den Geſellſchafts⸗ 
gläubigern jedenfalls inſoweit zu begründen, als das Unternehmen handels⸗ 
gewerblichen Charakter aufweiſt. Ein gegenteiliger Rechtszuſtand würde zu 
einer durch nichts gerechtfertigten Bevorzugung der nicht rechtsfähigen Vereine 
führen. Denn dieſe würden dann in der Lage fein, ſich beliebig mit handels⸗ 
gewerblichen Betrieben zu befaſſen, ohne alle die Verpflichtungen zu über⸗ 
kommen, die ſonſt jeder hat, der am Erwerbsleben auf dem Gebiete des 
Handels teilnehmen will. Die Folge würde ſein, daß die Kaufleute allgemein 
ſich zu nicht rechtsfähigen Vereinen zuſammenſchließen und ſodann frei von 
allen Feſſeln, die ihnen das Handelsrecht im Intereſſe des Verkehrs auferlegt, 
am handelsgewerblichen Leben ſich beteiligen und große Gewinne erzielen 
würden, ohne der Gefahr einer uneingeſchränkten Inanſpruchnahme ſeitens 
der Geſellſchaftsgläubiger ausgeſetzt zu ſein; für ſolche von nicht rechtsfähigen 
Vereinen — vielleicht in ſehr großem Umfange — betriebenen handelsgewerb⸗ 
lichen Unternehmungen würden dann auch alle im Intereſſe der Ordnung 
und Ueberſichtlichkeit der Geſchäftsführung und der Klarheit der rechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe kaufmänniſcher Unternehmungen erlaſſenen Vorſchriften über die Firma, 
das Handelsregiſter, die kaufmänniſche Buchführung, die Bilanzziehung u. dgl. 
nicht gelten. Daß ſolche Zuſtände unhaltbar wären, und daß dadurch die 
geſamte Kauſmannſchaft, die genötigt iſt, ſich bei ihrem Geſchäftsbetrieb allen 
Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über die Firma, den Regiſterzwang, die 
Pflicht zur kaufmänniſchen Buchführung uſw. anzupaſſen, aufs ſchwerſte ge⸗ 
ſchädigt würde, bedarf keiner Ausführung. Wer daher ſich auf dem allgemeinen 
Handelsmarkt im freien Wettbewerb am Güterumſatze beteiligen und hierbei 
Gewinn erzielen will, kann dies — mag er eine Einzelperſon oder eine Per⸗ 
ſonenvereinigung ſein — nur in der Weiſe, daß er ſich den Vorſchriften des 
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Handelsgeſetzbuchs unterwirft. Deshalb müſſen auch nicht rechtsfähige Vereine, 
wenn und inſoweit ſie ein Handelsgewerbe betreiben, eine vom Handelsrechte 
zur Wahl geſtellte beſtimmte Geſellſchaftsform annehmen; tft nichts weiter be 
ſtimmt, ſo kann als Geſellſchaftsform lediglich die offene Handelsgeſellſchaft 
in Frage kommen, die der Geſetzgeber als Grund⸗ und Regelform einer Handels⸗ 
geſellſchaft angeſehen hat. Wollen nicht alle Geſellſchaſter den Gläubigern 
unbeſchränkt haften, jo müſſen fie eine andere Geſellſchaftsform, z. B. die der 
Kommanditgeſellſchaftsform wählen oder verſuchen, für ihr Unternehmen juriſtiſche 
Perſönlichkeit zu erlangen; ſie können aber, wie wiederholt zu betonen iſt, 
ſich ihrer unbeſchränkten Haftbarkeit nicht dadurch entziehen, daß ſie eine nur 
beſchränkte Haftung vereinbaren. 

Mit dem hier gewonnenen Ergebniſſe ſtimmt auch die herrſchende Meinung 
in der Rechtslehre überein: vgl. insbeſondere den Aufſatz von Sachan „Der nicht 
rechtsfähige Verein als Unternehmer eines Handelsgewerbes“ in 35 R. 56, 
444 ff., insbeſondere 473 ff., Lindemann⸗Lindemann, Der nicht rechtsfähige Verein, 
Berlin 1910 S. 59, 60, Lehmann, Lehrbuch des Handelsrechts S 283; |. OLG.⸗ 
Rſpr. 15, 305; die vereinzelt, z. B. von Gierke im Arch BürgR. 19, 136 
vertretene gegenteilige Anſicht kann nicht gebilligt werden. Wenn das Landge⸗ 
richt zur Unterſtützung ſeiner abweichenden Stellungnahme darauf hinweiſt, daß 
die zahlreichen Beamten, die Mitglieder der P.er Beamten⸗Vereinigung ſeien, 
bei der hier als richtig bezeichneten Rechtsauffaſſung als Kaufleute mit allen 
Rechten und Pflichten anzuſehen ſeien, ſo iſt dies in dieſer Allgemeinheit nicht 
zutreffend. Denn die Kaufmannseigenſchaft reicht nur ſo weit, als das Handels⸗ 
gewerbe betrieben wird. Wer ſich alſo im handelsgewerblichen Leben nach irgend⸗ 
einer Richtung hin betätigt, iſt deshalb noch nicht in jeder Beziehung Kaufmann. 
Deshalb ſind auch hier die Beamten nur inſoweit, als ſie offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaſter find, Kaufleute im übrigen aber fehlt ihnen die Kaufmannseigenſchaſt 
(RG. 31, 348; ROG. 16, 380; 14, 210, RG. bei Gruch. 54, 404). 

Hiernach mußte die Entſcheidung des Landgerichts, die auf unrichtigen 
rechtlichen Erwägungen beruht, aufgehoben werden. Mit Recht hat ſomit das 
Amtsgericht die Vereinigung als offene Handelsgeſellſchaft angeſehen, indem es 
auch die Vollkaufmannseigenſchaften des Unternehmens im Hinblick auf die Aus⸗ 
kunft der Handelskammer bejaht hat. Nicht angängig wäre es, etwa nur den 
Bäckereibetrieb oder gar dieſen nur inſoweit, als er ſich auf Nichtmitglieder 
erſtreckt, zu betrachten und die Regiſterpflicht der Vereinigung nur auf dieſen 
Betrieb zu beſchränken, vorausgeſetzt, daß dieſer für ſich allein Vollkaufmanns⸗ 
charakter hätte. Denn der Bäckereibetrieb ſteht mit den übrigen Zweigen des 
Unternehmens derart in einem Zuſammenhange, daß er von ihnen wirtſchaſt⸗ 
lich nicht zu trennen iſt und daher mit ihnen eine wirtſchaftliche Einheit bildet. 
Iſt hiernach von der Einheitlichkeit der Vereinigung auszugehen, ſo kann dieſe 
nur als eine offene Handelsgeſellſchaft in allen ihren Beziehungen angeſehen 
werden; Entſch. d. RGZ. 32, 34. Das Amtsgericht hat ſomit mit Recht 
die Anmeldung des Unternehmens als offene Handelsgeſellſchaft verlangt und 
folgerichtig den Einſpruch der Vereinigung verworfen. 
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Umfang des Prüfungsrechts des Regiſterrichters bei der Eintragung der 
Beſtellung eines Prokuriſten für eine Aktiengeſellſchaft. 
88 28, 32 BGB., 88 232, 238 HGB. 


Kammergericht Berlin, 12. Mai 1911. — Bd. 11 S. 195. 


Am 10. März 1911 meldete der durch zwei Vorſtandsmitglieder ver⸗ 
tretene Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft zur Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter an, daß K. zum Prokuriſten beſtellt ſei mit der Befugnis, in Ge⸗ 
meinſchaft mit einem Vorſtandsmitglied oder mit einem Prokuriſten die Firma 
der Geſellſchaft zu zeichnen. Der Anmeldung waren beigefügt eine Aus: 
fertigung des notariellen Protokolls über eine gemeinſame Sitzung des Auf: 
ſichtsrats und Vorſtandes der Geſellſchaft vom 28. Februar 1911 und eine 
Firmenzeichnung fowie Namensunterſchrift des K. 

Das Regiſtergericht beanſtandete die Anmeldung unter Friſtſetzung mit 
der Begründung, daß nur zwei Vorſtandsmitglieder bei der Beſchlußfaſſung 
über die Beſtellung des Prokuriſten mitgewirkt hätten und es noch gemäß 
§ 32 Abſ. 2 BGB. erforderlich ſei, daß die übrigen Vorſtandsmitglieder 
der Beſtellung des Prokuriſten zuſtimmten. 

Die Beſchwerde der Geſellſchaft wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Ent⸗ 
ſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Regiſtergericht zurück⸗ 
verwieſen. 

Die Vorinſtanzen haben gegen die Grundſätze verſtoßen, die für das 
Prüfungsrecht und die Prüfungspflicht des Regiſterrichters bei Anmeldungen 
zum Handelsregiſter zu beobachten ſind. Es iſt freilich nicht in Abrede zu 
ſtellen, daß der Regiſterrichter auch bei Eintragungen, die wie die Beſtellung 
eines Prokuriſten nur beurkundende Bedeutung haben, ein gewiſſes Prüfungs⸗ 
recht in bezug auf die Richtigkeit der zur Eintragung angemeldeten Tatſachen 
hat. Hiernach wird man dem Regiſterrichter nicht zumuten dürfen, daß er 
angemeldete Tatſachen, deren Unwahrheit gerichtskundig iſt, oder gar nicht 
beſtehende Rechtsverhältniſſe in das Handelsregiſter einträgt und ſo wiſſentlich 
zur Täuſchung des Publikums mitwirkt. Ergeben ſich für ihn erhebliche Be⸗ 
denken gegen die Richtigkeit angemeldeter Tatſachen, ſo wird er ſie nicht ohne 
weiteres unberückſichtigt laſſen dürfen, ſondern ihre Aufklärung verſuchen 
müſſen. Darüber hinaus aber geht ſeine Prüfungspflicht nicht; insbeſondere 
kann er nicht ohne beſondere Veranlaſſung oder auf bloße Vermutungen hin 
eine Anmeldung beanſtanden und von den Anmeldenden einen Nachweis für 
die Richtigkeit ihrer Erklärungen verlangen; vielmehr wird er dieſe regelmäßig 
ohne weiteres als wahrgemäß anzunehmen haben. 

Wendet man dieſe im Anſchluß an die Denkſchrift zum Entwurf eines 
Handelsgeſetzbuchs (S. 25) vom Kammergericht in ſtändiger Rechtſprechung 
(KGJ. 30 A4, 109; 39 A, 122) entwickelten Grundſätze auf den vorliegenden 
Fall an, ſo ergibt ſich, daß der Regiſterrichter nicht befugt war, die Richtig⸗ 
keit der Beſtellung des Prokuriſten nachzuprüfen. Er mußte allerdings den 
Nachweis fordern, daß der Aufſichtsrat feine Zuſtimmung zu der Prokura⸗ 
erteilung gegeben hatte (K GJ. 22 A, 111). Dagegen mußte er ſich damit 

Blätter f. Rechtspfl. LIX. N. F. XXXIX. Freiw. Gerichtsbark. 9 | 
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begnügen, daß die Anmeldung der Prokura vom Vorſtand in der Zuſammen⸗ 
ſetzung bewirkt wurde, in der er nach § 15 des Statuts auch ſonſt die Ge⸗ 
ſellſchaft mit Rechtswirkung gegen Dritte zu vertreten befugt iſt. Dies folgt 
aus dem oben erörterten Geſichtspunkte, daß der Regiſterrichter auf die 
Prüfung der formalen Vorausſetzungen, die das Geſetz für die Eintragung 
verlangt, beſchränkt iſt. Meldeten alſo die zur Vertretung der Bank be⸗ 
rechtigten Vorſtandsmitglieder die Prokuraerteilung an, ſo war damit eine 
nach außen wirkſame Beſtellung des Prokuriſten dargetan (58 232, 238 
HGB). Es bedurfte daher nicht des weiteren Nachweiſes, daß die Erteilung 
der Prokura auch im inneren Verhältniſſe des Vorſtandes zur Aktiengeſellſchaft 
wirkſam erfolgt ſei. Der Regiſterrichter iſt nicht berechtigt, zu prüfen, ob der 
Vorſtand bei der Beſtellung die ſeiner Beſugnis nach innen gezogenen 
Schranken eingehalten hat. Denn ſelbſt wenn der Vorſtand unter Außer⸗ 
achtlaſſung der SS 28 ff. BGB. den Prokuriſten nicht ordnungsgemäß beſtellt 
haben ſollte, ſo würde trotzdem die von den vertretungsberechtigten Vorſtands⸗ 
mitgliedern erfolgte Beſtellung des Prokuriſten auch ohne Eintragung gegenüber 
jedem Dritten wirken. Darum muß auch das Regiſtergericht, das die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Geſellſchaft insbeſondere für Dritte klarzuſtellen hat, die Er⸗ 
teilung der Prokura eintragen. 

Ob der Regiſterrichter befugt wäre, die Eintragung dann abzulehnen, 
wenn er weiß, daß die Beſtellung des Prokuriſten der Geſellſchaft gegenüber, 
alſo im Innenverhältniſſe, nicht wirkſam erfolgt iſt, kann dahingeſtellt bleiben. 
Denn davon, daß im vorliegenden Falle der Regiſterrichter dieſe Kenntnis 
gehabt habe, kann keine Rede ſein 

Die hier vertretene Rechtsauffaſſung wird auch in der Literatur allgemein 
geteilt; ſie allein wird auch den Bedürfniſſen der Praxis gerecht, die es mit 
Recht als eine nicht zu rechtfertigende Beläſtigung empfinden müßte, wenn 
der Vorſtand von Aktiengeſellſchaften genötigt wäre, bei der Anmeldung von 
Prokuraerteilungen in allen Fällen auch den Nachweis zu erbringen, daß der 
Beſtellung des Prokuriſten ein ordnungsmäßig zuſtande gekommener Beſchluß 
des Vorſtandes zugrunde liegt. 

Somit mußten die Vorentſcheidungen aufgehoben werden. 


Prüfung des Herganges der Gründung einer Aktiengeſellſchaft durch be⸗ 

ſondere Reviſoren, wenn ein Mitglied des Vorſtandes oder des Auſſichts⸗ 

rats zu den geſetzlichen Vertretern einer als Gründer auftretenden jnriftifchen 

Perſon gehört. Fortbeſtehen der Verpflichtung zur Einreichung des Prüfungs⸗ 

berichts nach Eintragung der Aktiengeſellſchaft in das Haudelsregiſter. Vor⸗ 

ansſetzung eines Ordnunngsſtrafverfahrens gegen die ſtellvertreteuden Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft. 


SS 14, 192, 198, 195, 319 HGB., $ 132 FGG. 
Kammergericht Berlin, 23. Juni 1911 — Bd. 11 S. 205. 


Durch notariellen Vertrag vom 5. April 19 10 baben der Königlich Preußiſche 
Fiskus, der Herzoglich Braunſchweigiſche Staatsfiskus, die Kreiſe und die Stadt: 
gemeinden G. und N. ſowie neun Dorfgemeinden und der Amtsrat F. die Klein⸗ 
bahnaktiengeſellſchaft G. — N. errichtet. Als Aufſichtsratsmitglieder find die Land: 
räte der Kreiſe G. und N., der Bürgermeiſter B. in N. und verſchiedeue Orts⸗ 
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ſchulzen der beteiligten Dorfgemeinden gewählt worden. In den Vorſtand find der 
Erſte Bürgermeiſter in N., der Bürgermeiſter in G. und der Diplomingenieur T. 
als ordentliche Mitglieder, der Stadtverordnete F. in N. und der Beige⸗ 
ordnete A. in G. als ſtell vertretende Mitglieder gewählt worden. Am 9. Juni 
1910 iſt die Aktiengeſellſchaft in das Handelsregiſter in N. eingetragen worden. 
Durch Verfügung vom 18. Februar 1911 hat das Regiſtergericht den vor⸗ 
ſtehend genannten Perſonen als den Aufſichtsrats⸗ und Vorſtandsmitgliedern 
ſowie den Vertretern der bezeichneten Korporationen als den Teilnehmern an 
der Geſellſchaftsgründung aufgegeben, den Bericht beſonderer Reviſoren über 
den Gründungshergang nebſt den übrigen im $ 195 Abſ. 2 Nr. 5 HGB. 
bezeichneten Urkunden zur Vermeidung einer Ordnungsſtrafe von 10 M. 
bis ſpäteſtens den 28. April 1911 dem Regiſtergerichte zu überreichen oder 
die Unterlaſſung mittels Einſpruchs zu rechtfertigen. Den von ſämtlichen Be⸗ 
teiligten rechtzeitig erhobenen Einſpruch hat das Regiſtergericht verworfen und 
die angedrohte Strafe gegen jeden Beteiligten ſeſtgeſetzt. Die hiergegen einge⸗ 
legten Beſchwerden ſind vom Landgericht zurückgewieſen worden. Auf die 
weiteren Beſchwerden der Beteiligten hat das Kammergericht nur hinſichtlich der 
beiden ſtellvertretenden Mitglieder des Vorſtandes die Strafverfügung des 
Regiſtergerichts aufgehoben. In den Gründen iſt ausgeführt: 

Das Rechtsmittel der Mehrzahl der Beſchwerdeführer kann keinen Erfolg 
haben. Zunächſt iſt den Voriſtanzen darin beizutreten, daß eine Prüfung des 
Herganges der Gründung durch beſondere Reviſoren notwendig war. Nach 
§ 192 HGB. haben die Mitglieder des Vorſtandes und des Aufſichtsrats 
bei Gründung einer Aktiengeſellſchaft den Hergang der Gründung zu prüfen. 
Gehört jedoch ein Mitglied des Vorſtandes oder des Aufſichtsrats zu den Gründern 
oder hat ſich ein Mitglied einen beſonderen Vorteil oder für die Gründung 
oder deren Vorbereitung eine Entſchädigung oder Belohnung ausbedungen oder 
liegt ein Fall des § 186 Abſ. 2 (Vereinbarung von Sacheinlagen oder 
Sachübernahmen) vor, ſo hat außerdem eine Prüfung durch beſondere Reviſoren 
ſtattzufinden. Mit Recht nehmen die Vorinſtanzen an, daß hier ein Fall 
vorliegt, in dem einzelne Vorſtands⸗ oder Auſſichtsratsmitglieder zu den 
Gründern der Geſellſchaſt gehören. Allerdings hat der vorliegende Fall die 
Beſonderheit daß bei der Gründung der Geſellſchaft, abgeſehen von dem Amts⸗ 
rat F., nur juriſtiſche Perſonen beteiligt ſind, die als ſolche das nur phyſiſchen 
Perſonen offenſtehende Amt eines Mitgliedes des Vorſtandes oder des Auf⸗ 
ſichtsrats nicht übernehmen können. Daraus folgt aber noch keineswegs, daß 
die beſonderen geſetzlichen Vorſchriften, die für den Fall einer Perſonenidentität 
zwiſchen Gründern der Geſellſchaft einerſeits, Mitgliedern des Vorſtandes und 
des Aufſichtsrats andererſeits erlaſſen find, auf juriſtiſche Perſonen, die als 
Gründer auftreten, keine Anwendung zu finden haben; vielmehr müſſen im 
Sinne des $ 192 HGB. die geſetzlichen Vertreter der gründenden juriſtiſchen 
Perſonen den Gründern ſelbſt gleichgeſtellt werden. Dies ergibt ſich ſchon aus 
dem Zwecke der geſetzgeberiſchen Beſtimmungen über die Prüfung des Gründungs⸗ 
herganges. Eine ſolche Prüfung iſt zuerſt durch das Geſetz vom 18. Juli 1884, 
betreffend die Kommandttgeſellſchaften auf Aktien und die Aktiengeſellſchaften, 
eingeführt worden. Dieſes Geſetz wollte den bei der Gründung und Ver⸗ 
waltung von Aktiengeſellſchaften hervorgetretenen, dem Publikum zur Schädigung 
gereichenden Uebelſtänden Abhilfe ſchaffen und das tief erſchütterte Vertrauen 
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zur Aktiengeſetzgebung durch deren Aenderung wiederherſtellen. Zu den Zielen 
des Geſetzes gehörte deshalb, wie der amtliche Entwurf ausdrücklich hervorhebt, 
auch das Beſtreben, das Verfahren der Gründung ſo zu geſtalten, daß die 
Gründer gegenüber der zu gründenden Geſellſchaft hervortreten und dieſer ſelbſt⸗ 
tätig eine ſachliche Prüfung und Entſchließung ermöglicht wird; ferner ſollte 
die Verantwortlichkeit der bei der Gründung unmittelbar und mittelbar Beteiligten 
ſowie der mit der Verwaltung und Beauſſichtigung betrauten Perſonen zivilrechtlich 
und ſtrafrechtlich verſchärft werden. Als ein beſonders geeignetes Mittel, un⸗ 
lauteren Vorkommniſſen bei der Gründung vorzubeugen und das Publikum über 
die Verhältniſſe des Unternehmens aufzuklären, wurde die ſchon für das Gründungs⸗ 
ſtadium vorgeſchriebene Einſetzung des Vorſtandes und Aufſichtsrats und die be 
ſondere Prüfung des Gründungsherganges durch dieſe Geſellſchaftsorgane an⸗ 
geſehen. Soweit aber die Gründer ſelbſt in den Vorſtand oder Auſſichtsrat 
eintreten würden, erklärte die Geſetzesbegründung es für geboten, diejenige 
Tätigkeit, welche den genannten Organen im Gründungsſtadium zufällt, in 
gleicher Weiſe anderen Perſonen als Stellvertretern zu übertragen. Dem⸗ 
gemäß enthielt der Geſetzentwurf im Artikel 209f die Beſtimmung, daß die 
Mitglieder des Vorſtandes und des Aufſichtsrats den Hergang der Gründung 
zu prüfen haben und zu dem Behufe für Mitglieder, welche zugleich Gründer 
ſind oder ein nicht in Geld beſtehendes Vermögensſtück eingelegt oder über⸗ 
laſſen oder ſich einen beſonderen Vorteil ausbedungen haben, Stellvertreter 
beſtellt werden müſſen. Dieſer Geſetzesvorſchlag wurde demnächſt in der Reichs⸗ 
tagskommiſſion einer ſehr lebhaften Erörterung unterzogen. Seitens der Majori⸗ 
tät, die ſich auf den Boden der Geſetzes vorlage ſtellte, wurde hervorgehoben, 
daß die Prüfung des Gründungsherganges durch die erſten Mitglieder des 
Vorſtandes und des Aufſichtsrats, auch wenn dieſe von den Gründern nicht 
ganz unabhängig ſeien, unter allen Umſtänden wertvoll ſei, da auf dieſe Weiſe 
den Mitgliedern des Vorſtandes und des Auſſichtsrats vorgehalten werde, ſie 
dürften ſich auf die Sache nicht einlaſſen, ohne ſich von dem geſetzmäßigen 
Verhalten der Gründer ſowie davon zu überzeugen, daß die Geſellſchaft nicht 
in ungerechtfertiger Weiſe übervorteilt ſei. Hinſichtlich der Stellvertretung für 
die bei der Gründung intereſſierten Mitglieder des Vorſtandes und des Auf⸗ 
ſichtsrats beſchloß indes die Kommiſſion, das Stellvertretungsprinzip aufzu⸗ 
geben und ſtatt deſſen anzuordnen, daß unter den vorgedachten Vorausſetzungen 
das für die Vertretung des Handelsſtandes berufene Organ und in Ermangelung 
eines ſolchen Vorſtand und Aufſichtsrat gemeinſam beſondere Reviſoren zu be⸗ 
ſtellen hätten, deren Prüfung zu der den Mitgliedern des Vorſtandes und des 
Aufſichtsrats obliegenden Prüfung noch als von letzterer unabhängig hinzutreten 
ſolle. Dieſer Kommiſſionsbeſchluß hat die Billigung der geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften gefunden und iſt im Artikel 209h des Geſetzes aufgenommen worden. 
An demſelben Grundſatz iſt ſpäter bei Einführung des Handelsgeſetzbuchs vom 
10. Mai 1897 feſtgehalten worden. Soweit dieſes eine Abänderung der 
bisherigen Vorſchriften vorgenommen hat, iſt dabei, wie die Denkſchrift zum 
Geſetzentwurf beſonders hervorhebt, die Abſicht mitbeſtimmend geweſen, die 
Beſtellung der Reviſoren, beim Mangel eines für die Vertretung des Handels⸗ 
ſtandes berufenen Organs einem anderen von den Gründern unabhängigen 
Organe — nämlich dem Regiſtergerichte — zu übertragen, das Verhältnis 
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der Reviſoren zu den Gründern genauer zu beſtimmen und ſie auch hinſichtlich 
des Anſpruchs auf Vergütung von den Gründern unabhängiger zu machen 
(Hahn⸗Mugdan, Materialien 6, 292 ff.). Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes geht unzweifelhaſt hervor, daß die Prüfung des Gründungsherganges 
zur Vermeidung von unlauteren Machenſchaften der Gründer und zum Schutze 
des Publikums gegen Täuſchungen über Verhältniſſe des Unternehmens dienen, 
daß zu dieſem Zwecke die Prüfung durch möglichſt unparteiiſche und an der 
Gründung nicht unmittelbar beteiligte Perſonen ſtattfinden und daß, wenn 
eines der zunächſt berufenen Mitglieder des Vorſtandes oder des Auſſichtsrats 
wegen ſeiner nahen Beziehung zur Gründung der Geſellſchaft nicht die erforder⸗ 
liche Gewähr für ein unparteiiſches Verhalten bietet, die fernere Prüfung durch 
beſondere, von einem unabhängigen Organe beſtellte Reviſoren hinzutreten ſoll. 
Die Gefahr einer unlauteren Gründung und einer Täuſchung des Publikums 
beſteht aber nicht nur, wenn phyſiſche Perſonen als Gründer auftreten, ſondern 
nicht minder, wenn juriſtiſche Perſonen, etwa Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung oder bereits beſtehende Aktiengeſellſchaften, an der Gründung teil⸗ 


nehmen. Deshalb muß es als der Wille des Geſetzgebers angeſehen werden, 


daß auch juriſtiſche Perſonen, wenn ſie Gründer einer Aktiengeſellſchaft ſind, 
den Beſtimmungen des § 192 HGB. zu unterwerfen und ihre geſetzlichen 
Vertreter den phyſiſchen Perſonen, die ſich an der Gründung beteiligen, gleich⸗ 
zuſtellen ſind. Für eine ſolche ausdehnende Auslegung ſpricht auch die allge⸗ 
mein gehaltene Faſſung der Geſetzesvorſchrift. Danach hat die Prüfung des 
Gründungshergangs durch beſondere Reviſoren auch dann zu erfolgen, wenn 
ein Mitglied des Vorſtandes oder des Auſſichtsrats zu den geſetzlichen Ber: 
tretern einer als Gründer auftretenden juriſtiſchen Perſon gehört. Dabei kann 
es naturgemäß keinen Unterſchied machen, ob die juriſtiſche Perſon eine ſolche 
privatrechtlicher Art oder auf Grund öffentlichen Rechtes zur Entſtehung ge⸗ 
langt iſt. Auf den hier vertretenen Standpunkt hat ſich das Kammergericht 
bereits in ſeiner Entſcheidung vom 3. September 1889 (Puchelts Z. 21, 270) 
geſtellt, auch wird dieſe Auffaſſung von der Literatur allgemein geteilt. Uebrigens 
unterliegt es keinem Bedenken, daß die geſetzlichen Vertreter der bei der Gründung 
beteiligten juriſtiſchen Perſonen auch ſtrafrechtlich als Täter zur Verantwortung 
zu ziehen find, wenn fie ſich eines unter $ 313 Nr. 1 HGB. fallenden Ver⸗ 
gehens ſchuldig machen. Anderenfalls würde die für das Recht der Aktien⸗ 
geſellſchaften weſentliche Strafvorſchrift, welche die Gründer bei wiſſentlich 
falſchen, zum Zwecke der Eintragung in das Handelsregiſter gemachten An⸗ 
gaben über die Zeichnung oder Einzahlung des Grundkapitals uſw. mit Strafe 
bedroht, gegenüber juriſtiſchen Perſonen, die als Gründer auftreten, vollſtändig 
verſagen. Da dies unmöglich dem Willen des Geſetzgebers entſprechen kann, 
ſo müſſen die geſetzlichen Vertreter der Gründer gleichfalls der Strafvorſchrift 
unterſtellt und für deren Verletzung persönlich verantwortlich gemacht werden. 
Demnach ſind die geſetzlichen Vertreter einer gründenden juriſtiſchen Perſon 
fowohl in Anſehung der Prüfung des Gründungsherganges wie hinſichtlich 
ihrer ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit ſo zu behandeln, als wenn ſie in eigener 
Perſon als Gründer aufträten. 

Im vorliegenden Falle ſind nun von den bei der Gründung beteiligten 
Korporationen die Stadt N. durch den Erſten Bürgermeiſter und die Stadt G. 
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durch ihren Bürgermeiſter im Vorſtande, ferner die Kreiſe G. und N. durch 
ihre Landräte, die Stadt N. durch den Bürgermeiſter B. und verſchiedene 
Dorfgemeinden durch ihren Ortsſchulzen im Aufſichtsrate vertreten. Da die 
genannten Perſonen zu den geſetzlichen Vertretern der Korporationen gehören, 
ſo beſteht nach dem vorhergeſagten Perſonenidentität zwiſchen einzelnen Gründern 
einerſeits, einzelnen Mitgliedern des Vorſtandes und des Aufſichtsrats anderer⸗ 
ſeits, mithin ſind die Vorausſetzungen gegeben, unter denen gemäß § 192 
Abſ. 2 HGB. zu der Prüfung des Gründungsherganges durch die Mitglieder 
des Vorſtands und des Auſfſichtsrats noch eine Prüfung durch beſondere 
Reviſoren hinzuzutreten hat. 

Hinſichtlich der Ausführung der Prüfung ſchreibt der $ 193 Abſ. 2, 3 
HGB. vor, daß über das Ergebnis ſchriftlich Bericht zu erſtatten und, falls 
die Reviſoren durch das zur Vertretung des Handelsſtandes berufene Organ 
beſtellt ſind, dieſem ein Exemplar des Berichts einzureichen iſt. Ferner beſtimmt 
der § 195 Abſ. 1, Abſ. 2 Nr. 5, daß der von ſämtlichen Gründern und 
Mitgliedern des Vorſtandes und Aufſichtsrats zu bewirkenden Anmeldung der 
Geſellſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter die gemäß $ 193 Abſ. 2 
erſtatteten Berichte nebſt ihren urkundlichen Grundlagen ſowie im Falle des 
§ 193 Abſ. 3 die Beſtimmung, daß der Prüfungsbericht der Reviſoren bei 
dem zur Vertretung des Handelsſtands berufenen Organ eingereicht iſt, beizu⸗ 
fügen find. Dieſer Vorſchrift iſt bisher nicht genügt worden, da die bezeichneten 
Urkunden dem Gerichte nicht eingereicht worden ſind, obwohl die Anmeldung 
der Geſellſchaft und ihre Eintragung in das Handelsregiſter bereits ſtattgefunden 
hat. Deshalb greift hier der §S 14 HGB. Platz, wonach derjenige, der ver: 
pflichtet iſt, eine Einreichung von Schriftſtücken zum Handelsregiſter vorzunehmen, 
hierzu von dem Regiſtergerichte durch Ordnungsſtrafen anzuhalten iſt. Ent⸗ 
behrlich iſt auch die Einreichung des Prüfnngsberichts und feiner Unterlagen 
nicht etwa deshalb geworden, weil inzwiſchen die Eintragung der Geſellſchaft 
erfolgt iſt. Denn der Prüfungsbericht dient nicht lediglich dem Regiſtergericht 
als Grundlage für die Eintragung, ſondern er hat darüber hinaus den Zweck, 
die beteiligten Kreiſe über die näheren Umſtände der Gründung und die Ver⸗ 
hältniſſe des Unternehmens aufzuklären. Deshalb ſoll, um dem Publikum 
die Einſichtnahme von dem Berichte nach Möglichkeit zu erleichtern, ſeine Ein⸗ 
reichung nicht nur beim Gerichte, ſondern auch bei dem zuſtändigen Organe 
des Handelsſtandes erfolgen und in der Veröffentlichung, durch welche die 
Eintragung der Geſellſchaft bekannt gemacht wird, das Publikum auf die 
Gelegenheit, den Prüfungsbericht beim Gericht und dem Organe des Handels⸗ 
ſtandes einſehen zu können, hingewieſen werden (8 199 Abſ. 2 HGB.; 
Hahn⸗Mugdan, Materialien 6, 294). Der Prüfungsbericht hat alſo nach 
dem Willen des Geſetzgebers auch über den Zeitpunkt der Eintragung hinaus 
eine gewichtige Bedeutung, und es erſcheint notwendig, daß der Regiſterrichter, 
wenn er die Eintragung der Geſellſchaft ohne den Prüfungsbericht und die 
ſonſtigen dazu nach §S 195 Abſ. 2 Nr. 5 gehörenden Urkunden bewirkt hat, 
für die nachträgliche Einreichung dieſer Schriftſtücke gemäß § 14 HGB. durch 
Einleitung des Ordnungsſtrafverfahrens Sorge trägt. Gegen die Befugnis 
des Gerichts, die Beteiligten zur nachträglichen Beſchaffung der Schriftftüde 
anzuhalten, ſpricht auch nicht etwa der $ 319 Abſ. 2 HGB., der die Verhängung 
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von Ordnungsſtrafen zur Ergänzung der Anmeldung einer Aktiengeſellſchaft 
verbietet. Denn hier handelt es ſich nicht um einen Zwang zur Anmeldung 
einer Aktiengeſellſchaft, vielmehr hat die Anmeldung und Eintragung der 
Geſellſchaft bereits ſtattgefunden und die gerichtlichen Maßregeln ſollen ſich nur 
auf die im $ 319 Abſ. 2 HGB. nicht erwähnte nachträgliche Einreichung 
notwendiger Schriftſtücke beziehen. 

Das hierbei von dem Gericht einzuſchlagende Verfahren iſt in den 
88 132 ff. FGG. geregelt. Da die Pflicht zur Einreichung des Prüfungs⸗ 
berichts nebſt Anlagen den ſämtlichen Gründern und den ſämtlichen Mitgliedern 
des Vorſtandes und des Aufſichtsrats obliegt, jo iſt auch das Ordnungsſtraf⸗ 
verfahren gegen dieſe ſämtlichen Perſonen zu richten. Da ferner Strafen nur 
gegen phyſiſche, niemals aber gegen juriſtiſche Perſonen feſtgeſetzt werden 
können, ſo ſind zu dem Verfahren nicht die bei der Gründung beteiligten 
juriſtiſchen Perſonen als ſolche, ſondern ſtatt ihrer diejenigen phyſiſchen Perſonen 
heranzuziehen, die für ſie bei der Anmeldung der Geſellſchaft handelnd auf⸗ 
getreten find (KGJ. 26 A, 232; 30 A, 127). Dieſe Grundſätze hat das 
Amtsgericht bei Einleitung des Verfahrens befolgt, auch im übrigen iſt der 
Betrieb des Verfahrens ordnungsmäßig geweſen. Zu beanſtanden iſt das 
Vorgehen des Regiſtergerichts nur inſofern, als das Verfahren auch gegen die 
beiden ſtellvertretenden Vorſtandsmitglieder F. und A. gerichtet worden iſt. 
Da dieſe nur infoweit eine Tätigkeit entfalten können, als ſie für ein behindertes 
ordentliches Mitglied des Vorſtandes einzutreten haben, ſo iſt ihre Mitwirkung 
ausgeſchloſſen, wenn die ordentlichen Mitglieder vollzählig die Obliegenheiten 
des Vorſtaudes verſehen. Ueberträgt man dieſen Grundſatz auf das Ordnungs⸗ 
ftrafverfahren, jo bleibt für ein Vorgehen gegen die ſtellvertretenden Mitglieder 
des Vorſtandes kein Raum, ſofern, wie es im vorliegenden Falle geſchehen iſt, 
das Verfahren gegen die ſämtlichen ordentlichen Mitglieder des Vorſtandes 
gerichtet iſt. Deshalb ſind die Vorentſcheidungen und die ſtrafandrohende 
Verfügung in Anſehung der beiden ſtellvertretenden Mitglieder des Vorſtandes 
aufzuheben ($ 135 §GG.). 


Beſtellnng des Aufſichtsrats einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 

durch die Verſammlung der Geſellſchafter vor der Eintragung der Ge⸗ 

ſellſchaft im Handelsregiſter; Beſtellung der Geſchäftsführer durch den 
Aufſichtsrat vor der Eintragung der Geſellſchaft. 


§ 11, $ 45 Abſ. 2, $ 46 Nr. 5 GmbHG. 
Kammergericht Berlin, 30. Juni 1911. — Bd. 11 S. 211. 


Der Oberamtmann K. und der Gutsbeſitzer H. meldeten als Geſchäfts⸗ 
führer die durch den Geſellſchaftsvertrag vom 11. Februar 1911 errichtete 
Geſellſchaft unter der Firma „Zuckerfabrik V. Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haltung” zur Eintragung in das Handelsregiſter an. Das Regiſtergericht 
beanſtandete die Anmeldung, insbeſondere weil es die Beſtimmung des § 12 
des Geſellſchaftsvertrags, wonach die Beſtellung der Geſchäftsführer und der 
Widerruf der Beſtellung durch den Aufſichtsrat geſchehen, nach $ 6 Abſ. 2, 
§ 46 Nr. 5 GmbHG. für unzuläffig hielt. 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. 
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Das Landgericht nahm an, daß eine Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags, 
wonach die Geſchäftsführer durch den Aufſichtsrat beſtellt werden könnten, 
zuläſſig ſei, meinte aber, daß ein Auſſichtsrat noch nicht beſtehe, da dieſer 
nach § 14 des Geſellſchaftsvertrags von der Verſammlung der Geſellſchafter 
zu wählen ſei, die Geſellſchafterverſammlung aber erſt mit der Eintragung 
der Geſellſchaft in das Handelsregiſter rechtswirkſam werde; mithin ſei auch 
eine gültige Beſtellung der Geſchäftsführer nicht erfolgt. 

Auf die weitere Beſchwerde der Geſchäftsführer hat das Kammergericht 
unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung 
und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Regiſtergericht 
zurückverwieſen. 

Das Landgericht folgert die Unwirkſamkeit der Wahl des Auffſichtsrats 
aus 8 11 GmbH., wonach vor der Eintragung in das Handelsregiſter die 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung als ſolche nicht beſteht; es nimmt an, 
daß mit Rückſicht auf dieſe Vorſchrift vor der Eintragung von einer rechts⸗ 
wirkſamen Geſellſchafterverſammlung keine Rede ſein könne. Hierbei hat aber 
das Landgericht die Tragweite des § 11 verkannt. Die Geſellſchaft mit be: 
ſchränkter Haftung kann im Stadium zwiſchen dem Abſchluſſe des Geſellſchafts⸗ 
vertrags und der Eintragung in gewiſſen Grenzen und mit gewiſſen Wir⸗ 
kungen im Rechtsverkehr auftreten (JW. 1906, 773 Nr. 43.) Durch den 
Abſchluß des Geſellſchaftsvertrags entſteht zwar zunächſt nur eine Geſellſchaft 
bürgerlichen Rechts (RGZ. 58, 56; KGJ. 38 A, 174; 40 A, 67). Dieſe 
Geſellſchaft kann aber, ſoweit dies die zu bewirkende Eintragung nötig macht, 
ſehr wohl durch Verſammlungen ihrer Geſellſchafter rechtswirkſame Beſchlüſſe 
faſſen (RGZ. 58, 56). Da die Geſellſchaft ſchon vor der Anmeldung, alſo 
im Gründungsſtadium, einen Geſchäftsführer haben muß, ſo muß auch die 
Möglichkeit gegeben ſein, den Geſchäftsführer ſchon in dieſem Stadium ſo zu 
beſtellen, wie es das Geſetz oder das Statut vorſchreibt. Nach § 6 Abſ. 2 
GmbH., erfolgt die Beſtellung der Geſchäftsführer in allen Fällen — alſo 
auch vor der Anmeldung der Geſellſchaft — entweder im Geſellſchaftsvertrag 
oder nach Maßgabe der Beſtimmungen des dritten Abſchnitts des Geſetzes. 
Wenn alſo, wie im vorliegenden Falle, die Geſchäftsführer im Geſellſchafts⸗ 
vertrage nicht genannt worden ſind, ſo können ſie ſo beſtellt werden, wie es 
der § 46 Nr. 5 und der § 45 Abſ. 2 GmbHG. vorſehen. Nach den letzt⸗ 
gedachten Beſtimmungen ſteht die Beſtellung der Geſchäftsführer der Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung zu. Es kann aber die Beſtellung der Geſchäftsführer 
durch den Geſellſchaftsvertrag auch anderen Organen, insbeſondere dem Auf: 
ſichtsrat, obliegen. Im vorliegenden Falle hat nach dem Geſellſchaftsvertrage 
($ 15) der Auſſichtsrat die Geſchäftsführer zu beſtellen. Es muß hiernach 
der Aufſichtsrat ſchon in Funktion treten können, ehe die Eintragung der Ge⸗ 
ſellſchaft erſolgt iſt. Denn ſonſt würde ſich die — an ſich durchaus zuläſſige 
— Statutenbeſtimmung, wonach der Aufſichtsrat die Gefhäftsführer zu beſtellen 
hat, nicht verwirklichen laſſen. Hiernach iſt die Beſtellung der Geſchäftsführer 
durch den Aufſichtsrat rechtswirkſam erfolgt. Allerdings würde dieſe Schluß⸗ 
folgerung nur dann richtig fein, wenn der Auſſichtsrat ebenfalls in wirkſamer 
Weiſe beſtellt worden iſt. Die Vorinſtanzen meinen zwar, daß vor der Ein⸗ 
tragung von einer Geſellſchafterverſammlung im Sinne des Geſetzes, betreffend 
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die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, nicht geſprochen werden könne und 
deshalb der Auſſichtsrat nicht gültig beſtellt worden ſei. Dem iſt aber nicht 
beizutreten. Denn die Beſtellung des Auffihtsrat3 war vorliegend ſchon im 
Gründungsſtadium unbedingt nötig, da ſonſt die Geſchäftsführer, die er zu 
ernennen hatte, nicht beſtellt werden konnten und damit die Eintragung der 
Geſellſchaft unmöglich gemacht wurde. Nach § 14 des Geſellſchaftsvertrags 
war der Aufſichtsrat vor der Verſammlung der Geſellſchafter zu wählen. Daß 
eine ſolche Beſtimmung des Gründungsvertrags zuläſſig war, unterliegt keinem 
Bedenken. Iſt dies aber der Fall, ſo muß auch die Möglichkeit gegeben ſein, 
dieſer Vertragsbeſtimmung bereits im Gründungsſtadium inſoweit Geltung zu 
verſchaffen, als ſonſt die Eintragung und damit die Entſtehung der Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung vereitelt werden würde. Wenn alſo die Verſammlung 
der Geſellſchafter dasjenige Organ der Geſellſchaft iſt, das den Aufſichtsrat 
zu beſtellen hat und andererſeits die Beſtellung des Aufſichtsrats ſchon im 
Gründungsſtadium erforderlich iſt, weil dieſer die Geſchäftsführer zu ernennen 
hat, ſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die Verſammlung der Ge⸗ 
ſellſchafter berufen war, ſchon im Gründungsſtadium den Auſſichtsrat zu er⸗ 
nennen. Ob dieſe Geſellſchafterverſammlung nur dann wirkſame Beſchlüſſe 
faſſen kann, wenn ſämtliche Geſellſchafter erſchienen find und dem Gegenſtande 
der Beſchlußfaſſung einſtimmig zugeſtimmt haben, oder ob ſchon Mehrheits⸗ 
beſchlüſſe genügen, kann dahingeſtellt bleiben. Denn im vorliegenden Falle 
iſt der Auſſichtsrat durch einſtimmigen Beſchluß ſämtlicher Geſellſchafter beſtellt 
worden. Hiernach iſt auch die Beſtellung des Aufſichtsrats in wirkſamer 
Weiſe erfolgt, da die Geſellſchafterverſammlung ſich bei ihrer Beſchlußfaſſung 
innerhalb derjenigen Befugniſſe gehalten hat, die ihr zur Ermöglichung und 
Vorbereitung der Eintragung der Geſellſchaft zugewieſen ſind. 

Somit waren die auf Rechtsirrtum beruhenden Entſcheidungen der Vor⸗ 
inſtanzen aufzuheben. 


Zuläfſigkeit einer Beſtimmung, wonach von den zwei Geſchäftsführern einer 
Geſellſchaft mit beſchräukter Haftung der eine nur in Gemeinſchaft mit dem 
anderen, der andere aber auch allein zur Vertretung der Geſellſchaft 
berechtigt ſein ſoll. 
§ 35 GmbHG. 


Kammergericht Berlin, 7. Juli 1911. — Bd. 11 S. 213. 


Im Handelsregiſter von C. ſind als Geſchäftsführer einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung die Kaufleute M. und P. N. eingetragen und es iſt 
weiter vermerkt, daß der Geſchäftsführer M. berechtigt iſt, Willenserklärungen 
für die Geſellſchaft und die Zeichnung der Firma auch allein abzugeben. 

Im April 1911 fragte der Regiſterrichter bei der Geſellſchaft an, in 
welcher Weiſe P. N. die Geſellſchaft vertreten könne. Dieſe antwortete, daß 
P. N. nur zuſammen mit M. zur Vertretung befugt ſei. Der Regiſterrichter 
verlangte darauf eine Aenderung der Eintragung dahin, daß dem M. mit einem 
anderen Geſchäftsführer Kollektivvertretungsbefuguis gegeben oder ſeine Löſchung 
im Handelsregiſter beantragt werde. 


— 138 — 


Den Widerſpruch der Geſellſchaft wies das Regiſtergericht mit der Be⸗ 
gründung zurück, daß P. N. kein Geſchäftsführer im geſetzlichen Sinne ſei, weil 
ſeine Vertretungsbefugnis von dem guten Willen des anderen Geſchäftsführers 
M. abhänge, der ihn von der Geſchäftsführung dadurch ausſchließen könne, 
daß er die Geſellſchaft allein vertrete. 

Die hiergegen erhobene Beſchwerde wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. 
Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht die Vorentſcheidungen auf⸗ 
gehoben. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Die Annahme des Regiſtergerichts, daß ein nicht mit Einzelvertretungs⸗ 
macht ausgeſtatteter Geſchäftsführer die Möglichkeit haben müſſe, gemeinſchaftlich 
mit einem anderen, ebenfalls nur geſamtvertretungsberechtigten Geſchäftsführer 
oder mit einem Prokuriſten die Geſellſchaft zu vertreten, geht fehl und findet im 
Geſetze keine Stütze. Das Geſetz ſchließt eine Vereinbarung der Geſellſchafter, 
wonach beim Vorhandenſein von nur zwei Geſchäftsführern der eine mit Einzel⸗ 
vertretungsbefugnis ausgeſtattet wird, nicht als unzuläſſig aus. Eine derartige 
Regelung der Vertretungsbefugniſſe kann, wie die Beſchwerdeführerin mit Recht 
hervorhebt, einem wirtſchaftlichen Bedürfnis entſprechen. Iſt, wie es vorliegend 
der Fall zu ſein ſcheint, der eine Geſchäftsführer der Geldmann und der kauf⸗ 
männiſche Leiter des Unternehmens, während der andere der hauptſächlich im 
iuneren Betriebe tätige techniſche Leiter iſt, ſo kann es geboten ſein, den kauf⸗ 
männiſchen Leiter zum Einzelvertretungsberechtigten zu beſtellen, während der 
techniſche Leiter zwar nicht völlig von der Vertretung ausgeſchloſſen, aber auf 
eine Geſamtvertretungsbeſugnis beſchränkt werden ſoll. Freilich kann in ſolchen 
Fällen ſich die Befugnis des Technikers, die Geſellſchaft zu vertreten, nur entfalten, 
wenn und ſoweit dies der allein vertretungsberechtigte Geſchäftsführer will. Dieſe 
eingeſchränkte Stellung des techniſchen Leiters beruht aber auf dem im Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage zum Ausdrucke gekommenen Willen der ſämtlichen Geſellſchafter 
und muß daher als vollwirkſam angeſehen werden. Daß P. N. wegen ſeiner 
Abhängigkeit vom Willen des M. überhaupt nicht mehr als Geſchäftsführer im 
geſetzlichen Sinne angeſehen werden könne, iſt unrichtig. Schon die Beſtimmung 
des Abſ. 2 Satz 3 § 35 GmbH., zeigt, daß die Beſtellung des P. N. 
als Geſamtvertreter neben dem mit Einzelvertretungsmacht ausgeſtatteten M. 
eine weittragende rechtliche Bedeutung hat. Denn zur Empfangnahme von 
Willenserklärungen, die — wie z. B. Vertragsangebote, Kündigungen, Mängel⸗ 
anzeigen — der Geſellſchaft gegenüber abzugeben ſind, iſt der nur geſamt⸗ 
vertretungsberechtigte Geſchäftsführer allein befugt. Ferner kann der geſamt⸗ 
vertretungsberechtigte Geſchäftsführer zur alleinigen Vornahme beſtimmter Ge⸗ 
ſchäſte oder beſtimmter Arten von Geſchäften ermächtigt werden. Endlich kann 
der mit Gejamtvertretungsbefugnis betraute Geſchäftsführer anch in der Weiſe 
tätig werden, daß er zunächſt allein handelt und erſt nachträglich die Zuſtimmung 
des anderen Geſchäftsführers herbeiführt. Er iſt aber auch in allen ſonſtigen 
Fällen in denen er mit dem alleinvertretungsberechtigten Geſchäftsführer zuſammen 
handelt, wahrer Vertreter der Geſellſchaft; der letztere hat dann von ſeiner Be⸗ 
fugnis, allein zu vertreten, keinen Gebrauch gemacht und zum Ausdrucke gebracht, 
daß er die in Rede ſtehende Handlung nur in Gemeinſchaft mit dem anderen 
Geſchäftsführer vornehmen wolle. Hiernach entſpricht die Eintragung im Regiſter 
durchaus der Rechtslage. 
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Verpflichtung des Regiſtergerichts zur Eintragung einer Aenderung der 

Satzung einer eingetragenen Genoſſenſchaft, auch wenn die Aenderung nur 

in der Hinzufügung von Beſtimmungen beſteht, die den Inhalt der 
geſetzlichen Vorſchriften wiedergeben. 


SS 10, 16 Genoſſ⸗Geſ., 8 16 der Bekanntmachung des Reichskanzlers, 
betr. Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die Anmeldung zu dieſem Regiſter, 
vom 1. Juli 1899. 


Kammergericht Berlin, 25. Juli 1911. — Bd. 11 S. 215. 


Die eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht B. C. hat in 
ihrer Generalverſammlung vom 4. April 1911 beſchloſſen: 
1. dem § 18 des Statuts als Abſ. 3 hinzuzufügen: 
„die einzelnen Vorſtandsmitglieder find nicht befugt, ſich bei Ausübung 
ihrer Funktionen durch einen Dritten vertreten zu laſſen“, 
2. dem § 19 als Abſ. 3 beizufügen: 
„Gemäß § 18 Abſ. 3 iſt es ausgeſchloſſen, daß ein Vorſtands⸗ 
mitglied ein anderes bevollmächtigt, ſo daß dieſes allein zur Zeichnung 
berechtigt wäre.“ 
Das Regiſtergericht hat gegen die Eintragung dieſer Satzungsänderungen durch 
Verfügung vom 27. April 1911 Bedenken erhoben. Die dagegen eingelegte 
Beſchwerde iſt vom Landgerichte zurüͤckgewieſen worden. Auf die weitere 
Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen das 
Regiſtergericht angewieſen, von den in der Verfügung vom 27. April 1911 geltend 
gemachten Bedenken abzuſehen. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Die Ausführungen des Landgerichts, daß die in der Generalverſammlung 
vom 4. April 1911 beſchloſſenen Satzungsänderungen nur das wiedergeben, was 
ohnedies ſchon aus den geſetzlichen Beſtimmungen (§S 25 GenG.) folgt, find 
nicht zu beanſtanden. Dagegen findet die Annahme des Landgerichts, der 
Regiſterrichter ſei befugt, die Eintragung einer überflüſſigen Satzungsänderung 
zur Vermeidung einer unnötigen Belaſtung des Regiſters abzulehnen, im Geſetze 
keinen Anhalt. Nach § 10 Gen. iſt das Statut einzutragen, ohne daß hinſichtlich 
ſeines Inhalts eine Unterſcheidung gemacht wäre, insbeſondere alſo auch nicht 
dahin, daß nur diejenigen Beſtimmungen einzutragen wären, die eine Abweichung 
von den geſetzlichen Vorſchriften enthalten. Nur für die Veröffentlichung ſind im 
§ 12 die Punkte beſonders vorgeſchrieben, auf die fie ſich beziehen ſoll. Die 
Notwendigkeit der Eintragung von Satzesänderungen ergibt ſich aus § 16. 
Auch hier iſt ein Unterſchied hinſichtlich des Inhalts nicht gemacht und nur für 
die Veröffentlichung iſt deren Beſchränkung auf die im $ 12 angegebenen Punkte 
vorgeſchrieben. Der § 16 der Bekanntmachung, betreffend die Führung des 
Genoſſenſchaftsregiſters, vom 1. Juli 1899 geht auch davon aus, daß alle 
Satzungsänderungen einzutragen ſind und daß nur hinſichtlich der Art der 
Eintragung (ob dieſe dem Inhalte nach oder unter allgemeiner Bezeichnung 
des Gegenſtandes erfolgt) ein Unterſchied je nach dem Inhalte Platz greife. 
Dieſe Vorſchriften bieten ſomit keinen Anhalt dafür, eine Ausnahme von der 
Eintragungspflicht zu machen für ſolche Aenderungen des Statuts, die eine 
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Regelung in Uebereinſtimmung mit zwingenden geſetzlichen Vorſchriften treffen. 
Noch weniger läßt ſich die Annahme rechtfertigen, daß die beantragte Ein⸗ 
tragung aus dieſem Geſichtspunkte vom Regiſterrichter abgelehnt werden könne. 


Löſchung einer dem Eintragungsantrag entſprechenden, aber ſachlich unrichtigen 
Eintragung. 
§ 142 366. 


Kammergericht Berlin, 15. Auguſt 1911. — Bd. 11 S. 216. 


Laut Protokoll des Gerichtsſchreibers des Amtsgerichts vom 26. März 
1911 erklärte der Seifenfabrikant S. S.: „Im Handelsregiſter bin ich als 
Inhaber der Firma S. in W. eingetragen. Das unter dieſer Firma von 
mir früher betriebene Geſchäft beſteht nicht mehr. Zur Eintragung in das 
Handelsregiſter melde ich an, daß die Firmn erloſchen iſt.“ Demgemäß wurde 
ins Handelsregiſter bei der Firma in Sp. 5 eingetragen, daß die Firma 
erloſchen iſt, ferner wurden alle die Firma betreffenden Eintragungen rot 
unterſtrichen. S. S. verlangte Berichtigung der Eintragung, weil das Protokoll 
auf einem Irrtum oder Mißverſtändniſſe beruhe und er nicht die Löſchung 
ſeiner Firma, ſondern nur die Verlegung des Geſchäfts von W. nach G. 
habe anmelden wollen; ſeine Firma ſei niemals erloſchen, er habe den 
Geſchäftsbetrieb ohne jede Unterbrechung unter derſelben Firma in G. fort⸗ 
geſetzt. Sein Berichtigungsantrag wurde von dem Regiſtergericht und dem 
Landgericht unter Hinweis auf das Protokoll zurückgewieſen. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Regiſtergericht zurückverwieſen. 

Wenn die Behauptung des Beſchwerdeführers, daß er ſein Geſchäft nicht 
aufgegeben, ſondern nur verlegt habe, richtig iſt, ſo war die Eintragung, 
welche nicht eine bloße Geſchäftsverlegung, ſondern ein Erlöſchen der Firma 
überhaupt zum Ausdrucke bringt, mangels einer weſentlichen Vorausſetzung 
unzuläſſig. Die Firma war dann in Wahrheit niemals erloſchen, da ſie nur 
mit dem Aufhören des Geſchäfts erloſchen wäre. In der Verlegung der 
Niederlaſſung lag nicht ein Erlöſchen der Firma, ſondern ein Aufhören ihres 
Gebrauchs am früheren Orte der Niederlaſſung (RGZ3. 20, 171; Cohn, 
Handels: und Genoſſenſchaftsregiſter [3.] S. 180 Anm. 16; Staub Anm. 1 
zu $ 31, Anm. 3 zu $ 30). Die Löſchung beſeitigte die Firma gleichfalls 
nicht, da die Eintragung im Regiſter nur die Bedeutung hat, ein bereits 
erfolgtes Erlöſchen kenntlich zu machen, KGJ. 28 A, 42. Das im Handels⸗ 
regiſter ausgeſprochene Erlöſchen der Firma iſt eine Unrichtigkeit, die im Wege 
der Berichtigung nach §S 142 FGG. zu beſeitigen iſt. Die der vom Antrag: 
ſteller behaupteten Sachlage entſprechende Eintragung hätte nicht in Spalte 5 
dahin ergehen dürfen, daß die Firma erloſchen ſei, ſondern in Spalte 2 dahin, 
daß eine Verlegung des Geſchäfts nach G. ſtattgefunden habe, während die 
Rötung der die Firma betreffenden Eintragungen vorſchriftsmäßig war, zu vgl. 
Allgemeine Verfügung vom 7. November 1899 § 27 (PrIJMBl. 1899, 
313). Daß der $ 142 nicht nur auf Verſtöße gegen Verfahrungsvorſchriften, 
ſondern auch auf ſachlich unrichtige Handelsregiſtereintragungen Anwendung 
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findet, iſt vom Kammergerichte bereits im KGJ. 34 A, 125 näher dargelegt. 
Der Beſchwerdeführer kann alſo, wenn die Eintragung der Löſchung unrichtig 
iſt, die Löſchung dieſer Eintragung verlangen, während er, um die Eintragung 
der Geſchäftsverlegung herbeizuführen, eine dem $ 12 HGB. genügende An⸗ 
meldung bewirken muß. 

Den Vorinſtanzen kann darin nicht beigetreten werden, daß der Beſchwerde⸗ 
führer den klaren Wortlaut des Protokolls vom 26. März 1911 gegenüber 
ſeiner Behauptung, es habe nicht eine Aufgabe, ſondern nur eine Verlegung 
des Geſchäfts ſtattgefunden, gelten laſſen müſſe. Die Sache muß vielmehr 
zur Aufklärung des Sachverhalts (§ 12 FGG.) an das Regiſtergericht zurück⸗ 
verwieſen werden. Im Rahmen der zu veranſtaltenden Ermittelungen wird 
auch der Inhalt des Protokolls vom 26. März 1911 die ihm zukommende 
Berückſichtigung zu finden haben. Eine unbedingt entſcheidende Bedeutung iſt 
ihm aber nicht beizumeſſen, und zwar um fo weniger, als die Möglichkeit 
eines zwiſchen dem Erklärenden und dem Protokollierenden vorgefallenen 
Mißverſtändniſſes nicht fern liegt. Der Beſchwerdeführer mag bei der Auf: 
nahme des Protokolls von Geſchäftsaufgabe „in B.“ geſprochen und ſeine 
protokollariſche Erklärung „das Geſchäft beſteht nicht mehr“, nur dahin 
verſtanden haben, es beſtehe „in W.“ nicht mehr, während der Proto- 
kollierende aus der Erklärung entnommen hat, das Geſchäft beſtehe „überhaupt“ 
nicht mehr. | 


Verpflichtung des Unternehmers eines Pfandleihgewerbes, das Unternehmen 

zur Eintragung in das Haudelsregiſter anzumelden, wenn das Unternehmen 

nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäfts⸗ 
betrieb erfordert. 


88 1, 2 HGB., 88 34, 38 Gewd., Art. 94 CGzBGB. 
Kammergericht Berlin, 22. September 1911. — Bd. 11 S. 217. 


Der Leihhausbeſitzer G. K. in S., der ſich auch gelegentlich mit dem 
An⸗ und Verkaufe von Waren und Konkursmaſſen befaßte, wurde von dem 
Regiſtergerichte bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe aufgefordert, ſeine Firma 
zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden. Sein Einſpruch wurde 
verworfen. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde hat das Landgericht zurück⸗ 
gewieſen. Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg 
verſagt, und zwar aus folgenden Gründen: 


Als Pfandleiher iſt der Beſchwerdeführer nicht Kaufmann gemäß S 1 
HGB. Die Geſchäfte der Pfandleiher, die in der gewerbsmäßigen Gewährung 
von Darlehen gegen Verpfändung von Gebrauchsgegenſtänden, gelegentlich 
vielleicht auch von Wertpapieren, beſtehen, werden nach der für die Auslegung 
des § 1 Nr. 4 HGB. maßgebenden Verkehrsſitten nicht als Bankiergeſchäfte 
im Sinne dieſer Vorſchrift angeſehen (ROG. 24, 34 ff.). Die Anwendung 
des § 2 HGB. auf das Pfandleihgewerbe iſt dagegen grundſätzlich nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Nach dieſer Vorſchrift iſt ein gewerbliches Unternehmen, das nach 
Art und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb 
erfordert, regiſterpflichtig. Das Geſetz nimmt keine Gattung gewerblicher Unter⸗ 
nehmen hiervon aus und enthält namentlich keinen Vorbehalt für das Landes⸗ 
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recht. Nur auf Bergwerksgeſellſchaften, die nach den Vorſchriften der Landes⸗ 
geſetze nicht die Rechte einer juriſtiſchen Perſon haben, findet der $ 2 HGB. 
keine Anwendung. Sonſtige Ausnahmen kennt das Geſetz nicht. 

Nach § 38 der Gewerbeordnung ſind die Zentralbehörden des einzelnen 
Bundesſtaats befugt, über den Umfang der Befugniſſe und Verpflichtungen 
ſowie über den Geſchäftsbetrieb der Pfandleiher, ſoweit darüber die Landes⸗ 
geſetze nicht Beſtimmungen treffen, Vorſchriſten zu erlaſſen, und nach Art. 94 
EGz BGB. bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften unberührt, die den Geſchäfts⸗ 
betrieb der gewerblichen Pfandleiher und der Pfandleihanſtalten betreffen. Aber 
auch hierdurch wird die Anwendung des $ 2 HGB. auf das Pfandleihge⸗ 
werbe nicht ausgeſchloſſen. Die Landesgeſetzgebung und die Landesverwaltung 
können zwar nach jenen Vorſchriften auch ſolche Verhältniſſe ordnen, die das 
Handelsgeſetzbuch regelt; namentlich können ſie den Pfandleihern eine beſtimmte 
Buchführung zur Pflicht machen. Der Vorbehalt für das Landesrecht beruht 
aber auf anderer Grundlage als die durch $ 2 HGB. eingeführte Regiſter⸗ 
pflicht und die nach deren Erfüllung zur Anwendung kommenden Vorſchriften 
über Handelsbücher. Das Pfandleihgewerbe iſt mit der Gefahr der Hehlerei 
und der Ausbeutung der Notlage und des Leichtſinns der ärmeren Bevöl⸗ 
kerungsklaſſen verbunden. Um dieſen Gefahren vorzubeugen, iſt es nicht nur 
im § 34 Gewdo. für genehmigungspflichtig erklärt, ſondern auch im § 38 
landesrechtlichen, den örtlichen Verhältniſſen anzupaſſenden Beſchränkungen 
unterworfen, deren Uebertretung nach $ 360 Nr. 12 Str&B. und $ 148 
GewO. ſtrafbar iſt. Dagegen beruht der Grund der meiſten handelsrechtlichen 
Vorſchriften weniger auf einer beſonderen Eigentümlichkeit der einzelnen Ge⸗ 
ſchäftsorganiſationen, aus denen ſich der Handelsbetrieb zuſammenſetzt, als 
vielmehr auf der Art dieſes Betriebs ſelbſt, namentlich auf dem Zuſammen⸗ 
treffen zahlreicher, ſich gegenſeitig bedingender Geſchäfte, die eine raſche und 
ſichere Abwicklung erfordern und zugleich im Intereſſe aller Beteiligten eine 
gewiſſe Ueberſichtlichkeit und Erkennbarkeit der geſchäftlichen Verhältniſſe des 
Unternehmers notwendig machen. Insbeſondere ſoll die kaufmänniſche Buch⸗ 
führung nicht fowohl wie die des Pfandleihers die Prüfung des einzelnen 
Geſchäfts im ſicherheits polizeilichen Intereſſe und in dem des Darlehnsnehmers, 
alſo des Schuldners des Gewerbetreibenden, ermöglichen, als vielmehr im In⸗ 
tereſſe der Gläubiger des Unternehmers eine Ueberſicht ſeines Vermögensſtandes 
gewähren. Der Sicherung derjenigen, die dem Pfandleiher das zum Betriebe 
ſeines Geſchäfts erforderliche Kapital kreditieren oder ihm für ſeinen Gewerbe⸗ 
betrieb entgeltliche Dienſte leiſten, dient der $ 2 HGB., aber nicht der $ 38 
GewO. und der Art. 94 EGzBGB., der lediglich aus den Gründen jener 
Vorſchrift die Regelung der privatrechtlichen Seite des Geſchäftsbetriebes der 
gewerblichen Pfandleiher und der Pfandleihanſtalten den Landesgeſetzen über⸗ 
läßt. Es iſt hiernach anzunehmen, daß das Pfandleihgewerbe ohne Unterſchied, 
ob es von einem Verein, einer Aktiengeſellſchaft, einer eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft, einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, einer ſonſtigen Geſellſchaft 
oder einem einzelnen betrieben wird, den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs 
und insbeſondere denen des § 2 nicht grundſätzlich entzogen iſt, daß deren 
Anwendung vielmehr nur inſoweit ausgeſchloſſen iſt, als das Landesrecht im 
einzelnen abweicht. 
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Für Preußen regelt das durch Art. 41 AGz BGB. geänderte Geſetz, 
betreffend das Pfandleihgewerbe, vom 17. März 1881 die zuläſſige Höhe 
der vom Pfandleiher auszubedingenden oder anzurechnenden Vermögensvorteile, 
die Fälligkeit des Darlehns, den Erwerb des Pfandrechts, das Einlöſungsrecht 
des Verpfänders, das Verkaufsrecht des Pfandleihers und die Rechtsverhältniſſe 
des Pfandſcheins. Insbeſondere ſchreibt der § 5 vor, daß der Pfandleiher 
ein Pfandrecht an den ihm übergebenen Gegenſtänden erſt dadurch erwirbt, 
daß er das Geſchäft in ein über alle ſolche Geſchäfte nach deren Zeitfolge 
zu führendes Pfandbuch einträgt, und daß die Eintragung beſtimmten An⸗ 
forderungen genügen muß. Weiter beſagt die Bekanntmachung des Miniſters 
des Innern vom 16. Juli 1881 nebſt Ausführungsanweiſung vom 9. Auguſt 
1899 zu $ 38 Gewd., was das Pfandbuch außerdem noch zu enthalten hat. 
Weiter kann auch noch nach dem Miniſterialerlaſſe vom 11. Juli 1902 die 
Ortspolizeibehörde bezüglich der Eintragung beſondere dort behandelte Be⸗ 
ſtimmungen treffen. Alle dieſe Beſtimmungen ergeben aber, daß der Geſchäfts⸗ 
betrieb des Pfandleihers durch ſie lediglich im ſicherheitspolizeilichen Intereſſe 
und in demjenigen der Darlehnsſchuldner und Pfandeigentümer hat geregelt 
werden follen und daß nicht beabſichtigt geweſen iſt, den Pfandleiher von 
den allgemeinen geſetzlichen Verpflichtungen, namentlich denjenigen aus § 2 
HGB., zu befreien. Die Eintragungen, die hier für das Pfandbuch vorge⸗ 
ſchrieben find, find nicht geeignet, die Vermögenslage des Pfandleihers er⸗ 
ſichtlich zu machen, wie das die Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs bezwecken. 
Die Verpflichtung, Handelsbücher nach Maßgabe der SS 38 ff. HGB. zu 
führen, kann daher nicht durch die Pflicht zur Führung des Pfandbuchs in 
Wegfall kommen. Das Pfandleihgewerbe iſt vielmehr wie jedes andere ge⸗ 
werbliche Unternehmen regiſterpflichtig, wenn es nach Art und Umfang einen 
in kaufmänniſcher Weile eingerichteten Geſchäſtsbetrieb erfordert. Denn un⸗ 
richtig iſt auch, daß das Pfandleihgewerbe ſeiner Art nach ſolchen Geſchäfts⸗ 
betrieb nicht erfordert. Das Gewerbe hat die Gewährung von Darlehen gegen 
Verpfändung beweglicher Sachen und allenfalls von Wertpapieren zum Gegen⸗ 
ſtande. Dieſe Geſchäfte unterſcheiden ſich von den Lombardgeſchäſten, die den 
Gegenſtand des Bankiergewerbes bilden können, nur durch die Natur der 
Pfandobjekte. Der Pfandleiher beleiht hauptſächlich Gebrauchsgegenſtände, 
der Bankier vornehmlich Edelmetalle, Wertpapiere und Handelswaren. Dieſer 
Unterſchied ändert ebenſowenig wie das Sonderrecht der Pfandleiher den Charakter 
der von ihnen betriebenen Geſchäfte, ſoweit er die Art des gewerblichen Unter⸗ 
nehmens und die durch ſie bedingte Betriebsweiſe beſtimmt. Die Darlehns⸗ 
geſchäfte der Pfandleiher find ebenſo wie die dem $ 1 HGB. unterſtehenden 
Darlehnsgeſchäfte des Bankiers Kreditgeſchäfte, die bei einem größeren Umfange 
des Gewerbebetriebs kaufmänniſche Einrichtungen, namentlich kaufmänniſche 
Buchführung, erfordern. | 

Um einen Gewerbebetrieb in größerem Umfange handelt es ſich aber bei 
dem Pfandleihgeſchäft des Beſchwerdeführers. (Dies wird unter Hinweis auf 
den Wert des Pfandlagers, den jährlichen Umſatz, das Jahreseinkommen des 
Beſchwerdeführers und die neben dem Pfandleihgewerbe gelegentlich betriebenen 
kaufmänniſchen Geſchäfte näher ausgeführt.) 
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Berufung der Geueralverſammlung zur Beſchlußfaſſung über die Geneh⸗ 

migung der Jahresbilanz und die Gewinnverteilung ſowie über die Ent⸗ 

laſtung des Vorſtandes und des Aufſichtsrats; Unzuläſſigkeit einer Wer: 
zögerung der Berufung aus beſonderen Gründen. 


8 14, 8 259 Abſ. 1, 5, § 260 Abs. 2, § 268 Abſ. 1, SS 265, 3 19 HGB. 
Kammergericht Berlin, 6. Oktober 1911. — Bd. 11 S. 220. 


Das Regiſtergericht hat am 8. Juni 1911 den beiden Vorſtandsmitgliedern 
einer Aktiengeſellſchaſt aufgegeben, binnen zwei Wochen zur Vermeidung einer 
Ordnungsſtrafe von 100 M, 

1. durch Einreichung des Generalverſammlungsprotokolls und des Ge⸗ 
ſchäftsberichts nachzuweiſen, daß der Vorſtand für das Geſchäftsjahr 1910 eine 
Bilanz, eine Gewinn⸗ und Verluſtrechnung und einen den Vermögensſtand der 
Geſellſchaſt entwickelnden Bericht dem Aufſichtsrat und mit deſſen Bemerkungen 
der Generalverſammlung vorgelegt hat, 

2. nachzuweiſen, daß dieſe Vorlagen mindeſtens während der letzten zwei 
Wochen vor dem Tage der Generalverſammlung bzw. dem Tage, bis zu deſſen 
Ablauf die Aktien zur Erhaltung des Stimmrechts ſatzungsmäßig zu hinterlegen 
find, in dem Geſchäftsraume der Geſellſchaft zur Einſicht der Aktionäre aus⸗ 
gelegen haben, 

3. die Zeitungsblätter, inhalts deren die genehmigte Bilanz, ſowie die 
Gewinn⸗ und Verluſtrechnung bekannt gemacht worden find, einzureichen. 

Von den Vorſtandsmitgliedern wurde hiergegen Einſpruch erhoben mit 
der Begründung, daß von der Abhaltung der Generalverſammlung bisher 
Abſtand genommen ſei, weil Verſuche zur Sanierung der Geſellſchaft unter⸗ 
nommen wurden und dieſe Beſtrebungen fcheitern müßten, wenn in der Zwiſchen⸗ 
zeit eine Generalverſammlung veranſtaltet würde. 

Der Einſpruch wurde vom Regiſtergerichte en Die hiergegen 
eingelegte Beſchwerde hat das Landgericht zurückgewieſen. Auch der weiteren 
Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Die am 8. Juni 1911 an die Vorſtandsmitglieder gerichtete Aufforderung 
findet ihre geſetzliche Grundlage in dem § 259 Abſ. 1, 5, § 260 Abi. 2, 
§ 263 Abſ. 1 und S 265 HGB. Auch in dem Geſellſchaftsſtatut iſt aus⸗ 
drücklich beſtimmt, daß die ordentliche Generalverſammlung der Aktionäre inner⸗ 
halb der erſten fünf Monate eines jeden Geſchäftsjahrs, das vom 1. Januar 
bis 31. Dezember läuft, ſtattzufinden hat (SS 15, 21), daß Inventur und 
Bilanz des abgelaufenen Geſchäftsjahrs ſpäteſtens innerhalb der erſten drei 
Monate des neuen Geſchäftsjahrs nebſt einer Gewinn- und Verluſtrechnung 
ſowie einem den Vermögensſtand und die Verhältniſſe der Geſellſchaft ent⸗ 
wickelnden Berichte von dem Vorſtand anzufertigen und dem Auſſichtsrat vor⸗ 
zulegen, daß Gewinn⸗ und Verluſtrechnung und Bilanz ſowie der Prüfungs⸗ 
bericht des Aufſichtsrats mindeſtens zwei Wochen vor dem Tage, bis zu welchem 
die Hinterlegung der Aktien behufs Teilnahme an der ordentlichen General 
verſammlung zu erfolgen hat, in dem Geſchäftslokale der Geſellſchaft zur Einſicht 
der Aktionäre auszulegen und in der Generalverſammlung ſelbſt vorzulegen, 
ſchließlich daß nach erfolgter Genehmigung durch die Generalverſammlung die 
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Bilanz ſowie die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung ohne Verzug von dem Vor⸗ 
ſtande in dem Geſellſchaftsblatte bekannt zu machen und die Bekanntmachung 
ſowie der Geſchäftsbericht nebſt den Bemerkungen des Aufſichtsrats zu dem 
Handelsregiſter einzureichen find ($ 21). Zur Befolgung aller dieſer Vor⸗ 
ſchriften hat das Regiſtergericht gemäß SS 14, 319 HGB. die Vorſtands⸗ 
mitglieder durch Ordnungsſtrafen anzuhalten. Die von den Beſchwerdeführern 
vorgebrachte Entſchuldigung, daß der Vorſtand im Einverſtändniſſe mit dem 
Aufſichtsrate zwecks Förderung der Sanierungsbeſtrebungen die Einberufung 
der Generalverſammlung unterlaſſen habe, vermag ſie vor der Straffeſtſetzung 
nicht zu ſchützen. Die ordentliche Generalverſammlung, in der die Aktionäre 
über die Lage der Geſellſchaft Aufklärung erhalten und zur Meinungsäußerung 
über die Geſchäftsführung verſtattet werden ſollen, muß nach der geſetzlichen 
Vorſchrift unbedingt alljährlich abgehalten werden. Irgendeinen Grund, die 
Veranſtaltung der Generalverſammlung zu unterlaſſen, kennt das Geſetz nicht. 
Durch die Nichteinberuſung derſelben begehen die Vorſtandsmitglieder unter 
allen Umſtänden eine grobe Pflichtwidrigkeit. 


Umfang der Prüfungspflicht des Regiſtergerichts, wenn bei der Gründung 
einer Aktiengeſellſchaft oder bei der Erhöhung des Grundkapitals nicht 
durch Barzahlung zu leiſtende Einlagen zu machen ſind. 


§ 195 Abſ. 3, $ 284 Abſ. 3 HGB. 
Kammergericht Berlin, 6. Oktober 1911. — Bd. 11 S. 222. 


Im Handelsregiſter in Gl. iſt die Ruſſiſche Eiſeninduſtrie Aktien⸗Geſell⸗ 
ſchaft mit dem Sitze in Gl. eingetragen. Die Generalverſammlung dieſer 
Geſellſchaft beſchloß am 14. Juni 1911 das Grundkapital um 6500 000 M. 
durch Ausgabe von 6500 neuen, auf den Inhaber lautenden Aktien über 
je 1000 M. zu erhöhen. Der Vorſtand und der Aufſichtsrat wurden 
ermächtigt, von den neuen Aktien einen Teilbetrag von 4 200 000 M. der 
Geſellſchaft der Metallfabriken H. in Warſchau zum Nennwerte zu gewähren, 
wogegen dieſe als Einlage ihre in Warſchau belegene Fabrik nebſt ſämtlichem 
Zubehör ſowie ferner die Beſtände und Debitoren in die Aktiengeſellſchaft ein⸗ 
bringt. 

Am 12. Auguſt 1911 Schloß die genannte Aktiengeſellſchaft mit der 
Geſellſchaft der Metallfabriken H. vor dem Notar R. in Gl. zur Ausführung 
des Generalverſammlungsbeſchluſſes einen „Einbringungsvertrag“ ab, in welchem 
die Geſellſchaft der Metallfabriken an die Aktiengeſellſchaft ihre in Warſchau 
befindliche Fabrik gegen Gewährung von 4200 auf den Inhaber lautenden 
Aktien zum Nennbetrage von je 1000 M. veräußert. 

Die Aktiengeſellſchaft beantragte nunmehr beim Regiſtergericht in Gl., den 
Beſchluß und die Durchführung der Kapitalserhöhung in das Handelsregiſter 
einzutragen. 

Das Regiſtergericht lehnte den Antrag ab, weil es zur Prüfung der 
Frage, ob der Einbringungsvertrag nach ruſſiſchem Recht wirkſam ſei und ſtaatlich 
genehmigt werden müſſe, die Einſicht der in urkundlicher Form nachzuweiſenden 
ruſſiſchen Geſetzesbeſtimmungen bedürfe und außerdem die Vorlegung der Urkunde 
über die für den Erwerb ruſſiſcher Grundſtücke uſw. durch die deutſche Aktien 
geſellſchaft etwa erforderliche Genehmigung des ruſſiſchen Staates erforderlich ſei. 

Blätter ſ. Rechtspfl. LIX. N. F. XXXIX. Freiw. Gerichtsbark. 10 
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Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wies das Landgericht zurück. Es 
nahm an, der Regiſterrichter habe nicht nur den Einbringungsvertrag ſelbſt 
nach Form, Inhalt und rechtlicher Wirkſamkeit, ſondern, da die Möglichkeit der 
Vornahme der zur Durchführung des obligatoriſchen Einbringungsvertrages 
erforderlichen dinglichen Rechtsgeſchäfte in Frage geſtellt ſei, auch die Wirkſam⸗ 
keit und Durchführbarkeit der zur Ausführung des Einbringungsvertrags er⸗ 
forderlichen dinglichen Rechtsgeſchäfte nachzuprüfen. Dieſe Prüfung habe auf 
der Grundlage des ruſſiſchen Rechtes zu erfolgen. Dies gelte nicht nur für 
das dingliche Rechtsgeſchäft des Erwerbes der Grundſtücke, ſondern auch für 
den ſchuldrechtlichen Einbringungsvertrag, für den ſich die Beteiligten offenbar 
dem ruſſiſchen Rechte hätten unterwerfen wollen. Der Regiſterrichter hätte aber 
auch, wie geſchehen, der Aktiengeſellſchaft den Nachweis der ruſſiſchen Beſtimmungen 
aufgeben können. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Regiſtergericht zurückverwieſen. 

Der Umfang des dem Regiſterrichter bei Eintragungen in das Handels⸗ 
regiſter zuſtehenden Prüfungsrechts iſt weder für die Regiſterangelegenheiten 
im allgemeinen noch für die Aktiengeſellſchaften im beſonderen im Handelsge⸗ 
ſetzbuch und im Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit ausdrücklich näher geregelt. Sein Prüfungsrecht richtet ſich daher nach 
dem Zwecke der Regiſtereintragung und nach der rechtlichen Wirkung, die das 
Geſetz den Eintragungen in das Handelsregiſter beilegt. Es iſt deshalb In⸗ 
halt und Umfang des richterlichen Ermittelungs⸗ und Prüfungsrechts verſchieden 
zu bemeſſen, je nachdem die Regiſtereintragung, auf die die dem Richter vorgelegte 
Anmeldung abzielt, eine Eintragung von rechtserzeugender oder von nur kund⸗ 
machender Bedeutung iſt, KG J. 30 A, 109; 39 A, 123. Vorliegend han⸗ 
delt es ſich um die Erhöhung des Grundkapitals einer Aktiengeſellſchaft. Dieſe 
ſtellt ſich, ſobald die beſchloſſene Kapitalserhöhung durchgeführt iſt, als eine 
Statutenänderung im Sinne der $$ 274 bis 277 HGB. dar; RG. 30, 
355; RIA. 6, 200. Dieſe Statutenänderung erlangt nach $ 277 Abſ. 3 
HGB. erſt durch die Eintragung in das Handelsregiſter rechtliche Wirkung; 
KGJ. 28 A, 232; RG. 55, 67. Da der Regiſterrichter nicht zur Ein 
tragung einer ſolchen Statutenänderung mitwirken darf, die mangels einer 
geſetzlichen Vorausſetzung wirkungslos bleiben würde, ſo hat er das Recht und 
die Pflicht, die Wahrheit der von den Anmeldenden angegebenen Tatſachen und 
die Rechtswirkſamkeit des der Anmeldung beizufügenden Urkundenmaterials zu 
prüfen. 

Ergeben ſich für ihn erhebliche und durch die Sachlage begründete Be⸗ 
denken gegen die Richtigkeit der angemeldeten Tatſachen und die Rechtswirk⸗ 
ſamkeit der bei der Anmeldung nachzuweiſenden Rechtsakte, ſo darf er dieſe 
Bedenken nicht unberückſichtigt laſſen, ſondern muß ihre Aufklärung verſuchen. 
Darüber hinaus aber geht die Prüfungspflicht des Regiſterrichters nicht; ins⸗ 
beſondere iſt er nicht befugt, ohne beſondere Veranlaſſung oder auf bloße Ver⸗ 
mutungen hin eine Anmeldung zu beanſtanden und von den Anmeldenden 
einen Nachweis für die Richtigkeit und Rechtsgültigkeit ihrer Erklärungen zu 
verlangen; vielmehr wird er dieſe regelmäßig ohne weiteres als wahrheitsge⸗ 
mäß und rechtswirkſam anzunehmen haben, KGJ. 30 A, 114 und die dort 
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angeführten Schriftſteller. Auch in der Denkſchrift zum Entwurf eines Handels⸗ 
geſetzbuchs S. 25 wird klar ausgeſprochen, daß nur beſondere Zweifel in Be⸗ 
zug auf die Richtigkeit der angemeldeten Tatſachen für den Richter einen An⸗ 
laß zu weiteren Nachforſchungen bieten können und müſſen, eine Beanſtandung 
ohne ſolche aber unzuläſſig iſt (vgl. auch KGJ. 39 A, 124). 

Dieſe Rechtsauffaſſung über die Tragweite des richterlichen Prüfungsrechts 
in Handelsregiſterſachen haben die Vorinſtanzen nicht beachtet. Ihre Ent⸗ 
ſcheidungen beruhen auf einer Ueberſpannung des Prüfungsrechts. Allerdings 
iſt die Anſicht der Beſchwerdeführerin, daß der Regiſterrichter die gemäß 
§ 284 Abſ. 2 Nr. 2 HGB. der Anmeldung der erfolgten Erhöhung des 
Grundkapitals beizufügenden Verträge in materiell rechtlicher Hinſicht überhaupt 
nicht zu prüfen habe, nicht zutreffend. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob im 
Falle des § 279 HGB., d. h., wenn auf das erhöhte Grundkapital eine 
nicht durch Barzahlung zu leiſtende Einlage gemacht wird, die Verträge, die 
den in Frage kommenden Feſtſetzungen zugrunde liegen oder zu ihrer Aus⸗ 
führung geſchloſſen ſind, ſtets beurkundet werden müſſen oder ob ſie, wie die 
herrſchende Lehre gegen Goldmann (Kommentar zum HGB. S. 1162) an⸗ 
nimmt, auch mündlich abgeſchloſſen werden können. Denn ſelbſt wenn man 
den mündlichen Abſchluß für ausreichend erachten wollte, ſo würde dies auf 
den Umfang der Prüfung der deſſen ungeachtet eingereichten Vertragsurkunden 
ohne Einfluß ſein, da der Regiſterrichter, wenn ihm ein Urkundenmaterial 
unterbreitet wird, auch für befugt erachtet werden muß, ſich von der Rechts⸗ 
wirkſamkeit desſelben nach Form und Inhalt zu überzeugen. Wollte man den 
Richter an der Prüfung der ihm eingereichten Urkunden nach der angedeuteten 
Richtung hin hindern, ſo würde nicht erſichtlich ſein, welchen Zweck die An⸗ 
ordnung der Vorlegung der Urkunden bei der Anmeldung haben ſoll (vgl. KGJ. 
25 A, 255). Es iſt denn auch anerkannten Rechtens, daß die Prüfung 
des Regiſterrichters ſich ſtets auch auf die Geſetzlichkeit der der Anmeldung beizu⸗ 
fügenden Urkunden zu erſtrecken hat (K GJ. 31 A, 160). Die Vorinſtanzen 
leiten nun Bedenken gegen die Rechtswirkſamkeit des eingereichten Einbringungs⸗ 
vertrags aus dem Umſtande her, daß er nach ruſſiſchem Rechte abgeſchloſſen 
und dieſes Recht dem Gerichte nicht bekannt ſei. Dieſe Bedenken ſind unbe⸗ 
gründet. Es fehlt, wie die Beſchwerdeführerin mit Recht hervorhebt, an jedem 
Anhalte dafür, daß ſich die Vertragſchließenden dem ruſſiſchen Rechte hätten 
unterwerfen wollen. (Dies wird des näheren ausgeführt.) 

Noch viel weniger aber iſt es Sache des Regiſtergerichts nachzuprüſen, 
ob der Einbringungsvertrag bereits erfüllt iſt oder ob ſeine Erfüllung durch⸗ 
führbar iſt. Denn nach § 284 Abi. 3 in Verbindung mit § 195 Abſ. 3 
HGB. iſt in der Anmeldung nur die Erklärung abzugeben, daß auf jede Aktie, 
ſoweit nicht andere als durch Barzahlung zu leiſtende Einlagen bedungen ſind, 
der eingeforderte Betrag bar eingezahlt und im Beſtitze des Vorſtandes iſt. 
Dagegen iſt dieſe Erklärung nicht erforderlich bezüglich derjenigen Aktien, auf 
die Sacheinlagen zu leiſten find. Es iſt nicht geboten, daß auch die Sachein⸗ 
lagen zur Zeit der Anmeldung bereits geleiſtet ſind und ſich im Beſitze des 
Vorſtandes befinden. Die Sacheinlagen können daher erſt nach der An⸗ 
meldung der erfolgten Erhöhung bewirkt werden, und deshalb iſt der Regiſter⸗ 
JKrichter nicht befugt, nachzuprüfen, ob ſich der Leiſtung der Sacheinlagen mög⸗ 

licherweife aus irgendwelchen Gründen Schwierigkeiten entgegenſtellen werden. 
10* 
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Sein Prüfungsrecht beſchränkt ſich vielmehr auf die Feſtſtellung, ob der Gegen⸗ 
ſtand der auf das erhöhte Grundkapital zu machenden, nicht durch Barzahlung 
zu leiſtenden Einlage, die Perſon, von welcher die Geſellſchaft den Gegenſtand 
erwirbt, und der Betrag der für die Einlage zu gewährenden Aktien in dem 
Beſchluß über die Erhöhung des Grundkapitals und in dem etwa vorgelegten 
Einbringungsvertrage feſtgeſetzt ſind. Ob dieſe Feſtſetzungen ſpäter erfüllt 
werden, kümmert den Regiſterrichter dagegen nicht. 


Unzuläſſigkeit der Eintragung der Auflöſung einer Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung und der Beſtellung von Liquidatoren auf Grund eines 
vorläufig vollſtreckbaren Urteils, durch das die Geſellſchaft aufgelöſt wird. 


§ 704 3PO., SS 60, 66 GmbHG. $ 16 HGB. 
Kammergericht Berlin, 6. Oktober 1911. — Bd. 11 S. 225. 


Am 31. Mai 1911 hat der Kaufmann C. gegen die Firma „Chemiſche 
Fabrik Geſellſchaft mit befchränkter Haftung“ in E. ein Urteil des Oberlandes⸗ 
gerichts N. dahin erwirkt, daß die Geſellſchaft aufgelöſt wird. Das Urteil 
iſt für vorläufig vollſtreckbar erklärt worden. C. hat auf Grund dieſes 
Urteils beim Regiſtergerichte beantragt, eine geeignete Perſon zum Liquidator 
zu beſtellen, da der Geſchäftsführer der Geſellſchaft ſich zum Liquidator nicht eigne. 

Das Regiſtergericht hat den Antrag mit der Begründung abgelehnt, daß 
die Auflöſung der Geſellſchaft erſt mit der Rechtskraft des Urteils eintrete. 
Auf die Beſchwerde des C. wies das Landgericht das Regiſtergericht an, dem 
Antrage des C. auf Beſtellung eines Lıquidators ſtattzugeben. 

Auf die weitere Beſchwerde der Chemiſchen Fabrik hat das Kammer⸗ 
gericht unter Aufhebung des landgerichtlichen Beſchluſſes die Beſchwerde des C. 
gegen die Verfügung des Regiſtergerichts zurückgewieſen. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Nach § 704 Abſ. 1 ZO. findet allerdings die Zwangsvollſtreckung 
auch aus ſolchen Endurteilen der Prozeßgerichte ſtatt, die für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärt ſind. Hat alſo das Prozeßgericht ein Urteil für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärt, ſo müſſen die zur Vollziehung eines ſolchen Urteils berufenen 
Organe auf Verlangen der obſiegenden Partei auch die Vollſtreckung aus 
dieſem Urteile vornehmen. Dabei iſt aber immer vorausgeſetzt, daß derjenige 
Akt, der von dem obſiegenden Teil verlangt wird, ſich auch wirklich als eine 
Zwangsvollſtreckungshandlung darſtellt. Im Wege des Zwanges kann nun 
aber gegen den unterliegenden Teil nur vorgegangen werden, wenn er ver⸗ 
urteilt iſt. Nur die Verurteilung iſt einer zwangeweiſen Verwirklichung fähig. 
Feſtſtellungsurteile dagegen und Urteile auf Rechtsgeſtaltungsklagen ſind es 
nicht. Sie erzeugen nur Vollſtreckungswirkungen im weiteren Sinne, indem 
ſie die Grundlage bilden für Eintragungen in öffentliche Bücher, für das Ein⸗ 
ſchreiten von Behörden der freiwilligen Gerichtsbarkeit, für die Feſtſetzung der 
Prozeßkoſten und dergleichen. Dieſe Vollſtreckungswirkungen im weiteren Sinne 
ſind aber bei dieſen Urteilen an den Eintritt der Rechtskraft als ſolcher ge⸗ 
knüpft. Das gilt namentlich auch für alle Fälle der rechtsgeſtaltenden Urteile, ſo 
auch bei einem Urteile, welches die Auflöſung einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung ausſpricht. Solche Urteile können daher, wie Gaupp⸗Stein mit Recht 
hervorhebt, überhaupt nicht für vorläufig vollſtreckbar erklärt werden und, wenn 
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dies dennoch geſchehen iſt, jo ändert dies inſofern an der Rechtslage nichts, 
als eine vorläufige Vollziehung ſolcher Urteile unmöglich iſt und daher auch 
von dem Regiſterrichter nicht begehrt werden kann. Hiernach kann den Aus⸗ 
führungen in dem Beſchluſſe des Kammergerichts vom 21. Januar 1895 
(KGJ. 14 A, 236) nicht beigetreten werden. Wenn dort bemerkt wird, es 
ſei nicht erſichtlich, aus welchem Grunde die Vollſtreckbarkeitserklärung, über 
deren Berechtigung ausſchließlich das Prozeßgericht zu befinden habe, nicht auch 
für den Regiſterrichter maßgebend ſein ſolle, ſo iſt dabei überſehen, daß der 
Regiſterrichter ſolche Vollſtreckbarkeitserklärung dann nicht beachten kann und 
darf, wenn ſie ihn zu Akten beſtimmen würde, die außerhalb des Rahmens 
einer Vollſtreckungstätigkeit liegen. Denn Urteile, die auf Auflöſung einer 
Handelsgeſellſchaft lauten, haben rechtbegründende (konſtitutive) und nicht etwa 
bloß erklärende (deklarative) Bedeutung und Wirkung. Dieſe Wirkung tritt 
erſt mit der Rechtskraft der Urteile ein. Nicht rechtskräftige Urteile dieſer 
Art haben dieſe Bedeutung nicht und es kann ihnen nicht etwa durch vor⸗ 
läufige Vollſtreckbarkeitserklärung die Wirkung beigelegt werden, daß ſie eine 
vorläufige Auflöſung der Geſellſchaft zur Folge hätten. Das Handelsgeſetz⸗ 
buch ſowohl wie das Geſetz, betr. d. Geſellſch. m. b. H., kennen nur eine 
endgültige Auflöſung der ihrem Rechte unterſtehenden Geſellſchaften. Iſt da⸗ 
her eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung einmal aufgelöſt, ſo bleibt ſie 
auch dauernd aufgelöſt, und es wäre nicht zuläſſig, die Auflöſung für den 
Fall wieder rückgängig zu machen, daß das auf Auflöſung lautende, für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärte Urteil von einer höheren Inſtanz wieder aufgehoben 
werden könnte. Daß das Geſetz, betr. d. Geſellſch. m. b. H., auf dem Stand⸗ 
punkte ſteht, daß eine einmal aufgelöſte Geſellſchaft nicht wieder unter Abſtand⸗ 
nahme von der Weiterauflöſung als produktive Geſellſchaft fortgeſetzt werden 
kann, ergibt fi) aus § 60, wo nur in dem beſonderen Falle, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft durch Konkurseröffnung aufgehoben iſt, unter gewiſſen Vorausſetzungen 
von den Geſellſchaſtern die Fortſetzung der Geſellſchaft beſchloſſen werden kann. 
Würde alſo hiernach tatſächlich ſchon auf Grund des nur vorläufig voll⸗ 
ſtreckbaren Urteils eine endgültige Auflöſung der Geſellſchaft eintreten müſſen, 
ſo würde das Urteil ſchon mit allen den Rechtswirkungen umkleidet ſein, die 
erſt an das rechtskräftige Endurteil geknüpft ſind. Daraus ergibt ſich aber, 
daß eine vorläufige Vollziehung des auf Auflöſung lautenden Urteils nicht 
angängig iſt und es daher weder ſtatthaft iſt, auf Grund eines ſolchen Urteils 
die Auflöſung der Geſellſchaft in das Regiſter einzutragen noch auch Liqui⸗ 
datoren zu ernennen. Denn die Liquidation der Geſellſchaft tritt nach $ 66 
GmbHG. erſt ein, wenn die letztere endgültig aufgelöſt worden iſt. 

Ein gegenteiliger Rechtsſtandpunkt würde auch zu Folgerungen führen, 
die zu der größten Schädigung der Geſellſchaft Veranlaſſung geben könnten. 
Denn die auf Grund des für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils ernannten 
Liquidatoren wären nicht nur berechtigt, ſondern ſogar verpflichtet, das für die 
Abwickelung des Unternehmens Erforderliche alsbald in die Wege zu leiten. 
Sie müßten alſo nach 88 70, 79 GmbH., die laufenden Geſchäfte beendigen, 
die Verpflichtungen der aufgelöſten Geſellſchaft erfüllen, deren Forderungen 
einziehen, ihr Vermögen in Geld umſetzen und das Vermögen unter die Ge⸗ 
ſellſchafter verteilen. Auf dieſe Weiſe könnte der Fall eintreten, daß die Liqui⸗ 
dation beendet würde, ehe die — vielleicht abändernde — Entſcheidung der 
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höheren Inſtanz ergangen wäre. Dadurch könnte unter Umſtänden der Ge⸗ 
ſellſchaft, deren Fortbeſtehen auf dieſe Weiſe unmöglich gemacht iſt, ein niemals 
gut zu machender Schaden entſtehen. Würde aber etwa die höhere Entſcheidung 
die Vorentſcheidung beſtätigen, ſo würde zwar ein Schaden nicht entſtanden, 
wohl aber der eigenartige Fall möglich ſein, daß das nunmehr rechtskräftige 
Urteil wirkungslos wäre, da die in ihm ausgeſprochene Auflöſung der Geſellſchaft 
durch Beendigung der Liquidation bereits durchgeführt und die Firma des Unter⸗ 
nehmers im Handelsregiſter gelöſcht ſein könnte. 

Die Vorſchrift des 8 16 Abſ. 1 HGB. kann vorliegend ſchon um des⸗ 
willen zu keinem anderen Ergebniſſe führen, weil bei der Vornahme der An⸗ 
meldung der Auflöſung der Geſellſchaft nicht mehrere Perſonen, wie § 16 vor⸗ 
ausſetzt, beteiligt ſind, ſondern hierbei nur der frühere Geſchäftsführer als der 
alleinige geſetzliche Vertreter der Geſellſchaft in Frage kommt. 

Mit der hier vertretenen Rechtsauffaſſung ſtimmen auch Staub⸗Hachen⸗ 
burg und Brand überein, anderer Meinung iſt allerdings Staub. 

Hiernach mußte die Entſcheidung des Landgerichts aufgehoben und die Be⸗ 
ſchwerde des C. gegen die ablehnende Verfügung des Regiſtergerichts als unbe⸗ 
gründet zurückgewieſen werden. 


Beſtellung eines Vertreters der Gläubiger von Teilſchuldverſchreibungen, 

für die eine Sicherungshypothek beſteht, durch die Gläubigerverſamm⸗ 

lung; Unzuläſſigkeit der Eintragung eines ſolchen Vertreters in das 
Grund buch. 

§ 1189 BGB., SS 1, 14 Geſ., betr. die gemeinſ. Rechte der Beſitzer von 
Schuldverſchr. 


Oberlandesgericht Dresden, 28. Dezember 1910. — Bd. 11 S. 228, 


Die Gewerkſchaft R. und der Fabrikdirektor S. haben zu Blatt 206 
des Grundbuchs für R. bewilligt und beantragt, bei der auf den Blättern 
643 bis 691 dieſes Grundbuchs für die Firma F. Sch. und die durch 
Indoſſament legitimierten Inhaber der von der Gewerkſchaft R. auszugebenden 
Teilſchuldverſchreibungen eingetragenen Sicherungshypothek im Betrage von 
4000 M. und bei der auf den Blättern 206, 407, 546, 683 bis 691 
dieſes Grundbuchs für dieſelben Berechtigten eingetragenen Sicherungshypothek 
im Betrage von 500 000 M. zu verlautbaren: 

1. Die Abberufung des nach 8 1189 BGB. als Treuhänder der 
Gläubiger beſtellten Bankiers F. Sch. und 

2. die gemäß §8 1, 14 des Geſ., betr. die gemeinſ. Rechte der Beſitzer 
von Schuldverſchr., vom 4. Dezember 1899 erfolgte Beſtellung des Fabrik⸗ 
direktors S. zum Vertreter der Gläubiger unter Angabe des Umfanges ſeiner 
Befugniſſe. 

Die Eintragung zu 1 iſt davon abhängig gemacht, daß die Eintragung 
zu 2 erfolgt. 

Das Grundbuchamt hat die Eintragungsanträge unter Billigung des 
Landgerichts mit der Begründung zurückgewieſen, daß es an der nach § 44 
Abſ. 1 GBO. erforderlichen Vorlegung der Schuldurkunden fehle. Auch der 
weiteren Beſchwerde hat das Oberlandesgericht Dresden den Erfolg verſagt. 
In den Gründen wird ausgeführt: 
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Mit der weiteren Beschwerde wird im Anſchluß an die Ausführungen 
Engelhards im 3756. 11, 295 geltend gemacht, daß die Eintragungen von 
dem neuen Treuhänder bewilligt ſeien und daß daher zufolge der Vorſchrift 
des S 44 Abſ. 2 GB. die Schuldurkunden nicht vorgelegt zu werden 
brauchten. Das Geſetz bietet indeſſen keinen Anhalt dafür, daß ein von der 
Gläubigerverſammlung gewählter neuer Treuhänder, wie Engelhardt in Ueber⸗ 
einſtimmung mit Turnau⸗Förſter (Das Liegenſchaftsrecht 1906 1, 1014 
Anm. VB 1 Abſ. 2 zu SS 1187 bis 1189 BGB.) meint, bereits kraft 
der Wahl befugt ſei, die zu ſeiner Beſtellung erforderliche Eintragung in das 
Grundbuch herbeizuführen. Der Meinung ſteht entgegen, daß die Vertretungs⸗ 
befugnis des neuen Treuhänders, aus der allein ſeine Legitimation zur Herbei⸗ 
führung der Eintragung abgeleitet werden könnte, erſt mit der Eintragung 
beginnt, was auch von Turnau⸗Förſter S. 1012 Anm. VA 4 zu SS 1187 
bis 1189 BGB. ausdrücklich anerkannt wird. Und hiervon abgeſehen, iſt 
S. gar nicht an Stelle Sch. als neuer Treuhänder im Sinne von §8 1189 
BGB. beſtellt, ſondern er iſt in den Gläubigerverſammlungen vom 14. März 
1910 lediglich zum Vertreter der Gläubiger gemäß §8 1. 14 Geſ., betr. die 
gemeinſ. Rechte der Beſitzer von Schuldverſchr., gewählt worden, und als 
ſolcher ſoll er nach den geſtellten Anträgen auch in das Grundbuch eingetragen 
werden. Dieſe Eintragung iſt unzuläſſig. 

Die Stellung eines Treuhänders im Sinne von § 1189 BGB. iſt 
verſchieden von derjenigen eines gemäß SS 1, 14 Schuldverſchr.⸗Geſ. beſtellten 
Vertreters der Gläubiger. Allerdings ſind beide Perſonen Vertreter der 
Gläubiger; der Treuhänder ſteht aber zugleich in einem Rechtsverhältniſſe zu 
dem Grundſtückseigentümer ($ 1189 Abſ. 2 BGB.), was bei dem gemäß 
§ 14 Schuldverſchr.⸗Geſ. beſtellten Vertreter nicht der Fall iſt. Dementſprechend 
werden nach § 16 Abſ. 1 die Befugniſſe und Verpflichtungen eines Treu⸗ 
händers im Sinne des $ 1189 BGB. durch die nach dem Schuldverſchr.⸗ 
Geſetze vorgenommene Beſtellung eines Vertreters nicht berührt. Auch die 
Beſtellung der Vertreter vollzieht ſich verſchieden. Die Beſtellung eines Treu⸗ 
händers bei einer Hypothek der im $ 1187 BGB. bezeichneten Art bildet 
einen Beſtandteil des auf der Einigung des Eigentümers und des Gläubigers 
beruhenden dinglichen Rechtsverhältniſſes und bedarf daher der Eintragung 
in das Grundbuch (§ 873 Abſ. 1, S 1189 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). Dagegen 
erfolgt die Beſtellung eines Gläubigervertreters nach dem Schuldverſchr.⸗Geſetz, 
auch wenn für die Forderung aus den Schuldverſchreibungen eine Sicherungs hypo⸗ 
thek beſteht, ohne Mitwirkung des Schuldners, durch einſeitigen Beſchluß der 
Gläubigerverſammlung. Die Eintragung in das Grundbuch iſt dazu nicht 
erforderlich; auch ohne fie ſteht aber nach $ 17 Abſ. 2 Satz 2 Schuld⸗ 
verſchr.⸗Geſ. der von der Gläubiger verſammlung beſtellte Vertreter auf Grund 
ſeiner Wahl einem gemäß § 1189 BGB. beſtellten Treuhänder inſofern 
gleich, als es zu Eintragungen bei der Hypothek, die von ihm innerhalb der 
ihm zuſtehenden Vertretungsmacht bewilligt werden, der im § 44 Abſ. 1 
GBO. vorgeſchriebenen Vorlegung der Schuldverſchreibungen nicht bedarf 
(ugl. Könige, Geſ., betr. die gemeinſ. Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen, 
S. 76 Anm. 5 zu § 17, Güthe; GBO. [2.] 1, 886 Anm. 14 zu § 44). 
Iſt aber zur Beſtellung eines Gläubigervertreters die Eintragung in das 
Grundbuch nicht erforderlich, ſo iſt die Eintragung auch nicht zuläſſig; denn 
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in das Grundbuch darf nur eingetragen werden, was zu feiner Rechtswirkſamkeit 
überhaupt oder doch gegenüber Dritten der Eintragung bedarf. Der Anſicht 
von Fuchs⸗Arnheim, Grundbuchrecht 2, 464 Anm. 8 zu § 43 GBO., wonach 
Die Eintragung eines nach 88 1, 14 Schuldverſchr.⸗Geſ. beſtellten Gläubiger: 
vertreters in das Grundbuch zwar nicht erforderlich, jedoch zuläſſig ſein ſoll, 
kann nicht beigetreten werden. 


Zuläſſigkeit der Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Hebung des 

Hinderniſſes einer im Zwangsvollſtreckungsverfahren beantragten Eintragung, 

weun es ſich nicht um einen Mangel in den Vorausſetzungen der Zwangs⸗ 

vollſtreckung, ſondern um einen Mangel grund buchrechtlicher Erforderniſſe 
handelt. 


§ 18 &8D., § 830 ZBO. 
Kammergericht Berlin, 15. Mai 1911. — Bd. 11 S. 230. 


Eingetragene Eigentümer des im Grundbuche von O. Bd. I Blatt Nr. 10 
verzeichneten Grundſtücks ſind Heinrich K. und deſſen Ehefrau M. geb. Kl. 
zu gleichen Anteilen. In Abteilung III des Grundbuchs ſteht unter Nr. 1 
eine Termingelderhypothek von 1600 M. für Florian Kl. unverzinslich und 
unter Ausſchluß der Erteilung eines Hypothekenbriefs eingetragen. Nach einer 
öffentlich beglaubigten Quittung dieſes Hypothekengläubigers vom 9. März 
1911 iſt er wegen ſeiner Forderung in Höhe von 450 M.. befriedigt. 

Am 1. März 1911 erwirkte die Spar⸗ und Darlehnskaſſe in O. wegen 
einer ihr gegen die Eheleute K. zuſtehenden Forderung einen Arreſtbefehl, 
verbunden mit einem Pfändungsbeſchluſſe, durch den der angeblich infolge der 
Abzahlung ſeitens der Schuldner als Eigentümergrundſchuld auf dieſe über⸗ 
gegangene Teil der bezeichneten Hypothek auf Höhe von 450 M. gepfändet 
wurde. Den Antrag auf Eintragung dieſer Pfändung in das Grundbuch 
ſtellte die Spar⸗ und Darlehnskaſſe bei dem Grundbuchamt erſt am 11. März 
1911, nachdem ſie ſich die vorerwähnte Quittung vom 9. März 1911 be⸗ 
ſchafft hatte. 

Inzwiſchen war auf den Antrag des Vorſchußvereins in G. ein ſich 
ebenfalls auf jenen angeblich durch Tilgung zur Eigentümergrundſchuld gewordenen 
Teilbetrag der Kl. ſchen Hypothek beziehender Pfändungs⸗ und Ueberweiſungs⸗ 
beſchluß erlaſſen worden. Durch den Beſchluß iſt jener Teilbetrag für den 
Vorſchußverein wegen einer ihm gegen die Eheleute K. zuſtehenden Forderung 
auf Höhe von 357,50 M. gepfändet und dem Gläubiger zur Einziehung 
überwieſen worden. 

Den gleichzeitig mit dem Antrag auf Erlaß dieſes Pfändungs⸗ und 
Ueberweiſungsbeſchluſſes von dem Gläubiger geſtellten Antrag, die erfolgte 
Pfändung und Ueberweiſung in das Grundbuch einzutragen, beanſtandete das 
Grundbuchamt durch die Zwiſchenverfügung vom 9. März 1911, weil die 
Eheleute K. noch nicht als Gläubiger der gepfändeten Anteilpoſt im Grund⸗ 
buch eingetragen ſeien; es beſtimmte zur Beſeitigung dieſes Hinderniſſes eine 
Friſt bis zum 15. April 1911. Nachdem am 11. März 1911 mit dem 
zuerſt erwähnten Eintragungsantrage der Spar⸗ und Darlehnskaſſe die Quittung 
des Kl. vom 9. März 1911 eingegangen war, nahm der Vorſchußverein 
auf dieſe Ouittung auch zur Begründung ſeines Eintragungsantrags Bezug. 
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Das Grundbuchamt trug darauf am 15. März 1911 beide Pfändungen 
gleichzeitig ein, und zwar die Pfändung und Ueberweiſung für den Vor⸗ 
ſchußverein mit dem Vorrange vor dem Arreſtpfandrechte der Spar⸗ und 
Darlehnskaſſe. 

Gegen dieſe Eintragung legte die Spar⸗ und Darlehnskaſſe mit dem 
Antrag auf Eintragung eines Widerſpruchs aus §8 54 GBO. Beſchwerde ein. 

Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück. Auch der weiteren Be⸗ 
ſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt. In den Gründen iſt 
ausgeführt: Die Beſchwerdeführerin fühlt ſich dadurch beſchwert, daß das 
Pfändungspfandrecht des mit ihr konkurrierenden Gläubigers mit dem Range 
vor ihrem Arreſtpfandrecht eingetragen iſt. Sie ſetzt dabei voraus, daß durch 
die von ihr vorgelegte Quittung des eingetragenen Hypothekengläubigers die 
Entſtehung der den Gegenſtand der Pfändungen bildenden Eigentümergrund⸗ 
ſchuld für die beiden Miteigentümer des belaſteten Grundſtücks nachgewieſen 
iſt. An dieſem Nachweiſe, von dem der Grundbuchrichter die Eintragung der 
beiden Pfändungen hätte abhängig machen müſſen (KGJ. 22 A, 171; RIA. 
2, 198), fehlt es indeſſen. Denn die vorgelegte Quittung ergibt nur, daß 
der Hypothekengläubiger in Höhe eines Teilbetrags von 450 M. durch Zahlung 
befriedigt iſt, nicht aber, wer die Zahlung geleiſtet hat, läßt alſo die Mög⸗ 
lichkeit offen, daß durch die Zahlung ein Dritter oder nur einer der beiden 
Grundſtücksmiteigentümer den ausgezahlten Teilbetrag der Hypothek erworben 
hat. (Vgl. KGJ. 26 A, 149; 28 A, 138), 

Es kann jedoch zugunſten der Beſchwerdeführerin unterſtellt werden, daß 
die Eigentümergrundſchuld ſo, wie in den Pfändungsvermerken angegeben, ent⸗ 
ſtanden iſt; für die hier zutreffende Entſcheidung genügt es, auf dieſer Grund⸗ 
lage feſtzuſtellen, daß das Grundbuchamt mit Bezug auf den Rang des für 
die Beſchwerdeführerin eingetragenen Pfändungsvermerkes keine auf eine Ver⸗ 
letzung geſetzlicher Vorſchriften beruhende Eintragung vorgenommen hat, durch 
die das Grundbuch unrichtig geworden iſt, daß alſo inſofern die im § 54 
Abſ. 1 Satz 1 GBO. für die Eintragung eines Amtswiderſpruchs aufgeſtellten 
Erforderniſſe nicht gegeben ſind. 

Die Beſchwerdeführerin führt die Eintragung eines unrichtigen Rang⸗ 
verhältniſſes darauf zurück, daß bei der Erledigung der beiden konkurrierenden 
Eintragungsanträge zunächſt der $ 18 Abi. 1 und ſodann der § 18 Abſ. 2 
GBO. verletzt ſei. Die Verletzung der erſten Vorſchrift ſoll darin beſtanden 
haben, daß das Grundbuchamt auf den bei ihr zunächſt eingegangenen Ein⸗ 
tragungsantrag eine Zwiſchenverfügung erlaſſen hatte, anſtatt den Antrag 
ſofort endgültig abzulehnen. Demgegenüber iſt darauf hinzuweiſen, daß das 
Geſetz die Frage, ob wegen eines der beantragten Eintragung entgegenſtehenden 
Hinderniſſes der Antrag zurückzuweiſen oder dem Antragſteller eine ange⸗ 
meſſene Friſt zur Hebung des Hinderniſſes zu beſtimmen iſt, in das pflicht⸗ 
mäßige Ermeſſen des Grundbuchrichters geſtellt hat. Die Anwendung des 
Ermeſſens nach der letzteren Richtung ſtellt ſich nur dann als dem Sinne 
des Geſetzes, beantragten Eintragungen, die an einem leicht zu behebenden 
Mangel der Begründung leiden, zur Vermeidung unnötiger Koſten durch den 
Erlaß einer Zwiſchenverfügung den Rang zu wahren (Denkſchrift $ 12), wider⸗ 
ſprechend dar, wenn der Mangel erſt nach längerer Zeit zu beſeitigen iſt oder 
wenn der Antragſteller in der unlauteren Abſicht, ſich vor anderen Prätendenten 
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den beſſeren Rang zu ſichern, trotz Kenntnis des Mangels ſeinen Antrag ver⸗ 
früht geſtellt hat (vgl. Güthe, GBO. 1, 332 Anm. 20 zu § 18; Turnau⸗ 
Förſter, Liegenſchaftsrecht [3] 2, 127 Anm. II 1 zu §S 18 GB.). Daß 
bei dem Antrage des zuerſt an das Grundbuchamt herangetretenen Gläubigers 
eine ſolche unlautere Abſicht obgewaltet habe, iſt zwar von der Beſchwerde⸗ 
führerin behauptet, aber nicht dargetan. Ebenſowenig haftete dem Eintragungs⸗ 
antrag ein nicht oder nicht binnen kürzerer Zeit behebbarer Mangel an; denn 
die Beſchaffung einer Quittung des Hypothekengläubigers Kl. war, wie der 
weitere Verlauf der Angelegenheit gezeigt hat, ohne große Schwierigkeiten 
möglich. Für den Grundbuchrichter lag ſomit kein Anlaß vor, die Anträge 
der beiden Gläubiger unter Abſtandnahme von einer Zwiſchenverfügung ſogleich 
zurückzuweiſen. Gegen dieſes Ergebnis kann auch nicht geltend gemacht werden, 
daß es ſich hier um Eintragungen im Wege der Zwangsvollſtreckung handelt. 
Predari (GBO. 286 Anm. 3 zu $ 18) nimmt allerdings an, daß bei der⸗ 
artigen Eintragungen jeder Mangel, gleichgültig, ob er ſich auf die Voraus⸗ 
ſetzungen der Zwangsvollſtreckung oder auf die grundbuchrechtlichen Erforderniſſe 
der Eintragung bezieht, zu einer ſofortigen Zurückweiſung des Antrags führen 
müſſe. Dieſer Anſicht iſt jedoch nur inſoweit beizupflichten, als es ſich um 
Mängel in erſterer Hinſicht handelt. Die Zwangsvollſtreckung darf erſt be 
ginnen, wenn alle Erforderniſſe ihrer Zuläſſigkeit gegeben ſind. Fehlt es 
daran, ſo iſt für eine Zwiſchenverfügung, welche die Wirkung haben würde, 
daß der Rang der Zwangsvollſtreckung nach einem Zeitpunkte beſtimmt würde, 
in dem die Zwangsvollſtreckung unzuläſſig war, kein Raum. Liegen dagegen 
die Vorausſetzungen der Zwangsvollſtreckung vor und fehlt es nur an einem 
grundbuchrechtlichen Erforderniſſe, wie hier an dem Nachweiſe der Entſtehung 
der gepfändeten Eigentumsgrundſchuld, ſo beſteht kein Grund für die Ablehnung 
der Anwendbarkeit des $ 18 GBO. Insbeſondere trifft die Erwägung von 
Predari, daß der vollſtreckbare Schuldtitel keinen privatrechtlichen, der Vor⸗ 
merkung zugänglichen Anſpruch auf die Zwangseintragung gewähre, der Grund: 
buchrichter alſo nicht in der Lage fein würde, gemäß $ 18 Abſ. 2 GB. 
den vollſtreckbaren Anſpruch vorzumerken, wenn ein neuer Antrag auf Be⸗ 
laftung desſelben Rechtes einginge, um deswillen nicht zu, weil die Vormerkung 
aus § 18 Abſ. 2 GB. nicht zur Sicherung perſönlicher Anſprüche dient, 
dieſe Vorſchrift vielmehr Eintragungen betrifft, die auf Grund dinglicher Rechts⸗ 
akte ohne Rückſicht darauf vorgenommen werden ſollen, ob ein perſönlicher 
Anſpruch auf Rechtsänderung begründet iſt. (Vgl. Güthe 328 Anm. 14, 
S. 341 Anm. 46). 

Ebenſowenig, wie durch den Erlaß einer Zwiſchenverfügung auf den 
zuerſt eingegangenen Antrag hat das Grundbuchamt geſetzliche Vorſchriften 
dadurch verletzt, daß es, nach Eingang des vermeintlich begründeten, unter 
dieſer Vorausſetzung aber auch dem Mangel des früheren Antrags abhelfenden 
Eintragungsantrags der Beſchwerdeführein, nicht gemäß $ 18 Abſ. 2 GBO. 
verfahren iſt, ſondern auf beide Anträge zugleich endgültige Eintragungen 
vorgenommen hat. Die zuletzt angezogene Vorſchrift kommt nicht überall da 
zur Anwendung, wo mehrere nacheinander eingegangene Anträge dasſelbe 
Recht betreffen, ſondern nur da, wo bei Begründetheit des ſpäteren Antrags 
dem früheren Antrage noch ein durch eine Zwiſchenverfügung bahnbares Hin⸗ 
dernis entgegenſteht. Dies war hier nicht der Fall, wo die Begründetheit 
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des früheren Antrags nicht ohne den zur Begründetheit des früheren An⸗ 
trags fehlenden Nachweis möglich war. Mehrere zu gleicher Zeit vorliegende 
begründete Anträge ſind durch endgültige Eintragungen zu erledigen, deren 
Rangfolge, wie im vorliegenden Falle geſchehen, nach $ 46 GBO. zu be 
ſtimmen iſt. 


Begriff des Grundſtücks. Erfordernis der Verteilung der Forderung, 

wenn mehrere auf einem gemeinſchaftlichen Grnundbuchblatt unter beſonderen 

Nummern eingetragene Grundſtücke mit einer Zwangshypothek belaſtet 
werden ſollen. 


88 3, 4 GBBO., 8 867 Abs. 2 ZPO. 
Kammergericht Berlin, 29. Mai 1911. — Bd. 11 S. 233. 


Eingetragener Eigentümer des im Grundbuche von W. Blatt 38 ver⸗ 
zeichneten, im Beſtandsverzeichnis unter mehreren beſonderen Nummern ver⸗ 
merkten Anweſens iſt Karl S. Gegen dieſen hat der Landwirt O. einen 
Voll ſtreckungsbefehl über 2400 M. nebſt Zinſen und Koſten erwirkt, der am 
21. Februar 1911 mit der Beſcheinigung der Rechtskraft verſehen worden iſt. 

Dieſen Vollſtreckungsbefehl reichte O. bei dem Grundbuchamte mit dem 
Antrag ein, für ihn wegen feiner Reſtforderung von 800 M. nebſt Zinſen 
und Koſten von insgeſamt 73,40 M. eine Sicherungshypothek auf dem ein⸗ 
gangs erwähnten Grundbuchblatt einzutragen. Das Grundbuchamt ſtellte dem 
Antragſteller zunächſt durch Zwiſchen verfügung anheim, die durch die Hypothek 
zu ſichernde Summe innerhalb einer Friſt von zwei Wochen gemäß $ 867 
Abſ. 2 ZPO. auf die einzelnen im Grundbuch eingetragenen, als ſelbſtändige 
Grundſtücke anzuſehenden Parzellen, zu verteilen, und wies dann, da der 
Antragſteller dieſem Verlangen nicht nachkam, den Eintragungsantrag zurück. 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgericht ebenfalls zurück⸗ 
gewieſen. Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg 
verſagt. 

In den Gründen führt es aus: 

Nach § 867 Abſ. 2 ZPO. iſt, falls mehrere Grundſtücke des Schuldners 
mit einer Zwangshypothek belaſtet werden ſollen, der Betrag der Forderung 
nach der Beſtimmung des Gläubigers auf die einzelnen Grundſtücke zu ver⸗ 
teilen. Wann eine Mehrheit von Grundſtücken im Sinne dieſer Geſetzesbe⸗ 
ſtimmung und wann eine einer ungeteilten Belaſtung zugängliche Grundſtücks⸗ 
einheit vorliegt, iſt in der Zivilprozeßordnung nicht näher erläutert. Maß⸗ 
gebend iſt daher der ſich aus dem ſonſtigen materiellen und formellen Grund⸗ 
buchrecht ergebende allgemeine Begriff des Grundſtücks. Hiernach verſteht 
man unter einem ſelbſtändigen Grundſtücke jeden im Grundbuche beſonders 
gebuchten Teil der Erdoberfläche. Es gilt daher jedes Grundſtück, welches 
im Flurbuch eine beſondere Nummer führt und auch im Grundbuche beſonders 
gebucht iſt, als einheitliches Grundſtück. Danach iſt alſo die Eintragung im 
Verzeichniſſe der Grundſtücke entſcheidend dafür, ob eine Einheit oder eine 
Mehrheit von Grundſtücken vorliegt. Jedes auf einem beſonderen Grund⸗ 
buchblatt und jedes auf einem gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt unter einer 
beſonderen Nummer verzeichnete Grundſtück hat als ein ſelbſtändiges Grundſtück 
zu gelten. Von dieſem Grundſatze ſind nur in beſonderen, hier nicht in Frage 
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kommenden, Fällen Ausnahmen denkbar, z. B. wenn ohne oder gegen den 
Willen des Eigentümers einzelne Parzellen oder Grundſtücke durch ein Ver⸗ 
ſehen des Grundbuchrichters unter beſonderen Nummern gebucht worden ſind. 

Hiernach handelt es ſich vorliegend um mehrere ſelbſtändige Grundftüde, 
die auf einem Grundbuchblatte zuſammen verzeichnet ſind. Uebrigens geht auch 
aus den Grundakten des zu belaſtenden Grundſtücks hervor, daß auf dem 
Grundbuchblatte, welches jetzt noch die Nummern 1 und 2 a d, 2 bd, 2 d 
und 14 aufweiſt, von jeher mehrere Grundſtücke unter mehreren ſelbſtändigen 
Nummern gebucht geweſen ſind. Dieſe Grundſtücke, deren Bezeichnung im 
Laufe der Zeit gewechſelt hat, ſind zwar, ſoweit erſichtlich, ſtets einheitlich be⸗ 
laſtet worden, in den in Frage kommenden Urkunden iſt jedoch ſtets von „den“ 
Grundſtücken die Rede und es ſind ferner in den Eintragungsverfügungen ſtets 
die einzelnen Grundſtücke nach ihren jeweiligen Nummern aufgeführt. Ebenſo 
ſind bei den Fortſchreibungen die einzelnen Parzellen immer wieder als ſelb⸗ 
ſtändige Grundſtücke gebucht worden. Es unterliegt deshalb keinem Zweifel, 
daß das Grundbuchblatt von jeher mehrere ſelbſtändige Grundſtücke umfaßt 
hat und noch umfaßt. Ob dieſe eine wirtſchaftliche Einheit bilden oder nicht, 
iſt unerheblich; denn die beſtehende Wirtſchaftsart iſt ohne Einfluß auf die 
rechtliche Selbſtändigkeit der Grundſtücke. Zu Unrecht beruft ſich auch der 
Beſchwerdeführer für feine gegenteilige Auffaſſung auf die in OLGRſpr. 1, 
75 abgedruckte Entſcheidung des bayeriſchen oberſten Landesgerichts. Denn 
dieſe iſt ergangen zu einer Zeit und für ein Gebiet, in dem das Grundbuch 
noch nicht als angelegt galt. Dieſe Entſcheidung fußt ſomit auf dem nach 
Art. 189 EGz BGB. noch weiter maßgeblichen bayeriſchen Landesrechte, welches 
eine ausdrückliche Beſtimmung des Inhalts enthielt, daß ein aus mehreren 
Grundſtücken beſtehender Gutskomplex, wenn und ſolange er auf einem Blatt 
des Hypothekenbuchs eingetragen war, für die Belaſtung mit Hypotheken als 
ein einheitliches Ganzes anzuſehen ſei. Die in dieſer Entſcheidung entwickelten 
Grundſätze ſind demnach für den vorliegenden, lediglich nach Reichsrecht zu 
entſcheidenden Fall bedeutungslos und ſtehen ſomit auch mit der dargelegten 
Auffaſſung des Grundſtücksbegriffs im Sinne des § 867 Abſ. 2 ZPO. in 
Widerſpruch. 


Wirkſamkeit der in einem Prozeß vergleich erklärten Auflaſſung, wenn dieſe 
unmittelbar dem Zwecke des Vergleichs dient und nach Landesrecht die 
Auflaſſung auch vor Gericht erklärt werden kann. 


S 925 BGB. Art. 143 EGz BGB. 
Oberlandesgericht Dresden, 27. Juni 1911. — Bd. 11 S. 235. 


Der Maurer R., der von dem Kaufmann S. das Grundſtück Blatt 101 
des Grundbuchs für E. gekauft und übereignet erhalten hatte, focht im Wege 
der Klage den Kauf und die Auflaſſung wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung 
an. Zur Beilegung des Rechtsſtreits ſchloſſen die Parteien am 13. Februar 
1911 vor dem Prozeßgericht einen den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
entſprechend beurkundeten Vergleich, inhalts deſſen R. die Auflaſſung des 
Grundſtücks an S. unter deſſen Annahme erklärte. Auf Grund einer voll⸗ 
ſtreckbaren Ausfertigung des Vergleichs beantragte S. bei dem Grundbuchamt, 
ihn als Eigentümer des Grundſtücks einzutragen. Das Grundbuchamt ver⸗ 
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langte die Beibringung der vor einem deutſchen Amtsgericht oder Notar erklär⸗ 
ten Auflaſſung. Das Landgericht wies die hiergegen erhobene Beſchwerde zurück. 
Auf die weitere Beſchwerde hat das Oberlandesgericht Dresden den Beſchluß 
des Landgerichts aufgehoben und das Grundbuchamt angewieſen, dem gegen 
den Eintragungsantrag der Beſchwerdeführer erhobenen Bedenken keine weitere 
Folge zu geben. In den Gründen iſt ausgeführt: 

Das Reichsgericht geht in dem Urteile vom 17. Mai 1901 — R. 
48, 183 ff. — davon aus, daß die den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
(88 160, 162, 163) entſprechende Beurkundung eines Prozeßvergleichs die 
nach dem bürgerlichen Rechte vorgeſchriebene Form gewiſſer Verträge, insbe⸗ 
ſondere die gerichtliche oder notarielle Beurkundung und der Regel nach die 
Form des Abſchluſſes vor Gericht oder Notar bei gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Teile, decke, ſofern die getroffenen Vereinbarungen wirklich unmittelbar 
dem Zwecke der Beſeitigung des beſtehenden Streites dienen. Ausdrücklich 
offen gelaſſen wird dabei die Frage, ob dies auch für die Auflaſſung gelte. 
Der vom Reichsgericht eingenommene Standpunkt hat in der Wiſſenſchaft ſo 
ziemlich allſeitige Zuſtimmung gefunden. Hinſichtlich der Auflaſſung iſt man 
darüber einig, daß fie gegenüber dem S 925 BGB. nicht in einem Prozeß: 
vergleiche wirkſam vorgenommen werden kann. Der § 925 beruht auf der 
Erwägung, daß die Auflaſſung vor dem Grundbuchamt allein dem Erwerber 
volle Sicherheit, insbeſondere Gewähr dafür bietet, daß dem Stande des Grund⸗ 
buchs bei einer Auflaſſung allenthalben Rechnung getragen werde, daß der 
Erwerber nicht in der Zeit zwiſchen der Auflaſſung und ihrer Einreichung 
bei dem Grundbuchamte durch Eintragungen Schaden leide und daß ungefährdet 
Zug um Zug geleiſtet werden könne (Mugdan, Materialien 3, 173 ff., 607 ff., 
975, 998 ff.). Dieſe Erwägung führt mit Notwendigkeit zur ausſchließlichen 
Zuſtändigkeit des Grundbuchamts für die Auflaſſung; demgemäß ordnet der 
§ 925 auch an, daß dieſe vor dem Grundbuchamt erklärt werden muß. Der 
Art. 143 EGzBGB. geſtattet aber den Landesgeſetzen, in Anſehung der in 
dem Gebiete des Bundesſtaats liegenden Grundſtücke zu beſtimmen, daß die 
Auflaſſung außer vor dem Grundbuchamt auch vor Gericht, vor einem Notar, 
vor einer anderen Behörde oder vor einem Beamten vorgenommen werden 
kann. Von dieſer Ermächtigung haben verſchiedene Bundesſtaaten, auch Sachſen, 
Gebrauch gemacht. Nach § 13 des ſächſ. AGzBGB. vom 18. Juni 1898 
kann die Auflaſſung eines ſächſiſchen Grundſtücks nicht bloß vor dem Grund⸗ 
buchamte, ſondern auch vor jedem deutſchen Amtsgericht oder vor einem deutſchen 
Notar erklärt werden. Darüber, ob in den Staaten, die auf Grund des 
Art. 143 EGBGB. mit der ausſchließlichen Zuſtändigkeit des Grundbuchamts 
gebrochen haben, die Auflaſſung im Wege des Prozeß vergleichs erfolgen kann, 
gehen die Meinungen auseinander. Verneint wird dies von Dronke in 
Buſchs Z. 30, 56 ff.; Joſef in Gruch. 53, 790 ff.; Turnau⸗Förſter, Liegen⸗ 
ſchaftsrecht (3) 1, 442; Seuffert, ZPO. (11) 468 Anm. 2 e zu $ 794 
und anderen, bejaht von Planck, BGB. (3) 6, 271 Anm. 3 zu Art. 148; 
Güthe, GBO. 1, 479 Anm. 34 zu $ 20; Fuchs⸗Arnheim, Grundbuchrecht 
2, 292 Anm. 17 zu § 29; Lehmann, Der Prozeßvergleich in Fiſchers Abh. 
22, 203 ff.; zu vgl. dazu auch Predari, GBO. S. 394 Anm. k zu 
§S 20 GBO. Es erſcheint zweifelhaft, ob die Frage einheitlich entſchieden 
werden kann. Nicht ohne Belang wird der Geſichtspunkt ſein, unter dem die 
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einſchlagende landesrechtliche Vorſchrift erlaſſen worden iſt. Nach Art. 81 
des bayer. AGzBGB. vom 9. Juni 1899 kann die Auflaſſung außer vor 
dem Grundbuchamte vor einem bayeriſchen Notar erklärt werden; der Notar 
iſt nach Art. 30 des bayer. Notariatsgeſetzes vom 9. Juni 1899 verpflichtet, 
ſich vor der Beurkundung durch Einſicht des Grundbuchs oder eines in jüngſter 
Zeit ausgeſtellten oder berichtigten Auszugs aus dem Grundbuche davon zu über⸗ 
zeugen, ob die beabſichtigte Auflaſſung mit dem Inhalte des Grundbuchs überein⸗ 
ſtimmt. Mit Rückſicht auf dieſe hinſichtlich des Notars getroffene beſondere 
Vorſorge mag die Annahme naheliegen, daß die Mitwirkung dieſes Notars bei 
einer Auflaſſung in bezug auf die Gewähr, die ſie bietet, der Mitwirkung des 
Grundbuchamts im weſentlichen gleichwertig ſei, und hieraus ſich der Schluß 
ableiten laſſe, daß die Mitwirkung des Notars ebenſowenig wie die des Grund⸗ 
buchamts durch einen vor dem Prozeßgerichte geſchloſſenen Vergleich erſetzt 
werden könne. Anders verhält es ſich in Sachſen. Bei der Erlaſſung des 
§ 13 des Geſetzes vom 18. Juni 1898 ſind die Vorzüge, die der Auflaſſung 
vor dem Grundbuchamt eigen ſind, vom Geſetzgeber keineswegs verkannt worden. 
Er hat aber die mit der ausſchließlichen Verweiſung der Auflaſſung vor das 
Grundbuchamt verbundene Erſchwerung des Grundſtücksverkehrs für ſo erheblich 
erachtet, daß er auf die damit verknüpften Vorzüge verzichtet und es bei dem 
bis dahin hinſichtlich des Eintragungsantrags und der Eintragungsbewilligung 
geltenden Rechtszuſtande, der zu Unzuträglichkeiten nicht geführt habe, belaſſen 
hat. In der Begründung wird dabei noch ausdrücklich hervorgehoben, daß, 
wer Anlaß habe, beſonders ſicher zu gehen, nicht behindert ſei, die Auflaſſung 
vor dem Grundbuchamte zu wählen. Liegt die Sache ſo und iſt den Aus⸗ 
führungen des Reichsgerichts in dem erwähnten Urteile beizutreten, ſo kann 
auch die Rechtswirkſamkeit der in dem vorliegenden Prozeßvergleiche von den 
Beteiligten erklärten Auflaſſung, die einen integrierenden Beſtandteil des Ver⸗ 
gleichs bildet, mit Grund nicht beanſtandet werden. 


Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Eigentümers ohne 
den Nachweis der Unrichtigkeit des Grundbuchs, ſofern die Eintragung 
unter Zuſtimmung des Eigentümers von dem eingetragenen Eigentümer 
bewilligt wird; Ablehnung der Eintragung, wenn das Grundbuchamt weiß, 
daß die Eintragung mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklang ſteht. 


88 ls, 19, 22 680. 
Kammergericht Berlin, 3. Juli 1911. — Bd. 11 S. 237. 


Im Januar 1892 ſtarb der Rittergutsbeſitzer Adolf K., der als Eigen⸗ 
tümer des im Grundbuche von L. Band 24 Blatt Nr. 710 verzeichneten 
Grundſtücks eingetragen war. Auf Grund ſeines Teſtaments wurde im Sep⸗ 
tember 1900 die Witwe K. als Eigentümerin des bezeichneten Grundſtücks 
eingetragen, während die Kinder des vor dem Erblaſſer verſtorbenen Sohnes 
Otto K. als Nacherben in Abteilung II vermerkt wurden. Im Auguſt 
1901 ſtarb die Witwe K. unter Hinterlaſſung eines Teſtaments vom 26. Sep: 
tember 1897, in welchem ſie die Kinder ihres verſtorbenen Sohnes Otto K. 
auch zu ihren Erben eingeſetzt hatte. Das Grundbuchamt trug hierauf im 
Auguſt 1909 die Geſchwiſter K., nämlich: 
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1. den Landwirt Rudolf K., 

2. den Rittergutsbeſitzer Alfred K. und 

3. Frau Ilſe R. geb. K., 
als Eigentümer des Grundſtücks „zu ungeteilter Erbengemeinſchaft auf Grund 
des Teſtaments vom 26. September 1897“ ein. 

Die Geſchwiſter K. ſchloſſen im Auguſt 1910 einen notariellen Vertrag, 
in dem es zunächſt heißt, daß die Kontrahenten teſtamentariſche Miterben nach 
ihren oben genannten Großeltern geworden ſeien, daß Ende Dezember 1901 
bzw. im Januar 1902 zwiſchen den Miterben Erbteilung ſtattgefunden habe, 
daß in dieſe Erbteilung nicht mit einbezogen worden ſeien folgende zum Nach⸗ 
laſſe der Erblaſſer gehörige Gegenſtände: drei näher bezeichnete Grundſtücke, 
darunter das hier in Rede ſtehende, eine Staatsſchuldbuchforderung von 
150000 M. und eine weitere Forderung von 31000 M., daß ferner be⸗ 
züglich dieſer Gegenſtände zwiſchen den drei Miterben ungeteilte Erbengemein⸗ 
ſchaft beſtehe. In den SS 1, 2 des Vertrags verkaufen und übertragen ſodann 
die Miterben zu 1 und 3 ihre „Erbanteile an dem noch ungeteilten Nach⸗ 
laſſe“ dem Miterben zu 2, Alfred K. Im § 3 bewilligen und beantragen 
ſämtliche Miterben „die Umſchreibung der Erbanteile in den betreffenden 
Grundbüchern“ auf Alfred K. Dieſer beantragte auf Grund des Vertrags, 
die Umſchreibung der Anteile auf ihn vorzunehmen. 

Das Grundbuchamt ſtellte jedoch durch eine Zwiſchenverfügung anheim, 
die Auflaſſung herbeizuführen, indem es ausführte, der Nachlaß ſei in der 
Hauptſache bereits geteilt und es könne daher der Vertrag nicht als Erbteils⸗ 
übertragung im Sinne des § 2033 Abſ. 1 BGB. angeſehen werden. Es 
handle ſich vielmehr um eine gemeinſchaftliche Verfügung der Miterben über 
fünf einzelne Nachlaßgegenſtände, die betreffs des Grundſtücks nur in der Form 
der Auflaſſung ausführbar ſei (SS 873, 925, $ 2040 Abi. 1 BGB.). 

Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wurde vom Landgericht zurückgewieſen. 
Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Grundbuchamt zurückverwieſen. 

Der Antrag geht auf die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung 
desjenigen als Eigentümer, welchem nach der Angabe der Beteiligten durch einen 
Vorgang außerhalb des Grundbuchs das Eigentum angefallen iſt, ohne daß 
er bisher als Eigentümer eingetragen iſt. In Frage ſteht ein Eigentums⸗ 
erwerb durch dingliche Uebertragung ſämtlicher Erbteile auf einen der Erben 
(KJ. 26 A, 118; 33 A, 207; 35 A, 74; 38 4, 233). Die nach 8 22 
Abſ. 2 GBO. erforderliche Zuſtimmung des angeblichen wahren Eigentümers 
iſt damit erteilt, daß Antrag und Eigentumsbewilligung von ſämtlichen Be⸗ 
teiligten ausgehen. 

Die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung eines Eigentümers 
kann mit deſſen Zuſtimmung erfolgen, wenn entweder die Unrichtigkeit des 
Grundbuchs nachgewieſen oder eine Berichtigungsbewilligung des eingetragenen 
Eigentümers vorgelegt wird (RJ A. 9, 203; RZ. 73, 154; Güthe GBO. 
1, 526 Anm. 29 zu § 22 GB.). 

Vorliegend iſt der zweite Fall gegeben, da die Miterben, alſo die bisher 
eingetragenen Eigentümer, im § 3 des notariellen Vertrages vom Auguſt 
1910 erklärt haben, daß ſie die Umſchreibung der Erbanteile in den betreffenden 
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Grundbüchern auf den Miterben Alſred K. bewilligen und beantragen. Das 
Kammergericht führt dann aus, daß die Frage, ob dem Vertrage vom Auguſt 
1910 dingliche oder nur obligatoriſche Wirkung zukomme, ſich nach den Vor⸗ 
ſchriſten des allgemeinen Landrechts richte, weil die Beſchwerdeführer in Anſehung 
des in Frage ſtehenden Grundſtücks Erben ihres vor 1900 verſtorbenen 
Großvaters ſeien. Ob aber ein wirklicher Erbſchaftskauf mit dinglicher Wirkung 
vorliege oder nicht, ſei zweifelhaft, da ſich aus den tatſächlichen Unterlagen 
nicht ergebe, wie weit die Auseinanderſetzung hinſichtlich des groß väterlichen 
Nachlaſſes durchgeführt ſei. Es fährt hierauf fort: 

Dieſe Zweifel ſind jedoch nicht als geeignet anzuſehen, um die Ablehnung 
der beantragten Eintragung zu rechtfertigen. 

Das Kammergericht hat zwar in der bereits erwähnten Entſcheidung vom 
2. März 1908 (RIA. 9, 203) ausgeſprochen, daß der Grundbuchrichter die 
im Wege der Berichtigung beantragte Eintragung des Eigentümers auch dann 
ablehnen dürfe, wenn er aus beſtimmten tatſächlichen Gründen daran zweifele, 
ob der Einzutragende Eigentümer geworden ſei, und wenn dieſe Zweifel durch 
den Antragſteller nicht gehoben werden. Das Reichsgericht hat in dem Be⸗ 
ſchluſſe vom 16. März 1910 (RGZ. 73, 157) dieſe Frage nicht berührt 
und den in Rede ſtehenden Satz nur dahin gefaßt, daß die Berichtigungs⸗ 
bewilligung des Eigentümers dann zurückzuweiſen ſei, wenn ſich aus dem mit 
ihr beigebrachten Urkundenmaterial ergebe, daß durch die der Bewilligung ent⸗ 
ſprechend vorzunehmende Eintragung das Grundbuch umgekehrt gerade unrichtig 
werden würde. Dies entſpricht dem vom Kammergericht in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung feſtgehaltenen Grundſatze, daß der Grundbuchrichter eine Eintragung 
abzulehnen hat, wenn er weiß, daß das Grundbuch durch ſie unrichtig werden 
würde. Bei erneuter Prüfung der Frage iſt der Senat dahin gelangt, die 
früher ausgeſprochene, weitergehende Anſicht hinſichtlich der Berichtigungsbewilligung 
auf dieſen Inhalt zu beſchränken. Die Aufgabe des Grundbuchrichters, das 
Grundbuch mit der wahren Rechtslage im Einklang zu halten, muß da ihre 
Grenze finden, wo eine bewußte Mitwirkung des Grundbuchrichters zur Herbei⸗ 
führung einer Unrichtigkeit des Grundbuchs nicht in Frage kommt. Es iſt letzten 
Endes Sache der an der Richtigkeit des Grundbuchs unmittelbar intereſſierten 
Berechtigten, eine Unrichtigkeit des Grundbuchs hintan zu halten, und ſie haben 
es ſich ſelbſt zuzuſchreiben, wenn durch eine der wahren Rechtslage nicht ent: 
ſprechende Berichtigungsbewilligung das Grundbuch unrichtig wird und 
ihnen dadurch Nachteile entſtehen. Es kann auch nicht als richtig anerkannt 
werden, daß durch Zweifel des Grundbuchrichters an der Richtigkeit der 
abgegebenen Erklärung ein Fall nach 8 18 GBO. geſchaffen würde, der 
den Erlaß einer Zwiſchenverfügung mit einer Friſtbeſtimmung und einem 
Präjudize, wie dort vorgeſehen, rechtfertigen könnte. Dem Grundbuchrichter 
iſt allerdings unbenommen, den Verſuch zu machen, ſich durch eine Rückfrage 
Klarheit zu verſchaffen, und er kann, wenn die Beteiligten eine Aufklärung 
verweigern oder nicht in ausreichendem Maße zu gewähren vermögen, dadurch 
die volle Ueberzeugung gewinnen, daß die ihm vorgelegten Erklärungen tat⸗ 
ſächlich unrichtig ſind. Dies iſt jedoch eine nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles frei zu entſcheidende Frage, die den Normen des $ 18 GBO. wegen 
der inneren Verſchiedenheit des Falles nicht zu unterſtellen iſt. 
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Umwandlung einer unter Beſtimmung eines Höchſtbetrags der Haftung 
eingetragenen Hypothek in eine gewöhnliche Hypothek für die Forderung 
eines anderen Gläubigers ohne Feſtſtellung der Höhe der Forderung, für 
welche die Höchſtbetragshypothek haftete. Zulüſſigkeit der Eintragung der 
Umwandlung ohne die Zuſtimmung desjenigen, deſſen Anſpruch auf 
Löſchung der Höchſtbetragshypothek für den Fall, daß ſie ſich in eine 
Grundſchuld des Eigentümers verwandelt, durch eine Vormerkung geſichert iſt. 
88 883, 888, 1179, 1180, 1186 BGB. 


Kammergericht Berlin, 11. Juli 1911. — Bd. 11 ©. 240. 


Im Grundbuche von B. Band 25 Blatt 1026 iſt in Abteilung III Nr. 6 
eine Höchſtbetragshypothek von 10000 M. für J. S. eingetragen. Bei dieſer 
Hypothek iſt zugunſten der Gläubiger der Hypotheken Abteilung III Nr. 10 
und 12 je eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung 
der Hypothek im Falle ihrer Vereinigung mit dem Eigentum eingetragen. 

In der notariell beglaubigten, von dem Grundſtückseigentümer, dem 
Rechtsanwalt S. und dem Kaufmann St. unterzeichneten Urkunde vom 
18. Februar 1911 ſind folgende Erklärungen abgegeben: 

I. . . . An die Stelle der Anſprüche des S. ſoll der unter II dieſer 
Erklärung bezeichnete, dem Kaufmann St. zuſtehende Anſpruch 
gemäß § 1180 BGB. treten. 

II. Der Grundſtückseigentümer erkennt an, Herrn St. aus dem Geſchäfts⸗ 
verkehre mit ihm einen Betrag von 10000 M. ſchuldig geworden 
zu ſein, welcher hiermit in eine gleich hohe Darlehensſchuld um⸗ 
gewandelt wird. Er verpflichtet ſich, dieſe Schuld vom Tage der 
Eintragung ab mit jährlich 5 Proz. zu verzinſen Zur 
Sicherheit für dieſes Darlehn nebſt Zinſen wird die zu I erwähnte 
bisherige Sicherungshypothek in eine mit 5 Proz. verzinsliche Brief⸗ 
hypothek. . .. umgewandelt. 

Parteien bewilligen und beantragen die Eintragung der vor⸗ 
ſtehenden Erklärungen in das Grundbuch. 


Das Grundbuchamt beanſtandete durch Zwiſchenverfügung die Anträge. 
Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. 
Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung 
nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Grundbuchamt zurückverwieſen. 

Die Vorinſtanzen machen die Erledigung der Eintragungsanträge von 
einer Feſtſtellung der S. ſchen Forderung abhängig. Dieſer Rechtsſtandpunkt 
beruht auf einer irrigen Auslegung der Urkunde vom 18. Februar 1911. 
Diefe Urkunde vereinigt in ſich zwei Rechtsakte, die Erſetzung der S. chen 
Forderung durch die Stiche Forderung gemäß §S 1180 BGB. und die Um⸗ 
wandlung der Höchſtbetragshypothek in eine zur Sicherung der St. ſchen Forderung 
dienenden Verkehrshypothek gemäß §8 1186 BGB. Wenn daher mit dem 
Kammergerichte (RJ A. 3, 154; a. M. anſcheinend RGZ. 60, 243) für 
nötig erachtet wird, daß mit der Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek in 
eine Verkehrshypothek eine Feſtſtellung der Forderung verbunden wird, ſo iſt 
hier nicht die Feſtſtellung der S. ſchen Forderung, ſondern die Feſtſtellung der 
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St.ſchen Forderung erforderlich, und dieſe Feſtſtellung iſt in der Urkunde vom 
18. Februar 1911 zweifellos erfolgt. 

Gegen die Zuläſſigkeit der beiden erwähnten Rechtsakte beſteht auch ein 
anderes Bedenken nicht. Daß der $ 1180 BGB. auch auf Höchſtbetrags⸗ 
hypotheken anwendbar iſt, hat das Kammergericht (RIA. 3, 154) in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Reichsgerichte (RGZ. 60, 259) bereits angenommen. 
Ob die an die Stelle der bisherigen Forderung geſetzte Forderung auch wieder 
eine dem Betrage nach unbeſtimmte fein muß (RIA. 7, 232) bedarf hier 
keiner Entſcheidung. Denn eine Verbindung der St. chen Forderung mit der 
Höchſtbetragshypothek ſoll nach Abſicht der Beteiligten nicht eintreten und tritt 
auch nicht ein, wenn den Anträgen ſtattgegeben wird. Nach $ 1180 BGB. 
gehört zum Eintritte der neuen Forderung in die dingliche Belaſtung die 
Eintragung dieſer Rechtsänderung. Da aber gleichzeitig mit dieſer Eintragung 
die Umwandlung der Höchſtbetragshypothek in eine Verkehrshypothek eingetragen 
und wirkſam wird, jo iſt die Stiche Forderung von ihrem Eintritt in die 
dingliche Belaſtung an mit der Verkehrshypothek verbunden. Es handelt ſich 
hier ebenſo um einen einheitlichen Vorgang wie in dem Falle der Abtretung 
einer Eigentümergrundſchuld unter gleichzeitiger Umwandlung in eine Hypothek 
(KGJ. 39 A, 240; insbeſondere S. 245, 246). Der hier gewollte Rechts⸗ 
vorgang iſt daher nicht fo zu denken, daß zunächſt die St. ſche Forderung an Stelle 
der S. ſchen Forderung in die Höchſtbetragshypothek eintritt und dann erſt dieſe 
in eine Verkehrshypothek umgewandelt wird. Die Beteiligten wollen vielmehr 
den Eintritt des neuen Gläubigers nicht ohne die Aenderung der Belaſtungs⸗ 
form haben; ihre Abſicht iſt daher auf eine einheitlich zu bewirkende Rechts⸗ 
änderung gerichtet. Dieſe Abſicht zu verwirklichen, wird durch die Vorſchriften 
des $ 1180 BGB. geitattet. 

Auch die für die Gläubiger der Hypotheken Nr. 10 und 12 gemäß 
§ 1179 BGB. eingetragenen Vormerkungen ſtehen der Erledigung der Ein⸗ 
tragungsanträge nicht entgegen. Durch die Eintragung einer Vormerkung 
wird eine Sperre des Grundbuchs nicht herbeigeführt (RIA. 8, 154). Der 
Grundſtückseigentümer iſt daher trotz des durch eine Vormerkung aus § 1179 
BGB. geſicherten Anſpruchs eines Dritten auf Löſchung der Eigentümerhypothek 
zu Verfügungen über dieſe befugt. Der Vormerkungsberechtigte wird durch 
die Vorſchrift des 8 888 BGB. geſchützt. Dies muß auch gegenüber den 
hier fraglichen Rechtsakten gelten. Allerdings enthält ſowohl die Erſetzung 
der Forderung durch eine andere wie auch die Umwandlung der Höchſtbetrags⸗ 
hypothek in eine Verkehrshypothek nicht oder wenigſtens nicht notwendig eine 
Verfügung über eine bereits beſtehende Eigentümerhypothek. Indeſſen liegt in 
der Zuſtimmung des Eigentümers zu den beiden genannten Rechtsakten eine 
Verfügung des Eigentümers über die Rangſtelle, deren Beſeitigung der Zweck 
der Vormerkung des $ 1179 BGB. iſt. Eine ſolche Verfügung iſt daher nach § 883 
Abſ. 2 BGB. inſoweit unwirkſam, als fie den vorgemerkten Löſchungsanſpruch 
vereiteln und beeinträchtigen würde. Die Vormerkungsberechtigten ſind alſo 
auch inſoweit durch 8 888 BGB. geſchützt. In der Rechtslehre wird denn 
auch die Zuſtimmung des Vormerkungsberechtigten nur zu dem Zwecke gefordert, 
um die Unwirkſamkeit gemäß § 883 Abſ. 2 BGB. auszuſchließen. 

Hiernach bedarf es zur Eintragung der Forderungserſetzung und der Hypo⸗ 
thekenumwandlung der Zuſtimmung der beiden Vormerkungsberechtigten nicht. 
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Nichtigkeit einer Zwangshypothek beim Fehlen einer Voransſetzung für die 
Vornahme der Zwaugsvollſtreckung. 
88 750, 765, 867, 868 3 PO. 


Kammergericht Berlin, 11. Juli 1911. — Bd. 11 S. 242. 


Gegen den Kaufmann Julius H. hat der Kaufmann Hermann L. am 
13. März 1911 ein gegen Sicherheitsleiſtung von 25 000 M. vorläufig 
vollſtreckbares Urteil erſtritten, durch das der Beklagte verurteilt iſt, an den 
Kläger 25000 M. Zug um Zug gegen Rückzeſſion einer für den Kläger 
eingetragenen Hypothek von 35 000 M. zu zahlen. 

Nachdem Hermann L. am 18. März 1911 die Sicherheit hinterlegt 
hatte, begab ſich in ſeinem Auftrage der Gerichtsvollzieher am 20. März 1911 
in die Wohnung des Julius H. und bot ihm die Rückzeſſion der Hypothek 
nebſt dem Hypothekenbriefe gegen Zahlung einer Teilforderung von 10 000 M. 
und Koſten an. Der Schuldner lehnte die Zahlung ab. In dem Protokolle 
heißt es hierzu: „Der Schuldner erklärte, die Rückzeſſion ſei nicht mit dem 
Stempel verſehen und auch nicht notariell beglaubigt.“ 

Hermann L. beantragte hierauf bei dem Grundbuchamt, auf dem Grund⸗ 
ſtücke des Julius H. in B. Band 82 Blatt 2006 wegen eines Teilbetrags 
von 10000 M. nebſt 4 v. H. Zinſen ſeit dem 5. Januar 1911 eine 
Sicherungshypothek einzutragen. Zur Begründung des Antrags überreichte 
er das Urteil vom 13. März 1911, die Hinterlegungserklärung vom 18. März 
1911, die Abtretungsurkunde vom 20. März 1911, den Hypothekenbrief über die 
Poſt von 35 000 M. und Abſchrift des Pfändungsprotokolls vom 20. März 1911 
nebſt Zuſtellungsurkunde vom 2. Mai 1911. Das Grundbuchamt trug hierauf 
die beantragte Hypothek in Abteilung III Nr. 11 ein. Der Grundſtückseigentümer 
legte hiergegen Beſchwerde ein. Das Landgericht wies das Grundbuchamt an, bei 
der Hypothek folgenden Widerſpruch einzutragen: „Widerſpruch gegen die Eintragung 
der Hypothek, ſich darauf gründend, daß die Sicherungshypothek nichtig iſt, da der 
Annahmeverzug des Kaufmanns Julius H. nicht durch öffentliche oder öffent⸗ 
lich beglaubigte Urkunden nachgewieſen iſt, zugunſten des Kaufmanns Julius 
§.“ Die von Hermann L. hiergegen erhobene weitere Beſchwerde hat das 
Kammergericht mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß der Widerſpruch folgende 
Faſſung enthält: „Widerſpruch gegen die Eintragung der Hypothek, ſich darauf 
gründend, daß die Hypothek nichtig iſt, weil bei ihrer Eintragung der nach 
dem Urteil vom 13. März 1911 erforderliche Annahmeverzug des Eigentümers 
Julius H. nicht vorgelegen hat, zugunſten des Eigentümers Julius H.“ 

In den Gründen wird ausgeführt: Das Rechtsmittel iſt zuläſſig, aber 
nicht begründet. Für die Eintragung einer Zwangshypothek ſind nicht nur 
die Beſtimmungen der Grundbuchordnung, ſondern auch die der Zivilprozeß⸗ 
ordnung maßgebend (OL GRſp. 1, 206; 11, 102). Es iſt daher ſowohl 
die allgemeine Vorſchrift des § 750 Abſ. 1 wie auch die Sondervorſchrift 
des S 765 ZPO. anwendbar. 

Was zunächſt den § 765 anbetrifft, jo iſt ſeine Vorausſetzung — 
Abhängigkeit der Vollſtreckung von einer Zug um Zug zu bewirkenden Leiſtung 
des Gläubigers an den Schuldner — nach dem Urteile vom 13. März 1911 
hier zweifellos gegeben. In einem ſolchen Falle darf das Grundbuchamt die 
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Eintragung einer Zwangshypothek nur anordnen, wenn der Beweis, daß der 
Schuldner befriedigt oder im Verzuge der Annahme iſt, durch öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunden geführt wird und eine Abſchrift dieſer Urkunden 
bereits zugeſtellt iſt. Der § 765 verlangt alſo in erſter Reihe, daß der 
Schuldner befriedigt oder im Verzug der Annahme iſt. Hier iſt, da eine 
Befriedigung des Schuldners nicht behauptet iſt, nur zu prüfen, ob der Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner Julius H. in ſeiner Eigenſchaft als Gläubiger des Anſpruchs 
auf Rückzeſſion der Hypothek von 35000 M. in den Verzug der Annahme 
gekommen iſt. Das Kammergericht ſtellt dann feſt, daß ein tatfächliches An⸗ 
gebot der Rückzeſſion durch Anbietung der Abtretungsurkunde und des Hypotheken⸗ 
briefes erſolgt iſt. Es fährt hierauf fort: Die Leiſtung iſt aber nicht ſo an⸗ 
geboten worden, wie ſie zu bewirken iſt. Nach dem Urteile vom 13. März 
1911 war die Rückzeſſion der Hypothek von 35 000 M. anzubieten. Was 
unter „Rückzeſſion“ zu verſtehen ift, it aus dem $ 1154 BGB. zu entnehmen. 
Nach Abſ. 1 Satz 1 daſelbſt würde das Anbieten einer ſchriftlichen Abtretungs⸗ 
erklärung und des Hypothekenbriefs genügt haben. Nach Abſ. 1 Satz 2 daſelbſt hatte 
jedoch Julius H. das Recht, von Hermann L. die Beglaubigung der Abtretungs⸗ 
erklärung zu verlangen. Ein ſolches Verlangen iſt in der Erklärung des 
Julius H., die Rückzeſſion ſei nicht beglaubigt, zu erblicken. Daß dieſes Ver⸗ 
langen dem Gerichtsvollzieher gegenüber ausgeſprochen worden iſt, iſt aus⸗ 
reichend, weil der Gerichtsvollzieher die Urkunden namens des Hermann L. 
angeboten hat. Da das Urteil über die Form der Rückzeſſion keinen Ausſpruch 
enthält, nach §S 1154 Abſ. 1 Satz 2 BGB. der neue Gläubiger aber das 
Recht hat, die Form zu beſtimmen, jo iſt durch das Verlangen Julius H. 
die Beglaubigung zu einem Beſtandteile der Urteilsverpflichtung des Hermann 
L. geworden. Daraus folgt, daß die Leiſtung am 20. März 1911 nicht ſo, wie 
ſie zu bewirken war, angeboten worden iſt. Julius H. iſt demnach durch das 
am 20. März 1911 erfolgte Anbieten der Leiſtung nicht in Annahmeverzug 
verſetzt worden (8 294 BGB.). 

Fehlt es hiernach an dem Vorliegen eines Annahmeverzugs des Julius 
H., ſo dürfte nach $ 765 ZPO. das Grundbuchamt die Eintragung der 
Zwangshypothek nicht anordnen. Es iſt daher zu prüfen, welche Wirkung 
die trotzdem erfolgte Eintragung hat. 
Der $ 867 Abſ. 1 Satz 2 3] O. beſtimmt für den Fall der Eintragung 
einer Zwangshypothek: „Mit der Eintragung entſteht die Hypothek.“ Die 
Begründung der Zivilprozeß⸗ Novelle von 1898, aus der dieſe Vorſchrift 
ſtammt, bemerkt hierzu (zu $ 757 v) folgendes: „Die ſonſt gemäß § 873 
BGB. zur Entſtehung einer Hypothek erforderliche Einigung zwiſchen dem 
Gläubiger und dem Eigentümer ſowie die im § 19 EBD. bezeichnete Ein⸗ 
tragungsbewilligung des Eigentümers wird durch den vollſtreckbaren Titel 
erſetzt. Zur Entſtehung der Hypothek genügt daher hier die Eintragung.“ Hier⸗ 
nach iſt anzunehmen, daß der vollſtreckbare Titel für die Wirkſamkeit der 
Eintragung ebenſo notwendig iſt wie die Einigung, daß alſo die Eintragung 
einer Zwangshypothek beim Fehlen eines vollſtreckbaren Titels ebenſo nichtig 
iſt wie die Eintragung einer Vertragshypothek beim Fehlen der Einigung 
(RO. 70, 353; KGJ. 27 A, 128). Was von dem Titel gilt, muß auch 
von den anderen Vorausſetzungen gelten, von denen die Zivilprozeßordnung 
die Zwangsvollſtreckung in zwingender Weiſe abhängig macht. Für die nach 
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§ 750 Abi. 1 ZPO. erforderliche Zuſtellung des Schuldtitels iſt dies vom 
Kammergericht (KGJ. 34 A, 323) im Anſchluß an die Auffaſſung des Reichs⸗ 
gerichts (RGZ. 20, 433; 25, 368; Gruch. Beitr. 28, 845; 36, 467) 
bereits ausgeſprochen worden. Ebenſo iſt aber auch der Fall des § 765 
ZPO. zu behandeln, insbeſondere ſteht dieſer Annahme der $ 868 ZRO. 
nicht entgegen. Allerdings erwirbt nach dem Abſ. 1 dieſer Vorſchrift der 
Grundſtückseigentümer die Zwangshypothek nicht nur dann, wenn die zu voll⸗ 
ſtreckende Entſcheidung oder ihre vorläufige Vollſtreckbarkeit durch eine vollitred- 
bare Entſcheidung aufgehoben wird, ſondern auch dann, wenn durch eine 
ſolche Entſcheidung die Zwangsvollſtreckung für unzuläſſig erklärt wird. Dieſe 
Vorſchrift knüpft, wie die Begründung der Zivilprozeß⸗Novelle von 1898 (zu 
§ 757d) erkennen läßt, an den $ 775 Nr. 1 ZPO. (früher $ 691 Nr. 1) 
an. Im § 775 Nr. 1 iſt aber bei der Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung 
nicht an die bloße Unzuläſſigkeit einer einzelnen Vollſtreckungsmaßregel wegen 
Nichtvorliegens einer Zwangsvollſtreckungsvorausſetzung, ſondern an den Fall 
gedacht, daß der Schuldtitel in ſeiner Wirkſamkeit beſeitigt oder beeinträchtigt 
iſt, daß alſo die Vornahme der Vollſtreckung auf Grund des Titels für un⸗ 
zuläſſig erklärt wird. Im gleichen Sinne muß auch der § 868 Abſ. 1 
ZPO. verſtanden werden. Eine Entſcheidung, durch die eine auf Grund des 
S 766 3POO. erhobene Einwendung für begründet erklärt wird, fällt daher 
nicht unter die Fälle des § 868. Selbſt wenn alſo das durch eine Beſchwerde 
auf Grund der SS 7 ff GBO. angerufene Beſchwerdegericht zuſtändig wäre, 
an Stelle des Vollſtreckungsgerichts über eine auf das Nichtvorliegen einer Voll⸗ 
ſtreckungsvorausſetzung geſtützte Einwendung gemäß § 766 ZPO. zu ent⸗ 
ſcheiden, und wenn ferner eine ſolche Entſcheidung als eine vollſtreckbare anzu⸗ 
ſehen wäre, würde ſie doch nicht den Uebergang der Zwangshypothek auf den 
Eigentümer zur Folge haben. Die Hypothek iſt vielmehr infolge des Nicht⸗ 
vorliegens der fraglichen Vollſtreckungsvorausſetzung nichtig. 

Hiernach hat das Grundbuchamt die Eintragung der Zwangshypothek 
unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften bewirkt. Durch die Eintragung iſt 
ferner auch das Grundbuch unrichtig geworden, weil die Hypothek nichtig iſt. 
Es findet daher der $ 54 Abſ. 1 Satz 1 GBO. Anwendung. Der dem⸗ 
nach einzutragende Widerſpruch iſt jedoch inſofern anders, als es das Lande 
gericht tut, zu ſaſſen, als die Hypothek deswegen als nichtig zu bezeichnen 
iſt, weil der Kaufmann Julius H. nicht in Annahmeverzug verſetzt iſt. 


Löſchung einer Gefamthypothek, die anf mehreren Grundſtücken desſelben 
Eigentümers eingetragen iſt, auf ſämtlichen Grundſtücken, obwohl die Löſchung 
nur in bezug auf ein Grundſtück bewilligt und beantragt war. Unzu⸗ 
läſſigkeit des Antrags des Eigentümers, die auf den übrigen Grundſtücken 
eingetragenen Löſchungen im Wege der Berichtigung des Grundbuchs zu 
beſeitigen. 
88 1132, 1172 bis 1175, 1177, 1182 BGB. 


Kammergericht Berlin, 28. Juli 1911. — Bd. 11 S. 246. 
Auf dem Grundſtücke des R. — Grundbuch von M. Bd. 18 Bl. 


Nr. 554 — ſtand in Abt. III Nr. 9 eine Hypothek von 145 000 M. für 
ſeine Ehefrau eingetragen. 
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Im Mai 1910 trennte R. die beiden Parzellen 915/39 und 916/39 
von dem Stammgrundſtück ab. Hierbei wurde auf das erſte Trennſtück, das 
die Grundbuchbezeichnung Bd. 39 Bl. Nr. 1190 erhielt, ein Teilbetrag der 
Hypothek ſeiner Frau von 5700 M., auf das zweite Trennſtück aber, das 
die Grundbuchbezeichnung Bd. 39 Nr. 1191 erhielt, ein Teilbetrag der Hypothek 
ſeiner Frau von 2600 M. zur Mithaft übertragen. Im Dezember 1910 
überreichte R. löſchungsfähige Quittungen und Anträge bezüglich der über⸗ 
tragenen Teilhypotheken von 5700 M. und 2600 M. In ihnen erkennt 
die Ehefrau an, wegen Kapital und Zinſen durch den Eigentümer des ver⸗ 
hafteten Grundſtücks befriedigt worden zu ſein, und bewilligt die Löſchung 
der darüber beſtehenden Hypothek im Grundbuche, während der Ehemann die 
Löſchung der Hypothek auf ſeine Koſten im Grundbuche beantragt. 

Das Grundbuchamt löſchte darauf die beiden Poſten von 5700 und 
2600 M. nicht nur auf den Trennſtücken, ſondern auch auf dem Stamm⸗ 
grundſtücke Bd. 18 Bl. Nr. 554. Gegen die Löſchung auf dieſem wendete 
ſich R. und beantragte, das Grundbuch von Amts wegen zu berichtigen. Er 
machte geltend, daß die Löſchung nur bei den Trennſtücken beantragt, aber 
irrtümlich auch auf dem Stammgrundſtück erfolgt ſei, ſo daß das Grundbuch 
unrichtig geworden ſei. Das Grundbuchamt lehnte den Antrag ab. Die 
hiergegen erhobene Beſchwerde wurde vom Landgericht zurückgewieſen. Auch 
der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt. 

In. den Gründen wird ausgeführt: 

Da die Beſchwerde ſich materiell gegen die Löſchung der Geſamthypotheken 
auf dem Stammgrundſtücke richtet, ſo iſt ſie gegen eine Eintragung erhoben 
und ſchon nach §8 71 Abi, 2 Satz 1 GBO. unzuläſſig. Es kann aber 
auch nicht auf Grund des § 71 Abſ. 2 Satz 2 EBD. verlangt werden, 
daß das Grundbuchamt angewieſen wird, nach § 54 einen Widerſpruch ein⸗ 
zutragen. Denn der § 54 erfordert, daß das Grundbuchamt unter Verletzung 
geſetzlicher Vorſchriften eine Eintragung vorgenommen hat, durch die das Grund⸗ 
buch unrichtig geworden iſt. 

Eine Unrichtigkeit des Grundbuchs iſt durch die Löſchung der Geſamt⸗ 
hypotheken auf dem Stammgrundſtück nicht herbeigeführt worden. Die von 
der weiteren Beſchwerde herangezogene Entſcheidung des Kammergerichts vom 
3. Februar 1902 (RIA. 2, 96), wonach die Löſchung einer Geſamthypothek 
auf dem mitverhafteten Grundſtücke nur erfolgen darf, wenn der tilgende 
Eigentümer erklärt, daß ihm ein Erſatzanſpruch gegen den anderen Eigentümer 
nicht zuſteht, paßt auf den vorliegenden Fall nicht. Sie behandelt einen Fall 
des § 1173 BGB., der ſeinem unzweideutigen Wortlaut nach vorausſetzt, 
daß die mit der Geſamthypothek belaſteten Grundſtücke verſchiedenen Eigentümern 
gehören. Nur für ſolche Fälle iſt im Abſ. 2 des $ 1173 BGB. eine Be⸗ 
ſtimmung getroffen, wonach die Löſchung der Geſamthypothek erſt beim Nicht⸗ 
vorhandenſein eines Erſatzanſpruchs des tilgenden Eigentümers gegen die Eigen⸗ 
tümer der anderen belaſteten Grundſtücke erfolgen darf. Das ergibt die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des §. 1173 deutlich (Protokolle 3, 628 ff., 625). Im 
vorliegenden Falle gehören aber die mit der Geſamthypothek belaſteten Grund⸗ 
ſtücke einem Eigentümer, dem Beſchwerdeführer, ſo daß von einem Erſatzan⸗ 
ſpruche der im 8 1173 Abſ. 2 BGB. bezeichneten Art keine Rede fein kann. 
Befriedigt hier der Eigentümer den Gläubiger der Geſamthypothek, ſo erwirbt 
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er — anders wie am Falle des 8 1173 BGB. — durch die Befriedigung 
des Gläubigers die Geſamthypothek an allen Grundſtücken, und zwar mit der 
Forderung, wenn er nicht der persönliche Schuldner iſt (§ 1143, § 1177 
Abſ. 2 BGB.), andernfalls ohne die Forderung, d. h. als Geſamtgrundſchuld 
(8 1163 Abſ. 1 Satz 2, § 1177 Abi. 1 BGB.). Daraus und weil die 
von der Geſamthypothek handelnden SS 1132, 1172 bis 1175, 1182 
BGB. von der Möglichkeit einer verſchiedenen Geſtaltung der Geſamthypothek 
auf den einzelnen Grundbuchblättern nichts erwähnen, ſondern unzweifelhaft 
von ihrer gleichmäßigen Eintragung auf Grundbuchblättern ausgehen, folgt 
die Unmöglichkeit, daß die Geſamthypothek trotz ihrer Löſchung auf dem einen 
belaſteten Grundſtück auf dem anderen belaſteten Grundſtücke fortbeſtehen kann. 
Das widerſpricht der Einheitlichkeit der Hypothek und der Erwägung, daß eine 
verſchiedene Geſtaltung der für eine Forderung haftenden Hypotheken zu den 
verſchiedenſten, dem Willen des Geſetzes nicht entſprechenden und für den Rechts⸗ 
verkehr höchſt bedenklichen Folgen führen könnte und würde (RGZ. 70, 246, 
247). Die Anſicht der weiteren Beſchwerde, daß die Geſamthypothek trotz ihrer 
Löſchung auf den Trennſtücken als Eigentümergrundſchuld auf dem Stamm⸗ 
grundſtücke fortbeſtehe und der Verfügungsmacht des Eigentümers unterliege, 
iſt alſo rechtsirrtümlich. Die Geſamthypothek iſt vielmehr durch die Löſchung 
auf den Trennſtücken, die unbedenklich zu Recht erfolgt iſt und nicht angefochten 
wird, auch auf dem Stammgrundſtück erloſchen. Wenn das Grundbuchamt 
ſie dort gleichfalls gelöſcht hat, ſo iſt dadurch keine Unrichtigkeit des Grundbuchs 
herbeigeführt, ſondern es ſteht mit der wirklichen Rechtslage im Einklange. 

Auch hieran ſcheitert ſomit die weitere Beſchwerde. 

Es braucht nicht unterſucht zu werden, ob das Grundbuchamt die Geſamt⸗ 
hypothek auf dem Stammgrundſtücke mit Recht gelöſcht hat oder ob es nicht 
richtiger geweſen wäre, nur die Mithaft des Stammgrundſtücks für die er⸗ 
loſchene Geſamthypothek gemäß § 49 Abſ. 2 GBO. zu löſchen, was auch 
das Landgericht andeutet. 

Nach alledem iſt die Zurückweiſung des Rechtsmittels geboten. 


Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, den perſönlichen Verkehr zwiſchen 

der Mutter und ihrem für ehelich erklärten Kinde zu regeln, ſoweit die 

Beſchränkung des Verkehrs durch den Vater ſich als Mißbrauch ſeines 

Erziehungsrechts darſtellt; Mißbrauch des Erziehungsrechts, wenn der 

Vater den Verkehr der Mutter mit dem Kinde davon abhängig macht, 
daß ſich dieſe nicht als Mutter bezeichnet. 


$ 1666 Abi. 1, $ 1738 BGB. 
Oberlandesgericht Stuttgart, 2. Oktober 1911. — Bd. 11 S. 251. 


Im Dezember 1909 iſt die am 17. Juni 1904 geborene J. Th. auf 
Antrag des W. F., der ſich als ihr Vater bekannt hat, als ehelich erklärt 
worden. W. F., der ſeit 1906 verheiratet iſt, hat im Frühling 1909 die 
J. Th. mit Einwilligung ihrer Mutter in ſein Haus aufgenommen. 

Im April 1911 hat die Mutter des Kindes bei dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte den Antrag geſtellt, anzuordnen, daß W. F. ihr den perſönlichen 
Verkehr mit ihrem Kinde zu geſtatten und insbeſondere zuzulaſſen habe, daß 
das Kind ſie jährlich zweimal auſ die Dauer von mindeſtens vierzehn Tagen in 
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Karlsbad beſuchen dürfe. Das Vormundſchaftsgericht hat den Antrag abgewieſen, 
indem es ein geſetzliches Recht der Antragſtellerin auf perſönlichen Verkehr mit 
dem Kinde verneinte. Der Antrag der Mutter auf Abänderung dieſer Ent⸗ 
ſcheidung wurde von dem Amtsgerichte zurückgewieſen. Die hiergegen erhobene 
Beſchwerde hatte keinen Erfolg, indem das Landgericht den Antrag aus ſach⸗ 
lichen Gründen für unbegründet erachtete. Auf die weitere Beſchwerde hat 
das Oberlandesgericht Stuttgart den Beſchluß des Landgerichts inſoweit auf⸗ 
gehoben, als darin die Befugnis des W. F. anerkannt iſt, die von ihm der 
Beſchwerdeführerin zugeſtandenen Beſuche bei ihrem Kinde davon abhängig 
zu machen, daß die Beſchwerdeführerin bei dieſen Beſuchen es unterlaſſe, ſich 
dem Kinde gegenüber als Mutter zu bezeichnen. N 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Soweit im vorliegenden Falle ein Recht der natürlichen Mutter auf den 
perſönlichen Verkehr mit dem für ehelich erklärten und bei dem Vater leben⸗ 
den Kinde in Frage kommen kann, handelt es ſich jedenfalls nicht um ein im 
Wege der ordentlichen Prozeßklage zu verfolgendes Recht. Denn die Befugnis 
der Beſchwerdeführerin zum perſönlichem Verkehr mit ihrem Kinde wird ihr von 
W. F. an ſich nicht ſtreitig gemacht. Dieſer hat vielmehr zum amtsgerichtlichen 
Prototoll erklärt, daß er auch fernerhin der Beſchwerdeführer jedes Frühjahr an 
zwei Tagen auf einige Stunden den Beſuch des Kindes nach zuvoriger An⸗ 
meldung geſtatten wolle, daß ſie aber keine Szenen machen dürfe, jeder Be⸗ 
einfluſſung des Kindes ſich zu enthalten und ſich als „Tante“ (nicht als 
Mutter) zu bezeichnen habe; dagegen widerſpreche er einer. Ueberlaſſung des 
Kindes auf längere Zeit und namentlich einer ſolchen in das Ausland. Dem⸗ 
gemäß ſteht nur das Maß des der Beſchwerdeführerin einzuräumenden Ver⸗ 
kehrs zur Entſcheidung. Hierfür kann aber nur die Zuſtändigkeit des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters in Betracht kommen (ſ. RGZ. 69, 94). 

Im Gegenſatze zu dem Vormundſchaftsgericht und zu dem Amtsgerichte 
vertritt das Landgericht für die Fälle der vorliegenden Art die Anſicht, daß 
für den Vormundſchaftsrichter eine Veranlaſſung zum ſachlichen Einſchreiten 
inſoweit geboten wäre, als „der Vater das Recht der natürlichen Mutter auf 
den perſönlichen Verkehr mit ihrem Kinde in unzuläſſiger Weiſe beſchränken 
und damit feine väterliche Gewalt mißbrauchen würde“. Im Ergebnis iſt 
der Anſicht des Landgerichts beizutreten, wenn es auch des Hereinziehens eines 
im Geſetze nicht erwähnten ſubjektiven Rechtes der Mutter auf den perſönlichen 
Verkehr um deswillen nicht bedarf, weil die vorhandenen ausdrücklichen Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmungen ausreichen, um zu der erforderlichen Entſcheidung zu gelangen. 
Wie nämlich das Reichsgericht (64, 52) zutreffend ausführt, enthält die un⸗ 
gehörige Beſchränkung des perſönlichen Verkehrs zwiſchen der natürlichen Mutter 
und dem Kinde zugleich einen gegen das Sittengeſetz verſtoßenden Mißbrauch des 
Erziehungsrechtes nach $ 1666 Abſ. 1 BGB. und ſchon auf Grund dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung kann daher in Fällen der vorliegenden Art, wenn eine übermäßige 
Beſchränkung des perſönlichen Verkehrs zwiſchen Mutter und Kind behauptet wird, 
durch Anrufung des Einfchreitend des Vormundſchaftsrichters der nötige Schutz 
gewährt werden. Es iſt auch nicht anzunehmen, daß von dem Standpnnkt aus, 
den das Landgericht einnimmt, zu einem der Mutter weſentlich güͤnſtigeren Ergeb: 
niſſe zu gelangen wäre. Denn einerſeits hat die Beſchwerdeführerin, indem ſie 
der Chelichkeitserklärung zugeſtimmt und ſich dadurch kraft Geſetzes ($ 1783 
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Abf. 1 BGB.) der Sorge für das Kind begeben hat, ſich ſelbſt auch in der 
Frage der Zuläſſigkeit des perſönlichen Verkehrs zwiſchen ihr und dem Kinde 
in erſter Linie dem billigen Ermeſſen des nunmehrigen legitimen Vaters unter⸗ 
worfen. Und ſofern ſie ſich auf etwaige Abmachungen, die bei Anlaß ihrer 
Zuſtimmung zu dieſer Chelichkeitserklärung getroffen worden ſein ſollen, berufen 
wollte, ſo müßten dieſe inſoweit jeder Bedeutung entbehren, als ſie mit dem 
wohlverſtandenen Intereſſe des Kindes, alſo namentlich auch mit den Grund⸗ 
fätzen einer verſtändig zu regelnden Erziehung, in Widerſpruch ſich ſtellen 
würden. Sofern etwa, wie die Mutter behauptet, ihr zugeſtanden worden 
wäre, ſie werde auch fernerhin die Rechte der Mutter behalten, ſo können 
derartige Verſprechungen ohnehin nur mit dem Vorbehalte verſtanden werden, 
daß ihr die mit dem Geſetz im Einklang ſtehenden Rechte einer Mutter, deren 
Kind für ehelich erklärt wurde, vorbehalten ſein ſollten; darüber hinaus N 
der etwaigen Zuſage der rechtliche Erfolg verſagt bleiben. 

Prüft man nun die Sache von dieſen Geſichtspunkten aus, ſo kann 
zunächſt nicht für zutreffend erachtet werden, wenn die weitere Beſchwerde einen 
Verſtoß gegen das Geſetz darin finden will, daß das Landgericht nicht inſoweit, 
als W. F. den Verkehr mit dem Kinde geſtatten will, eine ausdrückliche Ent⸗ 
ſcheidung — nach Analogie des Anerkenntnisurteils aus $ 307 ZPO. — 
getroffen habe. Der Natur der Sache nach iſt vielmehr der Vormundſchafts⸗ 
richter nur inſoweit veranlaßt, in die Beziehungen der Parteien regelnd ein⸗ 
zugreifen, als nicht dieſe ſelbſt ſchon ihre Beziehungen geregelt haben. So⸗ 
weit daher W. F. ſelbſt Zugeſtändniſſe gemacht hat, von denen angenommen 
werden darf, daß er ſie einhalten werde, iſt zu einem Einſchreiten des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters ein Anlaß nicht gegeben. Daß W. F. nach ſeiner vor dem 
Amtsgericht abgegebenen Erklärung der Beſchwerdeführerin den Zutritt in ſein 
Haus verſagt hätte, iſt nicht behauptet. 

Die von dem Landgericht getroffene Feſtſtellung, daß ein Mißbrauch des 
dem W. F. zuſtehenden Rechts nicht vorliege, iſt als Subſumtion der feſt⸗ 
ſtehenden Tatſachen unter dem Begriff „Mißbrauch“ der Reviſion und dem⸗ 
gemäß ($ 27 366.) auch der weiteren Beſchwerde zugängig. Ein Rechts⸗ 
irrtum liegt nun inſofern nicht vor, als das Landgericht unter Würdigung der 
tatſächlichen Umſtände des Falles zu dem Ergebniſſe gelangt iſt, dasjenige 
Maß des Zuſammenſeins zwiſchen Mutter und Kind, das W. F. freiwillig zu 
gewähren bereit iſt, entſpreche den im vorliegenden Falle gegebenen Verhält⸗ 
niſſen.— — — — 

Anders liegt die Sache jedoch inſoweit, als W. F. ſeine Genehmigung 
der Beſuche der Mutter bei dem Kinde davon abhängig machen will, daß das 
Kind bei dieſen Beſuchen den Namen „Mutter“ nicht gebrauche. Eine der 
Beſchwerdeführerin darin gemachte Vorſchrift, daß fie bei Zufammenkünften mit 
dem Kinde ſich nicht als Mutter bezeichnen und ſich von dem Kinde nicht 


„Mutter“ nennen laſſen ſollte, müßte eine Kränkung der mütterlichen Gefühle 


in ſich ſchließen und den perſönlichen Verkehr zwiſchen Mutter und Kind ſeines 
weſentlichen Inhalts berauben. Gründe für eine ſo ſtrenge Maßregel liegen 
hier nicht vor. Das Kind hat bis zum fünften Jahre bei der Mutter gewohnt 
und da, wie ſich aus den Akten ergibt, noch bei den Beſuchen der Beſchwerde⸗ 
führerin im vorigen und in dieſem Frühjahre dieſe ihrem Kinde gegenüber 
als Mutter ſich bezeichnet hat, kann die Tatſache, daß die Beſchwerdeführerin 
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die Mutter des Kindes iſt, dieſem nicht unbekannt ſein. Maßnahmen, welche. 
zu dieſem Punkte auf die Verſchleierung des wahren Sachverhalts hinwirken 
ſollen, müßten alſo ihren Zweck verfehlen, wären überdies auch vom erzieheriſchen 
Standpunkt aus bedenklich und könnten vom Vormundſchaftsrichter nicht gut⸗ 
geheißen merden. Im vorliegenden Falle laſſen ſich alſo zugunſten der Inter⸗ 
eſſen des Kindes keine Gründe von ſolchem Gewicht anführen, daß das natür- 
liche Mutterrecht zurückſtehen müßte. Vielmehr wäre dem Vater der Vorwurf 
eines Mißbrauchs der ihm zuſtehenden Rechte zu machen, wenn er unter 
Mißachtung der Gefühle der Mutter die Zulaſſung ihrer Beſuche an eine 
Vorausſetzung knüpfen wollte, die für die Mutter die Beſuche bei ihrem Kinde 
ſo gut wie wertlos machen müßte. Inſoweit iſt alſo ein Mißbrauch, d. h. 
die Ausnützung des eigenen Rechtes in einer Weiſe, daß die entgegenſtehenden 
Intereſſen der Beſchwerdeführerin in unverhältnismäßiger Weiſe notleiden müßten, 
als vorliegend anzuerkennen und demgemäß inſoweit der Beſchluß des Land⸗ 
gerichts aufzuheben. 


Recht des geſchiedenen Ehegatten, dem die Sorge für die Perſon des 
Kindes nicht zuſteht, mit dem Kinde perſönlich zu verkehren; Unzuläſſig⸗ 
keit der völligen Entziehung dieſes Rechtes. 

88 1635, 1636, 1666 BGB. 


Kammergericht Berlin, 6. Oktober 1911. — Bd. 11 S. 254. 


Die Ehe des Friedrich P. mit der Margarethe geb. R. iſt rechtskräftig 
geſchieden; beide Eheleute ſind für ſchuldig erklärt. Aus der Ehe ſind zwei 
Söhne hervorgegangen. Die Sorge für die Perſon dieſer Kinder ſteht nach 
8 1635 BGB. dem Vater zu, der ſie in L. untergebracht hat. Die Mutter 
hat gebeten, ihren Verkehr mit den Kindern dahin zu regeln, daß ihr die 
Kinder jeden zweiten Sonntag gelaſſen würden; der Vater dagegen hat mit 
Rückſicht auf den von ihm behaupteten unſittlichen Lebenswandel der Mutter 
gebeten, ihr den Verkehr mit den Knaben ganz zu unterſagen. 

Das Vormundſchaftsgericht hält auf Grund der angeſtellten Ermittelungen 
den unſittlichen Lebenswandel der Mutter für erwieſen und hat ihr das Recht 
entzogen, mit ihren Kindern perſönlich zu verkehren, da die Vorausſetzungen 
des $ 1666 BGB. vorlägen und ſich deshalb auch die Entziehung des Ver⸗ 
kehrsrechts rechtfertige. Auf die von der Mutter hiergegen eingelegte Beſchwerde 
hat das Landgericht den amtsgerichtlichen Beſchluß aufgehoben und die Sache 
zu erneuter Entſcheidung an das Vormundſchaftsgericht zurückgewieſen; es 
nimmt an, daß dem nicht ſorgeberechtigten Elternteile der Verkehr mit den 
Kindern niemals ganz entzogen werden dürfe, und gibt dem Vormundſchafts⸗ 
gericht auf, zu prüfen, in welcher Weiſe der perſönliche Verkehr der Mutter 
mit ihren Kindern, und zwar gegebenenfalls nach Anſtellung neuer Ermittelungen, 
am zweckmäßigſten geregelt werde. 

Die hiergegen vom Vater eingelegte weitere Beſchwerde hat das Kammer⸗ 
gericht zurückgewieſen, und zwar aus folgenden Gründen: 

Mit Recht hat das Landgericht angenommen, daß der Mutter, der nach 
§ 1635 BGB. das Recht der Sorge für die Perſon ihrer beiden Söhne 
nicht zuſteht, das Recht zum perſönlichen Verkehr mit ihren Kindern auch dann 
nicht vollſtändig genommen werden kann, wenn die Vorausſetzungen des $ 1666 
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BGB. vorliegen. Für dieſe Rechtsauffaſſung ſprechen ſowohl der Wortlaut 
wie auch die Entſtehungsgeſchichte des 8 1636 BGB. Nach dieſer Geſetzes⸗ 


vorſchrift behält der Ehegatte, dem nach $ 1635 die Sorge für die Perſon 
des Kindes nicht zuſteht, die Befugnis, mit dem Kinde perſönlich zu verkehren. 
Nach Satz 2 des § 1636 kann das Vormundſchaftsgericht den Verkehr 
näher“ regeln; es kann alſo zwar die Art und Weiſe, in der der Verkehr 
ſtattfinden ſoll, beſtimmen, iſt aber nicht befugt, den nicht ſorgeberechtigten 
Elternteil vom Verkehr mit ſeinen Kindern ganz auszuſchließen. Denn darin 
würde keine Regelung, ſondern die Beſeitigung jedes Verkehrs liegen. 
Ferner aber ergibt auch die Entſtehungsgeſchichte des § 1636 klar, daß 
die völlige Entziehung des Rechts auf den Verkehr dem Geſetzgeber nicht zu⸗ 
läſſig erſchienen iſt. Es war in einer gutachtlichen Aeußerung zum Entwurfe 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſchlagen worden, im § 1457 Satz 1 (jetzt 
$ 1636 Satz 1) hinter „zu verkehren“, hinzuzufügen: „wenn er deſſen 
würdig iſt“; es ſollte damit zum Ausdruck gebracht werden, daß z. B. Proſti⸗ 
tierten die Befugnis, mit ihren Kindern zu verkehren, nicht zuſtehen könne, 
Zuſammenſtellung der gutachtlichen Aeußerungen zum Entwurf 4, 334. Später 
wurde dann beantragt, den Satz 2 des $ 1457 (jetzt $ 1636) dahin zu 
faſſen: „Das Vormundſchaftsgericht kann dieſen Verkehr näher regeln, ihn auch 
ganz ausſchließen, wenn er zum offenbaren Nachteile des Kindes gereicht.“ 
Demgegenüber hatte ſich der Entwurf auf die Beſtimmung beſchränkt, daß alle 
über den perſönlichen Verkehr erforderlichen Anordnungen dem Vormundſchafts⸗ 
gericht oblägen. In den Motiven hierzu iſt anerkannt, daß eine gänzliche 
Verſagung des perſönlichen Verkehrs nicht ſtattfinden dürfe. Die Mehrheit der 
Kommiſſion billigte den Entwurf und lehnte den erwähnten Abänderungsantrag 


ab. Dabei wurde erwogen, es ſei zwar zuzugeben, daß Fälle eintreten könnten, 


wo ein perſönlicher Verkehr des Kindes mit dem von der Sorge für das 
Kind ausgeſchloſſenen Elternteile, z. B. wenn die Mutter eine Proſtituierte ſei, 
nicht wünſchenswert ſei. Allein in ſolchen Fällen werde das Gericht ſchon 
durch ſachgemäße Anordnungen über Zeit, Ort und Bedingungen des Verkehrs 
jeder Gefahr für das geiſtige Wohl des Kindes vorbeugen. Eine Beſtimmung, 
daß der Richter den Verkehr ganz ausſchließen dürfe, könne zu großen Härten 
führen, ſetze das Anſehen des Elternteils in nicht zu billigendem Maße herunter 
und bringe dem Kinde eigentlich erſt den Fehler ſeines Elternteils zum Be⸗ 
wußtſein, Prot. 4, 449. Daß es ſich hierbei, wie der Beſchwerdeführer 
meint, nicht um eine klare grundſätzliche Darlegung eines Standpunkts durch 
den Geſetzgeber, ſondern um eine gelegentliche Erörterung eines Bedenkens 
gehandelt hat, iſt unzutreffend. Vielmehr iſt in den Beratungen des Geſetzes 
mit voller Klarheit und grundſätzlich zum Ausdrucke gebracht, daß der nicht 
ſorgeberechtigte Elternteil unter keinen Umſtänden vom Verkehre mit ſeinen 
Kindern völlig ausgeſchloſſen werden dürfe. Es hätte ſonſt nichts näher ge⸗ 
legen, als daß bei den Beratungen des Entwurfs auf die Möglichkeit hinge⸗ 
wieſen worden wäre, auf Grund des $ 1666 BGB. auch den nicht ſorge⸗ 
berechtigten Elternteil vom Verkehre mit ſeinen Kindern ganz auszuſchließen; 
dies muß um ſo mehr gelten, als gerade das Beiſpiel von einer der Proſti⸗ 
tution verfallenen Mutter gewählt war, bei der wohl ſtets die Vorausſetzungen 
des $ 1666 vorliegen werden. Der Umſtand, daß die Frage bei der Beratung 
des § 1666 nicht erörtert iſt, iſt nicht entſcheidend. Denn die letztgedachte 
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Vor ſchriſt will nur die Fälle treffen, in denen gegen den Inhaber der elter⸗ 
lichen Gewalt oder gegen den Elternteil eingeſchritten werden ſoll, der das 
Perſonenſorgerecht nicht hat. Die geſchiedene Mutter aber, der nach $ 1635 BGB. 
das Perſonenſorgerecht nicht zuſteht, könnte unter die Vorſchrift des 8 1666 
nur dann fallen, wenn man ihr Recht auf Verkehr mit ihrem Kinde als 
Ausfluß und noch übrig gebliebenen Teil ihres früheren Perſonenſorgerechts 
anſieht. Der richtigen Anſicht nach iſt aber das Verkehrsrecht nicht ein Teil 
des Perſonenſorgerechts, ſondern beſtehe als ſelbſtändige Befugnis neben ihm. 
Die Sorge für die Perſon des Kindes umfaßt nach S 1631 Abſ. 1 BGB. 
das Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, zu beaufſichtigen und ſeinen 
Aufenthalt zu beſtimmen. Gegenſtand dieſer Sorge iſt nicht die Befugnis zum 
perſönlichen Verkehre mit dem Kinde, ſondern das Recht, über den Verkehr 
des Kindes mit anderen Perſonen die geeignete Beſtimmung zu treffen. Wenn 
deshalb im Falle der Scheidung der Ehe die Sorge für die Perſon des Kindes 
dem einen der beiden Ehegatten zugeſprochen, zugleich jedoch angeordnet wird, 
daß der andere Ehegatte die Befugnis behalte, mit dem Kinde perſönlich zu 
verkehren, jo bedeutet das lediglich, daß das Recht des mit der Sorge für 
die Perſon ausſchließlich betrauten Ehegatten, den Verkehr nach Gutdünken zu 
beſtimmen, durch das Recht des anderen Ehegatten zum perſönlichem Verkehre 
mit dem Kinde beſchränkt iſt (RJ A. 4, 138, 139). Hiernach ſtellt ſich das 
Verkehrsrecht weder als Ausfluß der Sorge für die Perſon des Kindes noch 
überhaupt als Beſtandteil der elterlichen Gewalt dar, ſondern entſpricht dem 
zwiſchen Eltern und Kindern beſtehenden nahen Verwandtſchaftsverhältniſſe; 
dieſes letztere bedingt, daß kein Elternteil von dem Verkehre mit ſeinen Kindern 
ganz ansgeſchloſſen werden kann. Hiermit ſtimmt auch die Anſicht von Stau⸗ 
dinger, BGB. (5./6.) 890 Anm. 4 zu § 1636, überein; der abweichenden 
Auffaſſung, der das Reichsgericht (RG. 64, 49) und das Kammergericht in 
dem Beſchluſſe vom 5. März 1909 (K GJ. 37 A, 29) über die Natur des 
Verkehrsrechts Ausdruck gegeben haben, kann nicht gefolgt werden. 

Iſt aber hiernach das Verkehrsrecht kein Teil des Perſonenſorgerechts, ſo 
kann es dem geſchiedenen nicht ſorgeberechtigten Elternteil auch dann nicht 
entzogen werden, wenn die Vorausſetzungen des $ 1666 BGB. im übrigen 
vorliegen. Hiermit ſtimmen auch die Entſcheidungen des Kammergerichts KG. 
30 A, 38 und des Oberlandesgerichts Darmſtadt in OL GRſpr. 11, 297 ſowie 
Staudinger Anm. 2a Abſ. 2 zu § 1636 überein. Ob der in den Entſcheidungen 
des Kammergerichts vom 14. März 1904 (RIA. 4, 139) eingenommene Stand⸗ 
punkt, wonach beim Vorliegen der Vorausſetzungen des S 1666 BGB. dem 
ſorgeberechtigten Elternteile zugleich mit dem Perſonenſorgerecht auch das Verkehrs⸗ 
recht ſolle genommen werden können, zutrifft und ſich mit den vorſtehenden Aus⸗ 
führungen vereinigen läßt, kann dahingeſtellt bleiben. Denn in den letzter⸗ 
wähnten Entſcheidungen handelte es ſich nicht um geſchiedene Ehen und um ein 
Einſchreiten gegen den nicht ſorgeberechtigten geſchiedenen Elternteil, ſondern es 
war die Frage zu entſcheiden, ob bei Unanwendbarkeit der 88 1635, 1636 BGB. 
die Möglichkeit beſtehe, dem ſorgeberechtigten Elternteil auf Grund des § 1666 
das Verkehrsrecht zu entziehen. Hiernach iſt die gegenwärtig allein intereſſierende 
Frage, ob das Verkehrsrecht des 1636 gemäß § 1666 beſeitigt werden könne, 
in den beiden erwähnten Beſchlüſſen nicht entſchieden. 
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Verzeichnis 


der vom Reichsjuſtizamte zuſammengeſtellten, in dieſem Bande ent⸗ 
haltenen Entſcheidungen, unter Angabe der darin zur Geltung gebrachten 


o 
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Rechtsanſichten. 


. Eine Handelsgeſellſchaft, deren Betrieb auf den Umfang eines Kleingewerbes 


geſunken iſt, iſt deshalb noch nicht zur Firmenlöſchung verpflichtet 


. Das Grundbuchamt iſt an einſtw. Verfügungen gebunden 


Der nacheingetragene Gläubiger kann ſich nicht darüber beſchweren, daß 
eine vorangehende Poſt zu Unrecht nicht gelöſcht fi. - eee. 
Die Erhöhung einer eingetragenen Ablöſungsſumme für die Rentenſchuld 


ist unzuläſſttſgſgſgg Ran r 
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Die Arreſthypothek kann in eine Zwangshypothek umgewandelt werden. 
Außer dem Schuldtitel iſt ein Antrag und gegebenenfalls eine Verteilungs⸗ 
erklärung erforderlich a 


6. Iſt der durch Vormerkung geſicherte Anſpruch erloſchen, iſt die Vormer⸗ 


kung im Wege der Grundbuchberichtigung zu löſ chen 
Bewilligt der eingetragene Hypothekengläubiger die Löſchung und weiß der 
Grundbuchrichter aus dienſtlichem Anlaß, daß der Gläubiger nicht allein⸗ 
berechtigt iſt, ſo kann er den Löſchungsantrag abweiſen, ſolange ihm nicht 
der gute Glaube des Eigentümers nachgewieſen iſtetetet 


Der unbeſchränkte Rangvorbehalt erliſcht nicht durch einmalige Ausübung 
. 8 1115 Abſ. 2: es genügt die Bezugnahme auf die Satzung ohne den 


Zuſatz, daß wegen der Nebenleiſtungen Bezug genommen wird 


. Die Vormerkung des $ 1179 BGB. erliſcht durch den Zuſchlag, wenn 


das vorgemerkte Recht im geringſten Gebote nicht berückſichtigt iſt 


. 8 740 ZPO. findet auf Vergleiche nicht Anwendung, in denen der Mann 


Verfügungen trifft, die er nur mit Zuſtimmung der Frau treffen kann 
Lehnt das Beſchwerdegericht einen Zwiſchenantrag ab, ſo iſt regelmäßig 
keine Beſchwerde gegeben 
Beſchwerde des Vaters gegen die Volljährigkeitserklärung eines gewalt⸗ 
unterworfenen Kindes iſt auch dann zuläſſig, wenn dem Vater die Sorge 
für Perſon und Vermögen entzogen iſ dm 
Wird bei Einlegung der Beſchwerde von der Partei der Abweiſungsgrund 
beſeitigt, ſo hat das Gericht der Beſchwerde abzu helfen 
Vorläufige Anordnungen zum Zwecke der Durchführung des § 1666 BGB. 
ſind zuläſſig. Eine Mutter gefährdet das geiſtige Wohl des Kindes, wenn 
fie deutſche Erziehung verwe iger 


Iſt im Standesregiſter eine Unterſchrift mit verſtellten Vornamen gegeben, 


ſo iſt ſie zu berichtigen 


.Der Nachlaßgläubiger, der eine Inventarfriſt beantragt, braucht nur feine 


Forderung glaubhaft zu machen, nicht auch eine Sterbeurkunde vorzulegen 
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Die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers, der zur Zeit, wo er anzu⸗ 
treten hat, geſchäftsunfähig iſt, bleibt unwirkſam, auch wenn die Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit zur Zeit der Annahme des Amtes nicht mehr befteht . . 

ze Den nach § 83 Abſ. 2 FG. ift vor dem Nachlaßgericht 
AU eiſfthkchch nnn ea 
Reedereien keine juriſtiſchen Perſonen. Bei Verpfändung von Schiffs⸗ 
ſuſeht iſt der Bruchteil anzugeben, der dem Mitreeder an dem Schiffe 
ZUNIEHE )ſrhnhüüüü. a ee er ee © 
Iſt in der Satzung für Statutenänderung die Zuſtimmung aller 
Genoſſen e N ift beim Fehlen eines Genoſſen der Ver⸗ 
ſammlungsbeſchluß ungültig . - - g 
Die Ausſchließung eines Genoſſen durch Vorſtandsbeſchluß iſt einzutragen 
auf Grund der Abſchrift des Beſchluſſ ses 


Der Regiſterrichter hat nicht zu prüfen, ob die vorgeſchriebene Zuſtimmung 
des Aufſichtsrats zur Uebertragung des Geſchäftsanteils vorliegt 

Rechte aus einem Generalvertretungsvertrag ſind Sacheinlagen auf das 
Grundkapital der Gbwmee ss 
Wird zur Ergänzung der Liquidation der frühere Liquidator wiederernannt, 
ſo kann er ablehnen, aber keine Beſchwerde über die Beſtellung führen 
Der Regiſterrichter hat nicht zu prüfen, ob eine Firmenanmeldung un⸗ 
lauterem Wettbewerb dienen ſollrtrkklk◻l ce nenne 
Ungeteilte Hypotheken, die verſchiedenen, nicht in Rechtsgemeinſchaft ſtehenden 
Gläubigern zuſtehen, ſind unzuläſſig. Die Eintragung einer Eigentümer⸗ 
grundſchuld für den Fall, daß bei der Feſtſtellung der Forderungen einer 
Höchſtbetragshypothek der Höchſtbetrag nicht erreicht wird, iſt unzuläſſig 
Beitrittserklärungen zur Genoſſenſchaft brauchen nur den Familien⸗ 
amen zit agen re er 
Auflaſſung auf Grund eines Kaufvertrags iſt vermutlich eine ent⸗ 
geltliche Verfügunun⸗nggggggaggsgdſdd 8 
Der Teſtamentsvollſtrecker kann die Zuſtimmung nach § 22 Abſ. 2 GBO. 
kraft eigenen Rechts erklären.. 
Geſamthypothek muß auf allen Grundſtücken einheitlich geſtaltet ſein 


Vorausſetzung des Widerſpruchs iſt, daß das Grundbuch noch zur Zeit der 
Widerſpruchseintragung unrichtig iſt. Hat ein Dritter das Grundſtück 


erworben, iſt glaubhaft zu machen, daß gutgläubiger Erwerb nicht vorliegt 
1 Tun kann allgemein Nebenbeſtandteil einer Grunddienſtbarkeit 
J Dm P. ER Eee 

Verwandelt ſich ein Teil einer Hypothek in eine Eigentümergrundſchuld, 
ſo iſt ein Teilbrief zu bilden. Dazu iſt auch der Notar berufen. Die 
Umwandlung der Teilgrundſchuld in eine Teilhypothek iſt Sache des 
Grundbucga mne ee 


Die Liegenſchaftsvollſtreckung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß aus⸗ 
ſichtsvolle Pfändung beſtehhktetetete . 

Zwangshypothek unzuläſſig, wenn eine Forderung geteilt iſt und die 
einzelnen Titel 300 M. nicht überſteigen 
Der Gläubiger kann beantragen, eine ihm voll bewilligte Hypothek nur 
zu einem Teilbetrag einzutragen, wenn dies den Intereſſen des Eigen⸗ 
küners entſprich t ae 
Nicht jeder Vormerkung kommt eine ſelbſtändige Bedeutung z 
5 52 GBO. iſt auch auf den Erſatznacherben anwenddaer 
Das Zeugnis des Nachlaßgerichts (8 37 GBO.) muß in klarer Weiſe 
den Rechtsübergang dartd ns... 


Die Nummernfolge weiſt den Rang der Hypotheken nicht nach 
Soll ein aus der Mithaft für eine Geſamthypothek entlaſſenes Grund⸗ 


ſtück pfandfrei auf das Blatt des Erwerbers übertragen werden, ſo genügt 


der Antrag des Erwerbers; die Zuſtimmung des Veräußerers iſt unnötig 


Eine Verpflichtung des „jeweiligen Eigentümers“ des Grundſtücks zur 


Bezahlung der Hypothekenſchuld ift nicht eintragungs fähig 


44. 
45. 


62. 
63. 
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Eine fürſtliche Rentkammer ift keine Behörde nach $ 29 FG 


Die zur Verwaltung von Kindervermögen eingeſetzte Pflegschaft beein⸗ 
trächtigt keine Rechte des Vatee sss. 


Die Mutter des unehelichen Kindes iſt in perſönlichen Fragen des Kindes 


beſchwerdeberechtignnnneteet 
In der Uebernahme einer Vormundſchaft liegt eine der Beſchwerde zu⸗ 
ängliche Verfügung des übernehmenden Gerichts 


ie Witwe kann die Aufhebung einer Beiſtandſchaft nicht verlangen, nur 


beantragen CCC 


. Auch wenn der Ehegatte zum Getrenntleben nicht berechtigt iſt, iſt das 


Vormundſchaſtsgericht befugt, den Verkehr mit den Kindern zu regeln 
Stirbt der Beſchwerdeführer, ſo iſt die Beſchwerde erledigt, wenn das Be⸗ 
ſchwerderecht rein perſönlicher Natur wart M ⏑ t 


. Eintragungen eines örtlich unzuſtändigen Standesbeamten ſind durch 


den Vermerk der Unzuſtändigkeit zu berichtigen, eine Löſchung iſt ausge⸗ 
ſcheſſsesese‚eee a ke a a a er ee en si 8 


. Die Rücknahme eines öffentlichen Teſtaments aus amtlicher Verwahrung 


kann nach § 2078 BGB. angefochten, ein Erbſchein auf Grund einer 
Abſchrift des verloren gegangenen, zurückgenommenen Teſtaments erteilt 
werden, wenn die Rücknahme mit Erfolg angefochten iſſuuu 
Dem deutſchen Nachlaßgericht mangelt die ſachliche Zuſtändigkeit zur Ent⸗ 
laſſung eines Teſtamentsvollſtreckers, wenn der Erblaſſer zwar im Inland 
wohnte, aber nach ausländiſchem Recht beerbt wird 
Haupt⸗ und Zweigniederlaſſung können durch Veräußerung der einen 
unter abgeleiteter Firma getrennt werden 


. Die Staatsbehörde kann nicht Einſendung des Protokollbuchs verlangen . 


Reklamezuſätze zu einer Firma find zuläſſiiiggg gz 
Ein Beamtenverein, der unter gemeinſamer Firma Backwaren an Nicht⸗ 
mitglieder verkauft, iſt als offene Handelsgeſellſchaft einzutragen, auch 
wenn die Firma nicht dem § 19 HGB. entſpricht und im Statut die 
Haftung der Mitglieder auf eine Einlage beſchränkt itt 5 


Der Regiſterrichter hat nicht zu prüfen, ob der Beſtellung zum Proku⸗ 


riſten ein ordnungsmäßiger Beſchluß der Geſellſchaft zugrunde liegt 


. Im Sinne des $ 192 HGB. ſtehen die geſetzlichen Vertreter der grün⸗ 


denden juriſtiſchen Perſon den Gründern gleich. Der Prüfungsbericht 
kann auch nach Eintragung der Aktiengeſellſchaft verlangt werden. Das 
Ordnungsſtrafverfahren richtet ſich nicht auch gegen ſtellvertretende Direk⸗ 
toren neben den Direktoren 


. Geſchäftsführer der GmbH. können ſchon vor der Eintragung der Ge⸗ 


ſellſchaft vom Auſſichtsrat beſtellt werden ; 
Die Vertretung der GmbH. kann fo fein, daß ein Geſchäftsführer nur 
gemeinſam mit dem anderen, der andere auch allein handeln darf. 
Auch Ueberſlüſſiges iſt ins Genoſſenſchaftsregiſter einzutragen 
Eine ſachlich unrichtige Eintragung ins Handelsregiſter iſt zu berichtigen, 
auch wenn fie dem Eintragungsantrag entſpri cht. 
Das Pfandleihgewerbe iſt zum Handelsregiſter anzumelden, wenn es einen 
kaufmänniſchen Betrieb erfordere. rn 


. Eine Verzögerung der Berufung der vorgeſchriebenen Generalverſammlung 


einer Aktiengeſellſchaft iſt unzuläſſidgdgzdggggggddz 


.Das Regiſtergericht hat bei der Gründung einer Aktiengeſellſchaft nicht 


zu prüfen, ob ein Einbringungsvertrag durchführbar it . -» » 2... 


. Auf Grund vorläufig vollſtreckbaren Urteils iſt die Eintragung der Auf⸗ 


löſung einer Handelsgeſellſchaft nicht zuläſſiig g. 


Der Vertreter der Gläubiger von Teilſchuldverſchreibungen, für die eine 


Sicherungs hypothek beſteht, iſt nicht im Grundbuch einzutragen 
§ 18 GBO. iſt auch im Zwangsvollſtreckungsverſahren anwendbar, wenn 
es ſich um einen Mangel grundbuchrechtlicher Erforderniſſe handelt 
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Sind auf gemeinſchaftlichem Grundbuchblatt mehrere Grundſtücke unter 
beſonderen Nummern eingetragen, ſo iſt die Zwangshypothek zu verteilen 
In Sachſen iſt die im Prozeßvergleich erklärte Auflaſſung wirkſam 

Eine Eintragung iſt abzulehnen, wenn das Grundbuchamt weiß, daß die 
Eintragung der Rechtslage nicht entſpricht; Zweifel genügt nicht 
Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek in eine gewöhnliche Hypothek 
für die Forderung eines andern Gläubigers iſt ein einheitlicher Vorgang 
und ohne Feſtſtellung der Höhe der Forderung möglich, für die die Höchſt⸗ 
betragshypothek haftete % 
Fehlt eine Vollſtreckungsvorausſetzung, fo iſt die Zwangshypothek nichti 
Eine Geſamthypothek auf mehreren Grundſtücken kann nicht nur 5 
einem Grundſtück gelöſcht werden 
Der Vater des für ehelich erklärten Kindes mißbraucht ſein Recht, wenn 
er den Verkehr der Mutter davon abhängig macht, daß dieſe ſich nicht 
als Mutter bezeichnrtte !! 
Auch dem unwürdigen geſchiedenen Ehegatten kann das Recht zum Ver⸗ 
kehr mit den Kindern nicht entzogen werden e el 
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